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A. Verbrecherverfolgung. 
Auf der Fährte des Verbrechers. 


Probleme der praktischen Strafverfolgung. 
Von Dr. jur. Erich Änuschat, Kgl. Kriminalkommissar, Berlin. 


Einleitung. 


er Jäger spürt dem Wilde nach, der Indianer auf dem Kriegspfade 
dem schleichenden Feinde, — wie der Kriminalist in ähnlicher Weise 
der Fährte des Verbrechers folgt, habe ich dem Leser dieses Archivs 
erst kürzlich geschildert!'). Leider aber vermag der Verbrecher in 
unseren Kulturländern seine dunklen Geschäfte sehr oft in einer Weise 
zu betreiben, die jeglichem Fährtensuchen Hohn spricht; spurlos arbeitet 
und verschwindet er, und eine mit Mühe etwa doch aufgespürte Fährte 
verliert sich auf Nimmerwiedersehen im Getriebe weltstädtischen Lebens 
und Verkehrs. Da ist der Kriminalist dann auf andere Fährtenzeichen 
angewiesen, Zeichen, die ihm weder das schäriste Auge noch die Nase 
des Polizeihundes noch Mikroskop oder Kamera des Forschers weist, 
Fährtenzeichen, die er lediglich geistig zu spüren und »auszuarbeiten« 
vermag, mit dem Rüstzeuge des Verstandes, der praktischen Erfahrung 
und der Wissenschaft. Von der le&teren will ich heute reden; Straf- 
recht und Strafprozeß bilden ihre selbstverständlichen Grundlagen, aber — 
wie heißt es doch in einem uralten, heute längst vergessenen Werke: 
»Wo man bey großen Inquisitionibus wider famose Er&diebe. sich all- 
zusehr an den Akademisch-Juristischen Schulschlendrian anbinden will, 
wird man selten den rechten Endzweck, nemlich die richtige Erforschung 
der Wahrheit und Vollstreckung der Gerechtigkeit erreichen °).« Besagter 
Schlendrian ist längst zu Grabe getragen, aber darüber, daß man mit 
rechtswissenschaftlichen Kenntnissen allein keine Verbrecher fängt, 
herrscht auch heute in Fachkreisen nirgends ein Zweifel. Von der 
anerkanntermaßen hierfür benötigten Wissenschaft, der Kriminalistik, 
habe ich bereits in der Einleitung zum »Fährtensucher« gesprochen, freilich 
dort auch schon erwähnt, wie der Praktiker über sie und alle Bestrebungen, 
die Strafverfolgung in wissenschaftliche Bahnen zu lenken, denkt. 
Leidenschaftlicher Jäger und Kriminalist zugleich, kann ich auch hier 
nicht unterlassen, auf den ganz anderen Standpunkt des Weidmannes 
hinzuweisen. Wie schätt und verehrt dieser seine Wissenschaft und 
die wahrhaftig nicht zu geringe Literatur; welche tausendfältige An- 
regung schöpft er aus ihr, wie legt er sie dem Nachwuchs an das Herz 


1) »Der Kriminalist als Fährtensucher«, dieses »Archiv« 64 253f., im folgenden 
kurzweg als »Fährtensucher« zitiert. 

2) »Entdeckter jüdischer Baldober oder Sachsen-Coburgische Acta criminalia wider 
eine jüdische Diebs- und Räuberbande« (Coburg 1737). 
Archiv. Bd. 66. Ze 
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und — was wir uns immerhin merken können — welche Pietät hegt 
er für die Überlieferungen der Alten. »Die Lehren jener Meister, die 
vor hundert Jahren in der grünen Gilde lebten und wirkten, haben für 
unsere Zeit immer noch hohe Bedeutung, bilden deshalb ein teures 
Vermächtnis, dem nicht nur idealer, sondern auch praktischer Wert 
innewohnt°),« und namhafte Fachmänner segen ständig ihre Arbeitskraft 
daran, sie »der Veränderung der allgemeinen Zustände, der Entwicklung 
der Technik, den Fortschritten der Wissenschaft *)«, anzupassen. Und 
bei uns? Ich habe es hier mit der Gegenwart zu tun, um aber nur 
eins und das andere zu erwähnen, welcher Kriminalist kennt heute noch 
etwa die einst berühmten Werke von Falkenberg’), Wennmohs®), 
Bauer’), Roß®), Kitka°), Rochliß'!°), Hirt!!), selten, daß sich einer 
noch Stiebers!?) oder Av&-Lallemants'®) erinnert! Wer denkt noch 
an den alten Hugo Franz v. Jagemann, der als erster den kühnen Versuch 
wagte, »den Lehrbegriff der Untersuchungskunde als ein abgeschlossenes, 
von der Theorie des Strafprozesses nicht unbedingt abhängiges, auf 
eigenen Grundlagen errichtetes Lehrgebäude« aufzustellen (eigene Worte 
in der Vorrede); zwar ist sein gewaltiges »Handbuch der gerichtlichen 
Untersuchungskunde« !*) neuerdings von Hans Groß in Gestalt des 
»Handbuches für Untersuchungsrichter«°) zu neuem Leben erweckt 


s) Aus der Vorrede zu Diezels »Niederjagd«, 6. Aufl. (in erster 1849 erschienen) 
(Neudamm, J. Neumann). 

+) Ebenda. . 

6) Karl Falkenberg, »Versuch einer Darstellung der verschiedenen Klassen 
von Räubern, Dieben und Hehlern« (Berlin 1816). 

6) F, A. Wennmohs, »Über Gauner und über das zweckmäßigste Mittel zur 
Vertilgung dieses Übels« (Güstrow 1823). 

1) Anton Bauer, »Anleitung zur Kriminalpraxis« (Göttingen 1823). Eine vom 
Standpunkte des Praktikers für die damaligen Zeiten mustergültige Leistung. 

8) Christian Roß, »Gründliche Anleitung für une Stadt- und Land- 
richter« (Rudolstadt 1834). 

9») Joseph Kitka, »Beitrag zur Lehre über die Erhebung des Tatbestandes der 
Verbrechen« (Wien 1831). Mit welchen besseren Worten können wir modernen 
Kriminalisten unsere Bestrebungen rechtfertigen als mit denen, die Kitka seinen 
scharfsinnigen Untersuchungen voranschickt: »Es gibt zwar nicht solche Rechtsfälle, 
welche einander in der Art vollkommen ähnlich wären, daß alle jene Regeln, 
deren Anwendung in dem einen Falle zweckmäßig war, auch in dem anderen 
ihre Zweckmäßigkeit verbürgen könnten. Unwidersprechlich wahr bleibt aber, 
daß sich aus den unzähligen, wenn auch noch so verschiedenartigen Fällen, welche 
uns die Erfahrung darbietet, manche allgemeinen Grundsäße ableiten lassen, welche 
bei zukünftigen neuen Fällen sehr zweckmäßig angewendet werden können.« 

10) Chr. Rochliß, »Polizeilicher Schuß und Trut« (Erfurt 1839). 

11) Hirth, »Erfahrungen eines Kriminalbeamten«. 

12) Wilhelm Stieber, »Praktisches Lehrbuch der Kriminalpolizei« (Berlin 1860). 

19) Friedrich Christian Benedict Av&-Lallemant, »Das deutsche 
Gaunertum« (Leipzig 1856), besonders berühmt wegen der einzigartig umfassenden 
Forschungen über die Verbrechersprache. 

14) Frankfurt a. M. 1838, 16) 6. Aufl., München 1914, 
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worden, aber wenngleich unsere gesamte moderne, wie im »Fährten- 
sucher« erwähnt, bereits auf Lehrstühle gelangte Kriminalistik nichts 
anderes ist als der Ausbau seines Lehrgebäudes — auch sein Name 
ist vergessen. 

Ein mächtiger Ausbau ist es freilich geworden, dem Praktiker beinahe 
‚schon wieder zu mächtig. Denn kaum vermag er noch des gewaltigen 
Stoffes Herr zu werden, wenigstens so, daß er ihn bei der Hege der 
modernen Verbrecherjagd zu jeder Zeit voll ausnugen kann. »Aus un- 
zähligen Quellen muß geschöpft werden, um das Rezept für den 
einzelnen Fall zusammenzustellen, durch das es gelingen kann, den 
Verbrecher der Neuzeit zu überführen !°),« und hier see ich heute ein. 
Ist doch unter allen Problemen der wissenschaftlichen Kriminalistik das, 
wie man sie der unmittelbaren praktischen Strafverfolgung am besten 
dienstbar macht, entschieden das Bedeutsamste. Nicht daß ich es hier 
zu lösen gedächte; aber da jeder diesbezügliche Versuch zahlreiche 
größere und kleinere Sonderprobleme zutage fördert, will ich dem 
Leser einige von ihnen vorsegen. Wenn für ihn in der Praxis das 
wichtigste Problem ist, daß sich im gegebenen. Momente die richtigen 
Einfälle und Gedanken einstellen, so will ich ihm hier wenigstens in 
begrenztem Umfange zeigen, daß und wie ihm dabei die wissenschaftliche 
Kriminalistik helfen kann 17) — auf geistiger Fährte vorwärts! 


1. Auf Spursuche bei der Mitwelt. 


a) Auf der Zeugensuche,. 


Wenn den Kriminalisten, wie eben-erwähnt, in unseren Kulturländern 
Spuren und Fährten allein nicht immer zum Ziele zu bringen vermögen, 
so stehen ihm hier dafür — ergänzend oder völlig ersegend — Anhalts- 
punkte anderer Art meist reichlich zur Verfügung; fast immer hat bei 


uns irgendein menschliches Auge, wenn nicht die Tat selbst, so doch 


mit ihr zusammenhängende Vorgänge wahrgenommen und vermag ein 

Mund darüber zu bekunden. Der Zeuge! Freilich hat ihn die moderne 
Kriminalistik von der Höhe seiner einstigen Bedeutung jäh hinabgestürzt; 
hat sich doch eine ihrer Hauptrichtungen schon seit Jahren die Aufgabe 


16) Bittner, »Das Seelenleben der Verbrecherin«, Zeitschrift »Der Gendarm« 
(Berlin, Verl. Kameradschaft) 11 286 l 

11) Dieser Absicht entspringt auch die Menge von Literatur! So wenig ich mit 
Groß (»Archiv für Kriminalanthropologie und Kriminalistik« 1 130) sonst bei solchen 
Aufsäßen einen »Zitatenschwall« schäße, so oft hat es mich schon geärgert, wenn 
ich Wochen oder Monate nach mehr oder minder glücklicher Erledigung von 
schwierigen Fällen bald in uralten, bald in modernen kriminalistischen Schriften 
Ausführungen entdeckte, die mir die wichtigsten Fingerzeige oder Stüßpunkte 
hätten geben können; viel für uns praktisch Brauchbares ist schon geschrieben 
und — wieder vergessen worden. Möge man meine AUSEr@nungsyeräuche daher 


entschuldigen! 
1 & 
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geseßt, »das Trügerische und Gefährliche der Zeugenaussagen zu ent- 
wickeln« (GroB’ »Handb.«, Vorrede zur 5. Aufl.), dieser Forschung sogar 
ein ganzes periodisches Unternehmen gewidmet (die »Zeitschrift für an- 
gewandte Psychologie« von L. William Stern, in den ersten Heften 
Beiträge zur Psychologie der Zeugenaussage« genannt, Leipzig, 
J. A. Barth) und dabei schon bis jett so viel Fehlerquellen, Irrtums- 
und Täuschungsmöglichkeiten zutage gefördert, daß sie ihre Jünger am 
liebsten von diesem irrlichterbesäten Sumpfboden ganz fernhalten möchte; 
zum mindesten strebt sie diesem Ziele durch immer weitere Ver- 
vollkommnungsversuche der wissenschaftlichen Spurenforschung un- 
entwegt entgegen. »Mit jedem Fortschritte der Kriminalistik fällt: der 
Wert der Zeugenaussage und steigt die Bedeutung der realen Beweise«'!®), 
und »die Zukunft gehört dem Indizienbeweise«!?). Aber in der Praxis 
ist der Kriminalist, »der den Tatbestand eines Verbrechens, insbesondere 
eines solchen gegen Leib und Leben, mühsam auf Grund unzähliger 
Zeugenaussagen zusammenzustoppeln bestrebt iste, auch heute noch 
nicht veraltet ?°), ja vielfach sieht der Praktiker, dessen Ansicht über die 
Spurenforschung wir bereits im »Fährtensucher« kennen gelernt haben, 
in der Zeugenaussage immer noch den unbedingten Ausgangspunkt 
jeglichen kriminalistischen Arbeitens. »Alle von den Menschen im Ver- 
borgenen verübten strafbaren Handlungen werden immer wieder nur 
von ihren Nebenmenschen an das Tageslicht gebracht ?!).e Nun, für uns 
liegt heute, vor allem soweit zunächst das Ermittlungsverfahren in Frage 
kommt, die Wahrheit in der Mitte. Am sichersten kommt zum Ziele, 
wer weder eins noch das andere vernachlässigt und sich insbesondere 
vom Spüren im Getriebe der Mitwelt auch durch die erwähnten psycho- 
logischen Forschungsergebnisse nicht zurückschrecken läßt. Wenn er 
selbst wirklich unzählige Male auf falsche Fährte gerät und sich so 
manche wochenlange Arbeit schließlich einzig als Dreschen von leerem 
Stroh herausstellt, nicht minder zahlreiche Fälle zeigen doch wieder, daß 
sich auch auf diesem steinigen Boden kriminalistische Lorbeeren ernten 
lassen. 

Nun muß sich freilich der Praktiker von heute dabei irgendwie mit 
den genannten Zeugenforschungsproblemen abzufinden wissen; bei 
Seite schieben lassen sie sich nicht mehr. Doch ehe wir uns den hierfür 
in Frage kommenden Wegen zuwenden — Grundvoraussegung, aus 
einem Zeugen Brauchbares herauszuholen, ist doch, daß es in ihm drin 


18) Groß, Vorrede zur 3. Aufl. des »Handbuches«. 

19) A. Hellwig, »Moderne Kriminalistik« (Leipzig 1914), Vorwort. 

20) Wie Svorcik meint («Zur Lehre von der Bedeutung des realen Beweises«, 
Groß’ »Archiv« 24 269). 

21) J. Frig Weber, -Die dunklen Pfade der Verbrecherwelt<, ohne Druckort 
und Jahreszahl (enthält, von einem Österreichischen Gendarmen verfaßt, sehr gute 
Schilderungen aus der Praxis), S. 55. 
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ist; und soviel unnüße Zeugen bei jeder Gelegenheit automatisch auf 
der Bildfläche erscheinen, brauchbare Zeugen zu ermitteln gehört unter 
Umständen zu den schwierigsten, selbst unlösbaren kriminalistischen Auf- 
gaben ?°?), sschwieriger oft, wie die des Verbrechers selbst« (Stieber S. 57). 

Für viele Kriminalisten um so schwieriger, als sie sich bei ihren 
täglichen Durchschnittssachen hierüber nur selten den Kopf zu zerbrechen 
brauchen; wo blieben so manche überlasteten Dezernate, wenn sich die 
Mehrzahl der Sachen nicht rein »aktenmäßig« erledigen ließe, aktenmäßig, 
und wenn es selbst nach jenem berühmten, von Groß (»Handb.« 1 72) so 
scharf gegeißeltem System wäre: »Die Anzeige liegt vor, in ihr sind 
einige Auskunftspersonen genannt; diese werden vorgeladen und ver- 
nommen; sie und der Beschuldigte nennen wieder andere Auskunfts- 
personen, die wieder vernommen werden und vielleicht wieder andere 
Personen namhaft machen. So geht es fort, bis die Leute niemanden 
mehr oder schon vernommene Zeugen nennen. Darin allerdings, daß 
derartiges »Leierkastendrehen« weder die geringste Gewähr für Ver- 
folgung der richtigen Fährte oder für erschöpfende Aufklärung bietet 
noch überhaupt kriminalistisches Arbeiten genannt werden kann, wird 
man ihm kaum widersprechen können und demgemäß auch beipflichten 
müssen, wenn er von dem, der auf Erfolg zu arbeiten beabsichtigt, ein 
anderes Auffassen der Sache verlangt. Da darf es kein »Zutappen auf 
zufällig oder gutmütig Gebotenes« geben, da muß »konstruiert und er- 
schlossen werden, wie die Sache geworden ist, warum es so geschah, 
was die Triebfeder und die Endabsicht war, welche Gegenströmungen 
da waren, wie sie überwunden wurden, was früher geschah, und wie 
es mit dem Letstgeschehenen zusammenhängt: ; aus der Tat selbst muß der 
Kriminalist zu schließen wissen, »welche Menschen auf sie gewirkt, 
welche von ihr betroffen wurden und welche um sie herum gewesen 
sinde, >mit Mühe und Arbeit muß ein Gebäude fertiggestellt werden, 
so gefügt und verbunden wie ein lebender Organismus«, »auch im 
schwierigsten Falle führt das ruhige, vorsichtige und abwägende Kon- 
struieren des Herganges wenigstens auf die Kreise von Menschen, 
unter denen es Wissende gibt«, bessere als diese Großschen Worte 
(a. a. O.) lassen sich wohl kaum finden®®). Und wenn er auch 
dafür, »wie man sich den richtigen Blick dafür schafft, wie das im 
einzelnen Falle zu machen ist,« keine bestimmten Normen anzugeben 
‘weiß, durch unablässige praktische Übung lernt man das schon. Im 
>Fährtensucher« zeigte ich, wie man sich am Tatorte des geringfügigsten 


st) Wie der Aufenthalt von dem Namen nach bekannten Zeugen ermittelt 
wird, wird im siebenten Abschnitt behandelt werden. 

2?) Etwas sonderbar klingt nur der diesen scharfsinnigen Ausführungen angefügte 
lakonische Zusaß: »Ihre Namen zu finden ist Sache der Polizei.« Ob dieses krimi- 
nalistische »Mädchen für alles« derartigen Ansuchen gerecht werden kann, hängt 
doch sehr davon ab, wie eng die Kreise im einzelnen Falle gezogen werden. 
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Diebstahls im Spurenlesen für Kapitalverbrechen üben kann. Und wer 
es troß aller Überlastung über sich gewinnt, auch seine alltäglichen 
Fälle »als systematisches Ganzes, als wissenschaftliche Probleme auf- 
„zufassen, wer sich auch bei ihnen nicht »vom zufälligen Aufstoßen oder 
dem guten Willen der Erstvernommenen« leiten läßt, sondern »von der 
systematischen Konstruktion des Falles, von dem scharfen und richtigen 


Auffassen seiner natürlichen Entwicklung: (Groß' »Handb.« 1'73), der 


findet auch in schwierigen Fällen die richtigen Wege. Übrigens will ich 
im dritten Abschnitte immerhin versuchen, dem Leser einige Anhalts- 
punkte für derartige Kombinationen zu geben. 

Nun ist allerdings noch ein Haken dabei, und der ist immerhin recht 
beachtenswert. Gleichfalls im dritten Abschnitte wird von den bei 
derartigen Kombinationen in Rechnung zu ziehenden, aber nicht immer 
gezogenen Fehlerquellen und Irrtumsmöglichkeiten die Rede sein; wie 
verhängnisvoll können sie hier werden, wenn der Kriminalist die Zeugen 
lediglich und ausschließlich im Rahmen seiner Theorie sucht! Kommt 
es etwa nur in Romanen vor, daß plößlich, weiß Gott, woher, ein ganz 


außer aller Berechnung liegender Zeuge auftaucht und das kunstvolle, _ 


nach Großschem Rezept errichtete Gebäude über den Haufen wirft, am 
Ende erst in der Hauptverhandlung oder gar nach der Verurteilung **)? 
Die Möglichkeit läßt sich nur selten ausschließen, und es wäre auch für 
den »unfehlbarstens Kriminalisten nur vorteilhaft, häufiger an sie zu 
denken; mithin gilt es für den Vorsichtigen, einmal unentwegt seiner 
oder seinen »geistigen Fährten« zu folgen; außerdem aber seine Fühl- 
hörner nach allen nur denkbaren Richtungen auszustrecken °), rastlos 
umherzuspüren, richtig »Verlorenzusuchen«, und was auch aufstößt, 
aufzuklären, soweit es irgend geht. Zum Verzweifeln ermüdend sind 
derartige Untersuchungen oft; aber je weiter man kommt, desto leichter 
werden sie, und in der Hauptverhandlung nehmen sie dann kaum noch 
sensationelle Wendungen«. 

Ziemlich fern liegt dem Juristen leider im allgemeinen: die Praxis 
der eigentlichen Spürarbeit. Schon Jagemann sagt (l 148), daß man 
»solche Relationen und Winke nirgends erhalten könne, als wenn 
man mitten unter die Leute gehe. Dazu hat er aber heute nur in 


kleinen Gerichtsbezirken oder höchstens noch in unmittelbarem An-. 


24) Im »Neuen Pitaval« und ähnlichen Sammlungen älterer Kriminalfälle, ins- 
besondere den verschiedenen »Justizmordgalerien«, kann der Leser genug Beispiele 
finden. Heute hat sie das bei Kapitalverbrechen wenigstens in Großstädten durch- 
weg übliche Verfahren, in fast kraftvergeudend umfassender Weise zu arbeiten 
und jeder, aber auch jeder Spur soweit möglich nachzugehen, eigentlich schon 
lange nicht mehr aufkommen lassen — ein glänzendes Zeugnis kriminalistischen 
Fleißes! 

35) Dabei aber der be-rühmten »Volksstimme« gegenüber die größte Vorsicht 
. walten lassen. Von dem, was sie anzurichten vermag, wird der dritte Abschnitt 
noch einiges berichten. 
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schlusse an Lokalbesichtigungen Gelegenheit; sonst muß er diese in 
ihrer Bedeutung oft recht unterschäßte Tätigkeit ausschließlich dem 
Sicherheitsbeamten überlassen; und man kann wohl sagen, es stände 
schlimm um unsere Strafrechtspflege, wenn ;nicht diese Männer ihr 
durchgängig so bewunderungswürdig gewachsen wären. Wieviel Straf- 
taten blieben wohl täglich unaufgeklärt, wenn nicht der seinen Bezirk 
und seine Leute kennende, in ständiger Fühlung mit der Bevölkerung 
stehende Polizei-, Kriminalbeamte, Amtsdiener oder Gendarm die ersten 
Verdachtsgründe aufspürte, die verborgensten Beziehungen an das 
Licht brächte und Anknüpfungspunkte für dem scharfsinnigsten Juristen 
abgeschnittene Fäden entdeckte?°%)? Tatsächlich fährt, wenigstens in den 
ersten Stadien des Verfahrens, der Kriminalist am besten, der diese 
Männer für die Sache zu interessieren weiß, ständige Fühlung mit ihnen 
hält und ihnen im übrigen möglichste Bewegungsfreiheit läßt, nicht zulett 
im Geldpunkte ?’), vgl. auch S. 21. Namentlich der jüngere Strafrechts- 
praktiker kann vom praktischen Standpunkte aus nicht genug vor dem 
Rate Groß’ (»Handb.« 1 25) gewarnt werden, das »Eigentümliche der Tat 
selbst theoretisch zu individualisieren und hiernach die Wege, auf denen 
nicht gesucht werden soll, dem Polizeibeamten auszuschließen«; es wäre 
nicht das erste Mal, daß ein im Außendienst ergrauter Praktikus bei 
hartnäckigem Ausarbeiten eines von dem »psychologisch gebildeten« 
Juristen ausgeschlossenen Weges doch die allein richtige Fährte fände! 
Offensichtlich der Aufgabe nicht gewachsene, für sie nicht zu inter- 
essierende oder sonst unfähige Beamte aber sollte man durch Ver- 
mittlung der vorgeseßgten Dienstbehörde schleunigst auszutauschen 
trachten; mit ihnen sind doch, mag man ihnen auftragen und vor- 
schreiben, was man will, höchstens durch Zufall Erfolge zu erzielen. 
Aber auch nicht gleich jeden Fehlschlag und Mißerfolg in persönlicher 
Untüchtigkeit suchen; der am Schreibtisch die Ergebnisse prüfende 
Jurist hat ja keine Vorstellung davon, mit welchen Schwierigkeiten 
draußen zu kämpfen ist. Vielleicht kann es nicht schaden, wenn ich 
am Schlusse dieses Abschnittes ein kleines Bild von der Praxis des 
»Recherchierens« gebe. 

Die ersten Fäden führen selbstverständlich von den Geschädigten wie 
Verdächtigen zu ihren Verwandten, Freunden, Bekannten, Hausgenossen, 


26) Auf erfahrene Amtsdiener macht Groß (»Handb.« 1 48) besonders aufmerksam. 
Zahlreiche Proben, was Gendarmen in dieser Beziehung leisten, findet der Leser 
in den Jahrgängen des »Gendarmen« (Berlin, Verlag Kameradschaft) unter der 
ständigen Rubrik »Erlebtes und Erfahrenes«. Niemand erwähnt leider die speziell 
mir bekannten diesbezüglichen Leistungen der großstädtischen Revierkriminal- 
beamten. 


31) Bald Aufenthalt in Wirtshäusern oder Einkäufe, bald Trinkgelder, Zigarren 


oder sonstige harmlose Bestechungsmittel verhelfen oft zu den überraschendsten 
Erfolgen und ist Sparsamkeit hier ganz und gar nicht angebracht. 


8 : Anuschat: Auf der Fährte des Verbrechers. 


Nachbarn und Gesinde, wobei allerdings, wie schon hier betont werden 
soll (im dritten Abschnitte mehr darüber), nie, aber auch nie zunächst 
‘die Möglichkeit aus dem Auge gelassen werden darf, daß unter allen 
‚diesen selbst der tadelloseste Ehrenmann mit dem Täter unter einer 
Decke stecken oder es gar selbst sein kann; kein Strafrechtspraktiker 
sollte auch unterlassen, diese Möglichkeit seinen Beamten immer wieder 
und wieder in das Gedächtnis zu rufen. Wohl der größte Teil aller 
wirklichen kriminalistischen Fehlschläge ist irgendeiner derartigen un- 


angebrachten, wenn vielleicht auch vollkommen verständlichen Ver- 


trauensseligkeit zuzuschreiben. So sehr andererseits auch übertriebenes 
Mißtrauen schadet, vor allem, wenn es gezeigt wird — wo es lediglich 
veranlaßt, Augen und Ohren offen zu halten, schüßt es vor vielen un- 
liebsamen Überraschungen. 

Unter sonst in Frage kommenden Personen macht Weingart (S. 41) 
besonders auf die Leute aufmerksam, die regelmäßig zu bestimmten 
Zeiten an bedeutsamen Stellen erscheinen oder vorbeikommen, etwa 
Postboten, Zeitungsträger, Bäcker- und Fleischerjungen usw. Beachtens- 
wert ist sein Rat, Schaupläge wichtiger Vorgänge mehrere Tage hin- 
durch während der in Frage kommenden Zeit beobachten und die 
Vorbeikommenden befragen zu lassen, ob sie an dem bedeutsamen 
Tage auch vorbeigekommen wären und Wahrnehmungen gemacht 
hätten, angeblich bei einem Raubmorde bereits erfolgreich angewendet. 
Auch zum systematischen Absuchen nicht nur von Häusern, sondern 
selbst von ganzen Straßenzügen und Stadtvierteln ist schon geschritten 
worden; allerdings hat schon manchmal ein merkwürdiges Geschick 
gewollt, daß die unermüdlichen Kundschafter durch die absonderlichsten 
Zufälle ausgerechnet an den Richtigen nicht kamen. Als häufig in 
Städten äußerst wertvolle Auskunftspersonen, mit denen der Kriminalist, 
vor allem der Polizeibeamte ständig Fühlung halten müsse, nennen 
Stieber (20ff.) und Groß (»Handb.« 1 25) vor allem Droschkenkutscher 
(Autoführer), Dienstmänner ?!), Gast- und Schankwirte, Bordellinhaber *°), 
wo sie vorkommen, Hotelportiers, — ich möchte besonders noch auf 
die Barbiere und Friseure hinweisen — Prostituierte, dann Bankiers, 
Trödler und Pfandleiher. Über die leßteren wird noch in einem der 
nächsten Abschnitte eingehend gesprochen werden, über die Bedeutung 
der Prostitution für die Strafverfolgung ließe sich allein ein ganzes 
Buch schreiben. Nicht allein der enge Zusammenhang der gewerbs- 
mäßigen Verbrecherwelt mit dem Zuhältertum: auch der Gelegenheits- 
verbrecher tritt häufig genug zu Prostituierten in alle möglichen Be- 


189) Vgl. Bertsch, »Ein Juwelendiebstahl« in Groß’ »Archiv« 5 154, 

3) Als die »berühmtesten« Beispiele seien hier nur der Raubmörder Wilhelm 
Timm, Hamburg 1854 (vgl. »Kriminalprozesse aller Zeiten« [Heilbronn, O. Weber] 
S. 155) und der Pariser Mörder Pranzini (Goron, »Verbrecher und Polizei« [Leipzig, 
"A. Schumann]) genannt. | 
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ziehungen °), und geschickte Nachforschungen in diesen Kreisen fördern 
oft das wertvollste Material zutage?!) Wo über Mittel verfügende 
Verbrecher in Frage kommen, selbstverständlich vor allem in den 
feinsten Halbweltkreisen; mancher Kriminalist ahnt nicht, welche bald 
gelegentliche, bald dauernde Fäden sich von hier zu den gefähr- 
lichsten gewerbsmäßigen Verbrechern wie zu den Urhebern einzelner 
schwerer Straftaten spinnen. Demnächst vielleicht noch mehr darüber; 
hier nur noch der Hinweis, daß derartige Nachforschungen leider, wenn 
sie wirklich Aussicht auf Erfolg bieten sollen, ganz außerordentlich 
kostspielig sind und ohne bedeutende Mittel in diese Kreise überhaupt 
nicht einzudringen ist — weshalb sich der Verbrecher auch im Bereiche 
einer sparsamen Behörde hier ziemlich sicher fühlen kann (vgl. S. 21). 

Jedoch, um wieder auf das Spüren überhaupt zurückzukommen, sein 
Umfang hängt selbstverständlich stets von der Bedeutung des Falles für 
die öffentliche Sicherheit ab. Nicht nur Geld, auch viel Zeit und Arbeits- 
kraft kostet es, und höchstens bei Kapitalverbrechen ist es angängig, 
Hunderte von Beamten tagelang umherstreifen zu lassen. Um noch 
eins zu erwähnen — wo, wie es meist der Fall ist, die befragten Personen 
zu weiteren Nachfragen in ihren Bekanntenkreisen angehalten werden 
müssen, werden die beim Wiedererzählen fast unvermeidlichen Ent- 
stellungen und Ungenauigkeiten, namentlich hinsichtlich der Zeitangaben, 
leicht nachteilig. Als sehr zweckmäßig hat sich daher wiederholt schon 
das gleichzeitige Aushändigen von Zetteln mit Angabe des Tatbestandes 
und der bedeutsamen Fragen erwiesen. 

Wo endlich schnell und umfassend in weiteste Kreise zu dringen 
notwendig oder vorteilhaft erscheint, also vor allem bei wichtigen Tat- 
beständen, die vorerst keine aussichtsvolle Spur entdecken lassen 
(vgl. Stieber S. 64), kommt zweierlei in Frage: die öffentliche Bekannt- 
machung und die Heranziehung der Tagespresse, lettere unstreitig 
als das bequemste und weitaus wirksamste, nebenbei bemerkt auch 
billigste Mittel®®). Wenn die erstere nicht in der gleich noch näher zu 


20) Schon der einst so berühmte Polizeiagent Vidocq (1810) holte sich hier seine 
wichtigsten Auskünfte. Gute Schilderungen aus der modernen Zeit findet der Leser 
beispielsweise in Schneiders »Zwei Einbrechern« (»Pitaval der Gegenwart« 
[Tübingen 1907] 3 1f.) und in Liebermann von Sonnenbergs »Elite des Ein- 
brechertums« (ebenda 8 166f.). Bei uns wurden übrigens noch vor wenigen Monaten 
erst einige der gefährlichsten Einbrecher durch unablässiges Nachforschen in Halb- 
welitkreisen ermittelt. 

sı) Vgl. Baumgarten, »Die Beziehungen der Prostitution zum Verbreächen« 
(Groß? »Archiv« 11 1 ff., insbes. S. 15). 

33) Gieschieht ja in der Regel kostenlos! Beim Erlaß von Bekanntmachungen 
hat der Kriminalist, sofern nicht interessierte Privatpersonen oder Körperschaften 
(insbesondere Versicherungsgesellschaften) zur Deckung solcher Kosten bereit sind, 
stets die Belastung der Staatskasse in Rechnung zu ziehen. Im allgemeinen soll 
derartiges nur bei besonders schweren oder durch sonstige Umstände bedeutsamen 
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betrachtenden Form des Anschlages geschieht — was in den amtlichen 
Spalten einer Zeitung steht, wird vom Publikum ebensowenig beachtet, 
wie etwa Regierungs- und Amtsblätter (so auch Groß’ »Handb.« 1 381). 
Einzig, daß durch sie weitere Kreise von Polizeibeamten zu Nachfragen 
in ihren Bezirken angeregt werden; was unmittelbar in die breiten 
Massen dringen soll, muß schon als Tagesneuigkeit gebracht werden. 
Damit wären wie bei der Bedeutung der Presse für den modernen 
Verbrecherjäger, einem oftmals schon aktuellen Thema®®), manchmal 
so aktuell, daß sich Kriminalisten und Journalisten etwas in die Haare 
geraten. Da schreibt beispielsweise ein Praktiker, daß »so überzeugend 
auch in der Theorie ein Erfolg bei der Aufdeckung schwerer Verbrechen 
durch Mitwirkung der Presse dargetan zu sein scheint, so gering die 
praktischen Ergebnisse sind« (Mitwirkung der Presse bei Ermittlung von 
Verbrechen, »Gendarm« 4 390) unter Berufung auf einen Fall, bei 
dem »unter etwa tausend Mitteilungen von Zeitungslesern auch nicht 
eine einzige von Wert gewesen seis. Gewiß mag das vorkommen, 
immer kann es auch nicht klappen; jedenfalls steht den Fehlschlägen 
aber eine seit Jahrzehnten fortlaufende ununterbrochene Kette von teil- 
weise recht bedeutsamen Erfolgen derart gegenüber, daß sich kein 
Kriminalist entmutigen zu lassen braucht®t), So wenig, wie ihn die 
allerdings niemals erfreuliche Aussicht, manchmal ganz ungeheuerliche 
Mengen von unnüßgem und verwirrendem Zeug bearbeiten zu müssen, 
- abschrecken darf. Gewiß kann, »da selbstredend keine Spur ununtersucht 
bleiben darf®), die Mitwirkung der breitesten Öffentlichkeit eher 
hemmend auf den Gang der Untersuchung wirken« (a. a. O.), wenn aber 
ein anderer Praktiker meint (Verbrecher und Zeitung, »Gendarm« 11 430): 
»Die Polizei muß alle Spuren verfolgen und kommt dadurch, daß sie 
zu lange eine Spur verfolgt, vom rechten Wege ab, den sie später 


Straffällen geschehen; Näheres hierüber siehe bei Marck-Kloß-Schwedersky, 
»Die Staatsanwaltschaft bei den Land- und Amtsgerichten in Preußen«, 3. Aufl. 
(Berlin 1912) S. 238; bei Krobißsch, »Die Verfügung in Strafsachen« (Berlin 1896) 
S. 123 und bei Delius, »Die gerichtliche Praxis in Strafsachen« (Berlin 1900). 

83) Vgl. »Die Bedeutung der Tagespresse« in Groß’ »Handb.« 1 321; ferner 
Roscher, »Großstadtpolizeice (Hamburg 1912) S. 60f.; Lindenau, »Die Presse 
und das Verbrechen« im »Greif« (Stuttgart 1914) S. 33; Glaser, »Das Verhältnis 
der Presse. zur Justiz« (Berlin 1914); Hellwig, »Rechtspflege und Presse« in 
Groß’ »Archiv« 31 150; Ludwig Flatau, »Mehr Schuß für die Rechtspflege« 
(Berlin 1901). 

84) Vielleicht ist hier der Hinweis auf einen viel zu wenig beachteten Umstand 
am Plaße. Gerade an dem betreffenden Tage kann der ersehnte Zeuge sehr leicht 
anläßlich der geringfügigsten Zwischenfälle in keine Zeitung gesehen haben; be- 
sondere Umstände müssen aber schon zusammentreffen, um ihn mehrere Tage 
hintereinander am Zeitunglesen zu hindern. Mehrmaliges Einrücken verzehnfacht 
daher die Wahrscheinlichkeit des Erfolges. 

8) Ausgenommen selbstverständlich die fast nie fehlenden kriminalistischen 
Fingerzeige von Amateurdetektiven, Spiritisten, Geistersehern und Wahrsagern. 


Anuschat: Auf der Fährte des Verbrechers. 11 


nicht. wiederfindet oder der ihr dann versperrt iste — nebenbei be- 
merkt eine bei den Praktikern sehr verbreitete Ansicht —, so braucht 
diese Folge bei sachgemäßem Arbeiten doch wohl nicht durchaus ein-, 
zutreten. Gewiß — ununterbrochen einlaufendes Material derart zu 
sichten, daß die Arbeitskraft für Verfolgung der bedeutsamen Spuren 
ungemindert bleibt, doch aus Hunderten von Anzeigen das Wesentliche 
herauszufinden ®*), das wesentlich sein Könnende sicherzustellen, das 
Wertlose und Irreführende aber herauszubringen, ist eine schwierige 
Aufgabe, nur mit Geschick, Anstrengung und entsprechenden Hilfskräften 
zu lösen —, aber gelöst worden ist sie schon unzählige Male und muß 
irgendwie zu lösen auch unter allen Umständen wenigstens versucht 
werden. Der Rat, deswegen die Presse auszuschalten, wäre schließlich 
gleichbedeutend mit dem, sich die Ohren zu verstopfen — gegen Hin- 
weise, die ebensogut zu bestätigen wie zur Vorsicht zu mahnen wie 
neue Ausblicke zu eröffnen vermögen; gerade Preßnotizen bringen ja 
am ehesten das Material, das das eben erst erwähnte Arbeiten auf 
breitester Grundlage, das »Verlorensuchen: neben dem Verfolgen be- 
stimmter Fährten (S. 6) ermöglicht. Da muß das Überfluten mit Un- 
nügem und Irreführendem schon als .notwendiges Übel mit in Kauf 
genommen und kann von diesem Gesichtspunkte aus im Gegenteil 
die Heranziehung der Presse eher nur noch umfassender empfohlen 
werden. | 

Die wissenschaftliche Kriminalistik betonte vor einigen Jahren anläßlich 
bestimmter Fälle besonders nachdrücklich ein anderes Bedenken: den 
»suggerierenden Einfluß« der Presse. Hier zwar weniger für uns von 
Interesse, aber der Vollständigkeit halber immerhin zu streifen ist zu- 
nächst die von Schneickert (»Zur Psychologie der Zeugenaussagen;, 
Groß’ »Archiv« 13 195) »Betätigungssuggestion« genannte Erscheinung: 
die Erweckung des Nachahmungstriebes, vermöge derer Personen durch 
kriminalistische Zeitungsnotizen zu Verbrechen angereizt werden. Die 
Tatsache läßt sich wohl nicht bestreiten, wenngleich die von so manchen 
»minderwertigen< Verbrechern vor Gericht erzählte »unwiderstehliche 
Suggestione durch Zeitungsberichte mindestens ebenso mit Vorsicht 
aufzunehmen ist wie die vor einigen Jahren so beliebte Berufung auf 
Verführung durch Schundliteratur. Bedenklicher ist jedenfalls der im 
Zusammenhang damit gleichfalls vielfach betonte mittelbare Anreiz, 


3) Wobei die aħo- und pseudonymen Anzeigen nicht vergessen werden dürfen. 
Soviel Mühe auch ihre Prüfung macht, und so oft sie irreführen; manche »Spaß- 
vögel« halten es ja für Ehrensache, die Polizei durch mit größter Mühe ausgeheckte 
Mystifikationen auf falsche Fährten zu locken; die in den folgenden Zeilen ge- 
schilderten Gründe, die oft gerade die wichtigsten Zeugen zurückhalten, lassen 
solche nicht selten wenigstens anonyme Mitteilungen in die Welt seen, so daß 
hier die bedeutsamsten Anhaltspunkte zu finden sein können. Bei der Ermittlung 
anonymer Schreiber spielt die Handschriftenkunde beziehungsweise die moderne 
Schreibmaschinenschriftkunde eine große Rolle. 
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insofern dem Verbrecher neue Mittel und Wege zur Verübung von 
Straftaten wie zur Vereitelung der Entdeckung gezeigt würden — den 
»Katechismus des Verbrechertums« nennt Schrenck-Noßing in einer 
gleich noch näher zu erwähnenden Schrift sogar die Presse. Nun, 
tatsächlich benuten allerdings nachgewiesenermaßen »Kriminalstudenten« 
die Presse als Fortbildungsorgan wie selbst gelegentlichen »Arbeits- 
nachweis«, sammeln sogar Ausschnitte £). Aber wenn man schon dem- 
gegenüber den hier in Rede stehenden Nuten für die Strafverfolgung 
allein nicht als überwiegend gelten lassen will, die dem anständigen 
Publikum durch solche Mitteilungen täglich gebotenen Warnungen und 
Belehrungen sind doch auch nicht gering zu achten®®); der Kriminal- 
student zudem kann aus den öffentlichen Gerichtsverhandlungen immer 
noch genug lernen! 

Wenigstens zeitigen all diese Beeinflussungen für unsere Praxis nur 
mittelbare Folgen. Anders eine weitere Reihe von Suggestionen, die 
sich nicht Verbrechergemüter, sondern die Denk- und Vorstellungs- 
tätigkeit unserer Zeugen zum Opfer wählen — in einem Sensations- 
prozesse der neunziger Jahre beleuchtete sie die Mitwirkung eines be- 
kannten Kriminalpsychologen in tatsächlich beachtenswerter Weise ®°). 
Der Zeuge liest die lebhaften Schilderungen, die Hervorhebung wichtiger 
Momente, die nach bestimmten Richtungen weisenden Untersuchungs- 
ergebnisse, die Mutmaßungen über den Hergang der Tat, wer der Täter 
und wo er zu suchen sein mag, allerlei Betrachtungen, Kombinationen 
und Kritiken; wer hätte so wenig Einbildungskraft, daß sich nicht vor 
‚seinem geistigen Auge mehr oder weniger verschwommene Phantasie- 
bilder aufrollten. Wie sich diese aber mit den Erinnerungen an tat- 
sächliche Wahrnehmungen zu verbinden und zu vermischen, wie sie 
legtere zu verändern oder völlig auszutilgen vermögen, hierüber von 
den Psychologen Näheres zu hören, lohnt sich tatsächlich. Hinzu kommen 

bei Personen mit wenig entwickelter Urteilskraft, insbesondere aus. ein- 


31) InFinkelnburgs »Autobiographie eines Sträflings« (Groß? »Archiv« 16 234) 
schreibt der Betreffende aus seiner Praxis: »Es ist einem Diebe überhaupt nicht 
möglich, mehrere Diebstähle zu begehen, ohne Schulen zu besuchen, das-heißt so, 
sämßliche Zeitungen lesen, alles Vorgefallene aufschreiben, ... dann die Verhand- 
lungen aus der Zeitung schneiden, aufheben und daraus lernen; ich habe aus allen 
Zeitungen die verübten Diebstähle, Betrügereien, Brandstiftungen... heraus- 
geschnitten, dadurch konnte ich nie in ein Haus kommen, we etwas vorgefallen 
war. usw. Auch noch in letter Zeit sind wiederholt Verbrecher festgenommen 
worden, die Ausschnitte über eigene oder belehrende fremde Straftaten bei sich 
führten (einmal im Hutfutter versteckt). 

3) Vgl. die Ausführungen in Klaußmann-Weiens, »Verbrechen und Ver- 
brecher« (Berlin 1892) S. 31. 

8) V. Schrenck-Noßing, »Über Suggestion und Erinnerungsfälschung im 
Berchtold-Prozeß« (Leipzig 1897), Sep.-Abdr. aus der »Zeitschrift für Hypnotismus 
und Psychotherapie«. 
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fachen Kreisen), noch absichtliche Korrekturen; die suggestions- 
geschwängerte innere Stimme »präzisiert« nicht nur, wie Schneickert 
(a. a. O. S. 202) sagt, die bisher noch durch manche Zweifel getrübten 
Aussagen, sie redet selbst klare, vielleicht so bedeutsame Erinnerungen, 
die mit dem Gelesenen in Widerspruch stehen, als vermeintliche Irr- 
tümer und Blendwerke aus, zum mindesten so weit, daß sie der Zeuge 
beim Verhör aus Angst, beschränkt oder verdächtig zu erscheinen, unter 
keinen Umständen verlauten zu lassen wagt. 

Wenngleich solche Folgen nun auch nicht jedesmal eintreten — nach 
Schneickert (S. 196) je eher, desto »sensationeller« das Verbrechen 
ist —, die Psychologen auch vielleicht etwas grell malen, denken sollte 
der Kriminalist doch stets an sie. Er wird dann niemals vergessen, in 
jedem Falle auf eine Suggestionen möglichst Vermeidende Fassung 
hinzuwirken, wird, falls er mit der Presse in gutem Einvernehmen steht 
(wie solches eventuell anzubahnen ist, siehe Groß’ »Handb.« I 381) in 
der Regel verständnisvolles Entgegenkommen finden, und so wenigstens 
einen großen Teil von ungünstigen Beeinflussungen verhindern können. 
Gegen eine gewisse Art von — man sagt wohl Revolverpresse ruft 
Schneickert allerdings an anderer Stelle*!) sogar eine künftige 
Gesetgebung zu Hilfe, nicht minder wie gegen die vornehmlich in 
ihrem Garten wachsenden, so verhängnisvolle Suggestionen zeitigenden 
»Reporterverhöre«, und tatsächlich, solche unge- und unberufenen Mit- 
arbeiter unschädlich zu machen ist nicht immer leicht. Welcher Zeuge 
denkt daran, noch so dringend eingeschärfte Schweigegebote zu achten, 
zu zählen sind sie jedenfalls, und gegen die betreffenden Zeitungen 
selbst — zu frühe Veröffentlichungen sollen unter Umständen nach 
Schneickert (»Zeugenvernehmung« S. 34) als Umgehungen des § 17 
Reichspreßges. betrachtet werden können; in der Hauptsache wird man, 
soweit ich es im Augenblicke übersehen kann, auf vorbeugend polizei- 
liche Maßnahmen angewiesen sein. 

Für die Praxis wären unter allen Umständen stärkere Handhaben, 
etwa nach den Schneickertschen Reformvorschlägen erwünscht; wenn 
schon nicht so dringend von besagtem suggestiven, so desto mehr von 
anderen Gesichtspunkten aus; von Gesichtspunkten, die zu dem legten, 
aber schwerwiegendsten Bedenken gegen die Presse überleiten, einem 
Bedenken, das schon vor 60 Jahren dem alten Stieber den ver- 
zweifelten Rat entlockte, die Presse erst in Anspruch zu nehmen, wenn 
alle anderen Hilfsmittel erschöpft seien“). »Was in der Zeitung steht, 


40) Darüber, welchen festen Glauben vornehmlich solche dem Zeitungsinhalte 
entgegenbringen, vgl. Groß’ »Handb.« 1 322. 
. %1) »Die Zeugenvernehmung im Lichte der Strafprozeßreform« in Sterns »Bei- 
träge zur Psychologie der Aussage« 4 4. 

4) A. a. O. S. 63. Wenn er andererseits auch wieder sagt (S. 94): »Bei Morden ist 
es ratsam, die Recherchen nicht lange zu sekretieren, sondern sofort den Weg der 
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ist dem Übeltäter zugänglich; der Übeltäter hat also, wenn er es nicht 
für nötig hält, sich streng verborgen zu halten, zu jeder Zeit Gelegen- 
heit, sich über den Stand der Untersuchung zu unterrichten. Er kann 
erfahren, ob man ihn überhaupt im Verdacht hat und auf welchen 
Gründen der Verdacht beruht. Er sieht, auf welche Wahrnehmungen 
und Funde am Tatort man Gewicht legt und welche ihn vielleicht be- 
lastenden Momente noch nicht weiter beachtet sind. Er weiß, wo man 
den Täter vermutet, welche Spuren man hauptsächlich verfolgt, wann 
nach der herrschenden Meinung die Tat verübt ist, welche Motive man 
für das Begehen derselben annimmt und erfährt so manches, wo- 
nach er sein Verhalten einrichten kann. Er kann ihn belastende, aber 
noch nicht beachtete Spuren auslöschen, kann sich ein Alibi für die 
falsche Zeit verschaffen, kann die Polizei und Mitwissende der Polizei 
immer aufs neue auf falsche Fährte seen, kann überhaupt manches 
tun, um den Verdacht von sich fernzuhalten oder abzuwälzen, was er 
nicht könnte, wenn er nicht durch die Zeitung genau unterrichtet wäre.« 
Diese ziemlich erschöpfenden Worte des bereits S. 10 genannten Prak- 
tikers (»Gendarm« 11 430) sagen wohl genug. Und gegen all das gibt 
es kein allgemeines Mittel, da gilt es lediglich, von Fall zu Fall die 
möglicherweise erwachsenden Vor- und Nachteile gegeneinander abzu- 
wägen, wobei allerdings die le&teren nie unterschäßt werden dürfen. 
Vielleicht würde die meisten Erfolge der erzielen, der sich kühn über 
alle Bedenken hinwegsegen könnte und dem es auf einen einzelnen, 
durch eigene Schuld herbeigeführten Mißerfolg nicht anzukommen brauchte. 
Wer aber seiner jedesmaligen Verantwortung eingedenk ist, wird den 
Rat des alten Stieber vielleicht doch nicht ganz mißachten und lieber 
den Vorwurf der Rückständigkeit und Schwerfälligkeit als den der Vor- 
eiligkeit und Leichtfertigkeit auf sich laden. Wenn die Presse einmal 
vor Jahren anläßlich einer sensationellen Verbrecherjagd schrieb: »In 
der gegenwärtigen, alle Gemüter beschäftigenden Zeit habe die Kriminal- 
polizei durch die Vorenthaltung wissenswerter Mitteilungen einen 
schwerwiegenden Fehler begangen, die Ergreifung des Verbrechers 
geradezu erschwert«, und gegen »Geheimniskrämerei« der Polizei nie 
genug eifern kann — welcher Hohn der öffentlichen Meinung trifit aber, 
von ernsteren Unannehmlichkeiten ganz abgesehen, den Kriminalisten, 
dessen Veröffentlichungen sich nachträglich als die Ursache herausstellen, 
daß der Verbrecher nicht gefaßt oder überführt werden konnte. Ganz 
auf die Presse verzichten soll und darf er heute selbstverständlich nie; 


Öffentlichkeit zu betreten, hier kommt alles vorzugsweise auf die Verfolgung der 
frischen Spuren an« — ein Rat, den auch alle Sicherheitsbehörden befolgen —, 
so meint er, wie aus dem Zusammenhange hervorgeht, hier vor allem die Fälle, 
bei denen es »zunächst an einer direkten Spur fehlt« (S. 64). Und auch da sollte 
man wenigstens bei der Abfassung der Bekanntmachung stets die obengenannten 
Gefahren möglichst zu vermeiden trachten. 
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aber bei der Frage, in welchem Maße, zu welcher Zeit und in welcher 
Weise ist ein »Zuwenig« im allgemeinen minder schädlich als ein »Zu- 
viele. Über ein viel bekämpftes, in der Praxis aber ganz außerordent- 
lich wirksames Mittel, den zeitunglesenden Verbrecher durch absichtliche 
Verbreitung falscher Mitteilungen in der eigenen Schlinge zu fangen, 
wird noch in einem der nächsten Abschnitte die Rede sein. Für jeden 
Erfolg sehr wesentlich ist, wie schließlich noch bemerkt werden soll, 
selbstverständlich eine entsprechende Auswahl der Zeitungen und dem- 
entsprechende Überlegung, welche in den jedesmal hauptsächlich in 
Frage kommenden Kreisen vorzugsweise gelesen werden, kleine Volks- 
und Vorstadtzeitungen sowie Kreisblätter der umliegenden Landstriche 
nicht zu vergessen. In den legten Friedensjahren hatte fast jeder Stand 
und Beruf mindestens eine Fachzeitschrift; welche Dienste haben dem 
Kriminalisten oft schon die Organe der Gastwirte, Kellner, Chauffeure, 
Musiker, Artisten und sonst aller nur denkbaren Berufszweige geleistet. 
Verhältnismäßig viele bestehen noch, zu erkunden sind sie bei jeder 
Postanstalt. 

Welche Umstände auch immer Mißerfolge eintreten lassen, mit Vorliebe 
wird heute dem Kriminalisten falsche oder ungenügende Verwendung 
der Tagespresse zum Vorwurf gemacht, daher meine Ausführlichkeit. 
Um so wenigerer Worte bedarf dafür die lettzunennende Form der 
öffentlichen Bekanntmachung, die Anschläge und Plakate. Zum großen 
Teil trifft auf sie das eben Gesagte zu, insbesondere hinsichtlich der 
dem Täter mit ihnen möglicherweise übermittelten Warnungen; Sug- 
gestionen zu vermeiden liegt hier völlig in der Hand des Kriminalisten. 
Die durchweg ziemlich erheblichen Kosten dürfen dem Staatssäckel 
nur unter der S. 9 Anm. 32 erwähnten Voraussegung des »besonders 
schweren oder durch sonstige Umstände bedeutsamen Falles« aufgebürdet 
werden, können im übrigen von interessierten Privatpersonen bestritten 
werden (Marck-Kloß-Schwederskya.a.0,Krobißscha.a.O.). 
Wo sie schon einmal aufgewendet werden, wird zweckmäßig die Auf- 
lage nicht zu knapp bemessen, damit neben den Amtsstellen (nach 
Groß allerdings aussichtslosesten Plägen) und den Brennpunkten des 
Verkehrs auch die des Arbeits- und Geschäftslebens wie des Ver- 
gnügens und der Erholung (Schankwirte vor allem)‘ nach Möglichkeit 
berücksichtigt werden können. Über den schon so vielfach gemachten 
Vorschlag, Bekanntmachungen in Kinotheatern »filmen« zu lassen, bringt 
der siebente Abschnitt noch Näheres. 

Mit solchem Arbeits- und Kostenaufwand sucht der moderne Krimi- 
nalist Zeugen, und wieviel Erfolge würden seine Bemühungen zeitigen, 
wenn sie nicht ein Umstand so oft nußlos machte — in der Mehrzahl 
der Fälle denkt der so Ersehnte gar nicht daran, sich zu melden. 
Warum? Da wäre zunächst jene berühmte Gleichgültigkeit und Indolenz 
— »Wurstigkeit« sagt der Volksmund — zu nennen, die grundsäßlich 
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keine Interessen des Staates oder der Mitbürger an.sich treten läßt 
und derentwegen schon so manches scheußliche Verbrechen unaufgeklärt 
geblieben, mancher Mörder entkommen ist*). »Ich bin nicht dazu da«, 
»Was geht mich das an<, »Wie komme ich dazu«, vielleicht noch mit 
dem beliebten Zusaß, »einen Menschen unglücklich zu machen, was 
solchen Menschenfreund aber niemals abhält, am lautesten zu schreien, 
wenn das »gehette Wild« ihn einmal zufälligerweise beehrt. Betrübender- 
weise sind solche Ansichten nicht nur in guten, sondern sogar in den 
besten Gesellschaftsschichten verbreitet; läßt man sie hier schon nicht 
laut hören, so bekommt sie der Kriminalist desto mehr zu fühlen. 
Ungezählte Male hat die Presse schon dem lieben Publikum das Törichte 
solchen Verhaltens unter die Nase gerieben; von Erfolg war bisher 
noch niemals viel zu spüren, und wenn sich zu Jagemanns Zeiten »nur 
eine geringe Anzahl von Staatsbürgern zu allgemeinen höheren Gesichts- 
punkten zu erheben« vermochte, von wo aus »es einem jeden um die 
Herstellung des gestörten Gleichgewichts der Öffentlichen Ordnung zu 
tun sein muß:, so ist sie in den seitdem verflossenen achtzig Jahren 
sicher nicht größer geworden. 

Hinzu tritt häufig noch die Besorgnis vor Zeitverlust, »Scherereien«e 
und nicht genügend liebenswürdiger Behandlung, nicht immer vielleicht 
ganz unberechtigt. Jedenfalls handelt der Kriminalist, der sie dem 
Publikum nach Möglichkeit zu ersparen bestrebt ist, nur in seinem 
eigensten Interesse, unbeschadet selbstverständlich manchmal ina Inter- 
esse der Sache unbedingt notwendiger Bestimmtheit und Energie. 

Gespannt bin ich übrigens, was das Publikum einmal sagen wird, 
wenn die von den modernen Psychologen geforderte, gleich noch näher 
zu betrachtende Vernehmungstechnik in vollem Umfange in die Praxis 
umgesett wird. Da soll gefragt und immer wieder gefragt, der gering- 
fügigste Begleitumstand erhoben, jede Wahrnehmung zergliedert, auf 
Irrtums- und Fehlerquellen geprüft, nach »suggestiven« Faktoren ge- 
forscht, umständliche Versuche angestellt, die Wahrnehmungs- und 
Urteilsfähigkeit des Zeugen geprüft werden, vielleicht noch vom Arzt 
und Psychiater — ob alle so durchleuchteten Zeugen große Lust ver- 
spüren werden, sich noch öfters derartig psychologisch bearbeiten zu 
lassen, ist immerhin fraglich. Jedenfalls wird man, um halbwegs willige 
Opfer für diese geistige Folterbank zu finden, noch mehr zu jenem 
uralten Mittel greifen müssen, das schon von jeher die meisten Zeugen 
allein aus dem Verborgenen hervorzutreiben vermochte, zu dem Aus- 
schreiben von Belohnungen. 


13) Über die Berechtigung der Polizeibeamten, »Augenzeugen einer Straftat, 
welche, um sich dem Zeugniszwange zu entziehen, die Namensnennung ver- 
weigern, zum Zwecke der Feststellung ihrer Persönlichkeit zwangsweise vor die 
Behörde zu führen«, vgl. »Entsch, d. Reichsger, i. Strafs.« 13 426. 
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Freie Hand hierin hat der Kriminalist durchgängig, sobald ihm inter- 
essierte Privatpersonen oder Behörden die erforderlichen Summen zur 
Verfügung stellen; selbstverständlich bieten, wenn schon, dann nur an- 
gemessene Beträge Aussicht auf Erfolg. Für den Gang der Sache 
kommen die Bestimmungen der §§ 657—661 BGB. in Betracht, ins- 
besondere ist an die des 8 658 über Widerruf in derselben Weise 
wie die Auslobung oder durch besondere Mitteilung zu denken. 
Marck-Kloß-Schwedersky (s. Note 31) bringen hierüber Näheres 
(S. 43). Ihr Rat, stets auf Hinterlegung oder sonstige Sicherstellung der 
ausgese&ten Beträge zu dringen, um schließlich nicht selbst bezahlen 
zu müssen, kann nur der Beachtung empfohlen werden. 

Ausschreiben aus Öffentlichen Mitteln kann der Kriminalist im all- 
gemeinen nur an höherer Stelle beantragen, selbstverständlich müssen 
»besonders schwere oder durch sonstige Umstände bedeutsame Straf- 
fälle« den Antrag rechtfertigen. Die diesbezüglichen Bestimmungen 
sind verschieden; in Preußen setten gemäß Erlaß des Ministers des Innern 
vom 11. August 1897 die Regierungspräsidenten beziehungsweise der 
Berliner Polizeipräsident Belohnungen bis 500 Mk. aus, nach dem Erlaß 
vom 12. Juli 1900 können sie es bis 1000 Mk. Näheres bei Marck- 
Kloß-Schwedersky S. 42. | 

Die seit Jahrzehnten) ungezählten nachweislich nur mit ihrer Hilfe 
erzielten Erfolge, besonders bei Kapitalverbrechen, haben im allgemeinen 
die namentlich früher häufig vorgebrachten moralischen Bedenken zum 
Verstummen gebracht, etwa, es wäre des Staates unwürdig, auf Hab- 
sucht und ähnliche niedere Triebe zu spekulieren, das Angebertum zu 
züchten und dergleichen. Und wenn Schneickert (Zur Psychologie 
der Zeugenaussage«, Groß’ »Archiv« 13 203) die Prämienaussegung als 
»veraltet« bezeichnet, zudem als »Bekennen, daß man allein nicht fähig 
oder zu schwach sei, die Spur von der Übeltat bis zur Ergreifung ihres 
Verursachers zu verfolgen«, »ein Staat, der es in der Hand hat, seine 
Kriminalorgane tüchtig zu schulen, wie es die fortschreitende Zeit er- 
heischt, sollte sich dieses Hilfsmittels von recht zweifelhaftem Werte 
grundsäßlich nicht bedienen«, so wäre es gewiß vortrefflich, wenn wir 
erst so weit wären, daB wir es entbehren könnten. Daß wir aber vor- 
läufig noch etwas davon entfernt sind, wird man ebensowenig be- 
streiten können wie, daß ohne dieses so manches schwere Verbrechen 
ungesühnt bleibt, Mengen entwendeter Vermögenswerte verloren 
gehen müßten. Und rein praktisch wird sich schließlich auch gegen 


“) und noch viel länger. Schreibt doch schon der S. 1 erwähnte »Entdeckte 
jüdische Baldober« (1737) S. 90: »Einen grossen Diebstahl ans Licht zu bringen, 
ist kein besseres Mittel, als in denen Öffentlichen Zeitungen ein Prämium darauf 
zu bieten. In dem Königreich Schweden soll dem Vernehmen nach nicht leicht 
ein Diebstahl geschehen, welcher durch die publiquen Adresse-Contoirs und 
Zeitungen nicht offenbahret werden könnte.« 

Archiv. Bd. 66. 2 


18 Anuschat: Auf der Fährte des Verbrechers. 


die Ansicht nicht viel sagen lassen, das Prämienaussegen führe den 
Erfolg schließlich billiger herbei als eine kunstgerechte Verfolgung mit 
Einsetung aller Arbeitskräfte und Geldmittel, so betrübend dieser Stand- 
punkt auch für die wissenschaftliche Kriminalistik ist. Wenngleich 
besagte Ersparnis nicht ganz unzweifelhaft ist, denn in der Regel hat 
Prämienausschreiben zunächst eine ganz ungeheuerliche Mehrarbeit zur 
Folge. Ganz anders als bei Preßnotizen bricht hier die Sturmflut un- 
nügen und unsinnigen Zeuges herein und dazu noch eine Menge 
manchmal recht raffinierten Schwindels; verlockt doch die Belohnung 
so manchen Biedermann dazu, Unbeteiligte nicht nur grob fahrlässig, 
sondern mit vollstem Vorbedacht zu verdächtigen, nötigenfalls durch 
die niederträchtigsten Zeugenbeeinflussungen und Spurbearbeitungen 
nachzuhelfen #). Wie derartige Lügen- und Klatschgewebe die Arbeits- 


kraft in Anspruch nehmen, von der eigentlichen Fährte abziehen und. 


Verwirrung anrichten; davon wird der sechste Abschnitt dem Leser 
noch einiges erzählen. 

Andererseits gibt es für den brauchbaren Zeugen auch Schranken, 
die selbst hohe Belohnungen nicht zu durchbrechen vermögen, es 
muß denn besonderes . Glück und Geschick des Kriminalisten hinzu- 
kommen. Wieviel Leute, namentlich aus besseren Kreisen, hält selbst 
den dringendsten Interessen der Mitbürger gegenüber zunächst die 
Besorgnis zurück, dunkle Punkte, peinliche Angelegenheiten aus 
eigenem, der Angehörigen- und Verwandtenkreise könnten zur Sprache 
kömmen; irgend etwas von der Art fehlt ja selten, nicht genug 
kann daher bei allen Aufrufen und Preßnotizen die Zusicherung mög- 
lichster Diskretion betont werden. Manchmal segt Sympathie mit 
dem Täter den Lockungen Widerstand entgegen, etwa in Gebirgs- 
und - Grenzgegenden, wo kein Anwohner einen Wilddieb oder 
Schmuggler verraten würde. Besonders gefürchtet werden Presse und 
Hauptverhandlung; nicht ganz unumgänglich notwendige Schädigungen 
durch die erstere sollte der Kriminalist, der mit ihr auf dem richtigen 
Fuße steht (vgl. S. 13), stets zu vermeiden in der Lage 'und be- 
strebt sein. In der Hauptverhandlung freilich sucht der Angeklagte oft 
aus den niedrigsten Motiven mit unglaublichster Hartnäckigkeit die 
gleichgültigsten Dinge in die Sache hineinzuzerren, der Verteidiger 
manchmal in bestgemeintestem Eifer das gleiche. Wenn alle Haupt- 
verhandlungsleiter derartigen, nicht wirklich notwendigen Bestrebungen 
noch mehr als jeßt entgegenträten, auch ihrerseits auf solche Folgen 
zeitigenden Umstände nur zurückgriffen, wenn es gar nicht anders 
geht, überhaupt die Interessen der Zeugen nach Möglichkeit mit denen 
der Strafverfolgung in Einklang zu bringen trachteten — sie würden 
mittelbar dem Kriminalisten die größten Dienste leisten. Etwas dazu 


4) Vgl. Schrenck-No$ing, »Berchthold-Prozeß« S. 86. 
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kann dieser übrigens auch tun, falls er diesbezügliche Bitten stets 
— genügend begründet — aktenkundig macht, selbst wenn es Wünsche 
auf Geheimhaltung des Namens wären. Zwar nicht immer geht es 
an, ihnen zu entsprechen (daher die Unmenge anonymer Anzeigen), 
aber gerade Juristen setzen sich über sie manchmal auch da hinweg, 
wo sie schon am Ende berücksichtigt werden könnten. Andererseits 
kann die infolgedessen vielfach von Polizeibeamten geübte Praxis, die 
Namen überhaupt nicht in die Akten zu bringen, um vielleicht noch 
öfter benötigte Zeugen nicht zurückzustoßen, ebensowenig gutgeheißen 
werden — höchstens abgesehen von den gleich noch zu erwähnenden 
Vigilanten — da nachträglich doch aus den mannigfachsten Gründen ein 
Zurückgreifen notwendig werden und dann nicht mehr möglich sein 
kann; also aktenkundig machen, aber mit Geheimhaltungsersuchen! 

Nur schwer läßt sich eine Geheimhaltung des Namens vor dem 
Angeklagten durchführen, die von dem Zeugen aus Angst vor 
dessen oder seines Anhanges Rache gleichfalls häufig gewünscht wird, 
wenn sie Furcht überhaupt den Weg zur Behörde finden läßt; in der 
Regel hält solche ausgerechnet gerade die wertvollsten im dunkeln, und 
zwar mit Ketten, die selbst die höchsten Prämien nicht zu sprengen ver- 
mögen. Mag es.der Verräter sein, der das Messer der Kameraden, der 
Zigeuner, der den »Slichener Zinken«“°), die Dirne, die die meist sehr 
fühlbare »Abreibung« der Zuhälter fürchtet, der ehrsame Bürger, der eine 
nächtliche Tracht Prügel ahnt, der Bauer oder Gutsbesißer, der sich auf 
Jahre vor der Kugel aus dem Hinterhalt oder der Brandstiftung nicht 
mehr sicher fühlt — man muß die Praxis kennen, um zu wissen, welche 
unbezwinglichen Mauern diese Furcht vor der Strafverfolgung auftürmt. 
Und schließlich, wenn auch gerechterweise nicht nur in der nächsten 
Zeit, sondern auch noch nach Jahrzehnten bereitwillig alles geschehen 
sollte, was den Bedrohten nach Möglichkeit sichern kann, dauernd 
wirklich ausreichenden Schuß zu gewähren ist keine Sicherheitsbehörde 
der Welt imstande. Nicht nur in Romanen kommen Verbrecher vor, 
denen gegenüber der Befriedigung der Rache alles gleichgültig und 
deren erste Stunde nach verbüßter Strafe ihr gewidmet ist. Vermutet 
der Kriminalist daher derartige Einflüsse im Spiel, so muß er entweder 
unbedingte Geheimhaltung zu verbürgen und anderweit genügendes 
Beweismaterial aufzutreiben imstande sein — oder er muß den Zeugen 
in geschickter Maske aushorchen, ein nicht schönes, zur Erforschung 
der Wahrheit manchmal aber unumgänglich notwendiges Verfahren, 
das im nächsten Heft noch näher betrachtet werden wird. 

Der letgenannte Weg ist auch trog aller Schwierigkeiten immer noch 
der aussichtsvollste, wenn sich der Zeuge mit Rücksicht auf sein eigenes 


s6) Messerschnitt auf der Wange, um den Verräter zu kennzeichnen, einst auch 
bei unseren Verbrechern üblich, vgl. Groß’ »Handb.« 1 441. 
2 s 
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Sündenregister nicht an das Tageslicht wagt, vielleicht ein »Auspacken« 
des Beschuldigten ihm gegenüber befürchtet. Nur selten wagt er dann 
sein Schicksal vertrauensvoll in die Hände der Justiz zu legen; höchstens 
daß er durch geheimnisvolle Schreiben wichtige Mitteilungen unter Zu- 
sicherung der Straflosigkeit in Aussicht stellt, den Kriminalisten dabei 
in die schönsten Gewissenskonflikte bringend. Ob es vielleicht nicht 
doch zweckmäßig wäre, wenn einem die Überführung schwerer Ver- 
brecher ermöglichenden Zeugen wenigstens für geringere Vergehen 
Straflosigkeit zugesichert werden dürfte, könnten künftige Gesetgeber 
immerhin wieder einmal prüfen. Hier will ich es ebenso dahingestellt 
sein lassen wie, ob nicht doch schon in der Praxis hier und da ein 
Auge zugedrückt worden ist. Jedenfalls kann der Kriminalist vor den 
Folgen einer derartigen eigenmächtigen Handlungsweise ‘nicht genug 
gewarnt werden, handelt er doch unter allen Umständen gese&widrig. 
Der einzig zulässige Weg wäre, einen solchen Helfer mit Rücksicht auf 
die der Rechtspflege geleisteten Dienste einer möglichst milden Be- 
strafung zu empfehlen und später eventuelle Gnadengesuche eindringlich 
zu befürworten. In Thieles »Jüdischen Gaunern in Deutschland« 7) wird 
ein Fall berichtet, in dem eine Untersuchung aus dem Jahre 1831 gegen 
eine über ganz Deutschland verbreitete Einbrecherbande geschildert ist. 
Dem zuerst festgenommenen Mitgliede wurde von Allerhöchster Stelle 
für den Fall vollständigen Bekentnisses und späteren würdigen Lebens- 
wandels von vornherein Begnadigung für alle eigenen Verfehlungen ge- 
währt *°), ein Mittel, ohne das die gefährliche und wohlorganisierte Bande 
wohl noch jahrelang hätte ihr Unwesen treiben können. Von größtem 
Nuten für die Strafverfolgung könnte Derartiges gewiß manchmal auch 
heute noch sein; immerhin stehen dem modernen Kriminalisten doch 
noch so viel andere Hilfsmittel zu Gebote, daß er im allgemeinen auch 
ohne derartiges Eingreifen höchster Stellen zum Ziele kommen wird. 
Beziehungsweise noch weit öfter würde — gar nicht oft genug kann 
es gesagt werden —, wenn ihm stets nur zweierlei mehr zu Gebote 
stände, Geld und wieder Geld, Zeit und wieder Zeit. Einer der 


41) Berlin 1842, 

48) Nach dem vielleicht interessanten Wortlaute der betreffenden Allerhöchsten 
Kabinettsorder vom 31. Januar 1831 (a. a. O. S. 30) sollte »dem L. die Strafe aller 
derjenigen Diebstähle, welche er bisher verübt oder an deren Verübung er teil- 
genommen habe, erlassen werden, wenn er durch ein vollständiges Bekenntnis 
seiner Verbrechen seine Mitschuldigen dergestalt bezeichne, daß wenigstens auf 
eine außerordentliche Strafe gegen dieselben erkannt werden könne, und wenn er 
sich nicht in der Folge durch Verübung neuer Verbrechen oder Vergehen der für 
die bisherigen ihm erteilten, dann aber wegfallenden Begnadigung unwürdig 
mache«; an ein vollständiges Bekenntnis dachte besagter L. allerdings nicht, trieb 
vielmehr ein derart unverschämtes doppeltes Spiel, daß die Begnadigung sehr bald 
zurückgezogen wurde; immerhin verriet er die Hauptbeteiligten, die sonst nie 
ermittelt worden wären. 
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wenigen Punkte, über den Wissenschaft und Praxis vollständig einig 
sind, von dessen Richtigkeit sie aber troßdem die maßgebenden Stellen 
noch niemals recht überzeugen konnten. »Zeit und Geld sind von nur 
untergeordneter Bedeutung und müssen außer Erwägung bleiben, wenn 
es sich darum handelt, im Strafprozesse die Wahrheit zu erforschen«, 
schreibt Haußner in GroB’ »Archiv« (»Die Erörterung des Verbrechens 
an Ort und Stelle« 14 173). Ich möchte nur die Rechnungsbehörden sehen, 
bei denen Haußner diesen seinen Standpunkt schon durchgesest hat. 


b) Verhör und Forschung. 


Zeugenvernehmungen in Strafsachen, — von so manchen Juristen 
kaum der Erwähnung für wert gehalten, halb mechanische Arbeiten 
von jedem Beamten mit Hilfe seines gesunden Menschenverstandes 
auszuführen. Und wieviel Mühe, Scharfsinn und Geduld müssen selbst 
erfahrene und findige Kriminalisten auf sie verwenden, sobald nicht nur 
saktenmäßig«, sondern auf Erfolg gearbeitet werden muß. Vielleicht 
gehört dazu aber auch noch etwas anderes. Wie wäre es sonst möglich, 
daß vor vielen tüchtigen und gewissenhaften Beamten, — mögen ihre 
Vernehmungen noch so sachgemäß sein —, fast nie ein Zeuge etwas 
wirklich Brauchbares bekunden kann, während andere womöglich aus 
denselben Personen nicht minder wie aus den stupidesten und bock- 
beinigsten Zeugen das wertvollste Material herausholen? Zeugen hören 
ist eben auch eine Art geistigen Fährtensuchens, bei dem nur noch weit 
mehr Punkte als bei dem wirklichen zu berücksichtigen sind, Unbeholfen- 
heit weit mehr verderben kann, und bei dem unermüdliche Ausdauer eben- 
so große Erfolge zu erzielen vermag. Im alten Inquisitionsprozesse war 
man auf die Zeugenaussagen ganz anders angewiesen als heute, hatte 
für sie, nebenbei bemerkt, auch ganz andere Zeit übrig; daher die zwar 
praktisch erprobten und auch heute noch wertvollen, aber bis in die 
kleinsten Äußerlichkeiten gehenden Regeln und Vorschriften von Jage- 
mann, Bauer, Kitka und vielen anderen. Wenn die Inquirenten das 
alles stets gegenwärtig im Kopfe hatten — doch so manche erhaltene 
aktenmäßige Darstellung zeigt, daß auch sie keine Übermenschen waren. 
Den modernen Kriminalisten hat noch dazu die schon erwähnte Zeugen- 
psychologie mit einer derartigen Masse von Gesichtspunkten, Bedenklich- 
keiten und Problemen beglückt, daß er, wie schon Karman“?) betont, 
‚schließlich doch bei der gewohnten und instinktiven Methode des Ver- 
hörs bleibt und die wissenschaftlichen Untersuchungen beiseite läßt«. 
‚Der Praktiker findet fast gar kein geordnetes System in der ganzen 
Materie, er kann meist nicht bestimmen, wie er die Beobachtungen, 
Versuche, psychologischen Gesege und Regelmäßigkeiten beim tat- 


49) Ein Schema zur Psychologie der Zeugenaussage, Groß’ »Archiv« 61 1671. 
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sächlichen Vernehmen anwenden soll; wir wissen im konkreten Einzel- 
falle sehr oft nicht, welche von der. Fülle der Erscheinungen wir eigentlich 
suchen und in welcher Reihenfolge wir die einzelnen Prüfungspunkte 
aufeinander folgen lassen sollen.« j 

, Mit Recht hält Karman daher vor allem eine methodische Zusammen- 
stellung des Zeugenaussageproblems für notwendig, durch die der Ver- 
nehmende »in jedem Falle einen Faden in der Hand hat, die für die 
Untersuchung und Bewertung der betreffenden Aussage wichtigen Er- 
scheinungen bewußt zu erfassen und die Verhörstechnik nach diesen 
bewußten psychologischen Regeln und Lehren anzuordnen«. Freilich, so 
geistvoll sein Schema ist, gerade für die Praxis scheint es mir ziemlich 
verunglückt, jedenfalls nicht entfernt an die in dem Großschen Handbuche 
durchgeführte Systematik heranreichend. Wenn sich diese nur nicht so 
entseglich schwer dem Gedächtnisse einprägte! Unzählige Male kann 
man sie durcharbeiten und nach der Vernehmung fällt sie einem 
stets ein, das gerade Benötigte indessen nie, solange man den Zeugen 
vor sich hat. Ob vielleicht doch »weniger« »mehr« ist und eine gedrängte 
Übersicht über die tiefgründigen Forschungen dem Praktiker bessere 
Dienste leistete? Ein Versuch kann ja nicht schaden. 

` Nach zwei Hauptrichtungen hin verlangen sie vorerst ein beständiges 
Wirken des Vernehmenden (»Handb. 1 76): . 

` A. es soll alles, was für den vorliegenden Fall von Wichtigkeit ist, 
berührt und besprochen werden und nichts übersehen bleiben ; 

- B. alles, was der Zeuge sagt, soll die volle Wahrheit sein. 

- Über Punkt A. geht er kurz hinweg, betont nur die Notwendigkeit, 
stets völlig Herr und Meister über den Stoff zu sein und das zu diesem 
Berufe unerläßliche jedesmalige eingehendste Aktenstudium. Wenn nur 
die diesbezüglichen Gefahren nicht gerade bei den modernen Heßjagden 
so groß, andererseits die Folgen derartiger, selbst geringfügiger Versehen 
so unberechenbar wären! Wir lächeln über gewissenhafte Gemüter, 
die zu jeder Vernehmung einen völligen Schlachtplan entwerfen oder 
gar mit Notizen arbeiten; wie sind sie aber im Vorteil, wenn bei ver- 
wickelten Sachen unzählige, durch die mannigfachsten Fäden miteinander 
verknüpfte Punkte zur Erörterung gelangen, deren bedeutsamste immer 
interessanter und schwieriger werden. Wer hätte über solchen noch 
nicht andere beiseite gestellt oder vergessen), an denen später die 
ganze Sache zu scheitern drohte, um so mehr als nicht nur Beschuldigte, 
sondern auch Zeugen Meister darin sind, den Vernehmenden von ihnen 
unbequemen Dingen unmerklich abzuziehen. Hitige Kriminalisten ver- 
nachlässigen von alters her besonders leicht die völlige Erschöpfung des 
gesetlichen Tatbestandes>°) (vgl. auch den folgenden Abschnitt); wer denkt 


s0) Daher der Rat Kitkas (S. 28), sich bei jeder Vernehmung »die geseßlichen 
Merkmale des Verbrechensbegriffes stets fest vor Augen zu halten und jedes Merk- 
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an sie immer, solange es dunkle Rätsel zu lösen oder den Täter auf- 
zuspüren gilt. Leider aber lassen sich gerade sehr oft nur in den ersten 
Stadien die Umstände erheben, die allein zum Tatbestande bestimmter 
Verbrechen oder ihrer Qualifizierungen gehörige Begriffsmerkmale nach- 
zuweisen bzw. spätere diesbezügliche Einreden abzuschneiden ver- 
mögen (Vorsat, Überlegung, auf Erzielung bestimmter Erfolge gerichtete 
Absicht bzw. etwa beim Diebstahl das Einsteigen, das Mitführen von 
Waffen, die Nachtzeit usw). Jedes Vergessen solcher Fragen kann 
eine Masche darstellen, durch die der Täter am Ende der Bestrafung 
oder wenigstens dem verdienten Strafmaße entgeht. | 
Nicht als ob auf die Ermittlung oder sonstige Aufklärung bezügliche 
Umstände nicht auch leicht genug übersehen werden könnten; Wein- 
gart betont (S. 46), daß »das Publikum insbesondere von der Technik 
des gewerbsinäßigen Verbrechers meist keine Ahnung habe.« »Infolge- 
dessen finden die Zeugen alles, was sie von dem Treiben des Ver- 
brechers und seiner Gehilfen etwa doch wahrgenommen haben — 
kundschaftende »Baldowerer«, »Schmieresteher« usw. — »ganz harmlos 
und unerheblich und bringen es deshalb bei der Vernehmung nicht so 
leicht von selbst vor. Man erfährt von ihnen nur dann etwas, wenn 
man ihnen Punkt für Punkt abfragt, was etwa geschehen sein könnte: — 
‚alle diese möglichen Umstände sind dem Zeugen abzufragen, da er 
ihre Bedeutung vielfach gar nicht durchschaut und sie daher von selbst 
nicht bringt«, wobei man freilich selbstverständlich aber nichts in den 
Zeugen hineinsuggerieren darf — siehe das nächste Heft. Übrigens 
ist unter den mannigfachen zur Vermeidung all solcher. Übelstände 
vorgeschlagenen Mitteln immerhin eins recht beachtenswert: die Be- 
nuß&ung von Fragebogen. Etwa wie sie die von der Berliner Kriminal- 
polizei seit langem bewährten Vordrucke für Vermißtanzeigen dar- 
stellen (abgedruckt bei Niceforo-Lindenau S. 447) oder Medems 
von Ministerien. empfohlene ‚Fragebogen für Brandstiftungs-Unter- 
suchungen«®!), die tatsächlich kaum einen wichtigen Punkt übersehen 
lassen. Gegenüber den freilich bei dergleichen nicht ganz wegzuleugnenden 
Bedenken, daß sie »den faulen Schematismus nährten und die unter- 
suchenden Behörden in ihrem freien Denken und Forschen behinderten«, 
führt Medem die Vorteile, von verwirrendem Umbhertappen entlastet zu 


mal zu erheben«, bei keiner Vernehmung vergessen werden sollte. Übrigens gab 
vor % Jahren im Verlage dieses Archivs der Berliner Kriminalkommissar v. Raumer 
zwei kleine Leitfäden heraus, in denen er die für sämtliche Verbrechen und Ver- 
gehen des »StGB.« in Frage kommenden Tatbestandsmerkmale knapp zusammen- 
stellte, um »bei eiligen Vernehmungen und übersichtlich in kürzester Zeit an die 
wichtigsten Fragen zu erinnern, die in jedem einzelnen Falle zur Klarlegung des 
Tatbestandes an die Angeschuldigten und Zeugen zu richten sind«. Sie sind leider 
etwas veraltet und habe ich schon ihre Neuherausgabe in Erwägung gezogen. 

. 1) „Die Kriminalpolizei und ihre Hilfswissenschaften« (GroßB-Lichterfelde); Rudolf 
Medem, »Instruktion und Fragebogen für Brandstiftungen« (Greifswald 1888), - 
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sein und die Menge des vorhandenen Indizienmaterials wie die noch 
weiterer Forschung bedürftigen Punkte jederzeit übersehen zu können, 
als weit überwiegend ins Feld (S. 3), und ich möchte ihm hierin ebenso 
beitreten wie dem Wunsche Groß’ (Besprech. im »Archiv« 6 358), daß 
ähnliche Fragebogen zur Endigung der »Protokollmisere« möglichst für 
alle Delikte geschaffen werden möchten. Freilich, alle jeweils in Betracht 
kommenden Fragen derart knapp zusammenzustellen, daß sich die Bogen 
wirklich schmiegsam und gefällig dem einzelnen Falle anzupassen ver- 
mögen č?), ist immerhin nicht ganz leicht, ich will den Leser hier mit meinen 
diesbezüglichen Versuchen verschonen. Als einen gewissen Fragebogen- 
ersaß kann man füglich W eingarts »Kriminaltaktik« bezeichnen, ist doch 
ihr Hauptinhalt die Zusammenstellung der für Untersuchung der häufigsten 
Delikte bedeutsamsten Fragen. Daß neben oder statt solcher Hilfen die 
beste Gewähr eine logische Gliederung der Aussagepunkte bietet, ist 
selbstverständlich, über sie.wird der nächste Abschnitt ebenso wie über 
die Gruppierung der Zeugenaussagen überhaupt sprechen. Hier wäre 
nur noch als besonders häufiger Grund unvollständiger Vernehmungen 
der Mangel technischer Kenntnisse zu erwähnen, mag nun Medizin, 
Walffenkunde, Buchführung, Maschinenbau, Landwirtschaft oder sonst 
etwas in Frage kommen. Sich im legten Moment zu unterrichten, 
ist schwer; aller Kosten ungeachtet zeitigt die Anwesenheit eines 
Sachverständigen beim Verhör in der Regel die besten Ergebnisse, 
vor allem wenn ihm die im § 80 StPO. zugestandene Befugnis, selbst 
Fragen zu stellen, in möglichst weitem Umfange eingeräumt werden 
kann. Und nicht ganz zu vergessen ist zu allerlett der Gesichts- 
punkt, daß der Zeuge auch möglichst Gelegenheit haben muß, auch 
für den Kriminalisten ganz Neues vorzubringen, daher die im 8 68 StPO. 
vorgeschriebene Hinwirkung auf zunächst zusammenhängende Dar- 
stellung nie verabsäumt werden darf und diese möglichst wenig ein- 
geschränkt wird. So wenig angenehm das oft ist, geduldige Krimina- 
listen haben schon oftmals in dem langweiligsten und abschweifendsten 
Geschwäß, wenn nicht den lange gesuchten Schlüssel, so doch die be- 
deutsamsten Fäden entdeckt — etwas Zeitverschwendung kann sich 
hier einbringen. Von den Mitteln, den Zeugen in den nötigen Rede- 
ilu zu bringen, wird noch die Rede sein. 

Bezüglich Punkt B. hat der Vernehmende nach Groß (Handb.« I 39) 
stets an ein Doppeltes zu denken, daß nämlich der Zeuge möglicher- 
weise die Wahrheit 

1. nicht sagen kann, obwohl er den Willen hat, 

2. nicht sagen will. 

Bei 1. seen die Probleme der Zeugenpsychologie ein; an wieviel 


52) Nach Medem gehört zu einem guten Formulare »Voliständigkeit, Übersicht- 
lichkeit und richtige Raumverteilung«. 
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Hunderten von zusammengetragenen Fällen, an welch kaum überseh- 
baren Mengen von Gruppen- und Massenversuchen bemüht sie sich, 
all die mannigfachen Momente zu zeigen, die den Zeugen trog der 
besten Absicht zu falschen Angaben bringen können. Wenn ihre an 
sich danach gewiß berechtigten Forderungen nur etwas mehr den 
Schwierigkeiten der Praxis Rechnung trügen — welchen Zeit- und Kosten- 
aufwand erfordern so manche Zeugenprüfungsmethoden, von den Be- 
lästigungen des ohnehin nicht immer gerade willigen Publikums ganz 
zu schweigen. Wogegen freilich anerkannt werden muß, daß dem - 
Praktiker immerhin schon die bloße Kenntnis der besagten Momente 
beziehungsweise der Versuchsergebnisse im gegebenen Augenblicke 
Vorteile genug zu bringen vermag; einmal erst geschöpftem 
Argwohne nachzugehen, finden sich schließlich immer noch Mittel. 
Bisher ist noch keine für die Praxis geeignete Westentaschen-Kriminal- 
psychologie erschienen, so daß der Praktiker hauptsächlich auf die vor- 
trefflichen, wenn auch nicht mehr ganz auf der Höhe stehenden Aus- 
führungen in Groß’ »Handbuch« und >Kriminalpsychologie« angewiesen 
ist. Etwas zu wissenschaftlich, vor allem für den Sicherheitsbeamten 
unverdaulich ist leider die im übrigen gleichfalls vorzügliche »Psychologie 
der Aussage« von AdolfStöhr°®), eine kleine, aber wohl erschöpfende 
Zusammenstellung aller Probleme, deren 190 Literaturnachweise sie 
allein wertvoll machen. 

Um wenigstens in den notwendigsten Gedächtniskram eine für die 
praktisch-psychologische Spürarbeit einigermaßen hinreichende Ordnung 
zu bringen, scheidet man am besten mit Groß (»Handb. I 77): 

A. allgemeine, 

B. besondere Momente, von denen die ersteren wiederum 

1. in die Wahrnehmung, 
2. in das Gedächtnis des Zeugen hineinspielen können. 

Zu 1. Was alles kann zunächst die Wahrnehmungsfähigkeit 
beziehungsweise das Auffassungsvermögen des Zeugen beeinflussen ! 
Da »Wahrnehmen« nach Stöhr (S. 17) drei Vorgänge in sich begreilt: 

a) die Empfindung, 

b) das Verständnis, bei dem zu dem Empfundenen eine genügende 

Menge gewisser Vorstellungen hinzukommt, 
c) die Abschägung des Verstandenen auf Grund von Praarung und 
Übung 
würde sich jede diesbezügliche Beurteilung auf eine ‚Empfindlichkeits-, 
Intelligenz- und Erfahrungsprüfung« gründen müssen‘). Daß sich die 


' ss) Berlin 1911. 

6) Für den Praktiker kommt selbstverständlich in der Hauptsache die Prüfung 
bestimmter Personen, von Stöhr (S. 21) »individualitätenpsychologische« genannt, 
in Betracht, aushilfsweise daneben auch die »universell-« und »typenpsychologische«, 
etwa wenn bei der Erforschung des objektiven Tatbestandes mit der unbekannten 
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zu a) genannte endlich auf die bei der Wahrnehmung beteiligten Sinne 
zu erstrecken hat, bedarf ebenso kaum eines Wortes, wie daß es 
sich hier überwiegend um Sehen und Hören dreht; daneben ein Achten 
auf Geruchs-, Geschmacks- und Gefühlsempfindungen immerhin auch 
überraschende Erfolge zeitigen kann (interessante Fälle unter anderem 
in Groß’ »Handb.« 1 96 und »Kriminalpsychologie«, 2. Aufl., S. 604 ff.). 
Daß auch von den normalen Menschen nur die wenigsten »korrekte« 
empfinden, insbesondere sehen und hören, betonte schon 1899 im ersten 
Bande von Groß’ »Archive Klaußmann (Über Zeugenprüfung« 
S: 39 £,)55), dementsprechend er nicht nur Zeugenprüfung bei möglichst 
jeder Vernehmung forderte, sondern sogar für alle Gerichte die Ein- 
richtung von besonderen »Zeugenprüfungszimmern« mit lebensgroßen, 
bekleideten Wachspuppen, rotierenden Stereoskopapparaten, Riech- 
mustersammlungen und sonst noch allem möglichen ausgestattet. 
Nirgends hat die Praxis bisher diese Vorschläge eines Versuches für 
wert gehalten, nicht zulett vielleicht wegen des leidigen Kostenpunktes®®); 
verursacht doch schon die für eine wirklich exakte Prüfung unbedingt 
erforderliche Zuziehung eines Arztes (Spezialisten) mehr Kosten, als so 
manche Untersuchung verträgt, und muß es daher vorläufig noch oft 
genug zunächst bei informatorischen Laienprüfungen sein Bewenden 
haben; wenn der Arzt schon wenigstens niemals gespart würde, sobald 
sich Zweifel ergeben! Beziehungsweise der Psychologe°’), sobald es 
sich um die von Stöhr (S. 22) besonders hervorgehobenen Umstände 
handelt, die das Auffassungsvermögen derselben Person erheblich 
zu verändern geeignet sind, alle möglichen körperlichen Zustände, Er- 
müdung, Affekt, Zorn, Angst, Einfluß der Tageszeit, bei Frauen 
Schwangerschaft, Periode, Wechseljahre, ferner außerordentlich. die 
jeweilige Sammlung oder Ablenkung der Aufmerksamkeit 58). Und im 


Person des Täters und seinem Verhalten gearbeitet werden muß; vgl. den folgenden 


Abschnitt. 

65) Für die Praxis interessant sind besonders seine Hinweise auf die so ver- 
schiedene und so mannigfach beeinflußte Fähigkeit, gleichzeitig zu sehen und 
zu hören, sowie auf die verschiedene »Sehhöhe« der Menschen, im allgemeinen 
75 cm über die Pupenänge gehend, beim Land- und Seemann höher als beim 
Städter usw. 

6) Allerdings müßte das noch ziemlich erhebliche Mißtrauen höherer Stellen 

gegen den praktischen Wert der Sache erst hinreichend durch den Nachweis ent- 
sprechender Erfolge unmittelbar aus der Praxis heraus beseitigt werden. Der 
Wissenschaft ist es trog aller Mühen immer noch nicht recht gelungen! 
‚ 61). Nicht eindringlich genug kann der Kriminalist überhaupt ständig der Worte 
Lipmans eingedenk sein: »Zeugen, die Aussagen von entscheidender Wichtig- 
keit machen, besonders wenn le&tere von der Aussage anderer Zeugen in wesent- 
lichen Punkten abweichen, sind stets von psychologisch geschulten Sachverständigen 
auf ihre Glaubwürdigkeit zu untersuchen.< (»Reformvorschläge zur Zeugenver- 
nehmung vom Standpunkte der Psychologie«, Groß?’ »Archiv« 20 79.) Ä 

se) Näcke (Groß’ »Archiv« 12 269) mißt sogar schlechtem Schlafe vor den 
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Anschlusse an diese in der Person liegenden Faktoren bedürfen end- 
lich noch weit einschneidendere andere der Erwähnung, die äußeren 
Umstände, unter denen sich die Wahrnehmung vollzog. 

- Weit einschneidendere — inwieweit und inwiefern kann bei dem 
knapp bemessenen Raume hier nur in Verfolg der wichtigsten Gruppe 
erörtert werden, umfassend die auf das Erkennen und Wieder- 
erkennen von Personen bezüglichen Wahrnehmungen ; zumal das hierüber 
zu Sagende leicht die Ableitung aller für die Wahrnehmung sonstiger 
Vorgänge und Erscheinungen bedeutsamen Momente gestattet 5°). Das 
Rekognoszierungs- und Identifizierungsproblem, ein 
etwas weiteres Ausgreifen erfordernd; bildet doch der wiedererkennende 
Zeuge so manchmal schließlich den Haupt- oder gar einzigen Stüßpunkt 
der Anklage °), und war es doch schon bei so manchem Kapital- und 
SensationsprozeßB der Gegenstand tagelanger Erörterungen. Mir fällt 
hier gerade nur der Fall Dickhoff®!), Winter (Konig), das Attentat auf 
den Polizeioberst Krause (Berlin) und der bereits S. 12 erwähnte 
Berchthold-Prozeß (München) ein; die Reihe läßt sich indessen fast aus 
jeder Sammlung von Kriminalfällen fortsegen. Der Berchthold-Prozeß 
namentlich brachte so manches zur Sprache, was nicht nur die Wissen- 
schaft, sondern auch die Praktiker zu starken Bedenken gegen den 
Wert der meisten Rekognoszierungen führte; der Bienenfleiß der Psycho- 
logen hat aber noch ganz andere Fälle ausgegraben. Daß Ehemänner, 
Eltern und Geschwister in gut erhaltenen Leichen ihre ständig und 
noch kurz vorher gesehenen Frauen, Kinder und Brüder bestimmt 
wiedererkennen, obwohl diese in Wahrheit wohl und munter leben ®?), 
mag noch hingehen; Leichenidentifizierungen sind ohnehin eine eigene 


Wahrnehmungen Bedeutung bei; Schneickert (Zur Psychologie der Zeugen- 
aussagen«, Groß’ »Archiv« 13 195) andererseits warnt vor diesbezüglichen Fragen 
an die Zeugen, da man mit ihnen nur eine neue Fehlerquelle schaffen könne. 
»Wenn wir nicht selbst in der Lage sind, die Ursache und Wirkung eines Stim- 
mung erzeugenden Faktors unmittelbar zu erforschen beziehungsweise zu be- 
obachten, so hat das Urteil eines Laien hierüber für uns gar keinen Wert, im 
Gegenteil, es kann für uns selbst eine Fehlerquelle werden.« 

* 6) Insbesondere für-die mit ihr in engem Zusammenhange stehende Frage der 
Zuverlässigkeit von Personalbeschreibungen. Was auf sie manchmal zu geben 
ist, hat schon so manche Untersuchung, unter anderem die bekannte Beschreibung 
des »Hauptmanns von Köpenick« gezeigt, nicht minder wie zahlreiche Massen- 
versuche der Psychologen. Vgl. W. Stern, »Wirklichkeitsversuche« in Sterns 
»Beiträgen zur Psychologie der Aussage«, 2. Folge, S. 29f.; ferner besonders 
Heindl, »Die Zuverlässigkeit der Signalementsaussage« (Groß’ »Archiv« 33 109 ff). 
..%) Von Mordsachen ahgesehen ist hier besonders an Betrüger und Schwindler 
zu denken, deren Ermittlung meist von dem Wiedererkennen durch Zeugen ab- 
hängig ist. | 

, ¢1) Eingehend geschildert von Q. X., »Die Verbrecherwelt von Berlin« (»Zeitschrift 
f. d. ges. Strafrechtswissenschaft 4 415 f. [1884)). 

~- 2) Vgl. Hellwig, »Über einige merkwürdige Fälle von Irrtum über Personen 
und Sachen« (Groß’ »Archiv« 27 352; ferner ebd. 26 360). 
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Sache 8). Wenn aber Geschwister einen wildfremden Schwindler unter 
Eid als ihren Bruder wiederzuerkennen behaupten (GroB’ »Archiv« 36 234), 
wenn in wochenlangen Untersuchungen Zeugen in dem Beschuldigten 
immer wieder den ihnen von Person genau bekannten Täter mit völligster 
Bestimmtheit rekognoszieren, bis kurz vor dem Urteil das Gegenteil 
unwiderleglich nachgewiesen wird ‘*) — die Erwägung, daß das »Aus- 
nahmen« sind, vermag die von der Wissenschaft ständig gegen alle 
Rekognoszierungen überhaupt vorgebrachten Bedenken doch nicht so 
ganz zum Schweigen zu bringen. Und wenn wir schon ohne sie in 
der Praxis nicht auskommen können, eine dreifache Moral kann der 
Praktiker aus den wissenschaftlichen Untersuchungen immerhin ziehen: 
den Erkennungsbehauptungen selbst der überzeugtesten und ver- 
läßlichsten Zeugen gegenüber stets die größte Vorsicht und Zurück- 
haltung walten zu lassen; 
der Erhebung und Erforschung aller für Be irgend- 
wie bedeutsam werden könnenden Momente (Tageszeit, Lichtverhält- 
nisse, Helligkeit, Entfernungen usw.) ständig seine Aufmerksamkeit 
zuzuwenden; 
auch bei noch so vielen Rekogmoszierungen mit allen Kräften nach 
der Beschaffung von noch anderem Belastungsmaterial zu streben. 
Bezüglich des ersten Punktes gibt die Literatur dem Kriminalisten 
verschiedentlich besondere Ratschläge, von denen hier wenigstens einige 
betrachtet werden sollen. Eine gewisse, freilich auch nicht immer ge- 
nügende Kontrolle gewährt es, von den Zeugen vor der Gegenüberstellung 
eine nochmalige, bis ins kleinste gehende Beschreibung zu verlangen. 
Interessant ist ferner der Rat eines Praktikers (Goebel, »Rekognition 
von Zeugen: [Groß’ »Archiv« 6 297]), den Zeugen nicht zu fragen, 
woran er den Beschuldigten wiedererkenne; die wirklich maßgebenden 
Momente seien zu fein, als daß sie der Zeuge in Worte fassen könne; 
man fordere Unmögliches, bekomme höchstens Verlegenheitsbehelfe 
zu hören und mache den Zeugen unsicher. Recht hat Goebel sicher; 
troßdem aber möchte ich mich grundsäglich gegen ihn erklären 65), und 
zwar einfach deshalb, weil ich den durch Unterlassung diesbezüglicher 
Fragen möglicherweise entstehenden Schaden für weit schiimmer halte 
als den zu großer Wißbegierde entstammenden. Oder klammert sich 
die Überzeugung selbst einsichtiger Leute nicht oft genug insgeheim 


ss) Vgl. Niceforo-Lindenau, »Die Kriminalpolizei und ihre Hilfswissen- 
schaften« S., 359; Hofmann, »Lehrb. der gerichtl. Medizin« 9. Aufl., S. 779; Reiß, 
»La photographie judiciaire« (Paris 1903) S. 711. 

“) Mackowitz, »Der Raubmordprozeß gegen Georg Wille (Groß’ »Archive 
117172); Glos, »Ein Fall von Personenverwechselung« (Fall Skarke) (ebd. 14 63). 

8) Weingart S. 47: »Das Erkennen ist auch bloß ein Urteil auf Grund einer 
Anzahl von Erkennungszeichen, die zwar für das tägliche Leben genügen, aber 
doch gelegentlich Raum für verhängnisvolle Irrtümer lassen.« 
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an die geringfügigsten, nebensächlichsten oder selbst albernsten Kenn- 
zeichen und Umstände ? Meiner Meinung nach läßt sich selbst bei sorg- 
fältigster Berücksichtigung aller Nebenumstände Derartiges ohne gründ- 
liche Befragung nicht aufklären. Im übrigen wäre das Problem gewiß 
einer tieferen Untersuchung wert, die hier nur der Raum verbietet. 

Als das beste und sicherste Mittel, verhängnisvolle Irrtümer zu ver- 
meiden, hat sich bislang immer noch die besonders von Schneickert 
(GroBß’ »Archiv«e 13 193 sowie »Die Zeugenvernehmung im Lichte der 
Strafprozeßreform« [Sterns »Beiträge« 1+ 39]) und Lipman (a. a. O. 
Groß’ »Archiv« 20 71) empfohlene »Wahlkonfrontation« bewährt, 
bei der der Zeuge »den vermutlichen Täter aus einer Reihe ihm womöglich 
etwas ähnelnder Personen beziehungsweise sein Bild aus einer Reihe 
solcher Bilder herausfinden muß«; der Forderung der genannten Autoren, 
Gegenüberstellungen nur in dieser Weise und nie anders vorzunehmen, 
wird man eine Berechtigung nicht absprechen können. 


Doch zurück zu den äußeren Begleitumständen. Verschiedentlich 


sind zunächst Versuche gemacht worden, dem Kriminalisten Anhalts- 

punkte für die besonders wichtige Frage zu geben, auf welche Ent- 

fernungen Personen zu erkennen sind. Groß bringt im »Handbuche« 

(1 335) die Berechnungen eines Amerikaners, nach denen Normalsichtige 
auf 27—30 m das Weiße im Auge, 

„ 72—80 m das Auge, 

von 91 m an Körperpartien, alle Bewegungen, Kleidungseinzelheiten, 

„ 182m „ Züge nur unbestimmt, 

„ 362 m „ nur Bewegung der Gliedmaßen usw. | 
erkennen können. Nach meinen Beobachtungen treffen die Zahlen für 
den modernen Städter indessen nur bei besonders günstigen Beleuchtungs- 
verhältnissen zu. Zu nennen wäre ferner die unter anderem in Groß’ 
»Handb.« I 334, in Bertillons »Gerichtlicher Photographie« (Halle a. S. 
1895) S. 43 und in ReißB-Schneickerts »Signalementslehre« (München 
1908) S. 114 abgedruckte Tabelle des Franzosen Vincent, nach der 
wir bei Tageslicht 
selten nur einmal 


k Sg DS nd 
oft gesehene gute Bekannte: gesehene Personen 
SATEET NEE, 
bei besonders auffälligen Merkmalen auf 100 m, 25—% m, beiläufig 15 m 
ohne solche...» . 2... 0... 0-80 m, — — 


n 
beziehungsweise durchschnittlich. . „ 40 m, = — 
erkennen könnten, 
ferner Personen: 
bei Mondschein im ersten Viertel . . . ...... auf 2!s— 6 m, 
bei Vollmond +... 2. wa 2 22 2 An „ 7-10 m, 
eventuell sehr gute Bekannte bei hellstem Mondliht „ noch 15 m®®). 


*) Im übrigen macht auch hier Gewohnheit und Übung viel aus; dem häufig 
bei Nacht ansitenden Jäger zeigt der Mondschein, dem an nächtliche Beobachtungen 
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zu a) genannte endlich auf die bei der Wahrnehmung beteiligten Sinne 
zu erstrecken hat, bedarf ebenso kaum eines Wortes, wie daß es 
sich hier überwiegend um Sehen und Hören dreht; daneben ein Achten 
auf Geruchs-, Geschmacks- und Gefühlsempfindungen immerhin auch 
überraschende Erfolge zeitigen kann (interessante Fälle unter anderem 
in Groß’ »Handb.« I 96 und »Kriminalpsychologie«, 2. Aufl., S. 604 ff.). 
Daß auch von den normalen Menschen nur die wenigsten »korrekte« 
empfinden, insbesondere sehen und hören, betonte schon 1899 im ersten 
Bande von Groß’ »Archive Klaußmann (Über Zeugenprüfung« 
S; 39 f.)5%), dementsprechend er nicht nur Zeugenprüfung bei möglichst 
jeder Vernehmung forderte, sondern sogar für alle Gerichte die Ein- 
richtung von besonderen »Zeugenprüfungszimmern« mit lebensgroßen, 
bekleideten Weachspuppen, rotierenden Stereoskopapparaten, Riech- 
mustersammlungen und sonst noch allem möglichen ausgestattet. 
Nirgends hat die Praxis bisher diese Vorschläge eines Versuches für 
wert gehalten, nicht zulett vielleicht wegen des leidigen Kostenpunktes°®); 
verursacht doch schon die für eine wirklich exakte Prüfung unbedingt 
erforderliche Zuziehung eines Arztes (Spezialisten) mehr Kosten, als so 
manche Untersuchung verträgt, und muß es daher vorläufig noch oft 
genug zunächst bei informatorischen Laienprüfungen sein Bewenden 
haben; wenn der Arzt schon wenigstens niemals gespart würde, sobald 
sich Zweifel ergeben! Beziehungsweise der Psychologe’), sobald es 
sich um die von Stöhr (S. 22) besonders hervorgehobenen Umstände 
handelt, die das Auffassungsvermögen derselben Person erheblich 
zu verändern geeignet sind, alle möglichen körperlichen Zustände, Er- 
müdung, Affekt, Zorn, Angst, Einfluß der Tageszeit, bei Frauen 
Schwangerschaft, Periode, Wechseljahre, ferner außerordentlich die 
jeweilige Sammlung oder Ablenkung der Aufmerksamkeit’). Und im 


Person des Täters und seinem Verhalten gearbeitet werden muß; vgl. den folgenden 
Abschnitt. 

6) Für die Praxis interessant sind besonders seine Hinweise auf die so ver- 
schiedene und so mannigfach beeinflußte Fähigkeit, gleichzeitig zu sehen und 
zu hören, sowie auf die verschiedene »Sehhöhe« der Menschen, im allgemeinen 
75 cm über die Körperlänge gehend, beim Land- und Seemann höher als beim 
Städter usw. Ä 

se) Allerdings müßte das noch ziemlich erhebliche Mißtrauen höherer Stellen 
gegen den praktischen Wert der Sache erst hinreichend durch den Nachweis ent- 
sprechender Erfolge unmittelbar aus der Praxis heraus beseitigt werden. Der 
Wissenschaft ist es trog aller Mühen immer noch nicht recht gelungen! 
‚ 61) Nicht eindringlich genug kann der Kriminalist überhaupt ständig der Worte 
Lipmans eingedenk sein: »Zeugen, die Aussagen von entscheidender Wichtig- 
keit machen, besonders wenn le&tere von der Aussage anderer Zeugen in wesent- 
lichen Punkten abweichen, sind stets von psychologisch geschulten Sachverständigen 
auf ihre Glaubwürdigkeit zu untersuchen.e (»Reformvorschläge zur Zeugenver- 
nehmung vom Standpunkte der Psychologie«, Groß’ »Archiv« 20 79.) 

se), Näcke (Groß’ »Archiv« 12 269) mißt sogar schlechtem Schlafe vor den 
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Anschlusse an diese in der Person liegenden Faktoren bedürfen end- 
lich noch weit einschneidendere andere der Erwähnung, die äußeren 
Umstände, unter denen sich die Wahrnehmung vollzog. 

- Weit einschneidendere — inwieweit und inwiefern kann bei dem 
knapp bemessenen Raume hier nur in Verfolg der wichtigsten Gruppe 
erörtert werden, umfassend die auf das Erkennen und Wieder- 
erkennen von Personen bezüglichen Wahrnehmungen ; zumal das hierüber 
zu Sagende leicht die Ableitung aller für die Wahrnehmung sonstiger 
Vorgänge und Erscheinungen bedeutsamen Momente gestattet®®). Das 
Rekognoszierungs- und Identifizierungsproblem, ein 
etwas weiteres Ausgreifen erfordernd ; bildet doch der wiedererkennende 
Zeuge so manchmal schließlich den Haupt- oder gar einzigen Stüßpunkt 
der Anklage°°), und war es doch schon bei so manchem Kapital- und 
SensationsprozeßB der Gegenstand tagelanger Erörterungen. Mir fällt 
hier gerade nur der Fall Dickhoff°!), Winter (Konig), das Attentat auf 
den Polizeioberst Krause (Berlin) und der bereits S. 12 erwähnte 
Berchthold-Prozeß (München) ein; die Reihe läßt sich indessen fast aus 
jeder Sammlung von Kriminalfällen fortsegen. Der Berchthold-Prozeß 
namentlich brachte so manches zur Sprache, was nicht nur die Wissen- 
schaft, sondern auch die Praktiker zu starken Bedenken gegen den 
Wert der meisten Rekognoszierungen führte ; der Bienenfleiß der Psycho- 
logen hat aber noch ganz andere Fälle ausgegraben. Daß Ehemänner, 
Eltern und Geschwister in gut erhaltenen Leichen ihre ständig und 
noch kurz vorher gesehenen Frauen, Kinder und Brüder bestimmt 
wiedererkennen, obwohl diese in Wahrheit wohl und munter leben ®?), 
mag noch hingehen; Leichenidentifizierungen sind ohnehin eine eigene 


Wahrnehmungen Bedeutung bei; Schneickert (Zur Psychologie der Zeugen- 
aussagen«, Groß’ »Archiv« 13 195) andererseits warnt vor diesbezüglichen Fragen 
an die Zeugen, da man mit ihnen nur eine neue Fehlerquelle schaffen könne. 
»Wenn wir nicht selbst in der Lage sind, die Ursache und Wirkung eines Stim- 
mung erzeugenden Faktors unmittelbar zu erforschen beziehungsweise zu be- 
obachten, so hat das Urteil eines Laien hierüber für uns gar keinen Wert, im 
Gegenteil, es kann für uns selbst eine Fehlerquelle werden.« 
' 5) Insbesondere für -die mit ihr in engem Zusammenhange stehende Frage der 
Zuverlässigkeit von Personalbeschreibungen. Was auf sie manchmal zu geben 
ist, hat schon so manche Untersuchung, unter anderem die bekannte Beschreibung 
des »Hauptmanns von Köpenick« gezeigt, nicht minder wie zahlreiche Massen- 
versuche der Psychologen. Vgl. W. Stern, »Wirklichkeitsversuche« in Sterns 
‚Beiträgen zur Psychologie der Aussage«, 2. Folge, S. 29f.; ferner besonders 
Heindl, »Die Zuverlässigkeit der Signalementsaussage« (Groß’ »Archiv« 33 109 ff). 

.6) Von Mordsachen ahgesehen ist hier besonders an Betrüger und Schwfndler 
zu denken, deren Ermittlung meist von dem Wiedererkennen durch Zeugen ab- 
hängig ist. 

61) Eingehend geschildert von Q. X., »Die Verbrecherwelt von Berlin« (+ Zeitschrift 
f. d. ges. Strafrechtswissenschaft 4 415 f. [1884)). 
- 62) Vgl. Hellwig, »Über einige merkwürdige Fälle von Irrtum über Personen 
und Sachen« (GroBß’ »Archiv« 27 352; ferner ebd. 26 360). - 
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Sache ®®). Wenn aber Geschwister einen wildfremden Schwindler unter 
Eid als ihren Bruder wiederzuerkennen behaupten (Groß’ »Archiv« 36 234), 
wenn in wochenlangen Untersuchungen Zeugen in dem Beschuldigten 
immer wieder den ihnen von Person genau bekannten Täter mit völligster 
Bestimmtheit rekognoszieren, bis kurz vor dem Urteil das Gegenteil 
unwiderleglich nachgewiesen wird‘) — die Erwägung, daß das »Aus- 
nahmen« sind, vermag die von der Wissenschaft ständig gegen alle 
Rekognoszierungen überhaupt vorgebrachten Bedenken doch nicht so 
ganz zum Schweigen zu bringen. Und wenn wir schon ohne sie in 
der Praxis nicht auskommen können, eine dreifache Moral kann der 
Praktiker aus den wissenschaftlichen Untersuchungen immerhin ziehen: 
den Erkennungsbehauptungen selbst der überzeugtesten und ver- 
läßlichsten Zeugen gegenüber stets die größte Vorsicht und Zurück- 
haltung walten zu lassen; 
der Erhebung und Erforschung aller für Rekommosierihgen irgend- - 
wie bedeutsam werden könnenden Momente (Tageszeit, Lichtverhält- 
nisse, Helligkeit, Entfernungen usw.) ständig seine Aufmerksamkeit 
zuzuwenden; 
auch bei noch so vielen Rekognoszierungen mit allen Kräften nach 
der Beschaffung von noch anderem Belastungsmaterial zu streben. 
Bezüglich des ersten Punktes gibt die Literatur dem Kriminalisten 
verschiedentlich besondere Ratschläge, von denen hier wenigstens einige 
betrachtet werden sollen. Eine gewisse, freilich auch nicht immer ge- 
nügende Kontrolle gewährt es, von den Zeugen vor der Gegenüberstellung 
eine nochmalige, bis ins kleinste gehende Beschreibung zu verlangen. 
Interessant ist ferner der Rat eines Praktikers (Goebel, »Rekognition 
von Zeugen« [GroB’ »Archiv« 6 297]), den Zeugen nicht zu fragen, 
woran er den Beschuldigten wiedererkenne; die wirklich maßgebenden 
Momente seien zu fein, als daß sie der Zeuge in Worte fassen könne; 
man fordere Unmögliches, bekomme höchstens Verlegenheitsbehelfe 
zu hören und mache den Zeugen unsicher. Recht hat Goebel sicher; 
trogdem aber möchte ich mich grundsäßlich gegen ihn erklären°®), und 
zwar einfach deshalb, weil ich den durch Unterlassung diesbezüglicher 
Fragen möglicherweise entstehenden Schaden für weit schlimmer halte 
als den zu großer Wißbegierde entstammenden. Oder klammert sich 
die Überzeugung selbst einsichtiger Leute nicht oft genug insgeheim 


es) Vgl. Niceforo-Lindenau, »Die Kriminalpolizei und ihre Hilfswissen- 
schaffen« S.359; Hofmann, »Lehrb. der gerichtl. Medizin« 9. Aufl., S. 779; Reiß, 
»La photographie judiciaire« (Paris 1903) S. 711. 

“) Mackowitz, »Der Raubmordprozeß gegen Georg Willk (Groß’ »Archive 
117172); Glos, »Ein Fall von Personenverwechselung« (Fall Skarke) (ebd. 14 63). 

%) Weingart S. 47: »Das Erkennen ist auch bloß ein Urteil auf Grund einer 
Anzahl von Erkennungszeichen, die zwar für das tägliche Leben genügen, aber 
doch gelegentlich Raum für verhängnisvolle Irrtümer lassen.« 
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an die geringfügigsten, nebensächlichsten oder selbst albernsten Kenn- 
zeichen und Umstände? Meiner Meinung nach läßt sich selbst bei sorg- 
fältigster Berücksichtigung aller Nebenumstände Derartiges ohne gründ- 
liche Befragung nicht aufklären. Im übrigen wäre das Problem gewiß 
einer tieferen Untersuchung wert, die hier nur der Raum verbietet. 

Als das beste und sicherste Mittel, verhängnisvolle Irrtümer zu ver- 
meiden, hat sich bislang immer noch die besonders von Schneickert 
(Groß’ »Archiv« 13 193 sowie »Die Zeugenvernehmung im Lichte der 
Strafprozeßreform« [Sterns »Beiträge« 1* 39]) und Lipman (a. a. O. 
Groß’ »Archiv« 20 71) empfohlene »Wahlkonfrontation« bewährt, 
bei der der Zeuge »den vermutlichen Täter aus einer Reihe ihm womöglich 
etwas ähnelnder Personen beziehungsweise sein Bild aus einer Reihe 
solcher Bilder herausfinden muß«; der Forderung der genannten Autoren, 
Gegenüberstellungen nur in dieser Weise und nie anders vorzunehmen, 
wird man eine Berechtigung nicht absprechen können. 

Doch zurück zu den äußeren Begleitumständen. Verschiedentlich 
sind zunächst Versuche gemacht worden, dem Kriminalisten Anhalts- 
punkte für die besonders wichtige Frage zu geben, auf welche Ent- 
fernungen Personen zu erkennen sind. Groß bringt im »Handbuche« 
(1 335) die Berechnungen eines Amerikaners, nach denen Normalsichtige 

auf 27—30 m das Weiße im Auge, 

„ 72—80 m das Auge, 

von 91 m an Körperpartien, alle Bewegungen, Kleidungseinzelheiten, 

„ 182m „ Züge nur unbestimmt, 

„ 362 m „ nur Bewegung der Gliedmaßen usw. 
erkennen können. Nach meinen Beobachtungen treffen die Zahlen für 
den modernen Städter indessen nur bei besonders günstigen Beleuchtungs- 
verhältnissen zu. Zu nennen wäre ferner die unter anderem in Groß’ 
»Handb.« 1 334, in Bertillons »Gerichtlicher Photographie< (Halle a. S. 
1895) S. 43 und in Reiß-Schneickerts »Signalementslehre« (München 
1908) S. 114 abgedruckte Tabelle des Franzosen Vincent, nach der 
wir bei Tageslicht 
selten nur einmal 


Vera SITES SCEEEN ‚PETDSE PETE 
oft gesehene gute Bekannte: gesehene Personen 
bei besonders auffälligen Merkmalen auf 10m, 25—30 m, beiläufig 15 m 
ohne solche. . . ». 2.2220. „ 60-80 m, — — 


beziehungsweise durchschnittlich. . „ 40 m, — — 
erkennen könnten, Ä 
ferner Personen: 
bei Mondschein im ersten Viertel . . ....... auf 2!/,— 6 m, 
bei Vollmond . .... 2222020. „ 7-10 m, 
eventuell sehr gute Bekannte bei hellstem Mondliht „ noch 15 m68). 


“) Im übrigen macht auch hier Gewohnheit und. Übung viel aus; dem häufig 
bei Nacht ansigenden Jäger zeigt der Mondschein, dem an nächtliche Beobachtungen 
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Von interessanten Versuchen hinsichtlich künstlicher Straßenbeleuchtung 
weiß in Groß’ »Archiv« (24 200) PeßBler zu berichten. Die anläßlich 
eines »Meineidsprozesses gegen einen Grymnasialoberlehrer« unter Zu- 
ziehung eines Augenarztes unternommenen Versuche ergaben, daß 
selbst Leute mit übernormaler Sehschärfe Personen bei einem Auer- 
brenner von 45—53 Kerzenstärke erst auf 3'/;—4 Schritt zu erkennen 
vermögen, daß eine 13 Schritt von einem 50kerzigen Spiritusbrenner 
entfernte Person auf 1!/2—3 Schritt, eine auf 5 Schritt direkt bestrahlte 
auf 16 Schritt, der Vollbart einer 10 Schritt von derselben Laterne ent- 
fernten Person auf 4 Schritt zu erkennen ist usw., daß im übrigen hier 
die Beschattung durch Hutkrempe, Halskragen und Bart einen großen 
Einfluß hat. Zwar selten praktisch werdend, aber immerhin interessant 
sind die von Groß (»Handb.« 1 80) mitgeteilten Versuche des Franzosen . 
Romary, nach denen beim Aufbliten eines Schusses der Schießende 
von der Seite auf 5, von vorn auf 10 und selbst 20 Schritt erkannt 
werden kann. Immerhin dürfte hier doch die Pulvermenge und Art 
erheblich mitspielen, da »langsam« verbrennendes grobköriges »Naß- 
brand«pulver einen anderen Blig erzeugt als feinkörniges Jagd- oder 
rauchloses Pulver — ich beabsichtige, hierüber noch Versuche anzustellen. 

Selbstverständlich ist, daß die meisten Zahlen nur annähernden Wert 
— zum Teil im weitesten Sinne des Wortes genommen — haben können. 
Wie verändern sich die Möglichkeiten beispielsweise nach Stellung und 
Entfernung der Lichtquelle, etwa je nachdem der Beobachter im hellen 
Sonnenlichte, der Beobachtete im Schatten steht (Verringerung) oder 
umgekehrt. Welchen Einfluß haben Wolken, Nebel, Regen, dunstige 
Luft. Wie wesentlichen Einfluß kann eine — die Helligkeit beträchtlich 
steigernde, aber sehr trügliches Licht erzeugende — Schneedecke haben 
(wichtig unter anderem in dem Peßlerschen Falle sowie bei der bekannten 
Ermordung des Försters Schwarzenstein, Rahnsdorf b. Berlin 1908). Kurz 
und gut, das einzige wirklich zuverlässige Mittel bleibt immer noch 
der Versuch an Ort und Stelle°”), von der Praxis leider, wie von 
der Wissenschaft und vielen Praktikern selbst immer wieder betont wird, 
viel zu selten angewandt. Gewiß klären auch schon Landkarten und 
Zeichnungen, Photographien und Modelle °°) manche falsche Auffassung, 
manchen Irrtum und Widerspruch auf; aber wie vieles nimmt sich bei 
der unmittelbaren Anschauung und Probe an Ort und Stelle doch noch 
ganz anders aus, wieviel Zweifel schwinden, wieviel neue Umstände 
tauchen auf, wieviel Möglichkeiten und Unmöglichkeiten ergeben sich, 


und Verfolgungen gewöhnten Kriminalbeamten die trübe Straßenlaterne so manches 
auf ganz andere Entfernungen. 

0) Vgl. insbes. Haußner, »Die Erörterung des Verbrechens an Ort und Stelle« 
(Groß’ »Archiv« 14 149). 

68) Über die Herstellung. und den Wert von Modellen und plastischen Nach- 
kildungen vgl. Groß’ »Handb.« 2 663; zu sehen sind sie in allen Kriminalmuseen. 
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an die bisher niemand denken konnte‘). Da bringen sich die Kosten 
und Umstände immer wieder ein’?°), und mag sich schließlich vorher 
immer ein Grund finden, es für »überflüssig« zu erklären, nachträglich 
ergibt sich, wo es geschieht, irgendein positiver Nuten stets”?!). 

Einige Schwierigkeit macht oft allerdings die unbedingt notwendige 
Wiederherstellung oder wenigstens richtige Berücksichtigung aller damals 
obwaltenden Nebenumstände; däher, wie schon bemerkt, ihre Erhebung 
und Festlegung von Anfang an stets von größter Bedeutung ist. Nicht 
allen Kriminalisten ist bekannt, welche Hilfe hierbei hinsichtlich der Be-' 
leuchtungs- und Witterungsverhältnisse Astronomen und Metereologen ’”*) 
gewähren können, und welche erstaunlich genauen Ergebnisse — hin- 
reichende Kenntnis des Falles wie der einschlägigen Verhältnisse voraus- 
gesegt — ihre Berechnungen erzielen können. | 

Um jedoch unseren Faden wieder aufzunehmen: in Verbindung 
mit dem Wiedererkennen von Personen steht, wenn Kleidungsstücke 
in Frage kommen, häufig die Beurteilung von Farben, und auch hierbei 
sind mancherlei Täuschungen möglich 18). Wie ein Praktiker treffend be- 
merkt, kennen nur die wenigsten die fachmännischen Bezeichnungen 
und stellen sich alles mögliche unter ihnen vor, so daß entweder Muster 
vorgelegt werden oder wenigstens ganz zweifelsfrei bekannte Dinge 
des täglichen Lebens herangezogen werden müssen. Nicht gleichgültig 
sind auch die durch Hinter-, Untergrund oder Widerschein bedingten 
' Täuschungen, die etwa einen schwarzen Mantel vor tieischwarzem 


0) Und keineswegs auf die oben besonders berücksichtigten Gesichtswahr- 
nehmungen beschränkt. Wie oft walten Irrtümer darüber ob, aus welcher Richtung 
oder Entfernung ein Schuß, Schrei oder Stöhnen gehört wurde (über diesbezügliche 
Täuschungen vgl. Groß’ »Handb.« 1 92) oder Verwesungsgeruch wahrgenommen 
wurde usw. 

10) Gegenüber der stets hohen Wahrscheinlichkeit, Zweifel zu beseitigen und 
Irrtümer zu vermeiden, können solche von vielen Juristen als lächerliche » Theater- 
vorstellungen« verabscheute Proben der Würde des Gerichtes wohl niemals Ab- 
bruch tun. 

n) Die Unmöglichkeit vieler Bekundungen und Behauptungen vermögen schon 
universellpsychologische« Versuche, ohne Zuziehung der Beteiligten etwa vom 
Gerichte oder der Untersuchungskommission unternommen, nachzuweisen. Nur 
sollte man mit ihnen möglichst nie Sicherheitsbeamte allein beauftragen, da sie 
gerade derartigen selbst einfachen Fragen sehr oft weder das erforderliche Ver- 
ständnis entgegenbringen noch die nötige Gründlichkeit widmen, vgl. die sehr 
belehrenden Fälle bei Groß, »Über die Aufgaben des Untersuchungsrichters« 
(Groß’ »Archiv« 6 2241). Versuche an ähnlichen Stellen haben stets nur sehr 
geringen Wert und können nur für den äußersten Notfall empfohlen werden. 

79) Hinsichtlich der Astronomen vgl. Groß’ »Handb.« 1 41, hinsichtlich der 
Metereologen Kassner, »Verwertung der Wetterbeobachtungen in Norddeutsch- 
land durch die Kriminalistik-, Groß’ »Archiv« 43 154. 

18) F. L., »Einiges über Farbenfeststellungen« (»Gendarm« 9 191), vgl. auch 
Groß, »Kriminalpsychologie« S. 254. 


32 Anuschat: Auf der Fährte des Verbrechers. 


Hintergrunde oder auf schneebedecktem Felde bläulich, grünlich oder 
bräunlich erscheinen lassen. | | 

Und uns den Wahrnehmungen überhaupt wieder zuwendend — das 
Rekognoszierungsproblem kann hier nicht weiter verfolgt werden — 
zwei von Groß noch erwähnte Fehlerquellen können in der Praxis recht 
bedeutsam werden. Zu selten berücksichtigt der Kriminalist zunächst 
nach Groß (»Handb.« 1 78), daß in der Wiedergabe fast jeder Wahr- 
nehmung ein Schluß oder sogar eine ganze Reihe von Schlüssen stecken 
kann, bei deren Ziehen die gröbsten Fehler unterlaufen können. Als 
Hauptbeispiel nennt Groß die häufigen Fälle, in denen wir »einen Gegen- 
stand nicht auf alle jene Merkmale untersuchen, durch die er charakte- 
risiert wird«, sondern ihn nach »einem typischen: — und zwar vielleicht 
nur nach unserer Meinung typischen — »Merkmale für bestimmt halten«, 
daß wir, wie beim Lesen die Wortbilder, »Anordnungsbilder heraus- 
fangen«, die durch ihre typische Form ein genaues Analysieren der 
einzelnen Bestandteile überflüssig machen, daß wir »gewisse Charakte- 
ristika suchen und festhalten, nach denen wir ohne weiteres die Be- 
stimmung des Gegenstandes vornehmen«, vor allem in Eile und Auf- 
regung. Dahin gehören etwa die Fälle, in denen jemand ein bligendes 
Messer, eine Pistole, ein Geschüg wahrgenommen zu haben bekundet, 
wo tatsächlich nur ein Hering geschwungen, die Mündung einer Schnaps- 
flasche vorgehalten wurde oder ein Brunnenrohr die »Kanonenmündung« 
bildete. Und von einer »derart falsch aufgefaßfen sinnlichen Wahr- 
nehmung« können wieder lange Reihen der Vorstellung abhängig gemacht 
und verkehrt wiedergegeben werden, ja, die falschen Schlüsse können 
‚suggestive wieder falsche Sinneswahrnehmungen bekunden lassen 
(Groß: »Leichengeruch« aus einem leeren Sarge (a. a. O. 1 97 usw.). 
Vermeiden läßt sich all dieses nach Groß nur dadurch, daß grundsäßlich 
jede Wahrnehmungsbekundung auf ihren Gehalt an Schlüssen geprüft 
und wie nach dem Grunde des Wissens (8 68 Abs. 2 StPO.) auch stets 
nach dem Grunde des Schließens gefragt wird. Bis ins kleinste soll 
jede Gedankenkette zergliedert, jedes Glied auf seine Entstehung durch 
Schlüsse und dabei denkbare Fehler geprüft werden, wobei ein viele 
Fehler erklärendes »Eingeleitetwordensein«e des Denkens in bestimmte 
Richtungen durch äußere und innere Umstände nicht vergessen werden darf. 

Unter dem namentlich bei Aussagen über Bewegungen bedeutsamen 
»Addieren und Teilen von Beobachtungen« versteht Groß die Fälle, in 
denen wir Vorgänge wahrnehmen, Teile von ihnen aber zu kurz 
waren, um einen gesonderten Eindruck zu hinterlassen; wir füllen die 
Lücken dann unbewußt mit unserer Individualität oder unserem Zu- 
stande, besonders aber der zu Beginn der Wahrnehmung gehabten Vor- 
stellung entsprechenden Schlüssen aus (so daß von Zeugen, die nur ein 
Ausholen des Angreifers mit einem Gegenstande sehen konnten, der 
eine »Wurk«, der andere »Schlag« bekunden wird, je nachdem, was er 
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sich im Augenblicke der Wahrnehmung als Folge vorstellte); durch ` 
Zufall kann es richtig sein. 

Ähnliches kommt nach Groß bei Gehörstäuschungen vor; viele Leute 
fassen Gehörtes nicht dem Wortlaute, sondern dem Sinne nach auf und 
legen oft einen ganz falschen Sinn hinein; Gefühlstäuschungen spielen 
vornehmlich in die Empfindungen bei der Zufügung von Verletungen, 
so daß Stiche als Schläge empfunden werden usw.; damit sei Punkt a) 
nun endlich erledigt. 

Wesentlich kürzer läßt sich Punkt b) (siehe die Übersicht S. 25) be- 
handeln: dieIntelligenzprüfung. Ein ungefähres, allerdings manch- 
mal trügendes Bild von der Intelligenz eines Zeugen kann sich schließ- 
lich jeder auf Grund einiger entsprechender Fragen verschaffen, eine 
wissenschaftliche Intelligenzprüfung wird aber schon der Psychologe 
vornehmen müssen. Die Methoden der »Wissenschaftlichen Intelligenz- 
prüfung« hat in knappster Form Rodenwaldt in »Groß’ Archive 18 
236 f. zusammengestellt, die Hauptpunkte seines Schemas bilden: 


A. B. C. 
Prüfung des Vermögens, Prüfung des Vorstellungs- Prüfung der Wirksamkeit 
Vorstellungen zu erwer- schaßes, des Intellekts usw. 
ben: Lineare, planimetrische, 


1. Bedingungen des Er- stereometrische Defini- 
kennens. tionen. 
2. Das Erkennen selbst. Unterscheidungen, Er- 
kenntnis des Grundes. 


wohl schon zur Genüge zeigend, daß ein tieferes Studium zu ihrer Be- 
herrschung gehört. 

Nicht allzuviel braucht wohl dem Praktiker auch über Punkt c) gesagt zu 
werden: dieSchäßungsprüfung. Zwar hat sich ihrer die moderne 
Psychologie in mehr wie ausgiebigem Umiange bemächtigt, sie ins- 
besondere zum Gegenstande zahlreicher »individuell-« und »typenpsycho- 
‚logischer« Versuche gemacht. Aber, was davon für unsere Praxis übrig- 
bleibt — doch betrachten wir sie zunächst einmal kurz. Zu unter- 
scheiden sind Zeit- und Raumschäßungen und kann beider Prüfung 
— ich folge der trefflichen Abhandlung von William Stern, »Über 
Schäßung, insbesondere Zeit- und Raumschäßung«’*) — im Wege zweier 
Hauptmethoden erfolgen: 

1. der Prüfling wird veranlaßt, eine geforderte Größe selbst zu er- 
zeugen (durch Markieren beziehungsweise bei Zeit Angabe von An- 
fangs- und Endmomenten), Methode der Herstellung, Reiz- 
findung, er muß eine gegebene Größe nach einem Maße benennen, 

2. Methode der Beurteilung, Urteilsfindung; 


die zweite ist nach Stern wertvoller (S. 37). 


14) Sterns »Beiträge zur Psychologie der Aussage«, 2. Folge, S. 32 (1905). 
Archiv. Bd. 66. 
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Für den Praktiker immerhin nicht ohne Interesse sind die Ergebnisse 
von Sterns universellpsychologischen Versuchen. Nach ihnen stellen 
Zeiträume von 5—11 Minuten stets ein »Schäßungsoptimum« dar, bei 
dem nur geringe, gleichmäßig über- wie unterschäßende Fehler vor- 
kommen. Für kürzere Zeiträume ist eine starke Überschäßung typisch, 
sie beträgt bei durch Tätigkeit ausgefüllter Zeit das Doppelte, bei nicht 
ausgefüllter Zeit das Dreifache der wahren Zeit — meiner Meinung nach 
übrigens oft noch mehr; ich erinnere nur an den von Hellwig”°) mit- 
geteilten praktischen Fall, bei dem ein Zeuge eine Zeitspanne von 
10 Sekunden als 5 Minuten bezeichnete. Bei langen Zeiten (75 Minuten 
beim Versuch), insbesondere wenn sie »kontinuierliche Ausfüllung« haben, 
ist Unterschäßung charakteristisch. Bei »mittleren< Zeitlängen (?) 
beträgt der mittlere Fehler unter normalen Schätungsbedingungen ein 
Fünftel bis ein Drittel des objektiven Zeitwertes; Erschwerung der Be- 
dingungen vergrößerte ihn stark, bei Erinnerungen, die sich auf einen 
vor acht Tagen ohne Aufmerksamkeit erlebten Vorgang bezogen, auf 
50° (S. 59). Bei Frauen sind Fehler weit häufiger als bei Männern, 
bei Schulkindern tritt eine stärkere Über- und Unterschäßungstendenz auf. 

Wie weit man freilich im einzelnen Falle auf solche Zahlen bauen 
darf, ist eine andere Frage. Waren doch schon unter Sterns Versuchs- 
Objekten Herren wie besonders Damen, deren Schäßungen infolge ihrer 
Absonderlichkeit »außer Bewertung: bleiben mußten, und wie sollen 
wir unseren Zeugen ansehen, ob sie psychologische »Durchschnitts- 
menschen: sind. So bleibt denn auch hier für die Praxis nur die 
— allerdings genügend wertvolle — Regel, allen Zeitangaben zu miß- 
trauen und sie soviel wie möglich durch Proben und Versuche zu 
kontrollieren. Näcke betont besonders (im Anschlusse an den be- 
kannten Krosigk-Prozeß, Gumbinnen; »Groß’ Archiv: 7 340), daß bei 
‚subjektiven Zeitbestimmungen« außer der geschätten Dauer auch stets 
der Ausgangspunkt der Zeitrechnung zu prüfen sei. Und tatsächlich, 
welcher Mensch weiß, wenn nicht zufällig besondere Umstände zu 
Hilfe gekommen sind, auch nur annähernd richtig, wie spät es zu einer 
bestimmten Zeit war 78)? 

Was die Raumschätungen anbelangt, so ergaben Sterns Versuche 
als »Optimalzone«: eine Entfernung von 1'/,—4 m, kleinere Längen 
werden über-, größere bis 30 m unterschäßt, darüber hinaus bis 
gegen 350 m will Stern dann wieder Überschägung beobachtet haben. 


7) Hellwig, »Psychologische Notizen, Mangelhaftigkeit der Vorstellung kleiner 
Zeiträume« (Groß’ »Archiv« 23 81), s. auch Groß, »Kriminalpsychologie« S. 502. 

1y Und gab es besondere Umstände, so sind sie erst recht zu prüfen. Vgl. nur 
den von Groß (»Über Zeitbestimmungen« im »Archiv« 6 209) mitgeteilten Fall, 
in dem die Probe an Ort und Stelle die außer aller Berechnung liegende Tatsache 
ergab, daß die Kirchturmuhren zweier in verschiedenen Pfarrbezirken liegenden 
Dörfer um 3 bis 4 Stunden differierten. 
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Recht interessant, hinsichtlich ihrer praktischen Verwertbarkeit mir 
allerdings nicht ganz unzweifelhaft, sind die Angaben Sternecks 
(»Über die Täuschungen beim Schäßen von Entfernungen, Groß’ 
Archiv« 26 764]) hinsichtlich der Möglichkeit theoretischer Berechnungen 
von Raumschäßungsfehlern. Der Raum gestattet hier leider nicht zu 
schildern, wie er an der Hand seiner »Theorie der scheinbaren Ent- 
fernung« für die verschiedenen Fälle »Unterschäßungskonstanten« be- 
rechnet und in mathematische Formeln einsett, die die Fehler zu be- 
stimmen ermöglichen sollen. Andere Formeln behandeln die Fehler- 
berechnungen an Abhängen und Böschungen, wo nach Sterneck stets 
Überschäßung eintritt. Beachtenswert ist jedenfalls sein Hinweis, daß 
die besagten »Konstanten« sehr von den Beleuchtungsverhältnissen ab- 
hänsen, wie »von den Erfahrungsdaten, die uns vom Beobachtungsorte 
aus zugänglich sind« Hinsichtlich der ersteren darf hier vielleicht an 
das erinnert werden, was jedem Soldaten eingeschärit wird: daß U nter- 
schäßungen bei besonders deutlichem Sehen des Zieles eintreten, also 
bei greller Bestrahlung, reiner Luft, deutlichem Abheben vom Hinter- 
grunde, wie über Wasser, gleichmäßig aussehenden und welligen Boden- 
flächen, daß dagegen überschäßt wird bei undeutlichem Sehen, also 
das Auge blendender Sonne, flimmernder, trüber oder undurchsichtiger 
Luft, verschwimmendem Hintergrunde oder nur teilweiser Sichtbarkeit 
des Zieles. Wie auch der Jäger weiß, daß man im Holze, ferner aus 
Deckungen mit kleinem Ausblicke leicht über-, in (die Gegenstände 
vergrößernder) Dämmerung und Nebel unterschäßt. Und was das 
zweite anbetrifft: die »Erfahrungsdaten«; kaum braucht wohl noch ge- 
sagt zu werden, welche Bedeutung ihr ständiges Erforschen und Prüfen 
hat und welchen haarsträubenden Unsinn es gar nicht selten zutage 
fördert. Worauf beruhen denn im legten Grunde die Entfernungsangaben 
der meisten Zeugen, mögen sie noch so überzeugt vorgebracht werden ? 
Bald auf Erinnerungen an Zeitspannen, die einmal zur Zurücklegung 
des Weges, Teil- oder in der Nähe liegender Strecken benötigt wurden, 
bald auf diesbezüglichen Mitteilungen Bekannter, bald auf der bewußten 
oder unbewußten Zusammenrechnung oder Vervieliältigung der Ab- 
stände von in der Nähe sichtbaren Bäumen und sonstigen Anhaltspunkten, 
die Abstände wieder nach den erstgenannten »Methoden« geschäßt, 
endlich auf Einsetung von Phantasiestrecken, gebaut aus Erinnerungen 
an im Gedächtnis haftende Örtlichkeiten. Und was baut sich in einem 
regelrechten Indizienverfahren alles auf solchen Bekundungen auf! Ich 
muß es dahingestellt bleiben lassen, inwieweit die Sterneckschen Theorien 
hier in Händen eines Mathematikers oder Physikers zu nüßen vermögen. 
Sicher helfen jedenfalls auch hier die bewährten Mittel: Forschen nach 
jeglichem Grunde des Wissens und Schließens, Prüfen, Proben und Ver- 
suchen, was sich nur irgend und so schnell es sich irgend prüfen, proben 

3e 


36 Anuschat: Auf der Fährte des Verbrechers. 


und versuchen läßt ??). Nachmessen, abschreiten, zeichnen, photographieren, 
auch die Meßbildkunst (Photogrammetrie) wäre hier zu nennen ’®), wir 
kommen damit in das Gebiet der Tatbestandsaufnahme; erweist es sich 
schon wirklich ein und das andere Mal hinterher als überflüssig; wo 
auf es zurückgegriffen werden muß, da entscheidet es in der Regel! 
Damit seien die Wahrnehmungen abgetan und nunmehr Punkt 2 
unseres Schemas: die Gedächtnisbeeinflussungen betrachtet, 
wobei vorerwähnt sei, daß der Psychologe von dem uns hier in der 
Hauptsache interessierenden »imaginatorischen« oder »zum Vorstellen ge- 
hörigen Gedächtnis: noch ein »motorisches« oder »Bewegungsgedächtnis« 
scheidet; über des le&teren Funktionen muß ich auf Stöhr S. 35f. 
verweisen. Das »imaginatorischece Gedächtnis seßt sich nach Stöhr 
(S. 34) wiederum aus einer Anzahl den Sinnen entsprechender »spezi- 
fischer« Gedächtnisse zusammen, die bei demselben Individuum völlig 
unabhängig voneinander stärker oder schwächer ausgebildet, ja von 
denen einzelne hoch entwickelt sein und andere völlig fehlen können 
— für Gedächtnisprüfungen und Beurteilungen in der Praxis wohl 
nicht gleichgültig, vor allem wenn, wie es ja meist der Fall ist, die zu- 
fällige Einprägung des Erlebten zu prüfen ist (a. a. O. S. 38). Ordnen 
lassen sich Stöhrs spezifische Gedächtnisse leicht nach folgendem 
Pan: Gedächtnis für 


Pen ni EEE S TEE EE, 
Optisches (visuelles) Akustisches Gedächtnis Geruch, Geschmack, Tasteindruck 
Gedächtnis l 


i ee ep a Ge a Zi 
Farbengedächtns Gedächtnis für Raumtatsachen 


EEE EEE Er DEE EEE EEE ZI au Eee NEE S SEE EHEN SE GES HEERES EEE sr 
Ortsgedächtnis Gedächtnis für Stellung oder Lage Figurengedächtnis 
(zum Beispiel ob rechts oder ammer 
links von etwas anderem) für starre für sich bewegende 
Figuren 


die sonach nötigenfalls einzeln zu prüfen wären. Das motorische Ge- 
dächtnis kann sich nach Stöhr (S. 56) mit den einzelnen imaginatorischen 
kombinieren, woraus ein »nachzeichnendes«, »nachsingendes« und »nach- 
formendes« Gedächtnis usw. entsteht. Fehlende Gedächtnistypen können 
durch das »Gedächtnisvikariat«e mehr oder minder ausgeglichen werden, 
indem sich andere Gedächtnisse betreffende Begleiterscheinungen ein- 
prägen. Statt der spezifischen Merkmale kann man nach Stöhr auch 
die Gegenstände zum Einteilungsgrunde nehmen, »zu deren Einprägung 
die verschiedenen spezifischen Merkfähigkeiten zusammenwirken«, so 
daß man zur Unterscheidung eines Gedächtnisses von Personen, Sachen, 
Tätigkeiten und Vorkommnissen gelangt. 


11) Vgl. Klaußmann, »Zeugenprüfung« (GroBß’ »Archiv« 1 47). 

18) Siehe Niceforo-Lindenau S. 42; Türkel, -Die Photogrammetrie bei 
kriminalistischen Tatbestandsaufnahmen« (Groß’ »Archiv«e 45 27); Eichberg, 
»Die Photogrammetrie bei kriminalistischen Tatbestandsaufnahmen« (Halle 1911). 
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Sehr bedeutsam ist für uns die Feststellung der Psychologen, daß die 
dem Gedächtnisse überlieferten Eindrücke nicht nur mit der Zeit unvoll- 
ständig werden, sondern sich auch in ihrer Richtigkeit verändern können 
— eine neue Quelle falscher Bekundungen —, und zwar nach Stöhr (S. 29): 

durch Auslassungen, 

„ Zusäße, 
Permutationen der Einzelheiten innerhalb des Eingeprägten, 
Kombinationen eines Teils einer Einprägung mit Teilen einer 
anderen (Vertauschungen), und endlich 
traumhafte Ausgestaltungen, 
von ‘denen allen in der Praxis die Permutationen und Vertauschungen 
weitaus am häufigsten vorkommen, am schwersten zu entdecken und 
aufzuklären sind und die ärgerlichsten Folgen haben können. Selbst 
vor Folgerungen zugunsten des Zeugen aus einzelnen richtigen Angaben 
ist zu warnen, da dieser seine Gedächtnislücken auch durch reinen Zufall 
richtig rekonstruieren kann (Stöhr S. 33). 

Etwas viel Theorie see ich dem Leser vor, aber — vielleicht doch 
nicht zwecklos. Glaubt er sie schon bei der Vernehmung nicht in vollem 
Umfange berücksichtigen zu können; wo es sich darum handelt, den 
Inhalt dicker Aktenbände und endloser Vernehmungen auf vielleicht 
unterlaufene Gedächtnisfehler durchzugehen, ist die Systematik der 
Psychologen das einzige Mittel, die richtige Spur zu finden, ganz ab- 
gesehen davon, daß die Hauptverhandlung eines modernen Indizien- 
verfahrens fast immer auf psychologische Gebiete überspielt und der 
Kriminalist ohne ihre Kenntnis insbesondere Kreuzfragen der Verteidigung 
gegenüber machtlos ist. 

Vermeiden lassen sich Gedächtnisfehler selbstverständlich am besten 
dadurch, daß die Zeugen sobald wie möglich vernommen werden; 
wenngleich Schneickert darauf aufmerksam macht, daß Vernehmungen 
unmittelbar nach der Wahrnehmung auch nicht immer die zuverlässigsten 
Resultate ergeben, daß sich die Eindrücke vielmehr erst einige Zeit »ab- 
klären« müßten’®). Nach Groß (»Handb.« 1 98) kommt man Gedächtnis- 
fehlern des Zeugen am ehesten auf die Spur, wenn man stets die drei 
von Forel unterschiedenen Funktionen auseinanderhält: 

1. das Erlebte muß einen Eindruck machen; 

2. der Eindruck muß erneuert werden; 

3. der erneuerte Eindruck muß als identisch mit dem Erlebten an- 

erkannt werden; 
dementsprechend der Kriminalist sich zunächst 
von der Tiefe und Verläßlichkeit des Eindruckes (abgesehen von 
der Richtigkeit) überzeugen wird, durch Fragen, wie lange die Wahr- 
- 19) Nach Heilberg (»Zum Aussagestudium«, Sterns »Beiträge« 1? 100) kommt 
es nicht so sehr auf den absoluten Zeitraum zwischen dem Ereignisse und der 
Aussage als vielmehr auf die Erlebnisse des Zeugen innerhalb dieses Zeitraumes an. 
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nehmung dauerte, wie und unter welchen Verhältnissen sie geschah, 
wie der Zeuge sonst wahrnimmt; 
‘dann den Hergang der Reproduktion, insbesondere die Ergänzung 
der Lücken abfragt; | 
endlich mit dem Zeugen die Arbeit des Aufeinanderpassens der 
- beiden Bilder nochmals durchnimmt. 

Eins segt Groß, nebenbei bemerkt, dabei ohne weiteres voraus, was 
in der Praxjs gar nicht immer selbstverständlich ist: den guten Willen 
des Zeugen. Man muß viel mit gutgestellten, auf ihre gesellschaftliche 
Stellung mehr oder weniger eingebildeten Leuten zu tun haben, um 
zu sehen, als welche Anmaßung und Ungehörigkeit sie den leisesten 
— manchmal dabei nur zu berechtigten — Versuch einer Gedächtnis- 
prüfung auffassen. Amschl erzählt (Vorsicht in Diebstahlsfällen« 
Groß’ Archiv: 26 270]). von einem höheren Militär, der sein Dienst- 
mädchen des Diebstahls bezichtigt und jeden Versuch des Kriminalisten, 
sein Gedächtnis auf Möglichkeiten anderweiter Unterbringung des Geldes 
zu bringen, mit schroffem »Ich irre mich nie!« zurückweist, bis er sich 
nach längerer Zeit doch von dem Gegenteil überzeugen muß. Bei 
älteren Herren ist Derartiges ja eigentlich selten, typisch dagegen für 
einen großen Teil unserer Damenwelt. Wo hiergegen nicht unter Hint- 
ansegung von Rücksicht und Galanterie ziemlich energisch vorgegangen 
wird, ist an Erforschung der Wahrheit kaum zu denken; die praktische 
Zeugenpsychologie macht in solchen Fällen wirklich kein Vergnügen, 
so sehr sie auch gerade hier am Plage ist. 

Als wichtigstes Hilfsmittel für das Auffrischen des Gedächtnisses 
nennen Groß (»Handb.« I 100) und Weingart (S. 46) die »Herstellung 
von Verbindungsgliedern zwischen den zu erforschenden und anderen 
Gedächtnisbildern<, die letteren möglichst einem der Umgebung und 
Stellung des Zeugen entsprechenden Gedächtniskreise entnommen. 
Geburtstage, Feste, Jahrmärkte, Ernte, Natur-, Tages-, Berufs-, 
Sport-, Kunst-, Gesellschaftsereignisse, an sie alle läßt sich anknüpfen, 
wobei sie allerdings in wichtigen Fällen zwecks eventueller »Nach- 
. prüfung der Zwischenerlebnisse«e mit im Protokoll festgelegt werden 
sollten (Groß’ »Handb.« 1 100). Und wo auch damit nichts zu erreichen 
ist, da hilft schließlich sehr oft noch eins: die »unmittelbare Zurück- 
_ verseßung in die bei der Wahrnehmung obwaltend gewesenen Um- 
stände« zwecks Erzielung von »Ideenassoziationen« (Gr o 8’ »Handb.« 1 101), 
also die Vernehmung am betreffenden Ort möglichst zu derselben Zeit 
unter tunlichster Wiederherstellung aller Nebenumstände. Schon 
wieder die »Erörterung an Ort und Stelle«; man sieht, auf Schritt und 
Tritt zeigt sie sich im Lichte der modernen Zeugenpsychologie als das 
wichtigste Mittel zur Erforschung der Wahrheit und wird sich gleich 
noch einmal zeigen. (Fortsegung folgt.) 


Bodinus und die Hexenverfolgung. 


Von Josef Kohler. -e 

p? einer der größten und erfolgreichsten Juristen, er, dem wir die 

Grundlegung des ganzen Staatsrechts, die Konstruktion der Sou- 
veränität verdanken, zugleich einer der schlimmsten Hexenverfolger 
*war und das fluchwürdigste Buch über Hexerei geschrieben hat, das 
existiert, müßte als psychologische Merkwürdigkeit erscheinen, wenn 
wir nicht die pathologischen Zustände ins Auge faßten, welche jene 
Zeit bewegten, und zugleich die starke Leidenschaftlichkeit des Mannes, 
der ja auch in politischer und religiöser Beziehung ein sehr bewegtes 
Leben führte. Der Jurist, der im Jahre 1577 das berühmte Werk über 
die »Republik« schrieb und später selbst ins Lateinische übersette, ver- 
faßte im Jahre 1579 das schreckliche Buch, genannt »Daemonomania«; 
die Vorrede ist vom 20. Dezember 1579, das Werk ist 1580 in Paris 
erschienen. Es ist in der damaligen bombastischen Weise dem als 
Coutumisten bekannten Parlamentspräsidenten Charles de Thou gewidmet 
und bietet in seiner Vorrede ein interessantes Bild von den persön- 
lichen Erfahrungen und Erlebnissen des Juristen, auf Grund deren er 
zu dieser verhängnisvollen Schrift gekommen ist. 

Am 30. April 1578 war er Richter,. als eine Hexe verurteilt wurde; 
sie war »sans torturec nach vorherigem Leugnen geständig, gab an, 
Menschen und Tiere durch Hexenwerk getötet zu haben und schilderte 
ihren Lebensgang so: ihre Mutter habe sie dem Teufel gewidmet, der 
als großer Mann, schwarz gekleidet, mit Degen an der Seite herein- 
gekommen sei; sie selbst habe sodann Gott aufgegeben, sich dem 
Teufel überantwortet und seit dieser Zeit bis in ihre fünfziger Jahre 
sich mit dem Teufel leiblich vergangen, manchmal neben ihrem Manne, 
der nichts davon merkte! Ihre Mutter war wegen Hexerei verbrannt, 
sie in jungen Jahren aus gleichem Grunde ausgepeitscht worden; darum 
habe sie Namen und Ort gewechselt. Sie habe jüngst einen Mann 
töten wollen, indem sie das Teufelspulver vor seine Schritte streute; 
unglücklicherweise sei dadurch eine falsche Person betroffen worden, 
worauf sie den Teufel gebeten habe, dem Verstorbenen wieder auf- 
zuhelfen, aber vergebens. Außerdem machte sie die bekannten Ge- 
ständnisse über Teufelsritte und über das große Teufelsfest, bei welchem 
der Teufel als schwarzer Mann von etwa 30 Jahren erscheine, große 
Reden hielte und sich mit den versammelten Frauen leiblich mischte. — — 

Die Hexe wurde für schuldig erklärt; einige Richter waren für den 
en die Mehrheit, darunter Bodinus, für den Feuertod. 


§ 2. 
Man würde all den Männern, welche für die Hexenverfolgung ein- 
getreten sind, zu nahe treten, wenn man nicht berücksichtigte, daß es 
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sich bei diesen Prozessen vielfach nicht um unschuldige Menschenseelen 
handelte, sondern um zermürbte, zerrissene Naturen, die, von Gott und 
dem Glauben abgefallen, einem verhängnisvollen Kultus anhingen, um 
negative Kreaturen, um eine gott- und weltverlasene Gamorra schlimmster 
Sorte! Ä 

Kein Zweifel, daß dem Hexentreiben ein pathologischer Zustand zu- 
grunde lag, der weite Kreise der Gesellschalt vergiftet hatte: es waren, 
Erkrankungen der Volksseele, die in Anschauungen wurzelten, welche 
aus dem alten Heidentum stammten und darum in deutschen Gegenden, 
in Franken und in Sachsen, in ganz bestimmten Typen wiederkehren ; 
so der Gedanke von dem Reiten auf Tieren und von den Teufels- 
festen, die sich zu wüsten Orgien gestalteten. Offenbar wurde die 
Phantasie, namentlich von Frauen, durch legendarische Erzählungen sata- 
nischer Art immer mehr erhigt, so daß sie schließlich zu fixen Einbil- 
dungen gelangten; und dazu traten naturwidrige sexuelle Gelüste, die 
sich in wüsten Träumen äußerten. Findet sich doch das Reiten super 
quasdam bestias bereits in dem aus der Karolinger Zeit stammenden, 
wahrscheinlich einem fränkischen Kapitular entnommenen Canon Epi- 
scopi (c. 12 C. 26 qu. 5). Auch die Erzählung von dem Teufel, der als 
schwarzgekleideter Reiter erscheint, und die Schilderung des Teufels- 
verkehrs und seinem kalten Samen ist allgemein und typisch. 

Daß die Leute schließlich zur Ansicht kamen, auch andere verhexen 
zu können, entspricht vollkommen dem altheidnischen Glauben von der 
Sympathie der Naturdinge und von der magischen Wirkung der dunklen 
Mächte auf die Welt der Erscheinungen; und als Widerpart gegenüber 
dem Christentum mußte sich der Gedanke des Bundes mit dem Teufel . 
entwickeln, der Gedanke der Teufelstaufe, wodurch das Heiligste in das 
Satanische verkehrt wurde. 

Daß die Kirche diesem Treiben gegenüber nicht stillschweigen konnte, 
versteht sich von selbst: es war dies eine Häresie schlimmster Sorte, 
ein Abfall vom Christentum kläglichster Art, und ein kirchliches Ein- 
schreiten war an sich wohl gerechtfertigt. Allerdings glaubte weder 
die Papienser Schule noch Friedrich II. an die Realität der Hexen, und 
gerade in dem erwähnten Canon Episcopi wird hervorgehoben, daß es 
sich nur um Visionen handle, welche nicht auf Wirklichkeit beruhten, und 
es wird sogar ausgesprochen, daß, qui credit posse fieri, aliquam 
creaturam transformari in aliam Speciem, . . . nisi ab iso crea- 
tore . . . proculdubio infidelis est‘)! 

Wäre die Sache so geblieben, so hätte es sich um eine schwere 
Häresie gehandelt, um nichts anderes. Aber dabei blieb es nicht. 

Schon Constantin c. 6 de malef. et mathem. (= C. Th. 9, 16, 5) 
sprach von multi magicis artibus usi elementa turbare, vitas in- 


- 1) Vgl. mein »Strafrecht der ital. Statuten. S. 601 f. 
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sontium labefactare non dubitant et manibus accitis audent 
ventilare, ut quisque suos conficiat malis artibus inimicos. Und 
schon der heilige Augustin schildert an verschiedenen Stellen, nament- 
lich in der Civitas Dei XXI 6 die Wirksamkeit der Dämonen, welche 
zunächst die Geister der Menschen verführten, worauf diese mit ihrer 
Hilfe in die Natur wirkten. Er spricht zwar ebenda XVIII 18 gegen 
die erwähnte Transformationslehre und leugnet, daß die Dämonen wirk- 
liche Verwandlungen vornehmen könnten, nimmt aber doch an, daß sie 
mindestens scheinhafte Wirkungen hervorzurufen vermöchten, welche 
den Menschen als Wirklichkeit erschienen; vgl. auch XX 19. Vor allem 
aber hat Thomas von Aquin ein wie immer scharfsinniges und 
durchdachtes System der Dämonologie gegeben, namentlich in der 
Summa I 114 a. 4 und 115 a. 5 und 2. 2 qu. 96 a. 2: die Dämonen 
könnten nicht Zransmulare materiam de forma in formam, aber 
sie könnten adhibere quaedam semina, quae in elementis -mundi 
inveniuntur: damit könnten sie Wirkungen hervorbringen, welche 
die Natur auch sonst, jedoch in anderer Art und Weise hervorbrächte ; 
was sie vermöchten, sei also ein gewisses Naturwirken, nur mit eigen- 
artigen Mitteln. Dagegen seien sie nicht imstande, Umänderungen zu 
bewirken, die die Natur nicht bewirken kann, zum Beispiel Tote zu er- 
wecken oder Menschen in Tiere zu verwandeln. Sie hätten allerdings 
auch in dieser Beziehung die Möglichkeit: 1. die Sinne der Menschen 
so zu betäuben, daß sie Phantasien statt Wirklichkeiten erblickten; 
2. es sei ihnen auch möglich, durch Naturbildungen den Schein zu er- 
erwecken, als ob hinter gewissen Formen Dinge vorhanden wären, die 
nicht existieren. Außerdem nimmt Thomas mit Augustin an, daß man 
sie durch Pflanzen, Tiere, Zaubersprüche heranlocken und sich dienstbar 
machen könnte, wobei allerdings der Augustinische Gedanke obwaltete, 
daß diese Geister zuerst die Menschen dazu verführt und ihnen die 
Kunde von derartigen Mitteln gebracht hätten. 

Auch an Bartolus traten diese damals die Gesellschaft aufrührenden 
Probleme heran: an tactu vel visu possint strigae nocere maxime usque 
ad mortem, allein er überließ diese Fragen den Theologen und der 
Kirche). 

In späterer Zeit hat die Scholastik allgemein an .die Wirklichkeit solcher 
Zauberwirkungen geglaubt, insbesondere daran, daß die Hexen körper- 
lich durch die Lüfte getragen werden können; als Beispiel möge Alphons 
von Ligori (IV 26) dienen: er stößt sich allerdings an dem obigen Canon 
Episcopi, beruhigt sich aber damit, hier sei nur der Glaube, daß solche 
Frauen mit Herodias oder mit Diana in Verbindung treten könnten, als 
keterisch bezeichnet, nicht aber der Glaube an die Realität des Hexen- 
tums an sich; vielmehr sei die opinio, daß die Hexenkünste auf Phan- 


2) Vgl. mein »Strafrecht der ital. Statuten« S. 609. 
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tasie hinausliefen, valde perniciosa ecclesiae, quae conducit ad eximen- 


das hujusmodi lamias a poenis ipsis indictis, quod gravis damni est 
Christianae reipublicae. 

Und man darf nicht etwa glauben, daß der Humanismus reinigend 
gewirkt hätte; im Gegenteil: wie gewaltig die Metamorphosenbilder 
des Altertums die Geister beschäftigten, sehen wir schon aus Dante, 
und die Schilderung des Apulejus und vor allem Lucans Pharsalia mit 
den thessalischen Hexen und der dortigen Totenerweckung haben die 
Gemüter mächtig erregt und dem Hexenglauben gewaltige Nahrung 
gegeben; und so kam es auch, daß Humanisten, wie Schwarzenberg, 

völlig von diesem Glauben durchdrungen waren, 


§ 3. 

Mit dieser Vorstellung von der Realwirkung der Hexen nahm der 
Hexenwahn einen viel gefährlicheren Charakter an; denn nunmehr 
waren die Hexen nicht nur Abtrünnige, welche einem düsteren, satani- 
schen Kultus anhingen, sondern sie galten als ein furchtbares Verderben 
für die Menschheit: das Leben von Menschen und Tieren, das Gedeihen 
der ganzen Wirtschaft war auf die Schneide gestellt; der Hexenspruch 
konnte alles vernichten, die Saaten verwüsten und den gesündesten 
Menschen dem Siechtum und dem jähen Tode weihen. Daß natürlich 
auch hier die Vorstellungen alter Zeiten wieder aufdämmerten, Vor- 


stellungen, die in der tiefsten Menschenseele wurzeln und überall, wo. 


der Animismus herrscht, das Menschengemüt erschüttern, soll hier nur 
kurz bemerkt werden, da ich auf das ethnologische Gebiet anderwärts 
eingehen will?) Begreiflich ist es daher, daß die Hexenverfolgungen 
gerade in den Gebieten wüteten, in welchen die altheidnischen Ideen 
noch stark fortwirkten und das starke Innenleben der Menschen und 
die zwischen Trivialität und Mystik schwankende Volksseele dem ganzen 
Treiben die reichliche Nahrung zuführte, vor allem in fränkischen und 
sächsischen Ländern *), viel weniger in lombardischen Gebieten, obgleich 
auch hier einzelne Distrikte (wie Brescia, Bergamo, Cremona, Como) 


3) Vgl. mein Vorwort zu Löwenstimm, »Aberglaube und Strafrecht« (1897). 
4) Die Bulle von Innocenz VII. über das Hexenwesen (Bulla Summis desiderantes 
von 1484) nennt Mainz, Köln, Trier, Bremen, Salzburg und nonnullae partes Ale- 
manniae superioris als Stätten des Hexenunfugs. In fränkischen Gegenden war 


namentlich der Glaube an das Wettermachen, Hagelbringen usw. sehr verbreitet, 


weshalb man von tempestarii sprach, worüber Gothofred. zu C. Th. IX 16, 5 reich- 
liches Material bietet. Vgl. auch die lex Visig. VI 2, 3: quibusdam incanta- 
tionibus grandines in vineis messibusque inmittere peribentur ; und Capi- 
tular v. 789: praecipimus, ut cauculatores nec incantatores nec tempestarii vel 
obligatores non fiant; et ubicunque sunt, emendeptur vel damnentur. Item de 
arboribus vel petris vel fontibus, ubi aliqui stulti luminaria vel alias observationes 
faciunt, omnino mandamus, ut iste pessimus usus et Deo execrabilis, ubicunque 
invenitur, tollatur et destruatur (Mon. Capit. I p. 59 § 65). 
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stark durchseucht waren; und so kam es, daß schließlich Bodinus in 
seiner leidenschaftlichen Art zu einem Fanatismus gelangte, welcher den 
berüchtigten malleus maleficarum weit hinter sich ließ. Überhaupt 
ist der malleus maleficarum viel zuviel verlästert worden; daß er den 
Aberglauben jener Zeit ins aschgraue trieb, wird man nicht gerade ver- 
wunderlich finden, wenn man sieht, wie man damals überhaupt dachte 
und welchen Anklang das Buch sofort in Deutschland gefunden hat, 
und wenn man bedenkt, wie ein Geist wie Bodinus Jahrzehnte nach- 
her sich vollkommen im gleichen Vorstellungskreise bewegt; so ist ins- 
besondere auch nicht zu verwundern, daß der »Hexenhammer« III 23 es 
als schwere Häresie erklärt, an der Realität und Wirksamkeit des Hexen- 
tums zu zweifeln: das war, wie gesagt, damals allgemein Lehre. Was 
aber die Hexenverfolgung betrifft, so wundert man sich, wie vorsichtig 
sich das Buch über die Beweisfrage äußert: Zn criminibus proba- 
tiones debent esse luce clariores und bei diesem crimen sei nemo 
ex suspicione damnandus (IlI 2 und III 7); im besonderen solle man 
auf die Aussagen von testes singulares hin nicht verurteilen. Ist der 
Angeklagte allerdings manifeste deprehensus, dann soll simpliciter 
et de plano vorgegangen werden; aber wie dies aufzufassen sei, er- 
fahren wir aus Clarus § fin. qu. 4, wo es heißt, daß, wenn ein sicht- 
bares Corpus delicti vorhanden ist, dann de plano prozediert, d. h. ohne 
weiteres die Untersuchung weitergeführt werden soll. Von Beweis- 
mitteln schließt er Heißeisen und Kesselfang aus, ebenso den Zwei- 
kampf (III 17): derartiges sei um so weniger angezeigt, als der Teufel 
solche Mittel, namentlich das heiße Eisen, unwirksam machen könne — 
die Unempfindlichkeit der Hexen war ja ein besonderer Sat; des Hexen- 
glaubens. Diese Meinung sett allerdings auch den Erfolg der Folter 
in Frage, weil, wenn der Engel den Teufel nicht zurückhielt, dieser die 
Hexen insensibiles in doloribus machen könne (Il 13). Doch werden 
Gegenmittel angegeben, um wiederum die Macht des Teufels zu brechen; 
und wenn indicia varia vorhanden seien, quae sunt sufficientia 
ad exponendum quaestionibus et tormentis, so solle man zur Folter 
schreiten, ut veritas ab ore proprio habeatur (I 14). Die Folter dürfe 
zwar nicht wiederholt, aber secunda aut tertia die fortgesett werden: 
quaestionanda ad conlinuandum tormenta (UI 14, 22). Wird nun 
aber die Hexe überführt, so solle nicht gleich mit aller Strenge vor- 
gegangen werden, und wenn sie die Hexerei abschwört, so sei sie dem 
weltlichen Arm zur Todesstrafe nicht zu überliefern, sondern man soll 
ihre Besserung und Unwirksamkeit anstreben, man solle sie einsperren 
und Buße tun lassen (III 27); nur im schlimmsten Falle solle sie dem 
brachium seculare verfallen, aber citra sanguinis effusionem (H 28). 

Betrachtet man hiergegen die »Carolinae und Bodinus, so muß 
man die Behandlung des »Hexenhammers« als verhältnismäßig mild er- 

klären. Die »Carolinas erklärt es als ein zur Folter taugliches An- 
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zeichen nicht nur, wenn die Hexe anderen die Zauberei lehren will 
oder andere mit ihren Künsten bedroht, sondern auch wenn sie »7738 
sollichenn verdachtlichen dingen, geberden, worten und weisenn 
umbgeet, die sauberey uff sich tragenn, und dieselbig persone 
desselbenn sunst aueh beruchtiget sei« (CCC 44). Hiernach waren 
also höchst windige Verdachte hinreichend, um jemanden auf die Folter- 
bank zu bringen. Bei der Verumständlichung des Foltergeständnisses 
allerdings solle man festen, tatsächlichen Halt zu gewinnen suchen: man 
solle die Hexe nach den Mitteln ihres Zaubers fragen, man solle 
namentlich, wenn sie gewisse Dinge eingegraben zu haben bekenne, diese 
hervorsuchen, und anderes, CCC 52; allein dann war das Unheil schon 
geschehen, die Folter hatte bereits ihr Werk getan. Im übrigen segt die 
CCC den Feuertod nur auf die Fälle, in welchen die Hexerei schlimmen 
Erfolg gehabt hat, sonst sollen arbiträre Strafen eintreten (CCC 109). 

Interessant ist es noch, daß die CCC es nötig fand, die Zauberei von 
den Gerichtssälen fernzuhalten; zu Wahrsagegebräuchen, um Leute zu 
entlarven oder auf die Folter zu bringen, solle sich kein Gericht ver- 
stehen, CCC 21. 

Der späteren Zeit war die »Carolina« noch zu mild. Die sächsischen 
Konstitutionen (IV 2) lassen im Falle des erwiesenen Teufels- 
bündnisses den Feuertod auch dann eintreten, wenn die Hexe keinen 
Erfolg gehabt hat, und das nahmen auch die Kommentatoren der »Caro- 
linac an, zum Beispiel Clasen zu a. 109, und dasselbe solle im Falle 
eines concubitus mit dem Teufel gelten, denn dieser sei noch schlimmer 
als die Sodomie. Man sieht daraus, daß »Carolina« und Carolinapraxis 
den »Hexenhammer« weit übertrumpft, und insbesondere wird die Be- 
stimmung des »Hexenhammers«, daß die Folterung am folgenden Tage 
fortgesegt werden dürfe, weit überboten durch die Bestimmung der 
»Carolina«, welche dem Richter die beliebige Wiederholung der Folter 
anheimstellt 5). | | 

84. 

Wenn aber hier überall der Prozeß noch bestimmte Vorsichts- 
maßregeln im Beweisverfahren vorschreibt, so set sich Bodinus über 
alle Schranken hinweg. Nicht nur das Hexenstrafrecht, sondern auch 
die Prozedur gestaltet er ganz in seiner phantastisch leidenschaftlichen 
Weise, und er wird hier unterstütt durch die Praxis der französischen 
Parlamente, die sich mehr und mehr aller heilsamen Verordnungen 
entzog, welche den Irrgang der Gerichte zu bändigen suchten. Aller- 
dings hatte die berühmte Ordonnance Ludwigs XI. vom Jahre 1484 
a. 111 und 112 die größte Vorsicht in der Zuerkennung der Folter an- 
empfohlen und bestimmt, daß es zur Folter nur kommen solle, wenn 
die Zeugen dafür und dawider sorgfältig geprüft und alles umständlich 


6) Vgl. hierüber dieses »Archiv« 63 731. 
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erörtert wäre®). Es heißt hier: #2 lesdits procès faits à toutes les 
diligences dessusdites, jusques à la question ou torture, nosdits 
baillifs, senechaux et juges ou leurs lieulenans feront deliberer 
ladite question en la chambre du conseil ou autre lieu secret 
par gens notables et lettres, non suspects ne favorables et qui 
"wauront esté du conseil des parties, presens ou appelles nos 
avocats et procureurs, et ladite question deliberee, la feront in- 
continent executer sans divertir à autres actes, si faire se peut, 
sinon le jour ensuivant sans rien en dire ne reveler à personne. 
Aber über alles dieses se&te man sich hinweg: bei der Schwere des 
Verbrechens seien besonders scharfe Mittel auch im Beweisverfahren 
anzuwenden, und so kommt Bodinus zu folgender glanzvollen Argu- 
mentation: si pour crime de lese majesté humaine il est permis 
dappliquer à la question sur la simple presomption ... à plus 
forte raison les juges doivent promptement... appliquer à la 
question pour un crime si abominable sur la deposition un 
temoing sans reproche, ou sur les presomptions violentes et 
urgentes. 

Wie es sich mit diesen presomptions verhält, das erfahren wir weiter; 

es sollen einfache Vermutungen genügen, ja die Vox populi solle schon 
hinreichen, um die Folterung zu rechtfertigen (IV 4). Mit einer gewissen 
vornehmen Überlegenheit sieht er auf die deutsche Praxis herab, welche 
es trog der Aussage einer Mehrheit von Zeugen nicht über sich brachte, 
ohne weiteres zu verurteilen, und eher bei der Folter den Leuten die 
-Glieder verrenkte; und ebenso sieht er herab auf die doctores italiani, 
welche es nicht gestatten, auf bloße Verdachtsgründe hin die Todes- 
strafe auszusprechen, er sagt IV 5: les juges et parlements de ce 
royaume wont pas suivy les opinions des docteurs Italiens, car ils 
procedent à la condamnation de deine corporelle pro modo pro- 
bationis et en tous les crimes. | 

Wie man in der Tat jenseits des Rheines in dieser Beziehung wütete, 
das bezeugt uns das Beispiel des lothringischen Rats Nicolaus Remigius, 
der bei nicht weniger als Q00 Prozessen mitwirkte, in denen Hexen 
zum Tode verurteilt wurden’). | 

Im übrigen weiß sich Bodinus (IV 5) an Anklagen über die Ver- 
derblichkeit der Hexen nicht genug zu tun. Er wirft (IV 5) ihnen vor: 
1. Häresie, 2. Gotteslästerung, 3. Teufelsanbetung, 4. Darbietung der 
Kinder an den Teufel, 5. Darbietung selbst Ungeborener, 6. Kindesmord, 
7. Propaganda für den Teufel, 8. Schwur beim Namen des Teufels, 
9. Inzest (Vater mit Tochter, Mutter mit Sohn), 10. Menschenmord, 
11. Menschenfresserei, 12. Giftmord, 13. Viehverhexung, 14. Frucht- 
verhexung, 15. geschlechtlichen Umgang mit dem Teufel. Schrecklich 


6) »Recueil des ordonnances« 11 365. 
7) Siehe bei Carpzow 1 48, 48 und 1 48, 57. 
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donnert er gegen die milden Richter, welche die Hexen dem Feuertod 
entziehen und dadurch das Heil der Menschheit aufs Spiel seen; ja er 
ist nicht übel willens, alle, welche die Hexen milde behandeln, der Bei- 
hilfe zur Hexerei oder auch selbst der Hexerei zu bezichtigen (IV 1). 
Eine Reihe von Hexenverteidigern sei nachträglich selbst als Hexer 
entlarvt worden! Man sieht, wie furchtbar gefährlich es in jener Zeit 
war, auch nur schüchtern dem Aberglauben der Justiz entgegenzutreten ; 
man mußte selbst eine Verfolgung wegen Hexerei befürchten, oder 
man lief Gefahr, vom Volke gelyncht zu werden! 

Schrecklich donnert Bodinus gegen den edlen Wierus (Weier), der 
im Jahre 1563 zuerst den Hexenglauben bekämpft und das Hexenwesen 
auf Phantasmata zurückführte. Er schrieb gegen ihn nicht eine Wider- 
legung, sondern ein eigenes Schand- und Schmähkapitel. 

Dies ist derselbe Ton, den späterhin Carpzow (I 48, 14) gegen 
Weier annimmt, wo er sich zu dem Sage versteigt: diabolus ex 
omnibus ordinibus et conditione qualibet ministros habet fideles, 
qui regnum suum tuentur ... persuadendo judicibus ac magi- 
stratibus, supplicium sumi injustum de magis ... eosque nequa- 
quam mortis poena afficiendos esse. 

Mußte sich ja doch im Jahre 1630 jemand in Würzburg noch be- 
sonders verantworten, weil er 30 Jahre vorher erklärt habe, die Hexen 
seien kunstreiche Leute und könnten schließlich auch selig werden; 
worauf die Ingolstädter Gelehrten dies als ein indicium seiner eigenen 
Hexerei erklärten, denn, wer den Zauber defendiere, sei ärger als ein 
Zauberer selbst). Und im Jahre 1662 hatte ein Rechtsgelehrter, der 
anläßlich eines Hexenprozesses in Gengenbach auf Unregelmäßigkeit 
der Prozedur und auf die völlige Mangelhaftigkeit des Beweises hinwies, 
zu befürchten, daß die Bürgerschaft an ihn und an die Seinigen und 
seine Wohnung Hand anlegte °). 

Carpzow ist denn auch der getreue Nachfolger von Bodinus, und 
Bodinus ist, neben Del Rio und einigen anderen, eine der Haupt- 
autoritäten, auf die er sich immer und immer beruft. Wider die wenigen 
Gegner der Hexenverfolgung sagt er mit überlegenem Ton, daß kodie 
communiter theologi pariter ac jureconsulti der Ansicht seien, 
magos severissime puniendos el a magistratu politico capitali 
supplicio e medio tollendos esse (I 48, 39). Er spricht dem Bodinus 
nach, was alles die Hexen an Schändlichkeiten begehen (I 48, 47), und, 
entgegen dem »Hexenhammer und der milderen Praxis früherer Zeit, 
will er wie Bodinus eine Ermäßigung der Strafe nicht zulassen, wenn 
die Hexe, nachdem die Anklage erhoben ist, Reue und Bekehrung 
zeigt, sondern nur, wenn solche der Anklage vorhergegangen ist, SO 
Bodinus IV 3, 5 und Carpzow 149, 72; sollte doch auch dann noch 


3) Knapp, »Zenten des Hochstifts Würzburg« 2 588. 
®) »Archiv« 59 397. 
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die poena gladii eintreten! Auch die Leichtfertigkeit des Bodinus in 
der Behandlung des Beweises segt Carpzow fort: denn bei solchen 
verborgenen Verbrechen solle die Draesumptliva et conjecturata 
probatio pro plena et concludenti gelten (I 49, 61); und er schließt 
mit dem Kraftspruch, daß ein Richter, der vel tantillum pietatis ac 
sanae mentis habet, gegen die Hexen aufs strengste vorgehen müsse 
(1 48, 49), also die fluchwürdige Art jener Fanatiker, welche die Gegner 
am Charakter anfassen und eine andere Meinung als innere Verderbt- 
heit verurteilen. 
85. 


Bodinus ist im Jahre 1581 durch Fischart ins Deutsche überseßt 
worden, und sein Hexenbuch wurde eines der verbreitetsten Bücher der 
Weltliteratur. Interessant ist es, daß wir die Rückerinnerungen an den 
Hexenhammer« und an Bodinus auch im englischen Theater finden. 
Shakespeares sogenannte Hexen allerdings haben, wenn wir die 
echten Stellen allein ins Auge fassen, nichts von dieser vulgären 
Niedrigkeit des Hexenwesens an sich: sie sind gewaltige Naturgeister, 
wie in den Zeiten des Druidenkults, und wenn sie ihre Tränke mischen, 
so liegt eben die pantheistische Vorstellung von der compassio zu- 
grunde, quae animalibus, vegelabilibus et speciebus omnibus inest, 
wie es bei Porta, Magia naturalis (1561) c. VII heißt. In ihren 
Voraussagungen, in Wahrheit und Trug sind sie groß, denn sie sind 
die Geister einer verneinenden Weltmacht, welche eben als gewaltig 
verneinendes Element in der Weltentwicklung ihre wichtige Rolle spielen. 
Hierbei wird allerdings vorausgese&t, daß man nur die echten Stellen 
in Betracht zieht, nämlich die Verkündungsszene und die Kesselszene — 
die übrigen Hexenszenen, die sich in der Folioausgabe Shakespeares 
von 1623 finden, sind von Schauspielern nachträglich eingeschwärzt. 
Den näheren Nachweis habe ich in meiner demnächst erscheinenden 
deutschen Wiedergabe von Macbeth gegeben. 

Zur Zeit Shakespeares aber lebte ein mittlerer Genius, Middleton, 
der in seinem Drama, genannt Witches, das Hexentreiben gerade im Sinne 
des Bodinus und des »Hexenhammers« schildert. Da werden die Höllen- 
geister mit Namen genannt, wie Titty, Tiffin, Suckin, Pidgen, Robin, Hoppo, 
Puckle, und auch der Geist Stadlin kommt vor, ein Name, der sich als 
Hexenname bei Bodinus und im »Hexenhammer: findet: die Hexe Stadlin 
soll nach dem »Hexenhammer« II qu. 1. c. 6 sieben Kinder im Mutterleib 
getötet haben. Dann werden alle möglichen Übeltaten geschildert, wie 
die Hekate mit ihrem eignen Sohn geschlechtlich verkehrt, es wird ge- 
schildert, wie die Hexen die Leute geschlechtlich unfähig und unfruchtbar 
machen, wie sie die Ehegatten entzweien, wie sie ein Herz aus Wachs 
bilden und mit Nadeln durchstechen, um den Menschen zu töten usw. 19). 


10) Vgl. »Works of Thomas Middleton« (London 1885) vol. V. 
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Auf diese Weise haben »Hexenhammer: und Bodinus auch im Theater 
ihre Ableger gefunden. S6 


Noch im Jahre 1713 haben die gelehrten Herren der Tübinger 
Fakultät bei einem Konsilium den Standpunkt von Bodinus und 
Carpzow aufrechterhalten. Die Angriffe gegen den Hexenwahn von 
seiten eines Weier, Ponzinibius und die neuerlichen Angriffe von 
' Thomasius (1701) berühren sie nicht. Gegen diese einzelnen Stimmen 
berufen sich natürlich auch das Gros der Gelehrten, vor allem auch 
Bodinus selbst, auf Carpzow, Del Rio, Godelmann, Berlich, 
den Carolinakommentator Clasen. Immerhin aber ist es ihr Ruhm, daß 
sie es mit den Beweisen genauer nehmen: sie greifen in dieser Beziehung 
auf die Italiener, auf Hippolitus de Marsiliis, auf Bossius, Clarus, 
Farinacius zurück; dies ist ein bedeutender Fortschritt gegenüber der 
bodenlosen Oberflächlichkeit, mit welcher Bodinus und Carpzow 
mit den Menschenleben umgegangen waren. Hier spielte namentlich 
die berühmte Lehre von dem Corpus delicti eine große Rolle, eine 
Lehre, die seinerzeit bei Gandinus, Bartolus und namentlich bei 
Bossius Gegenstand eingehender Verhandlung gewesen war, worauf 
Clarus das vielfache Gestrüpp, das sich in der »Postglosses gebildet 
hatte, zu lichten und Klarheit und Disziplin in die Lehre zu bringen 
suchte. Der Ausgangspunkt dieser Doktrin war insbesondere das fr. 1 
8 24 de S. C. Silaniano, eine Stelle, die damals so viel besprochen 
wurde, daß Bossius erklärte, daß sie jeder kenne. Hier ist gesagt, 
daß, bevor jemand wegen Mordes verfolgt werde, zuerst der Mord 
nachgewiesen werden müsse: es müsse zuerst sicher sein, daß ein 
Delikt vorliege, und dann erst dürfe man einen Menschen wegen des 
Deliktes verfolgen; daraus entnahm man insbesondere, daß bei Tötung 
eine sofortige Leichenuntersuchung und Feststellung der Todesursache 
zu erfolgen habe, erst dann dürfe man zu weiterem schreiten. Seitdem 
durchzieht das Streben, ein sichtbares Zeichen, ein Corpus delicti als 
Grundlage der Untersuchung zu finden, die ganze italienische Doktrin. 
Dies ging bei den delicta facti permanentis an; dagegen war es bei 
den delicta facti transeuntis, bei denen solche fortdauernde Merkmale 
überhaupt nicht vorhanden sind, nicht völlig durchzuführen; doch suchte 
man auch hier, soviel als möglich, irgend etwas Greifbares zu erlangen: 
man erforschte die begleitenden Umstände und suchte hier quasi reale 
Merkmale zu erfassen. So kam man insbesondere zu der Lehre, daß eine 
einfache confessio nicht zur Verurteilung genüge, sondern die confessio 
müsse eine confessio vestita sein, d. h. es müssen gewisse, von der Person 
des Geständigen unabhängige, Umstände seine Aussage bekräftigen. 

Beim Delikte der Zauberei traten hier besondere Schwierigkeiten ein. 
Man konnte immerhin bestimmte Tatsächlichkeiten feststellen, wie z. B. 
wenn die Hexe etwas vergraben oder ein Zauberpulver gestreut hatte; 
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auch wenn die Hexe in unmaßgeblicher Weise eingeschlichen war, 
konnte dies mindestens als ein quasi reales Corpus delicti gelten. Die 
Schwierigkeit lag aber darin, einen Kausalzusammenhang zwischen 
diesen Dingen und dem verderblichen Erfolg nachzuweisen, denn der 
Kausalzusammenhang galt als ein nicht natürlicher, sondern über- 
natürlicher; aber hier half man sich in der einen oder anderen Weise: 
wenn also beispielsweise der Erfolg sofort und in rätselhafter Weise 
eingetreten war, so mußte dies ein Zauber sein, und wenn es etwa 
dem Verzauberten, falls er außerhalb der Spurweite gelangt war, besser 
erging, sa konnte dies von selbst als ein Beweismittel für den Zusammen- 
hang gelten. In dieser Beziehung ist das Gutachten der Tübinger 
(Concilia Tubingensia V. cons. 75 p.705) für die Denk- und Entscheidungs- 
weise jener Juristen sehr belehrend, weshalb die Wiedergabe einiger 
Partien des außerordentlich umfangreichen Opus hier gestattet sein möge. 


Unsere Rechtliche Meynung nun hierinn, zu Beförderung heylsamer 
Justig und Abwendung mehrern Unheyls, gewissenhaft zu eröffnen, so 
komt es hauptsächlich und vornehmlich auf dieses an: ob das Corpus 
delicti ratione sortilegii und der Hexerey zur Gnüge in dieser Sachen also 
repraesentiret worden, daß man mit einer oder andern Persohn nunmehro 
sive ad poenam ordinariam aut ultimi supplicii, sive ad torturam fürgehen, 
oder was dann sonsten weiter mit Recht hierinn statuiret werden könne? 

Wie haben uns bey diesem Punct am meisten aufzuhalten, weil von 
dessen Decidirung das gange Werck fast eingig und allein dependiret. Zst 
enim cerlissimi juris, quod, anlequam de corpore alicujus delicti certo 
constet, reus non torqueri, multo minus capitali supplicio affici queat. 

L. 1. §. item illud, 24. fi. ad Sct. Sylan. 1), Hippolitus de Marsiliis 
in pract. crim. pr. nr. 5 seq., post plurimos Farinacius in pract. crimin. 
L 1. t.1. qu. 2. n. 5, Clarus in pract. crim. § 5. qu. 4. n. 1.; nec certi- 
ficetur per solam rei, utut saepius repetitam, a et cathegoricam 
confessionem. 

Farinac. d.l. n.7: 

Quod quidem non pauci Dd. limitant in iis delictis, quae sola volun- 
tate perficiuntur, ut in his ex sola voluntate quis possit condemnari, 
utut de delicto aliter non constet, veluti in crimine haereseos. 

Bossius in pract. crim. t. 1, n. 20, post alios Farinacius, d. 1. n. 25, 
Carps. pract. crim. qu. 49, n. '58; 

Et in specie quoque in crimine maleficii, quod dicunt, sive sortilegi, 
quod, quia in occulto perpetrari solitum, Fach transeuntis est et diffi- 
cilis inde probationis et inter excepta crimina habetur, etiam Sola rei 
confessione probari posse statuunt, ex ea condemnari queat, post alios 
Godelmann !?) de Magis, Venef. lib. 3. c. 7. n. 2, etiamsi de corpore 
delicti aliunde non constet, per Franc. Ponsinibium de Lam. n. 70. 
seqq. et alios, Farinac. d.l. n. 26. 


n) Fr. 1 § 24 de Sc. Silan.: Item illud sciendum est, nisi constet aliquem esse 
occisum, non haberi de familia quaestionem, 

12) Godelmann tractatus de magis veneficis et lamiis (1591) IHI 7, 2: nulla est 
firmior probatio. quam proprii oris confessio. Ponzinibius nr. 70: in hoc crimine 
sola confessio sufficit. 
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Hoc tamen verum non esse, et crimen veneficii nullibi reperiri 
exceptum in eo, quod sagae aut veneficae ex sola sua confessione 
condemnari queant, recte defendit 

Theod. Reinkingk in Respons. jur. contra sagas qu. 3. n. 691. seqq. 18) 
nec quod Dd. hic tradunt de validitate confessionis, aliter accipiendum 
est quam si cum confessione sagae certa firmiter concludenti et con- 
'stanti coincidant tales conjecturae, praesumptiones et indicia, quae 
judicem hactenus cerium et in conscientia tutum de hoc occulto et 
abstruso crimine reddere possunt, ita ut persuasissimus inde evadat, 
talia ita et non aliter se habere. Neque enim alia hic corporis delicti 
repraesentalio requirenda est, quam quae in occultis et facti transe- 
untis delictis haberi potest, in quibus praesumptiva et conjecturata 
probatio haberi debet pro plena et concludenti probatione, quod com- 
muniter ita receptum esse testatur post alios multos 

Farinac. d. qu. 2. n. 12, Gabriel. comm. concl. i. 7. qu. 17. n. 14. 

Unde in specie quoque in crimine hoc magiae de corpore delicti 
satis constare dicitur, non tantum ad effectum torturae, sed et ad 
effectum condemnationis etiam ad ultimum supplicium, quando ex prae- 
sumptionibus certis atque indubilatis illud verificatur aut demonstratur. 

Dn. Maurit. 2. Cons. 11 pag. 79914), Carpsg. in prax. crim. qu. 119. 
n. 61, Faber in Cod. Sabaud. 1. 9. t. 12. d. 2. num. 8, Reinkingk 
d. I. qu. 3. n. 693. = 

Wann wir nun diesem nach, auf die hier ins Mittel gekommenn Um- 
stände und daher fließende Rechtliche Muthmaßungen und Praesumptionen, 
woraus das Crimen Sortelegii hergeleitet und repraesentiret werden mag, 
unsere Augen und Gedancken richten, so zeiget sich, so viel zuvorderst 
anlanget 

die Haupt-Persohn in dieser so bösen Sache, nehmlich: 
die alte S. die Anna Catharina H. 
1, der sehr considerable Umstand, nocumenti aut damni sive hominibus 
sive brutis illati, quod est ex fortioribus sortilegii indiciis, ex quo, velut ab 
effectu quodam in oculos quoque incurrente, evidentius fere, modo conco- 
mitantes et coadjuvantes aliae circumstantiae ita coincidant, tale crimen 
demonstrari potest. 

P. H. O. Kaysers Car. V. in art. 109. ibi: So jemand den Leuten durch 
Zauberey Schaden oder Nachtheil zugefüget, junct. art. 44, Faber in 
Cod. d. I. n. 9. ibi: Si aliunde constet de sortilegiis et maleficiis ex 
evidentia morborum, quorum sci. naturalis causa nec per peritissimos 
medicos proferri ulla possit, Clasen ad O. C. d. art. 109. ibi: neque 
pro phanlasia aut illusione quadam habendum est, quod magi uocu- 
mentum hominibus. pariter et jumentis et aliis rebus inferant, nec 
non inusitatos morbos sanent, cum damnum revera sentiatur et 
sanatio lanquam effectus revera in oculos incurrat, principium et 
ratio nocendi et curandi autem lateat, ita ut prudentes et rerum 
naturalium periti penitus ignorent, unde et quomodo ejusmodi nocu- 
mentum ut et curatio perficiatur aliter, quam a causa non naturaliter 
nec ordinariis mediis operante 15). 


18) Reinkingk, Resposum juris in ardua et gravi quadam causa (1630) qu. DI 
nr. 691: leges et jura... ex sola confessione reos non esse damnandos generaliter 
et per modum regulae universalis disponunt. 

1) Ältere Consiliensammlung von 1693, Es ist ein Consilium von 1661. 

15) In meiner Ausgabe von 1718 p. 317. 
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In Ansehen dieses Umstands nun geben die Inquisitions-Acta, daß diese 
Inquisitin überaus sehr graviret und überzeuget ist, daß sie durch Zauberey 
so Menschen als Vieh verschiedentlich Schaden zugefüget habe; und zwar 
denen Menschen vors erste in Persohn u. u. des jungen Herrn Baron 
Friedrich Wilhelm von N.; denn als dieser, ein junger Mensch, nicht gar 
14. Jar alt dem den 19. November 1712 angestelleten Examini des Hanß 
Jerg H. ledigen Standes, seines Alters 30 Jahr, eines leiblichen Sohnes der 
Inquisitin, der wegen eines im Schloß verübten beschwehrlichen Diebstahls 
inhafftieret und relegationis perpetuae et fustigationis poena deshalb an- 
gesehen worden, beygewohnet, so hat sich dieser gleich des Abends darauf 
nicht wohl befunden, auch des folgenden Tags vorgesaget, daß man 
inner 2, Tagen etwas besonders von ihme erfahren würde, welchen Affect 
die Herren Medici und Chirurgi zwar zuerst als einen natürlichen Zufall 
tractiret; nachdem aber den 24. und 25. ejusd. sich solche Symptomata 
geäußert, wie obbeschrieben in Facti Specie, hat man daraus eine Zauberey 
gesinlossen, sobald die geistliche Mittel vorgekehret, und darauf ad con- 
siliu::: peritorum den Herrn Patienten in ein ander Zimmer und auf ein 
ander Bett gebracht und das vorige Bett visitiret, da sich dann darinn 
höchst verdächtige Sachen und allerhand Unrath, als von einem rothe 
Wiesele der Kiefer samt denen Zähnen, braune Wurbeln, Besenreisich, 
Salben, Castanien-Schaalen, ziemlich schwarger Habern, eine Stecknadel 
und etliche Erdschollen gefunden. 

Als nun das Loos dieserwegen auf diese Inquisitin, die alte S. ge- 
worffen, und weil sich geäußert, daß die Inquisitin bey dem Herrn Ver- 
walter einmahl angefraget, ob ihr Sohn nicht wieder begnadiget werden 
möchte, dieser aber alle Hoffnung ihro abgestricket, und darauf der junge 
Herr des folgenden Tages wiederum sehr excessiv beängstiget worden, so 
daß er dem N.ischen Gebiet nimmer bleiben können oder wollen, dem 
Herrn Diacono M. der Befehl geworden, der S. anzuzeigen, daß ihr aus- 
gepeitschter Sohn wieder sollte pardoniret werden !6), welches er den 
26. Decembr. auch verrichtet, und daraufhin sogleich zu jedermanns Ver- 
wunderung mit dem zu J. noch anwesenden jungen Herm sich gebessert, 
so hat man den folgenden Tag, als den 27. Decembr. 1712, sie die alte 
S. deshalb in des Herrn Diaconi M. Hauß beruffen, und daselbst in Praeseng 
Herrn General Excellent, des wieder zurück gekehrten jungen Herrn, und 
beyder Herrn Geistlichen dieselbe gütlich vernommen, ob sie Theil habe 
an des jungen Herm Bezauberung. 

Obgleich nun dieselbe damahlen sich dazu gar nicht verstehen wollen, 
außerhalb daß sie sich auf Begehren, sie möchte dem jungen Herm 
helffen, mit diesen Worten vernehmen lassen: Ja, ja, ja, es soll ihme ge- 
holffen seyn; 

Wie dann auch dieselbe es wieder abläugnet, so wohl daß sie dem 
jungen Herrn geschadet; 

Sie seye die Hexe nicht, die dem jungen Herm geschadet habe, wann 
ihr jemand dargestellet werde, der sage: daß sie dem jungen Herrn oder 
jemand mit der Hexerey geschadet oder einem Menschen etwas gethan 
habe, so wolle sie es bekennen etc. 
als auch daß sie ihme geholffen, 

Ach Gott! sie habe ihm nicht helffen können, sie habe ihme auch nichts 


i6) Es war ein nicht nur in Hexenprozessen üblicher, sondern ganz allgemeiner 
Trick, daß man dem Inquisiten etwas Falsches vorsagte, um ihn zum Geständnis 


zu bringen. 
4 è 
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gethan; werde ja von Gott gekommen seyn, der werde ihme geholffen 
haben: item sie wisse nicht, wie ihr Mann ihme hätte sollen geholffen 
haben, seye ja nicht zu ihm kommen usw., sie habe es ihme nicht geben, 
so hätte sie solche auch ihme nicht nehmen können; 

und bestätiget dieses auch der Tochter Aussage und expliciret die ob- 
angezogene Worte, da sie gesagt: Ja, ja, ja, es solle ihme geholffen seyn; 

So hat sie dennoch dieses hernach positive gestanden, daß sie ihn an 
seiner Gesundheit angegriffen, 

Sie hätte ihn an seiner Gesundheit angegriffen, und das hätte sie durch 
Hülffe des bösen Feindes gethan, der seye um und bey ihr gewesen... 

Quamvis vero alias periculosum sit credere confessionibus reorum, 
et maxime ullımi supplicii poenam irrogare üs, qui delictum ultro 
. fatentur, de quo non aliter, quam ex eorum confesso constaret: 1. 1. 
8 17 junct. § 1. seq. de quaest. 11) 

Si tamen de damno arte magica illato constat et non nisi de 
authore dubitatur, absurdum censetur alias certiores criminis proba- 
tiones requirere, quam ex ejus, qui fecisse dicitur, publicaque fama 
urgetur, aliisve circumstantiis suspectus habetur, confessione. 

Faber in Cod. 1. 9. t. 12. d. 2. n. 8. seq., Reinkingk d. Resp. qu. l. 
n. 105, ubi: quod confessio faciat rem notoriam, quando est verisi- 
milis et habens conformationem sive adaequationem rei et principio- 
rum in ordine ad intellectum, post Godelmann, Bodin., Gail, Berlich 
p. 4. concl. 4. n. 62. seqq. 

Und dass auch in dem Casu, wann man nicht eigentlich ergründen 
kan, wie eine solche Bezauberung hätte zu Werck gebracht werden 
mögen, eine solche mit guten trifftigen Gründen unterstüßte Confession 
einer der Hexerey verdächtigen Persohn von solcher Würckung und Con- 
sideration seye, solches bestätiget nicht ohne Grund 

Fab. d. l. n. 10. æj; etiamsi, quibus artibus aut mediis damnum 
illatum sit, nesciatur. 

Quando enim effectus pe revidentiam demonstratur, disputatio de 
mediis eorumque existentia parum prodesi: et saepe talia ad effectum 
producendum a magis adhibentur media, e quibus adhibito rectae 
rationis judicio talis efecius neutiquam ordinarie poterit produci: 

Clasen ad d. art. 109, p. 356°). 

Ist nun eine solche wohl unterstüßte auch nur in genere auf die ge- 
schehene, vor Augen liegende Beschädigung eines Menschen, jedoch an 
sich gang categorisch und beständig beharrende Confession einer so ver- 
dächtigen Persohn, auch ohne Beybringung der dazu proportionirlichen 
Mittel von solchen Würden, wie weit mehrers wird dann nicht operiren 
eine mit allen Umständen der Mittel, Zeit, Orts und Gelegenheit geschehene 
Confession einer Lamiae, oder die vor eine solche von jedermann gehalten 
wird; allermaßen die Inquisitin, die alte S. allhier nicht nur positive in 
genere gestehet, daß sie den jungen Herrn an seiner Gesundheit an- 
gegriffen, und daß ihr Sohn zwar den Anfang an dieser Bezauberung 
gemachet, sie aber solche continuiret habe... 

Und dann, daß die Meynung dahin gegangen, daß der junge Herr 
hätte sollen lahm werden, aber Gott habe es nicht zugelassen, sondern es 


11) Divus Severus rescripsit, confessiones reorum pro exploratis facinoribus 
haberi non oportere, si nulla probatio religionem cognoscentis instruat. 
18) In meiner Ausgabe von 1718 p. 317. ® 
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seye ihme nur angst und bang worden, daß er so rebellisch worden, und 
hätte diese Zauberey auf ein viertel Jahr währen sollen; sondern auch 
mit Umständen anzeiget, wie und auf was Weise, und mit was Mittel 
diese Bezauberung zu Werck gerichtet worden; inmaßen sie wegen der 
im Bett gefundenen Sachen diese Anzeige und Bekantnüsse thut, daß 
sie bey der Nacht solche hinein gezaubert, nehmlich in das Küssen ein 
Stücklein Eisen, eine Stricknadel und Lumpen, man werde es ja gefunden 
haben. 

Obwohl nun diese Aussage darinn nicht übereintrifft, theils, daß die 
Sachen nicht eben in dem Küssen, sondern nur in dem Bett gefunden zu 
seyn angegeben worden, theils auch, daß andere Species gefunden worden, 
als Inquisitin jest angiebet; so mag doch dieses die gange Aussage nicht 
gang vernichten, weil sie anderwärts her dennoch ihre verisimilitudinem 
hat, und zwar darinn, daß die Inquisitin in genere gewust und angezeiget, 
daß zu Bezauberung des jungen Herrn etwas in das Bett durch Hülffe 
des bösen Geistes hinein gebracht worden; daß in specie dennoch eine 
Nadel, es seye eine Steck- oder Stricknadel, wie es diversimodo angebracht 
worden, sich gefunden ; item daß sie selbst angiebt, daß es allerhand 
Bößig gewesen, daß sie nicht wisse was es gewesen, daß sie es bey der 
Nacht hinein gezaubert; daß es eben Zauberey gewesen, daß sie es allein 
nicht könne, der Teufel müsse dabey seyn, da spreche sie in Teufels 
Nahmen, und wo man etwas hin haben wolle, wen es treffen solle, so 
geschehe es, doch nicht allemahl; daß der böse Feind ihr die Stücke ge- 
geben, sie hätte solche in das Küssen gezaubert, seye etwas weiters oder 
anders darinn gewesen, hätte sie es nicht hinein gethan; wann sie einen 
hätte plagen wollen, hätte sie Eisen und dasjenige, so ihr der böse Feind 
gegeben, genommen und hätte einen in Teufels Nahmen verwünschet, 
darauf habe er keine Ruhe gehabt, wann es angegangen; wie es aber zu- 
gehe, wisse sie nicht; und habe dem jungen Herrn die Angst gemachet, 

a weil die Sachen und die Zauberey in dem Bett gesteckt, und er von ihr 

aubert worden; daß es eben Blenderey seye, und der Teufel allezeit 

denen Leuten, wie 'ihro auch, einen blauen Nebel vor die Augen gemacht, 
auch daß sie ohnsichtbar gewesen. 

Und kan allhie gnug seyn, daß die in dem Bett gefundene und durch 
Hülff des Satans hinein gebrachte Sachen, von welcher Qualität sie auch 
gewesen, quemadmodum varia adhibere solent malefici, modo naturalia, 
quae naturalem actionem ex rei natura habent in ordine ad effectus, quos 
producere solent, e. gr. venenum ad interficiendum, herbae ad sanandum 
vel occidendum; modo alia et saltem signa aut caracteres, quae nihil 
habent virtutis ad effectus producendos, ubi operatio sequitur ex pacto cum 
daemone, solum consensum praebente maleficio et signum adhibente 

Teste Petro Binsfeld. de confess. malefic. et sagar. pag. 51. seqq. 
diesen effect, auch nach eigener Geständnüsse der Inquisitin, gewürcket, 
daß dem jungen Herrn so angst davon geworden, und er darüber also 
erkrancket und in solche Unruhe gerathen, wie der Ausgang es gezeiget, 
daß, so bald er aus dem Zimmer und von dem Bett gebracht worden, er 
Linderung empfunden und zur Besserung es sich gleich angelassen. Ubi 
vero effectus rei respondet, congruentibus eis, quos ipsi malefici indi- 
caverant, quod ea ipsa damna et ab iis el per ea media, quae ü 
detexerant, perpessi fuerint, ibi confessionibus eorundem non omnis 
fides’ denegari debet: vix enim fieri posset, ut talia congruerent in 
adstruendo mendacio. 
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Faber. in Cod. d. l. n.7: 
et ostendunt exempla, quod ope diaboli varia flagitiorum genera 
malefici exercere possint, puta morbos invehere et inferre. 

ex Hector. Boëth., Joh. Wier et Godelmann, Berlich, d. 1. conci. 
3. n. 14. 

Morbos quoque avertere et sanare ex aliis id. d. l. n. 15... 

So zeiget auch Inquisitin an, dass sie sonst noch anderer unziemlicher 
Mittel und Wege mehr sich bedienet, den jungen Herrn damit an seiner 
Gesundheit zu gefähren, und in specie, daß sie gleich 2. Tage hernach 
als ihr Sohn eingese&et worden, Abends, als man die Bet-Glocken geläutet, 
einen schwargen Saamen, so sie, Gott behüt uns, von dem bösen Feind 
gehabt, theils zu dem Ende eingegraben, theils in den Weg gelegt 
und geworffen, theils unter das Bett gestreuet. Eingegraben habe sie 
solchen bey der Herrschafitlichen Kelter an dem Eck, gegenüber des 
jungen Herrn Schlaffkammer, wo derselbe gelegen, in einem weißen 
Papier, dadurch ihme seine Kranckheit gekommen ; 
welches um so glaublicher ist, als ihre leibliche Tochter dieses auch be- 
stätiget, dieses attestirende, daß ihre Mutter, da der Bruder mit Ruthen 
ausgehauen worden, nicht nur des Herrn Generals Excellent und dem 
jungen Herrn gedrohet, 
weil sie grammich und zornig gewesen, daß man ihrem Bruder das ge- 
than habe, 
und zwar eben um die Zeit, als er kranck worden; 
sondern auch, daß ihre Mutter es ihro selber gesaget, daß sie dem jungen 
Herrn die Kranckheit gemachet habe, 
und da sie einsmahls am Mittag weggewesen und wieder heimgekommen, 
gesagt: Sie seye im Schloß gewesen und gesehen, was der junge Herr 
mache; auch einsmahls des Nachts auch also, mit dem Zusaß, sie habe 


wohl gedacht, sie wolle ihn einmahl kriegen, hätte ihme schon lang etwas 


thun wollen, sie seye froh, daß sie ihn einmahl bekommen habe... 


87. 

Von den Schriften gegen das Hexenwesen ist die Schrift des Arztes 
Johannes Wierus (Weier), »De praestigiis daemonum« (Basel 1563) 
die merkwürdigste; sie ist für ihre Zeit von einem geradezu bewun- 
derungswerten naturgeschichtlichen und psychiatrischen Scharfblick und 
von erstaunlich modernem Geiste. Allerdings spielt hier der Teufel 
noch seine Rolle, aber dieser Teufel ist es, der die Seelen der lamiae 
mit den schändlichen Phantasien erfüllt, und die Phantasien sind nichts 
anderes als durch satanischen Einfluß herbeigeführte Geisteszerrüttungen 
und krankhafte Stimmungen, die denen gleichkommen, wenn ein Mensch 
sich in ein Tier oder in eine Sache verwandelt wähnt. Von einer 
realen Wirkung des Hexenwesens und von einem Teufelsbunde könne 
keine Rede sein. Ich füge aus dem Urtext des Werkes noch folgende 
Stellen bei: 

p. 4. quam excorabilam a Deo alienationem conjunctissimamque 
cum daemone necessitudinem, quanta inter proximos odia, quam rixosas 
vicinorum factiones, quas rusticorum simultates, quae urbium dissidia, 
quam frequentes insontium caedes parente tragoedo diabolo gignat 
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foecundissima illa calamitatum mater, opinio nimirum concepta de 
lamiarum maleficii prodigiosa potestate, quotidiana docet experientia! 

p. 11. lamias nemini ulla voluntate maligna quacunque dira impreca- 
tione aut intuitu malicioso nocere posse, at vitiata daemonis conatu 
occulto phantasia eas tanquam melancolia agitatas in mentem sibi in- 
ducere, quaecunque mala ab ipso satana illa vel naturali occasione ex 
obstruso dei consilio prognata ab se perpetrari. 

p. 179. omnia satanae instituta minime coherent variaque et men- 
dacia comperiuntur, ita et professionis modus ineptus mancusque est 
ac diverse a quolibet ejus factionis reo quaestionibus subjecto narratur. 

p. 189. ne imaginativae virtutis instrumenta in his mulierculis hoc- 
modo vitiari et oculorum aciem perstringi usque adeo absurdum videatur, 
animadverte melancholicorum cogitatus, voces, visa et actiones, ac quam 
omnes sensus ex humore melancholico cerebrum occupante mentemque 
immutante in his saepe depravatos videanus ... 

Auch Ponzinibius in dem »Tractatus Illustrium juris consultorum 
de judiciis criminalibus S. Inquisitionise XI 2 (Venedig 1534) ist der 
Ansicht, daß es sich um phantastische und unwirkliche Dinge handle, 
nr. 47, er fügt allerdings von den Hexen bei: 

omnes sunt personae reprobatae et corruptae circa fidem et circa 
bonos mores et appetentes non appetenda. 

Was den Jesuiten Spee betrifft in seiner anonymen Schrift »Cautio 
criminalis seu de processibus contra sagas« (Rinteln 1631), so bestreitet er 
nicht eigentlich die Realität des Hexenwesens;; im Gegenteil erklärt er p. 2: 

id omnino tenendum existimo, revera in mundo maleficos aliquos 
esse nec id sine temeritate ac praeposteri judicii nota negari posse. 

Dagegen hebt er mit Nachdruck hervor, daß gerade hier ein sehr sorg- 
fältiger Beweis durch die Vernunft der Sache gefordert werde. Er tritt ins- 
besondere der Richtung entgegen, welche törichterweise annahm, daß bei 
solchen schweren und verabscheuenswerten Verbrechen wenig Umstände 
zu machen seien und schon auf leichte Anzeichen hin vorgegangen 
werden dürfe ; insbesondere verlangt er für die Folter indicia urgentia. So: 

p. 10. falsissimum est licere in exceptis ab omnibus simpliciter 
recedere, quae a legibus positivis praescripta sunt. 

p. 218. quando tam periculosa et acerba tortura est, non nisi gravi- 
bus ex causis id est praemissis indiciis admodum urgentibus, quae 
reum velut obruant, ad torturam veniatur. 

Der Vorsto von Thomasius (Reiche) im Jahre 1701 endlich in 
seinen »Theses inaugurales de crimine magiae« kündet die neuzeitliche 
Entwicklung an: crimen magiae ad fabulas pertinere (p. 30)! 


§ 8. 


Die Kirche aber hat seit Anfang des 17. Jahrhunderts beschwichtigend 
gewirkt. In der constitutio omnipotentis vom 20. März 1623 bestimmt 
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der Papst, daß, wenn kein Teufelspakt und keine tödliche Verlegung 
von Personen durch Hexerei vorliegt, sondern nur Erkrankungen oder 
gar nur die Beschädigung von Tieren oder Saaten, keine Todesstrafe, 
sondern nur der ewige Kerker eintreten solle. Und die Instruktion der 
»Congregatio inquisitionis: von 1657 sieht sich an wie eine Neuauflage 
von Spee: sie drängt ebenso wie er auf genaue Feststellung des Corpus 
delicti, auf die Vernehmung von Zeugen und Ärzten, und überhaupt 
auf gewissenhafteste Prüfung des Sachverhaltes. Auch sollte die Tortur 
nur bei indicia urgentia stattfinden, und in schwierigen Fällen sollte die 
congregatio inquisitiones befragt werden; gewisse grausame Formen 
der Tortur sollten unterbleiben, Suggestivfragen unstatthaft sein. 


| § 9. 

Im Juli 1682 erschien ein »Ordonnance von Louis XIV.«!°), welche 
zwar die Hexerei bestraft, aber von dem Gesichtspunkt aus, daß die 
Hexenkünste auf Aberglauben, Betrug und Sakrileg beruhten; von einer 
realen Hexenwirkung wird hier nicht mehr gesprochen. 

So sagt a. 3 (»Recueil des ordonnances« XIX 398): 

Et s’il se trouvoit à l'avenir des personnes assez méchantes pour 
ajouter et joindre à la superstition l’impiete et le sacrilège sous pré- 
texte d’operations de prétendue magie, ou autre prétexte de pareille 
qualité, nous voulons que celles qui s’en trouveront convaincues scient 
punies de mort. 

Die Einwirkung dieser Bestrebungen läßt sich auch im »Codex Bavaricus« 
von 1751 I 7, 7 wahrnehmen; sie bestraft das eigentliche Bündnis mit 
dem Teufel, die fleischliche Vermischung mit ihm und die Verunehrung 
der heiligen Hostie mit dem Feuertod, sonst aber soll, auch wenn 
Schaden eingetreten ist, nur die poena gladii eintreten. Abergläubige 
Possen und Künste sollen arbiträr bestraft werden. 

. Was aber das Verfahren betrifft, so wird, ähnlich wie bei Spee und 
wie nach der Congregation inquisitionis, der Richter zur größten Vor- 
sicht ermahnt: 

»Es werden auch die Obrigkeiten hiermit ermahnet, bey diesem Ver- 
brechen mit vieler Behutsamkeit und Moderation zu verfahren, nicht 
alles, was dem menschlichen schwachen Verstande unergründlich 
scheint, gleich für Hexenwerk und Aberglauben anzusehen, viel weniger 
den gerichtlichen Aussagen der Hexen und dem Aberglauben ergebener 
Personen, sonderbar soviel die angebliche Complices betrift, wegen 
der teuflich-falschen Vorspieglungen, und auch öfters mit vorwaltender 
starker Einbildung, Phantasie oder Impostur, so leichterdings Glauben 
beyzumessen. 

Maria Theresia endlich verfügte, daß alle derartigen Prozesse ihrer 


39) Vgl. frühere »Ordon. 1493. (Rec. 11 252), 1642 ib. 16 545. 
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Entschließung unterbreitet würden. Das Nähere ergibt sich aus a. 58 
8 7 des »Theresiana«: 

»Wir haben gleich bey Anfang Unser Regierung auf Bemerkung, daß 
bey diesem so genannten Zauber- oder Hexenprozeß aus ungegründeten 
Vorurtheilen viel unordentliches sich mit einmenge, in Unseren Erb- 
landen allgemein verordnet, daß solch vorkommende Prozesse vor 
Kundmachung eines Urtheils zu Unser höchsten Einsicht und Ent- 
schließung eingeschicket werden sollen; welch Unser höchste Verord- 
nung die heilsame Wirkung hervorgebracht, daß derley Inquisitionen 
mit sorgfältigster Behutsamkeit abgeführet und in Unser Regierung 
bishero kein wahrer Zauberer, Hexenmeister oder Hexe entdecket 
worden, sondern derley Prozesse allemal auf eine boshafte Betrügerey 
oder eine Dummheit und Wahnwitigkeit des Inquisiten oder auf ein 
anderes Laster hinausgeloffen seyen, und sich mit empfindlicher Be- 
straffung des Betrügers oder sonstigen Uebelthäters oder mit Ein- 
sperrung des Wahnwißigen geendet haben. ... wenn Unsere nach- 
geseßte Blutgerichten den Fall einer wahrhaftigen Zauber- oder Hexerey 
obhanden zu seyn dafürhalten, solchen Falls dieselbe nach gänzlich 
abgeführter Inquisition, ohne sich in Schöpfung eines Urtheils einzulassen, 
den ganzen Vorfall nebst Beschließung oder Acten an das Obergericht 
anzuzeigen, das Obergericht aber denselben nebst Beyruckung ihrer 
räthlichen Wohlmeinung an Uns einzuberichten, und hierüber Unsere 
höchste Entschließ- und Verordnung abzuwarten gehalten seyn solle. 

Das waren schon die legten Zuckungen der schauerlichen welt- 
historischen Menschheitstragödie; man wußte endlich über Bodinus 
Herr zu werden, und sein Dämonenspuk versank in der Flucht der Zeiten. 
Um so glänzender kann, wenn diese Schattenseiten in der Nacht der 
Vergessenheit verschwinden, das wahre Verdienst des Juristen leuchten. 


Sphygmograplı und Kriminaltaklik. 
Von Amisrichter Dr. Albert Hellwig, zurzeit im Felde. 


ip seinem interessanten Vortrag, den Ferri auf dem 7. Internationalen 
Kongreß für Kriminalanthropologie über Kriminalpsychologie und 
forensishe Psychologie gehalten hat, erwähnt er auch den Sphygmo- 
graphen als ein Mittel, mit dessen Hilfe man unter Umständen wertvolle 
Aufschlüsse über die Schuld oder Unschuld des Beschuldigten erhalten 
könne. Der Sphygmograph ist ein Instrument, das dazu dient, die Herz- 
tätigkeit zu messen. Eine Aufnahmekapsel wird auf den Radialispuls 
des Armes aufgesett, und der Rhythmus der Bewegung des Blutes wird 
durch eine sinnreiche Einrichtung registriert. Man kann mit Hilfe dieses 


58 Hellwig: Sphygmograph und Kriminaltaktik. 


Apparates also feststellen, wie die Herztätigkeit der Versuchapesson 
innerhalb einer gewissen Zeit verläuft!). 

Ferri berichtete über die Anwendung dieses Sphygmographen, von 
der ihm einmal Lombroso aus seiner gerichtsärztlichen Tätigkeit in Turin 
erzählt hatte. Der Beschuldigte stand im Verdacht, an einem damals 
Aufsehen erregenden Diebstahl beteiligt gewesen zu sein. Als Lombroso 
dem Beschuldigten dies vorhielt, registrierte der Sphygmograph keine 
erhöhte Herztätigkeit, sondern schlug im gewöhnlichen langsamen Tempo. 
Als Lombroso aber zufällig einen anderen Diebstahl erwähnte, der 
gleichfalls Aufsehen erregt hatte, der einige Wochen vorher in einer 
benachbarten Stadt begangen war, und den man noch nicht aufgeklärt 
hatte, da zeigte der Apparat ruckartig eine beschleunigte Herztätigkeit 
an. Lombroso machte von dieser Wahrnehmung dem Untersuchungs- 
richter Mitteilung und erklärte, er glaube, der Beschuldigte sei an dem 
in Turin verübten Diebstahl nicht schuldig, wohl aber würden möglicher- 
weise Nachforschungen ergeben können, daß der Beschuldigte an jenem 
anderen Diebstahl beteiligt sei. Der Untersuchungsrichter legte diese 
Hypothese seinen Nachforschungen zugrunde und erreichte, daß der 
Beschuldigte schon nach wenigen Tagen gestand, tatsächlich jenen in 
der Nachbarstadt Turins verübten Diebstahl begangen zu haben?). 

Bei der Diskussion über diesen Vortrag erklärte Aschaffenburg, der 
von Ferri angeführte Fall zeige, daß man sich davor hüten müsse, 
dem jungen Rechtsbeflissenen schematische Kenntnisse in der Kriminal- 
psychologie einzutrichtern, denn dann würden wir zu einer etwas 
anderen Form der schematischen Rechtsprechung kommen als der 
gegenwärtigen, aber zu einer genau ebenso gefährlichen. Gerade in 
psychologischen Dingen sei nichts bedenklicher als Schematisieren. Da- 
für sei der von Ferri geschilderte Fall aus Lombrosos Praxis ein 
außerordentlich sprechendes Beispiel. Es sei gewiß merkwürdig, wenn 
der Mann ruhig bleibe, während sein Verbrechen besprochen werde; 
wenn er aber unruhig werde, sobald von dem Verbrechen gesprochen 
wird, so dürfe man daraus auf keinen Fall schließen, daß er irgend 
etwas mit dem Verbrechen zu tun gehabt habe. Gerade der Unschuldige 
pflege sich am meisten aufzuregen, wenn man auf die Tat des näheren 
eingehe. Deshalb sei auch die Tatbestandsdiagnostik ein Fehigriff ge- 
wesen. Viel klarer als der von Lombroso angeführte Fall sei folgender: 
Ein junger Mensch von fünfzehn Jahren habe im Stadtwald in Köln 
einen anderen Jungen mit einem Lasso erwürgt, um zu sehen, ob dies 
gehe. Er habe ihn wochenlang beobachtet und sich mit ihm über alle 
möglichen Sachen unterhalten. Ob er mit ihm nun über den Schmerz 


1) Vgl. Braunshausen, »Einführung in die experimentelle Psychologie« (Leipzig 
und Berlin 1915) S. 94. 

3) Ferri, »Psychologie criminelle et psychologie judiciaire« (»Bericht über dem 
VIL Internationalen Kongreß für Kriminalanthropologie« [Heidelberg 1912] S. 299), 
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der Eltern des Ermordeten oder seiner eigenen Eltern gesprochen habe, 
sei ihm ganz gleich gewesen; er sei vollständig ruhig und affektiv 
unerregbar geblieben. Wenn der Junge geleugnet hätte, hätte man 
aus dem Mangel an affektiver Reaktion den Schluß ziehen können, daß 
er gar nichts mit der Geschichte zu tun habe. Das wäre aber falsch 
gewesen. Er sei überzeugt, daß, wenn jemand zu Unrecht eines solchen 
schweren Verbrechens beschuldigt werde, er in dem Augenblick, wo 
diese Beschuldigung gegen ihn erhoben werde, erregt sei. Er möchte 
daher als Experimentalpsychologe davor warnen, daß man in der Be- 
wertung dessen, was gelegentlich bei einem solchen Experiment heraus- 
komme, zu weit gehe?°). 

Wenn die Kritik Aschaffenburgs sich nur darauf beziehen sollte, 
daß allgemeingültige zu weit gehende Folgerungen aus dem erfolg- 
reichen Experiment Lombrosos gezogen würden, so muß man ihm 
vollkommen beistimmen. Es ist dann allerdings darauf hinzuweisen, 
daß weder Lombroso noch Ferri zu einer derartigen Kritik Anlaß ge- 
geben haben. Sollte Aschaffenburg aber — und seine Bemerkung 
über die Aussichtslosigkeit der Tatbestandsdiagnostik läßt dies als 
wahrscheinlich erscheinen — der Ansicht sein, daß der Sphygmograph in 
ähnlicher Weise, wie ihn Lombroso verwendet hat, als brauchbares 
Hilfsmittel der Kriminaltaktik überhaupt nicht in Frage kommen könne, 
so würde er zweifellos zu weit gehen. Unbestreitbar richtig ist, daß 
weder aus der Erregung eines Beschuldigten geschlossen werden kann, 
daß er irgendwie ein böses Gewissen habe *) noch auch, daß aus seiner 
vollkommenen Ruhe bei dem Vorbringen der Beschuldigung das Gegen- 
teil gefolgert werden kann). Lombroso hat aber auch gar nicht aus 
der durch den Sphygmograph wahrgenommenen Erregung für sich allein 
geschlossen, daß der Beschuldigte möglicherweise an dem anderen 
Diebstahl beteiligt sei, sondern hat vielmehr aus einem Vergleich des 
verschiedenartigen affektiven Verhaltens des Beschuldigten bei der Er- 
wähnung des Turiner Diebstahls sowie bei der Erwähnung des anderen 
Diebstahls geschlossen, daß dieses Verhalten möglicherweise auf eine 
Schuld des Beschuldigten an dem in der Nähe Turins verübten Dieb- 
stahl schließen lasse. Hätte Lombroso aus dem Vergleiche der beiden 
Reaktionen des Beschuldigten den sicheren Schluß gezogen, er sei an 
dem Turiner Diebstahl nicht schuldig, er habe aber dagegen den anderen 
Diebstahl verübt, so würde dies allerdings zu weit gegangen sein. 
Es wäre nämlich möglich, daß sich die verschiedenartige Reaktion auch 


s) Aschaffenburg, ebendort S. 3021. 

4) Vgl. zum Beispiel Reichel, »Befangenheit als Verdachtsgrund« (»Archiv f. 
Krim.« 34 123 ff.) sowie Hellwig, ebendort 37 377 ff. 

6) Man denke daran, daß gerade Schwerverbrecher, die doch oft psychopathisch 
sind, oft nicht die geringste Reue empfinden, den »Schlaf der Gerechten« haben, 
ohne von Angstträumen gequält zu werden usw. l 
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auf andere Weise erklärte, so beispielsweise dadurch, daß der Be- 
schuldigte zunächst noch seine Ruhe bewahrt habe, aber erregt geworden 
sei, als er auch des zweiten Diebstahls beschuldigt wurde ¢). Es läßt 
sich dagegen nicht das geringste einwenden, daß Lombroso in vor- 
sichtiger Weise erklärte, das Verhalten des Angeklagten gebe gewisse 
Anzeichen dafür, daß er zwar nicht den Diebstahl in Turin, wohl aber 
den Diebstahl in der Nachbarstadt verübt habe, und daß er deshalb 
dem Untersuchungsrichter eine Nachforschung nach dieser Richtung hin 
empfehle”). 

Es würde sich meines Erachtens durchaus empfehlen, in geeigneten 
Fällen den Sphygmograph als kriminaltaktisches Hilfsmittel zu verwenden. 
Wenn man sich davor hütet, die durch ihn erzielten Ergebnisse höher 
zu bewerten als bloße Anzeichen, die zu Nachforschungen nach be- 
stimmten Richtungen hin Anlaß geben, so kann irgendein Nachteil 
durch seine Verwendung nicht geschehen; wohl aber ist es mit seiner 
Hilfe in geeigneten Fällen möglich, Anhaltspunkte zu gewinnen, die 
die Nachforschung auf die richtige Bahn leiten 8). 

Irgendwelche rechtliche Bedenken stehen meines Erachtens der An- 
wendung des Sphygmographen ebensowenig entgegen wie der Ver- 
wendung der Tatbestandsdiagnostik schon nach heutigem Recht. Voraus- 
se&ung ist allerdings, daß der Beschuldigte zur Anwendung dieser 
Methode seine Zustimmung gibt. Gerade, wenn er unschuldig ist oder 
wenn er wenigstens leugnet, an der Tat beteiligt zu sein, wird er seine 
Einwilligung selten verweigern, wenn ihm das Verfahren klar aus- 
einandergese&t wird. Sollte er allerdings seine Zustimmung nicht geben, 
so kann er dazu nicht gezwungen werden, da er nicht verpflichtet ist, 
irgendeine Erklärung abzugeben oder überhaupt in irgendeiner Weise 
mit dazu beizutragen, daß die Beschuldigung als richtig oder als un- 
begründet erwiesen wird. Wenn nun allerdings der Richter auch be- 
rechtigt ist, aus dem Verhalten des Beschuldigten seine Schlüsse zu 
ziehen und beispielsweise unter Umständen daraus, daß der Beschuldigte 


%) Kauffmann, »Die Psychologie des Verbrechens- (Berlin 1912) S. 68 meint 
— allerdings nicht unter Bezugnahme auf obigen Fall, wohl aber auf seine Schlüsse 
aus der Veränderung des Pulses —, Lombroso sei, wie viele andere Gefängnis 
ärzte, oft gehörig hereingelegt worden. Schon die körperliche Untersuchung an 
sich könne den Verbrecher aufregen. 

?) Auch Ferri wertet den Versuch sehr vorsichtig: »Les resultats de ces obser- 
vations... ne doivent pas avoir la valeur de preuve; ils ne font que donner des 
suppositions, des hypothèses, qui auront toute leur valeur de preuves lorsqu’elles 
seront confirmées et control&es par les autres moyens de la critique probatoire« 
(a. a. O. S. 299). | | 

2) Vgl darüber Hellwig, »Zum Problem der Tatbestandsdiagnostik« (»Gerichts- 
saal«e 1916); Kauffmann a. a. O. S. 136ff.; Stöhr, »Psychologie der Aussage« 
(Berlin 1911) S. 136 ff.; Marbe, »Grundzüge der forensischen Psychologie« (München 
1913) S. 63ff.; Friedrichs, »Die Bestrafung der Motive und die Motive der Be- 
strafung« (Berlin und Leipzig 1910) S. 2211. 


Zeiler: Rechtsauskunft im Strafrecht. 61 


jede Erklärung auf die Beschuldigung verweigert, zu schließen, daß. er 
die Tat begangen habe, so wird man aus einer etwaigen Weigerung 
des Beschuldigten, sich mit dem Sphygmographen untersuchen zu lassen, 
einen dem Beschuldigten nachteiligen Schluß niemals zu ziehen berechtigt 
sein. Es muß immer damit gerechnet werden, daß auch jemand, der 
unschuldig in den Verdacht einer strafbaren Handlung gekommen ist, 
Bedenken hat, sich einer solchen Untersuchung zu unterziehen, in der 
Besorgnis, daß aus einer affektiven Reaktion doch falsche Schlüsse ge- 
zogen werden könnten. 


B. Strafrecht. 
Rechtsauskunft ım Strafrecht. 


Von A. Zeiler, Erster Staatsanwalt in Zweibrücken. 


M“ Recht weist Alsberg in der »DStRZ.« S. 17 ff. auf die Bedeutung 
der Rechtssicherheit im Strafrecht hin. Offenbar ist sie hier noch 
höher als für das bürgerliche Recht, obwohl auch in diesem die Rechts- 
sicherheit weit wichtiger ist, als daß die ergiebige Quelle für tiefgründige 
Rechtserörterungen und Doktorfragen nie versage. 

Keine Weisheit des Gese&gebers kann Rechtszweifeln vorbeugen. 
Ja vielfach ist, im bürgerlichen Rechte wenigstens, eine Gesetesfassung, 
die einer freieren Beurteilung der Sachlage Raum läßt, einer engen 
Einschnürung des richterlichen Urteils vorzuziehen. In dem Widerstreite 
der Ziele bedarf es einer Mittelstelle: zwischen dem Gesetgeber, der 
erundsäßlich alle Fälle und Möglichkeiten, alle Zusammenhänge und 
alles Wechselspiel und die Weiterentwicklung der Dinge im Geiste 
umspannen sollte — eige unerfüllbare Aufgabe —, und dem Richter, 
der, wenngleich mit weitem Blicke für die Gesamterscheinungen des 
Rechtslebens, doch grundsäglich nur dem einen ganz bestimmten, 
scharf umrissenen Falle sein Recht zu sprechen hat. Als solche Mittel- 
stelle habe ich den Rechtshof gefordert. Aber er würde noch nicht 
genügen. Auch sein Wirken könnte das Recht nicht so scharf um- 
schreiben, daß der einzelne, vor einem rechtlich bedeutsamen Handeln 
stehend, in jedem Falle des Urteils sicher wäre. Und doch birgt die 
Notwendigkeit, auf schwanker Rechtsgrundlage zu handeln, neben den 
Sorgen der Prüfung und neben Gewissensbedenken die Gefahr von 
Vermögensverlusten in sich und selbst der Bestrafung. Auch gegen 
solche Übel gibts keine zuverlässige Abwehr. Aber eine ganz erheb- 
lihe Milderung ist möglich, eine Ermäßigung der Gefahrenhöhe und 
eine Minderung der Zahl solcher Fälle. Diesem Ziele sollte die auf 
Schiffers Antrag vom Reichstag beschlossene Einrichtung einer Rechts- 
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auskunft dienen. Der Bundesrat hat sie abgelehnt, und auch ich halte 
sie in dieser Form nicht für durchführbar. Auch der Weg aber, den 
die BRV. vom 18. Januar 1917 eingeschlagen hat, ist nur recht unzu- 
länglich. Denn abgesehen davon, daß deren Tragweite und Wirkung 
unsicher ist, erspart sie dem Handelnden nicht die Unsicherheit der 
Unterlage für sein Tun, bewahrt sie ihn nicht davor, in Untersuchung 
und Strafe zu kommen, wenn der Richter — lange nach jenem 
Tun — ihm in seinem Urteile zu Gemüte führt, daß nicht selten erst 
dieses Urteil dem Gesete seinen Inhalt gibt, zumal wenn der Geset- 
geber durch die Einführung von Wertbegriffen sich scheu der schwierigen 
Aufgabe entzogen hat, klar zu sagen, was strafbar, was erlaubt sein solle. 

Wenn es also ein Mittel geben soll, den Rechtsverkehr auch da 
auf eine sichere Grundlage zu stellen, wo Entschlußkraft und Kunst 
des Gesetgebers versagen und auch ein Rechtshof nicht helfen könnte, 
dann kann es nur das sein, daß die Entscheidung über die Zulässigkeit 
eines beabsichtigten Handelns geprüft und darüber entschieden 
wird vor diesem Handeln. Einen wertvollen Fingerzeig zur Lösung 
dieser Aufgabe gibt Hönigers Schrift: »Riskante Rechtsausübung«. 
Sein Vorschlag bedarf zwar einiger verbessernder Umgestaltung. Ich 
habe die Frage näher untersucht in der »Gemeinnügigen Rechtsauskunft« 
(2. Jahrg. S. 197f.), und Höniger selbst hat meinen Bemerkungen in 
vielem beigepflichtet (ebenda, 3. Jahrg. S. 1f... Was ich dort für das 
bürgerliche Recht ausgeführt habe, gilt mit einigen Abänderungen auch 
für das Strafrecht. Die erforderliche Einrichtung wird etwa in der 
folgenden Weise zu schaffen sein. Sie wäre nicht nur auf das Gebiet 
des Kriegsstrafrechts zu beschränken, sondern hätte, wenn auch für 
jenes von besonderer Bedeutung, doch allgemein zu gelten. 

1. Jedermann hat, ohne daß er glaubhaft zu machen brauchte, die Frage 
sei für ihn »aktuell«, etwa weil grundlegend für ein beabsichtigtes Handeln, 
das Recht, bei dem Amtsgerichte seines Wohnorts eine bindende Rechts- 
auskunft über die Frage zu beantragen, deren Entscheidung er wünscht, 
also beispielsweise eine Entscheidung über die Frage, ob eine Ware, die 
er zu verkaufen beabsichtigt, ein Gegenstand des täglichen Bedaries ist, 
oder ob sich der von ihm in Aussicht genommene Verkaufspreis in den 
zulässigen Grenzen hält. Er kann die Frage stellen mit Begrenzung auf 
ein bestimmtes einzelnes Geschäft, das er abzuschließen beabsichtigt, oder 
für eine ganze Gruppe von solchen. 2. Der Richter bestimmt nach freiem 
Ermessen, welche Grundlagen er für seine Entscheidung braucht. Er kann 
den Anfragenden und andere Beteiligte hören, auch der Staatsanwaltschaft 
Gelegenheit zur Äußerung geben. Die Rechtsauskunft ist so zu fassen, 
daß ihre Tragweite möglichst klar ersichtlich ist. Der Richter kann die 
Auskunft verweigern, wenn er keine Fassung finden kann, mit der nicht 
die Gefahr irgendeines Mißbrauchs der Auskunft verbunden wäre. 3. Die 
Auskunft wird dem Anfragenden und der Staatsanwaltschaft bekannt- 
gemacht. Beide Teile haben das Recht der sofortigen Beschwerde. Das 
Amtsgericht wie das Landgericht kann anordnen, daß die Auskunft (ohne 
Rücksicht auf die Beschwerde) sofort wirksam sein oder daß der Eintritt 
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ihrer Wirkung nicht über einen gewissen Zeitpunkt hinausgeschoben bleiben 
solle. 4. Das Amtsgericht wie das Landgericht erheben eine Auskunfts- 
gebühr von 20 bis 200 Mk. nach dem Ermessen des Gerichts (nach der 
Wichtigkeit der vorgelegten Frage und der Bedeutung des geplanten 
Handelns oder je nach sonstigen Umständen.) In ganz besonderen Fällen 
kann nach dem richterlichen Ermessen die Gebühr bis auf 2 Mk. ermäßigt 
oder bis auf 2000 Mk. erhöht werden. (Die Gebühr darf nicht zu niedrig 
sein; denn sie muß verhüten, daß das Gericht leichtfertig, aus bloßer Neu- 
gier, angegangen werde. Und nicht zu hoch, weil sie sonst als »Geschäfts- 
unkosten« zu Preissteigerung führen würde.) 5. Soweit eine wirksam ge- 
wordene Rechtsauskunft im Zeitpunkte eines Handelns vorliegt, ist sie der 
strafrechtlichen Beurteilung eines solchen Tuns zugrunde zu legen; doch 
nur, sofern dies zugunsten des Handelnden gereicht. Diese sichere Wirkung 
der Auskunft gilt natürlich dann nicht, wenn die festgestellte Sachlage 
nachweisbar nicht mit der in der Auskunft angenommenen übereinstimmt 
(und gar, wenn sie vom Anfragenden durch unrichtige Sachdarstellung 
erschlichen worden ist). Sie wirkt nur zugunsten dessen, der sie erhalten 
hat; ein anderer kann sich auf sie nur insoweit berufen, als auch sonst 
eine irgendwie ergangene amtliche Äußerung der Annahme eines Ver- 
schuldens im Einzelfalle entgegensteht. Änderungen des Rechtes nehmen 
der Auskunft ihre Wirkung. Die sichere Wirkung der Auskunft erlischt, 
wenn die Handlung des Anfragenden erst erfolgt, nachdem die Auskunft 
mehr als drei Monate wirksam geworden ist. (Dies mit Rücksicht auf die 
in ständigem Flusse befindlichen Verhältnisse, namentlich auch auf den 
Wechsel der rechtlichen Beurteilung, wie er sich besonders in der Geltung 
und Anwendung des Kriegsstrafrechts gezeigt hat.) | 


Bei einer Einrichtung solcher Art’ bestände allerdings der Mißstand, 
daß die Auskünfte der verschiedenen Gerichte auseinandergehen würden, 
während die Reglung nach dem bezeichneten Schifferschen Vorschlage 
einheitliche Auskünfte geliefert hätte. Aber dieses Gut der Einheit- 
lichkeit ist unerreichbar, und so müssen wir uns schon mit dem immer- 
hin auch recht wertvollen Ergebnisse begnügen, daß sich der einzelne 
für seine Person eine sichere Grundlage seines Tuns zu schaffen ver- 
möchte. Bei der nur auf die einzelne Person beschränkten Auskunft- 
erteilung würden jene Verschiedenheiten der Auskünfte wenig schaden — 
sicherlich weit weniger unerquicklich sein als heute ein Auseinander- 
gehen der gerichtlichen Urteile, wenn die einen zu Strafe verumejfen, 
die andern zur Freisprechung kommen. 

Im ganzen scheint mir die geschilderte Einrichtung für ungezählte 
Fälle des täglichen Lebens geeignet, die Fährlichkeiten des rechtlichen 
Handelns zu beseitigen. Daß mein Vorschlag in allen Einzelheiten das 
Richtige getroffen hätte, kann ich natürlich nicht annehmen. Aber die 
Sache ist wohl der Erörterung wert. Ein Versuch mit der Einrichtung 
würde in kurzem wertvolle Erfahrungen liefern für ein Urteil darüber, 
ob ihr Bestehen segensreich wirken würde und wo die bessernde Hand 


anzulegen wäre. 
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Die Einziehung im Zollstrafrecht. 
Von Oberregierungsrat a. D. Graf in München. 


D“ Einziehung (Konfiskation) im Zollstrafrecht unterscheidet sich nach 
mehreren Richtungen von der Einziehung im gemeinen Strafrecht, 
wie sie beispielsweise bei Münzverbrechen (StGB. § 152) oder Jagd- 
frevel (StGB. § 295) eintritt. 

Lettere Einziehung ist nur Neben- nicht Hauptstrafe der Verfehlung. 
Sie dient ferner der Sicherung oder Vorbeugung derart, daß mit dem 
Jagdgewehr, der Falschmünze u. dgl. ähnliche Straftaten nicht wieder 
begangen werden können (Präventivzweck der Einziehung). In manchen 
Fällen hat die Einziehung auch den Zweck der Sammlung der Gegen- 
stände für Kriminalmuseen od. dgl., um für spätere, gleiche Fälle Anhalts- 
punkte zu haben. 

Erstere Einziehung dagegen ist die Hauptstrafe für die Verfehlungen 
der Konterbande und Defraudation [88 134, 135 VZG.')]. Sie hat nicht 
den Zweck der Beiseiteschaffung des Gegenstandes, sondern in der 
Hauptsache den fiskalischen Zweck der Gewinnung des Eigentums an 
demselben, an welchem sodann der Staat sich nötigenfalls schadlos 
halten kann. Nach Durchführung des Straffalls kann der Gegenstand 
verkauft oder versteigert werden, falls nicht gesundheitliche oder polizei- 
liche Verbote der Überführung in den freien Verkehr entgegenstehen. 
Eine Sammlung der Gegenstände zu späteren Anschauzwecken findet 
nicht statt. 

Die zollstrafrechtliche Einziehung kann, wenn es sich um Gegenstände 
von hohem Wert handelt, in Vergleich zu welchem der hinterzogene 
Zoll nur geringfügig ist, große Härte bedeuten. Überhaupt hat diese 
Einziehung den grundsäßlichen Fehler, daß sie zu dem Betrage des 
Zolles, der bekanntlich nicht nach dem Werte, sondern nach Maß, 
Gewicht oder Stück erhoben wird, in keinerlei Verhältnis steht. Nehmen 
wir den Fall einer aus Österreich erfolgten Einschwärzung einer goldenen 
Taschenuhr im Werte von 300 Mk., für welche nach dem Friedens- 
zolltarif ein Stückzoll von 80 Pfennigen zu entrichten ist. Die Ein- 


1) Diese Paragraphen lauten: $ 134. »Wer es unternimmt, Gegenstände, deren 
Ein-, Aus- oder Durchfuhr verboten ist, diesem Verbote zuwider ein-, aus- oder 
durchzuführen, macht sich einer Konterbande schuldig und hat die Konfiskation 
der Gegenstände, in bezug auf welche die Kontrabande verübt worden ist, und, 
insofern nicht in besonderen Geseten eine höhere Strafe festgesett ist, zugleich 
‚eine Geldbuße verwirkt, welche dem doppelten Werte dieser Gegenstände und, 
wenn solcher nicht dreißig Mark beträgt, dieser Summe gleichkommen soll.« 
$ 135. »Wer es unternimmt, die Ein- oder Ausgangsabgaben (§§ 3 und 5) zu 
hinterziehen, macht sich einer Defraudation schuldig und hat die Konfiskation der 
Gegenstände, in bezug auf welche die Defraudation verübt worden ist, und zugleich 
eine dem vierfachen Betrage der vorenthaltenen Abgabe gleichkommende Geld- 
buße verwirkt. Die Abgaben sind außerdem zu entrichten.« 
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ziehung der Uhr ist in diesem Fall eine äußerst hohe Strafe für eine 
geringfügige Verfehlung. 

Mit Rücksicht auf solche grundsäßtliche Bedenken wurde schon 1869 
bei Beratung des Entwurfs des Vereinszollgeseges im Zollparlament 
(Nr. 63 der »Drucksachen des Bundesrates des Zollvereins«, Session 1869) 
erwogen, ob nicht die Beseitigung der Strafe der Konfiskation bei 
Defraudationen (nicht bei Konterbanden, bei welchen die Einziehung 
außer dem fiskalischen Zweck noch den der Sühne für Verlegung des 
Einfuhr- usw. Verbots verfolgt) angezeigt sei. Es wurde aber ein- 
gewendet, »daß denn doch für einzelne Grenzstrecken, wo der Schleich- 
handel in größerem Umfang getrieben wird, der in strengeren Straf- 
bestimmungen liegende Schuß noch erforderlich sei, daß ferner die 
Konfiskation in vielen Fällen das Mittel biete, den eigentlichen Urheber 
der Defraudation zu treffen, und daß bei Aufhebung der Konfiskations- 
strafe oft auch der Einzug der erkannten Geldstrafe erschwert oder 
unmöglich gemacht würde«. 

Eine weitere empfindliche Härte der zollstrafrechtlichen Einziehung 
liegt in der Bestimmung des § 154 erster Sag VZG., daß der infolge 
einer Konterbande oder Defraudation eintretende Verlust der Gegen- 
stände jederzeit den Eigentümer trifft, ohne Rücksicht auf das Rechts- 
verhältnis des Schwärzers zum Eigentümer des Gegenstandes beziehungs- 
weise auf die Schuldlosigkeit des letteren. Wenn A. dem B. ein 
wertvolles Pferd in Österreich stahl und dasselbe nach Bayern ein- 
schwärzte, trifft der Verlust des Pferdes den schuldlosen A. 

Da über kurz oder lang Abänderungen des schon mannigfach ver- 
alteten Vereinszollgeseges kommen müssen, wird das Erwähnte vermut- 
lich neuerdings Anlaß geben, der Beseitigung der zollstrafrechtlichen 
Einziehung näherzutreten. 

Für diesen Fall ist darauf zu verweisen, daß die Einziehung dem 
Zollrecht seit ältester Zeit eigentümlich und mit dessen Eigenart ver- 
wachsen ist. Schon im römischen Recht war die Konfiskation die ordent- 
liche Strafe der Zollverfehlung ?), und so blieb es bis heute. Ein Straf- 
mittel, welches durch Jahrtausende dauerte, muß tro mancher Fehler 
bedeutende Vorzüge besißen. 

Dieselben sigg nach obigem schon 1869 hervorgehoben worden. 
Hierzu im einzelnen folgendes: 

Der Schmuggel nimmt tatsächlich in einzelnen Gegenden manchmal 
in gemeingefährlichem Maße überhand: zum Beispiel Einschwärzungen 
von Vieh trog Seuchengefahr. Gegen solche Gefährdungen des Gemein- 
wohls helfen nur schwere Strafen, und eine der schwersten ist die 
Einziehung der wertvollen Viehstücke. 

In vielen Fällen wird sodann durch die Einziehung der sonst uner- 

3) Dr, Hoffmann, »Deutsches Zollrecht« 1 69 (Leipzig 1900). 
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reichbare Urheber der Einschwärzung getroffen. Beispiele: Fünf Per- 
sonen haben sich zum Bandenschmuggel ($ 146 VZG.) eines Ochsen 
verabredet und das nötige Geld zusammengeschossen. Drei derselben 
werden mit dem Ochsen ergriffen, weigern sich aber, die beiden anderen 
zu nennen. Durch die Einziehung des Ochsen werden legtere, welche 
sonst der Strafe entkämen, getroffen. — A. hat den B. zur Einschwärzung 
von Seidenwaren angestiftet und ihm den Kaufpreis letterer behändigt. 
B. wird ertappt und behauptet, von einem Unbekannten angestiitet 
worden zu sein. A. erhält die Strafe, welcher er sonst entginge, durch 
die Einziehung der Seidenwaren. 

Endlich wird durch die Einziehung auch die Beitreibung der sonst 
uneinbringlichen Geldstrafe usw. ermöglicht. Beispiel: Der mehrfach 
rückfällige Gewohnheitsschmuggler N. hat Luxuswaren eingeschwärzt, 
wird mit ihnen aufgegriffen und durch Gerichtsurteil zur Einziehung 
der Waren, Geldstrafe von 800 Mk. und Gefängnisstrafe von 1/2 Jahren 
($ 141 VZG.) verurteilt. Er ist vermögenslos und kann die Geldstrafe 
nicht bezahlen und würde äußersten Falls Umwandlung derselben in 
weitere Gefängnisstrafe erübrigen, was den an Freiheitsstrafen ge- 
wöhnten N. nicht übermäßig hart treffen würde. Die Luxuswaren 
werden versteigert, und aus dem Erlös von 900 Mk. kann nicht allein 
die Geldstrafe, sondern auch der hinterzogene Zoll gedeckt werden. 
Für die Zollverwaltung ist diese Regelung offenbar die beste. Otto 
Mayer betont bei seiner Betrachtung der rechtlichen Natur der Finanz- 
strafmittel („Deutsches Verwaltungsrecht« [Leipzig 1895] 1 466) mit Recht, 
daß diese Strafmittel, zu denen die Einziehung zählt, nicht allein Straf- 
übel für den Beschuldigten sein, sondern auch der Staatskasse zur Ent- 
schädigung für die Kosten der Überwachung und für die inzwischen 
doch immer wieder gelingenden Hinterziehungen Vorteil bringen sollen. 
»Der Staat soll etwas davon haben,« und »Wer einmal ertappt wird, muß 
auch für den anderen mitbüßen«. In le&terem Lichte betrachtet, verliert 
die erwähnte Einziehung der goldenen Taschenuhr von ihrer Härte, da 
solch kleine Wertgegenstände außerordentlich leicht der Zollaufsicht ent- 
zogen werden können. 

Nach diesen Erörterungen trifft es nicht zu, wenn Hoffmann auf 
Seite 157 seiner — sonst trefflichen — »Erläuterung@n zum Vereinszoll- 
geset« (Stengleins »Kommentar zu den strafrechtlichen Nebengesegen«, 
Bd. II, Berlin 1912) bemerkt, die Einziehung habe im heutigen Zollstraf- 
recht im wesentlichen ihren Sinn verloren. Richtig ist wohl, daß die 
von Hoffmann betonte Fernwirkung der Einziehung auf den ausländischen 
Schmuggelunternehmer (Bahnversender) seit der Zulassung des Nicht- 
schuldigseinbeweises in $ 137 Abs. 2 VZG. die Kraft verloren hat, denn 
der inländische Kaufmannslehrling, welcher die per Bahn angekommene 
schmuggelware zu deklarieren hat und zunächst als Beschuldigter er- 
Scheint, kann beim Nachweis seiner Schuldlosigkeit nur mit Ordnungs- 
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strafe belegt werden, in welchem Falle Einziehung nicht ausgesprochen 
werden kann. Allein außer dieser Fernwirkung der Einziehung auf den 
Ausländer bestehen, wie gezeigt, noch mehrere andere Wirkungen der- 
selben von unbestrittenem Werte. Nebenbei bemerkt, bildet die Ein- 
schwärzung durch Ausländer nicht etwa die Regel der Schmuggel- 
unternehmen; auch Inländer treten häufig als Schwärzer auf, sowohl im 
Bahnverkehr als insbesondere in dem noch immer starken Landstraßen- 
verkehr von Grenzbezirk zu Grenzbezirk. 

Jedenfalls würde es, wenn an die Beseitigung der Einziehung gedacht 
würde, schwer halten, an Stelle derselben ein gleich wirksames anderes 
Strafmittel zu segen. | 

Auch das bewährte Verwaltungsstrafverfahren der Zollbehörden, in 
welchem die Grundpfeiler des Strafausspruchs Geldstrafe und Einziehung 
sind, müßte einschneidend geändert werden. 

Schließlich ist hinsichtlich der Härte des § 154 erster Sat VZG. noch 
zu bemerken, daß auch bei den Einziehungen des gemeinen Strafrechts 
ähnliche Härten eintreten. So bestimmt § 295 StGB., daß neben der 
durch das Jagdvergehen verwirkten Strafe auf Einziehung des Jagd- 
gewehrs, des Jagdgeräts und der Hunde, welche der Jagdfrevier bei 
sich führte, zu erkennen ist, »ohne Unterschied, ob sie dem Verurteilten 
gehören oder nichte. Auch hier trifft also der Verlust des eingezogenen 
Jagdgewehrs usw. den Eigentümer, selbst wenn derselbe schuldlos ist. 


C. Verbrechertumslehre. 


Wissenschaft und Massensuggeston. 
Von Amtsrichter Dr. Albert Hellwig, zurzeit im Felde. 


E’ ist beschämend zu sehen, in welchem Maße auch Männer der 
Wissenschaft den Einwirkungen der Massensuggestion unterlegen 
sind. Eine mir vorliegende dankenswerte Zusammenstellung bringt 
recht interessante Beispiele. So sagt Maurice Donnay von der 
französischen Akademie in einem »Kriegsvokabeln: überschriebenen 
‚, Artikel unter anderem folgendes: »Boches (ja! lesen wir immer wieder 
die Umfragen über Belgien und unsere gemarterten Norddepartements!), 
Boches, das sind Soldaten und Offiziere, die Frauen, Kinder und Greise 
umbringen, die, von Trunkenheit, viehischer Begierde, Sadismus und 
krankhafter Freude am Schmuß übermannt, verstümmeln, foltern, ver- 
brennen, ausplündern, besudeln, vergewaltigen, bestehlen und ein- 
brechen... Boches sind die Krieger, die Verwundete abschlachten, Vitriol 
in das Gesicht ihrer Feinde oder in deren Graben flüssige Flammen sprißen. 


Boches sind die Flieger, die Notre Dame angreifen, und noch kürzlich 
5e 
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waren es jene Matrosen, die nach der Versenkung der ‚Falaba‘ lachten 
und ertrinkende Frauen und Kinder mit rohen Späßen überschütteten. 
Die Boches sind zu Lande, zu Wasser und in der Luft die Urheber der 
scheußlichsten Verbrechen. !) Léon Daudet ist mit einem Aufsaß 
über »die deutsche Minderwertigkeit, ihre Bestialität« vertreten. Dort 
findet sich folgende Stelle: »Der Ulanenoffizier, der seine Leute zur 
Erschießung eines siebzehnjährigen Kindes oder eines jungen Mädchens 
oder eines Priesters oder eines Verwundeten anfeuert, schreitet zu der- 
artigen Scheußlichkeiten mit einer Art barbarischer Geenugtuung, die den 
Gefühlen eines bebrillten Gelehrten gleichkommt, der seine Patienten 
einem lebensgefährlichen Verfahren aussett. Sein Gewissen findet in 
dem Gedanken Genüge, daß dies Blutvergießen, dies Terrorisieren zu 
dem und dem Ergebnis führt. Er betrachtet sich in einem solchen 
Augenblick als Übermensch, ein Staatskerl, der die banale Gefühlsduselei 
der gewöhnlichen Europäer — eine wenig empfehlenswerte subjektive 
Regung — ausschaltet und die Objektivität an ihre Stelle seßt. Dies 
blutdürstige Viehzeug mit Menschengesicht verfolgt das Gemetel wie 
eine Statistik ... Die Kultur erfordert, daß der Franzose, der Engländer, 
der Russe und der Belgier das deutsche Schwein in diesem Augenblick, 
in dem sie es gepackt halten, ohne Gnade auf ihrer Schlachtbank aus- 
bluten lassen. Erst dann wird man aufatmen«. ?) 

Wenn man diese und ähnliche Äußerungen von Männern liest, die 
sich zu den geistigen Führern des heutigen Frankreich zählen, so wird 
gewiß der erste Gedanke sein, daß es sich hier um sinnlose An- 
schuldigungen handele, daß ihren Urhebern der gute Glaube ohne 
weiteres abgesprochen werden müsse. Wenn ‚man aber mit der Macht 
der Massensuggestion vertraut ist, wenn man insbesondere weiß, wie 
selbst sonst durchaus urteilsfähige Köpfe in ihrer Urteilskraft getrübt 
werden können, wenn starke Gefühle auf die Richtung und die Ergeb- 
nisse der Denkprozesse einwirken, so wird man die Annahme, daß es 
sich um bewußte Lügen handele, jedenfalls nicht als alleiniges Erklärungs- 
prinzip aufstellen können. Man muß vielmehr davon ausgehen, daß es 
sich selbst bei derartigen sinnlosen Beschuldigungen in der Regel um 
gutgläubige, wenn auch fast pathologisch zu wertende Überzeugungen 
handle °). 

Auf die unsere Denkprozesse ungünstig beeinflussende Kraft des 
Gefühls hat gerade mit Bezug auf das Verhalten der Intellektuellen im 
Weltkrieg Freud in folgender Weise hingewiesen: »Ich meine, die 
Einsichtslosigkeit, die sich bei den besten Köpfen zeigt, ihre Verstockt- 


1) Kühn, »Französische Kulturträger im Dienste der Völkerverhetung« (Jena 
1917) S. 32. 

») S.51f£. Vgl. auch den vorzüglichen Aufsa von Spectator Galliae, »Die 
ranzösische Intelligenz im Kriege« (»Das neue Deutschland« 4 139 ff.). 

®) So Schwalbe, »Illusionen sind Suggestionen« (»Deutsche Revue« Nov. 1915). 
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heit, Unzugänglichkeit gegen die eindringlichsten Argumente, ihre kritik- 
lose Leichtgläubigkeit gegen die anfechtbarsten Behauptungen — dies 
ergibt freilich ein trauriges Bild, und ich will ausdrücklich betonen, daß 
ich keineswegs als verblendeter Parteigänger, alle intellektuellen Ver- 
fehlungen nur auf einer der beiden Seiten finde —, Menschenkenner 
und Philosophen haben uns längst belehrt, daß wir Unrecht daran tun, 
unsere Intelligenz als selbstständige Macht zu schäßen und ihre Ab- 
hängigkeit. vom Gefühlsleben zu übersehen. Unser Intellekt könne nur 
verläßlich arbeiten, wenn er den Einwirkungen starker Gefühlsregungen 
entrückt sei, im gegenteiligen Falle benehme er sich einfach wie ein 
Instrument zu Händen eines Willens und liefere ein Resultat, das ihm 
von diesem aufgetragen sei. Logische Argumente seien also ohnmächtig 
gegen affektive Interessen, und darum sei das Streiten mit Gründen, 
die nach Falstaffs Wort so gemein sind wie Brombeeren, in der Welt 
der Interessen so unfruchtbar *).« 

Löwenfeld segt hinzu, daß zwar auch bei uns intellektuelle Ver- 
fehlungen vorgekommen sind, daß aber Verfehlungen von der Art und 
der Tragweite derjenigen, deren sich unsere Gegner schuldig gemacht 
haben, auf deutscher Seite vollkommen fehlen’). Dem muß man durch- 
aus beistimmen, wenn man sich kritisch mit dem Problem der Massen- 
suggestion im Weltkriege befaßt hat. 

Weil es sich um so außerordentlich stark gefühlsbetonte Interessen 
handelt, wird man auch durch die besten Gegenschriften kaum imstande 
sein, unsere Gegner zu bekehren, wenngleich hier und da auch schon 
von unseren Gegnern Arbeiten bekannt geworden sind, die sich von 
den gröbsten Entstellungen freihalten, die aber gerade deshalb besonders 
gefährlich. sind). Auf neutrale Beurteiler können. sie nämlich, wenn 
sie die einschlägigen Fragen nicht hinreichend beherrschen, den Eindruck 
machen, als handele es sich bei ihnen um besonnene, wissenschaftlich 
zuverlässige Arbeiten, nicht um Propagandaschriften. Deshalb ist es 
ganz besonders nötig, durch wissenschaftlich haltbare Gegenschriften 
den Neutralen die Möglichkeit zu geben, sich zuverlässig zu orientieren. 
Geschieht dies nicht, so ist zu besorgen, daß auch unbefangene Gelehrte 
allmählich ein Vorurteil gegen uns sich bilden können. 

Aber auch die Hetbroschüren können auf die Dauer gefährlich wirken, 
wenn nicht durch Verbreitung gemeinverständlicher und doch wissen- 
schaftlich haltbarer Gegenschriften Gegensuggestionen bei den Neutralen 


4) Freud, »Zeitgemäßes über Krieg und Tod« (»Imago-Zeitschrift für Anwendung 
der Psychoanalyse auf die Geisteswissenschaften« 4), zitiert von Löwenfeld, 
»Die Suggestion in ihrer Bedeutung für den Weltkrieg« (Wiesbaden 1917) S. 48. 
. 5) Löwenfeld S. 49. 

6) Ich denke insbesondere an Langenhove, »Comment naît un cycle de 
legendes« (Lausanne und Paris 1916), kürzlich auch in deutscher Übersegung er- 
schienen bei Orell Füßli in Zürich. 
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erweckt werden. Wenn auch unsere Gegner durch derartige Gegen- 
schriften, auch wenn sie noch so vortrefflich sind 7), kaum bekehrt werden 
dürften, so müssen doch die Neutralen und diejenigen von unseren 
Gegnern, welche sich noch einige Besonnenheit erhalten haben, die 
Möglichkeit erhalten, sich zuverlässig über die Grundlosigkeit der gegen 
uns erhobenen Beschuldigungen zu unterrichten. 

Die Tatsache, daß selbst Männer von wissenschaftlicher Bedeutung 
unter Umständen kritiklos werden und gutgläubig Dinge behaupten 
können, die man nicht für möglich halten sollte, interessiert uns auch 
vom Standpunkte der forensischen Psychologie: Sie mahnt uns, ins- 
besondere in allen causes célèbres) sehr vorsichtig zu sein bei der 
Annahme, daß Zeugen bewußt die Unwahrheit sagen; sie mahnt uns des 
weiteren aber auch, sorgsam zu prüfen, inwieweit Zeugen, die in 
Ritualmordprozessen?) und in ähnlichen Sensationsprozessen kritiklos 
Unwahres bekundet haben, dabei fahrlässig gehandelt haben und in- 
wieweit sie für die Einwirkung der Massensuggestion strafrechtlich nicht 
verantwortlich gemacht werden können '°). 


1) Ich denke beispielsweise an die von Pfeilschifter herausgegebene Abwehr- 
schrift »Deutsche Kultur, Katholizismus und Weltkrieg« (Freiburg i. B. 1915) mit 
den ausgezeichneten Beiträgen von Meister, »Der Krieg und die Lüge«, sowie 
von Switalski, »Zur Psychologie der Greuelaussagen«. 

8) Vgl. Sello, »Zur Psychologie der cause c&l&bre« (Berlin 1910). 

?) Vgl. Hellwig, »Ritualmord und Blutaberglaube« (Minden i. W. 1914). 

10) [Die Begeiferung -durch die französische Presse kann vom massenpsychischen 
Standpunkte behandelt werden; aber man muß sich hüten, solche stürmische 
Expektorationen damit zu entschuldigen: sollten sie auch nicht wider besseres 
Wissen erfolgen, so sind sie die Äußerungen einer stark verwerflichen ethischen 
Gesinnung, denn es ist ethisch verwerflich, in der Beurteilung des Gegners die 
Feindseligkeit so weit zu treiben, daß man alles Maß und alle Überlegung verliert. 
Mag schließlich das Resultat ein pathologisches sein, so ist es durch eine ethisch 
verwerfliche Gesinnung herbeigeführt; und dies sei unseren Feinden gründlich 


nachgetragen. — Kohler] 


D. Strafrechisgeschichle. 


Der, Kindesmord auf Neuguinea. 


Von Dr. Bode, Rechtsanwalt beim Kammergericht. 


Benutzte Literatur: Baltin, »Morgenröte auf Neuguinea« (Kaiserslautern 1878). — 
Blum, »Neuguinea und der Bismarckarchipel« (1900). — Craab im »Ausland« 
1880. — Dempwolff, »Deutsch-Neuguinea«. Geschäftsbericht der Neuguinea- 
Kompagnie. — Hagen, »Unter Papuas«. — Krieger, »Neuguinea«, in »Biblio- 
thek der Länderkunde« Bd. 5 u. 6 (1891). — Meinicke, »Die Südseevölker und 
das Christentum« (Prenzlau 1874). — »Nachrichten über Kaiser-Wilhelmsland« 
Jahrg. 1897. — Graf v. Pfeil, »Studien und Beobachtungen aus der Südsee: 
(Braunschweig 1899). — Pitcairne, »Two years among the savages of New 
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Guinea«. — Powell, »Unter den Kannibalen von Neubritannien«e. Deutsch von 
Schröter (1884). — Schellong in der »Zeitschrift für Ethnologie« (1889). — 
H. Schnee, »Bilder aus der Südsee«: »Unter kannibalischen Stämmen des 
Bismarckarchipels« (Berlin 1904). — Tappenbeck, »Deutsch-Neuguinea«. — 
Turner, »Nineteen years in Polynesia« (1861). — Zöller, en m 
(1891). 
üre die Frage, ob und in welchem Umfange der Kindesmord bei 
den Papuas auf Neuguinea geherrscht hat, sind die Ansichten 
mehr als geteilt. Es ist schlechterdings nicht möglich, alle die wider-. 
sprechenden Ansichten zu vereinigen, die sich nicht nur in den hier 
besonders aufgeführten Werken, sondern auch in den unendlich vielen 
Aufsägen deutscher, englischer, französischer und niederländischer 
Missionare finden. Richtig ist, daß die Frage überhaupt nicht einheitlich 
behandelt werden kann, daß vielmehr — wie überall — bei den ver- 
schiedenen Stämmen verschiedene Übungen in Geltung waren. 

Ich will in folgendem mehrere Schriftsteller selbst sprechen lassen. 
Zöller schreibt auf S. 273: 

»Die zahlreichen, leider sehr schlecht geschriebenen und deshalb 
schwer lesbaren Veröffentlichungen der englischen Missionare waren 
vor kurzem die einzige Quelle zum Studium der neueren Verhältnisse 
Neuguineas. 

Nach ihnen sind die wichtigsten Ziele, auf welche die englische 
Mission als Vorbereitung zum Christentum ihr Augenmerk richtet, die 
Abschaffung der Menschenschlächterei, des Kindesmordes ... Das hört 
sich recht schaurig an und ist wohl vorwiegend auf die Beiträge frommer 
und vor allem reicher englischer Missionsgönner berechnet. 

Da in Deutsch-Neuguinea die Menschenschlächterei, der Kindes- 
mord usw. völlig unbekannte Dinge sind..., so brauchen wir uns 
glücklicherweise mit diesen schaurigen, an die englischen Penny-Romare 
erinnernden Hemmnisse der Missionstätigkeit in Britisch-Neuguinea 
nicht zu befassen.« 

In den »Nachrichten über Kaiser-Wilhelmsland«, Jahrgang 1897 liest 
man S. 92: »Es kommt vor, daß Kinder gleich bei der Geburt erdrosselt 
werden, besonders mißgestaltete. Später geschieht es, weil das Mitleid 
zu groß ist, nicht mehr. Die Männer überlassen anscheinend den 
Weibern, die allein bei der Entbindung zugegen sind, die Bestimmung. 
Bei diesen ist der Vorwand vermehrte Nahrungssorgen und Überdruß 
am Aufziehen der Kinder. Doch können solche Fälle nur selten sein. 
Mehr scheint Abortus ausgeübt zu werden, besonders bei noch ganz 
jungen und schwachen Frauen; sie sollen erst stärker werden. Auch 
Mittel, die Schwangerschaft für immer zu verhüten, sollen nicht unbekannt 
sein: Mütter geben sie angeblich den Töchtern, um frühzeitigem Hin- 
welken zu begegnen. Mißgestaltete sind selten anzutreffen, auch 
Zwillinge und Wahnsinnige wohl kaum. Unzucht tritt nirgends frech 
zutage, rein halten sich die Mädchen aber darum nicht. 
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- Eigentliche Schande ist nie die Folge. Uneheliche Kinder sind selten, 
da die mannbaren Mädchen gleich verheiratet werden. Eigentliche 
Prostitution ist unbekannt, doch läßt sich manche Frau mit vielen 
Männern ein. 

Krieger schreibt S. 202 f.: 

»Leider herrschte in manchen Gegenden von Britisch-Neuguinea eine 
Kinderarmut, die etwas Unnatürliches an sich hat und den Gedanken 
nahe legt, daß wohl vielfach die Leibesfrucht im Keime erstickt oder 
daß viele neugeborene Kinder bald nach der Geburt getötet werden. 
Der Resident Magistrate des östlichen Britisch-Neuguineas hebt in 
seinem Bericht für 1894 ausdrücklich hervor, daß z. B. die Eingeborenen 
des Dorfes Tubetutu vor Kindesmord zurückscheuen. In der Regel 
werden die neugeborenen Kinder dort von dem Vater selbst nach der 
Geburt erdrosselt, um der lästigen Aufgabe enthoben zu sein, sie auf- 
zuziehen. Töchter schont man eher, weil sie dem Vater bei der Ver- 
heiratung etwas einbringen. Nicht selten gelingt es den Missionaren, 
die unschuldigen Opfer vor der Grausamkeit ihres eigenen Vaters zu 
retten, oft aber kommen sie zu spät. 

Abtreibung ist gang und gäbe im Westen wie im Osten, man bedient | 
sich dazu verschiedener Kräuter. Im allgemeinen zieht man nicht mehr 
als zwei Kinder auf.« 

- Man wird mir beistimmen, daß in diesen Schilderungen ein nicht zu 
überbrückender Gegensaß liegt. Das Richtige wird sich aus der nach- 
stehenden Darstellung ergeben. 

Die Anschauungen der Papuas über die Sittlichkeit stehen kaum 
denen der kultivierten Völker nach. Prostitution als solche gibt es nur 
selten, auch die gefährlichere und verachtenswertere heimliche Prosti- 
tution spielt sich nur versteckt ab und tritt offen nie zutage. Die jungen 
Mädchen werden, sobald sie die geschlechtliche Reife erlangt haben, 
gewöhnlich schnell verheiratet. Daher und aus den weiteren, unten 
angeführten Gründen sind uneheliche Geburten selten; sie führen fast 
stets zur Ehe. Verführung wird schwer bestraft, bisweilen erleidet das 
Mädchen den Tod, während der Verführer den Eltern ihren Wert er- 
seten muß. Die verheirateten Frauen sind absolut keusch, ein Fehltritt 
zieht die allgemeine Verachtung nach sich. Ich folge hier Blum durchaus, 
trog mancher entgegenstehenden Darstellungen. Ehebruch zieht eben- 
falls nicht selten die Tötung der schuldigen Frau durch den Mann nach 
sich. (Vgl. auch van der Craab im »Ausland« 1880 S. 544). 

Diese Anschauungen mußten bei den Weibern naturgemäß die Sucht 
hervorrufen, sich gegebenenfalls der illegitimen Leibesfrucht zu entledigen, 
und sie griffen weniger zu den Mitteln der Kindestötung als zum 
Abortus. Das ist natürlich, denn die Schwangerschaft läßt sich bei un- 
kultivierten, fast ganz nackt gehenden Völkern so gut wie überhaupt 
nicht verheimlichen. Herabspringen von hohen Stellen, Massage, Ein- 
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nehmen von Kräutern aller Art waren die Mittel. Gelang diese Be- 
seitigung der Frucht nicht, so griff man zur Tötung des Neugeborenen, 
indem man seinen Kopf schnell und weit nach vorn bog oder den 
Mund des Kindes so lange mit der Hand zuhielt, bis es erstickt ist, oder 
die Faust so lange fest auf das Herz preßt, bis es stille steht. 

Bei den Papuas herrscht Polygamie, wenn auch nur in beschränktem 
Maße; mehr als drei oder vier Frauen sind selten. Die Ehe ist die 
Kaufehe. Die Mädchen. sind die schwer arbeitenden Helferinnen der 
Mutter. Die Frau ist die allein arbeitende Dienerin des Mannes. Bis 
hierhin ist die Frauenemanzipation noch nicht gedrungen. Die Frau 
wird infolge der schweren Last der Ehe frühzeitig überdrüssig, viele 
Kinder aufzuziehen, und huldigt im wahren Sinne des Worts dem 
Zweikindersystem. So griff auch sie zu Abortivmittel, selten zur Kindes- 
tötung, bisweilen zur Unfruchtbarmachung. In der Tat drücken sämtliche 
Schriftsteller ihr Erstaunen über die geringe Zahl der Kinder, wie der 
Bevölkerung überhaupt, aus. 

Die Behandlung der Zwillingskinder ist verschieden. Es ist kein 
Grund, einzusehen, warum die Papuas über Zwillinge anders denken 
sollten als die anderen Naturvölker, sind doch auch sie im tiefsten 
Aberglauben befangen. Im allgemeinen hat daher jeder Papua, be- 
sonders aber jede Papuafrau eine gewaltige Scheu vor einer Zwillings- 
geburt. Ganz abgesehen davon, daß sie von den anderen Weibern mit 
einer Hündin verglichen oder aber des Verkehrs mit vielen Männern 
verdächtigt wird, behauptet man, es sei eine Strafe der Götter, da der 
Mann ein Gelöbnis gebrochen oder sonst gegen althergebrachte Religions- 
vorschriften verstoßen habe. Im allgemeinen werden daher Zwillings- 
kinder oder doch wenigstens eins von ihnen getötet. So bleibt z. B. auf 
Neupommern der Knabe am Leben, während das Mädchen getötet wird. 
An der Astrolabe-Bai und in Finschhafen ist es umgekehrt. Ander- 
seits bleiben z. B. in Neupommern Zwillinge gleichen Geschlechts am 
Leben. Mißgestaltete werden fast durchweg getötet; doch berichtet 
Hahl — aber auch nur er —, daß auf Neupommern die Krüppel nicht 
getötet werden. 

Was speziell die Eingeborenen von Kaiser-Wilhelmsland und dem 
Bismarckarchipel, also von Deutsch-Neuguinea, anbetrifft, so ist folgendes 
zu erwähnen: 

Zunächst sind uneheliche Geburten verhältnismäßig selten. Ein strenges 
Familiengese gibt die außerehelich Geschwängerte in die Hand ihres 
Gewalthabers, der sie töten darf. Aus diesem Grunde fliehen die 
Mädchen unmittelbar nach der Geburt in den Wald, wo sie das Kind 
sofort töten. Anders ist es nur, wenn eine verheiratete Frau bereit ist, 
das Kind an sich zu nehmen. Es ist aber völlig ausgeschlossen, daß 
ein Mädchen das Kind bei sich behält. Die Bedeutung dieser Sitte darf 
nicht unterschäßt werden in einem Lande, das so eigentümliche Prosti- 
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tutionssitten aufweist wie Neuguinea. Die Freiheit, die ein Weib hat, 
um sich zu prostituieren, hängt davon ab, ob Verwandte von ihr noch 
leben oder nicht. Im ersteren Falle segt sie sich der Gefahr aus, von 


ihrem Gewalthaber getötet zu werden, in letzterem Falle ist sie vogel- - 


frei, sie hat keinen Anspruch auf Rechtsschuß durch ihren Stamm, selbst 
wenn sie getötet werden sollte. Die Verheiratung einer Prostituierten 
stellt diese jedoch auf gleiche Stufe mit den anderen Frauen; sie ist 
rehabilitiert. Sonst aber ist die Prostitution als solche nicht entehrend, 
es sei denn, daß sie gegen oder doch ohne den Willen des Gewalt- 
habers geschieht. Im scharfen Gegensat hierzu steht der Bericht über 
die Sitte, zu gewissen Zeiten des Nachts die Trommel zu schlagen 
und dadurch das Signal für die jungen Lente des Dorfes zu geben, die 
Prostituierten im Walde zu jagen. Hat man hier eine besondere Art 
des Bordells? 

Fast überall bleiben eheliche , aber auch nur eheliche Zwillinge 
eines Geschlechts am Leben; sind sie verschiedenen Geschlechts, so 
wird auch hier das eine, und zwar zumeist das Mädchen getötet !). 
Auffällig aber ist, daß Mißgeburten eine sorgfältige Pflege genießen und 
niemals getötet werden. Der Grund liegt offenbar im Aberglauben. 
Anderseits wird versichert, daß der Schmerz der Eltern beim Tode eines 
Kindes geradezu rührend ist. Es soll sogar vorkommen, daß sich eine 
Mutter oder eine nahe Verwandte selbst den Tod gibt, um das Kind 
im Jenseits nicht allein zu lassen. Diese Mitteilung, die von Hermann, 
stammt, ist mit großer Vorsicht aufzunehmen und durchaus vereinzelt. 
(S. auch Powell S. 234, Schnee S. 45, Tannenbeck S. 77 ff.) 

Auf der Gazellen-Halbinsel auf Neupommerm, Deutsch-Neuguinea, 
werden die Zwillinge eines Geschlechts am Leben gelassen. Sind sie 
von verschiedenem Geschlecht, so wird das eine, und zwar in der 
Regel das Mädchen getötet. 

Bei den Papuas bei Finschhafen, Deutsch-Neuguinea, hat Schellong, 
wie er a. a. O. S. 10 ff berichtet, die bei nur äußerst wenigen Natur- 
völkern herrschende Sitte gefunden, daß eine Frau ein fremdes Kind 
säugt. Allein da es auf Neuguinea nichts Seltenes ist, daß junge Frauen 
kleine Ferkel nicht nur küssen und verhätscheln, sondern auch säugen, 
so braucht es ja immerhin nicht wunderzunehmen, daß sie auch einmal 
einen fremden Säugling nähren. Der Kindesmord herrscht in den be- 
schriebenen Grenzen auch hier. 

Auf der zu den Maty-Inseln gehörigen, nördlich von Kaiser-Wilhelms- 
land gehörigen Insel Wuwulo soll nah Dempwolf a. a. O. S. 413 der 
Kindesmord nur in den Zeiten der Not herrschen. Wenn Dempwolf 
im übrigen als Grund für das Aussterben der Bevölkerung die Malaria 
angibt, so steht er mit seiner Ansicht ziemlich vereinzelt da. 


1) [Der Grund ist der, weil man annimmt, daß sie im Mutterleibe Unzucht ge- 
trieben haben. Vgl. »Zeitschr. für vergleich. Rechtswissenschaft« 12 445. — Kohler.) 
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Bei den Papuas herrscht der Grundsat der Kaufehe, und da auch 
hier die Polygamie, wenngleich nicht aus sexuellen Gründen, sondern 
aus Bequemlichkeit und Habsucht der Männer üblich ist, so finden wir 
doch alle die bedenklichen Begleiterscheinungen dieser Einrichtung. 
Zunächst sind die Ehescheidungen äußerst leicht, die Frauen entlaufen 
ihren Männern, und die Ehe ist gelöst. Weiter aber ist es angesichts 
dieser Zustände ganz natürlich, daß die Frauen eine zahlreiche Nach- 
kommenschaft zu vermeiden suchen, einmal, weil sie ohnehin nur die. 
Arbeitstiere ihrer Männer sind, dann aber, weil viele Kinder ihnen bei 
der Trennung vom Manne hinderlich sein können. Aber nicht nur der 
Kindesmord ist bei ihnen in Übung, sondern vor allem der Abortus. 
Trogdem sind sie zärtlich zu ihren Kindern. Krüppel findet man bei 
ihnen nicht, so daß es keinem Zweifel unterliegen kann, daß alle miß- 
gestalteten Kinder beseitigt werden. Niemals werden aber die mit 
geistigen Defekten behafteten Abkömmlinge getötet. Hier hält die 
Papuas die Furcht vor bösen Geistern zurück. In der Regel werden 
auch die Zwillingskinder umgebracht, und zwar bei manchen Stämmen 
beide, bei anderen nur das eine; im letteren Falle gewöhnlich das 
Mädchen. Nicht selten bleiben aber Zwillinge, wenn sie gleichen 
Geschlechts sind, am Leben. Ob bei dem allen religiöse Momente 
ausschlaggebend sind, ob der Mangel an ausreichender Nahrung den 
Grund bietet, ist nicht einwandfrei festzustellen. Sicher ist aber, daß 
auch lediglich Faulheit oft die Triebfeder ist oder aber das oben er- 
wähnte Streben, sich an den Mann zu fesseln. Vielleicht ist die Furcht 
vor dem Mangel an Nahrung auch in der Tat nur ein Vorwand, da 
auf den von den Papuas bewohnten Inseln Nahrungsmittel, wenn auch 
nicht im Überfluß so doch in ausreichender Masse vorhanden sind. 

Die Tötungsart ist in der Regel das Erdrosseln oder Lebendig- 
begraben, das unmittelbar nach der Geburt geschieht. Auch findet sich 
der Brauch, das Kind der bei der Geburt sterbenden Mutter beizulegen. 
Hier ist offenbar die Unmöglichkeit ausschlaggebend, für das Kind eine 
Amme oder Ersa&nahrung zu finden. 

Die Bewohner der zu Britisch-Neuguinea gehörigen Murray-Inseln üben 
den Kindesmord, sobald die Zahl der Kinder größer wird oder nur 
Kinder eines Geschlechts geboren werden. 

Die zum Stamme der Noeforezen gehörigen Dorehsen, die Bewohner 
von Doreh auf Holländisch-Neuguinea, ziehen überhaupt nur zwei Kinder 
auf, die übrigen werden aus Scheu vor der mit dem Aufziehen ver- 
bundenen Arbeit umgebracht. Besonders fallen die Mädchen der Sitte 
zum Opfer. Man erstickt sie, indem man ihnen den Mund und die Nase 
mit Asche vollstopft. Auch der Abortus ist häufig. 
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Entscheidungen der Sitrafsenate des Reichs- 
gerichts. 


Mitgeteillt vom Wirklichen Geheimen Rat, Oberreichsanwalt 
Dr. Zweigert, Leipzig. 


VO. des BR. über das Verfüttern von Kartoffeln v. 15. April 1916 
(RGB. 284) $$ 1, 7 Nr. 1. Die VO. besieht sich nicht nur auf Kartoffeln, 
die sur menschlichen Nahrung bestimmt sind (Sdeisekartoffeln), sondern 
auch auf Futterkartoffeln. 


IV. StrS. U. v. 18. Dezember 1917 g. L. 4 D 550/17. 


Aus den Gründen: Die Behauptung des Verteidigers, daß sich die 
BRVO. vom 15. April 1916 über das Verfüttern von Kartoffeln (RGBl. 284) 
nur auf Kartoffeln, die zur menschlichen Nahrung bestimmt sind, beziehe, 
findet in dem Wortlaut der BRVO. keine Stüße und ist mit ihrem Zweck 
unvereinbar. Denn die BRVO. will nicht nur die Ersparung von Kartoffeln 
im allgemeinen erzielen, sondern insbesondere auch der Verschwendung von 
Futterkartoffeln entgegentreten. Darum verbietet sie — mit der aus § 1 
ersichtlichen Maßgabe — das Verfüttern von Kartoffeln ohne Unterschied 
schlechthin. Der § 10 ermächtigt nur den Reichskanzler, Ausnahmen zu- 
zulassen. Von dieser Befugnis hat aber der Reichskanzler keinen Gebrauch 
gemacht. Das Verbot der BRVO. gilt daher ohne Einschränkung auf 
Speisekartoffeln. Ob es sich auch auf verdorbene Kartoffeln erstreckt, kann 
für den vorliegenden Fall unerörtert bleiben, da die Strafkammer tatsächlich 
festgestellt hat, daß die von dem Angeklagten verfütterten Kartoffeln nicht 
verdorben, zu einem erheblichen Teile sogar noch verwendbare Speise- 
kartoffeln gewesen sind. 

Da der Angeklagte die Kartoffeln vorsäßlich verfüttert hat, ist der Tat- 
bestand eines Vergehens gegen § 7 der BRVO. v. 15. April 1916 rechtlich 
bedenkenfrei festgestellt. 


StGB. $ 370 Nr. 5. Hols ist »Gegenstand des hauswirtschaftlichen 
Verbrauchs«, wenn es sich seiner Beschaffenheit nach als Brennhols 
darstellt, während Hols, das die Eigenschaften von Bauhols, Nutshols 
oder Grubenhols aufweist, keinen Gegenstand des RN 
Verbrauchs bildet. 


IV. StrS. U. v. 21. Dezember 1917 g. Z. 4D 761/17. 


Aus den Gründen: In der Auffassung der Strafkammer, nach welcher 
die Wegnahme der Bohlenbretter (Schwartenbretter) durch den Angeklagten 
nicht den Tatbestand des $ 370 Nr. 5 StGB., sondern den der §§ 242, 244 
erfüllt, ist ein Rechtsirttum nicht enthalten. Die Strafkammer verneint, daß 
die weggenommenen Bretter Gegenstände des hauswirtschaftlichen Ver- 
brauchs gewesen seien. Diese Ansicht ist bei den getroffenen Feststellungen 
nicht zu beanstanden. Über die Zugehörigkeit einer Sache zu den Gegen- 
ständen des hauswirtschaftlichen Verbrauchs entscheidet, wie in dem vom 
Verteidiger in bezug genommenen Urteil des Reichsgerichts (Entsch. 47 247, 
259) ausgeführt ist, die der Volksanschauung und der Übung entsprechende 
allgemeine Gebrauchsbestimmung, so daß es ohne Bedeutung ist, ob der 
entwendete Gegenstand bisher tatsächlich den Zwecken der Hauswirtschaft 
gedient hat oder nicht. Maßgebend ist lediglich, ob der Gegenstand, rein 
objektiv betrachtet, einer derjenigen Gegenstände ist, wie sie gewöhnlich 
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in der Hauswirtschaft verbraucht werden. Legt man diese Rechtsanschauung, 
an welcher festzuhalten ist, zugrunde, so kann Holz ein Gegenstand des 
hauswirtschaftlichen Verbrauchs sein, nämlich dann, wenn es sich seiner 
Beschaffenheit nach als Brennholz darstellt, während Holz, welches die 
Eigenschaften von Bauholz, Nu&holz oder Grubenholz aufweist, keinen 
Gegenstand des hauswirtschaftlichen Verbrauchs bildet. (Goltd. Arch. 60 415.) 
Nach den Urteilsfeststellungen sind die vom Beschwerdeführer weg- 
genommenen Bretter aus der Umzäunung des Schüßengartens losgelöst 
worden. Der Zaun war von Wind und Wetter bereits stark mitgenommen, 
die Schwarten waren verwittert, aber sie waren sehr gut noch wieder an 
der Umwehrung zu befestigen und somit als Nugholz zu verwenden. 
Danach riefen die Schwartenbretter, entsprechend ihrer bisherigen Bestimmung, 
bei jedermann den Eindruck hervor, daß sie noch sehr gut verwendbares 
Nusßholz seien. Auch der Angeklagte war sich nach der Überzeugung der 
Strafkammer hierüber nicht im unklaren. War die Beschaffenheit der 
Schwarten aber noch keine derartige, daß sie nur als Brennholz in Betracht 
kommen konnten, so waren es keine Gegenstände des hauswirtschaftlichen 
Verbrauchs. Da die Strafkammer hiernach das Vorhandensein dieses 
Tatbestandsmerkmals in rechtlich bedenkenfreier Weise verneint hatte, be- 
stand für sie kein Anlaß, zu erörtern, ob es sich um Holz in geringer 
Menge oder von unbedeutendem Wert gehandelt und ob es der Angeklagte 
zum alsbaldigen Verbrauch entwendet habe. 


— 


VO. des BR. über den Handel mit Lebens- und Futtermitteln und sur 
Bekämpfung des Kettenhandels v. 24. Juni 1916 ı(RGBI. 581) $ 141. Zur 
Annahme eines Kettenhandels ist nicht erforderlich, daß sämtliche Glieder 
der Kette voneinander Kenntnis haben und im bewußten Zusammenwirken 
miteinander den Preis steigern. 


IV. StrS. U. v. 8. Januar 1918 g. D. 4 D 643/17. 


Aus den Gründen: Die tatsächlichen Feststellungen des Urteils sind 
ausreichend und einwandfrei nach StPO. § 266 begründet und rechtfertigen 
die Verurteilung der drei Angeklagten aus $ 11 der BRVO. v. 24. Juni 1916. 

Die Angriffe des Verteidigers des Mitangeklagten K. richten sich in der 
Hauptsache nur gegen die Beweiswürdigung. Daß die Angeklagten alle 
Glieder der Kette gekannt haben, ist entgegen der Behauptung in der 
Revisionsschrift ausdrücklich festgestellt. Im übrigen ist es aber auch rechts- 
irrig, wenn der Verteidiger glaubt, nur dann könne eine Verurteilung wegen 
Kettenhandels erfolgen, wenn sämtliche Glieder der Kette voneinander 
' Kenntnis haben und im bewußten Zusammenwirken miteinander den Preis 
‚steigern. Gerade bei den schlimmsten Fällen des Kettenhandels mit zahl- 
reichen Zwischengliedern ist dies in der Regel nicht der Fall. Es genügt, 
daß der Täter weiß, daß er sich unwirtschaftlich in den Verteilungsprozeß 
der Ware an den Verbraucher einschiebt, sich selbst als unwirtschaftliches 
Glied der Kette kennt; wieviel sonst noch diese Kette bilden, braucht er für 
das vorsägliche Zuwiderhandeln gegen § 11 der genannten BRVO. nicht 
zu wissen. 


BelZustGes. v. 4. Juni 1851 $ 9b. Der Militärbefehlshaber ist nicht 
gehindert, einen bereits in anderen Gesetisesvorschriften (insbes. im 
Preuß. Feld- und Forstpoligeigesetz) mit Strafe bedrohten Tatbestand 
einem gleichinhaltlichen militärischen Verbot gemäß $ 9b BZG. su 
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unterstellen, selbst wenn das lediglich su dem Zwecke geschieht, die 
bereits anderweit angedrohte Strafe gu verschärfen. 


II. StrS. U. v. 14. Januar 1918 g. V. 3 D 496/17. 


Aus den Gründen: Die von der Revision vermißte gesegliche Grund- 
lage für die Anordnung des stellv. Kommandierenden Generals des IX. Armee- 
korps v. 14. Juni 1917 über die verschärfte Bestrafung des Felddiebstahls 
ergibt sich aus dem — in der Anordnung aufgeführten — § 9b des 
Belagerungszustandsges. i. V. mit dem Art. 68 der Reichsverfassung und 
dem Abänderungsges. v. 11. Dezember 1915 (RGBl. 813). 

Der Militärbefehlshaber ist nicht gehindert, einen bereits in anderen 
Gesegesvorschriften, insbesondere im Preußischen Feld- und Forstpolizei- 
gesege, mit Strafe bedrohten Tatbestand einem gleichinhaltlichen mili- 
tärischen Verbote gemäß § 9b zu unterstellen, selbst wenn das lediglich 
zu dem Zwecke geschieht, die bereits anderweit angedrohte Strafe zu ver- 
schärfen. Die gegenteilige Annahme würde zu dem unannehmbaren Er- 
gebnisse führen, daß eine im Frieden erlaubte Handlung vom Militär- 
befehlshaber durch sein Verbot unter Gefängnisstrafe gestellt werden 
könnte, während es bei einem im Frieden schon strafbaren, aber nur 
mit einer Übertretungsstrafe bedrohten Tatbestande bei dieser milderen 
Strafandrohung sein Bewenden haben müßte. 

Das Urteil läßt hiernach keinen Rechtsirrtum erkennen, so daß die Revision 
mit der Kostenfolge aus 8 505 Abs. I Sat 1 StPO. abgewiesen werden muß. 


VO. des BR. über den Handel mit Lebens- und Futtermitteln und gur 
Bekämpfung des Kettenhandels v. 24. Juni 1916 (RGBl. 581) $ 11. Der 
Verkauf der schon im Kleinhandel befindlichen Lebensmittel an eine 
Groß handelsfirma zu einem höheren Preis als dem Einkaufsdreis stellt 
ein unnülzes Dreisstieigerndes Einschieben eines Zwischenglieds in den 
Umlauf der Ware, mithin Keltenhandel dar. 


II. StrS. U. v. 14. Januar 1918 g. W. u. Gen. 3 D 474/17. 


Aus den Gründen: Die Nachprüfung des Urteils auf die sachliche 
Beschwerde der drei Angeklagten hat keinen den drei Angeklagten nach- 
teiligen Rechtsverstoß aufgedeckt. Der verbotene Kettenhandel nach § 11 
der BRVO. v. 24. Juni 1916 ist in dem angefochtenen Urteil rechts- 
bedenkenfrei festgestellt worden. Wie der erste Richter annimmt, haben 
die beiden Angeklagten, Gebrüder W., 40 Faß Kräuterheringe, welche 
Heinrich W. für die von ihnen betriebenen Ladengeschäfte auf gemein- 
schaftliche Rechnung zum Preise von 170 Mk. Anfang Oktober 1916 ein- 
gekauft hatte, am 21. Oktober 1916 an die Firma L. in H. für 185 Mk. 
weiterverkauft; diese Firma betreibt einen Großhandel in Lebensmitteln 
und wird in Abwesenheit der Geschäftsinhaber von der Angeklagten L. 
selbständig geleite. Beim Einkauf hatte sie die Absicht, die Kräuterheringe 
im Großhandel gewinnbringend wieder abzusegen, und hat sie alsbald für 
210 Mk. das Faß an eine Großhandelsfirma weiterveräußert. Kettenhandel 
im Sinne der erwähnten Reichskanzlerverordnung ist jedes Einschieben 
eines Zwischengliedes in den VerteilungsprozeßB der Ware, welches vom 
Standpunkte der Kriegswirtschaft unnüß ist und durch Verlängerung oder 
. Erschwerung des Weges der Ware zum Verbraucher eine Verteuerung 
- herbeiführt (Entsch. 50 270). Ob daneben noch für den inneren Tatbestand, 
wie dies die erwähnte Entscheidung des IV. Strafsenats tut, zu verlangen 
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ist, daß jener Handel lediglich aus Gewinnabsicht erfolgt, kann dahingestellt 
bleiben, da im angefochtenen Urteile gegenüber aller drei Angeklagten 
ausdrücklich festgestellt wird, die Erzielung eines schnellen und leichten 
Gewinns sei für sie bestimmend gewesen. Der Verkauf der schon im 
Kleinhandel befindlichen Lebensmittel an eine Großhandelsfirma zu einem 
höheren Preise als dem Einkaufspreise war ein solches unnüßes Einschieben 
eines Zwischengliedes in den Umlauf der Ware, das zu ihrer Preissteigerung 
führte. Die Angeklagten waren sich dessen, wie der erste Richter ein- 
gehend darlegt, auch bewußt. Die Behauptung der Angeklagten W., sie 
hätten die Kräuterheringe, weil ihr schneller Umsas im Kleinhandel nicht 
möglich gewesen sei, und weil sie ein schnelles Verderben befürchteten, 
im ganzen wieder veräußern müssen, ist vom Gerichte für widerlegt 
erachtet und festgestellt worden, daß auch in den Ladengeschäften der 
Angeklagten ein schneller Absa& der Heringe hätte erfolgen können; jeden- 
falls habe für die Angeklagten die Möglichkeit bestanden, die Ware an 
andere Kleinhändler oder an einen Kommunalverband weiterzuverkaufen. 
Der erste Richter verneint damit ausdrücklich, daß ein den Verkauf an 
Fr Großhändler rechtiertigender Grund für die Angeklagten vorgelegen 

be. | 

Auch die Mittäterschaft des Angeklagten Heinrich W. ist hinreichend 
dargelegt. Wenn auch der Abschluß des Kaufgeschäftes mit der An- 
geklagten L. allein durch Klaus W. geschah, so war doch der Angeklagte 
Heinrich W. nach der Annahme des ersten Richters auf Grund eines ge- 
meinschaftlich gefaßten Planes mit diesem Verkaufe einverstanden und 
wirkte dabei mit, indem er die von ihm für seine und seines Bruders ge- 
meinschaftliche Rechnung eingekauften Heringe in vollem Umfange zur 
Verfügung stellte. 

Hiernach waren die Revisionen aller drei Beschwerdeführer als un- 
begründet zu verwerfen. 


StGB. $ 248a. Die durch die Kriegsverhältnisse geschaffene Not- 
wendigkeit, sich in dem Verbrauch von Nahrungs- und Genußmiltteln 
Beschränkungen aufsuerlegen oder bestimmte Arten derselben gang su 
entbehren, stellt regelmäßig noch keine »Not« i. S. des § 248a StGB. dar. 

IV. StrS. U. v. 18. Januar 1918 g. M. 4 D 868/17. 

Aus den Gründen: Die Strafkammer hat die Annahme, daß der 
Beschwerdeführer den Speck aus Not entwendet habe, aus dem Grunde 
abgelehnt, daß Angeklagter als Schornsteinfegermeister sein Auskommen 
habe. Eine Verkennung des Begriffes der Not tritt in dieser Begründung nicht 
zutage. Die Behauptung des Verteidigers, daß Angeklagter außer seiner 
Ehefrau noch neun Kinder zu unterhalten habe, ist neu und daher in dieser 
Instanz der Beurteilung nicht zugrunde zu legen. Daß die Vorinstanz die 
gesetlich bestehenden Unterhaltspflichten des Angeklagten bei Prüfung der 
Frage, ob er aus Not gehandelt habe, außer acht gelassen hätte, dafür 
fehlt es an jedem Anhalt. Die Feststellung, daß Angeklagter als Schornstein- 
fegermeister sein Auskommen habe, läßt sich vielmehr ohne Zwang auch 
in dem Sinne verstehen, daß das Einkommen des Angeklagten aus seinem 
Gewerbe zum Unterhalt seiner Person und seiner Familie ausreicht. Die 
weitere Ausführung des Verteidigers, Not i. S. des § 248a StGB. sei nicht 
gleichbedeutend mit wirtschaftlicher . Bedrängnis, sondern könne auch in 
anderen Verhältnissen als im Mangel an Geldmitteln ihren Grund 
haben, insbesondere durch Knappheit der Lebensmittel herbeigeführt sein, 
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greift jedenfalls bei der vorliegenden Sachgestaltung nicht durch. Denn 
der von der Revision hervorgehobene Umstand, daß der Angeklagte kaum 
in der Lage war, Brotaufstrich, wie Butter und Schmalz, zu beschaffen, 
vermöchte die Annahme des Vorhandenseins einer Not nicht zu begründen. 
Die durch die Kriegsverhältnisse geschaffene Notwendigkeit, sich in dem 
Verbrauch von Nahrungs- oder Genußmitteln Beschränkungen aufzuerlegen 
oder bestimmte Arten derselben zeitweilig ganz zu entbehren, stellt regel- 
mäßig noch keine Not i. S. des § 248a StGB. dar, da sie die gesamte 
Bevölkerung trifft und Entbehrungen in bestimmten Richtungen von allen 
ertragen werden müssen. Daß durch die Unzulänglichkeit der zur Ver- 
fügung stehenden Aufstrichmittel eine Notlage herbeigeführt sein könnte, ist 
dem Verteidiger daher nicht zuzugeben. 


StGB. $ 267. Empfehlungsbriefe sind auch nach dem Recht des 
Bürgerlichen Gesetebuchs als beweiserhebliche Privaturkunden anzusehen. 


II. StrS. U. v. 21. Januar 1918. g. B. 3 D 525/17. 


Aus den Gründen: Auf die allgemeine sachliche Revisionsbeschwerde 
ist gemäß 8 392 Abs. 2 StPO. das angefochtene Urteil nachgeprüft worden; 
diese Nachprüfung hat jedoch keinen dem Beschwerdeführer nachteiligen 
Verstoß aufgedeckt. 

Die Tatbestandsmerkmale des vollendeten Betrugs in drei Fällen und eines 
. versuchten Betrugs sind von der Strafkammer einwandfrei festgestellt 
worden. Auch die Annahme, daß der Angeklagte sich bei zwei der Betrugs- 
fälle einer in Tateinheit begangenen schweren Urkundenfälschung nach 
§ 268 Nr. 1 StGB. schuldig gemacht habe, läßt keinen Rechtsirrtum er- 
kennen. Die Beurteilung der vom Angeklagten fälschlich angefertigten 
Empfehlungsbriefe als beweiserheblicher Privaturkunden ist bedenkenfrei 
(Rechtsp. 8 298). Die in dieser Entscheidung für das frühere Recht aus- 
gesprochenen Rechtsgrundsäge kommen auch nach dem Rechte des BGB. 
zur Anwendung,.das ebenfalls eine Haftung wegen einer arglistig erteilten 
unrichtigen Empfehlung aus dem Gesichtspunkte einer unerlaubten Handlung 
kennt. 

Hiernach war das Rechtsmittel mit der aus § 505 Abs. 1 Sat 1 StPO. 
sich ergebenden Folge für den Kostenpunkt als unbegründet zu verwerfen. 


StPO. $$ 216, 217. Für die Ladung des Verteidigers ist die Einhaltung 
einer Ladungsfrist nicht vorgeschrieben. 


V. StrS. U. v. 29. Januar 1918 g. W. 5 D 787/17. 


Aus den Gründen: Der Revision war der Erfolg zu versagen. 

Zu Unrecht rügt die Revision eine Verlegung der Vorschriften über die 
Ladung des Verteidigers zur Hauptverhandlung. Sie begründet die Beschwerde 
damit, daß die Ladung dem durch Vollmacht zu den Akten legitimierten 
Verteidiger zu dem am 9. August 1917 vormittags 10 Uhr anstehenden 
Hauptverhandlungstermin erst am 8. August 1917 nach 10 Uhr vormittags 
zugestellt worden sei. Der Einwand der Nichteinhaltung der Ladungsfrist 
sei von dem Angeklagten in dem Hauptverhandlungstermine erhoben 
worden. Die legte Behauptung wird durch das Sißungsprotokoll wider- 
legt. Es kommt darauf indessen nicht weiter an, da schon die Voraus- 
seßung, auf der die Revisionsrüge fußt, daß nämlich hinsichtlich der Ladung 
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des Verteidigers die Wahrung einer bestimmten Frist geseglich vorgeschrieben 
sei, nicht zutrifft, 

Der § 217 StPO. enthält keine Vorschrift einer Ladungsfrist, wie sie der 
$ 216 hinsichtlich des Angeklagten anordnet. Das Geseß bietet auch keinen 
Anhalt dafür, daß die Bestimmung des § 216 auf den Verteidiger ent- 
sprechend anzuwenden sei. Wäre die Absicht des Geseßgebers dahin ge- 
gangen, nicht nur die Ladung des Angeklagten (88 214, 215 StPO.), sondern 
auch die des Verteidigers der Vorschrift des § 216 zu unterstellen, so wäre 
dessen Anordnung an anderer Stelle, nämlich hinter dem § 217 zu erwarten 
gewesen. In Übereinstimmung hiermit hat das Reichsgericht in seiner 
Rechtsprechung wiederholt daran festgehalten, daß dem durch § 217 StPO. 
begründeten Rechte des Angeklagten genügt ist, wenn dem Verteidiger 
durch die Ladung Tag und Stunde, wann er vor Gericht zu erscheinen 
hat, rechtzeitig genug bekannt gegeben wird, um die Zwecke der Ver- 
teidigung erfüllen, namentlich zur gegebenen Zeit sich zum Termin ein- 
finden und daneben auch für die anderweite Erledigung seiner sonstigen 
Berufsgeschäfte Sorge tragen zu können (vgl. Entsch. 27 425, 427; Goldt, 
Arch. 39 339; 50 139). 

Daß diesem Erfordernisse vorliegenden Falles durch die etwa 24 Stunden 
vor dem Termin erfolgte Ladung des am Gerichtsorte wohnenden Ver- 
teidigers nicht genügend Rechnung getragen sei, behauptet die Revision 
nicht, ist auch aus der Sachlage nicht ohne weiteres zu entnehmen. Die 
Rüge ist daher unbeachtlich. 


VO. des BR. sur Fernhaltung unsuverlässiger Personen vom Handel 
v. 23. September 1915 (RGBi. S. 603) $$ 1,5 Nr. 1; u. VO. des BR. gg. 
übermäßige Preissteigerung v. 23. Juli 1915123. Märg 1916 (RGBI. 1916 
S. 183) $ 5 Nr. I. Lumpen als Gegenstände des Kriegsbedarfs. 


IV. StrS. U. v. 1. Februar 1918 g. G. 4 D 760/17. 


Aus den Gründen: Das Landgericht stellt fest, daß der Angeklagten 
durch Verfügung des Stadtrats in Z. v. 27. November, zugestellt am 
2. Dezember 1916 — auf Grund der BRVO. zur Fernhaltung unzuver- 
lässiger Personen vom Handel v. 23, September 1915 —, der Handel mit 
Gegenständen des Kriegsbedarfs und durch eine weitere Verfügung desselben 
Stadtrats, zugestellt am 16. Januar 1917, insbesondere noch der Trödel- 
handel untersagt worden ist, und daß sie diesem Verbote vorsäßlich zu- 
widergehandelt hat, indem sie noch mindestens bis in den Mai 1917 hinein 
auf eigene Rechnung den Handel mit Lumpen betrieben hat. Diese Fest- 
stellungen rechtfertigen die Verurteilung der Angeklagten wegen Vergehens 
gegen § 5 Nr. 1 der gedachten BRVO. Insbesondere besteht kein recht- 
liches Bedenken dagegen, daß das Landgericht Lumpen zu den Gegen- 
ständen des Kriegsbedarfs gerechnet hat, denn dazu gehören nicht nur die 
in oder bei dem Kampf verwendeten, sondern auch die zur Kriegsführung 
im allgemeinen gebrauchten Gegenstände und nicht nur die unmittelbar 
zur Kriegsführung gebrauchten, sondern auch solche Gegenstände, die ge- 
eignet sind, bei der Herstellung jener verwendet zu werden, insbesondere 
Rohstoffe. Lumpen sind aber Rohstoffe, die zur Herstellung von Uniformen 
usw. verwendbar sind. Gegen die Berechtigung des Stadtrats zu Z., der 
Angeklagten den Handel mit Lumpen zu untersagen, und die Rechts- 
gültigkeit des erlassenen Verbots bestehen auch sonst keine Bedenken. 


Archiv. Bd. 66. 6 
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StGB. $S 242,74; VO. des BR. über Broigetreide und Mehl ausder Ernte 
1916 v. 29. Juni 1916 (RGBI. 782) $ 57. Die Entnahme von Brot und 
Mehl auf gestohlene Brotmarken ist keine straflose Nachtat des Diebstahls. 
Beide Taten stehen vielmehr in Realkonkurrens. 


IV, StrS. U. v. 8. Februar 1918 g. L. u. K. 4 D 771117. 


Aus den Gründen: Die Verurteilung der Beschwerdeführer wegen 
gemeinschaftlich verübten schweren Diebstahls wird durch die getroffenen 
Feststellungen gerechtfertigt, insbesondere ist auch die Gemeinschaftlichkeit 
ausreichend begründet. Denn die Urteilsgründe ergeben, daß die An- 
geklagten im vollen Einverständnisse miteinander gehandelt haben und 
den gleichen Tatvorsa hatten. Wenn die Brotmarken auch bereits ent- 
wertet waren, so konnten sie doch Gegenstand eines Diebstahls sein. 
Abgesehen davon, daß sie für den Bestohlenen gleichwohl noch von 
Wert waren, da er gegen ihre Abgabe Mehlbezugsscheine erhielt, darf 
auch niemand wertlose Sachen ohne besonderes Recht einem anderen 
wegnehmen. Wertlosigkeit kommt nur insoweit in Betracht, als sie das 
Bewußtsein der Rechtswidrigkeit ausschließen kann, wenn der Täter mit 
Rücksicht darauf das Einverständnis des Eigentümers in die Wegnahme 
und die Zueignung annimmt (Entsch. 44 207, 209). Ob und inwieweit 
der Umstand, daß die Brotmarken bereits entwertet waren, bei der Straf- 
zumessung zu berücksichtigen war, hing allein von dem pflichtmäßigen 
Ermessen des Tatrichters ab. Ob die Angeklagten sich durch Beseitigung 
der Entwertungszeichen einer Urkundenfälschung schuldig gemacht haben, 
braucht hier nicht erörtert zu werden, da sie dadurch, daß sie nicht auch 
wegen Urkundenfälschung verurteilt wurden, keinenfalls beschwert sind. 

Auch dle Anwendung der Bundesratsverordnung v. 29. Juni 1916 über 
Brotgetreide und Mehl aus der Ernte 1916 (RGBl. 782) § 57 und der §§ 1 
und 42 der Anordnung des Kommunalverbandes Mittelsachsen v. 26. Sep- 
tember 1916 auf den festgestellten Sachstand gibt zu rechtlichen Bedenken 
keinen Anlaß. In einer Verfügung über gestohlene Sachen, die lediglich 
ihrer Verwertung dient, kann allerdings eine weitere Straftat nicht gefunden 
werden, vielmehr wird die Verwertung des gestohlenen Gutes im all- 
gemeinen durch die Bestrafung wegen Diebstahls mitabgegolten. Um 
einen Fall dieser Art handelt es sich hier aber nicht. Die Angeklagten 
haben die gestohlenen Brotmarken dazu benußst, um sich ohne die vor- 
geschriebene Abgabe gültiger Brotkartenabschnitte Brot und Mehl zu ver- 
schaffen. Ihre Handlung stellt sich danach nicht lediglich als eine Ver- 
wertungshandlung dar, welche bestimmt war, den bereits durch den Dieb- 
stahl geschaffenen rechtswidrigen Zustand dem Bestohlenen gegenüber 
. aufrecht zuerhalten, sondern sie diente auch der Beschaffung von Lebens- 
mitteln, zu deren Bezug die Angeklagten nach den Bestimmungen der 
vorerwähnten Anordnung des Kommunalverbandes nicht berechtigt waren. 
Ihre Verurteilung wegen unbefugten Bezugs von Brot und Mehl ist daher 
nicht zu beanstanden. 

Zu Bedenken gibt dagegen die Annahme der Strafkammer Anlaß, daß 
der Diebstahl und die Zuwiderhandlung gegen die Anordnung des 
Kommunalverbands als eine und dieselbe Handlung (8 73 StGB.) anzu- 
sehen seien. Die Einheit des Vorsages vermag für sich allein diese An- 
nahme ebensowenig zu rechtfertigen, wie der Umstand, daß der Diebstahl 
die unerlaubte Beschaffung von Brot und Mehl erst ermöglichte, und daß 
die Verwendung der Brotmarken zu diesem Zwecke »die Verwertung der 
Diebstahlsbeute« darstellte; erforderlich ist neben der Einheit des natür- 
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lichen Tuns und Lassens, der körperlichen Tätigkeit und des sie leitenden 
Willens, daß die Willensbetätigungsakte, durch welche der Tatbestand der 
verschiedenen strafbaren Handlungen hergestellt wird, wenn nicht voll- 
ständig, so doch wenigstens zu einem Teile dergestalt zusammenfallen, 
daß mindestens ein Teil der einheitlichen Handlung zur Herstellung des 
Tatbestands beider Straftaten mitwirkt (Entsch. 32 137, 139). An dieser 
Voraussegung fehlt es hier, da durch die in der Absicht rechtswidriger Zu- 
eignung erfolgte Wegnahme der Brotmarken noch kein Teil des Tatbestands 
der Zuwiderhandlung gegen die erwähnte Anordnung des Kommunal- 
verbands verwirklicht wurde. Dieser Mangel ist aber für den Bestand des 
Urteils unschädlich, da es ausgeschlossen erscheint, daß die Angeklagten 
durch die Annahme von Ideal- anstatt Realkonkurrenz benachteiligt sind. 
Die Revisionen waren daher zu verwerfen. 


VO. des BR. gegen übermäßige Preissteigerung v.23. Juli 1915123. Märs 
1916 $5 Nr.1. a) Kalziumkarbid als Gegenstand des täglichen Bedarfs. 
Zum Begriff des letsteren. b) Für den Begriff des » Forderns« von Preisen 
wird ein bindendes Angebot nicht verlangt (vgl. Entsch. 50 181). 
c) Sieht das Gericht den Angeklagten swar rechtlich als Eigenhändler 
an, schätst es aber seine wirtschaftliche Bedeutung und Tätigkeit ent- 
sprechend der Tätigkeit eines bloßen Geschäftsvermilttlers ein, so kann 
für den dem Angeklagten gusubilligenden Reingewinn derjenige zum 
Maßstab genommen werden, den ein Geschäftsvermittler in gleichen 
Fällen su ersielen pflegt (Entsch. 50 261). Die Höhe seiner Geschäfts- 
unkosten ist in solchem Falle ohne Bedeutung. d) Die Schädigung und 
Ausbeutung der Notlage des einselnen ist nicht Voraussetzung der 
Anwendung des $ 5 Nr.1 der VO. 


IV. StrS. U. v. 8. Februar 1918 g. G. 4 D 791/17. 


Aus den Gründen: 1. Mit Recht hat die Strafkammer Kalziumkarbid, 
das aus dem Azetylen hergestellt wird, als Gegenstand des täglichen Be- 
darfs angesehen. In § 5 Nr. 1 der BRVO. v. 23. März 1916 werden Leucht- 
stoffe ausdrücklich als solche Gegenstände aufgeführt. Die Feststellung, 
daß nach Kalziumkarbid in den Fabriken, die Azetylen herstellen, infolge 
der verstärkten Nachfrage im Wirtschaftsleben des Krieges ein regelmäßig 
wiederkehrendes Bedürfnis vorhanden sei, rechtfertigt die Annahme der 
Strafkammer. Es reicht für den Begriff des täglichen Bedarfs aus, wenn 
in bestimmten Kreisen des Volkes dieses Bedürfnis vorhanden ist; nicht 
braucht es jedermann aus dem Volke zu haben. Kraftfahrwagen aber wie 
Fahrräder werden auch im Kriege noch, legtere namentlich auch in Arbeiter- 
kreisen vielfach benugt, so daß unter anderem auch für sie ein tägliches 
Beleuchtungsbedürfnis vorliegt. Dieses Bedürfnis nach Azetylen zieht not- 
wendig das Bedürfnis nach Kalziumkarbid für die es herstellenden gewerb- 
lichen Betriebe nach sich. Auch deren Bedürfnis aber ist zu berücksichtigen, 

2. Auch der Tatbestand des »Forderns« von Preisen ist zutreffend als 
vorhanden angenommen worden. Der Umstand, daß der Angeklagte die 
Preise »freibleibend« stellte, ändert daran nichts; ein bindendes Angebot 
wird nicht verlangt. Es ist hierzu auf die Ausführungen des erkennenden 
Senats in dem Urteile (Entsch. 50 181) zu verweisen. 

3. Wenn die Strafkammer weiter den Angeklagten zwar rechtlich als 
Eigenhändler ansieht, seine wirtschaftliche Bedeutung und Tätigkeit nach 
der Art und Weise, wie er sie ausübt, jedoch entsprechend der Tätigkeit 
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eines bloßen Geschäftsvermittlers einschäst und danach für den dem An- 
geklagten zuzubilligenden Reingewinn den zum Maßstab nimmt, den ein 
Geschäftsvermittler in gleichen Fällen zu erzielen pflegt, so ist diese Be- 
rechnung der Höhe des Reingewinns durchaus im Einklang mit der Rechts- 
auffassung des Reichsgerichts (vgl. Entsch. 50 261). Insbesondere ergeben 
die Feststellungen, daß der Angeklagte eigenes Kapital bei dem Geschäft 
nicht aufgewendet hat. Wenn das Gericht hiernach zur Deckung des 
Unternehmerlohnes, der Geschäfts- und Betriebsunkösten einen Preisaufschlag 
von 1°/o oder 2 Mk. für 100 kg zubilligt, so liegt dies auf tatsächlichem 
Gebiete. Jedenfalls ist in diesen 1°/o, entsprechend der einem Vermittler 
zustehenden Provision, wie bei diesem so auch für den Angeklagten nach 
der Auffassung der Strafkammer dann noch ein angemessener Reingewinn 
enthalten. Dann aber enthält der durch einen Zuschlag von 5 Mk. ge- 
bildete Verkaufspreis auf 100 kg einen übermäßigen Gewinn von 3 Mk. 

Ist dem Angeklagten mit Rücksicht auf die wirtschaftliche Bedeutung 
seiner Tätigkeit nur ein Reingewinn von 1 °/ wie einem Geschäftsvermittler 
zuzubilligen, so erledigt sich die Frage, wie hoch dessen Geschäftsunkosten 
sind, von selbst, da die dem Vermittler zukommende Provision zur Deckung 
nicht nur des Reingewinns, sondern auch der sämtlichen Geschäftsunkosten, 
ohne Rücksicht auf deren Höhe im besonderen Fall bemessen wird. 

4. Daß ein Marktpreis, der auf einer einwandfreien Marktlage beruhte 
und den gerechten und wirklichen Ausgleich zwischen Angebot und Nach- 
frage bildete, nicht bestand, hat die Strafkammer ausreichend festgestellt. 
Dann ist aber nach der ständigen Rechtsprechung des Reichsgerichts, von 
der abzugehen kein Anlaß vorliegt, der aus einer Notmarktlage sich er- 
gebende Preis auch nicht für die Angemessenheit des in ihm enthaltenen 
Gewinns maßgebend. Die Einwendungen des Verteidigers hiergegen sind 
verfehlt. Auch das hat das Reichsgericht bereits dargelegt, daß eine 
Schädigung und Ausbeutung der Notlage des einzelnen, von dem der 
Preis gefordert wird, nicht die Voraussegung der Anwendung des 8:5 Nr. 1 
der BRVO. v. 23. März 1916 bildet, da die Vorschrift die Gefährdung der 
Allgemeinheit der Verbraucher verhüten und durch das Untersagen jeder 
übermäßigen Preisforderung schlechthin vorbeugend eine allgemeine 
gr Se bei Gegenständen des täglichen Bedarfs möglichst ver- 

indern will, 


StGB. $ 89. Landesverrat durch Zerstörung der Ernte und dadurch 
herbeigeführte Steigerung der in Deutschland ohnehin bestehenden 
Ernährungsschwierigkeiten. 

Vereinigter II. und IN. StrS. U. v. 14. Februar 1918 g. F. C 142/17. 

Der Angeklagte, Franzose, befand sich als Zivilgefangener in einem 
deutschen Zivilgefangenenlager und hat hier im Sommer 1917 auf Gemüse- 
ländereien, auf denen er mit Raupenablesen beschäftigt war, mindestens 
44 Weißkohlköpfe vorsäßlich mit einem Stück Bandeisen durchbohrt und 
dadurch derartig beschädigt, daß sie eingehen mußten. Das Gericht hat 
für erwiesen erachtet, daß er dies aus deutsch-feindlicher Gesinnung getan, 
um, soviel an ihm lag, die auf Vernichtung der deutschen Feldfrüchte ab- 
zielenden Pläne der feindlichen Regierungen, die festgestellt werden, mit 
verwirklichen zu helfen. Für nachgewiesen wird auch angesehen, daß 
Angeklagter derartige Pläne seiner Regierung gekannt habe. 

Zu der Frage, ob in diesem Sachverhalt der Tatbestand des Landes- 
verrats oder doch des versuchten Landesverrats zu finden sei, heißt es in den 
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Gründen: 


Die Absicht des Angeklagten stempelt die ihm zur Last fallende Sach- 
beschädigung zu einer Handlung des Landesverrats. Denn die Fähigkeit 
des deutschen Volkes, wirtschaftlich durchzuhalten und den ihm auf- 
gezwungenen Krieg zu einem glücklichen Ende zu führen, hängt guten 
Teils davon ab, daß ihm die zu seiner Ernährung erforderlichen Lebens- 
mittel in ausreichendem Maße zur Verfügung stehen. Wer ihm diese 
Mittel entzieht und durch Zerstörung der Emte die in Deutschland ohnehin 
bestehenden Ernährungsschwierigkeiten steigert, schwächt damit nicht bloß 
seine wirtschaftliche, sondern zugleich seine militärische Widerstandskraft. 
Das bedeutet aber für die gegen uns im Kriege stehenden feindlichen 
Regierungen eine Stärkung ihrer Macht, der auf solche Weise nach § 89 StGB. 
Vorschub geleistet wird. In gleichem Sinne hat sich das Reichsgericht erst 
kürzlich in der Landesverratssache wider die belgischen Arbeiter B. und G. 
ausgesprochen, daran wird festgehalten. 

Aus denselben Gründen wie dort mußte man aber auch im vorliegenden 
Falle Bedenken tragen, das Verbrechen des Landesverrats als vollendet 
anzusehen. Der Verlust von im ganzen 44 Kohlköpfen erscheint, abgemessen 
auf den Nahrungsmittelbedarf eines Volkes von mehr denn 65 Millionen, 
zu gering, als daß dadurch die Fähigkeit zum Durchhalten irgendwie in 
Frage gestellt werden konnte, so daß sich nicht ernstlich aufstellen läßt, 
der feindlichen Macht sei hierdurch Vorschub geleistet worden. 

Das schließt jedoch nicht aus, daß der Angeklagte der Meinung sein 
konnte und auch tatsächlich der Meinung gewesen ist, durch seine Zerstörungs- 
arbeit auf den Kohlfeldenm des Gefangenenlagers der Nahrungsmittel- 
versorgung in Deutschland Abbruch zu tun. Der Angeklagte wußte, daß 
er nicht der einzige feindliche Staatsangehörige war, der sich in Deutschland 
mit der Vernichtung der bevorstehenden Ernte befaßte.e Aus ihm mit- 
geteilten Erlassen des stellvertretenden Generalkommandos hatte er er- 
fahren, welche bedeutenden Kräfte von Paris aus in der Richtung auf das 
gleiche Ziel in Bewegung gesett waren. Er handelte daher bei Begehung 
der Tat in der Überzeugung, daß seine Landsleute an andern Orten des 
Reichs das gleiche Zerstörungswerk entwickelten und aus der Vorstellung 
heraus, daß es ihm im Bunde mit ihnen, also mit vereinten Kräften, möglich 
sein werde, das Ziel der Aushungerung des deutschen Volkes seiner Ver- 
wirklichung näher zu bringen. Das reicht aber zur Annahme eines Ver- 
suchs des Landesverrats aus. 


StGB. $ 223a Abs. 2. Körderverletsung mittels grausamer Be- 
handlung liegt dann vor, wenn gans erheblich grobe, die Grensen eines 
Züchtigungsrechts weit übersteigende Ausschreitungen als Folgen einer 
rohen Gesinnung, aus der heraus der Täter gefühllos und unbarmhersig 
handelte, festgestellt sind. 


IV. StrS. U. v. 22. Februar 1918 g. B. 4 D 857/17. 


Aus den Gründen: Eine Verlegung des materiellen Strafrechts ist 
in dem angefochtenen Urteile nicht ersichtlich, insbesondere nicht bei der 
Annahme einer grausamen Behandlung. Das Landgericht hat ganz erheblich 
grobe, die Grenzen des Züchtigungsrechtes weit übersteigende Aus- 
schreitungen festgestellt als Folgen einer rohen Gesinnung dem Kinde 
gegenüber, aus welcher heraus die Angeklagte gefühllos mit den Leiden 
des Kindes und unbarmherzig dem wehrlosen schwachen Kinde gegenüber 
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handelte. Das sind gerade die Merkmale einer grausamen Behandlung 
i S. des § 223a Abs. 2 StGB. (s. Begründung zum Entwurf des Ges. 
v. 19. Juni 1912, Drucksachen des RT., 12. Legislaturper., I. Sess. 1907/09 
Nr. 1262 S. 15, IL Sess. 1909/1910 Nr. 6 S. 15). 


StGB.$113 in Verb. mit $ 10 Teil II Tit. 17 Preuß. ALR. Ein Gendarmerie- 
wachtmeister befindet sich in der rechtmäßigen Ausübung seines Amtes, 
wenn er auf Befehl des ihm vorgesetsten Landrats die Durchführung der 
Kriegsverordnungen überwacht und Maßnahmen trifft, welche bestimmt 
sind, Verstößen gegen solche vorsubeugen, und wenn er etwaigen Wider- 
stand gegen solche Vorbeugungsmaßregeln beseitigt. 


IV. StrS. U. v. 22. Februar 1918 g. Sch. 4 D 80/18. 


Aus den Gründen: Der Verteidiger bestreitet die Rechtmäßigkeit der 
Dienstausübung des Gendarmeriewachtmeisters, sie findet jedoch ihre Stüße 
in 8 10 Teil II Titel 17 Preuß. ALR., nach welchem es Amt der Polizei ist, die 
nötigen Anstalten der Abwendung der dem Publikum bevorstehenden Ge- 
fahr zu treffen. Zu diesen vorbeugenden polizeilichen Maßregeln sind un- 
bedenklich auch diejenigen zu rechnen, die eine Verlegung der Kriegs- 
verordnungen und der durch diese den einzelnen gegenüber der Allgemeinheit 
zur Ermöglichung des wirtschaftlichen Durchhaltens auferlegten Pflichten 
verhüten wollen. Nach dem festgestellten Sachverhalt hatte der Landrat 
dem Gendarmeriewachtmeister den allgemeinen Befehl erteilt, die Zentri- 
fugen zu plombieren, um deren Benußgung zu verhindern, sie von Zeit zu 
Zeit nachzusehen und überhaupt bei den Kuhhaltern seines Beritts darauf 
zu achten, ob diese sich Verstöße gegen die Milchverordnungen zuschulden 
kommen ließen. Dieser Befehl verfolgte ersichtlich auch den Zweck, Ver- 
legungen der genannten Verordnungen polizeilich vorzubeugen. Dem Befehl 
des Landrats hatte der Gendarmeriewachtmeister Folge zu leisten, §§ 12, 17 
der VO. v. 30. Dezember 1820 (GS. 1821 S. 1). In Ausführung des ihm 
gewordenen polizeilichen Auftrags begab er sich zu den Angeklagten, fand 
dort an der von ihm plombierten Zentrifuge eine Veränderung vorgenommen, 
und als er in seiner Dienstverrichtung fortfahren wollte, stellte sich die An- 
geklagte vor die Zentrifuge und verhinderte die weitere Dienstausübung 
trog der wiederholten Aufforderung, fortzugehen. Dieser Widerstand richtete 
sich gegen eine polizeiliche Vorbeugungsmaßregel, seine Beseitigung diente 
daher ebenfalls polizeilicher Vorbeugung und war nach $ 10 II 17 ALR. 
berechtigt. Das zu dieser Beseitigung notwendige und zur Erfüllung der 
auferlegten Pflicht erforderliche Mittel war deshalb als gestattet zu erachten 
(Entsch. 9 121, 123). Darüber, welches Mittel nach den tatsächlichen Um- 
ständen des Falles zur Beseitigung des Hindernisses geboten war, hatte der 
Gendarmeriewachtmeister nach pflichtmäßigem Ermessen zu entscheiden, das 
vom Richter nicht nachzuprüfen ist. Daß er dabei irgendwie schuldhaft 
geirrt habe, ist aus dem angefochtenen Urteil nicht zu ersehen. Hielt er 
daher zur vollständigen Durchführung der in geseglicher Weise getroffenen 
polizeilichen Anordnung des Landrats die Abführung der Angeklagten zur 
polizeilichen Verwahrung für erforderlich, so war jene statthaft (zu vgl. 
Entsch. 23 226, 230); die Abführung geschah in der rechtmäßigen Ausübung 
seines Dienstes, und die Angeklagte, die ihm darin mit Gewalt Widerstand 
leistete, ist mit Recht wegen Vergehens gegen § 113 StGB. verurteilt worden. 
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StPO. $$ 381, 44. a) Für die schriftliche Einlezung der Revision ist 
Unterseichnung nicht wesentlich. Doch muß aus dem Schriftstück 
zweifelsfrei ersichtlich sein, von welcher Person die Erklärung herrährt 
Der Stempelabdruck des Rechtsanwalts läßt dies nicht erkennen. b) Die 
Einlegung der Revision durch ein nicht unterseichnetes Schriftstück stellt 
nicht bloß ein Versehen des Geschäftspersonals, sondern auch ein Versehen 
des Verteidigers dar. 

I. StrS. Beschl. v. 25. Februar 1918 g. R. 1 D 106/18. 

Gründe: Gemäß § 381 StPO. kann die Revision schriftlich oder zu Protokoll 
des Gerichtsschreibers eingelegt werden. Für die schriftliche Einlegung ist nicht 
wesentlich, daß das Schriftstück, welches die Einlegung der Revision enthält, 
von der Person, welche diese Erklärung abgibt, unterzeichnet ist. Wohl 
aber muß aus diesem Schriftstück in einer jeden Zweifel ausschließenden 
Weise ersichtlich sein, von welcher Person die Erklärung herrührt. Der 
Stempeldruck »Justizrat Dr. E.« (mit vollem Namen und Wohnung) beweist 
lediglich, daß das Schriftstück v. 28. Dezember 1917 aus der Kanzlei des 
Verteidigers herrührt; dagegen läßt er nicht erkennen, ob der Stempel von 
dem Verteidiger selbst oder von einem Schreiber auf das Schriftstück gesett 
worden ist, ob also eine Willenskundgebung des Verteidigers oder eines 
seiner Angestellten vorliegt; Entsch. 34 359 vgl. auch Rechtspr. 9 144. 
Hiernach kann das Schriftstück v. 28. Dezember 1917 als eine Willens- 
erklärung des Verteidigers nicht angesehen werden. Die Wiederholung der 
Revisionseinlegung in dem Schriftsag v. 4. Januar 1918 ist verspätet. Die 
Revision muß daher als unzulässig verworfen werden. 

Die Einlegung der Revision durch ein nicht unterzeichnetes Schriftstück | 
stellt nicht bloß ein Versehen des Geschäftspersonals, sondern auch ein 
Versehen des Verteidigers dar. Wenn der Verteidiger persönlich Revision 
einlegen will, so muß er auch dafür sorgen, daß das-die Einlegung der 
Revision enthaltende Schriftstück in einer dem Geseß entsprechenden Weise 
abgefaßt, unterzeichnet und abgesendet wird. Ein unabwendbarer Zufall 
ist im vorliegenden Falle nicht einmal behauptet, noch weniger glaubhaft 
gemacht. Das Gesuch um Wiedereinsegung ist daher zurückzuweisen. 


— 


St PO. $ 242 Abs. 2. Die wörtliche Verlesung des Eröffnung sbeschlusses 
kann grundsätslich durch eine bloß sinngemäße Mitteilung des Gegen- 
stands der Beschuldizung nicht ersetst werden. Regelmäßig muß auch 
‘ohne weiteres die Möglichkeit ` eines Beruhens des Schuldspruchs auf 
solchem Verstoß unterstellt werden. 

I. StrS. U. v. 4. März 1918 g. B. 1 D 86/18. 

Gründe: Die Rüge der Revision, es sei bei der Hauptverhandlung der Be- 
schluß über die Eröffnung des Hauptverfahrens entgegen der Vorschrift des § 242 
Abs. 2 StPO. nicht verlesen, sondern bloß »dessen Inhalt dem Angeklagten 
vorgehalten. worden, ist nach dem Situngsprotokoll begründet und muß 
auch zur Aufhebung des Urteils führen, soweit es den Angeklagten betrifft. 
Der Eröffnungsbeschluß. bildet die allgemeine Grundlage der ganzen Haupt- 
verhandlung, indem er zum Ausdruck bringt, welche Straftat den Gegenstand 
der Aburteilung bilden soll. Seine wörtliche Verlesung vor der Vernehmung 
des Angeklagten nach Maßgabe des $ 136 StPO. soll diesem den Inhalt 
der gegen ihn erhobenen Beschuldigung nochmals deutlich zum Bewußtsein 
bringen, um ihm eine wirklich sachdienliche Verteidigung zu ermöglichen, 
und kann daher grundsäßlich auch durch eine bloß sinngemäße Mitteilung 
des Gegenstands dieser Beschuldigung nicht ersegt werden, da dies keine 
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ausreichende Gewähr für eine ganz genaue und vollständige Wiedergabe 
des Inhalts des Eröffnungsbeschlusses zu bieten vermag. Überall da, wo 
nicht etwa ausnahmsweise wegen der Einfachheit der gesamten Sach- und 
Rechtslage unbedenklich angenommen werden kann, daß eine Außeracht- 
lassung der Vorschrift des § 242 Abs. 2 StPO. auf die Art und Weise der 
Verteidigung des Angeklagten völlig einflußlos geblieben ist, muß daher 
ohne weiteres auch die Möglichkeit eines Beruhens des Schuldigspruchs des 
Gerichts auf diesem Verstoß unterstellt werden (§ 376 StPO). Hiernach kann 
die Verurteilung des Angeklagten B. auf Grund des Verfahrens der Straf- 
kammer bei der Hauptverhandlung v. 10. Januar 1916 nicht aufrecht 
erhalten werden. Gemäß 8 393 Abs. 2 StPO. führt dies zugleich auch zur 
Aufhebung der sämtlichen der Verurteilung dieses Angeklagten zugrunde- 
liegenden Feststellungen und zufolge der Vorschrift des § 394 Abs. 2 StPO. 
zur Zurückweisung der Sache an das Landgericht behufs anderweiter Ver- 
‚handlung und Entscheidung über die ihm zur Last gelegte Straftat. 


VO. des BR. gg. übermäßige Preissteigerung v. 23. Juli 1915/23. Märg 
1916 $5 Nr.1. Die Gewinnberechnung muß nach den dußeren Umständen 
erfolgen. Aus welchem Beweggrunde oder in welcher Absicht ein gewinn- 
bringender Preis gefordert wird, ist für den dußeren Tatbestand belanglos. 

I: StrS. U. v. 4. März 1918 g. B. 1 D 599/17. 

Gründe: Der Angeklagte hat dadurch, daß er von dem im April 1914 
um 18 Mk. für den Hektoliter eingekauften Apfelwein in der Zeit von 
Mitte April bis Ende August 1917 an 12 Kunden in Mengen von 33 bis 
201 Liter, im ganzen 10,56 Hektoliter zum Preise von 130 Mk. für den 
Hektoliter verkauft hat, einen außergewöhnlich hohen Geschäftsgewinn 
erzielt. Die Strafkammer hält diesen Gewinn für einen nicht übermäßig 
hohen i. S. des § 5 Nr. 1 der BRVO. gg. übermäßige Preissteigerung 
v. 23. Juli 1915/23. März 1916, weil damals »der tatsächliche Preis im 
Handel« höher gewesen sei als 130 Mk., weil der Angeklagte als Wein- 
händler Apfelwein nur nebenbei vertreibe, weil es sich um besonders gut 
ausgefallenen alten Apfelwein gehandelt habe, und weil der Verkauf in 
den unter Anklage stehenden Fällen nur an Freunde und Bekannte des 
‚Angeklagten erfolgt und es diesem mit den Verkäufen weniger darauf an- 
gekommen sei, ein Geschäft zu machen als seinen Abnehmern eine 
‚Gefälligkeit zu erweisen. 

Nach der angeführten Strafvorschrift ist die Frage, ob ein geforderter 
Preis einen übermäßigen Gewinn enthält, unter Berücksichtigung der ge- 
samten Verhältnisse, insbesondere der Marktlage zu beurteilen. Dem ist 
von der Strafkammer nicht entsprochen worden. Naturgemäß müssen es 
äußere Umstände sein, nach denen eine Gewinnberechnung i. S. der 
Strafvorschrift zu erfolgen hat. Aus welchem Beweggrund oder in welcher 
Absicht ein gewinnbringender Preis gefordert wird, ist für den äußeren 
Tatbestand eines Vergehens aus § 5 Nr. 1 völlig belanglos, und im vor- 
liegenden Falle ist es auch nicht erfindlich, - wie es für den inneren Tat- 
bestand von Bedeutung sein sollte, daß der Angeklagte troß des Ver- 
langens eines ganz außerordentlich hohen Preises es noch als eine Gefällig- 
keit ansehen konnte, wenn er den Wein an von ihm besonders bevorzugte 
Personen verkaufte. Daß der Angeklagte nur nebenbei mit Apfelwein 
handelt und die legten Verkäufe nur mehr an Freunde und Bekannte ge- 
'macht hat, könnte vielleicht unter Umständen auf die Gewinnberechnung 
von. Einfluß sein, aber irgendein rechnerischer Anhalt dafür ist im Urteil 
nicht gegeben, und es ist namentlich nicht zu ersehen, wie darauf auch 
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nur einigermaßen die Berechtigung zu stüßen sein sollte, einen so außer- 
ordentlich hohen Gewinn in Ansag zu bringen. Gleiches gilt von dem 
Umstande, daß der Apfelwein alt und besonders gut war. Endlich geht 
auch die Berufung auf die Höhe des damals auch sonst im Handel be- 
zahlten Preises fehl, weil die Strafkammer jede Prüfung dahin unterlassen 
hat, ob der Handelspreis einer ordnungsmäßigen Marktlage entsprach, und 
damit auch übersehen hat, daß nach § 2 der BRVO. über die Verarbeitung 
von Obst v. 5. August 1916 (RGBI. S. 911) Obstwein nur mit Genehmigung 
der Kriegsgesellschaft für Weinobst-Einkauf und -Verteilung m. b. H. in 
Berlin abgesest werden darf und von dieser Gesellschaft der Handel mit 
Apfelwein nur nach Maßgabe der Bestimmungen ihrer Bekanntmachung 
v. 3. April 1917 (Reichsanz. N. 83, Reichskriegsbl. S. 43) unter Hinweis 
auf die Strafbarkeit von Zuwiderhandlungen ($ 5 der Bekanntmachung) 
freigegeben worden ist. Von einem den Höchstpreisen der Bekanntmachung 
zuwiderlaufenden ordnungsmäßigen Handelspreis kann daher keine Rede sein. 

Die staatsanwaltschaftliche Revision erweist sich daher als begründet, 
und es war entsprechend dem Antrage des Oberreichsanwalts zu erkennen, 
wie geschehen. ~ 


VO. des BR. über die Verfolgung von Zuwiderhandlungen gg. Vor- 
schriften über wirtschaftliche Maßnahmen v. 18. Januar 1917 (RGBi. 58) 
$ 1. Es ist keine Übersbannung des Begriffs der Fahrlässigkeit und 
des verschuldeten Rechtsirrtums, wenn verlangt wird, daß der Angeklagte 
sich näheren Au/schluß darüber hätte verschaffen müssen, inwiefern 
die ihm als beschlagnahmefrei beseichnete Gerste beschlagnahmefrei ge- 
worden oder geblieben war, und daß er gegebenenfalls auchnoch Belege 
für den Nachweis der Beschlagnahmefreiheit hätte fordern müssen. 

IV. StrS. U. v. 8. März 1918 g. B. 4 D 16/18. 

Gründe: Nach den jetigen Feststellungen hat der Beschwerdeführer 
zwar gewußt, daß die Gerste durch die BRVO. v. 28. Juni 1915 beschlag- 
nahmt sei, er hat aber irrtümlicherweise angenommen, daß die von ihm 
bei der Firma E. gekauften Graupen aus beschlagnahmefreier Gerste her- 
gestellt seien. Er hat sich daher in Unkenntnis über einen zum geseßlichen 
Tatbestande gehörigen Tatumstand befunden; diese Unkenntnis war aber 
nach Annahme der Strafkammer durch Fahrlässigkeit verschuldet. ($ 59 
Abs. 2 StGB.) Die Fahrlässigkeit erblickt das Landgericht darin, daß der 
Angeklagte sich mit der ihm auf seine telephonische Anfrage von der 
Firma E. erteilten allgemeinen Antwort begnügte, die Gerste sei beschlag- 
nahmefrei. Die gegen diese Beurteilung gerichteten Revisionsangriffe sind 
nicht begründet. 

Welches Maß von Vorsicht und Sorgfalt der Angeklagte anzuwenden 
hatte, um den Ursprung der Gerstengraupen zu ermitteln, wenn er sich 
auf deren Ankauf tro der Beschlagnahme der Gerste einließ, welche Ein- 
sicht und Erfahrung der Angeklagte besaß, und ob er vermöge dieser im- 
stande war, die Unzuverlässigkeit der ihm erteilten Auskunft zu erkennen, 
dies alles waren Fragen, die im wesentlichen auf dem Gebiet der tat- 
sächlichen Beurteilung lagen und insoweit der Nachprüfung des Revisions- 
gerichts entzogen sind. Daß ihre Beantwortung auf rechtsirrttümlichen An- 
schauungen beruhte, tritt nicht zutage. Insbesondere enthält es keine 
Überspannung der an die Vorsicht des Angeklagten zu stellenden An- 
forderungen, wenn die Strafkammer verlangt, daß der Angeklagte sich 
‚näheren Aufschluß darüber hätte verschaffen müssen, inwiefern die 

Gerste beschlagnahmefrei geworden oder geblieben sei, und daß er 
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geeignetenfalls auch noch Belege für den Nachweis der Beschlagnahmefreiheit 
hätte fordern müssen. Denn da der Verkehr mit Gerste aus dem Ernte- 
jahr 1915 dahin geregelt war, daß die gesamte, im Reich angebaute Gerste 
beschlagnahmt war und diese nur ganz ausnahmsweise nach Aufhebung 
der Beschlagnahme in den Handel gelangen konnte, war es keine zu 
strenge Anforderung an den Angeklagten, wenn ihm zugemutet wurde, 
daß er sich das Bestehen dieses Ausnahmezustandes näher darlegen oder 
nachweisen lassen mußte, ehe er den Ankauf vormahm. Das Schußvor- 
bringen des Angeklagten, die Firma E. sei ihm als zuverlässig bekannt 
gewesen und habe ihm deshalb die nötige Gewähr für die Richtigkeit ihrer 
Auskunft geboten, hat die Strafkammer für. widerlegt erachtet, da An- 
geklagter bis dahin nach seiner eigenen Angabe noch nie Geschäfte mit 
ihr gemacht hatte. Die hiermit in Widerspruch tretenden Behauptungen 
des Verteidigers können gemäß 8 376 StPO. ebensowenig wie die übrigen 
neuen tatsächlichen Anführungen der Revision Berücksichtigung finden. 
Auch sonst tritt ein Rechtsirrtum in der Anwendung des Strafgeseges auf 
den festgestellten Sachverhalt nirgends hervor. 


Enischeidungen deutscher Oberlandesgerichte. 
Kammergericht. 


Mitgeteilt von Geh. Justizrat Stubenrauch, Berlin. 


StPO. $$ 94—111, insbesondere $$ 94, 102, $$ 160, 346. F., 352, GVG. 
$$ 157 f., MStGO. $$ 160 Abs. 3, 186, 203, 204 Abs. 2, 239, 373, EG. z. 
MStGO. $$ LI., insbesondere $ 12. Ist das von einem Militärgericht an 
ein Amtsgericht gerichtele Ersuchen um eine Durchsuchung ein reines 
Rechtshilfeersuchen i. S. des $ 12 EG. g. MStGO.? Stellt in dem 
Falle, daß von dem Amtsgericht die Durchsuchung wegen ungenügender 
Beweise abgelehnt wird, diese Entscheidung sich als eine Ablehnung der 
gerbetenen Rechtshilfe i. S. des $ 12 a. a. O. dar, gegen die nach 
Abs. 3 Sats 2 daselbst Beschwerde an das Oberlandesgericht stattfindet? 
Hat das seitens des Militärgerichts um Anordnung einer Durchsuchung 
ersuchte Amtsgerichts nach Prüfung des Ergebnisses der bisherigen Er- 
mitlelungen über das Vorhandensein der besonderen gesetslichen Voraus- 
setlsungen Entscheidung su treffen? Unterliegt diese Entscheidung der 
Anfechtung durch Beschwerde und die Würdigung der konkreten Sach- 
und Rechtslage der Nachprüfung durch eine höhere Instans? 


StrS. B. v. 12. März 1918 g. M. W. 89/18. 


Gründe: Das Gouvernementsgericht zu P. hatte am 9. Februar 1918 
das örtlich zuständige Amtsgerichts B. um eine Durchsuchung der Geschäfts- 
und Privatkorrespondenz sowie der Geschäftsbücher der Firma L. in B. 
und um demnächstige Beschlagnahme aufzufindender Beweisstücke ersucht, 
weil der Verdacht bestehe, daß der Hauptbeschuldigte dem Inhaber der 
Firma L. Dienstgeheimnisse der Behörde preisgegeben habe, ihm auch in 
anderer Weise behilflich gewesen sei und dafür Provision erhalten habe... 

Das Amtsgericht hat die Durchsuchung wegen ungenügender Beweise 
abgelehnt. 

iergegen richtet sich die von dem Gouvernementsgericht bei dem 
Kammergericht angebrachte Beschwerde. Zu ihrer Begründung wird aus- 
geführt, daß das Ersuchen vom 9. Februar 1918 ein reines Rechtshilfe- 
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ersuchen i. S. des § 12 EG. z. MStGO. sei, daß dieses Ersuchen 
nur dann hätte abgelehnt werden können, wenn dem ersuchten Gericht 
die örtliche Zuständigkeit mangele oder die vorzunehmende Handlung nach 
seinem Recht verboten sei, daß also, da die angefochtene Entscheidung 
sich als hiernach unzulässige Verweigerung der Rechtshilfe darstelle, die 
Beschwerde nach § 12 Abs. 3 Sag 2 a. a. O. an der zuständigen Stelle an- 
gebracht und auch begründet sei. 

Der Rechtsauffassung des beschwerdeführenden Militärgerichts kann . 
nicht beigetreten werden. 

Weder handelt es sich im vorliegenden Falle um ein »reines Rechtshilfe- 
ersuchen« noch um eine Ablehnung der erbetenen Rechtshilfe i. S. des 
§ 12 EG. z. MStGO. 

Nach der maßgebenden Bestimmung des § 239 MStGO. hatte das Amts- 
gericht auf das Ersuchen des Gerichtsherrn hin die erbetene Durchsuchung 
und gegebenenfalls auch die demnächstige Beschlagnahme anzuordnen und 
durchzuführen, sofern sich diese Maßregeln im vorliegenden Falle nach 
den Vorschriften der bürgerlichen Strafprozeßordnung rechtiertigten, das 
heißt wenn der Inhaber der Firma L. als Täter oder Teilnehmer einer 
strafbaren Handlung oder als Begünstiger oder Hehler verdächtig und 
wenn zu vermuten war, daß die Durchsuchung zur Auffindung von Beweis- 
mitteln führen werde ($ 102 StPO.), bzw. wenn Gegenstände, welche als 
Beweismittel für die Untersuchung von Bedeutung sein konnten oder der 
Einziehung unterliegen, von der Firma L. nicht freiwillig herausgegeben 
werden würden (§ 94 StPO.). 

Der Abs. 3 Sag 1 des § 239 MStGO. ist hierbei i. S. der all- 
gemeinen Vorschrift des § 160 Abs. 8 Sag 2 daselbst ausgelegt worden. 
Diese dem § 160 Abs. 2 der bürgerlichen Strafprozeßordnung entsprechende 
Vorschrift überträgt dem ersuchten Richter die Prüfung des Vorhandenseins 
der besonderen geseglich aufgestellten Voraussegungen für die beantragte 
Maßregel, nicht aber auch das Befinden über ihre Notwendigkeit und An- 
gemessenheit. Wenn für die von der Staatsanwaltschaft nach § 160 
StPO. gestellten Ersuchen um Anordnung von Durchsuchungen und 
Beschlagnahmen ausnahmsweise auch die — vom Geseß grundsäßlich 
in richterliches Ermessen gestellte — Prüfung über die Zweck- 
mäßigkeit dieser Maßregeln dem ersuchten Amtsrichter vorzubehalten 
ist (vgl. Löwe-Rosenberg, Kommentar zur StPO. Anm. 11a zu § 160), 
so wird ein gleiches bei den von militärgerichtlicher Seite zu stellenden 
Ersuchen nach § 239 MStGO. nicht zu gelten haben. 

Ebenso: Schlayer, »Deutsche Militär- und Zivilstrafgerichtsbarkeite, 
S. 85, 86, 96; Stenglein, »Kommentar zur MStGO.«, Anm. 4 Abs. 2 zu 
8 160 und Anm. 3 zu § 239; Elsner v. Gronow und Sohl, »Militär- 
strafrecht«, Anm. zu Abs. 3 des § 160 MStGO.; Koppmann, »Kommentar 
zur MStGO.:, Anm. 7 zu $ 160 und Anm. 8 u. 9 zu § 239; Romen und 
Rissom, »MStGO. 1910, Anm. 4a und b zu Abs. 3 des 8 239. 

Über das Vorhandensein der besonderen geseglichen Voraussegungen 
pflichtgemäß Entscheidung zu treffen, hat sich das ersuchte Amtsgericht B. 
nicht geweigert. Es ist vielmehr in die ihm nach dem Geseß obliegende 
Prüfung eingetreten und auf Grund des ihm von der ersuchenden Behörde 
unterbreiteten Ergebnisses der bisherigen Ermittelungen zu der Überze 
gelangt, daß ein die beantragte Durchsuchung rechtiertigender Verdacht 
i S. des $ 102 StPO. nicht dargetan, die Anordnung der verlangten 
Durchsuchung nach dem Gese& also nicht zulässig sei. 

Es fragt sich, ob und in welcher Weise diese Würdigung der konkreten 
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Sach- und Rechtslage durch den ersuchten Amtsrichter einer Nachprüfung 
durch die höhere Instanz unterliegt. 

Der Entwurf einer Militärstrafgerichtsordnung hatte im § 228 die An- 
ordnung der Durchsuchungen und Beschlagnahmen bei anderen Personen 
als den aktiven Militärpersonen dem Gerichtsherrn zugewiesen und 
vorgesehen, daß die von ihm angeordneten Durchsuchungen und Beschlag- 
nahmen auf sein Ersuchen durch das Amtsgericht »bewirkt: werden sollten. 

Entsprechend der Vorschrift des § 358 des Entwurfs (8 373 des Geseßes), 
wonach die Rechtsbeschwerde nur stattfindet, soweit sie im Geseß aus- 
drücklich zugelassen ist, war im Abs. 3 des § 228 des Entwurfs gegen 
die Anordnungen des Gerichtsherrn ein Beschwerderecht gegeben. 

Eine Geseßesbestimmung dahin, daß auch die Anordnungen der um 
»Bewirkung« der Maßregeln ersuchten Behörde mit der Beschwerde an- 
fechtbar seien, hat der Entwurf für entbehrlich gehalten, weil nach Abs. 4. 
des § 228 des Entwurfs -auf das Verfahren der ersuchten Behörde die 
Vorschriften der bürgerlichen Strafprozeßordnung Anwendung finden« und 
sich, wie die Begründung des Entwurfs ausdrücklich hervorhebt, aus dieser 
Verweisung ohne weiteres ergibt, daß »für Beschwerden über die Art der 
Ausführung einer Beschlagnahme oder Durchsuchung seitens der er- 
suchten Behörde die Vorschriften der bürgerlichen Strafprozeßordnung maß- 
gebend« sind. 

In dem 8 239 der MStGO. ist auf Veranlassung der Reichstagskommission 
auch die Anordnung der Durchsuchung und Beschlagnahme dem A mts- 
richter zugewiesen worden. Demgemäß hat die Rechtsbeschwerde nach 
Abs. 3 des § 228 des Entwurfs keine Aufnahme in das Geseß gefunden. 
Da aber der Abs. 3 des § 239 auch für die nunmehr erweiterte Tätigkeit 
des Amtsgerichts auf die Vorschriften der bürgerlichen Strafprozeßordnung 
verweist und nach dem Bericht der Reichstagskommission über ihren dem- 
nächst debattelos angenommenen Abänderungsvorschlag keineswegs be- 
absichtigt war, die nunmehr dem Amtsrichter zugewiesene einschneidende 
Maßregel der Anordnung von Durchsuchungen und Beschlagnahmen der 
im Entwurf vorgesehenen Nachprüfung durch eine höhere Instanz zu ent- 
ziehen, so ergibt sich zweifelsfrei, daß durch die im Geseß enthaltene Ver- 
weisung auf die Vorschriften der bürgerlichen Strafprozeßordnung auch die 
Anfechtbarkeit der die Anordnung von Durchsuchungen oder Beschlag- 
nahmen aussprechenden Entscheidungen des Amtsrichters nach den 
88 346 ff. StPO. begründet ist. 

Ebenso: Schlayer, S. 96 Anm. 3; Koppmann, Anm. 10 zu 8 239; 
Elsner v. Gronow und Sohl, Anm. zu Abs. 3 des § 239; Romen und 
Rissom, Anm. 4a zu Abs. 3 des § 239; vgl. auch: Stenglein, Anm. 3 
a. E. zu 8 239. - 

Dieses Beschwerderecht steht nach der bürgerlichen Strafprozeßordnung 
allen Beteiligten, also sowohl dem Betroffenen, soweit er durch die Ver- 
hängung der Maßregel oder durch die Art ihrer Ausführung beschwert 
wird, wie auch der Staatsanwaltschaft, dem Nebenkläger usf. zu, sofern 
die le&teren die Ablehnung der beantragten Maßnahme oder die Art ihrer 
Durchführung anfechten wollen. 

Der im bürgerlichen Strafverfahren die in Rede stehenden Maßregeln 
betreibenden Staatsanwaltschaft entspricht aber im Falle des § 239 MStGO. 
grundsäßlich im allgemeinen der ersuchende Gerichtsherr oder Untersuchungs- 
führer, eine Rechtslage, welcher das Geseß selbst an anderer Stelle durch 
die aus § 160 der bürgerlichen Strafprozeßordnung herübergenommenen Vor- 
schrift des § 160 Abs. 3 Sag 2 der MStGO, erkennbar Rechnung getragen hat. 
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Hiernach muß angenommen werden, daß diejenigen Entscheidungen, 
welche der sich der Rechtshilfe auf Grund eines Ersuchens nach § 239 
MStGO. unterziehende Amtsrichter in Anwendung der §§ 94—111 StPO. 
trifft, auch von der ersuchenden Militärbehörde nach den Vorschriften der 
bürgerlichen Strafprozeßordnung, d. h. nach 88 346ff. daselbst durch 
S bei dem übergeordneten Landgericht sollten angefochten werden 

Önnen. 

In gleichem Sinne ist auch die Begründung des 8 196 des Entwurfs 
einer Militärstrafgerichtsordnung zu verstehen, welche in der Form des 
Abs. 2 des $ 204 MStrGO. in das Gese& aufgenommen worden ist. Der 
& 196 des Entwurfies sah nur eine Rechtsbeschwerde an das Reichsmilitär- 
gericht vor, »soweit die Verhängung der in den §§ 178 und 195 gedachten 
Zwangsmaßregeln vom Gerichtsherrn verfügt iste. Hierzu bemerkten die 
Motive: = 

§ 196 sichert das Beschwerderecht der Zeugen gegen Zwangsmaßregeln 

(vgl. §§ 178, 195), soweit solche Maßregeln vom Gerichtsherrn verfügt 

sind. Soweit dagegen die seitens des Amtsrichters bewirkte Festsegung und 

Vollstreckung von Zwangsmaßregeln in Frage kommt ($ 178 Abs. 4 in 

Verbindung mit $ 195 Abs. 3), sind die Vorschriften der bürgerlichen 

StrafprozeBordnung (8 346) maßgebend. 

Hier kommt klar zum Ausdruck, daß im zweiten Falle die §§ 346 ff. 
StPO. nicht nur ein Beschwerderecht des Zeugen, sondern naturgemäß 
auch ein solches der Militärbehörde begründen, ein Ergebnis, welches 
bei dem völlig freien und von der Auffassung der Militärbehörde un- 
abhängigen Prüfungsrecht des Amtsrichters in den Fällen der 88 186 und 
203 MStGO. (vgl. Romen und Rissom, Anm. 7 zu § 12 EG. zur 
MStGO.) durchaus geboten erscheinen mußte. | 

Weigert sich dagegen der Amtsrichter, sich der Rechtshilfe zu unterziehen, 
so kommt für die ersuchende Behörde nur eine Beschwerde nach § 12 
EG. z. MStGO. in Frage. Wenn auch die Anweisung des Amtsgerichts 
gemäß § 239 MStGO. einen Fall der eigentlichen Rechtshilfe — Über- 
tragung einer an sich zur eigenen Zuständigkeit des ersuchenden Gerichts 
gehörenden richterlichen Handlung auf ein anderes Gericht —, wie er in 
den 88 157ff. GVG. und 88 11ff. EG. z. MStGO. vorausgesegt und be- 
handelt ist, nicht darstellt, so war doch eine — entsprechende — An- 
wendung des § 12 EG. auf das im Entwurf vorgesehene Ersuchen um 
Bewirkung der vom Gerichtsherrn angeordneten Durchsuchungen und 
Beschlagnahmen beabsichtigt, wie die Begründung der §§ 12, 13 des Ent- 
wurfs eines Einführungsgeseges zur Militärstrafgerichtsordnung (Abs. 1 
legter Sag) erkennen läßt. Ob für das im Entwurf nicht vorgesehene 
Ersuchen um Anordnung von Beschlagnahmen und Durchsuchungen 
ohne weiteres ein gleiches gelten muß, wie die Kommentare der Militär- 
strafgerichtsordnung übereinstimmend — ohne Begründung — annehmen, 
kann zweifelhaft erscheinen. Der Hinweis auf S. 91 der Motive zum 
Gerichtsverfassungsgeseg, wonach eine dem Ersuchen nicht völlig ent- 
sprechende Ausführung eine teilweise Ablehnung enthalte, verschlägt offen- 
sichtlich nicht, weil diese Stelle naturgemäß nur die eigentlichen 
Rechtshilfeersuchen im Auge hat. 

Keinesfalls geht es aber an, in dem hier vorliegenden Falle des § 239 
MStGO., in dem die Militärgerichte bei Vornahme einer prozeßrechtlichen 
Handlung an die Mitwirkung der bürgerlichen Gerichte gebunden sind, 
andere als die Rechtshilfe — d. h. die sachliche Prüfung und Ent- 
schließung über die Anordnung einer Durchsuchung oder Beschlagnahme — 
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überhaupt ablehnenden Entscheidungen des Amtsgericht der be- 
sonders gearteten, nach ihrer ganzen Fassung im Geseße auf andere Fälle 
nicht passenden Beschwerde des § 12 EG. zu unterstellen. Denn bei dem 
engen Zusammenhange, in dem die beiden ersten Säße des dritten Absaßes 
des § 12 EG. z. MStGO. stehen, muß das Beschwerdegericht dem Rechts- 
mittel immer dann stattgeben, wenn der Amtsrichter aus anderen Gründen 
als wegen Unzuständigkeit des angerufenen Gerichts oder wegen Verbots- 
widrigkeit der beantragten Handlung das Ersuchen abgelehnt hat. Das 
kann der Gesetgeber aber für die Fälle des $ 239 MStGO. unmöglich 
gewollt haben. 

Eine dergestalt verschiedene Behandlung zweier sachlich gleichartigen 

Beschwerden nur mit Rücksicht darauf, welcher Beteiligte sie erhebt, würde 
auch zu unhaltbaren Ergebnissen führen. Der Fall liegt nahe, daß die 
gleiche Verfügung des ersuchten Amtsgerichts über den Umfang oder die 
Art der Durchführung einer Durchsuchung oder Beschlagnahme auf der 
einen Seite dem Betroffenen und auf der anderen Seite der ersuchenden 
Militärbehörde zur Beschwerde gereicht. Es geht nicht an, daß die Nach- 
prüfung und die Entscheidung über die amtsrichterliche Verfügung auf 
Beschwerde der Militärbehörde einmal dem Oberlandesgericht und weiterhin 
dem Reichsgericht übertragen und demnächst auf Beschwerde des Betroffenen 
dem anderweiten, vielleicht entgegengesetten, nach § 352 StPO. höchst- 
an Befinden der Strafkammer des Landgerichts unterbreitet sein 
sollte. 
. Das Kammergericht verkennt nicht, daß der I. Strafsenat des Reichsgerichts 
in der in der »Juristischen Zeitschrift für das Reichsland Elsaß-Lothringen« 
29 141 abgedruckten Entscheidung v. 1. Dezember 1902 und kürzlich in dem 
50 241 der »Entscheidungen in Strafsachen« veröffentlichten Beschlusse v. 
8. Februar 1917 einen abweichenden Standpunkt eingenommen hat. Da 
dieser Rechtsstandpunkt jedoch eine den vorstehenden Erwägungen ent- 
gegenstehende Begründung bisher nicht erfahren hat, so konnte die hier 
zu treffende Entscheidung dadurch nicht beeinflußt werden. 


Verordnung über den Handel mit Lebens- und Futtermitteln und zur 
Bekämpfung des Ketltenhandels v. 24. Juni 1916 (RGBl. S. 58D $ 12 
Abs. I. Reichsgesetz v. 7. Juni 1909 gegen den unlauteren Wettbewerb 
SS 3, 4, 9, 7. Was ist i. S. der angeführten Bestimmungen unter Mit- 
leilungen, die für einen größeren Kreis von Personen bestimmt sind, su 
verstehen? Fallen darunter Postkarten mit der aufgedruckten Auf- 
forderung zur Abgabe von Preisangeboten als Mitteilungen, die von 
vornherein für einen größeren Personenkreis bestimmt waren, auch dann, 
wenn sie hintereinander an die su jenem Kreis gehörenden Personen 
gesandt werden? 


StrS. U. v. 11. Januar 1918 g. A. S. 1008/17. 


Aus den Gründen: Im Sinne des § 12 Abs. 1 der Verordnung über 
den Handel mit Lebens- und Futtermitteln und zur Bekämpfung des Ketten- 
handels v. 24. Juni 1916 (RGBl. S. 581) sind Mitteilungen, die für einen 
größeren Kreis von Personen bestimmt sind, ebenso wie die in dem 
Reichsgeseg v. 7. Juni 1909 gegen den unlauteren Wettbewerb in den 
§§ 3, 4, 6, 7 gemeinten Mitteilungen solche, die nicht für das Publikum 
im allgemeinen, sondern nur für einen bestimmten Teil bestimmt sind. 
Die Mitteilung kann auch nach und nach geschehen, wenn sie nur von 
Anfang an für einen größeren Kreis bestimmt ist. 
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(Vgl. Stenglein, »Strafrechtliche Nebengesete:, vierte Auflage, I 1028 
Anm. 4 zu 8 3 des Gesetes v. 7. Juni 1909 sowie auch das dort an- - 
geführte Urteil des Reichsgerichts v. 12. April 1907, »Entsch. in Strafs.« 40 
122, 123, 130—132). 

Dies ist im vorliegenden Fall vom Berufungsgericht mit eingehender 
Begründung zutreffend dargelegt. Denn es ist nach Inhalt der Urteils- 
gründe vom Berufungsgericht als erwiesen angesehen, daß die Gesell- 
schaft, deren WVorstandsmitglied und kaufmännischer Leiter der An- 
geklagte ist, sich mit der den Postkarten aufgedruckten Aufforderung zur 
Abgabe von Preisangeboten an einen größeren Kreis von Personen gewandt 
hat, und daß diese Mitteilurtg von vornherein für einen solchen Personen- 
kreis bestimmt war. Das folgert der Berufungsrichter rechtlich bedenken- 
frei bereits aus der erklärten Absicht, die gedruckten Karten an alle die- 
jenigen Firmen des Deutschen Reiches zu senden, welche der Gesellschaft 
nach Inhalt des Reichsadreßbuches als geeignet erscheinen würden. Damit 
war ein größerer Kreis von Personen, an die jene Mitteilungen gelangen 
sollten, gebildet, und es kommt dabei nach obigem nicht darauf an, ob 
die Mitteilungen gleichzeitig an die zu dem gedachten Kreis gehörenden 
Personen oder hintereinander an einzelne dieser Personen gesandt sind. 
Gerade der von einer Lebensmittelfabrik verfolgte Zweck, zur Deckung 
ihres Bedarfs sich an eine möglichst große Zahl von Handlungen zu 
wenden, die solche Bedarfsartikel verkaufen, und sich dadurch eine möglichst 
große Zahl von Bezugsquellen zu eröffnen, brachte es mit sich, die: Mit- 
teilungen einem weiten Kreis von Personen zugehen zu lassen... 


Besprechungen. 
Von Josef Kohler. 


1. Verbrechertumslehre. 


Si ed Türkel, Die Zurechnungsunfähigkeit. Verlag Franz Deuticke, 
pzig und Wien (1915). 
Der Verfasser spricht hier von Zurechnungsunfähigkeit (soll heißen Unzurech- 
n gkeit) und begibt sich in längerer Darstellung in die Flut der Meinungen 
über Determinismus und Indeterminismus. Eine derartige Zusammenstellung, 
namentlich jener längst widerlegten deterministischen Behauptungen, welche nur 
eben von dem Mangel hilosophischer Vertiefung zeugen und die ich seinerzeit in 
meinen »Modernen Rechtsproblemen« S. 15f. widerlegt habe, ist überflüssig, und 
vor allem ist es überflüssig, die Unklarheiten, welche hier in die Welt geset 
worden sind, zu wiederholen, die seinerzeit schon von den Scholastikern in ihrer 
scharfen Denkweise längst beseitigt wurden. Des weiteren spricht der Verfasser 
über die österreichischen Entwürfe und die Versuche, welche gemacht sind, hier 
für die Kennzelchnung der De hy che ae festen Boden zu gewinnen. 
Hier erfahren wir die recht seltsamen Behauptungen von Löffler, daß die Volks- 
anschauung deterministisch sei, wobei er sich auf das eklatante Beweismittel in 
Schönherrs »Glaube und Heimat« beruft, weil hier die Leute sagen, daß sie 
nicht anders hätten handeln können; ja, es wird noch geltend gemacht, daß unter 
ebildeten Laien der herkömmliche, auf Willensfreiheit basierte Schuldbegriff in 
ißkredit gekommen sei. Auf derartige Löfflersche Behauptungen verlohnt sich 
nicht weiter einzugehen. Wenn hier von gebildeten Laien die Rede ist, die den 
Schuldbegriff deterministischerweise erfassen, so sind eben höchstens die Materia- 
listen gemeint, bei denen die gesunde Anschauung durch eine verflachte Schein- 
philosophie verdrängt worden ist. 


Julius Kauffmann, Die Psychologie des Verbrechens. Verlag von Julius 
Springer, Berlin (1912). 

Die Art dieses Werkes ist vor allem kritisch, und sein Wert beruht haupt- 

sächlich darauf, daß der Verfasser auf Grund reicher Erfahrungen sowohl bei ge- 
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enen als auch bei freigelassenen Verbrechern urteilt und tiefe Blicke in die 
Verbrecherseele geworfen hat. Er spricht erhebliche Zweifel aus über dasjen 
was von ee ee von Psychose bei den Verbrechern behauptet wird 
er ist auch sehr skeptisch über die erzieherischen Erfolge unserer Gefängnisse und 
will namentlich die erzieherische Gefängnisarbeit, die eben nicht eine Arbeit in 
der Freiheit ist, bezweifeln. 

Was er aber positiv von NEE pen sagt, gibt ein sehr unvollkommenes Bild 
vom Verbrecherleben. Von erheblicher Bedeutung sind jedoch seine Ausführungen 
"über die Prostituierten und Zuhälter, und am meisten Interesse bieten die von 
ihm wiedergegebenen Aufzeichnungen eines Zuhälters über das Verhältnis zwischen 
Zuhälter und Dirne: es wirft helle Schlaglichter auf diese Karrikatur des Liebes- 
lebens. Auch diese Karrikatur der Liebe hat ihre Eifersucht, aber es ist nicht die 
Eifersucht DoD des Verkehrs der Dirne mit Fremden, sondern die Eifersucht, 
die hervorbricht, wenn die Dirne sich noch einem zweiten Zuhälter anhängt, oder 
Sodann bekommen wir hier ein Bild von der ganzen Launenhaftigkeit 
und Zerfahrenheit dieses Verkehrs und von der Gemütsstimmung solcher Dirnen, 
welche einen Zuhälter, der sie prügelt, viel höher schäßen als einen schlappen, 
gutartigen Gesellen, der alles durchläßt. Wie dann diese Gesellschaft in den 

schemmen sigt und dabei jeweils einer der Zuhälter den Kellner spielt! dieses 
ganze Schmaroßertum der Menschheit tritt uns hier besonders anschaulich entgegen. 

Im übrigen handelt der Verfasser vom Landstreichertum und vom AJkohol und 
Nikotinvergiftung bei den Verbrechern, ist aber sehr skeptisch, was die Frage der 
erblichen Belastung betrifft. 

Die speziell juristischen Ausführungen lassen manches zu wünschen übrig. Solche 
Behauptungen wie auf S. 271, daß die Gerichtsurteile an die reichsgerichtlichen 
Entscheidungen gebunden seien, wofür er sich auf Reichsverfassung a. 2 und Qe- 
richtsverfassungsgeset $ 136 bezieht, sollten auch in nichtjuristischen Werken richtig- 

estellt werden. Das, was er über die Straftheorie sagt, ist ohne erheblichen 
ortschritt. Wenn er übrigens für Straflosigkeit oder Anse&ung einer Geldstrafe 
bei nichtgewinnsüchtiger Abtreibung eintritt, so dürfte dies gerade heutzutage 
wenig zeitgemäß sein. Dagegen hat er darin vollkommen recht, daß in gewissen 
Fällen eine tüchtige körperliche Strafe das einzig Richtige wäre; und was man 
einstens gegen die Prügelstrafe sagte, beruht auf doktrinären Einbildungen, auf 
Überschägung der Mannesheiligkeit im Verbrecher und auf jener Sentimentalität, 
die sich auch gegen die Todesstrafe gekehrt hat. 

Vollkommen verkannt ist die WERNE der religiösen Erziehung. Daß auch 
bei Strafanstaltsgeistlichen manche Verkehrtheiten vorkommen mögen, ist richtig; 
aber die religiöse Bildung ist eines der wenigen Mittel, welche Menschen dieser 
Stufe zu erziehen vermögen; sie ist im höchsten Maße zu steigern. Die Religion 
allein gibt solchen Menschen etwas positiv Innerliches, was eine Besserung und 
Umkehr bewirken kann. 

2. Strafrecht. 


K. Wiesinger, Die Zölle und Steuern des Deutschen Reichs. Verlag von 

J. Schweißer, München und Berlin (1912). 

Aus diesem Werk ist juristisch namentlich folgendes hervorzuheben: 

1. Das Vereinszollgeset ist, nachdem der Zollverein im Deutschen Reich auf- 
gegangen ist, als Reichsgeseġ zu betrachten, und gilt daher auch in exponierten 

Istätten Deutschlands. 

2. Das Zollstrafrecht als a ae ist, wie ich in meinem Leitfaden 
S. 163. dargelegt, nicht nach den Regeln des gewöhnlichen Strafrechts zu behandeln, 
Dem entspricht auch die Möglichkeit einer Haftung der Gewerbetreibenden für 
ihre Bediensteten, der Eltern für ihre Kinder, der Hausherrn für das Gesinde, also 
eine Sa allung ohne Schuld, in welcher Beziehung auf a. 153 VZG. zu ver- 
weisen ist. 

3. Die Behandlung der ne wonach, wenn die Sache dem Eigentümer 
nicht gehört, der Schuldige den Wertersaß zu leisten hat, ist vorbildlich für die 
wo gebung. Wir verweisen in dieser Beziehung namentlich auf S. 195f. des 

erkes. 
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Strafrecht. 


Äquivalenz im Strafrecht. 
Von Josef Kohler. 


I. Verschuldungsäguivalenz. 


8 1. 

D" Lehre von der Gleichwertigkeit oder Aquivalenz muß überall 

eine große Rolle spielen, wo das geistige Leben sich mit der 
Außenwelt berührt. Zuerst ist sie in großem Maße hervorgetreten, als 
man im Erfinderrecht gewahr wurde, wie leicht ein Patent umgangen 
werden kann, indem an Stelle des einen Verfahrens ein anderes geset 
wird, welches dieselbe technische Funktion hat; und so kam man zu 
dem Sate, daß, wo dieselbe technische Funktion vorliegt, da auch eine 
Aquivalenzerscheinung und mithin ein Handeln innerhalb derselben 
Patentidee gegeben ist, so daß der Patentinhaber es verbieten kann. 
Man kam auf diese Weise zur Erfindungs- und Ausführungsidee und 
allen den Ausläufern, deren Studium gerade den wesentlichen Teil des 
Patentrechts ausmacht !). Ebenso muß aber auch sonst in der Welt des 
Geschehens, .sobald der Mensch mit der Außenwelt ringt und über sie 
Herr werden will, der Grundsaß der Gleichwertigkeit eintreten; denn 
wie dieselbe Rechtsidee, so kann auch dasselbe Unrechtsbestreben in 
der Welt der Erscheinung zu den verschiedensten Varianten führen. 
Wollte man davon absehen, so würde insbesondere das Strafrecht in 
derselben Weise ausgleiten wie das Erfinderrecht; denn höchst selten 
wird eine verbrecherische Absicht, was Gegenstand und Mittel betrifft, 
sich genau so entwickeln, wie sie sich im Kopf des Verbrechers gestaltet 
hat, sondern es werden stets die einen oder anderen Abänderungen 
von dem Bilde entstehen, welches der Verbrecher in seiner Seele trug. 
Die Tat wird niemals vollkommen sich zu der Absicht verhalten wie 
der Abdruck zur Matrize. Es heißt im Unrechttun wie im Kunstwerk: 
das Licht, das sich ergießt, zersplittert sich, und nirgends webt das 
Ganze ?). 

Will daher das Strafrecht den Bedürfnissen der Gerechtigkeit ent- 
sprechen, so muß es zur Folgerung gelangen: der Verbrecher ist auch 
dann wegen vollendeten Deliktes zu bestrafen, wenn die Ausführung 
nicht vollkommen zu dem Bilde in der Seele des Verbrechers stimmt, 
vorausgesett nur, daß sie, diesem Bilde gegenüber, als »Gleichwert« 
(Äquivalent) erscheint. n 


1) »Handb. des Patentrechts« S. 133f.; »Lehrb. des Patentrechts« S. 451. 
2) Dantes »Heilige Reise« 3 13. 
Archiv. Bd. 66. 7 
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Gleichwert im Sinne des Erfinderrechts ist etwas, was innerhalb 
derselben Erfinderidee und deshalb innerhalb desselben Erfinderrechts 
liegt. Gleichwert im Sinne des Strafrechts ist ein Ergebnis, welches im 
Sinne der qualitativen strafrechtlichen Würdigung dem Kreise angehört, 
in welchem die verbrecherische Absicht sich bewegt. 

Dies wird insbesondere bei den Delikten in Betracht kommen, welche 
eine körperliche Einwirkung auf einen Gegenstand enthalten; so bei den 
Lebens- und Körperverleßungsdelikten, so auch bei der Sachbeschädigung. 
Wird hier der A. statt des B., wird hier die Sache M. statt der Sache N. 
verlegt, so müß gesagt werden, daß ein Mensch als Äquivalent des anderen, 
daß die eine fremde Sache als Äquivalent der anderen fremden Sache 
gilt, da die Rechtsordnung einen Menschen wie den anderen und ein 
Eigentum wie das andere schüßt, und es ihr insofern nicht in Betracht 
kommt, ob die verbrecherische Ausladung den A. oder den B. trifft. 
Für das individuelle Befriedigungsempfinden des Täters kann dies 
natürlich einen ungeheuren Unterschied ausmachen; allein dies ist ein 
Rückschlag des Verbrechens im individuellen Leben, der für die Rechts- 
ordnung nicht maßgebend ist, mindestens nicht, was die Tat in abstracto 
betrifft, wenn er auch bei der Strafzumessung mit in Rücksicht kommen 
kann. Es war anders zu einer Zeit, als es noch rechtlose Sklaven gab 
und in dieser Beziehung eine Abirrung erfolgte, indem man einen 
Sklaven töten wollte und einen freien Menschen traf?); und in mittel- 
alterlicher Zeit wurde der Fall viel erörtert, wenn man einen Bürger 
töten wollte und einen Fremden verlegte, oder gar einen Banħñitus *). 

Die Aquivalenz kann sich auch auf den Treffpunkt innerhalb desselben 
Gegenstandes beziehen; zum Beispiel A. will den B. am Bein verlegen 
und verlegt seinen Arm u. a. Hier ist allerdings zu beachten: ist der Er- 
folg ein schwerer, während ein leichter Erfolg beabsichtigt wurde, so kann 
das Plus dem Täter nicht vollkommen angerechnet werden: er ist nicht 
wegen beabsichtigter schwerer Körperverlegung, sondern nur wegen 
beabsichtigter einfacher Körperverlegung mit schwerem Erfolg zu be- 
strafen. Ist allerdings die beabsichtigte und die eingetretene Körper- 
verlegung eine schwere, dann wird er wegen beabsichtigter schwerer 
Körperverlegung bestraft, auch wenn seine Absicht etwa auf Blendung 
gerichtet war, die Folge aber nicht Blendung, sondern Yerstimmelung 
eines Körpergliedes ist. 

Ausgeschlossen wäre die Äquivalenz, wenn der Gegenstand in der 
Wertung und im Schuße des Rechts eine ganz andere qualitative 
Stellung einnimmt. Es ist keine Äquivalenz, wenn ein Wilderer einen 
Rehbock schießen will und einen Menschen trifft, und umgekehrt: Sache 
und Person sind in der Wertung des Rechts grundsäßlich verschieden. 

3) Vgl. fr. 38 4 und fr. 4 de injur. (welche Stellen im Mittelalter eine große 


Rolle gespielt haben). 
4) »Strafrecht der italienischen Statuten« S. 231. 
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So, was die Körperdelikte betrifft. 

Bei den Mitteilungsdelikten kommen dieselben Grundsäße in Betracht’). 
Wie, wenn eine landesveräterische Mitteilung statt an den Offizier A. 
an den Offizier B. gelangt, welche beide aber dem feindlichen Staat 
angehören? Oder wenn im Weltkrieg eine Mitteilung, die an einen 
Franzosen gerichtet ist, einem Engländer in die Hände fällt? In beiden 
Fällen wird eine Äquivalenz vorliegen; nicht aber, wenn die Mitteilung 
in die Hände eines gutgläubigen Polizisten fällt, in welchem Falle das 
Delikt im Versuch stecken bleibt °). 

Bei Publizitätsdelikten wird regelmäßig das Publizitätsorgan für den 
Bestand des Deliktes gleichgültig sein; wenn eine Nachricht aus Ver- 
sehen in der Zeitung A statt in der Zeitung B erscheint, so ist dies 
für die Frage der Publizität prinzipiell dasselbe. 

Weniger schwierig wird sich die Frage verhalten, wenn der Unterschied 
sich auf das Mittel der Tat bezieht oder auf die Art und Weise, wie die 
von dem Täter erregte Kraft schließlich zum Ziele gelangt. Jemand will 
das Gift A geben und gibt an Stelle dessen das Gift B; jemand will seine 
Frau im Wasser ertränken: er wirft sie hinab, und ihr Kopf zerschellt 
am Brückenpfeiler; er will eine Frauensperson durch einen Schlag auf 
die Brust töten und trifft den Unterleib der Schwangeren, deren 
plagender Uterus den Tod herbeiführt”),, Oder er will den B. mit dem 
Degen durchbohren, und ein Splitter fährt diesem ins Auge und tötet 
ihn; er will durch Veröffentlichung des Festungsplanes A das Vaterland 
verraten, und er veröffentlicht aus Versehen den Festungsplan B; er 
will, daß jemand während seines gewöhnlichen Spazierganges am 
Morgen des Tages in das Selbstgeschoß tritt, und dieser hat den 
Spaziergang auf den Abend verschoben, wo er dann durch den Spreng- 
schlag umkommt. 

Auch sonst können die verschiedenen Facetten des Lebens ein ver- 


s) Über die Einteilung der Delikte in Körper-, Mitteilungs- und Publizitätsdelikte 
vgl. mein »Internationales Strafrecht« S. 116. 

6) Bei der wörtlichen Beleidigung gilt nur scheinbar etwas anderes (»Arch.« 47 23). 
Wenn die beleidigenden Worte, die an den A. gerichtet sind, von dem B. auf- 
gefangen werden, so ist B. für die Beleidigung ein untaugliches Objekt; er ist ein 
taugliches Objekt nur für die beleidigenden Worte, welche seine Person erfassen, 
nicht für die Worte, die dem Herrn C. oder D. gelten, und die für ihn lediglich 
Luft sind. Wenn man dem Herrn B. sagt, daß Herr C. ein Schuft sei, so ist dies 
keine Beleidigung des B., und wenn man bei der Rede mit B., in Abkürzung, das 
Wort »du« statt des Wortes »Herr C.« gebraucht, weil man glaubt, den Herrn C. 
vor sich zu haben, so sagt man nichts anderes, als daß C. ein Schuft sei, was für B. 
völlig gleichgültig ist. Dies ist auch der Kern der Wahrheit, welche Bartolus 
und Baldus aussprechen, daß bei der Injurie mehr als sonst der animus in Be- 
tracht käme. Heutzutage ist dies besonders wichtig: es kann bei falscher Telephon- 
verbindung tagtäglich vorkommen. Bei Realinjurien, bei der eine körperliche 
Antastung stattfindet, ist es natürlich anders. 

7) Vgl. auch »Kassationshof Rom« vom 1. Mai 1901, »Rivista penale« 54, 49. 

Tr 
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schiedenes Tatenbild aufweisen; zum Beispiel A. hat den B. aufgefordert, 
den X. totzuschlagen, und dieser tötet ihn durch Gift; er hat ihm den 
Auftrag gegeben, einzuschleichen und durch Einschleichen zu stehlen: der 
Beauftragte mißversteht dies und begeht einen Einbruchsdiebstahl usw. 

Ausgeschlossen ist die Aquivalenz, wenn der Täter ein untaugliches 
Mittel gewollt und dann aus Versehen oder infolge der Miteinwirkung 
eines anderen ein taugliches Mittel gebraucht hat; zum Beispiel wenn 
er ein unschuldiges Zauberwasser geben wollte und ihm ein anderer 
ein schweres Gift in die Hand gedrückt hat, oder wenn er aus Versehen 
die Gläser verwechselte. Hier greift das wirkliche Mittel vollkommen 
über das beabsichtigte Mittel hinaus, und es kann daher ebensowenig 
als Äquivalenz behandelt werden, wie wenn man beim chemischen 
Vorgang an Stelle eines unschuldigen Lösungsmittels ein scharfes 
Reaktionsmittel genommen hätte. Dasselbe wäre der Fall, wenn etwa 
die eine Aktenmappe eine bloße Denunziation, die andere aber ein 
landesverräterisches Manuskript enthielte, und wenn mit diesen Akten- 
mappen eine Verwechslung erfolgt wäre. 


§ 2. 

Die Aquivalenz kommt aber nur im Bereich des Kausalismus in Be- 
tracht; sie bleibt dann aus dem Spiel, wenn der Kausalismus völlig 
abgebrochen wird und an Stelle dessen eine neue Kausalreihe eintritt: 
ist die Kausalität abgeschnitten, so hört das Wirken auf; es kann daher 
nicht mehr gefragt werden, ob der Erfolg des Wirkens äquivalent sei 
oder nicht. | | 

Daher fällt völlig die Kombination aus, wenn jemand seinen Neben- 
buhler veranlaßt hat, an einen Ort mit Selbstgeschossen zu gehen, und 
wenn dieser auf dem Wege dahin von einem Räuber niedergeschlagen 
wird. Oder die Kombination: wenn jemand seine Schwiegermutter 
veranlaßt, in einem brüchigen Schiffe zu reisen, und sie, bevor das 
Schiff untergeht, etwa gelegentlich eines Streites getötet wird, oder 
auch, wenn sie die Seegefahr besteht, aber sodann auf dem Lande 
durch irgendeinen Unfall das Leben verliert. Oder die Kombination: 
wenn ich auf jemanden schieße und dieser im Augenblick des Schusses 
aus Zufall ausgleitet und sich zu Tode fällt; oder wenn meine Kugel 
statt des A., den ich töten will, ein benachbartes Strohdach trifft, hier 
ein Brand entsteht und in der Folge der Feuerwehrmann B. das Leben 
verliert; oder wenn ich einen Feuerwerfer schwinge, dieser, ohne zu 
treffen, zu Boden fällt und ein anderer ihn aufhebt und weiterwirft. 
In diesen Fällen lagen die wirkenden Elemente ganz außerhalb der 
Kausalkette: entweder trat eine neue, den bisherigen Kausalismus 
durchkreuzende Kausalität ein, oder die Kausalkette war völlig ab- 
geschlossen, und eine neue Kette von Geschehnissen entwickelte sich. 

Eine solche Unterbrechung des Kausalzusammenhanges liegt auch 
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dann vor, wenn der Angegrifiene in Abwehr und Verteidigung getreten 
ist und hierbei durch Zufälligkeiten verlegt wird; zum Beispiel wenn B. 
auf den genommenen Trank hin ein (angebliches) Gegengift nimmt und 
dabei zugrunde geht, oder wenn er dem Angriff entflieht und dabei 
durch ein herabstürzendes Felsstück zermalmt wird, oder wenn er 
sich zur Wehr seßt und sich dabei durch die eigene Waffe tötet. 
Hier sind Gegengift, Felsstück, Eigenwaffe nicht mehr Mittel, welche 
durch die Tätigkeit des Verbrechers gegen B. gewirkt haben, sondern 
sie entstammen einer neuen Kausalität, nämlich der Kausalität des 
abwehrenden oder vermeidenden Gegenhandelns. Anders wäre es, 
wenn der Täter zum voraus das Gegenmittel vergiftet oder wenn er 
nicht den B. körperlich angegriffen hätte, so daß sein Weglaufen den 
Charakter der den Angriff vermeidenden Flucht hatte, sondern wenn 
er ihn absichtlich nach einer bestimmten Stelle hin gejagt hätte, um 
ihn in den, Abgrund zu treiben, und dieser dabei von dem Felsstück 
getroffen worden wäre. In beiden Fällen läge die Tätigkeit des B. 
noch im Kreise des verbrecherischen Wirkens des Täters; im ersten 
Falle handelt der sich Rettende unbewußt als Helfer des Vergiftenden, 
im zweiten Falle ist der Todesschritt, welcher den Gejagten unter das 
Felsstück bringt, kraft der Lenkung und Leitung des zum Abgrund 
hintreibenden Verbrechers erfolgt. 


Von solcher Unterbrechung des Kausalzusammenhanges ist die andere 
Hypothese zu unterscheiden, wenn ein neues Wirkungsmittel zwar 
eingetreten ist, aber nicht die Kausalherrschaft übernommen, sondern 
lediglich die bisher erregte causa unterstüßtend gefördert hat, so daß 
der Erfolg, der durch die erste causa eingetreten wäre, infolgedessen 
mächtiger und ausgiebiger eintritt. Es ist dies der berühmte Fall, den 
man als concausa zu bezeichnen pflegt, der nichts anderes ist als 
eine Unterart des Exzesses im Erfolg, wenn über die Absicht hinaus 
ein Plus entsteht und infolgedessen der Täter nur in gemindertem Maße 
für das Plus zu haften hat; also einer der unten zu erwähnenden Fälle 
die seit Bartolus (vgl. unten S. 112) Gegenstand eingehender Erörterung 
gewesen sind. 

Wir finden solche Bestimmungen: 

in Tessin a. 300 8 3: »Se I’ esito letale della lesione o della pro- 
pinazione (bei der Vergiftung) venne determinato dal concorso di cause 
preesistenti o sopravvenute che il reo non poteva prevedere, le pene 
stabilite nel presente capo si diminuiscono di due gradi.« 

In Brasilien a. 295 § 2: »Si [a morte] resultar, não porque o mal 
fosse mortal, e sim por ter o offendido deixado de observar regimen medico- 
hygienico reclamado pelo seu estado .. .« (tritt mildere Strafe ein). 


Und in Italien a. 367: »Quando nei casi preveduti negli articoli prece- 
denti la morte non sarebbe avvenuta senza il concorso di condizioni 
preesistenti ignote al colpevole, o di cause soprevvenute e indi- 
pendenti dal suo fatto... (soll eine Milderung der Strafe eintreten). 
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Namentlich in Italien wird dieser Fall der concausa viel behandelt, 
allerdings hauptsächlich nach der prozessualischen Seite hin: ist die 
Behauptung der concausa das Vorbringen eines mildernden Umstandes? 
Muß daher im Schwurgerichtsverfahren, wenn die Verteidigung es be- 
antragt, unbedingt (nach a. 494 Cod. proced. penale) eine Frage danach 
an die Geschworenen gestellt werden? Früher war man mehr für die 
Verneinung und bezeichnete die concausa als einen die Modalität der 
. Tat betreffenden Umstand, dessen Berücksichtigung bei der Fragestellung 
dem freien Ermessen des Gerichtshofes unterstehe®); später war man für 
die Bejahung, so daß die concausa den (auf Antrag obligatorisch zu 
berücksichtigenden) Milderungsgründen zugesellt wurde °). 

Doch dieser Punkt ist hier nicht weiter zu behandeln und wurde nur 
zur Beleuchtung der ganzen Sachlage angeführt. 


8 3. | 

Alle jene Fälle der Äquivalenz pflegt man in der Lehre vom error 
in objecto und von der aberratio delicti zu behandeln, allein meist in 
einer ziemlich ungenügenden Weise. Zunächst hat man durchaus nicht 
alle maßgebenden Fälle inbegriffen; sodann ist es völlig unzutreffend, 
wenn man zwischen diesen beiden Fällen einen wesentlichen Unterschied 
gemacht und insbesondere den Fall des error in objecto auf ein ganz 
anderes Moment, auf eine Willensänderung in der Person des Täters 
zurückgeführt hat. Man hat seltsamerweise geglaubt, daß, wenn A. 
dem X. auflauert und in der Dunkelheit den Y. für den X. hält und 
niederschießt, eine Absichtsänderung eingetreten sei, und daß in dem 
legten Augenblick sich der Wille auf den Y. statt auf den X. gerichtet 
habe. Diese Annahme beruht auf einem vollkommen seelischen Miß- 
verständnis, sie beruht auf einer Verwechslung zwischen dem Verbrechen- 
begehungswillen und dem Ausführungswillen. Der Verbrechenbegehungs- 
wille bleibt stets auf den X. gerichtet; daß der Täter auf den in der 
Dunkelheit nahenden Y. schießen oder losschlagen will, ist immer nur 
die Ausführung der Absicht, den X. zu töten; das Gegenteil würde zu 
dem sonderbaren Ergebnis führen, daß, wenn jemand in’ der Verfolgung 
eines Rehbocks in der Dunkelheit einen Menschen erschießt, weil er die 
herbeihuschende Gestalt für den Rehbock hält, er die herbeihuschende 
Gestalt und damit den Menschen hätte töten wollen. Dies ist gewiß 
nicht der Fall: sicher hat er niemals die Absicht gehabt, einen Menschen 
zu töten. Wenn die Zigeunerin den Prinzen ins Feuer werfen will und 
aus Versehen das eigene Kind hineinwirft, so ist die Absicht niemals 
auf das eigene Kind gerichtet gewesen; und wenn jemand einen 


°) Entscheidungen in der »Giustizia penale« Bd. 6 Massimario nr. 884, 885; 
»Kassationshof« vom 6. März 1901 »Giustizia penale« 7 435. 
®) »Kassationshof« vom 10. Februar 1903, »Rivista penale« 58, 63. 
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Liebesbrief unterschreiben will und dabei sein eigenes Todesurteil unter- 
schreibt, so hat er sicher nicht sein Todesurteil unterzeichnen wollen. 

Der gleiche Irrgang kann das Mittel betreffen; man nimmt statt des 
Päckchens A das Päckchen B, indem man es für das richtige hält; 
auch hier ist die Absicht in keinem Augenblick von dem Mittel A auf 
das Mittel B übergesprungen. 

Richtig ist nur folgendes: der error in objecto beruht auf einer Ver- 
wechslung, und diese Verwechslung birgt ein gewisses seelisches Moment, 
allerdings nicht ein Moment, welches die Absicht, sondern ein Moment, 
welches die Ausführung betrifft. In den Fällen der sogenannten. aber- 
ratio delicti dagegen liegt ein solches seelisches Moment nicht vor; es 
liegt nicht vor, wenn der auf A. abgefeuerte Schuß infolge der Gegen- 
wirkung des A., der dem Täter in den Arm fällt, den B. trifft, oder 
wenn der Täter nicht die Päckchen verwechselt, sondern ein Dritter ihm 
das eine Päckchen untergeschoben hat. 

Dieser Unterschied in bezug auf das seelische Moment ist aber un- 
erheblich: sobald der Entschluß zur Ausführung übergeht, haben die dem 
Entschluß folgenden seelischen Vorgänge nur instrumentalen Charakter 
und stehen den übrigen instrumentalen Vorgängen, welche sich bei 
der Tat entwickeln, gleich. 

In manchen Fällen schrumpft auch das an und für“sich vorhandene 
seelische Moment zusammen, oder es wird ganz bedeutungslos; zum 
Beispiel A. hett den Hund gegen B., dieser fällt den C. an und verlegt 
ihn: hier kann es sein, daß der Hund den Wink mißversteht, oder daß 
er im richtigen Verständnis des Winkes den C. für den mißliebigen B. 
hält, oder daß er einfach in der erregten animalischen Wut auf den 
ersten Besten losfährt. Der Paletotdieb beauftragt den Kellner, den 
Überzieher mit dem Pelz zu holen; auch hier ist verschiedenes möglich: 
der Kellner ergreift, da zwei solche Überzieher vorhanden sind, den 
einen,-weil er ihn für den richtigen hält, oder er will den richtigen 
nehmen und nimmt in der Eile den anderen. Und wenn jemand den B. 
auffordert, dem X. aufzulauern und ihn zu töten und dieser aus Ver- 
wedhslung den Y. tötet, so liegt bezüglich des unmittelbaren Täters B. 
ein error in objecto vor; bezüglich des Anstifters aber ist es eine aber- 
ratio: denn das von ihm gewählte Mittel (der Angestiftete) ist abgeirrt. 
Soll hier der Täter wegen vollendeten, der Anstifter wegen versuchten 
Mordes verurteilt werden? Das wäre ja himmelschreiend ; man hat es 
auch im Falle Rose Rosal nicht getan. 

Damit ist die prinzipielle Identität der beiden Fälle erwiesen. 


§ 4. 
Der Äquivalenzlehre gehört auch der Fall an, den man als dolus 
generalis zu bezeichnen pflegt. Auch hier liegt eine Art von Abirrung 
vor, aber eine Abirrung in der Wertung der verschiedenen Momente 
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der Tat; zum Beispiel wenn die Tat aus den Momenten A, B, C, D 
besteht, und wenn der Erfolg erst in dem Moment D eintritt, während 
der Täter vermeinte, daß er schon im Moment A eingetreten sei. Man 
denke sich: der Mörder Cäsars gibt ihm einundzwanzig Stiche und hat 
den Glauben, daß schon beim dritten Stiche der Tod eintrat, wenn er 
auch aus Wut weiter gestochen hat. Wie, wenn es sich nachher heraus- 
stellt, daß erst der einundzwanzigste Stich den Tod herbeiführte? Hier 
muß man sagen: die ganze Tat ist eine feindselige Behandlung des 
Menschen, den man vor sich hat, welche feindselige Behandlung einen 
bestimmten Erfolg herbeiführen soll; ob der Erfolg im Stadium A oder 
B eintritt, ist gleichgültig, und es ist daher der Eintritt im einen und im 
anderen Moment äquivalent: die Tat ist vollendet, ob der Moment des 
Erfolges mit dem Moment, den der Täter für den Erfolgmoment ansieht, 
zusammentrifft oder nicht. So namentlich auch, wenn A. den B. 
heimlich ermorden will und die Elemente des Mordes und der Ver- 
heimlichung auseinanderfallen: er schlägt ihn nieder, hält ihn für tot 
und wirft ihn ins Wasser. Wenn hier die Folge sich anders entwickelt, 
indem erst das Verheimlichungsmoment den Tod herbeiführt, wenn 
also das Opfer zuerst nur scheintot ist und dann im Wasser erstickt, 
dann tritt dasselbe ein wie vorhin: die Äquivalenz ist auch hier eine 
Äquivalenz der verschiedenen Entwicklungsphasen des Delikts; das 
Strafrecht aber fragt nicht danach, ob der Erfolg in der ersten oder in 
der legten Phase eingetreten ist. Das gleiche wäre dann der Fall, 
wenn jemand den A. niedergeschlagen hat und für tot hält und dann 
einen anderen beauftragt, den Leichnam ins Wasser zu werfen, und 
wenn der andere ihn lebend anträfe und ihn im Mißverständnis des 
Auftrages ins Wasser würfe. 

Man möchte nun allerdings gerade bezüglich dieser Kombination 
folgendes behaupten: der dolus generalis sei auf den Fall zu beschränken, 
wenn der Täter von Anfang an eine heimliche Tötung beabsichtigte, so 
daß also beides, die Verlegungs- und die Verheimlichungshandlung, von 
Anfang an im Bilde gewesen ist; er treffe aber nicht auch dann zu, 
wenn der Täter zunächst an die Verheimlichung gar nicht dachte und 
diese Idee ihm erst bei der Tat aufgestiegen ist. Allein es wäre gegen 
alle Gerechtigkeit, eine solche Einheit nicht auch im letten Falle an- 
zunehmen. Man denke sich, daß jemand einen Menschen im Affekt 
niedergeschlagen hat und nachher im Grauen vor der Tat die ver- 
meintliche Leiche ins Wasser wirft. Allerdings kann man hier zwei 
Taten annehmen, allein die Taten gehören zu ein und demselben ver- 
‚ brecherischen Verhalten, so daß es zu einem ungerechten Ergebnis 
führte, wenn man hier einen Abschnitt machte und den Täter wegen 
zweier Strafdelikte verfolgte: die Gerechtigkeit kann den Mörder oder 
Totschläger, der erst während der Tat den Verheimlichungsbeschluß 
faßt, nicht anders behandeln als den Täter, der sofort mit der Ver- 
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heimlichungsabsicht handelt, weil die Verheimlichung nur eine Modalität 
in der Entwicklung des verbrecherischen Vorhabens ist; ganz ebenso 
wie wenn der Dieb eine Sache, die er nachträglich zu schwer findet, 
um sie fortzuschaffen, im Hause verbirgt, oder wenn der Giftmörder, 
nachdem er das Gift gegeben, sein Opfer verhindert, ein Gegengift zu 
nehmen. Die Gerechtigkeit verlangt hier eine einheitliche Behandlung, 
wie etwa beim fortgese&ten Delikt: wer immer eine verbrecherische 
Tat beginnt, der weiß, daß er in gewissen Beziehungen in das Un- 
gewisse greift, und daß an die eine Tat sich irgendwelche anderen 
Elemente anschließen können, die sich im Laufe der Entwicklung er- 
geben. Hier entscheidet nicht die Logik des Geschehens, sondern die 
Stimme der Gerechtigkeit. 

Übrigens würde auch der Fall unter den dolus generalis gehören, 
wenn etwa A. einen Brand gelegt und nun nachträglich mit dem Licht 
hineingekommen wäre, um sich über den Fortgang des Brandes zu 
verlässigen, und wenn es sich dann herausstellt, daß erst durch das 
offene Licht der Brand wirklich ausgebrochen ist. Auch hier bedeutet 
der zweite Vorgang eine Bestätigung und Sicherung des ersten, und es 
ist daher beides als Einheit aufzufassen. 

Auch eine weitere Konstellation ist zu berücksichtigen. 

Man spricht nämlich bei dem dolus generalis vielfach nur von der 
sukzessiven Tätigkeit; aber auch bei gleichzeitiger Einwirkung kann die 
nämliche Kombination zutreffen, also in dem Fall, wenn sich jemand zu- 
gleich des Mittels A und des Mittels B bedient in der Meinung, daß das 
Mittel A das allein wirksame sei, während gegen sein Erwarten das 
Mittel B und nur dieses den Erfolg herbeiführt. Zum Beispiel: es mischt 
jemand seinem Feinde zwei Getränke, von denen er das eine für das 
Gift und das andere bloß für ein schmackhaft machendes Beimittel er- 
achtet; nachher stellt sich heraus, daß der Tod durch das lettere ein- 
getreten ist: auch hier würde der Äquivalenzgedanke durchdringen. 
Anders wäre es nur, wenn etwa dieses schmackhaftmachende Mittel 
an sich unschädlich gewesen wäre, ein Dritter aber dem Täter an Stelle 
dessen ein giftiges Mittel in die Hand geschmuggelt hätte; dann wäre 
der Täter bezüglich dieses Mittels nach den Grundsäßen des untauglichen 
Versuchs zu behandeln. (Vgl. S. 100.) 

Von den älteren Gese&büchern haben sich mehrere in interessanter 
Weise mit dem dolus generalis beschäftigt ; vor allem das »Württem- 
bergische Gesetbuch« in Artikel 56, welcher Artikel allerdings bereits 
im Jahre 1849 als zu doktrinär aufgehoben wurde, und das »Badische 
Strafgesegbuch« in § 99. 

Das »Württembergische Gese&buch« sagt: 


Art. 56: »Ist eine Rechtsverlegung nicht durch die unmittelbar zu ihrer 
Herbeiführung verübte, sondern durch eine andere, jedoch im Hinblick auf 
die Haupthandlung begangene Handlung (oder Unterlassung) bewirkt 
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worden, so soll dieselbe gleichwohl zum Vorsage zugerechnet werden, 
wenn der Täter auch bei le&terer Handlung von dem auf die Rechts- 
verletung gerichteten Vorsage ausgegangen ist, oder doch das vermeint- 
liche schon vollführte Verbrechen noch nicht mißbilligt hatte. 

Das »Badische Gese&buch« hat die Bestimmung: 

§ 99: ‚Hat derjenige, dessen Absicht auf ein bestimmtes Verbrechen 
eingerichtet war, in Beziehung auf dessen Ausführung mehrere Handlungen 
. vorgenommen, so wird ihm der eingetretene, von ihm beabsichtigte Erfolg 
insofern zum Vorsa& zugerechnet, als er bei der den Erfolg herbeiführenden 
Handlung seine Absicht nicht geändert hatte, ohne daß es darauf ankommt, 
durch welche der vorgenommenen Handlungen der Erfolg herbeigeführt ist.« 

Sehr interessant ist auch Graubünden: 

20.: »Der eingetretene strafbare Erfolg wird dem Handelnden gleichfalls 
zum Vorsaß gerechnet: 

a) wenn seine Absicht nicht ausschließlich auf einen bestimmten Erfolg, 
sondern unbestimmt auf einen oder den andern von mehreren möglichen 
Erfolgen gerichtet war; 

b) wenn sich der Handelnde in bezug auf ein beabsichtigtes bestimmtes 
Verbrechen mehrere Handlungen oder Unterlassungen hat zuschulden 
kommen lassen, ohne daß es darauf ankommt, durch welche derselben 
der Erfolg herbeigeführt worden ; 

c) wenn die eingetretene Rechtsverlegung einer Ursache beizumessen ist, 
welche der Täter zwar nicht berechnet, jedoch durch eine auf den gleichen 
(beabsichtigten) Erfolg gerichtete Handlung in Wirksamkeit geset hat.« 

In den Beratungen der erwähnten deutschen Geseße'!°) hat man 
die Lehre sehr gründlich besprochen. Man hat es besonders als 
wesentlich erklärt, daß der Verbrecher während seines ganzen Tuns 
an dem verbrecherischen Vorsaß festgehalten, daß er nicht etwa vor 
dem zweiten oder folgenden Akte seines Tuns die ursprünglich be- 
absichtigte Tat gemißbilligt habe. Hierüber ist zu bemerken: Eine 
innere Mißbilligung hat keine juristische Bedeutung; sie hängt häufig 
mit der Absicht, die Tat zu verdecken und zu verhüllen, zusammen: 
den Täter starrt die Tat als ein Gespenst an, und er schafft den Gegen- 
stand des Verbrechens aus seinen Blicken; oder er mißbilligt nachträglich 
die Tat und will sie gerade deshalb der öffentlichen Kenntnis, natürlich 
auch der Justizveriolgung entziehen. Anders ist es allerdings, wenn er 
in der Absicht, den Erfolg zu verhindern, Gegenmittel anwandte, und 
wenn gerade diese Gegenmittel den Erfolg herbeigeführt haben. Zum 
Beispiel: es hat jemand Brand gelegt und eilt in der Absicht, den Brand 
zu löschen, herein, erregt aber dadurch einen Luftzug, der die glimmende 
Glut zum Ausbruch bringt. Oder jemand macht in der verzweifelten 
Erwartung, daß der Erschlagene vielleicht doch noch am Leben sei, 
Wiederbelebungsversuche, aber in so ungeschickter Weise, daß gerade 
hierdurch der Tod eintritt. Hier hat er dem einen positiven Akt nicht 
einen zweiten positiven Akt beigefügt; er ist zur Negative übergegangen, 


10) Sie finden sich in den Kommentaren von Puchelt und von Hufnagel. 
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und dies muß zu seinen Gunsten gelten, obgleich die Negative in ihrer 
Wirkung ins Positive umgeschlagen hat. Dann liegt bloßer Versuch 
vor; ob daneben Fahrlässigkeit, hängt von den Umständen ab. 

Alles dieses ergibt sich nach strenger Beobachtung unserer Grundsäße, 
es entspricht auch dem natürlichen Rechtsgefühl. 

Treffend sagt in dieser Beziehyng Hufnagel in seinem Kommentar 
zu jenem Artikel des >»Württemb. StGB.« (1 118): 

Der Hauptgewinn der ganzen Erörterung für den Nichtjuristen ist vielleicht 
die beruhigende Überzeugung, daß das Gese&buch mit seiner abstrakten 
künstlichen Bestimmung nur den Ausspruch des Rechtsgefühls und des 
klaren Verstandes sanktioniert und zugleich mögliche juristische Spißfindig- 
keiten abgeschnitten hat.: | 


li. Entschuldungsäguivalenz. 


85. 

Es kann nun aber auch die Frage auftauchen, ob die Äquivalenz, die 
bisher zu Lasten des Täters geltend gemacht wurde, nicht auch zu 
seiner Entschuldung angerufen werden kann, indem er sich darauf steift, 
daß auch ohne den von ihm erregten Kausalismus durch eine andere 
Kausalkette der nämliche Erfolg eingetreten wäre. Kann er hier nicht 
die Haftung für die Vollendung ablehnen, indem er sagt: Ich bin un- 
schuldig, denn ich habe keinen Erfolg in die Welt gesett, der nicht 
auch ohne mich eingetreten wäre? 

Auch hier ist zunächst die Hypothese von der Erörterung auszuscheiden, 
wenn die vom Täter erregte Kausalreihe durch eine andere Kausalkette 
durchbrochen und an der Beendigung gehindert wird. In solchem Falle 
kommt die Äquivalenzlehre gar nicht zur Geltung, sondern die Lehre 
vom Kausalzusammenhang und seiner Unterbrechung: die Tat ist nicht 
zur Vollendung gelangt, der Erfolg gehört einer anderen causa an. 

Hierher gehören die Fälle, die schon die Römer besprochen haben: 
es verlegt jemand einen Sklaven so, daß der Tod sicher in einiger 
Zeit erfolgen wird; in der Zwischenzeit aber schlägt ein Dritter den 
Sklaven tot. Hier hat Celsus (fr. 11 83 ad legem Aquil.), im Gegen- 
sag zu Julian (fr. 51 pr. eod.), die Ansicht vertreten, daß der erste 
Verleger nur wegen Verwundung und nur der zweite wegen Tötung 
des Sklaven in Anspruch genommen werden könne. Celsus hat hier 
mit seinem scharfen, praktischen Verstand das Richtige erfaßt; Julian 
war rückständig: die zum Tode führende erste Kausalkette ist nicht zur 
Entwicklung gelangt, der Tod ist auf Grund einer anderen causa ein- 
getreten. Hier fällt daher die ganze Frage der Äquivalenz weg: hier 
ist es die Unterbrechung des Kausalismus, welche bewirkt, daß der 
erste Täter für den Tod nicht verantwortlich ist. Daß es sich anders 
verhält, wenn seine Einwirkung neben der zweiten Verwundung fort- 
gedauert hat und der Tod durch Zusammentreffen der beiden Ver- 
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wundungen eingetreten ist, versteht sich von selbst. Von diesem Fall 
ist hier nicht zu handeln. (Vgl. S. 101.) 

Wo also der Kausalzusammenhang fehlt, da bleibt die Aquivalenz- 
frage außer Betracht. 

Wohl aber wird sie brennend, wenn die vom Täter erregte Kausal- 
reihe (A) zum Ziele geführt hat, der Täter sich aber darauf beruft, daß 
neben dieser Reihe eine andere Kausalreihe (B) lief, welche, wenn er 
untätig gewesen wäre, den gleichen Erfolg herbeigeführt hätte; wenn 
also zwei alternative Kausalreihen dem nämlichen Ziel zusteuern und 
die eine von ihnen zur Entwicklung gelangt, die andere nicht. Kann 
hier nicht der Täter sagen: entweder die Kausalkette A oder die 
Kausalkette B hätte das Ziel herbeigeführt; wie kann ich für dieses 
Ziel: verantwortlich sein, wenn ich die Kausalkette A erregt habe? 
Hätte ich es nicht getan, dann wäre ja doch der Erfolg durch die 
Kette B bewirkt worden! 

Hierüber ist folgendes zu sagen: 

1. Stammen die Alternativ-Kausalketten beide von verantwortungs- 
vollen Tätern her, so kann keiner sich darauf berufen, daß, wenn er nichts 
getan hätte, derselbe Erfolg durch den anderen erzeugt worden wäre. 
Hat etwa der A. an dem einen Orte ein Selbstgeschoß gelegt und 
der B. an dem anderen, so kann sich A. nicht darauf berufen, daß, 
wenn sein Selbstgeschoß weggeblieben wäre, das Opfer jedenfalls in 
das andere Selbstgeschoß getreten und sich hier ebenso verlegt hätte. 
Hier kann man nicht sagen, daß die Täter als Alternativorgane des 
Schicksals handelten, denn’ sie sind beide als Verbrecher in das Schicksal 
eingetreten. Die Frage kann daher nur auftauchen 

2. wenn, falls der Verbrecher die Tat nicht begangen hätte, derselbe 
Erfolg durch eine verantwortungslose Naturkausalreihe eingetreten wäre; 
zum Beispiel wenn hinter dem Selbstgeschoß sich ein verdeckter Ab- 
grund findet; kann hier der Täter nicht etwa sagen: falls der Un- 
glückliche nicht in mein Selbstgeschoß getreten wäre, so wäre er sicher 
einen Schritt weitergegangen und in den Abgrund gestürzt? Hier 
spißt sich die Frage zu: Kann der verantwortungsvolle Täter nicht 
einen verantwortungslosen Naturkausalismus zu seiner Entschuldung 
anrufen? kann er nicht sagen: nicht ich, sondern das Schicksal hat ent- 

schieden? Hier ist zu bemerken: 

a) Wer vorsäßlich verlett, kann sich auf eine solche Äquivalenz nicht 
berufen, denn von seiner Seite liegt ein fluchwürdiges menschliches Tun 
vor, das sich nicht damit ausreden kann, daß auch die Natur ungünstig 
gewirkt hätte. Der frevelhafte Mensch muß in erster Linie in die 
Verantwortung treten, dann erst die Natur. Dies gilt im Zivilrecht wie 
im Strafrecht. Wenn daher A. etwa im Schiff aus Bosheit einen Spiegel 
zerschlägt, so kann er sich weder zivilistisch noch strafrechtlich darauf 
berufen, daß kurz darauf das Schiff untergegangen ist und damit der 
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Spiegel sowieso zerstört worden wäre. Wer einen Menschen durch 
Täuschung zur Preisgabe einer Sache veranlaßte, der kann sich nicht 
damit ausreden, daß die Sache alsbald durch irgendwelchen Zufall zu- 
grunde gegangen ist, so daß das Haben der Sache von der Preisgebung 
bis zum Untergang kein Vermögensinteresse dargestellt hätte. Und 
wer ein Tier totschlägt, kann sich nicht darauf berufen, daß das Tier 
alsbald bei einem Brand im Hause des Eigentümers untergegangen 
wäre. 

b) Gehen wir aber auf die Fahrlässigkeitsverantwortung über, so 
werden wir eine mildernde Tonart anschlagen müssen. Wir werden 
denjenigen, der als Aufbewahrer einer Sache infolge von Unachtsamkeit 
ihre Beschädigung verschuldet hat, milder behandeln oder auch voll- 
ständig von der Verantwortung ausnehmen, wenn am nämlichen Tage 
ein Brand entsteht, in dem die Sache sicher untergegangen wäre. 
Dies gilt auch im Falle des Verzugs. Ist A. mit der Rückgabe des 
Pferdes in Verzug gekommen und ist das Pferd bei ihm im Stall ver- 
brannt, so muß er allerdings dafür einstehen ; er kann sich aber durch 
den Nachweis entlasten, daß das Pferd auch im Falle der rechtzeitigen 
Rückgabe bei dem anderen untergegangen wäre. Dies besagt aus- 
drücklich der § 287 BGB., und dies gilt selbst dann, wenn nicht ein 
eigentlicher Verzug, sondern eine unerlaubte Entziehung der Sache 
stattfindet (§ 848); denn auch hier ist der etwa eingetretene Schaden 
nicht auf eine vorsäßliche Sachbeschädigung, sondern darauf zurück- 
zuführen, daß der Täter die Sache widerrechtlich in einer Situation hielt, 
in welcher ihr besondere individuelle Gefährdungen bevorstanden. 

Allerdings in Fällen, in welchen die Aufmerksamkeitspflicht mit 
Rücksicht auf das gefährdete Gut eine besonders dringliche ist, wird auch 
hier anders zu entscheiden sein. Man denke sich den Fall des Arztes, 
dessen Operation aus Nachlässigkeit einen schlimmen Verlauf nimmt, 
und der sich etwa damit ausreden will, daß der Patient vor dem 
Moment, in welchem er bei normaler Behandlung genesen wäre, durch 
einen unglücklichen Zufall getötet worden ist. Man würde in einem 
solchen Falle wohl die zivilistischen Ansprüche der Hinterbliebenen 
zurückweisen, nicht aber die strafrechtliche Haftung wegen Verlegung, 
denn diese ist besonders schwer?!) Mit anderen Worten: es tritt ein 
ethisches Moment ein, und die Frage kann nur nach ethischer 
Wertung entschieden werden. 

Schon die Römer haben derartige Fälle besprochen und gerade bei der 
culpa eine Entschuldungsäquivalenz angenommen. So der bekannte Fall 


des fr. 10 § 1 de lege Rhodia, wenn der Frachtführer vertragswidrig die 
Ware in ein anderes Schiff lädt und nun beide Schiffe untergehen; so die 


a (| — 


n) Daß der Arzt übrigens in solchem Falle nur wegen Körperverleßung, nicht 
wegen Tötung verantwortlich ist, auch wenn sein Kunstfehler sicher den Tod herbei- 
geführt hätte, ergibt sich aus dem Obigen (S. 107). 
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Entscheidung über den Ehemann, der das Dotalhaus nicht stüßt, so daß 
es Schaden leidet: geht es später aus irgendeinem anderen Grunde in Brand 
auf, so soll er nicht haften, fr. 4 de impensis; hier kommt noch besonders 
in Betracht, daß es sich nicht um eine Einzelhaftung, sondern um eine Ge- 
samthaftung bezüglich des ganzen Dotalvermögens handelt, wobei nicht die 
Einzelhandlung, sondern nur das schließliche Endergebnis in Betracht kommen 
kann. Auch im Falle vertragswidrigen Verkaufes einer Sache lassen die 
Römer eine solche Entschuldung zu, wenn jemand etwa die Eigentums- 
übertragung versprochen und versprechenswidrig die Sache einem anderen 
übertragen hat: geht sie zugrunde, so haftet er nicht, er ist durch den 
Untergang entschuldet; vgl. fr. 21 de hered. vend.; noch mehr im Falle einer 
vertragswidrigen Sklavenfreilassung, denn für die Freilassung sprachen 
gewisse humane Rücksichten, fr. 45 de obl. et act. Auch bei solchem 
obligationswidrigen Verhalten gegenüber einer Vindikation wurde eine Ent- 
schuldung angenommen, fr. 4 8 5 de alien. jud. mut. causa (4, 7), fr. 36 
§ 3 de hered. pet., fr. 27 8 2 de rei vind. Gerade dieses fr. 27 8 2 gibt 
aber einen bedeutungsvollen Fingerzeig. Die Anrufung der Äquivalenz- 
entschuldung soll nur für die obligationsrechtliche Prozeßhaftung gelten: 
soweit dagegen im einzelnen Fall eine actio legis Aquiliae möglich ist !?), 
bleibt die Haftung nach der lex Aquilia bestehen: legis Aquiliae actio durat. 

Nun hatte dies im Römischen Recht allerdings einen besonderen spezial- 
rechtlichen Bezug; bei der lex Aquilia haftete man nicht bloß für den 
gegenwärtigen Schaden, sondern: quanti [servus] in eo anno plurimi fuit. 
Aber dieses Spezialrecht gab eben dem Juristen im Falle des dolus (und 
davon handelt die Stelle) einen Anhalt, um die Berufung auf die Ent- 
schuldungsäquivalenz zurückzuweisen. 


Die ganze Frage der Entschuldungsäquivalenz kann noch mit besonderer 
Schärfe in dem Fall eintreten, wenn im Gefolge der schädigenden 
Tat die Sachlage nicht nur nicht schlimmer, sondern besser ist, als sie 
ohne diese Tat, kraft der Wirksamkeit der anderen Kausalreihe, ge-. 
worden wäre. Zum Beispiel der Schuldner ist mit der Rückgabe der 
Sache im Verzug gewesen, und die Sache wurde bei ihm leicht be- 
schädigt; wäre sie rechtzeitig zurückgegeben worden, so wäre sie bei 
dem Gläubiger untergegangen. Oder jemand leidet an einer ganz un- 
beachteten Krankheit, an der er in acht Tagen gestorben wäre; durch die 
Verlegung wird eine Operation nötig, in welcher erst das Leiden entdeckt 
und durch einen Eingriff so beseitigt wird, daß er noch jahrelang zu 
leben hat. Diese Fälle sind vollkommen nach dem Obigen zu entscheiden. 


§ 6. 

Ganz anders als im Falle der alternativen Kausalketten ist der andere 
Fall zu behandeln, wenn, nachdem die eine Kausalkette vollkommen 
erledigt ist, die andere sich entspinnt. So namentlich, wenn dazwischen 
eine rettende Tätigkeit eintritt, und nachdem das Opfer gerettet ist, 
eine zerstörende Tätigkeit einsegt. Hat jemand einen Ertrinkenden 
gerettet und schlägt er ihn nachträglich tot, so kann er nicht sagen, 


12) Vgl. fr. 14 de rei vind., fr. 43 locati, fr. 36 § 2 de her. pet. 
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daß, wenn er gar nichts getan hätte, der Gerettete sicher ertrunken 
wäre; vielmehr muß die rettende und die schädigende Handlung völlig 
auseinander gehalten werden: nachdem der Mann aus dem Wasser 
gezogen ist, tritt eine ganz neue Sachlage ein, und man darf auf das, 
was ohne Rettung erfolgt wäre, nicht zurückkommen. Der Lebensretter, 
der den Geretteten totschlägt, hat seinerzeit durch die Lebensrettung eine 
günstige Situation herbeigeführt, die von ihm wie von jedem Dritten zu 
beachten ist. Daß er das Leben gerettet hat, kommt hier nicht weiter in 
Betracht, ebensowenig wie wenn ein Dritter ihn gerettet und er ihn so- 
dann totgeschlagen hätte. In gleicher Weise sind die Fälle zu behandeln, 
wenn jemand einen anderen aus dem Schiffe lockt und ihn totschlägt 
und sich nachher damit ausreden will, daß das Schiff mit Mann und 
Maus untergegangen ist: in dem Moment, in welchem man ihn aus 
dem Schiffe lockt, ist er der -Seegefahr entronnen und damit seine 
antizipierte Rettung vollzogen: jett ist der Mann auf dem festen Lande 
von allen Gefahren des Meeres befreit, und der nachträgliche Mord 
muß nunmehr von dieser Sachlage aus betrachtet werden; der Täter 
kann also nicht verlangen, so behandelt zu werden, wie wenn die 
ganze Rettungsfunktion nicht erfolgt und die ursprüngliche Sachlage 
geblieben wäre. Es ist auch hier ebenso, wie wenn der Mann ans 
Land gebracht und dann von einem Dritten ermordet worden wäre. 

In diesen Fällen ist auch nicht zwischen vorsäßlicher und fahrlässiger 
Verantwortung zu unterscheiden; ja die ganze Lehre der Äquivalenz 
fällt hier weg. AÄquivalenz ist nur gegeben, wenn eine Kausalreihe 
mit der anderen vertauscht werden kann, nicht aber dann, wenn eine 
Kausalreihe vollkommen abgeschlossen ist und nunmehr eine neue 
Kausalität eintritt. Der rettende Akt aber hat den Charakter, daß eine 
alte Kausalität beendigt wird und eine ganz neue Kausalität entsteht. 
Wenn daher der Verwahrer die hinterlegte Sache aus einer Zufallsgefahr, 
für die er nicht einzustehen hätte, vielleicht mit der größten Schwierigkeit 
gerettet hat, so hat er für den später durch Nachlässigkeit hervor- 
gerufenen Untergang doch zu haften, und er kann sich nicht etwa 
darauf beziehen, daß ohne jene Rettung die Sachlage noch viel schlimmer 
geworden wäre. Und ebenso gilt dies, wenn A. eine Sache des B. 
gerettet hätte und sie dann zurückhielte und mit der Rückgabe in 
Verzug käme: geht sie hier zugrunde, so kann er die Folgen des 
Verzugs nicht mit der Bemerkung abwenden, daß ohne seine Rettung 
überhaupt von einer Weiterexistenz der Sache nicht die Rede wäre. 
Vielfach sind diese beiden Gesichtspunkte nicht auseinandergehalten 
worden, was zu bedauerlichen Unklarheiten und Wirrnissen in Theorie 
und Praxis gegeführt hat. 
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Il. Dogmengeschichtliches. 


87. 

Die mittelalterliche Lehre von der Abirrung geht auf Bartolus 
zurück, der die Frage so eingehend behandelt hat, daß die unmittelbar 
Späteren wenig mehr hinzuzufügen hatten !?). In der einen Stelle, zu 
fr. 4 de injur., spricht er sich noch zweifelhaft aus, wie folgt: 

‚quia dabam operam rei licitae: quia percutere volebam servum meum. 


Sed quid, si volens percutere illum, quem non licebat mihi percutere, et 
percussi te? Cogitabis super hoc. 


Weiter geht er auf die Frage in seinen Beekinge zu fr. 1182 
de poenis!*) ein; hier sagt er: . 


»pone, quod volebam percutere Titium et percussi Seium: utrum puniar? 
Hic videtur textus, quod non: quia si volebam percutere feram et percussi 
hominem, non teneor. Certe veritas est in contrarium, l. eum qui § pen. 
et fin. (fr. 14 § 16 und 17) supra de furt. et l. scientiam § pen. supra 
(fr. 45 § 4) ad 1. Aquil. Nec obest haec lex: quia hic dabat operam rei 
licitae: scilicet in quaestione nostra dabat operam rei illicitae.« 


Eine ganz gründliche Darstellung der Lehre aber bietet er zu fr. 14 
ad leg. Cornel. de sic. ë), wo er ausführt: 


»Quid, si aliquis deliquit plus quam cogitaret? Circa res distingue tres 
casus; quia aut delictum, quod facere proposuerat, ad hoc tendit: et tunc 
inspicker-delictum seu eventus, et non animus: l. quoniam C. ad l. Iul. de 
vi!6); et ideo ibi violentia punitur secundum eventum: quia verisimiliter 
illud delictum tendit ad verbera et homicidia et similia. Unde si aliquis 
proposuisset mittere incendium in domo una, et propter hoc essẹnt com- 
bustae plures aliae, tenetur de omnibus: quia illud incendium ad hoc 
tendit verisimiliter, ut domus contiguae comburantur similiter: I. 1 § ex 
incendio (fr. 1 § 2) supra de incend. ruin. naufrag. Si vero delictum non 
tendit ad hoc: et tunc aut delinquit in plus circa eandem rem, et inspicitur 
eventus: l. vulgaris § si quis aes (fr. 21 § 2) supra de furt.!”). Et ideo 
si quis furaretur vas consecratum, cum putaret non consecratum, tunc 
inspicitur, quod est secutum, non quod putabat. Si vero delinquit in plus 
circa diversas res, tunc inspicitur animus, non eventus: d. l. vulgaris § sed 
si quis (fr. 21 § 3 de furt.) !°). Quid, si aliquis delinquit in plus circa 
personam offensam? Hic est advertendum. Nam quaedam leges videntur 


18) Zusammenstellungen der Literatur finden sich bei Farinacius, beiBossius, 
bei Menochius in reichem Maße, auch bei Engelmann, »Schuldlehre der Post- 
glossatoren (1895). 

4) Fr. 11 § 2 de poenis: »Delinquitur aut proposito aut impetu aut casu... casu 
vero, cum in venando telum in feram missum hominem interfecit.« 

15) Fr. 14 ad leg. Corn. de sic.: »in maleficiis voluntas spectatur, non exitus.« 

16) C.6 ad leg. Jul. de vi: »in eum supplicium exerceri, qui vim facere temptavit 
et alterutri parti causam malorum praebuit.« 

11) Fr. 21 $ 2 de furtis: »si quis aes subripuit, dum aurum se subripere putat, 
vel contra... eius, quod subripuit, furtum committit.« 

18) Fr. 21 § 3 de furt.: əsi quis subripuit furto duos sacculos, ... quorum alterum 
suum putavit, alterum scit alienum, profecto dicemus tantum unius, quem putavit 
alienum, furtum eum facere .. .« 
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velle, quod inspiciatur animus: l. item apud Labeonem § si quis virgines 
(fr. 15 § 15) supra de injur., et quod notatur in l. si ignorans supr. locati 
(fr. 50 locati). In contrarium videtur l. eum qui nocentem § pen. (fr. 18 § 4) 
supra de injur. Et istam ultimam partem veram puro, quod inspiciatur 
eventus. Non obest § si quis virgines, quia ibi in nullo habuit animum 
committendi aliquid punibile: credebat enim illas virgines esse meretrices, 
- quas appellare non est punibile; sed nostra quaestio loquitur in eo, qui 

ab initio proposuit delinquere. Non obest glossa l. si (quis) ignorans supr. 
locati (fr. 50 locati), quia illud intelligo esse verum in poena excommuni- 
cationis, seu in quavis alia poena scilicet spirituali, ubi animus et cogitatio 
magis inspicitur: sed in poena temporali eventus inspicitur 19°).« 

Und später: 

»Quid, si delinquit in plus, incidendo in aliam speciem delicti? Hic ad- 
verte. Si quidem delictum, quod principaliter facere proposuit, tendit ad 
illum finem, qui secutus est: tunc inspicimus eventum ... Si vero ad 


hoc non tendebat delictum, quod principaliter facere (non) proposuerat: tunc 
non tenetur.« 


Die ganze Erörterung ist meisterhaft. Es wird unterschieden: 


1. die Absicht des Täters ging auf etwas Erlaubtes und hat durch 
die Ungunst der Verhältnisse einen schlimmen Ausgang genommen; 

2. die Absicht ging auf etwas Unerlaubtes, und der Erfolg gelangte 
ebenfalls zu etwas Unerlaubtem, aber zu etwas anderem als dem, was 
der Täter beabsichtigte. Hier streift shon Bartolus die Lehre der 
Aquivalenz sehr nahe, denn nichts anderes wollen die Worte »delictum 
ad hoc tendit« und »verisimiliter ad hoc tendit: besagen. Der Gedanke 
ist: der wirkliche Erfolg ist dem beabsichtigten Erfolg gleichwertig. 

3. Allerdings hat der Jurist hierbei noch zwei andere Fragen behandelt, 
die einer ganz anderen Sphäre angehören: 

a) die Frage über den Exzeß der Tat, wenn der Erfolg eine Aqui- 
valenz, aber zu gleicher Zeit ein Plus darbietet, mehr als man erstrebte 
(vgl. oben S. 101 über die concausa). 

b) Die andere Frage betrifft den Unterschied zwischen dem Vorsaß- 
dolus und dem Absichtsdolus. Der Vorsatdolus umfaßt nicht nur alles, 
was der Absichtsdolus enthält, sondern auch alles dasjenige, was der 
Täter als sichere oder sehr wahrscheinliche Folge seines Tuns erkennt ?°), 


19) Bartolus sagt zu fr. 50 (si ignorans) locati: »Qui ignorat qualitatem per- 
sonae, non punitur, si cum eo contraxit tanquam cum quolibet; hoc dictum facit 
ad quaestionem, quod, qui percussit clericum incedentem more layci in habitu 
saeculari, non tenetur.« Es bezieht sich dies auf die poena excommunicationis 
wegen Verlegung des clericus, welche nicht eintreten solle, wenn man den clericus 
für einen laicus halte, c. 4 X de sentent. excomm. (5, 39). Salicetus zu c. quo- 
niam (6) ad leg. Juliam de vi entscheidet den Fall dahin, es komme darauf an, 
ob der clericus sich durch seine Gewandung als clericus kenntlich gemacht habe; 
vgl. auch Clarus V 8 hom. nr. 5. Übrigens sagt schon die Glosse zu fr. 50: »non 
contemnit clericalem habitum, qui clericum laici more incedentem verberat vel 
castigat,« und sie bezieht sich dabei auch auf den $ si quis virgines. 

20) »Leitfaden des Strafrechts« S. 541. 

Archiv. Bd. 66. 8 
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und hier kommen insbesondere die Körperverlegungen in Betracht, bei 
welchen die auf eine geringere Verlegung gerichtete Absicht oft zu 
den schärfsten Folgen führt; namentlich der Fall eines auctor rixae, 
der sich sicher bewußt ist, daß hier Mord und Totschlag eintreten können. 

Dies sind aber alles Fragen, welche mit unserem Problem nicht ver- 
quickt werden dürfen und nur deshalb viel mit ihm zusammengeworfen 
werden, weil Bartolus in seiner gewöhnlichen Art sich so außer- 
ordentlich bündig und gedrängt ausdrückt. 

Baldus muß der Ansicht des Bartolus zugezählt werden. Aller- 
dings heißt es in seiner Erörterung zu c. 20 de furtis, wie folgt: 


»veritas excedit opinionem et tunc aut in diversis delictis, et consideratur 
opinio ... aut in eodem delicto, et tunc aut in diversis personis, et 
tunc consideratur opinio... aut in eadem persona, et tunc con- 
sideratur veritas.« 


Allein dies will nur besagen: wenn diese zwei Personen, wovon 
die eine in opinione und die andere in veritate ist, eine verschiedene 
Qualität haben, so daß ihre Tötung verschieden bestraft wird, dann 
entscheidet die opinio; so, wenn die Tat bei der einen Person einfacher 
Mord, bei der anderen Vatermord ist. Anders, wenn man ebendie 
Person, welche man wirklich im Sinne hat, tötet, diese aber andere 
Qualität hat, als man vermeint, wenn also jemand wie Ödipus einen 
Menschen tötet, der, ohne daß er es weiß, sein Vater ist. 

Ein weiterer Ausspruch von Baldus, der unzähligemal wiederholt 
wurde, ist zu c. 5 de episc. et cler.: 

;interdum quis delinquit aliter quam cogitavit, interdum minus quam 
cogitavit, interdum plus cogitavit et minus delinquit. Primo casu punitur, 
ne delictum remaneat impunitum; adde quod in delictis sufficit 
dolus in genere, licet sit error in corpore, 


ein Sațg, der zum Beispiel von Jason in nr. 56 zu fr. 6 § 1 de adq. 
possess. und in nr. 9 zu c. si pater tuus (4) de hered. inst. als wichtiges 
Argument verwendet wird. 

In einer anderen Stelle, zu fr. 3 § 1 de jurejur., entscheidet Baldus 
allerdings den Fall, daß A. auf den B. einen Stein wirft, der an eine 
Mauer fliegt und von da ein Kind am Kopf verlegt, und erklärt, daß 
dem Kinde keine act. injur. zustehe. 

nr. 3: sfactum excedit voluntatem in diversa persona, et immo non 
punitur de dolo, sed de lata culpa, si fuit intentata haec via. 

Indes muß hier berücksichtigt werden, daß es sich eben um eine 
actio injuriarum handelte, bei welcher auf die cogitatio besonderer Wert 
gelegt wurde (oben S. 99 Nr. 6); anders bei der actio legis Aquiliae. 

In der Folgezeit werden diese Ansichten des Bartolus und Baldus 
vielfach mißverstanden, und so kommen die Späteren nicht selten von 
der richtigen Anschauung ab. Eine Reihe von Schriftstellern neigt sich 
der Lehre zu, daß bei jeder Abirrung, oder doch mindestens bei der 
aberratio ictus eine mildere Verurteilung eintreten solle, nicht Todes- 
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strafe, sondern poena arbitraria. Teils bezieht man sich darauf, daß 
hier doch Zufall und Ungefähr neben der Absicht walte, so Bonifacius 
de Vitalinis, »De insultu: nr. 35: videtur factum potius casu, quam 
dolo et voluntate; und Menochius, »De arb. jud. quaest.« 2 c. 324, 
meint, daß hier nur lata culpa vorliege, welche bei Delikten dem dolus 
nicht gleichzustellen sei. Auch Farinacius, qu. 125 nr. 152 f., 146, ist 
für poena arbitraria, und ebenso eine Reihe der von ihm zitierten Schrift- 
steller. Wir müssen dabei wohl in Betracht ziehen, daß offenbar eine 
mildere Richtung vorwaltete, die auch sonst bemerkbar ist: man scheute 
die unbedingte und unvermeidliche Todesstrafe und wollte lieber dem 
Richter eine gewisse Freiheit bei der Verurteilung zugestehen, und 
dieses Bestreben hat den Gedankengang beherrscht. 

Übrigens gehört eine Reihe solcher Erörterungen einer anderen Richtung 
an. So wenn Farinacius 120 nr. 65 sagt: »auctor rixae tenetur de 
omni malo, quod ex dicta rixa et tumultu sequitur«e, und wenn er qu. 126 
nr. 77 ausführt, der Täter hafte, wenn er »verisimiliter cogitavit aut 
cogitare potuit aut saltem deberet de eo, quod inde facile successurum 
erate. Hier handelt es sich um die oben (S. 113) berührte Frage des 
Vorsa&- und Absichtsdolus, welche auch Baldus in der zitierten Er- 
örterung zu c. 20 de furt. erwähnt: 

‚delictum quandoque se extendit ad casum improvisum propter ipsius 
facti naturam, quod ad. talem casum verisimiliter se extendit.« 

Ebenso ist es ein ganz anderes Problem, wenn Angelus de Ubaldis 
und wenn Jason zu c. 4 de hered. inst. annehmen, daß, wenn bei 
einem Raufhandel der mediator unabsichtlich getötet wird, keine vorsäß- 
liche Tötung, sondern nur lata culpa vorliege. Hier verwechseln sie 
die Frage mit der anderen, ob eine Tötung deliberato animo erfolgte 
oder nicht: der Tumult kann erregt sein, um den A. zu töten, und 
würde er getötet, so wäre dies eine Tötung deliberato animo; wenn 
aber während des Tumultes ein Vorübergehender, B., getötet wird, so 
hat es guten Sinn, zu sagen, daß die Tötung des B. zwar eine vorsäg- 
liche, aber nicht eine vorbedachte, überlegte war. Einen solchen Fall 
erwähnt auch Clarus V 8 hom. nr. 5; er erzählt, der Mailänder Senat 
habe 1559 entschieden, es läge hier zwar eine Tötung, aber keine 
Tötung deliberato animo vor, so daß die Gnade walten könne, die bei 
der Tötung mit Überlegung ausgeschlossen sei. Im übrigen zeigt auch 
Clarus an dieser Stelle, daß die Übung der Gerichte bei der Aberrations- 
frage nach der milderen Seite hinneigte. So hatte auch der Neapoli- 
taner Gerichtshof nur eine arbitraria poena zuerkannt; aber Clarus 
fügt bei:- 

»decisio Bartoli, qui contrarium determinavit, ponit judices maleficiorum 


in magno discrimine, dum volunt illam servare. Sed certe ego, si casus 
contingeret, illi facerem caput amputari.« 


Von anderen namhaften Italienern sei noch Bossius, »Tit. de hom.« 
8* 
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nr. 73 erwähnt, welcher, wenn auch mit einigen Wenn und Aber, der 
richtigen Ansicht zustrebt: 
. »Ego tamen puto, si quis in genere haberet animum occidendi aliquem, 

quod secuto homicidio teneretur, licet occidisset, quem offendere non putabat. 
Et hoc reiectis his apicibis iuris per Jasonem adductis : quare sufficit, quod 
adsit animus occidendi in genere, quamvis sit erratum in corpore... si 
casus eveniret, in quo, homicidio considerate procedendo, non potuisset 
a principio cogitare, quod postea secutum fuit, tunc extraordinarie puniendus 
esset: secus autem ubi de hoc in genere saltem cogitasset: perinde est, 
ac si habuisset animum offendendi occisum ibi existentem ..., postquam 
delictum, quod patrare volebat homicida, aperte tendebat in id, quod 
secutum fuit; ceterum si non tendebat, dicetur casu magis quam aliter 
homicidium secutum.« l 

Der Veroneser Caepolla aber entscheidet in c. 33 seiner »Consilien« 
den Fall: zwei feindselige Parteien schossen aufeinander über einen 
Fluß hinweg, und ein auf der Brücke Stehender, der vermitteln wollte, 
wurde getötet. Die Milde schien hier um so empfehlenswerter, als das 
Opfer der Tat ein Verwandter des Tötenden war, auf den also sicher 
die Tat nicht gemünzt war. Um den Täter (Perinus) zu retten, kommt 
der Jurist in nr. 9 zu folgender Argumentation: 


»Perinus non fuit in dolo quantum ad Paulum occisum, ut non 
habuit animo occidendi ipsum.« 


§ 8. 

Die Spanier folgen im allgemeinen der Lehre des Bartolus, so 
insbesondere Covarruvias und Molina, wie ich bereits in diesem 
»Archivs 64 100 f. dargelegt habe, allerdings mit einer Modifikation, von 
der noch zu sprechen ist. Vollkommen auf der Seite des Bartolus 
steht auch der Holländer Matthaeus, welcher 48, 5 II nr. 12 bemerkt: 

»Consuetudo exigit consummatum crimen: hoc consummatum est, licet 
in alterius persona. Igitur gladio id ulcisci aequum est.« 

Er wirft auch die Frage auf, ob die aberratio delicti dem error in 
objecto gleich zu bestrafen sei, und bejaht sie, 48, 5 II nr. 13: 

»Quo constituto pronum erit, quaestionem huic proximam dissolvere: Si 
quis, cum Titium vellet, Maevium forte adstantem aut praetereuntem vel 
et intercedentem occiderit, an gladio puniendus sit? Cum enim hic quoque 
dolus malus cum eventu concurrat, non video, qua ratione poenam gladii 
effugere possit.« 

In dieser Beziehung scheinen die Spanier etwas von der strikten 
Meinung des Bartolus abzuweichen, indem sie bei aberratio ictus nur 
eine poena arbitraria eintreten lassen, so Covarruvias und Molina, 
vgl. »Archiv« 64 100f. Besonders interessant ist aber hier die Stellung 
von Gomez, Professor in Salamanca, III de homicidio nr. 34 und 35; 
nachdem er die obige Ansicht seiner Landsleute, wonach bei error in 
corpore die volle Strafe, bei aberratio eine mildere Strafe eintreten 
solle, erwähnt hat, fügt er bei: 
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»in puncto juris opinio Bartoli est verissima et judicio meo sine dubio, 
cum talis homicida fuit in dolo et dabat operam rei illicitae; sed, quia 
secunda opinio est aequior et a tot et tantis Doctoribus approbata, esset 
tenenda in practica.« 

Der Reginenser Carerius und der Franzose Tiraquellus bieten 
keinen Fortschritt. Bei Carerius, »De homicidio« 4 spielt das veri- 
similiter des Bartolus hinein; er sagt: 

nr. 6: »quando cogitatum tendit verisimiliter ad finem secutum, tunc 
punitur.« u. 

nr. 10: »si alter rixantium volens percutere socium rixantem percusserit 
mediatorem et occidit, non tenetur poena mortis, sed alia minori propter 
culpam.« 

Und Tiraquellus, »De poenis temperandis« (Opera VII) c. 14 nr. 4 
bezieht sich einfach auf Angelus de Ubaldis und sagt: 


»Angelus reprehendit Bartolum dicitque, hunc, qui unum percussit, putans 
alium percutere, non debere puniri lege Cornelia neque injuriarum, sed 
pro motu judicis propter culpam.« 


§ 0. 

Carpzow führt, quaest. V nr. 1f., eine Menge von Schriftstellern für 
und gegen Bartolus an, entscheidet sich aber für seine Lehre sowohl 
bezüglich des error in objecto als auch bezüglich der aberratio. Aller- 
dings betont er gegenüber Bartolus den kanonischen Rechtssaß, daß, 
wenn der Verlegte eine privilegierte Person ist und wenn der Täter 
diese besondere Eigenschaft nicht kennt, er nur so zu bestrafen sei, 
wie wenn er einen gewöhnlichen Menschen getrofien hätte; wenn er 
also unbewußt einen Verwandten tötet, wo er einen gewöhnlichen 
Menschen töten wollte, so solle nur homicidium, nicht parricidium vor- 
liegen. 

Was die aberratio betrifft, so erwähnt er einige Gegner, namentlich 
Harpprecht, erklärt aber, daß die Ansicht, welche error und aber- 
ratio gleichstellt, in der Praxis herrschend sei. Man vgl. hierzu auch 
die Observationen Böhmers zu Carpzow und die Kommentatoren 
der Carolina zu a. 145: Matth. Stephani (1702) p. 177, Clasen (1718) 
p. 476, Kress (1736) p. 492, Boehmer (1770) p. 694. Für diese 
Gleichstellung sprachen sich auch die »>Sächsischen Konstitutionen« 
aus, welche I 4, 6 folgendes bestimmten: 


‚Ob ein Thäter mit dem Schwerdt. zu straffen, wann er im Todschlag 
einen Irrthum an der Person begangen. 

Wiewohl bei eßlichen Rechts-Gelährten Zweiffel fürfället, ob einer, so 
ihme vorseßet, auf den zu schlagen, mit welchem er in Zwietracht gerathen, 
und, in solchem Vorhaben, einen andern erschlägt, erscheußt oder ermordet, 
am Leben zu straffen sey? 

Dieweil aber darinnen wider Gottes Gebot auch ohne Zweiffel gehandelt, 
und nicht verneinet werden mag, daß es ein Todschlag sey, Wir auch 
berichtet, daß Unsere Schöppen-Stühle biß anhero das Schwerdt in solchem 
Fall erkannt: So lassen Wir es dabey bleiben, segen und wollen: daß 
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solches hinfort auch gehalten, und ein solcher Verbrecher mit dem Schwerdt 
vom Leben zum Tode gerichtet werden soll.« 


Auch die deutsche Doktrin der Folgezeit ist zunächst auf richtiger 
Fährte. So Leyser 597 nr. 15: 

qui inimicum interfecturus alium ... per errorem aut casum occidit. 

Leyser erwähnt auch in 610 nr. 15 eine Helmstedter Entscheidung 
von 1713, wo jemand seinen Vater vergiften wollte und wo seine 
Mutter an dem Gift starb. 


So auch der »Codex Bavaricus: I 1 § 30: 

»Irrtum hebt alle Straf auf, wenn der Irrende in facto licito et inculposo 
versiret. Ist aber der Irrthum mit einer culpa verknüpft, so wird die Straf 
nur gemildert, wenn nicht die That, welche der Irrende vorgehabt, eben so 
sträflich oder noch sträflicher gewesen, als jene, welche aus Irrthum würk- 
lich von ihm begangen worden.« 


So das »Preuß. LR.. 2 20: 


§ 806: »Wer in der feindseligen Absicht, einen Andern zu beschädigen, 
solche Handlungen unternimmt, woraus nach dem gewöhnlichen allgemein, 
oder ihm besonders bekannten Laufe der Dinge der Tod desselben erfolgen 
mußte, und ihn dadurch wirklich tödtet, der hat als ein Todtschläger die 
Strafe des Schwerdtes verwirkt.« 

8 807: »Beweis eines Irrthums in der Person des Getödteten kann in 
der Regel nur Verschärfung, aber nicht eine Minderung der nach § 806 
verwirkten Strafe nach sich ziehen.« 


Und auch das »Österr. StGB.« (1803) 1852 a. 134 (117) besagt: 

»Wer gegen einen Menschen, in der Absicht ihn zu tödten, auf eine 
solche Art handelt, daß daraus dessen oder eines andern Menschen 
Tod erfolgte, macht sich des Verbrechens des Mordes schuldig; wenn 
auch dieser Erfolg nur vermöge der persönlichen Beschaffenheit des Ver- 
legten, oder bloß vermöge der zufälligen Umstände, _unter 
welchen die Handlung verübt wurde, oder nur vermöge 
der zufällig hinzugekommenen Zwischenursachen ein- 
getreten ist, insoferne diese le&teren durch die Handlung selbst ver- 
anlaßt wurden.: 

Die richtige Ansicht findet sich ferner im »Badischen Strafigeseß- 
buch« § 100, wo es heißt: 

‚Hat der Erfolg einer vorsä&lichen Handlung, wegen Irrthum oder Ver- 
wechslung, oder sonst durch Zufall, eine andere Person oder eine andere 
Sache getroffen, als worauf die Absicht des Handelnden gerichtet war, so 
wird ihm die That mit dem wirklich eingetretenen Erfolg insoweit zum 
Vorsaß zugerechnet, als durch die Verschiedenheit zwischen der verlegten 
Person oder Sache, und derjenigen, auf welche die Absicht des Handelnden 
gerichtet war, nicht eine schwerere Strafe begründet wird.« 

Fast wörtlich ebenso in Hessen a. 62. 

Unvollkommen dagegen ist Thüringen a. 29: 

»Die Zurechnung zum Vorsaße wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß ein 
Verbrecher seine verbrecherische Handlung irrtümlich gegen eine andere Person 
oder Sache richtet, als diejenige ist, worauf seine Absicht eigentlich ging. 

Ebenso Braunschweig a. 28. 
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8 10. 


Von den Schriftstellern des 19. Jahrhunderts ragt wie gewöhnlich 
Köstlin über alle hervor. In seiner Revision der Grundbegriffe 
S. 286 f. kommt er unserer Äquivalenzlehre sehr nahe; er löst die auf 
Tötung des A. gerichtete Absicht des Täters auf in die ihr zugrunde 
liegende Bestrebung, ein Menschenleben überhaupt zu verlegen, welche 
Bestrebung allein maßgebend sei: woraus von selbst hervorgehe, daß es 
gleichgültig sei, ob die Tat (wie gewollt) den A. oder den B. trifft, 
denn beides liege innerhalb dieses Bestrebens. Diese Argumentation 
Köstlins ist nichts anderes als das Aufrollen der Äquivalenzlehre, das 
wir auch im Erfinderrecht kennen: sie wird zur Lehre von der Einheit der 
zugrunde liegenden Idee. Wenn man aus dem von dem Erfinder kon- 
struierten Erfinderergebnis die zugrunde liegende Idee ableitet und diese 
Idee als die Erfinderidee schüßt, dann ergibt sich die Ausdehnung des 
Rechts nach Maßgabe der Äquivalenzlehre von selbst; denn die Idee 
ist geschüßt, und alles, was innerhalb der Idee liegt, ist äquivalent: das 
Recht an der Idee erstreckt von selbst seine Fittiche auf alle innerhalb 
der Idee liegenden Äquivalente. In dieser Beziehung kann ich auf 
meine patentrechtlichen Schriften verweisen ?!). In gleicher Art gestaltet 
sich die Sache nach der Köstlinschen Auffassung: indem er die auf die 
Tötung des A. gerichtete Absicht auflöst in die Absicht, das Recht am 
Leben zu verlegen, kommt er von selbst dazu, daß es vollkommen 
äquivalent ist, ob die Tat den A. oder den B. trifft. Dementsprechend 
betrachtet er es auch in seinem System als selbstverständlich, daß 
zwischen der Behandlung der aberratio und des error kein Unterschied 
sein dürfe: er faßt beides in § 75 S. 198 zusammen, indem er sagt, daß 
ein vollendetes Delikt vorliege: 


»wenn eine verbrecherische Absicht irrtümlich an einem andern, übrigens 
ebenso tauglichen Objekte (Person oder Sache) ausgeführt wurde als an 
demjenigen, welches der Handelnde zu treffen glaubte, und wenn die 
in Ausführung begriffene Absicht vermöge eines Zufalls an einem ander, 
aber ebenso tauglichen Objekte als dem vom Handelnden ausersehenen 
realisiert wird, vorausgesegt nur, daß im lesteren Falle nicht der Zufall 
zwischen die Ausführung der Absicht und den ihr entsprechenden Erfolg 
ein dem Wesen der Handlung fremdes Moment eingeschoben hat, durch 
dessen Dazwischentritt die Handlung selbst zu einem ihrem Wesen fremden 
Erfolg abgelenkt wird... .« 


Die le&tere Beschränkung entspricht vollkommen dem oben (S. 100) 
Entwickelten. 

Auch andere Juristen jener Zeit sind der Köstlinschen Ansicht; so 
Goltdammer, »Materialien< 11 372. 

Erst mit dem schwächlichen Gerede Berners®?) beginnt der Zerfall 


21) Vgl. zum Beispiel »Lehrbuch des Patentrechts: (1908) S. 45. 
22) Berner hat durch die völlig geistlose, biedermännisch platt verständliche Art 
seines Lehrbuches die Strafrechtswissenschaft in Deutschland bedeutend geschädigt. 
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der Lehre. Berner gelangt, »Preuß. Strafrecht« S. 95, zu dem un- 
glaublichen psychologischen Verstoß, anzunehmen, daß, wenn A. dem B. 
auflauert und den C., den er für den B. hält, tötet, seine Absicht auf den 
C. übergesprungen wäre. Dann müßte man auch annehmen, daß, wenn 
jemand einen Rehbock hätte schießen wollen und, indem er glaubte, 
daß ihm ein Rehbock entgegenkommt, einen Menschen erschoß, seine 
unschuldige Rehbocksabsicht in die Menschentötungsabsicht übergegangen 
wäre, denn sie wäre auf das ihm entgegenkommende Wesen gerichtet 
gewesen. Davon ist nicht weiter zu sprechen; zu beklagen ist nur, daß 
derartige Schwächlichkeiten so viele Nachahmung gefunden haben; wie 
zum Beispiel, wenn Puchelt bei der Auslegung des $ 100 des 
»Badischen Strafgesegbuchs« diesem Gesete vorwirft, daß es die zwei 
verschiedenen Fälle verwechsele. 

Auch bei Temme, »Preuß. Strafrecht« S. 194, findet sich der gleiche 
Irrtum: er will den Zufall keine Rolle spielen lassen; aber der im 
Leben spielende Zufall muß in Kauf genommen werden, wenn eine 
Aquivalenz vorliegt. 

Auch das RG. ist leider in das unrichtige Fahrwasser hineingeraten 
und unterscheidet zwischen dem error in corpore und der aberratio, 
RG. v. 29. Dezember 1888 E. 18, 337; RG. v. 25. April 1889 E. 19, 
179; RG. v. 28. September 1880 E. 2, 335; RG. v. 14. Februar 1881 
E. 3, 384, in der Bernerschen Weise. 

Auch die Neuesten stehen weit unter Köstlin. 

Von Bar nähert sich in seinem Werk über »Geseß und Schuld« mehr- 
fach der Äquivalenzlehre, gleitet aber immer wieder ab, indem er nicht 
klar zu unterscheiden weiß zwischen der Wertung der Tat vom Stand- 
punkt der Rechtsordnung und der Wertung der Tat vom Standpunkt 
des individuellen Interesses des Täters aus. Wenn man natürlich die 
individuellen Interessen als ausschlagend annimmt, dann ist von einer 
gedeihlichen Anwendung der Äquivalenzlehre keine Rede. So erklärt 
er beispielsweise 2 365: 

»Daß die Rechtsordnung den beiden Objekten, dem gemeinten und dem 
getroffenen, gleiche Bedeutung zuerkennt, beweist nicht, daß der Handelnde 
den Dolus, den er gefaßt hatte, auch verwirklicht habe. Oder soll man 
auch sagen, daß, wenn M. nach Berlin fahren will, aber, in den unrichtigen 
Zug einsteigend, nach Köln fährt, er habe überhaupt in einen Zug ein- 
steigen, überhaupt eine Reise unternehmen wollen % 


Diese Argumentation ist ebenso unrichtig, wie wenn man im Erfinder- 
recht nicht den Erfolg im technischen Sinne, sondern die Affektion und 
Liebhaberei des Laboratoriumsbeflissenen in Betracht ziehen wollte. 
Die Rechtsordnung will nach ihrer Wertung beurteilt werden, sie hüllt 
sich nicht in Wertauffassung des Täters. 

Von Liszt (14. Auflage) S. 182 f. verwirft mit Recht den prinzipiellen 
Unterschied von error und aberratio, gerät aber andererseits in einen 
viel schlimmeren Irrtum: er unterscheidet zwischen wesentlichen und 
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unwesentlichen Abweichungen der Tat von der Absicht des Täters; 
aber den Unterschied findet er nicht in dem für die Rechtsordnung allein 
bedeutungsvollen abstrakten Charakter des Geschehens, sondern in der 
Bedeutung, welche ein Element in der individuellen Wertung des 
Täters hat, und so kommt er zu dem großen Irrtum, daß, wer seinen 
Feind töten will und in der Dunkelheit aus Irrtum seinen Sohn totschlägt, 
den er für den Feind hält, nicht als vollendeter Mörder zu betrachten 
wäre; oder daß es kein vollendeter schwerer Diebstahl wäre, wenn 
jemand ein Behältnis zu dem Zweck aufbricht, um eine Urkunde heraus- 
zuholen und dann eine Geldsumme herausnimmt, die er unvermutet 
hierin findet. 

Dieser Irrtum bringt die Lehre weit zurück. 

Gegen Liszt spricht sich auch Hippel in der »Vergleichenden Dar- 
stellung des deutschen und ausländischen Strafrechts«, Allg. T. II S. 542 £., 
aus, der aber auf der einen Seite mit der unhaltbaren adäquaten Kausalität 
operiert und andererseits bezüglich des error in corpore auf den Berner- 
schen Irrtum zurückkommt. 

So müssen wir leider konstatieren, daß bis zur Entdeckung der 
Aquivalenzlehre die ganze Doktrin nicht nur nicht über Köstlin hinaus- 
gekommen ist, sondern einen wesentlichen Rückschritt gegenüber Köstlin 
zu verzeichnen hatte; erst die Äquivalenzlehre, welche dem abstrakten 
dolus der Köstlinschen Lehre ein belebendes Element beifügt, ist ein 
weiterer Schritt in der Erkenntnis °’). 


§ 11. 

Das Ausland (Gesetgebung und Jurisprudenz) befindet sich mehr 
oder minder auf der richtigen Bahn, und es ist zu erwarten, daß sich 
auch Deutschland baldigst vom Bernerschen Irrtum erholen wird. 

Die französische Praxis ist vollständig für Gleichstellung des error 
in persona und der aberratio delicti; so beispielsweise Garzon in 
seinem Kommentar zu a. 297 nr. 24: 

»ni l’error personae ni l’error aberratione ictus n’emp£&chent le meurtre 
d’&tre constitué et on tiendra pour certain que la premeditation est aussi 
realisee.« 

So auch »Kassationshof« vom 19. Juni 1879 S. 81 I 185: 


»’accuse avait l’intention de tuer une personne autre que celle sur 
laquelle il a commis un homicide volontaire; le fait ainsi reconnu constant 
ne constitue néanmoins qu’un seul attentat et n’offre nullement les caractères 


23) Sie findet sich entwickelt in meinem »Leitfaden des Strafrechts« S. 63; die 
Idee habe ich aber bereits im Jahr 1890 ausgesprochen in meinen »Studien aus dem 
Strafrecht« 1 142: »Jeder Täter muß dafür einstehen, wenn seine Tat zwar nicht 
so, wie er sich vorgesett hat, zum Ziele kommt, aber so, daß an Stelle des Ge- 
planten ein strafrechtliches Äquivalent sich ergibt.«e Von diesem Standpunkt aus 
habe ich auch bereits vor 28 Jahren die Gleichbehandlung von error und aberratio 
verteidigt. 
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de deux crimes distincts qui consisteraient Pun dans des violences ayant 
entraîné la mort de la victime sans l’intention de la lui donner et Pautre 
dans une tentative d’homicide volontaire sur la personne que l’accuse 
s'était proposé de tuer; . qu’une telle distinction en séparant et isolant les 
elements d’un acte unique dans l’intention de l’agent comme dans l’ex6- 
cution qu’il a recue, en denaturerait le caractere et serait en dehors de la 
réalité des faits.« 

Vgl. auch »Kassationshof« vom 31. Januar 1835 S. 35 1 564 und vom 
8. Dezember 1853 S. 54 I 283. 

Der »Code penal: a. 297 spricht sich über die Frage nicht besonders 
aus, gibt aber einen guten Anhalt: 

Art. 297: »La pr&emeditation consiste dans le dessein formé, avant l’action, 
d’attenter å la personne d’un individu determine, ou même de celui qui 
sera trouvé ou rencontré, quand même ce: dessein serait dépendant de 
quelque circonstance ou de quelque condition.« 

Der »Belgische Code pénal. a. 392 aber macht eine wichtige Bei- 
fügung :/ r 

»Sont qualifiés volontaires, ’homicide commis et les lésions causées avec 
le dessein d’attenter à la personne d’un individu déterminé, ou de celui 
qui sera trouvé ou rencontré, quand même ce dessein serait dépendant 
de quelque circonstance ou de quelque condition, et lors même que 
Pauteur se serait trompé dans la personne de celui qui a 
été victime de l’attentat.« 

Denselben Zusaß hat Portugal a. 352: 

»ainda que despois na execução do crime haja erro ou engano a respeita 
dessa pessoa.s 

Von der englischen Jurisprudenz ist hier nicht weiter zu sprechen ; 
sie folgt nämlich noch der alten Lehre, daß, wenn der Täter in causa 
illicita versiert, er, wenn dabei eine Todesfolge eintritt, ohne weiteres 
wegen murder oder wegen manslaughter zu bestrafen sei; also selbst 
dann, wenn die Absicht nicht auf den Tod eines Menschen gerichtet war. 
Bei einer beabsichtigten Mordtat versteht sich daher die Zurechnung 
im Fall von error in corpore und aberratio von selbst. Dies ergibt 
sich deutlich aus Blackstone IV p. 192, 193, wo es heißt: 

»when an involuntary killing happens in consequence of an unlawful 
act, it will be either murder or manslaughter according to the nature of 
the act which occasioned it. If it be in prosecution of a felonious intent, 
or in its consequences naturally tended to bloodshed, it will be murder; 
but if no more was intended than a mere civil trespass, it will only 
amount to manslaughter.« 

Das gleiche ist auch heutzutage noch die englische Anschauung; man 
vergleiche, was das versari in causa illicita betrifft, die »Baretts Case« 
1868, und hierüber und was den Fall der aberratio angeht, Stephen, 
»Digest« (1914) p. 182, 185. Er segt den Fall: A. shoots at B., intending 
to kill him, and kills C. Und er entscheidet: A. commits murder. Auch 
die p. 177 hier erwähnte »Saunders Case« 1 Hale P. C. 436 kann herbei- 
gezogen werden, obgleich hier der Fall eigentümlich lag: der Mann 
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gab, um seine Frau zu töten, ihr einen vergifteten Apfel, sie reichte 
ihn dem Kind, das ihn aß und starb. Hier gestaltete sich jedoch der 
Fall so, daß die Frau den Apfel dem Kinde in Gegenwart und mit 
“ Kenntnis des Mannes gab. Daher lag nicht eine reine aberratio vor: da 
. der Mann die weitere Entwicklung geschehen ließ, so war sie, wenn 
Jicht innerhalb seiner Absicht, so doch innerhalb seines Vorsates. Doch 
wird die Entscheidung in England und Amerika in dem obigen weiteren 
Sinne aufgefaßt; so Wharton, »Treatise on the criminal law« § 065. 

Eine solche rückständige Behandlung, wie die englische, wird aller- 
dings nicht dadurch entschuldigt, daß sie in unserer Frage zum richtigen 
Resultate führt. 

Die richtige Ansicht vertritt Schweden c. 14 8 42: Gleichstellung 
von error und aberratio, aber Freigebung des Täters von dem Plus, 
falls die Verlegung der einen Person strafbarer ist als die der anderen. 

»Har man, vid dråp eller annan misshandel, träffat annan, än den man 
döda eller misshandla ville; straffes som vore gerningen föröfvad emot 
den, àt hvilken den ämnad var; dock skall ej, till straffets förhöjning, 
afseende & särskild egenskap hos denne eller å särskildt förhållande mellan 
honom och gerningsmannen göras annorlunda än såsom å en försvårande 
omständighet.« 

Auch in Italien stellt man die aberratio dem error in corpore gleich. 
So zum Beispiel Alimena, »Diritto penale« I 461. 

‚Se 1’ ignoranza o I!’ errore fa si che si sia scambiata la persona o la 
cosa, su cui cade il reato, senza che percio ne sia cambiato 1’ obietto 
giuridico, l imputabilità non è esclusa. Cosi se un tale, volendo uccidere 
Tizio, uccide Caio, o volendo rubare la tal cosa, ruba la tal altra, P’ im- 
putabilità non muta, poichè obietto dell’ omicidio è l? uomo, e non Tizio 
o Caio, come obietto del furto è la cosa mobile altrui, e non la tal cosa 
piuttosto che la tal altra, o la cosa del tale.« 


Von Schweizer Gesegġgbüchern sei erwähnt: 

Graubünden a. 21 (= Baden § 100): 

a. 21: »Hat der Erfolg einer vorsäßlichen Handlung durch Irrtum, Ver- 
wechselung oder Zufall eine andere Person oder Sache getroffen, als worauf 
die Absicht des Handelnden gerichtet war, so wird ihm die Tat mit dem 
wirklich eingetretenen Erfolge insoweit zum Vorsaß gerechnet, als die Ver- 
schiedenheit der verlegten Person oder Sache von derjenigen, auf welche die 
Absicht des Handelnden gerichtet war, nicht eine schwerere Strafe begründet. 


Aargau: 


19.: »Auch dann fällt böser Vorsaß zur Last, wenn 

a) die gesegwidrige Absicht des Handelnden nicht ausschließlich auf einen 
bestimmten, sondern auf irgendeinen von mehreren möglichen Erfolgen 
gerichtet war; 

b) statt des durch die gesegwidrige Handlung beabsichtigten Übels ein 
anderes, verwandtes, nicht beabsichtigtes Übel erfolgt, das nach der Natur 
der Sache leicht eintreten kann und dessen möglichen Eintritt der Täter 
voraussehen konnte; 

c) die Beschädigung aus Irrtum, Verwechselung oder Zufall eine andere 
Person oder Sache trifft, als welcher sie zugedacht war.« 
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Genf: 2 

249: »Est qualifié volontaire l’homicide commis avec l’intention d’attenter 
à la personne d’un individu, lors même que l'auteur se serait trompé dans 
la personne de celui qui a été victime de attentat. i 

Die neuen Entwürfe haben die Frage nicht gefördert, auch nicht 
der deutsche; überall fehlt es an dem über dem Ganzen stehenden 
schöpferischen Genius. Insbesondere was über Irrtum im Strafrecht 
versucht wurde, ist untauglicher Versuch geblieben. = 


Gewinnvereitelung, Vermögensgefährdung und 
Vollstreckungsabwendung. 


Eine Untersuchung über die Vermögensbeschädigung beim straf- 
baren Betrug. 


Von Rudolf Pröll, Berlin *). 


Erster Abschnitt. 
Das Problem in Wissenschaft und Rechtsprechung. 


8 1. Das Problem und seine Entstehung. 
I. Der Umfang des Problems. II. Die Entstehung des Problems. 


I. 

D" Frage, ob eine durch arglistige Täuschung herbeigeführte Gewinn- 

vereitelung, Vermögensgefährdung oder Exekutionsabwendung als 
strafbarer Betrug anzusehen ist, ist eine hervorragend praktische, weil 
ihre Beantwortung für die Entscheidung einer Reihe typischer Betrugs- 
fälle grundlegend ist, die erfahrungsgemäß überaus häufig vorkommen. 
So umfaßt die betrügerische Gewinnvereitelung neben der Entziehung 
erhofften Gewinnes den im modernen kaufmännischen Konkurrenzkampf 
so häufig vorkommenden Fall des betrügerischen Abspenstigmachens 
von Kunden. Aus dem Gesichtspunkt der Vermögensgefährdung 
werden beurteilt der sogenannte Kreditbetrug, die Zechprellerei und 
der Beweismittelbetrug. Kreditbetrug ist die durch Täuschung ver- 
anlaßte Gewährung oder Verlängerung von Kredit seitens des Ge- 
täuschten an den Betrüger oder einen Dritten, zum Beispiel Hingabe 
eines Darlehns, Annahme eines Wechsels, Lieferung von Waren mit 
Zahlungsziel, Stundung einer fälligen Forderung, Wechselprolongation. 
Als Zechprellerei wird angesehen das Bestellen und Verzehren von 
Speisen und dergleichen in Gastwirtschaiten mit dem Bewußtsein, nicht 
zahlen zu können, und mit der Absicht, sich ohne Zahlung zu entfernen. 


*) [Der Verf. hat darüber im Kriminalistischen Seminar vorgetragen. — Kohler.] 
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Unter der bisher nicht allgemein üblichen Bezeichnung Beweismittel- 
betrug fasse ich eine Gruppe bekannter Fälle zusammen, in denen der 
Getäuschte Beweisurkunden, formell gültige Anerkenntnisse, Quittungen, 
Wechselblankoakzepte und ähnliche Urkunden ohne selbständigen Ver- 
mögenswert und rechtsbegründende Kraft ausstellt oder herausgibt, 
dadurch in der Verfolgung oder Verteidigung seiner Rechte behindert 
und so in seinem Vermögen geschädigt wird. Von Täuschung zwecks 
Exekutionsabwendung kann man wohl sprechen, wenn Gläubiger oder 
Vollstreckungsorgane durch falsche Vorspiegelungen veranlaßt werden, 
von der Einleitung einer beabsichtigten oder Fortsegung einer bereits 
eingeleiteten Zwangsvollstreckung Abstand zu nehmen. Die Sub- 
sumption dieser Fälle, die mit dem Gesagten natürlich nicht juristisch 
definiert, sondern nur zur Einführung wirtschaftlich charakterisiert sein 
sollen, unter den geseglichen Tatbestand des Betruges gibt in mancher 
Beziehung zu Zweifeln Anlaß. So wird beim Abspenstigmachen von 
Kunden durch deren Täuschung über ihre Lieferanten und bei der 
Exekutionsabwendung durch Täuschung der Vollstreckungsorgane die 
Frage praktisch, ob und inwieweit zum Tatbestand des § 263 StGB. 
Identität des Getäuschten und Geschädigten erforderlich ist; bei Kredit- 
betrug und Zechprellerei ist eine umfangreiche Judikatur und Literatur 
zu der Frage entstanden, ob Zahlungsfähigkeit und Zahlungswilligkeit 
»Tatsachen« im Sinne des § 263 sind, und unter welchen Voraussegungen 
Schweigen über diese inneren Tatsachen als deren »Unterdrückung« 
oder gar als »Vorspiegelung« des Gegenteils angesehen werden kann. 
Bei Unterlassen einer gewinnbringenden Handlung durch den Ge- 
täuschten, bei Abspenstigmachen von Kunden usw. kann das neuerdings 
von vielen anerkannte »ungeschriebene Tatbestandsmerkmal der Ver- 
mögensdisposition zweifelhaft werden. Alle diese Fragen sollen im 
folgenden unerörtert bleiben bis auf das eine, für alle besprochenen 
Fälle grundlegende und gleichartige Schwierigkeit bildende Problem, 
wie denn bei Gewinnvereitelung, Vermögensgefährdung und Voll- 
streckungabwendung die Vermögensbeschädigung zu konstruieren ist. 

II. Dies Problem, das den Gegenstand unserer Untersuchung bilden 
soll, taucht in Wissenschaft und Rechtsprechung in der ersten Hälfte 
des neunzehnten Jahrhunderts auf — das ist die Zeit, in der sich der 
strafbare Betrug aus einer vagen, nur durch das Mittel des Angriffs 
gekennzeichneten Straftat zu einem Delikt gegen das Vermögen weiter 
entwickelte —, ist also so alt wie der moderne Betrugsbegriff überhaupt. 
Schon die Begründer der neueren Betrugslehre, Temme, Merkel, Köstlin, 
haben diese Frage ausführlich erörtert und in einer Weise beantwortet, 
die nicht nur die heute allein anerkannte Problemstellung, sondern in 
nuce auch die bisher unternommenen Lösungsversuche deutlich erkennen 
läßt. Seither hat sich Wissenschaft und Rechtsprechung so eingehend 
mit diesem Problem beschäftigt, daß eine Sammlung des einschlägigen 
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Materials mehrere Bände füllen würde. Neben dieser Fülle des Stoffes 
erschweren zwei Umstände den Überblick über den status controversiae: 
einmal die Tatsache, daß unsere Fragen -- das Schicksal der meisten 
schwierigen Betrugsprobleme teilend — fast ausschließlich kasuistisch 
behandelt werden und so von vielen nicht einmal versuchsweise 
generell gelöst sind; sodann die Verschiedenartigkeit der Grundlagen, 
von der die Lösungsversuche infolge der großen Kontroversen gerade 
über die Grundbegriffe der Betrugslehre ausgehen. Man muß sich also 
damit abfinden, recht verschiedenartige Gedankengänge um ungefähr 
gleicher Ergebnisse willen zusammenzufassen, um sowohl bei der 
Gewinnvereitelung als auch bei der Vermögensgefährdung und der 
Exekutionsabwendung die EV UNE gruppieren und so einander 
gegenüberstellen zu können. 


8 2. Die Gewinnvereitelung. 


I. Übersicht. II. Gewinnvereitelung als Entziehung eines Rechtsanspruches auf 
Gewinn. III. Gewinnvereitelung als Entziehung eines Gewinnes, der tatsächlich 
ohne weiteres gemacht worden wäre. IV. Die Gewinnvereitelung als Entsiehung 
eines mit Wahrscheinlichkeit zu erwartenden Gewinnes. 


I. Mit dem zulett gemachten Vorbehalt lassen sich bei der Gewinn- 
vereitelung drei ziemlich scharf voneinander abgegrenzte Gruppen von 
Lösungsversuchen unterscheiden. Es soll die Vereitelung eines er- 
warteten Giewinnes als Betrug strafbar sein nach einer Ansicht dann, 
wenn der Geschädigte auf den Gewinn einen Rechtsanspruch hatte; 
nach einer zweiten Auffassung dann, wenn der Gewinn ohne die 
Täuschung mit Bestimmtheit tatsächlich und ohne weiteres gemacht 
worden wäre, endlich nach einer dritten Meinung dann, wenn der ent- 
zogene Gewinn mit Wahrscheinlichkeit zu erwarten war. 

Il. Die erste Auffassung, wonach nur die Entziehung eines rechtlich 
begründeten Anspruches auf Gewinn strafbar sein soll, kommt schon 
in Artikel 258 des Strafgesegbuches für das-Königreich Bayern zum 
Ausdruck, worin die Übervorteilung jemandes an seinem »rechtlich zu 
erwartenden künftigen Vermögen« derjenigen am »gegenwärtigen Ver- 
mögen« gleichgestellt wird. Die amtlichen Anmerkungen führen dazu 
als Beispiele an den künftigen rechtmäßigen Gewinn eines unter- 
nommenen Geschäftes und das zivilrechtliche lucrum cessans’). 
Köstlin?) unterscheidet, ob der Getäuschte zur Zeit der Tat auf den 
zukünftigen Erwerb rechtlich wirksam verzichten konnte oder nicht; in 
legterem Falle soll nicht die Entziehung zukünftiger Rechte, sondern 
nur die straflose Beeinträchtigung mehr oder minder begründeter Aus- 
sichten auf Erwerb gewisser Rechte vorliegen; in ersterem Fall hält 


1) »Anmerkungen zum Strafgeseßbuch für das Königreich Bayern« (München 1813) 
2 238. 
2) »Abhandlungen aus dem Strafrecht« (Tübingen 1858) S. 142/4. 
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Köstlin dagegen Betrug für möglich, wenn der Verzicht auf das zu- 
künftige Recht für den Fall seines Anfalles bindend ausgesprochen 
werden kann, oder wenn die Aussichten sich auf ein konkretes Ver- 
mögensrecht stüßen und mit diesem veräußert werden. — Dieselbe 
Ansicht wird von Merkel?) und Hälschner‘) dahin präzisiert, daß 
zukünftige Rechte insoweit Gegenstand des Betruges sein können, als 
über sie schon je&t in der Form eines Rechtsgeschäftes wirksam verfügt 
werden kann. — Ähnlich wie Köstlin erklärt Schüße?°) das lucrum 
cessans nur dann für einen Vermögensbestandteil, wofern er als Anspruch 
oder Anrecht (ius delatum) bereits vorlag, ebenso die spes lucri futuri 
dann, wenn sich das erzeugende Vermögensobjekt bereits in bonis des 
Geschädigten befand. — Binding°) erkennt die Gewinnvereitelung, 
von streng juristischer Definition des Vermögens als der Summe der 
Vermögensrechte einer Person ausgehend, nur dann als tatbestandsmäßige 
Vermögensbeschädigung an, wenn ein Recht des Betrogenen verlett 
oder entzogen ist; so zum Beispiel auch bei betrügerischem Angriff 
auf bedingte Vermögensrechte schon vor dem Eintritt der conditio, 
nicht aber bei betrügerischem Abspannen von Kundschaften, die sich 
der Betrogene nicht vertragsmäßig gesichert hatte, nicht bei Entziehung 
von Aussichten auf zukünftige Rechte und dergleichen. Allerdings muß 
in diesem Zusammenhange daran erinnert werden, daß Binding eine 
rechtsverbindliche Kraft der Vorbesprechungen eines Vertrages annimmt 
und daher in der Annahme von Schäden am rechtlichen Vermögen 
sehr weit geht”). — Abgesehen von der Anerkennung der rechtlichen 
Wirksamkeit der Vorbesprechuugen stellt sich Rotering?°) ganz auf 
den Boden der streng juristischen Vermögensauflassung Bindings und 
lehnt in Übereinstimmung mit diesem die Strafbarkeit jeglicher Gewinn- 
vereitelung ab, die nicht mit Rechtsverlegung verbunden ist. — Zu 
demselben Ergebnis kommen Frank’) und Schwarß!’. Indem 
ersterer von der sogenannten juristisch-ökonomischen Definition des 
Vermögens als »des Inbegriffs der geldwerten Güter, über die jemand 
rechtlich im eigenen Interesse verfügen kann«, ausgeht, erkennt er bei 

Kundenabspannen und der Entziehung erhofften Gewinnes, auf den 
kein rechtlich begründeter Anspruch besteht, nur eine tatsächliche, keine 
rechtliche Verfügungsmacht des Geschädigten an und erblickt darum 
in der Entziehung solcher »Exspektanzen« keine tatbestandsmäßige Ver- 


2) »Kriminalist. Abhandl.« Bd. II; »Die Lehre vom strafbaren Betrug« (Leipzig 1867) 
S. 107/8; ferner HH. 3 764. 

4) »Lehrb.« II 1 S. 257. *) Ebenda S. 470 Note 5. 

e) Ebenda Bes. Teil I S. 341/4. 1) Ebenda S. 359 ff. 

8) »Gerichtssaale 67 186 ff.; »Aus der Lehre vom Betruges, insbes. S. 214/21; der- 
selbe, »Arch. f. Krim.-Anthr.« 31 114 ff. 
°) Anmerkung A3a und b. 
10) Note 7d. 
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mögensbeschädigung!!). Schwarg vermißt bei der Vereitelung zu- 
künftigen Gewinnes sowie insbesondere beim Kundenabspannen die 
»substantielle Verminderung des gegenwärtigen Vermögens, die zum 
Begriff der Vermögensbeschädigung gehöre. / 

In der Rechtsprechung hat die besprochene Auffassung verhältnis- 
mäßig wenig Anklang gefunden. Doch fehlt es nicht an einzelnen 
oberstrichterlichen Entscheidungen, die Betrug nur bei Bestehen eines 
rechtlichen Anspruchs auf den entzogenen Gewirn annehmen !?), und 
der bekannte Plenarbeschluß des Reichsgerichts vom 20. April 1887 
(E. 16 1 ff.) enthält zweifellos verwandte Gedankengänge, wenn 
nach ihm entgangener Gewinn nur unter der Bedingung als Vermögens- 
beschädigung gelten soll, daß der Gewinn ohne die Täuschungshandlung 
mit Sicherheit gemacht worden wäre, und daß der Getäuschte ein Recht 
besaß, in diejenige Lage versett zu werden, welche für ihn den Gewinn 
ermöglichte!?). In einer Entscheidung jüngeren Datums ist sogar gesagt, 
daß nur die effektive Verminderung vorhandenen Vermögens, niemals 
der Nichteintritt einer Vermögensvermehrung eine Vermögens- 
beschädigung darstellen könne; allerdings ist hinzugefügt, daß der 
entgeltliche Erwerb eines Gegenstandes für Gewinnzwecke troß eines 
dem Kaufpreis entsprechenden Verkaufswertes eine Vermögens- 
beschädigung darstellen könne, wenn der erworbene Gegenstand für 
die individuellen Gewinnzwecke des Käufers unbrauchbar sei't). 

Il. Die zweite Theorie über die Strafbarkeit betrügerischer Gewinn- 
vereitelung steht zu der soeben dargestellten insofern nicht im Gegensaß, 


11) Ähnlich sieht Jehle, »Der rechtswidrige Vermögensvorteil bei Erpressung 
und Betrug: (Tübinger Diss. 1905), nicht in jeder Exspektanz einen Vermögens- 
bestandteil, sondern verlangt eine »schon zur Zeit des Angriffs« bestehende »recht- 
lich geschüßte Beziehung« als möglichen Angriffsgegenstand eines Betruges. 

13) Bayer. Kass.-Hof v. 12. Febr. 1874; »Stengleins Zeitschr.«, N. F., 3 360/1; 
Preuß. OT. v. 23. April 1879 »>Oppenhoffs R.« 10 223; RMG. v. 23. März 1905 
E. 8 191 ff. 

18) a. a. O. S. 5/6, vgl. auch S. 10/11. Dazu Johannes Merkel, »Die Ver- 
mögensbeschädigung beim Betrug« (Erlanger Diss. 1900) S. 31 ff.; Kyll, »Schaden 
und Schadensausgleich beim strafbaren Betrug« (Rostocker Diss.) S. 37#. Doch 
hat das Reichsgericht meines Wissens außer dem in Note 14 zitierten Urteil niemals 
eine Entscheidung aus diesen Grundsäßen gefällt. Vielmehr stehen alle Reichs- 
gerichtsentscheidungen, die zu unseren Fällen ergangen sind, auf grundsäßlich 
abweichendem Standpunkt (s. u. § 2 Il. und Ill). Dies gilt meines Erachtens (im 
Gegensag zu Olshausen Note 21) vor allem von den später zu besprechenden 
Reichsgerichtsurteilen v. 8. Febr. 1882, 12. Okt. 1885, 18.20. Febr. 1895, E. 6 75; 
13 8; 27 39. Denn wenn in diesen drei Urteilen im Einzelfall Betrug nicht an- 
genommen wurde, weil weder ein Rechtsanspruch auf den Gewinn bestand 
noch sicher war, daß er ohne die Täuschung gemacht worden wäre, so geht das 
Reichsgericht in diesen drei Urteilen im Gegensat zu E. 16 1 davon aus, daß 
bereits bei Vorliegen einer dieser Voraussetungen Verurteilung wegen Betruges 
erfolgen müßte. 


14) RG. v. 16. Okt. 1914 J. W. 44, 350 = Sächs. Arch. (1915) S. 114. 
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als sie die Vermögensbeschädigung bei Entziehung von. rechtlichen 
Ansprüchen auf Gewinn keineswegs leugnet; sie geht aber darüber 
hinaus, indem sie auch die. Entziehung eines Gewinnes, der rein tat- 
sächlich mit Gewißheit zu erwarten war, für strafbaren Betrug ansieht, 
Diese Ansicht findet sich zum ersten Male deutlich ausgesprochen bei 
Temme'’), der zum gegenwärtigen Vermögen eines Menschen nicht 
nur das rechnet, was er schon wirklich erworben hat, sondern auch 
die zukünftigen Rechte, insbesondere solche, von denen es gewiß ist, 
daß sie dem Besiter des Vermögens künftig anheim fallen werden. 
Die Motive zum Kriminalgeseßbuch für das Herzogtum Braunschweig +6) 
seßen den Fall, daß jemand durch die betrügliche Handlung etwas ver- 
loren hat, vollkommen dem anderen Fall gleich, daß ihm ein künftiger 
Vermögensvorteil, den er sonst gehabt hätte, entzogen wird. Nach 
Gryziecki!') ist die Aussicht auf künftigen Vermögerserwerb einem 
bereits existenten Vermögenswert gleichzuachten, wenn der Erwerb - 
lediglich von dem Eintritt eines bestimmten Zeitpunktes oder nur von 
dem Willen des Berechtigten abhängt. Kohler?) sieht eine Ver- 
mögensbeschädigung in der Entziehung künftigen Gewinnes, der mit 
verkehrsmäßiger Sicherheit zu erwarten war, Doerr'?) in der »Nicht- 
vornahme einer gewinnbringenden Handlung (lucrum cessans), 
Wachenfeld?®°) in der Entziehung einer bereits bestehenden realen _ 
Grundlage zukünftigen Gewinnes, nicht aber in der Entziehung künftigen 
Gewinnes als solchen. | 

Die Durchbildung dieser Theorie erfolgte in der Rechtsprechung des 
Reichgerichts, für deren erste Periode zwei Urteile vom 14. Januar 1880 
und 7. Dezember 1881 (E. 1 68 und R. II 772) grundlegend sind. 
Dem ersteren Urteil lag folgender Sachverhalt zugrunde: Ein Werk- 
meister hatte den ihm unterstellten Arbeitern die vom Fabrikherrn ge- 
nehmigte Lohnerhöhung arglistig verschwiegen, nur die bisherigen 
niederen Lohnsäße weiter ausbezahlt und die Differenz für sich behalten. 
Das Reichsgericht nahm Betrug gegen die Arbeiter an, »denn sie würden 
den entsprechenden Betrag an Lohn für die von ihnen geleistete Arbeit 


15) „Die Lehre vom strafbaren Betrug nach preußischem Rechte (Berlin 1841) 
S. 701. 

16) S. 314. 

11) ‚Studien über den strafbaren Betrug. (Lemberg 1870) S. 33. 

18) »Treue und Glauben im Verkehr« (Berlin 1893) S. 29. [Unter verkehrsmäßiger 
Sicherheit ist auch die Wahrscheinlichkeit verstanden, die im Verkehr der Sicher- 
heit gleichgerechnet wird. — Kohler] 

189) „Über das Objekt bei den strafbaren Angriffen auf vermögensrechtliche 
Interessene Bennecke-Beling Heft 34 S. 60. | 

20) »Lehrb.« S. 403. Allerdings besteht in den Beispielen, die Wachenfeld an- 
gibt, durchweg ein Rechtsanspruch des Getäuschten auf den Gewinn, so daß ich 
nicht sicher weiß, ob Wachenfeld nicht der oben zu II. angeführten Theorie zuzu- 
zählen ist. 

Archiv. Bd. 66. sl; 9 
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tatsächlich mehr erhalten haben ?')«. Die zweitgenannte Entscheidung 
betraf folgenden Fall: Ein Vermittler hatte ohne jede Vertretungsbefugnis 
für die Eigentümerin eines Grundstückes einen überdies wegen Form- 
mangels unwirksamen Kaufvertrag abgeschlossen, mit dessen Be- 
dingungen sich die Eigentümerin später einverstanden erklärte, obwohl 
der Vermittler wahrheitswidrig den vom Käufer bewilligten Kaufpreis 
zu niedrig angab; als der Vermittler später bei Erfüllung des Vertrages 
für die Eigentümerin das Inkasso besorgte, behielt er die Differenz 
zwischen dem wirklich gezahlten Kaufpreis und dem von ihm der 
Eigentümerin arglistig falsch angegebenen Preis für sich. Obwohl die 
Eigentümerin bei dieser Sachlage aus dem Kaufvertrag keinerlei Rechts- 
anspruch auf den in dem gezahlten höheren Kaufpreis liegenden Gewinn 
hatte, hielt das Reichsgericht ihr Vermögen um diesen Betrag für ge- 
schädigt, da es sich um einen Gewinn handelt, der ihr in sicherer 
Aussicht stand und der ihr ohne die wahrheitswidrigen Vorspiegelungen 
und die darauf beruhende Irrtumserregung tatsächlich und ohne 
weiteres zugefallen wäre«e. Diese Grundsäge wiederholen sich fast 
wörtlich in einer Reihe späterer Entscheidungen ??). Derselbe Gedanken- 
gang liegt auch den Reichsgerichtsurteilen vom 8. Februar 1882 und 
22. Oktober 1884 (E. 6 76 und 26 227), die sich beide mit dem Abspenstig- 
machen eines festen, regelmäßigen, wenn auch nicht vertraglich ge- 
bundenen Kunden beschäftigen, insofern zugrunde, als die Vermögens- 
beschädigung darin erblickt wird, daß der geschädigten Firma »eine ihr 
sonst in Aussicht stehende Geschäftseinnahme entzogen worden iste. 
Daneben sind aber beide Urteile damit begründet, daß eine feste Kund- 
schaft deshalb, weil sie beim Geschäftsverkauf usw. als werterhöhender 
Faktor mitwirkt, auch als gegenwärtiger Vermögenswert und daher 
ihre Entziehung als Beschädigung des »aktuellen Vermögens« anzusehen 
ist2®2). Dieser leßtere Gedanke leitet schon zu der dritten Auffassung 
des Problems der Gewinnvereitelung über, die seit der Einführung des 
BGB. nicht nur in der reichsgerichtlichen Judikatur, sondern auch über- 
wiegend in der Wissenschaft und der Rechtsprechung anderer Gerichte 
Anerkennung gefunden hat. 

IV. Nach $ 252 BGB. umfaßt der zu ersetgende Schaden auch den 
entgangenen Gewinn, der nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge mit 


21) In einem im wesentlichen gleichliegenden Fall lehnt RG. v. 8. Febr. 1917 
E. 50 317 die Annahme eines Betruges ab, weil die Arbeiter keinen Rechtsanspruch 
auf den höheren Lohn hatten. Allerdings ist das RG. in dieser Entscheidung gar 
nicht auf den Gesichtspunkt der Gewinnvereitelung gekommen, sonst hätte es bei 
der heutigen noch weitergehenden Praxis (§ 2 IV.) niemals zu einer Freisprechung 
in diesem Falle gelangen können. 

32) RG. v. 12. Okt. 1885; 11. April 1892; 29. Nov. 1894; 18.'20. Febr. 1895 E, 13 8; 
23 55; 26 239; 27 39 (45). | 

23) Der Unterschied dieser heterogenen Gedankengänge wird fast nirgends be- 
achtet. Richtig Johannes Merkel S. 33 Note 5. 
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Wahrscheinlichkeit erwartet werden durfte. Daher sieht die heute 
herrschende Lehre in dem mit Wahrscheinlichkeit zu erwartenden Ge- 
winn einen gegenwärtigen Vermögensbestandteil und in seiner Ent- 
ziehung eine Vermögensbeschädigung im Sinne des § 263 StGB. So 
v. Liszt*‘), Allfeld®), Thomsen°®) und Olshausen?”) Das ist 
auch der heutige Standpunkt des Reichsgerichts?®) und des Bayerischen 
Obersten Landesgerichts?°). Diese Auffassung teilt grundsäßlich auch 
Hegler®°), der allerdings die Strafbarkeit des Abspenstigmachens von 
Kunden wegen mangelnder Vermögensdisposition des Getäuschten 
leugnet. Nach Eckstein®!), dem Vermögensbeschädigung im Sinne 
des § 263 die »Beeinträchtigung von Genußhoffnungen« ist, genügt nicht 
nur die Entziehung eines wahrscheinlichen, sondern sogar schon eines 
bloß möglichen Gewinnes zur Erfüllung des Betrugstatbestandes, sofern 
diese Möglichkeit nicht als allzu entfernt gleich Null ist; daher hält 
Eckstein auch das Abspenstigmachen einer zukünftigen, nicht festen 
Kundschaft für strafbar. 


8 3. Die Vermögensgefährdung. 


I. Übersicht. Gesetsgeberische Lösungsversuche. II. Gleichstellung von Vermögens- 
gefährdung und Vermögensbeschädigung. III. Straflosigkeit der Vermögens- 
gefährdung. IV. Vermögensgefährdung als Wertverminderung des gegenwärtigen 
Vermögens. 

I. Schon schwieriger gestaltet sich eine übersichtliche Darstellung des 
status controversiae über die Vermögensbeschädigung durch Vermögens- 
gelährdung, weil manche Autoren zwar eine Vermögensgefährdung nicht 
als Vermögensbeschädigung gelten lassen wollen, aber bei den von 
der herrschenden Lehre aus dem Gesichtspunkt der Vermögens- 
gefährdung beurteilten typischen Fällen des Kreditbetrugs, der Zech- 
prellerei und des Beweismittelbetruges die tatbestandsmäßige Ver- 
mögensbeschädigung in anderer Weise konstruieren. Ja es fehlt nicht 
an Versuchen, diese Probleme gesetgeberisch zu lösen, und zwar 
entweder durch besondere Hinweise im allgemeinen Betrugstatbestand 
— so bezüglich des Beweismittelbetruges der »Code penal«®®) und 


4) »Lehrb.« S. 479. 25) »Lehrb.« S. 544. 38) »Lehrb.« Bes. Teil S. 407. 

#7) Note 21, vgl. auch 19 und 37. 

28) RG. v. 5. Juni 1905 E. 38 108; 25. Juni 1908 E. 41 373; 30. Jan. 1908 »Seufl. 
Bl.« 73, 508; 25. Juni 1908 »J. W.« 37, 583; v. 20. Okt. 1916 »Leipz. Ztg.« 10, 1548, 

29) Bayer. OLG. v. 31. Jan. 1907 E. 7 202, 

20) »Vergl. Darstell. des deutschen und ausländischen Strafrechtes«, Bes. Teil 7 429 
und 447 Note 1. 

31) ‚Streitfragen aus der Lehre vom strafbaren und straflosen Betruge« »Goldt. 
Arch.« 58 66 ff., insbes. S. 823. Eckstein stüßt seine Auffassung übrigens nicht 
auf BGB. $ 252, vgl. a. a. O. S. 83 Note 99. 

33) Art, 805: »Quiconque ... se fait remettre ou délivrer des ... billets, ... quit- 
tances et decharches, et aura par un des ces moyens escroqu& ou tenté d’escroquer 
la totalité ou partie de la fortune d’autrui, sera puni...« 

9 « 
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bezüglich des Kreditbetruges das dänische Recht?) — oder durch 
Normierung besonderer Tatbestände — so das Sächsische Strafgesegbuch 
von 1855, dessen Artikel 286 für unsere Untersuchung besonders 
interessant ist, weil er für die Strafzumessung beim Kreditbetrug aus- 
drücklich die »Berücksichtigung der für den Betrogenen erwachsenen 
Gefahr« vorschreibt); so wird im geltenden österreichischen Recht die 
Erschleichung einer »Kreditverlängerung durch Ränke« als qualifizierter 
Betrug behandelt®°); so hat das Norwegische Strafgesegbuch besondere 
Tatbestände für Kreditbetrug und Zechprellerei, die milder bestrait 
werden als der eigentliche Betrug°‘); ebenso unter anderen®”) das 
Ungarische Strafgesegbuch für den Kreditbetrug °*) und eine französische 
Novelle 8°) für die Zechprellerei. Auf die deutschen und österreichischen 
Entwürfe wird an anderer Stelle eingegangen werden *°). 


23) „Allgemeines Bürgerliches Strafgesegbuch für das Königreich Dänemark« 
v: 10. Febr. 1866 § 251: >»... wer ohne die Absicht zu bezahlen, Waren auf Kredit 
nimmt, wird ... bestraft.« 

%) Art. 286 Abs. 3: »Ist bei Eingehung eines Vertrages eine Täuschung nur in 
der Absicht verübt worden, Geld oder Geldeswert auf Kredit zu erhalten, so ist 
unter Berücksichtigung der für den Betrogenen erwachsenen Gefahr und seines 
etwaigen Verlustes auf ... Gefängnis zu erkennen.« 

85) Österreichisches Strafgeseß v. 27. Mai 1852 $ 199: »Unter den Bedingungen 
des 8 197 wird der Betrug schon aus der Beschaffenheit der Tat ein Verbrechen ... 
f) wenn jemand... durch Ränke den Kredit zu verlängern gesucht hat. 

3) Allgemeines Bürgerliches Strafgeseß für das Königreich Norwegen v. 22. Mai 
9102 behandelt den Kreditbetrug im 26. Kap. (Betrug und Untreue) als $ 274, 
während die Zechprellerei im 40. Kap. (Übertretungen gegen Vermögensrechte) 
erscheint. 

8 274 Abs. 1: »Mit Geldstrafe oder Gefängnis bis zu einem Jahr wird bestraft, 
wer mittels falscher Angaben über sein Zahlungsvermögen sich oder einen anderen 
ein Darlehn oder eine Leistung ohne gleichzeitige Leistung einer Gegenleistung 
verschafft, mit dem Erfolge, daß dadurch ein Vermögensverlust verursacht wird, 
oder wer dazu mitwirkt.« 

8 402: »Mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten wird bestraft, 
wer unter Verschweigung de$“Umstandes, daß er nicht imstande sei, zu bezahlen 
oder Sicherheit zu leisten, in einem Gasthofe, Wirtshause oder an ähnlichen Orten, 
wo vorausgesegt wird, daß man vor dem Fortgehen oder dem Wegzug Zahlung 
leistet, Wohnung nimmt oder Speisen, Getränke oder dergleichen genießt ... 30 
wie wer dazu mitwirkt.« 

37) Weitere ausländische Geseßesvorschriften bei Hegler S.514 Noten 5 und 6, 
S. 505, Text und Noten 11 und 12 ebenda; ferner bei Hafter S. 45. i 

38) Das »Ungarische Strafgesegbuch über Verbrechen und Vergehen« (V. Geseßes- 
artikel vom Jahre 1874) § 384: »Wenn jemand, obgleich ohne betrügerische Ab- 
sicht, einen anderen durch listige Vorspiegelungen in Irrtum führt oder in Irrtum 
hält, um diesen zu Gewährung oder Verlängerung eines Kredits zu bestimmen, 
so wird die Handlung als Betrug erachtet und mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
bestraft.« 

89) Geset v. 26. Juli 1873, durch welche dem vom Diebstahl handelnden Art. 401 
des »Code pénal. folgender Abs. 4 hinzugefügt wurde: »Quiconque sachant, qu'il 
est dans impossibilité absolue de payer, se sera fait servir des boissons ou des 
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Das geltende Reichsrecht kennt keinerlei Sondervorschriften, doch 
wird auch de lege lata die Strafbarkeit des Kreditbetrugs — obwohl 
mit Einschränkungen — ganz überwiegend bejaht?'). Allgemein wird 
die Zechprellerei als eine Unterart des Kreditbetruges angesehen und 
dementsprechend gleichfalls für strafbar erachtet. Demgegenüber sehen 
allerdings Hafter*?), Johannes Merkel*?) und Kronacher“') in der 
Zechprellerei eine vom Kreditbetrug wesentlich verschiedene Betrugs- 
form, nehmen aber auch eine Vermögensbeschädigung, bestehend in 
der Hingabe der Speisen usw., als vorliegend an*). Die von uns unter 


aliments qu’il aura consommés, en tout ou en partie, dans les établissements à 
ce destinnes, sera puni...«c Ähnlich nach Kohler (»Studien« 4 47) von den 
Italienischen Statuten Turin 1360: »Wer ohne Zahlung die Schenke verläßt, zahlt 
einen solidus als Strafe«, und Ivrea (14. Jahrhundert) Strafe: fünf solidi. 

+) S. u. im fünften Abschnitt. 

41) Da im folgenden die Darstellung des status controversiae nach dem leitenden 
Gesichtspunkt der Vermögensgefährdung gegliedert sein wird, manche Autoren 
aber troß verschiedener Stellungnahme zur Vermögensbeschädigung durch Ver- 
mögensgefährdung bei der Frage des Kreditbetruges zu übereinstimmenden Resul- 
taten kommen, seien hier die Ansichten über den Kreditbetrug dem Ergebnis nach 
kurz zusammengestellt: 

Bejaht wird das Vorliegen einer Vermögensbeschädigung und damit die Straf- 
barkeit des Kreditbetruges von Köstlin, »Lindes Zeitschrift für Zivilrecht und 
Prozeß« N. F. 14 327, 430, 436 Note 2; Schüße S.471 Note 6; Hälschner, »Lehrb.« 
111S.252ff.; Stenglein, »Gerichtssaal« 43 388 ff.; Berner S.584; Wächter S. 468; 
Binding S. 30; Hegler S. 436; Thomsen S. 408; v. Liszt S. 478; Allfeld 
S. 544 Note 6; Olshausen Note 20; Wachenfeld S. 405; Preuß. OT. v. 6. Nov. 
1863 »>Oppenhoffs R. 4 162; 29. Nov. 1871 »Oppenhoffs R. 12 598, 28. Mai 
1873 »Oppenhoffs R. 14 407; 19. Juni 1873 »Goldt. Arch.« 21 561; Sächs. OAG. v. 
12. Febr. 1917 »Stengleins Zeitschr.-, N. F. 1 56; RG. v. 21. Okt. 1879 R. I 12; 
11. Dez. 1880 R. II 629; 25. Juni 1908 R. VII 434; 20. Juni 1893 »Goldt. Arch.« 41 142; 
5. Jan. 1910 E. 43 471; 31. Jan. 1916 »Recht« 20 867; RMG. v. 20. Mai 1905 E. 8 274; 
31. Mai 1911 E. 34 34. 

Stark einschränkend: Johannes Merkel S. 37; Schlesinger S. 77; 
Eckstein, »Gerichtssaal« 78 153 ff. 

Verneinend: AdolfMerkel, »Kriminalist. Abhandl.« 2 124 u. 242; ders., HH. 
HI 762; Gryziecki S. 104; Schwarze Note 6 u. 7. 

Weniger mit der Frage der Vermögensbeschädigung als mit den Begriffen der 
»Tatsache«, des »Vorspiegelns« und des »Unterdrückens« (vgl. oben § 1 zu I.) be- 
schäftigen sich: Zimmermann, »Gerichtssaal«e 29 129; Kohler, »Treue und 
Glauben« S. 26; Frank Note II 1 by (S. 474) und lI 1 b a. E. (S. 475); Friedsam 
S. 78; RG. v. 11. Dez. 1880 R. II 629; 8. März 1880 E. 1 105; 3. April 1880 R. I 535; 
2. Jan. 1880 R. I 272; 7. Juni 1880 E. 2 5; 11. Mai 1882 R. III 294; 10. Juni 1880 
R. I 54; 1. Juni 1883 R. V 395. l 

42) »Die Zechprellerei« in der Festgabe der Züricher Fakultät zum Schweizer 
Juristentag 1908. 43) S. 38, 

4) »Ist die Zechprellerei Betrug ?« »Strafrechtliche Abhandl. « (Breslau 1906) 
Heft 68 S. 7 ff. 

#5) Aus dem oben Note 44 angegebenen Grunde sei hier auch die Literatur zur 
Zechprellerei kurz zusammengestellt: 

Für die Strafbarkeit der Zechprellerei: Krug, Ergänzungsband 1862 S. 34; 
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dem Begriff des Beweismittelbetruges zusammengefaßten Fälle werden 
in der Literatur kaum einheitlich behandelt; die Judikatur geht hier in 
der Annahme strafbaren Betruges zum Teil sehr weit. 

Wenden wir uns nun zu dem leitenden Gesichtspunkt der Vermögens- 
gefährdung, so können wir die einschlägige Literatur in drei Massen 
teilen. Eine ältere Ansicht geht dahin, die Vermögensgefährdung der 
Vermögensbeschädigung gleichzuachten; nach einer zweiten, von nicht 
wenigen anerkannten Auffassung ist eine Vermögensgefährdung niemals 
eine Vermögensbeschädigung; nach der dritten, heute wohl herrschenden 
Mittelmeinung ist eine Vermögensgefährdung nur dann eine Vermögens- 
beschädigung, wenn die durch die Täuschung hervorgerufene Gefahr 
zukünftigen Verlustes den Gesamtwert des gegenwärtigen Vermögens 
vermindert. 

H. Die Gleichstellung von Vermögensgefährdung und Vermögens- 
verle&ung findet sich andeutungsweise schon bei Escher“) und dann 
in aller Entschiedenheit ausgesprochen bei Köstlin*’)., Beim Kredit- 
betrug sieht Köstlin eine Vermögensbeschädigung bereits in dem Mangel 
der sicheren Hoffnung der Heimzahlung des unter falschen Vor- 
spiegelungen gewährten Darlehns über die Solvenz des Schuldners und 
nimmt strafbaren Betrug an, wofern dem Täter in bezug auf die Un- 
möglichkeit der Zurückzahlung auch nur dolus eventualis nachzuweisen 
ist48) In ähnlicher Weise erklärt Krug‘’) — in Beziehung auf den 
zitierten Artikel 286 des Sächsischen Strafgeseßbuches — die Gefährdung 
des Betrogenen für den Hauptgesichtspunkt beim Kreditbetrug, neben 
dem der etwaige Verlust des Betrogenen nur zufällig in Betracht 
komme; nach Krug ist das wesentliche Kriterium des Kreditbetruges 
die Absicht des Betrügers, das empfangene Darlehn zurückzuzahlen, 
während bei mangelnder Rückzahlungsabsicht gemeiner Betrug vorliege. 


Binding, »Lehrb.:e S. 361; Meyer-Allfeld S. 456 Note 42; v. Liszt S. 480; 
Frank Note lIb (S. 4755); Olshausen Note 20; Schwart Note 7d; Hafter 
S. 20, 24; Hegler S. 436; Johannes. Merkel S. 38. 

Stark einschränkend: Schlesinger S. 79. 

Verneinend: Kronacher (aus dem nicht in den Rahmen unserer Unter- 
suchung fallenden Gesichtspunkt des mangelnden Vermögensvorteils). 

Mehr die Tatbestandsmerkmale des »Vorspiegelns«, »Unterdrückens« und der 
»Tatsache« als das der »Vermögensbeschädigung« betreffend: RG. v. 3. Jan. 1881 
R. II 690 und 28. Jan. 1882 R. IV 89. 

46) »Die Lehre von dem strafbaren Betrug und von der Fälschung« (Zürich 1840) 
S. 96. Seine Ausführungen über den Kreditbetrug (S. 155 und 193) haben heute 
wohl kaum mehr Interesse. 

#7) »Abhandl.« S. 152, 157; »Lindes Zeitschrift für Zivilrecht und Prozeß«, N. F., 
14 433 (nicht entgegen ebenda S. 431). 

48) »Lindes Zeitschrift für Zivilrecht und Prozeß«, N. F., 14 326 ff., 430. 

49) Kommentar Note 5c zu Art. 286. 
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Das Sächsische Oberappellationsgericht®°) hielt in einer viel zitierten 
Entscheidung den Kreditbetrug bereits mit der durch Hingabe des 
Darlehns eingetretenen Gefährdung, nicht erst mit dem endgültigen 
Verlust der Forderung für vollendet und sah daneben auch in der zeit- 
weiligen Entziehung der Disposition über das auf Kredit hingegebene 
Vermögensstück eine Vermögensbeschädigung. Die Gleichstellung. von 
Vermögensgefährdung und Vermögensbeschädigung bildet auch — ob- 
schon nicht immer ausdrücklich ausgesprochen — die Grundlage mancher 
Urteile des Preußischen Obertribunals und einzelner älterer Reichsgerichts- 
urteile. So sieht das Obertribunal beim Kreditbetrug die Vermögens- 
beschädigung in der »Notwendigkeit der Ausklagung und Beitreibung im 
Wege der Exekution«®!), bei Beweismittelbetrug zum Beispiel in »der 
Möglichkeit doppelter Exekution« auf Grund eines Sekundawechsels, der 
infolge falscher Vorspiegelung des Verlustes der bereits begebenen 
Prima vom Bezogenen akzeptiert worden war®®); ferner in dem Um- 
stand, daß von dem betrüglich in den Besig der Quittung gelangten 
Schuldner »eine freiwillige Zahlung nicht mehr zu erwarten war«>®); oder 
in der »Notwendigkeit der Führung eines Prozesses« über die Gültigkeit 
eines Vertrages, dessen Unterschrift betrüglich erschlichen war°*); oder in 
der Gefahr, für eine infolge einer Täuschung übernommene Wechselschuld 
rechtlich in Anspruch genommen zu werden 5°)°°). In der älteren Recht- 
sprechung des Reichsgerichtes wurde aus dem Gesichtspunkt der Ver- 
mögensgefährdung als Vermögensbeschädigung angesehen: beim Kredit- 
betrug durch Wechselprolongation das Wachsen der Gefahr des 
Gläubigers mit dem Hinausschieben des Zahlungstermins°’); beim 
Kreditbetrug durch betrügerisches Verleiten zur Annahme von so- 
genannten Kellerwechseln die »Gefährdung« des Akzeptanten während 
der Umlaufzeit‘ der Wechsel, und zwar ohne Rücksicht darauf, daß die 
Wechsel am Verfalltage tatsächlich eingelöst worden sind5?); beim 
Beweismittelbetrug durch Erschleichung einer Unterschrift unter ein 
von der tatsächlich getroffenen Vereinbarung abweichendes Vertrags- 
instrument die »Gefährdung« des Getäuschten, die in der Notwendigkeit 


60) Sächs. OAG. v. 12. Mai 1871 »Goldt. Arch.e 19 765. Ausführlicher ist dies 
interessante Urteil abgedruckt in »Stengleins Zeitschrift, N. F., 1 56. 

61) Preuß. OT. v. 6. Nov. 1863 »Oppenhoffs R. 4 162. 

82) Preuß. OT. v. 5. April 1 1867 »Oppenhofis R.. 8 238. 

68) Preuß. OT. v. 3. Juni 1875 »Oppenhoffs R.« 16 424 = »Goldt. Arch.< 23 531. 

ët) Preuß. OT. v. 10: Juni 1874 »Oppenhoffs R.« 15 381; ähnlich Bayer. OGH. 
v. 13. März 1876 Sammlung VI 107. 

55) Preuß. OT. v. 1. März 1867 »Oppenhoffs R.« 8 150. 

56) Ähnliche Entscheidungen: Preuß. OT. v. 11. Dez. 1867 »Oppenhoffs R. 
8 786; 26. Okt. 1870 »Oppenhoffs R.- 11 529; 6. März 1874 »Oppenhoffs R« 
15 132; 13. Juli 1874 »Oppenhoffs R.« 15 49. 

7) RG. v. 21. Nov. 1879 R. I 12. 

53) RG. v. 25. Mai 1885 R. VII 434 = E. 12 395. 
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der Führung eines Prozesses und der Erbringung des Gegenbeweises 
für die tatsächlich getroffene Vereinbarung liege °); beim Beweismittel- 
betrug durch Veranlassung zur Unterschrift einer materiell-rechtlich un- 
wirksamen, formell aber einwandfreien Verzichtsurkunde die »Gefahre, 
bestehend in der »Tatsache eines schriftlich vorliegenden, formell be- 
weisenden Verzichtes«:°°). Von den neueren Autoren spricht sich für 
restlose Gleichsegung von Vermögensbeschädigung und Vermögens- 
gefährdung nur Eckstein®!) aus, der von seiner Definition der Ver- 
mögensbeschädigung als Beeinträchtigung von Genußhofinungen aus- 
gehend, in jeder Vermögensgefährdung eine Hoffnungsbeeinträchtigung 
und damit eine Vermögensbeschädigung sieht. Aus diesem Gesichts- 
punkt konstruiert Eckstein die Vermögensbeschädigung beim Kredit- 
betrug, wofern der Betrüger zahlungsunfähig ist°*), beim Beweismittel- 
betrug und auch beim Exekutionsbetrug, worauf im folgenden Para- 
graphen zurückzukommen sein wird °®). 

II. Der besprochenen Auffassung diametral entgegengesett ist die 
Ansicht, daß eine Vermögensgefährdung niemals als eine Vermögens- 
beschädigung anzusehen sei. Von diesem Gesichtspunkt aus leugnet 
Adolf Merkel‘) die Strafbarkeit des Kreditbetruges, wenn der 
Täuschende lediglich das Bewußtsein gehabt hat, das Vermögen des 
Kreditierenden durch Gewährung einer geringeren Sicherheit als der 
vorgespiegelten zu gefährden. In solchen Fällen ist nach Merkel die 
zunächst eintretende Gefährdung nur ein ideeller Schaden, während eine 
vielleicht später bei Fälligkeit der Schuld durch das Ausbleiben der 
Gegenleistung wirklich eintretende Vermögensbeschädigung nicht als 
unmittelbares Produkt des Irrtums des Geschädigten angesehen werden 
könne, da sie entweder auf einen weiteren rechtswidrigen Akt des 
Betrügers oder auf ein bei Abschluß des Geschäftes noch nicht vorher- 
sehbares Ereignis zurückzuführen sei. Diesem Fall typischen Kredit- 


89) RG. v. 5. Dez. 1884 R. VI 78. 60) RG. v. 15. März 1883 E. 8 164. 

61) sGoldt. Arch.« 58 85. 

62) a. a. O. S. 86. Bei Zahlungsunwilligkeit nimmt Eckstein (ähnlich wie 
Hafter und Kronacher bei der Zechprellerei) nicht Gefährdung, sondern einfachen 
Sachbetrug mit Vermögensbeschädigung an; dagegen hält Eckstein keine Hoff- 
nungsbeeinträchtigung und damit auch keine Vermögensbeschädigung für vor- 
liegend, wenn der Täuschende zahlungsfähig und zahlungswillig ist. 

e) Unten § 4 zu ll. »Gerichtssaal« 78 137 ff., insbes. S. 152 ff. stellt Eckstein 
allerdings die Behauptung auf, in all diesen Fällen könne trog Vorhandenseins 
einer Vermögensbeschädigung der Betrug nicht aus dem Gesichtspunkt der Ver- 
mögensgelährdung konstruiert werden, weil die Bereicherung aus dem Vermögens- 
vorteil erlangt sein müsse, auf den sich die Täuschung beziehe. Die diesbezüg- 
lichen, nicht in den Rahmen dieser Untersuchung fallenden Ausführungen Ecksteins, 
ebenso wie seine krausen Gedankengänge, die zu einer anderen Art der Konstruktion 
der Vermögensbeschädigung beim Kredit- und Beweismittelbetrug führen sollen, 
entziehen sich gedrängter Wiedergabe. 

64) »Kriminalist. Abhandl.« S. 124/6, 241/5; HH. 3, 762 ff., 768 ff. 
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betruges segt Merkel den Verkauf einer Forderung unter wahrheitswidrig 
günstiger Darstellung der Vermögenslage des Schuldners gleich sowie 
den Fall der Begebung eines gefälschten Wechsels in der Absicht, ihn 
bei Verfall einzulösen. Hatte dagegen der Täuschende von vornherein 
nicht nur die Absicht, das Vermögen des Getäuschten zu gefährden, 
sondern durch Unterlassung der Rückzahlung zu verlegen, so nimmt 
Merkel bei Zahlungsunfähigkeit strafbaren Betrug an, während bei 
bloßer Zahlungsunwilligkeit, mag sie auch schon bei Abschluß des 
Kreditvertrages vorgelegen haben, niemals strafbarer Betrug in Frage 
kommen könne, da der zivilrechtlich verfolgbare Anspruch des Ge- 
täuschten stets ein hinreichendes Äquivalent bilde. Für die demnach 
de lege lata straflosen Fälle der Vermögensgefährdung schlägt Merkel 
de lege ferenda die Einführung einer besonderen Gesetesbestimmung 
mit milderer Strafandrohung vor als derjenigen, die beim Betruge, 
dem Verlegungsdelikt, angebracht sei. Denselben Standpunkt nimmt 
Gryziecki‘) ein und bekämpft beim Kreditbetrug insbesondere in 
subjektiver Hinsicht die Gleichstellung des Gefährdungsvorsages mit 
dem Verlegungsvorsaß, auch mit dem nur eventuellen, weil der 
Täuschende die Verlegung nicht gewollt habe, selbst wenn er mit ihrer 
Möglichkeit rechnete. Schwarzes) präzisiert den Grundgedanken 
dieser Auffassung dahin: »Die Gefährdung ist nicht eine Beschädigung; 
tritt sodann eine Vermögensbeschädigung ein, so ist sie nicht das Produkt 
des Irrtums, sondern das Produkt späterer unerwarteter Ereignisse. 
Vom juristischen Vermögensbegriff aus bekämpft auch Binding‘*”) die 
Gleichstellung von Vermögensgefährdung und Vermögensbeschädigung, 
sieht aber beim Kreditbetrug und bei der Zechprellerei eine Vermögens- 
beschädigung darin, daß dem Getäuschten »der Zeit nach nicht wird, 
was er zu fordern hat‘), und bei der betrügerisch erschlichenen 
Stundung »in der Aufgabe eines fälligen Rechtes gegen einen ganz 
oder teilweise solventen Schuldner ‘°®)«e; daher nimmt Binding auch die 
Strafbarkeit eines Zechprellers an, der die Absicht und Fähigkeit hat, 
später zu zahlen, und zwar deshalb, weil der Wirt sofort die Zahlung 
verlangen kann. Dagegen ist nach Binding der Schaden schon vor 
der Täuschung vorhanden und daher Betrug nicht anzunehmen, wenn 
der Schuldner bereits zur Zeit der Prolongation ganz mittellos war °®); 
ebensowenig nimmt Binding die Strafbarkeit einer Krediterschleichung 
durch Täuschung an, wenn die Täuschung nicht die Zahlungsfähigkeit 
oder Zahlungswilligkeit des Betrügers betraf?°),. Vom ökonomischen 
Vermögensbegriff ausgehend, legt Schlesinger?!) eingehend dar, 


65) S. 104 ff., 124. 66) Note 6 und 7. 

€) »Lehrb.« S. 36061. 68) Ebenda S. 361. 6%) Ebenda S. 361 Note 3. 

10) Ebenda S. 361 Note 2, 

") a. a O. S. 98ff. — wohl die am tiefsten schürfende monographische Be- 
arbeitung des Problems der Vermögensgefährdung. 
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daß die Vermögensgefährdung als Möglichkeit zukünftiger Schädigung 
weder eine gegenwärtige Vermögensbeschädigung darstelle noch über- 
haupt auf den gegenwärtigen Vermögenszustand nachweisbar wert- 
verringernd einwirken könne. Schlesinger sagt, daß die »Gefahr« doch 
nur insoweit bei Konstruktion der Vermögensbeschädigung berücksichtigt 
werden könne, als sie die Gegenleistung ziffernmäßig entwerte; 
denn kenne man nicht genau diesen Betrag, so könne man nie wissen, 
ob der Wert der Gegenleistung hinter dem der Leistung des Getäuschten 
zurückbleibe, ob also überhaupt ein Vermögensschaden eingetreten sei. 
Eine ziffernmäßige Berechnung der durch die Gefährdung eintretenden 
Wertminderung hält nun aber Schlesinger für gänzlich ausgeschlossen, 
weil eine solche Bewertung begrifflich eine juristischer Erkenntnis un- 
zugängliche Berücksichtigung des Grades der Möglichkeit oder Wahr- 
scheinlichkeit des zukünftigen Schadens voraussege. So hält Schlesinger 
die Feststellung vollendeten Betruges für ausgeschlossen, nimmt aber 
Betrugsversuch an, sofern sich der Vorsaß des Täters auf eine Ver- 
mögensgefährdung bezogen hat, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob 
später aus der Gefährdung eine Vermögensbeschädigung erwachsen ist 
oder nicht. Aus diesem Gesichtspunkt hält Schlesinger Betrugsversuch 
für vorliegend bei Gebrauch falscher oder gefälschter Beweisurkunden 
oder betrügerischer Entziehung von Beweismitteln in und außerhalb 
des Prozesses sowie bei Entziehung der Sicherheit eines Rechtes. Den 
Kreditbetrug und die Zechprellerei”?) konstruiert Schlesinger nicht 
aus dem Gesichtspunkt der Vermögensgefährdung und nimmt hier 
vollendetes Delikt an, wofern der Täuschende im Bewußtsein seiner 
Zahlungsunfähigkeit gehandelt hat, da die Vermögensbeschädigung 
schon in der Hingabe des Geldes, der Ware, Speisen usw. liege; kein 
strafbarer Betrug soll dagegen vorliegen, wenn sich der Irrtum des 
Getäuschten nicht auf die Zahlungsfähigkeit des Täuschenden bezog 
oder die Schädigung durch ungünstige Ereignisse eintrat, die beim 
Geschäftsabschluß noch nicht vorausgesehen werden konnten. Ähnlich 
nimmt Johannes Merkel”) bei Krediterschleichung seitens eines 
völlig Insolventen vollendeten Betrug an, indem er in der Hingabe des 
Darlehns usw. die Vermögensschädigung erblickt. Bei Möglichkeit der 
Rückzahlung soll es nach Johannes Merkel auf die Umstände des 
Einzelfalles ankommen; Zechprellerei soll immer strafbar sein. Wächter ’°*), 
 Schüge™) und Berner’‘) erkennen gleichfalls eine Vermögens- 


gefährdung als solche nicht als Vermögensbeschädigung an, halten aber- 


eine Vermögensbeschädigung beim Kreditbetrug dann für gegeben, 
wenn der Geschädigte infolge der Kreditgewährung wirklich zu Schaden 
kommt. 


— 


1) S. 77 fi. 18) S, 37 fi. 14) S. 458. 
1) S, 471 Note 6. 16) S, 584. 


f 
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Diesen Konstruktionen, nach denen die Vermögensbeschädigung in 
der Aufgabe von Rechten oder in deren zeitweiligem Entbehren liegt, 
kommt das Obertribunal in mehreren Urteilen recht nahe, in denen die 
Vermögensbeschädigung in der Hingabe eines Darlehns oder von 
Waren auf Kredit erblickt?) und eine solche im Einzelfall auch dann 
für vorliegend erachtet wurde, wenn der Darlehnsnehmer die Mittel 
zur Erstattung besißt?®) oder die Waren später bezahlte7?). Ähnlich 
hat das Reichsgericht in älteren Entscheidungen die Vermögens- 
beschädigung bei Bestellung von Waren auf Kredit kurz vor Zahlungs- 
einstellung in der Weggabe und Einbuße der Waren 8°) und bei Wechsel- 
prolongationen in dem Verzicht des Gläubigers auf das Recht der 
Zahlung am ursprünglichen Verfallstage®!) gefunden, ohne den Begriff 
der Gefährdung oder der Beeinträchtigung des Gesamtwertes des Ver- 
mögens zu berühren. 

Verschiedentlich wird beim Kreditbetrug diese Konstruktion der Ver- 
mögensbeschädigung durch Annahme einer dauernden oder zeitweisen 
Entziehung von Vermögensstücken mit dem ganz heterogenen Gesichts- 
punkt der Vermögensbeschädigung durch Vermögensgefährdung ver- 
quickt °?). 

IV. Die heute herrschende Lehre fußt auf dem ökonomischen Ver- 
mögensbegriff und der sogenannten objektiven Theorie, die jede den 
Gesamtwert des Vermögens verringernde Veränderung des Vermögens, 
aber auch nur eine solche, als Vermögensbeschädigung ansieht. Indem 
sie, wie die soeben besprochenen Theorien, davon ausgeht, daß eine 
Vermögensgefährdung an sich noch keine Vermögensbeschädigung dar- 
stellt, sieht sie grundsäßlich in der Vermögensgefährdung dann eine 
Vermögensbeschädigung, wenn die Gefahr, also die Möglichkeit zu- 
künftigen Schadens, auf das gegenwärtige Vermögen wertmindernd 
einwirkt. Aus diesen Gesichtspunkten verneint Hälschner°®) die 
Vermögensbeschädigung bei der Krediterschleichung, auch wenn der 
Täter den Kredit erlangt mit dem Bewußtsein, dem Getäuschten ein 
geringeres Maß von Sicherheit zu bieten, als le&terer vorausseßte; hier 
fehlt nach Hälschner in der Regel objektiv die Wertminderung des 
Vermögens des Getäuschten und subjektiv der direkte oder auch nur 
eventuelle Vorsa& der Beschädigung. Bei der Erschleichung einer 


11) Preuß. OT. v. 29. Nov. 1871 »Oppenhoffs R.« 12 598. 
18) Preuß. OT. v. 28. Mai 1873 »Oppenhoffs R.« 14 408, 
19) Preuß. OT. v. 19. Juni 1873 »Goldt. Arch.« 21 561. 


%) RG. v. 11. Dez. 1880 R. lI 629. 

81} RG. v. 2. Febr. 1881 E. 3 332, ausdrücklich aufgegeben in E. 16 161. 

23) Rüdorff-Stenglein Note 4 Abs. 3 (S. 603); Sächs. OAG. v. 12. Mai 1871 
(oben Note 50); RG. v. 12. Nov. 1885 E. 13 6 (offenbar ein Kompromiß zwischen 
Anhängern der subjektiven und objektiven Theorie). 

s3) S. 352. 
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Kreditverlängerung kommt nach Hälschner eine Vermögensbeschädigung 
noch seltener in Betracht, weil sich die Täuschung in der Regel nicht 
auf die Sicherheit der Forderung, sondern auf das Motiv der Ausstands- 
bewilligung beziehe. Dagegen nimmt Hälschner.eine vollendete Ver- 
mögensbeschädigung durch Vermögensgefährdung an bei betrügerischer 
Veranlassung zur Eingehung einer Verbindlichkeit®*) und bei Erwerb 
eines unsicheren Forderungsrechtes, wofern durch die Gefahr der Nicht- 
zahlung sein Schäßungs- oder Tauschwert unter den Wert der Gegen- 
leistung des Getäuschten herabgedrückt wird. Grundsäßlich überein- 
stimmend sieht Oppenhoff®>) in der Vermögensgefährdung dann eine 
Vermögensbeschädigung, wenn nach der konkreten Sachlage die ein- 
getretene Gefahr eines späteren Verlustes schon jețgt den Vermögens- 
wert mindert; aus diesem Gesichtspunkt und in diesen Grenzen kommt 
Oppenhoff im Gegensat zu Hälschner zur Strafbarkeit der Kredit- 
erschleichung ®°) und des Beweismittelbetruges®?), während er bei der 
Stundungserschleichung ®®) aus dem Gesichtspunkt der vorübergehenden 
Beeinträchtigung Betrug annimmt, wofern nicht der Täuschende bereits 
im Zeitpunkt der Stundung vermögenslos war. Das ist im wesentlichen 
auch der Standpunkt Allfelds®). Hegler’°) sieht unter Ablehnung 
der Konstruktion der Vermögensbeschädigung durch, zeitweise Beein- 
trächtigung des Vermögens beim Kreditbetrug und insbesondere bei 
der Zechprellerei die Vermögensbeschädigung »in einer den Wert der 
Forderung unter den Wert des Weggebenen mindernden Gefährdung 
des Gläubigers, die selbst bei Zahlungsfähigkeit des anderen Teils 
gegeben sein kann«. Übereinstimmend Sch w ar ?°!) mit Hinweis darauf, 
daß eine objektiv nicht begründete Hoffnung des Betrügers, das er- 
schwindelte Darlehn später zurückerstatten zu können, nicht seinen 
Dolus ausschließe. Daß eine Gefährdung des Vermögens oder einzelner 
Vermögensstücke insoweit eine Vermögensbeschädigung enthält, als 
die Ungewißheit zukünftiger Beschädigung schon jett den Gesamtwert 
des Vermögens verringert, wird grundsäßlich anerkannt und auch auf den 
Kreditbetrug angewandt von v. Birkmeyer°®), v. Liszt®®), Frank®), 
Olshausen®), Thomsen°°), Wachenfeld???) und anderen. Den 
Beweismittelbetrug konstruiert freilich Wachenfeld nicht aus der Ge- 
fährdung, sondern sieht zum Beispiel die Vermögensbeschädigung bei 


der Erschleichung einer Quittung in der Erschwerung der Realisierung 


des Anspruches des Getäuschten. 
Von höchster Bedeutung für die besprochene Lehre ist die reichs- 


&) S. 254. 86) Note 2526. 86) Note 25. 

81) Note 26. 88) Note 22. 89) S. 54445, insbes. Note 37 daselbst. 
20) S. 436. 2) Note 7d. 9?) „Enzyklopädie S. 1177. 

93) »Lehrbuche S. 478. 94) Note 4 a. E. (S. 482). %) Note 20. 


%8) S, 406. 97) S. 405, 
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gerichtliche Rechtsprechung, die — wie wir oben °!) gesehen haben — 
freilich zu Anfang recht schwankend war. Aber schon in einem Urteil 
vom 22. Februar 1883 (E. 8 68) hat das Reichsgericht anerkannt, daß 
eine Vermögensgefährdung je nach den Umständen des konkreten Falles 
als Vermögensbeschädigung in Betracht kommen könne oder nieht. 
In der Entscheidung des Einzelfalles kommt jedoch dies Urteil noch 
der Auffassung, nach der eine Vermögensgefährdung überhaupt keine 
Vermögensbeschädigung darstellen kann, praktisch sehr nahe. Es 
handelte sich darum, ob jemand, der sein Blankogiro auf einen Wechsel 
geseßt hat, schon vor der Begebung des Wechsels in seinem Vermögen 
beschädigt ist. Das Reichsgericht verneint in dem zitierten Urteil diese 
Frage mit der Begründung, daß eine wechselmäßige Haftung des Ge- 
täuschten erst mit der Begebung des Wechsels eintrete und somit vor 
der Begebung nur die Möglichkeit späterer Schädigung, nicht aber eine 
gegenwärtige Schädigung eingetreten sei. Auch in einem Urteil vom 
8. November 1883 (E. 9 168) ist schon der Grundsaß anerkannt, daß 
eine Gefährdung durch. zukünftigen Eintritt einer Vermögensbenach- 
teiligung dann als Vermögensbeschädigung anzusehen sei, wenn sie 
zugleich eine Verschlechterung des gegenwärtigen aktuellen Vermögens- 
zustandes« mit sich bringt. Die praktischen Konsequenzen sind auch 
hier nicht aus dieser. Erkenntnis gezogen. Zur Entscheidung stand die 
Frage, ob das Vermögen einer Eisenbahngesellschaft dadurch beschädigt 
worden ist, daß sie durch falsche Deklaration zur Annahme einer Kiste 
mit Feuerwerkskörpern, die nach den Beförderungsbestimmungen vom 
Transport ausgeschlossen war, veranlaßt worden war, ohne daß es zu 
einer Explosion des Inhalts der Kiste gekommen wäre. Das Reichs- 
gericht sah in der unzweifelhaft für das Vermögen der Eisenbahn- 
gesellschaft durch die Möglichkeit der Explosion der Feuerwerkskörper 
herbeigeführten Gefahr keine gegenwärtige Vermögensbeschädigung, 
weil die Möglichkeit des Eintritts dieses Schadens nicht mit dessen 
wirklichen Eintritt identifiziert werden dürfe, durch die Annahme der 
Kiste aber eine nachteilige Veränderung des Bestandes der Bahn an 
Eigentum usw. nicht eingetreten sei. Die Grundsäßge, die heute noch 
die einschlägige reichsgerichtliche Judikatur beherrschen, sind in dem 
Plenarbeschluß vom 20. April 1887 (E. 16 1) und den ihm zugrunde 
liegenden Voten niedergelegt. Stenglein°®) geht in seinem Votum 
davon aus, daß die Gefährdung als »Zustand der Ungewißheit darüber, 
ob nicht ein Schaden eintreten werde«, dann eine Vermögensbeschädigung 
hervorrufe, wenn das gefährdete Vermögensobjekt infolge dieser Un- 
gewißheit nur zu einem niedrigeren Preise verkäuflich sei, als ein un- 
gefährdetes. Ob eine solche Ungewißheit vorhanden ist, und wie sie 


98) § 3 H a. E. und Note 26ff. ebenda; $ 3 II a. E. und Note 49, 50 ebenda. 
9) ‚Gerichtssaal« 43 321 ff., insbes. 388 ff. 
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im Einzelfall auf den Vermögenswert einwirkt, ist nach Stenglein eine 
tatsächliche Frage. Als wichtigsten Fall hebt Stenglein die sogenannte 
»Rechtsgefährdung« hervor, »das heißt den Zustand der Ungewißheit 
darüber, ob ein Recht zufallen und ob es mit den juristischen Mitteln, 
also durch Prozeß, realisierbar sein werde«. Nach Stenglein stehen 
nun Forderungsrechte, selbst wenn sie materiell unbedingt sind, stets 
unter der formellen Bedingung erstens der Beweisbarkeit und zweitens 
der Solvenz des Schuldners oder der Sicherung durch Pfand, Bürg- 
schaft usw., so daß »nach beiden Richtungen die Wirksamkeit einer 
‘ Gefährdung als einer den Wert des Forderungsrechtes herabsegenden 
Ursache außer Zweifel sei<, woraus ohne weiteres in erster Hinsicht 
die Strafbarkeit des Beweismittelbetruges, in letterer Hinsicht die des 
Kreditbetruges folge. Aus dem Gesichtspunkt der Gefährdung konstruiert 
Stenglein auch die Vermögensgefährdung bei gewagten Geschäften, 
worauf an anderer Stelle zurückzukommen sein wird. In der Sache 
übereinstimmend ist die Formulierung dieses Problems in dem zitierten 
Plenarbeschluß, die, ihrer grundlegenden Bedeutung entsprechend, im 
Wortlaut wiedergegeben sei!%): _ 

Ob auch eine Vermögensgefährdung eine Beschädigung des Ver- 
mögens darstelle, hängt davon ab, ob nach der konkreten Sachlage 
schon die eingetretene Gefahr eines Verlustes, also die Ungewißheit 
darüber, ob nicht ein Verlust eintreten werde, den Vermögenswert 
vermindert. Es ist dies auf mancherlei Weise möglich, zum Beispiel 


durch Herbeiführen einer ungünstigeren Prozeßlage, die ihren Grund _ 


unter anderem in dem Verluste von Beweismitteln, in der Verzögerung 
der Möglichkeit, den Prozeß zu führen, in dem Aufdrängen der Kläger- 
rolle anstatt der Rolle des Beklagten haben kann. Es kann auch 
dadurch geschehen, daß der Besig eines Vermögenswertes ander- 
weitig vom Zufall abhängig gemacht worden ist, zum Beispiel von 
der Solvenz des Schuldners, wenn Kredit erschlichen wurde, oder 
vom Eintritt eines zukünftigen ungewissen Ereignisses, wenn jemand 
durch Täuschung veranlaßt worden ist, sich unter einer kasuellen 
Suspensivbedingung zu verpflichten... Dies gilt auch für die Ver- 
mögensgefährdung, welche sich als die Folge der Eingehung eines 
gewagten Geschäftes darstellt. 
Dementsprechend hat das Reichsgericht in der Folge die Strafbarkeit 
der Erschleichung einer Kreditgewährung angenommen bei mangelnder 
Zahlungfähigkeit des Täuschenden !°!) sowie trog Zahlungsfähigkeit bei 
mangelnder Zahlungswilligkeit dann, wenn im Einzelfall die Böswilligkeit 
des Schuldners nach den tatsächlichen Verhältnissen die Erzwingbarkeit 
der Zahlung und damit den gegenwärtigen Wert der Forderung des 
100) E, 16 11. 


101) RG. v. 31. Jan. 1916 a 20 867; vgl. auch RG. v. 2. Juni 1904 »Goldt. 
Arch.« 51 397. 
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Getäuschten beeinträchtigt!%). Die Erschleichung einer Stundung erklärt 
das Reichsgericht nur dann für strafbar, wenn der Schuldner zur Zeit 
der Stundung noch zahlungsfähig war, während bei bereits im Augen- 
blick der Stundung vorhandener Zahlungsunfähigkeit des Täuschenden 
der Schade schon vorher eingetreten sei, sich die Vermögenslage des 
Getäuschten also durch die erschlichene Stundung nicht mehr ver- 
schlechtere 1%), Bei Abtretung einer Hypothek unter der falschen 
Vorspiegelung der halbjährlichen Kündbarkeit, während in Wahrheit 
die Kündigung auf 3 Jahre hinaus ausgeschlossen war, nahm das 
Reichsgericht eine Vermögensbeschädigung an, sofern die Möglichkeit 
der künftigen Schädigung durch Unmöglichkeit der Kündigung und 
Einziehung der Schuldsumme bereits den gegenwärtigen, im Augenblick 
der Täuschungshandlung vorhandenen Verkehrswert der Hypothek unter 
den Betrag der Zessionsvaluta vermindert °$). Auf dem Gebiete des 
Beweismittelbetruges hat das Reichsgericht eine vollendete Vermögens- 
beschädigung gefunden in der Ausstellung einer Quittung über eine 
noch nicht getilgte Schuld !°), in der Erschleichung eines urkundlichen 
Nachweises für einen in Wirklichkeit nicht geschlossenen Vertrag !°*°), 
in der Eintragung einer unbegründeten Forderung in die Handelsbücher 
des Getäuschten 1°), in der Ausstellung eines Blankoakzeptes auf einem 
Wechselformular, letteres deshalb, weil auch vor Beginn der erst 
mit der Ausfüllung und Begebung des Wechsels entstehenden wechsel- 
mäßigen Haftung die Gefährdung des Getäuschten, insbesondere bei 
böswilliger Absicht des Besigers des Blanketts, eine so große sei, daß. 
der gegenwärtige Vermögenswert nachteilig beeinflußt werde, und die 
demnächst erfolgende Ausstellung und Begebung des Wechsels durch 
den Betrüger nur mehr die bereits eingetretene Vermögensbeschädigung 
zur Erscheinung bringe'®). Dagegen hat das Reichsgericht keine Ver- 
mögensbeschädigung gefunden in der Ausstellung einer Vollmacht !°°), 
in der Unterschrift eines noch unausgefüllten Kaufvertragsformulares 119), 


02) RG. v. 5. Jan. 1910 E. 43 171. Dagegen ist in einem Urteil vom 20. Juni 
1893 »Goldt. Arch.< 41 142 der Grundsat; ausgesprochen, daß nur bei tatsächlicher 
Zahlungsunfähigkeit strafbarer Kreditbetrug angenommen werden könne. Beide 
Urteile sind trog der gegenteiligen Ausführungen in E. 43 171 unvereinbar. Da- 
gegen stimmt RG. v. 18. Sept. 1911 »Seuff. Bl.< 76 799 grundsäßlich mit E. 43 171 
überein, 

102) RG. v.9. Juni 1887 E. 16 161; 8. Juni 1891 »Goldt. Arch.« 39 228; 19. Febr. 1907 
»Recht« 1997, S. 392 Nr. 839; 23. Sept. 1910 »J. W.« 40 243, le&tere Entscheidung mit 
ausdrücklicher Ablehnung der »zeitweisen Entziehung«. 

14) RG. v. 8. Okt. 1896 »Goldt. Arch.« 44 258. 

106) RG. v. 21. März 1907 »Recht« 1907, S. 465. 

108) RG. v. 18. Febr. 1913 »J. W.« 42 949. 

107) RG. v. 30. April 1907 »Goldt. Arch.< 54 414; 8. Dez. 1910 »DJZ.« 16 450. 

108) RG. v. 11. Febr. 1908 »J. W.« 37 382; 27. Febr. 1913 »Sächs. Arch.« 1913 S. 91. 

109) RG. v. 1. Febr. 1909 »Seuff. Bl.« 74 388. 

110) RG. v. 29. April 1895 E. 27 185. / 
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auch nicht in der Hingabe einer löschungsfähigen Quittung für eine 
hypothekarisch gesicherte Forderung !!!), weil die Unterschrift dieser 
Urkunden keine nachteiligen Veränderungen des gegenwärtigen Ver- 
mögenszustandes mit sich bringen, sondern nur die Gefahr zukünftigen 
Schadens durch den Gebrauch dieser Urkunden. Dagegen gefährdet 
die Erschleichung der vormundschaftsrichterlichen Genehmigung zur 
Abhebung eines gesperrten Sparkassenbuches das Vermögen des 
Mündels nach Ansicht des Reichsgerichts so sehr, daß die gegenwärtige 
Vermögensbeschädigung bereits mit der Verfügung des Gerichts eintritt, 
eine Abhebung des Sparguthabens durch den Vormund also gar nicht 
mehr zur Vollendung des Betruges erforderlich sei!!?2). Endlich sei das 
interessante Urteil vom 25. Mai 1894 (E. 25 194) erwähnt, in dem bei 
Verleitung des Getäuschten zur Reise nach einem entfernten Orte, 
durch die ihm keinerlei Ausgaben erwachsen waren, die Vermögens- 
beschädigung in der Erschwerung der Möglichkeit, dort seine Arbeits- 
kraft gegen angemessenes Äquivalent zu verwerten, und in der daraus 
resultierenden Vermögensgefährdung erblickt wurde, und zwar ohne 
Rücksicht darauf, ob tatsächlich der Getäuschte in seiner Zwangslage 
einen ungünstigen Dienstvertrag abgeschlossen hat oder nicht. 

Auch. das Reichsmilitärgericht 'sieht in Anlehnung an die Grundsäße 
des Reichsgerichts beim Kreditbetrug die Vermögensbeschädigung in 
einer den Gesamtwert des »gegenwärtigene Vermögens mindernden 
Gefährdung durch die Zahlungsunfähigkeit!!®) und unter Umständen 
auch schon durch die bloße Zahlungsunwilligkeit !!*) des Täuschenden. 


8 4. Die Exekutionsabwendung. 


I. Übersicht. Gesetsgeberische Lösungsversuche. II. Die Exekutionsabwendung als 
Vermögensgefährdung. III. Die Exekulionsabwendung als zeitweise Vermögens- 
beschädigung. IV. Die Exekutionsabwendung als Rechtsverletzung. V. Die Exe- 
kutionsabwendung als Gewinnvereitelung. 


I. Die bedrängte wirtschaftliche Lage, die in der Mehrzahl der Fälle 
zur Begehung des Kreditbetruges führt, gibt in ihrer Verschärfung durch 
die drohende oder gar schon eingeleitete Zwangsvollstreckung einen 
mächtigen Anreiz, die Reste des Vermögens durch alle möglichen 
Machenschaften, insbesondere durch Täuschung des Gläubigers oder der 
Vollstreckungsorgane dem Zugriffe zu entziehen und so für kürzere 
oder längere Zeit zu retten. Die Häufigkeit solcher Betrugsfälle ver- 
anlaßte sogar die Aufnahme einer Novelle in das preußische Strafgeseg- 
buch, durch die der besondere Fall der betrügerischen Hinausschiebung 


111) RG. v. 11. April 1907 »Seuff. Bl.« 72 598. 
112) RG. v. 10. Jan. 1913 »Sächs. Arch. 1913 S. 316. 
113) RMG. v. 20. Mai 1905 E. 8 274. 


e re v.31. Mai 1911 E.16 34; grundsäßlich nicht entgegen RMG. v.6. Nov. 1911 
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einer Zwangsvollstreckung durch falsche Deklarierung einer Postsendung 
unter Strafe gestellt wurde!!°). Die Kontroverse, ob aus der Nicht- 
aufnahme dieser Bestimmung in das Strafgeseßbuch für den Nord- 
deutschen Bund!!‘) ohne weiteres die Straflosigkeit des Exekutions- 
betruges folge'!”), hat höchstens mehr historisches Interesse, ebenso 
wie die Frage, ob der durch Täuschung von Vollstreckungsorganen 
begangene Betrug ein Sonderdelikt darstelle!!®). Heute herrscht wohl 
kein Zweifel mehr darüber, daß die Strafbarkeit derartiger Handlungen 
nur danach zu beurteilen ist, ob bei ihnen die Tatbestandsmerkmale 
des § 263 StGB. vorliegen oder nicht. Geschieht der Exekutionsbetrug 
in der Form, daß die Freigabe eines Pfandobjektes erschwindelt wird, 
so verliert der Gläubiger das auf § 804 ZPO. beruhende Pfandrecht an 
dem Exekutionsobjekt und wird infolgedessen um das Recht und seinen 
Geldwert ärmer, so daß die Feststellung einer Vermögensbeschädigung 
keinerlei Schwierigkeiten macht. Dagegen ergibt sich eine der Gewinn- 
vereitelung und Vermögensgefährdung verwandte Schwierigkeit, wenn 
die Täuschung zwecks Exekutionsabwendung geschieht, wenn also kein 
geldwertes Recht aufgegeben wird, sondern infolge der Täuschung die 
drohende Zwangsvollstreckung unterbleibt oder eine eingeleitete Zwangs- 
vollstreckung nicht weiter betrieben wird, indem die Versteigerung des 
gepländeten Gegenstandes hinausgeschoben wird, der Gläubiger die 
Geltendmachung einer gepfändeten Forderung gegen einen Drittschuldner 
unterläßt usw. Die Formen, in denen sich ein solcher Betrug abspielen 
kann, sind sehr verschieden; getäuscht kann der Gläubiger werden 
oder ein Vollstreckungsorgan, zum Beispiel der pfändende Gerichts- 
vollzieher, der Vollstreckungsrichter, dem die Pfändung von Ansprüchen 
oder die Eutscheidung über Erinnerungen gegen die Art und Weise der 
Zwangsvollstreckung obliegt, oder der Prozeßrichter, der im Exekutions- 
interventionsprozeßB zu entscheiden hat. Mögliche Täter sind der 
Schuldner, der seine Vermögensgegenstände der Zwangsvollstreckung 


116) Die Novelle vom 14. April 1856 hängt dem § 243 folgende Ziff. 6 an, nach 
der bestrait wird: 

‚Wer in der Absicht, eine verhängte Exekution abzuwenden oder hinaus- 
zuschieben, von einem Postschein über eine Versendung von Geld oder anderen 
Wertgegenständen Gebrauch macht, obwohl er weiß, daß der versendete Brief 
oder das versendete Paket dasjenige nicht enthält, was durch den Postschein 
als abgesendet nachgewiesen werden soll.« 

116) 8 243 Ziff. 6 wurde nach den »Motiven« S. 171 nicht in das Strafgesegbuch 
für den Norddeutschen Bund aufgenommen, weil nach Einführung der Post- 
anweisung kein Bedürfnis für eine solche Sonderbestimmung mehr bestand. 

117) Preuß. OT. v. 26. April 1871 »Oppenhofis R.« 12 235 (»Goldt. Arch.« 19 475); 
31. Okt. 1872 »Oppenhoffs R.« 13 570; Meves in »Hol&endorffs StZ.« (N. F. I) 
12 165. 

us) Köstlin, »Abhandl.« S. 151; Voitus »Goldt. Arch.« 1 4%; Klien im 
»Neuen Archiv für Kriminalrecht« 1 124 ff., insbes. 149. 

Archiv. Bd. 66. 10 
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entziehen will, ein konkurrierender Gläubiger, der dem Zugriff des ge- 
täuschten Gläubigers zwecks eigener Befriedigung zuvorkommen will, 
oder ein Dritter, der im eigenen oder des Schuldners Interesse die 
Durchführung der Zwangsvollstreckung zu behindern versucht. Die 
Gesichtspunkte, aus denen die Exekutionsabwendung in Wissenschaft 
und Rechtsprechung beurteilt wird, sind dieselben, die wir schon bei 
der Gewinnvereitelung und der Vermögensgefährdung kennen gelernt 
haben; jedoch sind die Gregensäße hier sehr wenig scharf ausgeprägt !°). 

I. Aus dem Gesichtspunkt der Vermögensgefährdung erklärt 
Schwarze!?°) den Exekutionsbetrug für straflos. Adolf Merkel???) 
hält die Täuschung zur Abwendung der Zwangsvollstreckung für strafbar, 
wofern dadurch nicht nur eine bloße »Hinausschiebung der Exekution« 
herbeigeführt, sondern darüber hinaus die »Gefahr einer peremtorischen 
Beschädigung des Berechtigten begründete wird. Eckstein???) hält, 
wie bereits erwähnt, aus demselben Gesichtspunkt den Betrug bei der 
Zwangsvollstreckung in allen seinen möglichen Formen für strafbar, 
wofern durch ihn die Hoffnung des Gläubigers auf Befriedigung be- 
einträchtigt wird. Auch das Reichsgericht hat gelegentlich die Exekutions- 
abwendung unter dem Gesichtspunkt der Vermögensgefährdung be- 
urteilt'?®) und darum die bloße Hinausschiebung der Zwangsvollstreckung,. 
Aufhebung eines Verkaufstermins usw. an sich noch nicht als Vermögens- 
beschädigung aufgefaßt !?*), insbesondere dann nicht, wenn diese Hinaus- 
schiebung nur gegen Sicherheitsleistung verfügt wird, weil in le&terem 
Fall das Pfandrecht an der hinterlegten Summe und der Zinsenlauf ein 
genügendes Äquivalent für das Pfändungspfandrecht bilden könne !?5). 

II. Gerade den entgegengesetten Standpunkt vertrat Tem me 1°68} 
der die Vermögensbeschädigung bei der Exekutionsabwendung darin 
sah, daß der Gläubiger »zurzeit um das Seine gebracht« werde, da er 
infolge der Täuschung mindestens eine Zeit lang die Befriedigung aus 
den Vermögensstücken des Schuldners entbehre, die ihm ohne die 


1) Ebenso wie im vorigen Paragraphén sei hier eingangs eine kurze Übersicht 
über die Literatur und Judikatur zum Exekutionsbetrug, nach dem Ergebnis ge- 
ordnet, gegeben: 

Verneint wird die Strafbarkeit des Exekutionsbetruges von Köstlin, »Abhandl.« 
S. 150; Voitus »Goldt. Arch.« 1 448; Schwarze Note 6 Anm. 1; Schlesinger 
S. 73. 

Bejaht von Temme S. 68; Merkel, »Abhandl.« S. 285; Oppenhoff Note 23; 
Rüdorff-Stenglein S. 603/4; Preuß. OT., RG. (siehe folgende Noten). 

120) Anm. 6 Note 1; ebenso Schlesinger S. 73. 

131) „Abhandl.« S. 285. Interessant ist der Gegensaß zu dem Zitate aus Merkel 
oben $ 3 IIl., wonach Merkel beim Kreditbetrug in der Gefährdung keine Ver- 
mögensbeschädigung erblickt. 

122?) ‚Goldt. Arch.« 58, 87. 123) RG. v. 8. Mai 1880 R. I 744. 

1%) RG. v. 20. Juni 1906 »J. W.« 35 788. 

180) RG. v. 28. Febr. 1907 »Recht« 1907, S. 392; »Goldt. Arch.« 54 298. 

126) S. 68. 
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Täuschung zuteil geworden wäre; daher verneint Temme auch die 
Vermögensbeschädigung, wofern der Schuldner bereits zur Zeit der 
Täuschung keine Pfandobjekte mehr hatte. Ebenso fand das Ober- 
tribunal :?7) in einer Reihe von Entscheidungen die Vermögens- 
beschädigung bei der Exekutionsabwendung darin, daß der Gläubiger 
nicht rechtzeitig zu seiner Befriedigung gelangt ist. Nach Oppenhof'*) 
besteht die Vermögensbeschädigung bei der Exekutionsabwendung in 
der Verkümmerung des Rechtes des Gläubigers auf Befriedigung, 
‚sollte diese Verkümmerung auch nur durch die Verzögerung seiner 
Befriedigung stattfindene.. Derselben Ansicht muß auch das Reichs- 
gericht '?°) in einer älteren Entscheidung gewesen sein, in der es Betrug 
verneinte, wenn der Angeklagte bei der Täuschungshandlung die Absicht 
gehabt hatte, dem Gläubiger das Geld nachträglich so bald mit der 
Post zu senden, daß letterer auf diese Weise früher befriedigt worden 
wäre, als es bei Durchführung der angewendeten Zwangsvollstreckung 
hätte geschehen können. 

IV. Der besprochenen Auffassung scheint zum Teil der Gedanke zu- 
grunde zu liegen, daß arglistige Exekutionsabwendung irgend eine 
Verlegung der Giläubigerrechte mit sich bringe. Als maßgebender 
Gesichtspunkt erscheint dieser Gedanke in besonders charakteristischer 
Form in einem Urteil des Obertribunals !?°), worin sogar die arglistige 
Erschleichung der Entlassung des Schuldners aus der Schuldhaft als 
Vermögensbeschädigung aufgelaßt wurde, weil das Vermögensrecht des 
Gläubigers auf Exekution des von ihm erwirkten rechtskräftigen Urteils 
beeinträchtigt werde. Bei Abwendung des Beginns einer Zwangs- 
vollstreckung oder ihrer Behinderung durch Erhebung einer Exekutions- 
interventionsklage erblickte das Obertribunal die Vermögensbeschädigung 
in der Beeinträchtigung des »Rechtes auf Befriedigung aus dem Erlöses, 
und zwar »ohne Rücksicht auf die näher gerückte Gefahr. !!), Im 
Reichsgerichtsurteil vom 25. November /5. Dezember 1890 (E. 21 236) 
wurde ein Gläubiger, der durch Täuschung seines zahlungsunfähigen 
Schuldners mit Erfolg in dessen Vermögen vollstreckt hatte, wegen 
vollendeten Betruges gegen seine konkurrierenden Mitgläubiger ver- 
urteilt, weil er deren schon vor Beginn des formellen Konkurses be- 


197) Preuß. OT. v. 9. April 1863 »:Oppenhoffs R.« 3 382; »Goldt. Arch.« 11 502; 
30. Nov. 1864 »Oppenhoffs R.« 5 144; 12. Jan. 1872 »Oppenhofis R.« 13 40; 
1. Juni 1872 »Oppenhoffs R.« 13 331; 11. Juli 1872 »Oppenhoffs R.: 13 413; 
8 Juli 1874 »Oppenhoffs R. 15 478; 21. Juni 1876 »Oppenhoffs R.. 17 443; 
25. April 1878 »>Oppenhoffs R.« 19 230; »Goldt. Arch.« 26 236. Entgegen Preuß. 
OT. v. 35. Febr. 1859 »Goldt. Arch.« 7 400. 

128) Note 23, 129) RG. v. 23. März 1880 R. 1 499. 

1%) Preuß. OT. v. 13. März 1867 »Goldt. Arch.« 15 399; ähnlich schon Preuß. OT. 
v. 3. Mai 1852 »Oppenhoffs R.« 2 49. 

131) Preuß. OT. v. 12. Febr. 1879 »Oppenhoffs R.- 20 77; »Goldt. Arch.« 27 210. 
Ebenso Preuß. OT. v. 31. März 1868 »Oppenhoffs R.« 9 85. 

10 
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stehendes Recht auf prozentuale Befriedigung aus dem Vermögen des 
Schuldners verlegt und dadurch ihr Vermögen beschädigt habe !?®), 

V. Während die bisher besprochenen Autoren die Vermögens- 
beschädigung bei der Exekutionsabwendung durchweg als damnun 
emergens konstruieren '?®), führt das Reichsgericht in einem Urteil vom 
25. November 1890 (E. 23 55) aus, daß kein Gläubiger vor Erfolg der 
Beschlagnahme ein Recht an den Vermögensobjekten seines Schuldners 
habe, so daß ein Gläubiger, der den anderen durch Täuschung von der 
Durchführung der Zwangsvollstreckung abhalte, um ihm selbst zuvor- 
zukommen, jenem ein lucrum cessans entziehe und sich nur strafbar 
mache, wenn das lucrum dem Getäuschten ohne die Täuschung ohne 
weiteres und mit Sicherheit zugefallen wäre. Diese Entscheidung ent- 
spricht vollkommen der damaligen Auffassung des Reichsgerichts von 
der Gewinnvereitelung'®*), Aber auch in einem jüngeren Urteil vom 
26. Februar 1907 (»Recht« 7 465) ist ein Gläubiger, der infolge einer 
Täuschung die Einklagung einer gepfändeten Forderung unterließ, für 
geschädigt erachtet, wenn er nur ohne die Täuschung mit Erfolg geklagt 
hätte, wobei zur Feststellung einer Vermögensbeschädigung die Ent- 
äußerung eines konkreten Vermögensbestandteiles, insbesondere ein 
Verzicht auf die gepfändete Forderung nicht erforderlich sei. 


S 5. Die gemeinsame Problemstellung. 


I. Die gemeinsame Schwierigkeit: Keine effektive substantielle Verminderung des 
gegenwärtigen Vermögenszustandes. II. Die gemeinsame Lösungsmethode: Ent- 
scheidung aus dem Begriffe des Vermögens. III. Der gemeinsame Ausgangspunkt: 
Feststellung der Vermögensbeschädigung aus der Vergleichung der Vermögens- 
zsustände unmittelbar vor und nach der Handlung des Getäuschten. IV. Das Ziel 
der folgenden Untersuchung. 


1. Bei der Darstellung des status controversiae haben wir gesehen, in 
wie mannigfaltiger Weise die drei Fragen der Gewinnvereitelung, der 
Vermögensgefährdung und der Exekutionsabwendung miteinander ver- 
knüpft sind. Aber auch darüber hinaus scheint allgemein angenommen 


zu werden, daß diese drei Fragen ihrem Wesen nach zusammengehören ` 


und gleichartige Schwierigkeiten bieten. Diese besteht für alle, die sich 
bisher mit diesen Fragen beschäftigt haben, offenbar darin, daß in den 
zu beurteilenden Fällen, über deren Strafwürdigkeit wohl kaum ein 
Zweifel besteht '#), das fehlt, was Schwarß!®) »eine effektive, sub- 


1:2) Gegen dieses Urteil Frank, »ZStW.« 14 401 ff. mit nicht in den Rahmen 
‚unserer Untersuchung fallenden Ausführungen über die Rechtswidrigkeit des Ver- 
mögensvorteils. 

183) Vgl. hierzu insbesondere das oben Note 130 zitierte Urteil des Preuß. OT. 
v. 3. Mai 1852 »Oppenhoffs R.« 2 49. 134) Oben $ 2 II. 

186) Dagegen herrscht keineswegs Einstimmigkeit darüber, ob diese Fälle de lege 


ferenda als Betrug oder als Sonderdelikte zu behandeln sind. Hierüber im fünften . 


` Abschnitt dieser Abhandlung. 136) Note 7d. 
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stantielle Verminderung des bereits vorhandenen Vermögensbestandes« 
nennt. Betrachten wir andere Probleme, bei denen die Konstruktion 
der Vermögensbeschädigung. Schwierigkeiten macht, wie ‘den Betrug 
bei unsittlichen oder unerlaubten Rechtsgeschäften, den Bettelbetrug, 
Falschspiel und dergleichen, immer ist doch irgendwelches Vermögens- 
objekt infolge der Täuschung hingegeben und das Vermögen so nach 
und infolge der Täuschung geringer geworden als vorher. Wer aber 
infolge einer Täuschung unterläßt, einen Gewinn zu machen, oder wer 
sein Vermögen einer Gefährdung aussett, oder wer von vornherein 
von der Durchführung einer Zwangsvollstreckung absteht, der hat vor 
und unmittelbar nach seinem durch Täuschung motivierten Handeln 
oder Unterlassen genau dieselben Vermögensstücke, und doch fühlt er 
sich um jene Werte, die ihm vielleicht später zugeflossen wären, oder 
durch den Verlust, der ihn später infolge der herbeigeführten Gefahr 
tatsächlich trifft, geschädigt. 

II. Sämtliche Lösungsversuche, die bisher unternommen sind, bewegen 
sich, wie wir gesehen haben, in derselben Ebene und gehen durchweg 
darauf hinaus, unsere Fragen aus dem Begriffe der Vermögens- 
beschädigung, insbesondere dem des Vermögens zu beantworten. Daher 
lautet die allgemein anerkannte Problemstellung: Unter welchen Um- 
ständen ist die Entziehung zukünftigen Gewinnes, die Gefährdung mit 
zukünftigem Schaden, die Entziehung zukünftiger Befriedigung aus 
bevorstehender Zwangsvollstreckung eine gegenwärtige Vermögens- 
beschädigung? Um zu einer Feststellung der Vermögensbeschädigung zu 
gelangen, dient bei den bisher unternommenen Lösungsversuchen einerseits 
eine möglichst weite Fassung des Begriffs der Vermögensbeschädigung, 
andererseits das Suchen nach möglichst konkreten und fühlbaren Ein- 
wirkungen des zukünftig drohenden Schadens oder des erwarteten zu- 
künftigen Gewinnes auf den gegenwärtigen Vermögenszustand. 

III. So wird die Schwierigkeit und die Art der bisherigen Behandlung 
unserer Fragen ausschließlich durch den Grundsat bedingt, daß bei der 
Feststellung der Vermögensbeschädigung nur die faktische Vermögens- 
lage beachtet werden dürfe, die sofort nach der Handlung des Getäuschten 
eintritt. Dieser Grundsaß zieht sich wie ein roter Faden durch alle 
Erörterungen unserer Fragen; er ist, was auf dem Gebiete der Betrugs- 
‚lehre selten genug vorkommt, gänzlich unbestritten und trog der ver- 
schiedenartigen Fassungen, in denen er erscheint, durchaus eindeutig. 
In der einfachsten und meist gebrauchten Formulierung dieses Sages 
wird gesagt, daß die Vermögensbeschädigung sich ergebe aus der 
Vergleichung des Vermögens in zwei Zeitpunkten, nämlich in dem 
Zeitpunkt »unmittelbar vors und dem Zeitpunkt »unmittelbar nach« der 
Handlung des Getäuschten !?7). Andere viel gebrauchte Fassungen sind 


122) Zum Beispiel: Korreferent »Gerichtssaal« 43 4301: »Ob das damnum das 
lucrum übersteigt, kann und muß gefunden werden durch Vergleichen des Ver- 
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die, daß gesagt wird, nur diejenigen Beeinträchtigungen des Vermögens 
kämen für die Feststellung der Vermögensbeschädigung in Frage, 
welche das zur Zeit der Handlung des Getäuschten »gegenwärtige« !?°), 
»vorhandene« !2°) Vermögen oder den »aktuellen Vermögenszustands !°) 
betreffen oder »unmittelbar« durch die Handlung des Getäuschten herbei- 
geführt werden !*?). 

IV. Es soll im folgenden zweiten Abschnitt dieser Abhandlung ver- 
sucht werden, die Unrichtigkeit dieses Sates nachzuweisen und die 
Grundsäge darzulegen, nach denen die Vermögensbeschädigung fest- 
gestellt werden muß. In einem dritten Abschnitt sollen die gefundenen 
Prinzipien dann auf die Fragen der Gewinnvereitelung, Vermögens- 
gelährdung und Vollstreckungsabwendung angewandt werden, um 
gänzlich unabhängig von dem Begriff der Vermögensbeschädigung zu 
möglichst einfacher und befriedigender Lösung unserer Fragen gelangen 
zu können. 

Zweiter Abschnitt. 


Allgemeine Grundlegung. 


8 6. Die faklischen Vermögenszustände unmittelbar nach und 
spät nach der Handlung des Getäuschten. 
I. Die falsche historische und empirische Betrachtungsweise der bisherigen Theorien. 
II. Erster Grundsatz: Berücksichtigung auch spät nach der Hındlung des Ge- 
täuschten eintretender Vermögensbeschädigung. 
I. Der Erfolg eines jeden Deliktes ist eine Veränderung in der Außen- 
welt, beim Betruge, dem Vermögensdelikt, also eine Veränderung am 


mögenszustandes vor dem Vertrage mit demjenigen nach dem Vertrage... Zieht 
man, wie man muß, ... nur die Verhältnisse unmittelbar vor und unmittel- 


bar nach dem Vertragsschluß in Betracht...« Meyer-Allfeld S. 545: Immer ° 


wieder muß das Vermögen... nach der durch die Täuschung hervorgerulenen 
Verfügung weniger wert sein als vorher.« Binding, »Lehrb.« S. 359 über das 
Reichsgericht: »Schaden ist ihm einfach eine Differenz zwischen dem Gesamtwert 
desselben Vermögens zu zwei Zeitpunkten: Ist dieser Wert nach einem be- 


stimmten Ereignis — sagen wir nach einem Vertragsabschluß — kleiner wie 


vorher, so liegt Schaden vor, sonst nicht.c RG. v. 7. Juni 1880 E. 2 89: »Unter 
Vermögensbeschädigung versteht das Geseß die Beeinträchtigung desjenigen Ver- 
mögenszustandes, in welchem sich der Getäuschte vor beziehungsweise bei der 
gegen ihn verübten Täuschung gefunden hat.«e RG. v. 5. Jan. 1910 E. 43 171: 
»Maßgebend für die Frage, ob eine Vermögensbeschädigung vorliegt, ist der ob- 
jektive Bestand des Vermögens des Getäuschten vor und nach dem Abschluß 
des Vertrages, zu dessen Abschluß er durch die Täuschung veranlaßt wurde.« 
Ebenso RG. v. 11. April 1892 E. 23 55, insbes. S. 56 Oppenhoff Note 14; 
Wachenfeld, »Lehrb.« S. 402; Jehle S. 20. 

138) Wachenfeld S. 403; Olshausen Note 20 und 21. 

130) Bayer. Kass.-Hof v. 12. Febr. 1874 »Stengleins Zeitschrift«, N. F., 3 360; 
Oppenhoff Note 14; Schwarg Note 7d. 

140) RG. v. 8. Okt. 1896 »Goldt. Arch.« 44 258; 5. Nov. 1883 E. 9 166; 25. Nov./ 
5. Dez. 1890 E. 21 236. 1) Binding, »Lehrb.« S. 354. 
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Vermögen. Da sich dieses in den meisten seiner Bestandteile, jeden- 
falls aber in seiner Gesamtheit der sinnlichen Wahrnehmung entzieht, 
muß die Vermögensbeschädigung im konkreten Einzelfalle mittels einer 
Gedankenoperation aus der Vergleichung zweier Vermögenslagen ge- 
wonnen werden. Unzweifelhaft richtig ist auch, daß zur Feststellung 
der Vermögensbeschädigung von der Lage des Vermögens in irgend- 
einem Zeitpunkt nach der Handlung des Getäuschten ausgegangen 
werden muß, da le&tere ja erst die festzustellende Vermögensbeschädigung 
herbeiführt; das durch das Verbrechen verlegte Objekt ist nun einmal 
der Befund, von dem der Kriminalist bei praktischen und theoretischen 
Untersuchungen ausgeht. Außer diesen Gemeinplägen enthält die 
besprochene Problemstellung der modernen Betrugslehre noch zwei 
Grundsäße, nämlich einmal den, daß der nach der Handlung des Ge- 
täuschten eingetretene Zustand des Vermögens nur in dem Zeitpunkt 
unmittelbar nach dieser Handlung betrachtet werden dürfe, und 
zweitens, daß der andere der Vergleichung zugrunde zu legende Ver- 
mögensstatus derjenige sei, der unmittelbar vor der Handlung des 
Getäuschten bestanden habe. Wir untersuchen in diesem Paragraphen 
zunächst den ersten Grundsaß. 

Irgendwelche logische Begründung dafür, daß Vermögensbeschädi- 
gungen, die erst eine längere Zeit nach der Handlung des Getäuschten 
eintreten, nicht mehr als tatbestandsmäßig berücksichtigt werden dürfen, 
habe ich in Schrifttum und Rechtsprechung an keiner Stelle gefunden. 
Die geradezu axiomatische Anerkennung dieses Grundsa&es scheint mir 
daher nicht auf dogmatischer, sondern auf historischer und empirischer 
Grundlage zu beruhen. Die herrschende Lehre ist ein rudimentäres 
Überbleibsel aus der Zeit, in der man den Betrug als ein gegen die 
freie Willensbestimmung gerichtetes Delikt und folgerichtig für vollendet 
ansah, sobald durch die Irrtumserregung eine Willensbetätigung des 
Getäuschten herbeigeführt war. Nach dieser Auffassung ist natürlich 
der Zeitpunkt unmittelbar nach dieser Willensbetätigung allein maß- 
gebend für die durch den Betrug geschaffene Sachlage !*), Hierauf 
beruht ursprünglich die übermäßige Betonung derjenigen Vermögens- 
verschiebung, die unmittelbar durch die Handlung des Getäuschten 
herbeigeführt wird, nämlich der Leistung des Getäuschten !*), und die 
moderne Doktrin blieb auf dem halben Wege stehen, wenn sie zwar 
neben der Leistung des Getäuschten noch den »mittelbaren« Schaden 


142) Wie sehr diese Auffassung bis in die neueste Zeit nachwirkt, zeigt die 
Fassung der Betrugsparagraphen in den Österreichischen Entwürfen. Vgl. dazu 
Pröll, »Der Tatbestand des Betruges im kommenden Strafrecht« in der »Allgem. 
Österr. Ger.Ztg.« 65 494 ff., insbes. zu Il. 

143) CCC. Kap. 113 kennt nur Betrug beim Warenkauf, und an diesem Fall klebt 
auch heute noch die Betrugslehre, die alle anderen Betrugsfälle nach Analogie des 
Warenkaufs zu beurteilen versucht. 


152 Pröll: Gewinnvereitelung, Vermögensgefährd. u. Vollstreckungsabwendung. 


anerkennt !*), aber nur insoweit, als er zeitlich »unmittelbar« nach der 
Handlung des Getäuschten eintritt. Auf empirischer Grundlage, im 
schlechten Sinne dieses Ausdruckes, ruht die herrschende Lehre insofern, 
als sie durch unsystematische, überwiegend kasuistische Behandlung 
‘ der Betrugsprobleme dazu verführt hat, komplizierte Sachlagen gewalt- 
sam nach Analogie häufiger vorkommender primitiver Fälle zu kon- 
struieren. Freilich spielen sich die einfachen Betrugsfälle des täglichen 
Lebens in der Regel so ab, daß jemand zur Aufgabe irgend eines geld- 
werten Rechtes ohne entsprechendes Äquivalent veranlaßt wird und 
nun zeitlich unmittelbar nach dieser Handlung um das Recht und seinen 
Geldwert ärmer ist als im Augenblick vorher. Wer für sein gutes 
Geld einen Diamantring zu kaufen glaubt, aber Glas und Messing 
erhält, ist unmittelbar nach der Bezahlung um das Eigentum an seinen 
Münzen und den Geldwert ärmer geworden. Falsch aber ist es, die 
primitiven Verhältnisse solcher häufig vorkommender Fälle als begriff- 
liche Struktur der Betrugsfälle überhaupt anzusehen und aus ihnen 
allgemeine Regeln herzuleiten. 

II. Sprechen aber keine zwingenden dogmatischen Gründe für die 
herrschende Lehre, so muß sie abgelehnt werden, denn irgend ein Zeit- 
punkt oder Zeitraum, in dem der tatbestandsmäßige Erfolg eintreten 
müßte, ist beim Betrug ebensowenig vorgeschrieben, wie bei den übrigen 
Delikten. Daß der Erfolg zeitlich sehr spät nach den veranlassenden 
Umständen eintritt, ist bei den Verbrechen, deren Tatbestand überhaupt 
ein zeitliches und begriffliches Auseinanderfallen von Handlung des 
Täters und dem Erfolg zuläßt, den sogenannten »Erfolgsdelikten<, eine 
überaus häufige Erscheinung. Mag das eingegebene Gift oder der 
Messerstich auch erst viele Jahre nach der Tat zum Tode führen, der 
Täter wird wegen Mordes bestraft, wenn er den Erfolg nur bei der 
Tat gewollt hat. Bei einem derartigen Zeitunterschied schieben sich 
zwischen Handlung des Täters und den tatbestandsmäßigen Erfolg 
tatsächlich eine Reihe von zufälligen oder notwendigen Zwischen- 
wirkungen ein, die den Kausalzusammenhang zwischen der Handlung 
des Täters und dem Erfolg herstellen. Der Betrug ist nun — darüber 
dürfte heute bei dem klaren Wortlaut des Geseges kaum mehr ein 
Zweifel bestehen — ein Delikt gegen das Vermögen. Erfolg und Voll- 
endung treten beim Betrug in dem Augenblick ein, in dem die als 
Vermögensbeschädigung zu qualifizierende Veränderung an dem Ver- 
mögen vor sich gegangen ist, im Gegensaß etwa zu der Erpressung, 
die nach dem Wortlaute des $ 253 mit der »Handlung, Duldung oder 
Unterlassung« des Genötigten vollendet ist. Die Handlung des Ge- 
täuschten ist beim Betrug eine Zwischenwirkung, die zwischen der 
Handlung des Täters und dem in der Vermögensbeschädigung bestehenden 


14) RG. v. 20. April 1887 E. 16 5. 
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Erfolg den ursächlichen Zusammenhang herstellt, und zwar troß der 
Übergehung im geseßlichen Tatbestand des § 263 gewißlich eine not- 
a A Zwischenwirkung, da der Irrtum des Getäuschten als innerer 
Vorgang nicht unmittelbar den der Außenwelt angehörenden Erfolg, 
die Vermögensbeschädigung, bewirken kann. Das ist aber auch alles. 
Mag die Handlung des Getäuschten auch eine notwendige Zwischen- 
wirkung, somit ein ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal des Betruges 
sein, so ist es dennoch willkürlich,. zu verlangen, der Erfolg müßte 
zeitlich unmittelbar nach dieser Zwischenwirkung eintreten. Auch die 
Anfertigung einer Urkunde gehört zum Tatbestand des § 267, und 
dennoch wäre es paradox, zu behaupten, daß sich das zur Vollendung 
der Urkundenfälschung gehörige Gebrauchmachen von der Urkunde 
zeitlich unmittelbar an deren Herstellung anschließen müsse. So gut 
wie zwischen der Handlung des Täters und der des Getäuschten +5) 
kann beim Betrug auch ein längerer Zeitraum zwischen der Handlung 
des Getäuschten und dem Eintritt der Vermögensbeschädigung ver- 
streichen. Wir erhalten also als ersten Grundsat einer exakten Betrugs- 
lehre: Als tatbestandsmäßiger Erfolg des Betruges muß 
auch eine solche Vermögensbeschädigung gelten, die 
zeitlich nicht unmittelbar nach der Handlung des Ge- 
täuschten eintritt. 


8 7. Die Vermögenszustände vor der Handlung des Getäuschten 
und bei weggedachter Handlung des Getäuschten. 

I. Falscher Ausgangspunkt der bisherigen Theorien: Identifizierung der Vermögens- ` 
zustände vor und ohne die Handlung des Getäuschten. II. Zweiter Grundsaiz: 
Entscheidende Bedeutung des hypothetischen Vermögenszustandes. III. Der Betrug 
als Angriff auf ein in Bewegung befindliches Objekt. 

I. Nun wäre die zweite angeschnittene Frage zu beantworten, ob 
die .herrschende Lehre die Vermögensbeschädigung mit Recht aus der 
Vergleichung des Vermögenszustandes nach der Handlung des Getäuschten 
gerade mit dem unmittelbar vor dieser Handlung bestehenden Vermögens- 
zustand feststell. Dabei wollen wir uns durch die Richtung, die unsere _ 
Untersuchung im vorigen Paragraphen genommen hat, nicht beeinflussen 
lassen und nicht den Blick nur auf das »unmittelbar« richten, sondern 
skeptisch ganz allgemein fragen, ob denn der zweite zur Vergleichung 
heranzuziehende Vermögenszustand überhaupt ein status quo ante ist. 
Diese Frage mag befremden, wenn man wiederum nur auf die erwähnten 
primitiven Grenzfälle blickt, in denen vom Zustande des Objektes des 
Verbrechens unmittelbar vor der Tat ausgegangen werden kann: die 
Fensterscheibe, soeben noch ganz, liegt nach der Tat in Scherben; der 
in einem Augenblick völlig gesunde Mensch stürzt, von der Kugel des 


1) RG. v. 14. April 1904 »Goldt. Arch.« 51 350. 
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Mörders getroffen, tot zu Boden; in dem Vermögen des Betrogenen 
befindet sich, nachdem er gekauft und bezahlt hat, plößlich an Stelle 
von hundert baren Mark ein wertloser Ring aus Messing und Glas. 
Aber die Struktur des Delikts läßt sich nicht am primitiven Fall erkennen, 
sondern am komplizierten Fall und seinen Varianten. Den Schlüssel 
zur Erkemtnis bildet der als Ergebnis des vorigen Paragraphen fest- 
gestellte erste Grundsag. Tritt nämlich die Vermögensbeschädigung 
erst längere Zeit nach der Handlung des Getäuschten ein, so springt 
der Unterschied dreier verschiedener Vermögenszustände ins Auge: 
erstens ‘der Zustand vor der Handlung des Getäuschten (das ist der 
status quo ante), zweitens der Zustand nach — vielleicht sogar erst 
sehr spät nach — der Handlung ‘des Getäuschten (das ist der durch 
den Betrug herbeigeführte faktische Vermögenszustand) und drittens 
der Zustand, der nach der Handlung des Getäuschten bestehen würde, 
wenn der Getäuschte die durch den Irrtum hervorgerufene Handlung 
nicht vorgenommen hätte (das ist also der hypothetische Vermögens- 
: zustand, der nach der Handlung des Getäuschten ohne das Delikt vor- 
liegen würde). Der erste und dritte Zustand sind in den angeführten 
primitiven Grenzfällen stets gleich. In dem gegebenen Beispiel hat der 
Getäuschte vor dem Kauf des falschen Diamantringes hundert Mark 
gehabt (status quo ante), und er hätte sie noch, wenn er sich nicht 
betrügen lassen hätte (hypothetischer Status). Bei komplizierteren Fällen 
scheint nun allerdings auch der status quo ante und der hypothetische 
Vermögensstatus gleich zu sein, wenn man mit der herrschenden Lehre 
” fälschlich nur die Zeitpunkte unmittelbar vor und unmittelbar nach der 
Handlung des Getäuschten ins Auge faßt; mit anderen Worten: die 
Beschränkung der Vergleichung auf die Zeitpunkte unmittelbar vor und 
unmittelbar nach der Handlung des Getäuschten macht unfähig, den 
Unterschied zwischen dem status quo ante und dem hypothetischen 
Vermögensstatus zu erkennen. Ein fundamentaler Unterschied zwischen 
diesen beiden Vermögenszuständen besteht aber notwendig stets dann, 
wenn sich das Vermögen des Betrogenen auch ohne die Handlung des 
Getäuschten inzwischen verändert hätte. Die herrschende Lehre ruht 
also auf einen grundsäglichen Irrtum, wenn sie den Vermögenszustand, 


der unmittelbar vor der Handlung des Getäuschten bestand, mit dem’ 


hypothetischen Vermögenszustand identifiziert !*®). 


146) Der Gedanke, daß zwischen dem hypothetischen Vermögenszustand und 
dem status quo ante ein Unterschied bestehen kann, ist der modernen Betrugslehre 
fremd; beide Vermögenszustände werden vor ihr promiscue zur Bezeichnung der- 
selben Sache genannt. Belege für die Anerkennung des Vermögenszustandes 
unmittelbar vor der Handlung des Getäuschten siehe oben § 5 Note 137. Aus der 
Fülle der Beispiele für die Erwähnung des hypothetischen Status seien genannt: 
Merkel, »Abhandl.« S. 107; RG. v. 20. April 1887 E. 16 1, insbes. S. 3 unten; 
Referent »Gerichtssaal«e 43 366. Hier wie überall in der modernen Betrugslehre 
wird die Möglichkeit einer Diskrepanz zwischen dem status quo ante und dem 
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H. Wir stehen somit vor der durchaus neuen Frage, welche von 
diesen beiden Vermögenszuständen grundsäglich dem faktischen nach 
der Handlung des Getäuschten eingetretenen Vermögenszustand gegen- 
übergestellt werden muß, um die Vermögensbeschädigung zu ermitteln. 
Die Lösung kann nicht zweifelhaft sein; der Zustand, der ohne die 
Handlung des Getäuschten eingetreten wäre, also der hypothetische 
Vermögensstatus, ist allein maßgebend. Das folgt aus allgemeinen 
Gesichtspunkten: Die .‚pflichtvergessene Krankenschwester, die dem 
Patienten ein falsches Medikament reicht, wird wegen fahrlässiger 
Körperverleßung verurteilt, wenn der Patient durch das Einnehmen der 
vorgeschriebenen Medizin gesund geworden wäre: die Betrachtung des 
status quo ante ergibt hier kein Resultat: vorher war der Patient krank, 
nachher auch; eine weitere Verschlechterung seines Gesundheitszustandes 
ist zur Erfüllung des Tatbestandes der Körperverlegung gar nicht er- 
forderlich ; genügend und entscheidend ist, daß er in dem Zeitpunkt, in 
dem er nun noch krank darniederliegt, gesund wäre, wenn ihm die 
Schwester nicht die falsche Medizin gereicht hätte. Der Gefängnis- 
beamte, der die Zurückhaltung eines Gefangenen über die Zeit der 
vorgeschriebenen Strafverbüßung hinaus verschuldet, wird wegen 
Freiheitsberaubung bestraft; vorher und nachher war der Sträfling 
seiner Freiheit beraubt; aber er wäre ohne die rechtswidrige Handlung 
des Beamten in einem Zeitraum frei, in dem er nun noch gefangen 
sig. Auch die Verhinderung der Verhinderung eines kriminellen Er- 
folges läßt sich nur dann als Verursachung des Erfolges ansehen, wenn man 
mit dem Zustand des Objektes nach der Handlung des Täters den 
hypothetischen Zustand des Objektes bei weggedachter Handlung ver- 
gleicht; zum Beispiel A. hindert den B., den ertrinkenden C. zu retten '*?); 
einen Einblick in das kausale Wirken des A. gewinnen wir nur, wenn 
wir davon ausgehen, daß B. ohne die Handlung des A. den C. gerettet 
und letterer in demselben Zeitpunkt, in dem er nun tot ist, noch am 
Leben wäre. Ebenso läßt sich die Relevanz des rechtswidrigen Unter- 
lassens nur so vorstellen, daß man mit dem Zustand nach der Unter- 
lassung den Zustand vergleicht, der bestehen würde, wenn der Ver- 
brecher die gebotene Handlung begangen hätte. Dasselbe muß beim 
Betrug gelten. Wir erhalten somit als zweiten Grundsag: Maßgebend 
für die Feststellung der Vermögensbeschädigung beim 
Betrug ist nicht der Vermögenszustand unmittelbar vor 
der Handlung des Getäuschten, sondern der Zustand, 
der bestehen würde, wenn diese Handlung unterblieben 
wäre. 


hypothetischen Vermögensstatus vollkommen ignoriert. Dagegen weist v. Liszt 
(»Deliktsobligationen« S. 62 Note 1) mit Recht auf diesen Unterschied hin. 

141) Über das die hier berührten Fragen gemeinsame Moment Kohler in der 
»Woche: 1906 S. 1151. 
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Dieser hypothetische Vermögensstatus darf natürlich nicht verwechselt 
werden mit dem Zustand, der bestehen würde, wenn die Vorspiegelungen 
des Betrügers wahr wären, oder mit dem Zustand, auf dessen Ver- 
wirklichung der Betrogene nach dem Inhalt des auf Grund der Täuschung 
abgeschlossenen Vertrages einen Rechtsanspruch hat. Der Unterschied 
dieser beiden le&teren Vermögenszustände von unserem hypothetischen 
Vermögensstatus wird an jenen Betrugsfällen klar, in denen unter 
Versprechung einer großen Gegenleistung dem Getäuschten geringe 
Werte entzogen worden sind: Die spanischen Schatschwindler, die für 
eine Zahlung von tausend Mark einen Gewinnanteil von einer Million 
an den angeblich zu hebenden Goldgaleeren versprachen, haben ihre 
Opfer um den ersteren, nicht um den letteren Betrag geprellt '**). 

III. Im wesentlichen stammt, wie wir gesehen haben, die Gleichstellung 
des status quo ante und des hypothetischen Vermögenszustandes in 
der herrschenden Lehre von der Nichtbeachtung des Umstandes, daß 
sich das Vermögen des Geschädigten in der Zeit von der Handlung des 
Getäuschten bis zum Eintritt der Vermögensbeschädigung auch ohne die 
Handlung des Getäuschten verändern kann. So entstand wohl aus dem 
unbewußten Bestreben, hier allzu grobe Widersprüche zu vermeiden, 
in der modernen Betrugslehre das Märchen vom ewig konstanten Ver- 
mögen, das durch eine Kette stets günstiger Austauschgeschäfte in seiner 
Gesamtheit unverändert bleibt 4°). Diese Betrachtungsweise trifft nicht 
einmal auf das Vermögen reiner Erwerbsgesellschaften zu, wie schon 
die wechselnde Dividende der Aktiengesellschaften zeigt. Aber selbst 
konstanter Gewinn solcher Gesellschaften beruht im wirklichen Leben 
niemals auf einer Summe gleich günstiger Austauschgeschäfte, sondern 
auf einer Reihe besonders günstiger Abschlüsse, denen naturgemäß eine 
größere oder kleinere Anzahl von Fehlschlägen gegenüber steht. Die 
hierdurch hervorgerufenen Schwankungen des Vermögens werden noch 
verstärkt durch Preisveränderungen eingelagerter Rohstoffe, durch 
Konjunkturschwankungen, durch Ausgaben à fond perdu für Reklame, 
Arbeiterfürsorge usw. Noch weit sprunghafteren Veränderungen ist in 
der Regel das Vermögen des Privatmannes ausgeseßt, und diese Ver- 
änderungen sind verhältnismäßig am größten bei den Wenigstbemittelten. 
Schon die Vermehrungen des Vermögens des Privatmannes erfolgen in 
der Regel stoßweise. Arbeitskraft, Erfindungsgeist, Handfertigkeit sind 
Vermögensquellen, niemals Vermögensbestandteile.. Von dem, der 


u£) Richtig: Merkel, »Abhandl.« S. 107 oben; RG. v. 25. Jan. 1910 Warneyer 
10 47 Note 4a; 12. Nov. 1908 E. 42 58. Dagegen beruhen die Ausführungen 
Bindings, »Lehrb.« S. 356, auf der falschen Anwendung dieser beiden nicht zu 
beachtenden Vermögenszustände, an Stelle des allein maßgebenden hypothetischen 
Vermögenszustandes. Dieselbe Verwechslung auch bei Stenglein, »Gerichts- 
saal« 43 38, 

149) Referent »Gerichtssaal« 43 360; RG. v. 20. April 1887 E. 16 4. 
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solche Eigenschaften in hohem Grade besitt, sagt man mit Recht, daß 
er das Zeug dazu habe, Geld zu verdienen, niemals aber, daß er ver- 
mögend oder reich sei. Diesen Eigenschaften fehlt gerade das 
Charakteristikum des Vermögensbestandteils, nämlich die Selbständigkeit 
und Loslösung von der Persönlichkeit des einzelnen. Aus diesen 
Vermögensquellen wird das Vermögen gespeist, wenn der Inhaber 
durch äußere, zum Teil zufällige Umstände dazu gelangt, günstige Ge- 
schäfte zu machen, eine Anstellung zu finden usw. Dazu kommen 
Vermögensvermehrungen durch Erbschaft, Lotteriegewinn und ähnliches. 
Keineswegs in zeitlichem. Zusammenfall mit den unregelmäßig ein- 
tretenden Vermögensvermehrungen erfolgen die stoßweisen Ver- 
minderungen des Vermögens: Geschehen schon die Ausgaben für den 
regelmäßigen täglichen Bedarf durchaus nicht in gleichmäßigen Raten, 
indem zum Beispiel in einem Monat ein Anzug, im Herbst Feuerungs- 
materialien usw. angeschafft werden müssen, so bringen Krankheit, 
Sommerreisen,. das Weihnachtsfest und ähnliche durchaus normale 
Anlässe ganz erhebliche Schwankungen im Vermögensbestand mit sich. 
Ja, es kann nicht geleugnet werden, daß selbst geringfügige Vorgänge, 
wie zum Beispiel das Bestellen und Verzehren einer Speise im Gast- 
hause, die Auszahlung eines geringfügigen Spielverlustes, das Ver- 
schenken einer Zigarette, Veränderung des Wertes und des Rechts- 
bestandes des Vermögens mit sich bringen, die nach jeder möglichen 
Definition des Vermögens als Vermögensbeschädigungen qualifiziert 
werden würden, wenn sie durch Betrug veranlaßt worden wären !°°). 
Ist das Vermögen des einzelnen nun schon an sich meist in Bewegung 
begriffen, so kommt hinzu, daß der betrügerische Angriff meist dann 
erfolgt, wenn besondere Veränderungen am Vermögen vor sich gehen 
oder bevorstehen; nicht der zufriedene Rentner sicherer Staatsanleihen, 
nicht der Geizhals, der auf seinem Geldsack sigt, sondern der Spekulant, 
der zum Kaufe oder Verkauf Entschlossene, ja vornehmlich sogar der, 
der selbst unlautere Geschäfte plant, sind prädestiniert, betrogen zu 
werden. So charakterisiert sich der Betrug in der Mehrzahl der Fälle 
als ein Angriff gegen ein ohnedies in Bewegung befindliches Objekt. 

Dogmatische Folgerungen wollen wir hier aus dieser Erkenntnis nicht 
ziehen, sondern nur Richtlinien gewinnen für weitere Untersuchung. 
Ist nämlich die herrschende Lehre in ihrer Gleichstellung des hypo- 
thetischen Vermögenszustandes und des status quo ante in allen Fällen 
unrichtig, in denen sich das Vermögen ohne den betrügerischen Angriff 
verändert hätte, und ist tatsächlich der Betrug ein Angriff gegen ein 
ohnedies in Bewegung befindliches Objekt, so muß die herrschende 


166) Über die Frage, warum man solche normale Veränderungen des Vermögens 
troß Fehlens jedes begrifflichen Unterschiedes nicht als Vermögensbeschädigungen 
bezeichnet, wenn sie nicht durch Betrug veranlaßt sind, vgl. Pröll »Goldt. Arch.: 
63 412 f. 


158 Pröll: Gewinnvereitelung, Vermögensgefährd. u. Vollstreckungsabwendung. 


Lehre leicht zu falschen Ergebnissen in bezug auf die Feststellung der 
Vermögensbeschädigung gelangen. Wir müssen also eine Methode 
suchen, um auch an dem in Bewegung befindlichen Objekt mit Sicherheit 
die auf der Handlung des Getäuschten beruhenden Veränderungen fest- 
stellen zu können. 


8 8. Die Vergleichung der faktischen und hypothetischen Ver~ 
| mögenszustände. 

I. Dritter Grundsatz: Die Vermögensbeschädigung als Ergebnis der Vergleichnng 
eines faktischen und eines synchronen hypothelischen Vermögenszustandes. II. Damnum 
emergens und lucrum cessans. III. Gleichbleibende und nachträglich sunchmende - 
Vermögensbeschädigung. IV. Dauernde und vorübergehende Vermögensbeschädigung. 
I. Die Methode zur Feststellung der Vermögensbeschädigung, die 

allen Sachlagen gerecht wird, ergibt sich aus der Kombination der beiden 
gefundenen Grundsäge. Wenn einerseits auch die Vermögens- 
beschädigung tatbestandsmäßig ist, die zeitlich erst spät nach der 
Handlung des Getäuschten eintritt ($ 6), und wenn andererseits nicht 
der status quo ante, sondern der hypothetische Vermögensstatus allein 
entscheidend ist (8 7), so ist im Einzelfall die Feststellung, daß un- 
mittelbar vor und unmittelbar nach der Handlung des Getäuschten 
keine nachteilige Veränderung des Vermögens vorliegt, durchaus un- 
genügend; es ist vielmehr erforderlich, daß man im Einzelfall den 
faktischen Veränderungen des Vermögens von der Handlung des Ge- 
täuschten ab nachgeht und mit jedem faktischen Vermögenszustand 
denjenigen Vermögenszustand vergleicht, der im selben Zeitpunkt ohne 
die Handlung des Getäuschten bestehen würde. Keinesfalls darf eine 
Vergleichung eines faktischen Vermögenszustandes mit einem zeitlich 
früher oder später liegenden hypothetischen Vermögensstatus stattfinden; 
insbesondere ist es gänzlich unzulässig, bei der Vorteilausgleichung 
— deren grundsägliche Berechtigung hier zunächst unterstellt sein mag — 
ein früher eingetretenes damnum durch ein später eintretendes, vielleicht 
erheblich größeres lucrum kompensieren zu wollen, denn dies würde 
dazu führen, einer nachträglichen reparatio damni die Kraft zuzuerkennen, 
einen bereits eingetretenen tatbestandsmäßigen Erfolg ex tunc aus der 
Welt zu schaffen. Eine Körperverlegung kann auch nicht dadurch aus 
der Welt geschafft werden, daß die für die Heilung der Wunde von 
dem Täter dem Verletten bezahlte Kur den Gesundheitszustand des 
legteren so bessert, daß der Verle&te nach der Kur gesünder ist, als 
vor seiner Verwundung. 

Ergibt sich nun in irgendeinem Zeitpunkt ein Unterschied zwischen 
dem faktischen und dem hypothetischen Vermögenszustand, mit anderen 
Worten, erscheint bei der Vergleichung der faktische Vermögenszustand 
gegenüber dem hypothetischen anders, verändert, so ist dies ein Erfolg, 
den der Täter mittels der Handlung des Getäuschten herbeigeführt hat. 


+ 
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Diese Veränderung, dieser Erfolg muß zunächst einmal exakt festgestellt 
werden, ehe man überhaupt an die Frage herangehen kann, ob er unter 
den Begriff der Vermögensbeschädigung fällt; die Frage, mit der wir 
uns jet beschäftigen, ist also derjenigen nach dem Begriffe der Ver- 
mögensbeschädigung vorgelagert. Gerade entgegengesegt geht die 
herrschende Betrugslehre zu Werk, die von vornherein fast alle Kontro- 
versen aus einem Punkte, nämlich dem Begriff der Vermögens- 
beschädigung, zu kurieren versucht, ohne vorher Klarheit über die 
faktischen Vorgänge zu schaffen, an die später der Begriff der Ver- 
mögensbeschädigung heranzutragen ist. 

Aus dem Gesagten ergibt sich als dritter Grundsag: Die Fest- 
stellung der Vermögensbeschädigung beim Betrug beruht 
auf der Vergleichung der tatsächlich nach der Handlung 
des Getäuschten eintretenden Vermögenslagen mit den- 
jenigen Vermögenslagen, die ohne die Handlung des 
Getäuschten im jeweils selben Zeitpunkt bestehen 
würden. 

II. Diese ziemlich abstrakte Methode läßt sich mit graphischer Dar- 
stellung der Entwicklung eines Vermögens von dem Einfluß der 
Handlung des Getäuschten ab ganz gut anschaulich gestalten, wenn man 
in ein Koordinatensystem die Zeiten als Abszisse (von links nach rechts) 
und die Größe des Vermögens als Ordinate (von unten nach oben) 
einträgt. Es seien in den folgenden graphischen Darstellungen stets: 

A die Handlung des Täters, 

B die Handlung des Getäuschten, 

C der Beginn der Vermögensbeschädigung, 

F ein faktischer Vermögenszustand nach der Handlung des Ge- 

täuschten, 

H ein hypothetischer Vermögenszustand bei Wweggegaunier Handlung 

des Getäuschten, 

H, F, gleichzeitige Vermögenszustände. 

Die fortlaufende Kurve bedeutet die faktische Entwicklung des 
Vermögens, die punktierte Kurve die hypothetische Entwicklung des 
Vermögens bei weggedachter Handlung des Getäuschten. 

Ein normaler Betrugsfall ist in Fig. 1 dargestellt. Im Punkt _4 liegt 
die Handlung des Täters, die nach einiger Zeit bei B die Handlung des 
Getäuschten herbeiführt. Einige Zeit nach le&terer wiederum senkt sich 
die Vermögenskurve bei C nach abwärts über die Vermögensstatus F, 
Fa, F} und so fort, während sie ohne die Handlung des Getäuschten 
eine Entwicklung über ÆA, Hı, A, und so fort genommen hätte. 
Die Strecke zwischen A, und H, oder A, und Æ, usw. stellt die 
Vermögensbeschädigung dar; im Zeitpunkt 7 ist zum Beispiel das 
Vermögen um die Strecke A} H, geringer geworden, als es ohne die 
Handlung des Betrügers und des Getäuschten gewesen wäre. Was für 
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Dinge die Strecke F, H,, also die Vermögensbeschädigung, repräsentiert, 
ist für unsere Untersuchung bedeutungslos und hängt lediglich von dem 
Begriff des Vermögens und der Vermögensbeschädigung ab. Im Beispiel 
der Fig. 1 beträgt der Schade bei F} 7, zweihundert Einheiten. Der 
Anhänger des juristischen Vermögensbegriffs mag darunter das Eigentum 
an 200 Münzen oder Banknoten oder sonstige Rechte vorstellen; der 
Anhänger eines ökonomischen Vermögensbegriffes mag an den Wert 
von 200 Mark denken. Das ist unwesentlich. Allein bedeutungsvoll 
ist die Feststellung der Vermögensbeschädigung aus der Vergleichung 
eines hypothetischen mit einem gleichzeitigen faktischen Vermögens- 
status; was an Werten oder Rechten im hypothetischen Status vorhanden 
ist, im faktischen aber fehlt, ist der tatbestandsmäßige Schade. Im 


7 
` 44 BI AT BA 10 BUA 18 SM 17 17 
j Fig. 1. Allgemeine Betrugskurve. | 


Gegensag hierzu erblickt die herrschende Lehre die Vermögens- 
beschädigung in der Bewegung von C nach F, und läßt auch diese 
nur dann als tatbestandsmäßig gelten, wenn sie unmittelbar nach der 
Handlung des Getäuschten eintritt, wenn also B auf den Punkt C fällt; 
keine Vermögensbeschädigung ergeben in Fig. 1 die Schwankungen der 
faktischen Vermögenskurve vor A und zwischen A und C, denn diese 
sind zwar zeitlich nach der Handlung des Täuschenden und zum Teil 
auch nach der Handlung des Getäuschten eingetreten, sind aber nicht 
durch sie hervorgerufen; daher beginnt die Abzweigung der hypo- 
thetischen Kurve erst bei C, dem Zeitpunkt, in dem sich das Vermögen 
ohne die Handlung des Getäuschten anders entwickelt hätte. Ebenso- 
wenig wird durch die Schwankungen der faktischen Kurve zwischen 7, 
und 7, und nach 7, die eingetretene Vermögensbeschädigung nach- 
träglich vergrößert oder verringert, da dieselben Veränderungen auch 


H 
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ohne die Handlungen des Getäuschten vorgekommen wären, wie die 
parallelen Schwankungen der hypothetischen Kurve a A, und. 
A, und nach H, zeigen. 

Der oben besprochene !®1) primitive Grenzfall, von dëm die herrschende 
Lehre in willkürlicher Verallgemeinerung ausgeht, ist in Fig. 2 dargestellt. 
Hier ist die herrschende Lehre im Ergebnis richtig, weil sich das Ver- 
mögen des Geschädigten ohne die Handlung des Gretäuschten nicht 
weiter verändert hätte, der Unterschied zwischen dem Status unmittelbar 
vor der Handlung des Getäuschten (2) und dem Status unmittelbar nach 
‘ dieser Handlung (F) ebenso groß ist wie der Unterschied zwischen 
den hypothetischen Vermögenszuständen und den gleichzeitigen faktischen 
Vermögenszuständen, also gleich 77, F, oder gleich Æ, F usw. ist. 


Fig. 2 Damnum emergens. 


Das ist der Fall des reinen damnum emergens. Er ist charakterisiert 
dadurch, daß sich die hypothetische Statusreihe 77, F, Fa usw. un- 
verändert in gleicher Höhe weiterbewegt, während die faktische Status- 
reihe Fi, Fe, Fa usw. eine plößliche starke Abwärtsbewegung zeigt. 

Als direktes Gegenstück ist in Fig. 3 ein ebenso extremer Grenzfall 
gezeigt, bei dem die faktische Statusreihe F, F3, /; usw. in gleicher 
Höhe fortläuft, die hypothetische Statusreihe 77, Hə, A, usw. aber 
einen plößlichen Aufschwung nimmt. Die Vermögensbeschädigung 
besteht hier also wiederum in den Unterschieden zwischen 7, und Æ,, 
F, und A, usw. Ein Unterschied zwischen dem Zeitpunkt unmittelbar 
vor der Handlung des Getäuschten (B) und unmittelbar nachher (7,) 
besteht hier offenbar nicht. Diese Sachlage ist also dadurch ge- 
kennzeichnet, daß sich das Vermögen ohne die Handlung des Getäuschten 


151) Oben 86 I. und § 7 I. 
Archiv. Bd. 66. 11 
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vermehrt hätte, daß es aber nach und infolge dieser Handlung auf seiner 
bisherigen Höhe geblieben ist. So haben wir hier den Fall des reinen 
lucrum cessans, der damit im Prinzip gelöst ist. Seine nähere 
Untersuchung muß dem folgenden Abschnitt vorbehalten bleiben. 

- IM. Noch nach einer anderen Richtung hin verdienen die möglichen 
Formen der Vermögensbeschädigung Beachtung. Wenn die herrschende 
Lehre die Berücksichtigung aller Veränderungen, die nicht schon sofort 
unmittelbar nach der Handlung des Getäuschten eintreten, grundsäßlich 
ablehnt, verbaut sie sich nicht nur das Verständnis für die Entstehung 
der Vermögensbeschädigung, sondern auch für ihre weitere Entwicklung. 
Für die Schuldfrage ist freilich die Entwicklung des beschädigten Objektes 
nach Eintritt des tatbestandsmäßigen Erfolges unerheblich, nicht aber für 


Fig. 3. Lucrum cessans. 


die Strafzumessung. Kein Richter wird es für unerheblich erklären, ob 
der Faustschlag auf die Brust nur einen vorübergehenden Schmerz oder 
einen nach drei Tagen verschwindenden blauen Fleck oder noch nach 
einer Woche eine Lungenblutung zur Folge hatte. Eine vollendete 
Körperverlegung liegt in allen drei Fällen schon mit dem Schlag vor, 
und troßdem gehört die geringfügige Schwellung des Muskelfleisches 
an der Brust ebensogut noch mit zum tatbestandsmäßigen Erfolg, wie 
die Lungenblutung. In gleicher Weise darf man bei der Zumessung 
der Betrugsstrafen nicht eine Vergrößerung der Vermögensbeschädigung 
ignorieren, die erst eine Zeitlang nach der Vollendung eintritt. In 
Fig. 4 ist einer der vielen möglichen Fälle dieser Art dargestellt. Hier 
mag dem Geschädigten ein geringwertiger Gegenstand entzogen sein, 
den er sich angeschafft hatte, um irgendeinen großen Gewinn zu 
machen; zunächst besteht die Vermögensbeschädigung nur in der Ent- 
ziehung dieses Gegenstandes, also in der Differenz zwischen H, und 7, 
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oder zwischen 7, und F, wächst aber später bei H, F, enorm da- 
durch, daß der Beschädigte mit diesem Gegenstande längere Zeit nach 
seinem Erwerb großen Gewinn erzielt hätte, wenn er ihm nicht betrüglich 
entzogen worden wäre. 


Fig. 4. Entziehung eines gewinnbringenden Objektes, 


IV. Ein Gegenstück zu dem geschilderten Fall der nachträglichen 
Vergrößerung der Vermögensbeschädigung bilden die Fälle, in denen 
die Vermögensbeschädigung sich in der Folge verringert oder sogar 


TITT 
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Fig. 5. Vorübergehende Vermögensbeschädigung. 


ganz verschwindet. In Fig. 5 sehen wir ein damnum emergens, das 
gänzlich wiederhergestellt wird, zum Beispiel dadurch, daß der Ge- 
schädigte den entzogenen Gegenstand wieder zurückerhält; zwischen 


H, und F, besteht noch eine Differenz, liegt also noch eine Vermögens- 
11° 
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beschädigung vor, die aber nach H,, F, verschwindet; bei Æ, ist die 
faktische und die hypothetische Statusreihe wieder zusammengefallen, 
ein Schaden also nicht mehr vorhanden. Dies ist der typische Fall 
vorübergehender Beeinträchtigung des Vermögens. Daß 
dieser Fall in bezug auf die Strafzumessung mit der dauernden Ver- 
mögensbeschädigung nicht auf eine Stufe gestellt werden kann, ist 
ebenso sicher wie der Umstand, daß die nachträgliche Wiederherstellung 
des ursprünglichen Vermögensbestandes, die reparatio damni, den 
einmal eingetretenen tatbestandsmäßigen Erfolg nicht ungeschehen 
machen kann, daß also auch bei vorübergehender Beeinträchtigung des 
Vermögens vollendeter Betrug vorliegt. Die vorübergehende Entziehung 
erscheint weniger strafwürdig als seine dauernde Entziehung; für die 
Strafmessung kommen hier insbesondere in Betracht die Länge des 
Zeitraumes der Entziehung — so nähert sich eine Entziehung auf 
Lebenszeit des Berechtigten im Ergebnis der dauernden Entziehung — 
sowie die Frage, ob die vorübergehende Entziehung gerade in dem 
Zeitpunkt geschah, in welchem sie dem Vermögensinhaber besonders 
fühlbar wurde. Dieselben Fragen treten übrigens auch in bezug auf 
die Strafzumessuug beim Diebstahl und anderen Delikten gegen Ver- 
mögensrechte gelegentlich auf, beim Betrug verdienen sie aber ganz 
besondere Beachtung, weil dieses Vergehen in seinen vielgestaltigen 
Erscheinungsformen eine Unmenge echter, alle geseßlichen Tatbestands- 
merkmale aufweisender Fälle umfaßt, die ethisch als Übertretungen zu 
werten sind und auch in bezug auf die objektive Rechtsverlegung offen- 
sichtlich auf der Stufe von Übertretungen stehen, während andererseits 
andere Betrugsfälle der schwersten Kriminalität angehören. Dem trägt 
ja auch der geseßliche Strafrahmen Rechnung, der mit einer Mindest- 
strafe von 3 Mk. und einer Höchststrafe von 5 Jahren Gefängnis, 
3000 Mk. Geldstrafe und Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
ganz außerordentlich weit gespannt ist. Die Verurteilung eines Un- 
schuldigen wegen Betruges mit einer mäßigen Geldstrafe wäre daher 
ein weit geringerer Justizirrtum, als die Verurteilung eines wirklich 
Schuldigen unter starkem Fehlgreifen im Strafmaß. Solche Erwägungen 
sind in gleicher Weise auch für die oben erörterte nachträglich zu- 
nehmende Vermögensbeschädigung von ausschlaggebender Bedeutung. 


$ 9. Die vermögensmindernden Bestandteilsverschiebungen. 


I. Die wahre Bedeutung des status quo ante. II. Die Vermögensverschiebungen bei 
reinem damnum emergens. Unterschied der Vermögensverschiebung als der Be- 
wegung von der Vermögensbeschädigung als dem Erfolg dieser Bewegung. III. Die 
Vermögensverschiebungen bei reinem lucrum cessans. Vermögensbeschädigung ist 
ihrem Wesen nach niemals eine effektive substantielle Vermögensverminderung. 


I. Nach den gefundenen Grundsäten wird im Einzelfall die Fest- 
stellung der Vermögensbeschädigung in der Weise erfolgen, daß man 
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bei Vergleichung eines faktischen Vermögenszustandes nach der Hand- 
lung des Getäuschten mit dem gleichzeitigen hypothetischen Vermögens- 
zustand in legterem Vermögensteile!°®) bemerkt, die in ersterem fehlen. 
' irgendein Austausch, eine Verschiebung, von Vermögensteilen zwischen. 
dem faktischen und dem hypothetischen Vermögenszustand desselben 
Zeitpunktes findet aber nicht statt, weder tatsächlich noch auch irgend-” 

wie vorstellbar. Der faktische und der hypothetische Vermögenszustand - 
stehen auch in unserer Vorstellung vollständig isoliert nebeneinander. 

Die Vergleichung des faktischen und des hypothetischen Vermögens- 

status ist also nur der Abschluß der Gedankenoperation, die zur Fest- 
stellung der Vermögensbeschädigung führt, sozusagen die lette Kon- 

klusion. Ihr muß daher die Feststellung des faktischen und des 

hypothetischen Vermögenszustandes für einzelnen Zeitpunkte voran- 

gehen. Die Feststellung der faktischen Statusreihe begegnet keinen 

Schwierigkeiten; die in, ihr sich vorgehenden Veränderungen werden 

ermittelt durch einfache Betrachtung des tatsächlichen Geschehens von 

der Handlung des Getäuschten ab. Nach dieser Handlung, vielleicht 

erst spät nach dieser Handlung, gelangen Vermögensteile in das Ver- 

mögen, andere wiederum werden aus ihm entfernt. Ähnlich müssen 

auch die hypothetischen Vermögensstatus ermittelt werden, nur mit 

dem Unterschied, daß man die gedachte Entwicklung nicht beobachten 

kann, sondern sich vorstellen muß, welche Vermögensteile im Laufe 

der Zeit ohne die Handlung des Getäuschten in das Vermögen gelangt 
wären und welche aus ihm entfernt worden wären. Der Ausgangs- 

punkt für diese vorgestellte Entwicklung der hypothetischen Statusreihe 

kann nur der status quo ante, genau genommen der Vermögenszustand 

unmittelbar vor der Handlung des Getäuschten sein; denn mit dieser 

Handlung beginnt die Möglichkeit einer Veränderung des Vermögens, 

die ohne die Handlung vielleicht nicht vor sich gegangen wäre. Damit 

haben wir die wahre Bedeutung des von der herrschenden Lehre am 

falschen Plage verwerteten Zustandes unmittelbar vor der Handlung 

des Getäuschten gefunden: Der status quo ante ist die unerseßliche 

Erkenntnisquelle für die Entwicklung der hypothetischen Statusreihe 

und damit die einzige Gedankenbrücke, über die unsere Vorstellung 

im Einzelfall von dem faktischen zu dem hypothetischen Vermögens- 

zustand geleitet werden kann. 


— _— 


163) Das heißt Werte, Rechte, rechtlich geschüßte geldwerte Beziehungen usw., 
je nach der Definition des Vermögensbegriffes, die man für richtig hält. Die Be- 
standteile können auch negative Größen sein, zum Beispiel Belastungen; dann gilt 
das Umgekehrte wie für positive Größen; so erzeugt zum Beispiel ihr Eintritt in 
die faktische Statusreihe damnum emergens, ihr Übertritt aus der faktischen in die 
hypothetische Statusreihe lucrum cessans, also gerade umgekehrt wie bei positiven 
Bestandteilen. Im Text werden die negativen Bestandteile nicht mehr besonders 
erwähnt. ; | 
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II. Auch den konkreten Inhalt dieser abstrakten Ausführungen wollen 
wir an der Hand graphischer Darstellungen aufzeigen. In Fig. 6 ist 
die Entstehung einer Vermögensbeschädigung durch reines damnum 
emergens dargestellt, wie das bereits in Fig. 2 geschehen ist, nur daß 
noch die Entwicklung der Vermögensteile mit angedeutet ist. Der 
-dargestellte Fall ist einfachster Art, zum Beispiel der Betrogene hat 
einen Bettler im Zeitpunkt C auf falsche Vorspiegelungen hin 10 Mk. 
gegeben. Im Zeitpunkt C, dem Beginn der Vermögensbeschädigung, 
verringert sich das Vermögen, die Kurve des faktischen Vermögens- 
zustandes sinkt nach F, und bleibt in dieser niedrigen Höhe über 7,, 7, 
hinaus. Die plößliche Verringerung des faktischen Vermögensstatus 
kommt daher, daß im Zeitpunkt C die als d. bezeichneten Vermögens- 


alag 


ET 


Fig. 6. Bestandteilsverschiebung bei damnum emergens. 


teile aus dem Vermögen faktisch verschwinden. Die Teile de gehen 
in der Fig. 6 im Zeitpunkt C in die hypothetische Statusreihe über, 
wodurch versinnbildlicht wird, daß sich diese Teile in den hypothetischen 
Vermögenslagen M, Ha, A, usw. noch im Vermögen befinden würden, 
wenn die Handlung des Getäuschten nicht vorgenommen worden wäre +53), 
Gewiß sind die tatsächlichen Verhältnisse des in Fig. 6 dargestellten 
Falles der Vermögensbeschädigung im praktischen Leben so einfach, 
daB man zum Verständnis der einzigen hier vorliegenden Vermögens- 
verschiebung nicht einer graphischen Darstellung bedarf. Die Betrachtung 


162) Genau genommen müßten in Fig. 6 die Vermögensbestandteile, die durch 
die Handlung des Getäuschten nicht beeinflußt werden, sowohl auf der hypo- 
thetischen als auch auf der faktischen Kurve angedeutet werden, da sie nach der 
Handlung des Getäuschten noch faktisch im Vermögen sind und auch ohne die 
Handlung des Getäuschten darin geblieben wären. Da solche Bestandteile uns 
aber nicht interessieren, sind sie in den Fig. 6ff. überhaupt nicht angedeutet. : 
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der Fig. 6 kann uns aber lehren, im primitiven Grenzfall des reinen 
damnum emergens die allgemeine Struktur der Vermögensbeschädigung 
zu erkennen. Nach dieser Richtung hin lassen ‚sich aus Fig. 6 zwei 
Säge ableiten. Erstens sehen wir, daß auch beim reinen damnum 
emergens die Vermögensbeschädigung legten Endes aus der Vergleichung 
des hypothetischen mit dem faktischen Vermögenszustand erfolgt,. daß 
also die Zugrundelegung des status quo ante im Fall des reinen damnum 
emergens nur deshalb kein falsches Resultat ergibt, weil hier der status 
quo ante und die hypothetischen Vermögensstatus nach der Handlung 
des Getäuschten zufällig gleich sind. Aus der Kurve ins Leben über- 
segt heißt das, daß bei der Feststellung der Vermögensbeschädigung 
durch reines damnum emergens die Feststellung des kausalen Wirkens 
der Handlung des Getäuschten im Unterbewußtsein stets die Feststellung 
mitumfaßt, daß sich das Vermögen ohne die Handlung des Getäuschten 
nicht verändert hätte. Also auch das reine damnum emergens kann 
legten Endes nur unter Zuhilfenahme des hypothetischen Vermögens- 
status ermittelt werden. Zweitens ersehen wir aus Fig. 6 die Un- 
genauigkeit, die darin liegt, in der Bewegung der Kurve von C nach 
F, also in der faktischen Veränderung des Vermögens nach der Hand- 
lung des Getäuschten den tatbestandsmäßigen Erfolg zu sehen; nicht 
die Bewegung als solche, die Bestandteilsverschiebung, stellt den tat- 
bestandsmäßigen Erfolg dar, sondern das Ergebnis dieser Bewegung; 
mit anderen Worten: Vermögensbeschädigung ist eine »Veränderung: 
am Vermögen, aber nicht im Sinne von »Anderswerden«, sondern von 
»Verändertsein«. 

IN. In Fig. 7 ist, wie in Fig. 3, der Fall des reinen lucrum cessans 
dargestellt, aber gleichfalls unter Versinnbildlichung der Vermögens- 
verschiebung, die zur Vermögensbeschädigung führt. Wir sehen an 
der Kurve, dass sich die als Z% bezeichneten Vermögensteile niemals 
im faktischen Vermögenszustand waren, weder vor der Handlung des’ 
Getäuschten, noch nachher, daß sie vielmehr im Zeitpunkt C, dem Beginn 
der Vermögensbeschädigung, in die hypothetische Statusreihe gelangen, 
also Bestandteile des Vermögens des Getäuschten geworden wären, 
wenn der Betrug nicht vorgefallen wäre. Wenn die hypothetische 
Statusreihe bei 7,, H, A, usw. höher liegt als die faktische Status- 
reihe bei Fi, Fa, /, usw., wenn zum Beispiel der hypothetische Ver- 
mögensstatus Æ, und die Strecke H, F, größer ist als der synchrone 
Vermögenszustand 7,, so liegt das einfach daran, daß die mit /. 
bezeichneten Rechte, Sachen, Werte usw. ohne die Handlung des Ge- 
täuschten in seinem Vermögen wären, tatsächlich aber fehlen. Die 
Vermögensbeschädigung besteht also auch hier legten Endes in dem 
Unterschied zweier gleichzeitiger Vermögenszustände, eines faktischen 
von einem hypothetischen. Vergleichen wir dies Ergebnis mit dem, 
was wir aus Fig. 6 abgeleitet haben, so sehen wir, daß die Vermögens- 
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` beschädigung beim reinen damum emergens begrifflich genau dieselbe 
ist, wie beim reinen lucrum cessans. Verschieden ist an diesen beiden. 
Betrugstypen nur die historische Genesis der Vermögensbeschädigung 
im Einzelfall: hier eine Verschiebung von Vermögensteilen. aus der 
faktischen Statusreihe in die hypothetische, dort eine Bewegung auf 
der hypothetischen Seite allein. Das Resultat der Verschiebung ist 
aber bei beiden Typen dasselbe: ein veränderter Zustand in dem Sinne, 
daß ein hypothetischer Vermögensstatus im Vergleich mit einem gleich- 
zeitig faktischen Vermögensstatus verändert erscheint. In diesem Sinne 
ist die Vermögensbeschädigung weder in der Form des lucrum cessans, 
noch in der des damnum emergens ihrem Wesen nach — und damit 
kehren wir zu dem ersten Ausgangspunkt unserer Untersuchung zu- 


Fig. 7. Bestandteilsverschiebung bei lucrum cessans. 


rück !54) — eine »effektive substantielle Verminderung des bereits vor- 
handenen Vermögensbestandes«. Das ist nicht etwa eine besonders 
spißfindige, für den Betrug ausgetüftelte Eigenheit, sondern eine 
Erscheinung, die sich bei allen Delikten zeigt, welche eine Beschädigung, 
Verlegung oder einen verwandten Begriff als tatbestandsmäßigen Erfolg 
aufweisen. Wir brauchen uns nur der oben erörterten Parallelen !°5) 
zu erinnern: Worin besteht zum Beispiel die effektive substantielle 
Schädigung des gegenwärtigen Gesundheitszustandes des Kranken, 
dessen Gesundung die Krankenschwester durch Eingeben einer falschen 
Medizin verhindert? Wo ist die effektive substantielle Minderung des 
vorhandenen Freiheitsbestandes bei dem Sträfling, dessen Entlassung 
der Beamte schuldhaft versäumt? Wo ist die effektive substantielle 
Beschädigung des vorhandenen Sachzustandes, wenn ich durch Abgraben 


—. 


151) Oben § 5 I. 186) Oben § 7 1. 
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des Wassers das Wachstum der Bäume in einem benachbarten Obst- 
garten verhindere? Durch solche Parallelen wollen wir keineswegs - 
` zu einer vielen Delikten gemeinsamen Begriffsbestimmung. der »Be- ` 
schädigung? oder der »Verle&ung« gelangen. Diese Begriffe sind bei 
den einzelnen Delikten durchaus verschieden; gemeinsam ist allen 
- diesen Delikten nur der eine Umstand, daß der Begriff der »Beschädigung« 
den Unterbegriff der »Veränderung«, ja durch das sprachliche Unwert- 
urteil, das in dem Ausdruck Beschädigung und Verlegung liegt, sogar 
den Begriff der »durch kriminelle Handlung verursachten nachteiligen 
Veränderung« enthält. Das hat zur Folge, daß bei diesen Erfolgsdelikten 
in vielen Fällen die Frage des Kausalzusammenhanges im engsten 
Zusammenhang mit dem Begriff des tatbestandsmäßigen Erfolges be- 
handelt werden muß. Wenn wir also dem lucrum cessans wie dem 
damnum emergens die effektive substantielle Natur absprechen, so 
erfinden wir damit nicht ein neues Begriffsmerkmal der Vermögens- 
beschädigung, sondern wenden auf den tatbestandsmäßigen, durch die 
Handlung des Täters und des Getäuschten herbeigeführten Erfolg des 
‚Betruges die alte Erkenntnis an, daß die Feststellung der Verursachung 
nicht die Beobachtung eines tatsächlichen Vorganges in der Außenwelt 
ist, sondern ein Urteil, das wir, an die Vorstellung von Raum und Zeit 
gebundenen Menschen, an die Dinge herantragen, und wofern wir die 
Verursachung eines rechtserheblichen Erfolges ins Auge fassen, letten 
Endes ein juristisches Urteil, »eine durch juristische Grundsäße beeinflußte 
Denkbeziehung 156)« darstellt. 


& 10. Das FZusammenireifen vermögensvermehrender und ver- 
mögensvermindernder Bestandieilsverschiebungen innerhalb der- 
selben Stafusreihen. - 

I. Lucrum emergens und damnum cessans. II. Der Unterschied von Statusver- 


gleichung und Vorteilsausgleichung. III. Compensatio lucri emergentis cum damno 
emergente. IV. Compensatio lucri cessantis cum damno cessante. 


I. Von den möglichen Vermögensverschiebungen haben wir bisher 
nur zwei Arten betrachtet, nämlich die absolut schädlichen. Daneben 
sind auch zwei Verschiebungsarten möglich, die als Vergleichungs- 
ergebnis nicht eine Verminderung, sondern eine Vermehrung des Ver- 
mögens,‘ einen Vermögensvorteil, mit sich bringen. Die erste mögliche 
Art ist in Fig. 8 dargestellt. Beispiel: X. veranlaßt den verschämten 
Armen Y., durch eine fromme Lüge ein Geschenk anzunehmen. Im 
Punkte C, dem Beginn der Vermögensverschiebung, gelangt das Ob- 
jekt Z. faktisch in das Vermögen und verbleibt darin; darum ist das 
Vermögen bei F, größer als bei /7,; ohne die Täuschung wäre das 


se) Kuhlenbeck in »Staudingers Kommentar zum BGB.« Vorbemerkung IH 
vor 8 249. 


se 
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Vermögen geringer. Das ist der Fall des reinen faktischen Gewinnes, 
des lucrum emergens. | 

Ein Beispiel für die zweite mögliche Art einer Vermögensvermehrung 
wäre: X. hält durch Täuschung den Y. ab, dem Z. ein Geldgeschenk 


Fig. 8. Bestandteilsverschiebung bei lucrum emergens °), 


zu geben. Die Entwicklung des Vermögens des Y. ist in Fig. 9 dar- 
gestellt. Der faktische Vermögenszustand bleibt hier vor und nach der 


Fig. 9. Bestandteilsverschiebung bei damnum cessans. 


Handlung des Getäuschten unverändert; aber die mit d. bezeichneten 
Vermögensstücke wären ohne die Täuschung aus dem Vermögen heraus- 
gekommen, und dadurch wäre das Vermögen ohne die Täuschung 


*) In der Fig. 8 selbst muß es heißen »/.« anstatt ».«. 
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geringer, als es faktisch geblieben ist. Das ist der Fall der reinen 
Ersparnis !57), des reinen damnum cessans. 

Lucrum emergens und damnum cessans an sich vermehren das Ver- 
mögen und können niemals eine Vermögensbeschädigung darstellen, 
welchen Begriff des Vermögens man auch zugrunde legt. Wer einen 
Zuwachs an Rechten erhält, ist so wenig an seinem juristischen Ver- 
mögen geschädigt wie der am ökonomischen, der eine Vergrößerung 
seines Vermögenswertes erfährt '5°). 

II. Für uns werden die vermögensmehrenden Bestandteilsverschiebungen 
erst bedeutungsvoll, wenn sie mit einer Vermögensbeschädigung im 
Einzelfall zusammentrefien, wenn also die Handlung des Getäuschten 
sowohl Vorteile wie Nachteile für das Vermögen des Geschädigten 
mit sich bringt. Dann entsteht die viel erörterte Frage der Zulässigkeit 
der Vorteilsausgleichung, der compensatio lucri cum damno. Diese 
Frage ist freilich, darüber kann kein Zweifel bestehen 15°), vorwiegend 
vom Begriff des Vermögens abhängig. Nur für den, der das Vermögen 
als eine einheitliche homogene Wertmasse ansieht, kann ein Vermögens- 
nachteil von vornherein 16°) durch einen Vermögensvorteil so ausgeglichen 
werden, daß im Ergebnis eine Veränderung des Gesamtvermögens troß 
der vor sich gehenden Vermögensverschiebungen verhindert wird. Wer 
dagegen mit einem Vermögensbegriff arbeitet, der den einzelnen Ver- 
mögensteilen noch die geringste Individualität zuerkennt, kann eine 
compensatio lucri cum damno beim Betruge nicht zulassen; ebenso- 
wenig wie etwa die Sachbeschädigung durch Zertrümmerung einer 
Fensterscheibe dadurch straflos wird, daß der Täter gleichzeitig drei 
andere schon vorher zerbrochene Fensterscheiben desselben Hauses 
neu verglasen läßt. 


187) Der Ausdruck »Ersparnis« für damnum cessans wird im folgenden vermieden, 
weil er insofern vieldeutig ist, als er auch ein lucrum emergens bedeuten kann, 
das durch Elimination eines negativen Vermögensteiles aus dem faktischen Ver- 
mögensstatus zustande kommt (vgl. § 9 Note 152), oder auch den Saldo, der aus 
der compensatio lucri cessantis cum damno cessante bei Überwiegen des damnum 
cessans entsteht. 

168) Übereinstimmend Stenglein, »Gerichtssaal« 43 358. 

159) Allgemeine Ansicht, vgl. Stenglein, »Gerichtssaale 43 368; E. 16 3ff.; 
Frank § 263 Anm. V 4. 

160) Ganz anders ist die Problemstellung im Zivilrecht, wo es sich nicht um die 
Frage handelt, ob von vornherein überhaupt ein Schaden entstanden ist, sondern 
darum, ob nachträglich beim Zusammentreffen vermögensmindernder und ver- 
mögensmehrender Verschiebungen noch Anlaß vorliegt, auch die vermögens- 
vermehrenden Verschiebungen rückgängig zu machen oder wenigstens anzurechnen. 
Das ist eine Frage, die ohne Rücksicht auf den Vermögensbegrifi allein aus dem 
Gesichtspunkt des Kausalzusammenhanges bejaht werden muß. Vgl. Kuhlen- 
beck in »Staudingers Kommentar zum BGB.. Vorbemerkung Ill 6 vor 8 249. Aus 
diesem Grunde muß die Frage, ob die Vorteilsausgleichung beim Betruge und im 
bürgerlichen Rechte gleichbedeutend sei, verneint werden. Vgl. hierzu Fischer, 
»Der Schaden« S. 226 und Note 1 daselbst. 
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Im Gegensag hierzu hat die von uns bisher erörterte Frage der. 
Statusvergleichung mit der Frage nach dem Begriffe des Vermögens - 
nicht das geringste zu tun, sondern hängt ausschließlich von dem 
Kausalitätsproblem ab. Statusvergleichung und Vorteilsausgleichung 
sind also zwei ganz heterogene Probleme. Das muß um so energischer 
betont werden, als die Anwendung der Statusvergleichung auf einen . 
rein ökonomischen Vermögensbegriff mit der Vorteilsausgleichung leicht 
verwechselt werden kann!®'). Immerhin hängen Vorteilsausgleichung 
und Statusvergleichung insofern zusammen, als die hergebrachte Lehre 
von der Vorteilsausgleichung durch die von uns bisher gefundenen 
Ergebnisse über die Statusausgleichung ausgebaut werden kann, oder 
— umgekehrt ausgedrückt — als unsere Erörterungen von den Bestand- 


Fig. 10. Compensatio damni emergentis cum lucro emergente (erster Fall). 


teilsverschiebungen durch Mitberücksichtigung der absolut vorteilhaften 
Verschiebungen (des reinen lucrum emergens und des reinen damnum 
cessans) ergänzt werden müssen. Wenn ich also nun kurz auf die 
Vorteilsausgleichung eingehe, so geschieht das ohne Stellungnahme zu 
ihrer grundsäßlichen Zulässigkeit und unter dem ausdrücklichen Vor- 
behalt, daß die Zulässigkeit der Vorteilsausgleichung daneben von dem 
Vermögensbegriff abhängt. - 

Ill. Der einfachste, bisher in der Betrugslehre fast ausschließlich be- 
handelte Fall von Vorteilsausgleichung ist die Kompensation von damnum 
emergens mit lucrum emergens. Fig. 10 stellt einen solchen Fall dar, 
in dem das lucrum emergens kleiner als das damnum emergens ist, 
so daß als Ergebnis eine Vermögensbeschädigung in Form des damnum 


161) Insofern nämlich beide beim ökonomischen MEN zu einem 
Rechenexempel werden; siehe unten § 11 I. 
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emergens übrig bleibt !6?). Hier kann man klar erkennen, warum gerade 
dieser Fall von der herrschenden Lehre voll erfaßt wird. Beide Ver- 
schiebungen machen sich nämlich in der faktischen Statusreihe unmittelbar 
vor und unmittelbar nach der Handlung des Getäuschten bemerkbar ; 
das damnum emergens war vorher darin und ist es nachher nicht mehr;; 
das lucrum emergens fehlte vorher und ist nachher im faktischen Ver- 
mögen. Beispiel: X. veranlaßt den Y. durch Täuschung zu einem Hand- 
kauf; damnum emergens ist das Geld, das Y. zahlt; lucrum emergens 
ist der Wert der Ware, die er als Gegenleistung von X. erhält. Je 
größer die Werte, deren sich der Getäuschte entäußert hat (damnum 
emergens), um so tiefer sinkt die faktische Kurve, um so größer ist der 
Schaden; ohne die Werte /, würde die faktische Kurve in Fig. 10 noch 
tiefer liegen, der Schaden also noch größer sein. Bei der rein rechnungs- 
mäßigen Natur des Vermögensschadens bei ökonomischem Vermögens- 
begriff ergibt sich hier die Vermögensbeschädigung als einfache Differenz 
von damnum emergens und lucrum emergens. Vermögensbeschädigung 
— damnum emergens — lucrum emergens. Ist das lucrum emergens 
von vornherein so groß oder größer als das damnum emergens, so fällt 
die hypothetische Kurve auf die faktische oder liegt sogar höher als 
diese, so daß die in Fig. 8 dargestellte Sachlage entsteht; in diesem 
Falle liegt überhaupt kein Vermögensschaden mehr vor, sondern eine 
Vermögensvermehrung, weil sich als Saldo der compensatio lucri cum 
damno ein überschießendes lucrum emergens ergibt. Tritt das damnum 
emergens sofort, das lucrum emergens aber erst spät ein, zum Beispiel 
die Leistung des Getäuschten erfolgt sofort, eine sogar vielleicht viel 
größere Gegenleistung des Betrügers erst viel später, so kann sich die 
in Fig. 11 dargestellte Situation ergeben. Dadurch, daß die Werte d. 
bei C aus dem faktischen Vermögen verschwinden, wird dieses geringer, 
und die faktische Kurve sinkt bis 75; in diesem Zeitpunkt wird das 
Vermögen faktisch und die Werte /. vermehrt, die so groß sind, daß 
das Vermögen von nun an faktisch bei D größer wird als es ohne 
die Handlung des Getäuschten gewesen wäre. Hier liegt gleichwohl von 
Cbis D eine, wenn auch nur vorübergehende Vermögensbeschädigung 
vor, die nach dem oben!#) Gesagten keinesfalls durch die nach D 
eintretende Vermögensvermehrung kompensiert werden kann). Noch 


162) So sind die Ausdrücke lucrum emergens, damnum emergens, lucrum cessans 
und damnum cessans zweideutig; einmal bedeutet dieser Ausdruck die reine Ver- 
mögensverschiebung und in einem anderen Sinn den Saldo, der sich aus einer 
hypothetischen vermögensmehrenden und einer hypothetischen vermögensmindern- 
den Verschiebung oder aus einer faktischen vermögensmehrenden und einer fak- 
tischen vermögensmindernden Verschiebung bei grundsäßlicher Anerkennung der 
compensatio lucri cum damno ergibt. Diese Zweideutigkeit des Begriffes wird 
uns noch viel beschäftigen: siehe unten $ 11 II. und § 12. 

168) Siehe oben $ 8 I. 16) Die in Fig. 9 dargestellte Situation ist nur 
eine Abart des in Fig. 5 angedeuteten Falles. 
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absurder, aber leider in verkappter Form vielfach üblich ist es , sämt- 
liche zeitlich nacheinanderfolgenden lucra zu addieren, und mit sämt- 
lichen zeitlich nacheinander eintretenden damnis zu kompensieren. 


Fig. 11. Compensatio damni emergentis cum lucro emergente (zweiter Fall). 


IV. Genau dieselben Grundsäße, die für die compensatio lucri emer- 
gentis cum damno emergente anerkannt sind, müssen wir auch anwenden, 
wenn lucrum cessans und damnum cessans zusammentrefien, wenn 


g 


Fig. 12. Compensatio lucri cessantis cum damno cessante. 


zum Beispiel jemand durch Täuschung abgehalten wird, einen günstigen 
Kauf zu machen. Fig. 12 zeigt einen solchen Fall der Vorteilsausgleichung, 
der der bisherigen Betrugslehre natürlich nicht bekannt ist, weil sie 
überhaupt nicht die Vermögensbeschädigung durch lucrum cessans in 
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der oben!) dargestellten Weise aus dem Kausalzusammenhang kon- 
struiert. In den faktischen Vermögenszuständen unmittelbar vor der 
Handlung des Getäuschten (C) und unmittelbar nach dieser (F3) ist hier 
nicht der geringste Unterschied zu sehen; die faktische Kurve bleibt 
hier auf gleicher Höhe. Aber ebenso wie die Vermögensverminderung 
hier dadurch zustande kommt, daß im faktischen Status 7, die Werte /. 
fehlen, die ohne die Handlung des Getäuschten im faktischen Vermögen 
gewesen wären (lucrum cessans), so wird in gleicher Weise eine Ver- 
mögensvermehrung dadurch erzielt, daß die Werte d. sich im Status 7, 
faktisch noch im Vermögen befinden, während sie ohne die Handlung 
des Getäuschten aus dem Vermögen verschwunden wären (damnum 
cessans). Je größer der Wert des lucrum cessans, um so höher liegt 
die hypothetische Kurve Æi, As, A, um so größer ist der endgültige 
Schaden; je größer das damnum cessans, um so niedriger liegt die 
hypothetische Kurve, um so geringer ist der endgültige Schaden. In 
dem in Fig. 12 dargestellten Fall übersteigt der Wert des entgangenen 
Gewinnes (lucrum cessans) den des vermiedenen Schadens (damnum 
cessans); daher ist der Saldo wiederum ein lucrum cessans, also eine 
Vermögensbeschädigung ; daher liegt in Fig. 12 die hypothetische Kurve 
H,, Hs, H} höher als die faktische Kurve Fi, Fz, Fr. Werden im 
Einzelfall lucrum cessans und damnum cessans gleich groß, so liegt 
keine Vermögensbeschädigung vor; die faktische und die hypothetische 
Kurve fallen ganz zusammen. Übersteigt im Einzelfall das damnum 
cessans das lucrum cessans, so ist der Saldo ein damnum cessans und 
das Ergebnis keine Vermögensbeschädigung, sondern eine Vermögens- 
vermehrung; die hypothetische Kurve Æ, H, A, liegt dann tiefer als 
die faktische Kurve Fi, Fz, Fs, so daß an Stelle der in Fig. 12 skizzierten 
Situation die in Fig. 9 dargestellte Sachlage tritt. 

Wir fassen das Ergebnis der legten Ausführungen dahin zusammen: 
Bei grundsäßlicher Anerkennung der Vorteilsausgleichung kann eine 
Vermögensbeschädigung durch eine Gewinnvereitelung dann nicht für 
vorliegend erachtet werden, wenn der Wert einer durch die Handlung !**) 
des Getäuschten 'abgewendeten Vermögensbeschädigung (damnum 
cessans) den Wert des vereitelten Gewinnes (lucrum cessans) erreicht 
oder überschreitet. Auch hier verwandelt sich durch den ökonomischen 
Vermögensbegriff die Feststellung der Vermögensbeschädigung in eine 
einfache Gleichung, die Vermögensbeschädigung ist dann die Differenz 
aus vereiteltem Gewinn und abgewendeter Beschädigung. Vermögens- 
beschädigung = lucrum cessans — damnum cessans. 


166) Siehe oben $ 8 Il. 
166) Der Ausdruck »Handlung des Getäuschten« soll hier, wie überall, den Begriff 
der Unterlassung mitumfassen. Siehe unten $ 15 IV. 
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$ 11. Das. Zusammentreflen vermögensmindernder Bestandteils- 
verschiebungen verschiedener Statusreihen. 

I. Zusammentreffen von lucrum cessans und damnum emergens an sich. I. Zu- 
sammentreffen von lucrum cessans und damnum emergens unter Berücksichtigung 
der Vorteilsausgleichung. III. Grenzen der Vorteilsausgleichung bei Zusammen- 
treffen von lucrum cessans und damnum emergens. 

I. Die bisher behandelten zwei Fälle des Zusammentrefiens. von 
Bestandteilsverschiebungen hatten das eine gemeinsam, daß beide im 
Einzelfall zusammentreffenden Verschiebungen derselben Statusreihe an- 
gehörten ; lucrum emergens und damnum emergens sind beides faktische 
Verschiebungen, die den faktischen Vermögensbestand vor und nach 
der Handlung des Getäuschten veränderten; lucrum cessans und damnum 
cessans sind beides Bestandteilsverschiebungen, die insofern eine Ver- 
änderung des Vermögens herbeiführen, als sich das Vermögen verändert 
hätte, wenn sie vorgekommen wären, sind also rein hypothetischer 
Natur. Das Zusammentreffen einer solchen faktischen Bestandteils- 
verschiebung mit einer ebensolchen oder einer hypothetischen Bestand- 
teilsverschiebung mit einer ebensolchen ergibt nach dem Gesagten 
keinerlei Schwierigkeiten; entweder folgert man aus dem Begriff des 
Vermögens die Unzulässigkeit der Vorteilsausgleichung, dann bleiben 
damnum cessans und lucrum emergens ganz unberücksichtigt !°”), oder 
man erkennt auf Grund des ökonomischen Vermögensbegriffes die 
Möglichkeit einer Vorteilsausgleichung an, dann ergibt sich eine einfache 
Substraktion des Wertes des lucrum emergens von dem des damnum 
emergens!‘) und des Wertes des damnum cessans‘ von dem des 
lucrum cessans !¢°). Im Gegensaß zu diesen beiden Fällen können aber 
auch hypothetische und faktische Bestandteilsverschiebungen im selben 
Einzelfall zusammentreffen. Von den hier möglichen Typen dieser Art 
interessiert das Zusammentreffen von lucrum emergens mit damnum 
cessans deshalb nicht, weil jede dieser beiden Bestandteilsverschiebungen 
absolut vermögensmehrend ist 17°), so daß auch aus ihrem Zusammen- 
treffen im Einzelfall niemals eine Vermögensbeschädigung resultieren 
kann. So bleiben von den sechs möglichen Kombinationen der vier 
Bestandteilsverschiebungen noch zu untersuchen das Zusammentreffen 
von lucrum cessans mit lucrum emergens, von damnum emergens 
mit damnum cessans und von lucrum cessans mit damnum emergens. 
Die beiden ersteren Kombinationen sollen erst im folgenden Paragraphen 
untersucht werden. Die dritte Kombination, das Zusammentreffen von 
lucrum cessans und damnum emergens, gestaltet sich recht einfach, 
weil diese beiden Arten von Bestandteilsverschiebungen ihrer Natur 
nach vermögensmindernd sind. Beispiel: Jemand läßt sich bei einem 


- 


167) Siehe oben $ 10 II. 165) Siehe oben $ 10 II. 
169) Siehe oben $ 10 IV. 110) Siehe oben $ 10 I. 
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Geschäftsabschluß so düpieren, daß er, anstatt Gewinn zu erzielen, 
noch zuzahlen muß. Zu näherer Betrachtung lädt dieser Fall haupt- 
sächlich deshalb ein, weil er alle möglichen Bestandteilsverschiebungen 
enthält. Das allgemeine Schema dieses Falles haben wir schon in 
Fig. 1 kennen gelernt, von der sich Fig. 13 nur insofern unterscheidet, 
als in letterer noch die Bestandteilsverschiebungen mit angedeutet sind. 
Wir sehen hier zum Beispiel die Vermögensbeschädigung F, A, da- 
durch zustande kommen, daß in diesem Zeitpunkt im faktischen Ver- 
mögenszustand 7, sowohl lucrum cessans als auch damnum emergens 
fehlen, während beide im gleichzeitigen Vermögenszustand 7, vor- 
handen sein würden, wenn die Täuschung nicht vorgekommen wäre. 
Treffen also im Einzelfall lucrum cessans und damnum emergens zu- 


Fig. 13. Zusammentreffen von lucrum cessans und damnum emergens. 


sammen, so besteht die Vermögensbeschädigung in beiden; das eine 
tritt neben das andere. Daher besteht im Beispiel der Fig. 13 die Ver- 
mögensbeschädigung H, F aus der Strecke 7, G,, die das Ergebnis 
des lucrum cessans, und aus der Strecke F3 Ga die das Ergebnis des 
damnum emergens darstellt. 

IL. Selbstverständlich, aber vielleicht doch der Erwähnung wert ist 
es, daß diese Erörterungen über das Zusammentreffen von lucrum 
cessans und damnum emergens gänzlich unabhängig von dem Begriff 
des Vermögens und der Zulässigkeit der Vorteilsausgleichung sind. 
Wer sich beim Pferdehandel so betrügen läßt, daß er am Schluß sein 
Pferd losgeworden ist und einen Gewinn von 500 Mark versäumt hat, 
ist in seinem juristischen Vermögen um das Eigentum an seinem Pferd 
und an seinem Geld geschädigt. 

Freilich wird auch der Fall des Zusammentreffens des lucrum cessans 


und des damnum emergens praktisch kompliziert, wenn man den 
Archiv. Bd. 66. 12 
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ökonomischen Vermögensbegriff und die Zulässigkeit der compensatio 
lucri cum damno grundsäßlich anerkennt. Durch Auflösung des Ver- 
mögens in eine homogene Wertmasse wird beim ökonomischen Ver- 
mögensbegriff die Feststellung der Vermögensbeschädigung immer zu 
einer Gleichung, zu einem Rechenexempel. So ergibt der soeben fest- 
gestellte Grundsaß, daß bei Zusammentreffen von lucrum cessans und 
damnum emergens das eine neben das andere tritt, so daß die Ver- 
mögensbeschädigung aus beiden besteht, eine einfache Addition: Die 
Vermögensbeschädigung ist die Wertsamme aus lucrum cessans und 
damnum emergens. Vermögensbeschädigung — lucrum cessans + 
damnum emergens. So führt der ökonomische Vermögensbegriff bei 
der Vorteilsausgleichung zur Subtraktion, bei der Statusvergleichung 
zur Addition. 

Nun .ist es noch erforderlich, einen Einzelfall des Zusammentreffens 
von lucrum cessans und damnum emergens unter Berücksichtigung der 
Vorteilsausgleichung, das heißt unter Mitberücksichtigung des damnum 
cessans und des lucrum emergens zu analysieren. Beispiel: Unter 
dem Einfluß des Irrtums schließt der Getäuschte an Stelle eines im 
Ergebnis gewinnbringenden ein im Ergebnis nachteiliges Austausch- 
geschäft ab. Die Lösung ist sehr einfach: Erst muß man vom Wert des 
reinen damnum emergens noch den des reinen lucrum emergens abziehen ; 
als Ergebnis der faktischen Bestandteilsverschiebungen ergibt sich dann 
eine Vermögensbeschädigung, wenn als Saldo immer noch ein damnum 
emergens übrigbleibt'”!). Ebenso muß das reine damnum cessans vom 
reinen lucrum cessans subtrahiert werden, wodurch als Ergebnis der 
hypothetischen Bestandteilsverschiebungen gegebenenfalls ein lucrum 
cessans im Saldo übrigbleibt 72). Damit wäre die Vorteilsausgleichung 
vorgenommen, und als Ergebnis der Statusvergleichung brauchen die 
beiden Saldi, das lucrum cessans und das damum emergens, nur noch 
addiert werden 173), um den endgültigen Betrag der Vermögens- 
beschädigung zu ergeben. So ist bei grundsäßlicher Anerkennung der 
Vorteilsausgleichung die Vermögensbeschädigung eine Summe aus der 
Differenz von lucrum cessans und damnum emergens und aus der 
Differenz von damnum emergens und lucrum emergens. Der Anhänger 
eines ökonomischen Vermögensbegriffes und der Vorteilsausgleichung 
kann sich also stets die Vermögensbeschädigung aus folgender, alle 
möglichen Bestandteilsverschiebungen enthaltenden Formel berechnen: 
Vermögensbeschädigung = lucrum cessans — damnum cessans + dam- 
num emergens — lucrum emergens. Eine graphische Darstellung dieser 
Situation ist eigentlich schon in Fig. 13 enthalten, wenn man sich unter 
l: und d. nicht das reine lucrum cessans und damnum emergens, sondern 


171) Siehe oben 8 10 III. 112) Siehe oben § 10 IV. 
113) Siehe oben § 11 I. und II. a. A. 
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die nach Abzug von damnum cessans und lucrum emergens sich er- 
gebenden Saldi vorstellt. In Fig. 14 ist derselbe Fall aber noch einmal 
unter Berücksichtigung des reinen lucrum emergens und damnum cessans 
dargestellt. Diese Figur enthält alle Bestandteilsverschiebungen, stellt 
also für den Anhänger der Vorteilsausgleichung ein ideales, alle Mög- 
lickkeiten berücksichtigendes Betrugsparadigma dar. Ebenso wie die 
zulegt gefundene Gleichung nur eine Kombination dreier früher be- 
wiesener Gleichungen war, so ist auch Fig. 14 nichts anderes als eine 
Kombination der Fig. 10, 12 und 13. In Fig. 14 sehen wir die Ver- 
mögensbeschädigung als Ergebnis von vier Bestandteilsverschiebungen ; 
es gibt da: 


II gt -=$ =g 
h 
T EN 


IT I 


Fig. 14. Zusammentreffen aller vier Bestandteilsverschiebungen. 


1. (de) Vermögensbestandteile, die bereits vor der Handlung des 
Getäuschten im Vermögen des Geschädigten vorhanden waren, 
auch ohne die Handlung des Getäuschten im Vermögen verblieben 
wären, aber nach und infolge der Handlung des Getäuschten tat- 
sächlich aus dem Vermögen herausgekommen sind (reines damnum 
emergens). 

2. (le) Vermögensbestandteile, die vor der Handlung des Getäuschten 
noch nicht im Vermögen, des Geschädigten gewesen sind, auch 
ohne die Handlung des Getäuschten nicht hineingekommen wären, 
aber nach und infolge der Handlung des Getäuschten tatsächlich 
hineingekommen sind (reines lucrum emergens). 

3. (l.) Vermögensbestandteile, die bereits vor der Handlung des 
Getäuschten nicht im Vermögen des Beschädigten vorhanden 
waren, auch tatsächlich nach und infolge der Handlung des Ge- 
täuschten nicht hineingekommen sind, aber ohne die Handlung des 


Getäuschten hineingekommen wären (reines lucrum cessans). 
12° 
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4. (d.) Vermögensbestandteile, die bereits vor der Handlung des 
Getäuschten im Vermögen des Geschädigten vorhanden waren, 
auch nach und infolge der Täuschung darin verblieben sind, aber 
ohne die Täuschung herausgekommen wären (reines damnum 
cessans). | 

II. Nun entsteht die Frage, wie sich die Situation und damit die 

Lage der Kurven in Fig: 14 gestaltet, wenn nicht — wie bisher an- 
genommen — das lucrum cessans größer als das damnum cessans 
oder wenn nicht das damnum emergens größer als das lucrum emergens 
ist, so daß zum Beispiel als Saldo der faktischen Bestandteilsverschiebungen 
ein damnum emergens übrig bleibt und mit einem damnum cessans als 
dem Saldo der hypothetischen Vermögensverschiebungen im Einzelfall 
zusammentfrifft. Hier kommt man leicht in Versuchung, rein rechnungs- 
mäßig das damnun cessans von dem damnum emergens zu subtrahieren 
und nur dann eine tatbestandsmäßige Vermögensbeschädigung für ge- 
geben zu erachten, wenn das damnum emergens das damnum cessans 
übersteigt. Ebenso könnte man versucht sein, beim Zusammentreffen 
von lucrum cessans und lucrum emergens eine einfache Subtraktion 
vorzunehmen und eine Vermögensbeschädigung nur dann anzuerkennen, 
wenn das lucrum cessans das lucrum emergens übersteigt. In Fig. 14 
würde sich ein solches Verfahren so darstellen, daß die faktische Kurve 
F Fo, Fo ähnlich wie in Fig. 8 unter dem Einfluß des überschießenden 
lucrum emergens hinter C ansteigt, und zwar noch über die Höhe 77, 
A,, H, hinaus, wenn das überschießende lucrum emergens das über- 
schießende lucrum cessans übersteigt; die faktische Kurve würde dann 
höher zu liegen kommen als die hypothetische, eine Vermögens- 
beschädigung wäre also ausgeschlossen. Diese Methode wäre sehr 
einfach, aber falsch. Wir sind nämlich jegt an einen kritischen Punkt 
unserer Untersuchung angelangt. Wenn wir rückblickend den Gang 
unserer bisherigen Untersuchung beurteilen, so finden wir zwar infolge 
der Vielgestaltigkeit der Betrugsformen ausführliche, aber keineswegs 
schwierige Gedankengänge; im Gegenteil, sobald wir uns von dem 
Vorurteil, daß die Vermögensbeschädigung nur aus der Vergleichung 
der Vermögenszustände unmittelbar vor und unmittelbar nach der 
Handlung des Getäuschten festgestellt werden müsse, befreit hatten, 
bot die Materie der logischen Durchdringung nicht mehr den geringsten 
Widerstand. Nun müssen wir aber vermeiden, den Punkt zu über- 
sehen, an dem die Untersuchung anfängt, schwierig, aber auch interessant 
zu werden. Was berechtigt uns also überhaupt, einen ein lucrum cessans 
darstellenden Saldo mit einem ein lucrum emergens darstellenden Saldo 
zu kompensieren, -oder einen ein damnum emergens darstellenden 
Saldo mit einem ein damnum cessans darstellenden Saldo zu kompen- 
sieren? Wenn wir dies tun, so verfallen wir gerade in den Fehler der 
herrschenden Lehre, den wir in dieser Abhandlung bekämpfen wollen, 
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nämlich auf Grund eines ökonomischen Vermögensbegriffes von vorn- 
herein alle Probleme lösen zu wollen, ohne erst über die Vorgänge 
Klarheit zu gewinnen, an die wir später den Begriff der Vermögens- 
beschädigung herantragen müssen. Löst man gleich vor genauer Be- 
urteilung des kausalen Wirkens der Handlung des Getäuschten das 
Vermögen in eine homogene Wertmasse auf und nimmt damit im Einzel- 
fall den eintretenden Bestandteilsverschiebungen ihr charakteristisches 
Gepräge, so erhält man nichts als Rechenexempel über Rechenexempel 
und begeht bei der Beurteilung des reinen zahlenmäßigen Erfolges 
logische Fehler, die bei Beurteilung eines sinnlich vorstellbaren Erfolges 
(Tod, Beschädigung der Sache, Verlegung der körperlichen Integrität 
in StGB. §§ 211, 303, 223) schwerlich unterlaufen können. Wenn wir 
uns nun fragen, was ist der logische Grund, der uns berechtigt, einen 
ein lucrum cessans darstellenden Saldo mit einem ein lucrum emergens 
darstellenden Saldo zu kompensieren oder ein damnum emergens mit 
einem damnum cessans, so sehen wir, daß wir hier überhaupt einen 
Fall vor uns haben, dessen Struktur wir noch gar nicht kennen. Wir 
sind in diesem Paragraphen davon ausgegangen, daß bei Zusammen- 
treffen von reinem lucrum cessans mit reinem damnum emergens die 
Vermögensbeschädigung im Einzelfall aus beiden zusammen besteht !”%). 
Dann haben wir diese Kombination durch Zulassung der Vorteils- 
ausgleichung kompliziert und gefunden, daß das Ergebnis unverändert 
bleibt, auch wenn man unter lucrum cessans nicht die reine Vermögens- 
verschiebung, sondern den Saldo aus lucrum cessans und damnum 
cessans versteht, und ferner wenn man unter damnum emergens den 
Saldo aus damnum emergens und lucrum emergens versteht, daß also 
compensatio lucri cum damno auch bei Zusammentreffen von lucrum 
cessans und damnum emergens innerhalb der hypothetischen und 
faktischen Statusreihe stattfinden kann, immer vorausgesegt, daß die 
Zulässigkeit der Vorteilsausgleichung aus einem ökonomischen Ver- 
mögensbegriff bewiesen werden kann). Dies Ergebnis ist aber nur 
so lange richtig, als die Voraussegungen fortbestehen, unter denen diese 
Grundsäße gefunden sind, so lange also wirklich die aus der Vorteils- 
ausgleichung innerhalb der Statusreihen sich ergebenden Saldi ein 
lucrum cessans und ein damnum emergens sind. Führt aber die Vor- 
teilsausgleichung dazu, daß als Saldo ein lucrum cessans einem lucrum 
emergens oder ein damnum cessans einem damnum emergens gegenüber- 
stehen, so haben wir Unterarten von Fällen, die wir erst in ihrer begriff- 
lichen Struktur erkennen müssen, ehe wir sie durch die Zulassung der 
Vorteilsausgleichung komplizieren, und das sind die den folgenden 
Paragraphen vorbehaltenen beiden Fälle des Zusammentreffens von 
reinem lucrum cessans mit reinem lucrum emergens und von reinem 


176) Siehe oben $ 11 I. 176) Siehe oben $ 11 H. 
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damnum emergens mit reinem damnum cessans. Als Ergebnis dieser 
letten Ausführungen wollen wir festhalten, daß es verfehlt ist, aus 
dem Gesichtspunkt der Vorteilsausgleichung kritiklos lucrum cessans, 
damnum emergens, lucrum emergens und damnum cessans, und zwar 
noch teils in reinem Zustand, teils als Saldi, promiscue durcheinander 
zu kompensieren, lediglich darauf achtend, ob diese Verschiebungen in 
ihrem Endeffekt vermögensmehrend oder vermögensmindernd sind !?®). 


812. Das Zusammentreffen heterogener Bestandteilsverschiebungen. 


I. Zusammentreffen von damnum cessans und damnum emergens. II. Zusammen- 
treffen von damnum cessans und damnum emergens unter Berücksichtigung der 
Vorteüsausgleichung. III. Zusammentreffen von lucrum cessans mit lucrum emergens. 


l. Lucrum cessans und damnum cessans haben das gemein, daß 
sie beide der hypothetischen Statusentwicklung angehören, damnum 
emergens und lucrum emergens, daß sie beide faktische Vermögens- 
verschiebungen darstellen. Lucrum cessans und damnum emergens 
haben wiederum das Gemeinsame, daß sie beide vermögensmindernde 
Bestandteilsverschiebungen sind. Damnum emergens und damnum 
cessans sind aber ganz heterogene Verschiebungen; ersteres ist ver- 
mögensmindernd und faktischer Natur, le&teres vermögensmehrend und 
hypothetischer Natur. Daß der ökonomische Vermögensbegriff mit 
seiner Zulassung der compensatio lucri cum damno an sich noch nicht 
genügende Grundlage ist, um die Kompensation von damnum cessans 
mit damnum emergens zu rechtfertigen, haben wir soeben gesehen 17). 
Trotdem könnte man umgekehrt versucht sein, dies Problem wenigstens 
insoweit aus dem Vermögensbegriif zu lösen, daß man die Nicht- 
berücksichtigung eines damnum cessans bei Zusammentreffen mit einem 
damnum emergens aus dem juristischen Vermögensbegriff abzuleiten 
versucht, indem man etwa sagen könnte, daß die Entziehung eines 
bestimmten individuellen Rechtes. doch nicht dadurch aus der Welt 
geschafft werden kann, daß der Beschädigte infolge der Täuschung ein 
anderes individuelles Recht im Vermögen behält, das er sonst verloren 
hätte. Aber solche Gedankengänge, so richtig sie an und für sich sind, 
gehören auch in das Problem der Zulässigkeit der compensatio lucri 
cum damno 1°), während der Umstand, daß damnum emergens und 
damnum cessans verschiedenen Statusreihen angehören, unerbittlich 
darauf hinweist, daß das Problem ihres Zusammentreffens unabhängig 
vom Begriff des Vermögens aus dem Gesichtspunkt der Status- 
vergleichung gelöst werden muß. Um also nach beiden Richtungen 


116) So die herrschende Lehre, insofern sie im Einzelfall unter Verkennung der 
hypothetischen Natur des damnum cessans und lucrum cessans diese Vermögens- 
verschiebungen zufällig überhaupt einmal berücksichtigt. Belege siehe unten $ 12 
Note 179 und § 14 II. 

111) Siehe oben $ 11 II. 118) Vgl. oben § 10 IL Abs. 1. 
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hin das Problem des Vermögensbegriffes und der Zulässigkeit der 
Vorteilsausgleichung auszuschalten und so die Struktur der in Rede 
stehenden Kombination zu erkennen, müssen Fälle betrachtet werden, 
in denen dasselbe individuelle geldwerte Recht als damnum emergens 
und als lucrum cessans erscheint. Beispiel: Durch Täuschung der 
Preisrichter erlangt jemand bei einem Preisausschreiben den ausgesetten 
Preis, etwa eine Geldsumme oder einen wertvollen Gegenstand. Frage: 
Liegt strafbarer Betrug gegen den Preisstifter vor, obwohl ohne die 
Täuschung der Preis einem anderen Bewerber zugefallen wäre und 
dadurch dieselbe Vermögensbeschädigung ohnedies eingetreten wäre !7°) 
(damnum cessans)? Ein weiteres Beispiel: Durch die falsche An- 
kündigung, der berühmte Schauspieler M. spiele den Hamlet, wird 
jemand veranlaßt, sich ein Theaterbillett für eine bestimmte Vorstellung 
zu kaufen. Frage: Liegt kein strafbarer Betrug des Theaterdirektors 
vor, wenn der Kunstfreund ohne die Täuschung sich das Billett zwar 
nicht gekauft, aber in dem Augenblick, wo der Rest Schweigen ist, 
das ersparte Geld in einem nahegelegenen Restaurant oder für Teil- 
nahme an einer Kinovorstellung verausgabt hätte (damnum cessans)? 
Noch ein Beispiel: Auf einen Prospekt mit falschen Angaben hin be- 
gibt sich jemand in eine Sommerfrische und verbleibt dort, um nicht 
doppelte Reisekosten zu zahlen, die Ferien über. Frage: Ist der be- 
trügerische Hotelier straflos, wenn der Sommerfrischler ohne den falschen 
Prospekt in einem anderen Hotel ebensolche Ausgaben gehabt und 
auch nicht besser gewohnt und gegessen hätte? Dazu ein paar Gegen- 
beispiele: A. lockt den B. von einem Schiff ans Land und ermordet 
ihn; das Schiff aber ist weitergefahren und mit Mann und Maus in 
einem Zeitpunkt untergegangen, in dem A. den Mord noch nicht be- 
gangen hatte, so daß B. sicher ohne die Handlung des A. gleichfalls 
gestorben wäre, und zwar vielleicht sogar noch in einem früheren 
` Zeitpunkt. Beschwichtigen Macdonald und Deveroux im »Wallenstein« 
ihr Gewissen mit Recht aus der Erwägung, daß der Pestalut den Mord 
begehen würde, wenn sie zaudern? Liegt keine fahrlässige Tötung 
vor, wenn der Operierte im selben Zeitpunkt, in dem der Tod eintrat, 
auch ohne den Kunstfehler des Arztes verstorben wäre? Ein Arbeiter 
hatte durch falsche Bedienung des Preßluftventils ein Fördergestell in 
so schnelle Fahrt gebracht, daß beim Aufschlagen auf der Erde ein 


119) RG. v. 12. Mai 1881 bei Rüdorff-Stenglein Note 4 nahm in diesem Fall 
vollendeten Betrug an. Interessant ist der Zusammenhang, in dem dies Urteil 
zitiert ist, nämlich als Beleg für die Zulässigkeit der compensatio lucri cum damno, 
und inmitten einer Reihe von anderen Urteilen, in denen eine Kompensation von 
Leistungen des Getäuschten und Gegenleistungen des Betrügers, und zwar com- 
pensatio damni emergentis cum lucro emergente vorgenommen ist. Daß aber die 
Auszahlung des Preises an den Betrüger und die unterbliebene Auszahlung an 
den wahrhaft Würdigen nicht im Verhältnis von Leistung und Gegenleistung 
stehen, ist nicht bemerkt. 
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Insasse durch das Gegengewicht erschlagen wurde. Nach Ansicht des 
Reichsgerichts hätte »selbst die Gewißheit, daß die verbotswidrige 
folgenschwere Fahrt nicht unterblieben, sondern statt von ihm von 
einem anderen durchgeführt worden wäre, den Angeklagten in keiner 
Weise von der strafrechtlichen Verantwortlichkeit für seine Tat ent- 
lastet« 180), 

Die Frage, ob ein damnum cessans gegenüber dem damnum emergens 
berücksichtigt werden darf oder nicht, ist — das sehen wir aus den 
gegebenen Beispielen deutlich — im Grunde nichts anderes als die 
Frage der Ursächlichkeit der Handlung des Getäuschten für den tat- 
bestandsmäßigen Erfolg, und ist abhängig von der Stellungnahme zu 
der grundlegenden Frage der Kausalitätslehre, inwieweit ein Erfolg 
noch als durch eine Handlung verursacht gelten kann, obwohl er auch 
ohne diese Handlung eingetreten wäre. Diese Frage ist ja der eigent- 
liche Ausgangspunkt der Lehre von der adäquaten Verursachung, die 
nicht entscheidenden Wert darauf legt, ob eine Handlung conditio sine 
qua non für einen Erfolg ist, sondern darauf, ob die Handlung tatsäch- 
lich in das objektive Geschehen eingegliedert und generell zur Herbei- 
führung des Erfolges geeignet war. Wir kommen damit beim Betrug 
auf den oben besprochenen Unterschied !8!) zwischen dem tatbestands- 
mäßigen Erfolg als dem Ergebnis einer Bewegung einerseits und der 
Bewegung, dem Weg zu dem Erfolg, anderseits hinaus und hätten 
dann in Anwendung dieses Gesichtspunktes der Lehre von der adäquaten 
Verursachung zu sagen, daß es im Einzelfalle unerheblich ist, ob der- 
selbe tatbestandsmäßige Erfolg, der durch die Handlungen des Täuschenden 
und des Getäuschten tatsächlich herbeigeführt worden ist (damnum 
emergens), auch auf einem anderen Wege, also durch eine andere 
Vermögensverschiebung (damnum cessans) herbeigeführt worden wäre; 
entscheidend und genügend ist vielmehr, daß der Erfolg durch die 
Handlung des Täters und des Getäuschten objektiv herbeigeführt worden 
ist. Zu dem gleichen Ergebnis führt auch die Burische Aquivalenz- 
theorie; um nicht in krassen Fällen der oben geschilderten Art zur 
Straflosigkeit des Täters zu gelangen, muß sie für die Frage, ob eine 
Handlung conditio sine qua non für einen Erfolg ist, es für unerheblich 
erklären, ob der Erfolg »überhaupt« eingetreten wäre, und es für ent- 
scheidend erachten, ob die Handlung für den Erfolg »in seiner konkreten 
Gestaltung«'*?) conditio sine qua non ist. Der tatbestandsmäßige Erfolg 
ist in diesen zweifelhaften Fällen im Endergebnis immer derselbe; — 
der Ermordete ist tot, die beschädigte Sache zerbrochen, das betrüglich 
entzogene Geld fehlt im Vermögen. Die Veränderung rein äußerlicher, 
zufälliger Begleitumstände des tatbestandsmäßigen Erfolges kann nun 


18°) RG. v. 1. Febr. 1916 »Zeitschr. f. Rechtspflege in Bayern« 12 93. 
181) Siehe oben 89 II. 182) v, Liszt, »Lehrb.« S. 131. 
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auch nicht seine »konkrete Gestaltung« so verändern, daß eine solche 
Veränderung gleichbedeutend mit der Verursachung eines neuen Erfolges 
sein könnte. Wer einen, der auf der Straße sterbend liegt, in den 
Straßengraben wirft oder in sein Zimmer trägt, verändert wohl die 
äußeren Umstände, nämlich den Ort des Todes. Ursächlich wird er 
aber nur dann für den eingetretenen Tod, wenn dieser (zum Beispiel 
durch das Werfen in den Straßengraben) zeitlich früher oder durch einen 
anderen physiologischen Vorgang herbeigeführt wird !88). So kann die 
‚veränderte konkrete Gestaltung«, die ein ohnedies eintretender Erfolg 
unter dem Einfluß einer Handlung erhält, immer nur durch die Be- 
wegung, durch den Weg, charakterisiert werden, die zu dem Erfolge 
führen. Wäre der Weg, der zu dem gleichen Erfolge führte, ohne die 
Handlung des Täters ein anderer, so bleibt der Täter für den Erfolg 
verantwortlich, obwohl — gestehen wir es offen — seine Handlung in 
Wahrheit eigentlich nicht mehr conditio sine qua non für den Erfolg 
genannt werden kann. Also auch bei der Burischen Aquivalenztheorie 
ist für unsere Frage legten Endes entscheidend, ob die Handlung des 
Täters tatsächlich in den Weg zum Erfolg eingegliedert war und dadurch 
für diesen Erfolg in seiner konkreten Gestaltung conditio sine qua non 
war. Dies Ergebnis muß natürlich auch von den sogenannten speziali- 
sierenden Kausaltheorien, die aus den conditiones sine qua non eine 
bestimmte Gruppe als »Ursache« herausheben, mit übernommen werden. 
So glaube ich als festes Ergebnis aller Kausaltheorien feststellen zu 
können, daß sich der Verbrecher, dessen Handlung ein Glied in der 
zum Erfolge führenden Kausalkette war, niemals darauf berufen kann, 
daß ohne seine Handlung der Erfolg auf einem anderen Wege ohnedies 
eingetreten wäre. Bei dieser Lösung bleibt natürlich immer noch die - 
Frage offen, wo denn der Unterschied zwischen der Herbeiführung 
desselben Erfolges auf einem anderen Wege und die unerhebliche 
Veränderung nebensächlicher Außerlichkeiten in der Herbeiführung 
desselben Erfolges im Einzelfalle zu suchen ist. Hier bleibt eine Lücke 
für die generelle Entscheidung, der wohl aus rein logischen Gesichts- 
punkten überhaupt nicht ausgefüllt werden kann. 

Für die Vermögensbeschädigung beim Betrug folgt aus diesen all- 
gemeinen Grundsäfen der Kausallehre: Ein Zusammentreffen von 
damnum emergens mit damnum cessans in dem Sinne, daß dieselbe 
Vermögensbeschädigung ohne die Handlungsweise des Betrügers auf 


183) Sicherlich falsch ist die weitverbreitete Ansicht, daß die konkrete Gestaltung 
des Erfolges durch äußere Momente, zum Beispiel Veränderung des Ortes und 
der Umstände des Todes, bestimmt werde. Der wahre Kern dieser schiefen 
Formulierung ist der, daß durch die Veränderung der äußeren Umstände, unter 
denen ein Erfolg eintritt, die Kausalkette in vielen Fällen auf einen anderen Weg, 
der zu dem gleichen Enderfolg führt, gelenkt wird, und der Erfolg dadurch eine 
andere konkrete Gestalt annimmt. 
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demselben Wege herbeigeführt worden wäre, gibt es überhaupt nicht. 
Bei solcher Sachlage ist vielmehr die Handlung des Betrügers für die 
eingetretene Vermögensbeschädigung überhaupt nicht kausal; ein Aus- 
einanderfallen von hypothetischer und faktischer Vermögensentwicklung 
tritt also gar nicht ein. Wäre aber die Vermögensbeschädigung ohne 
die Handlungsweise des Betrügers auch entstanden, und zwar auf einem 
anderen Wege (damnum cessans), so bleibt der Betrüger gleichwohl 
für die. Vermögensbeschädigung voll verantwortlich, die er tatsächlich ` 
herbeigeführt hat (damnum emergens). Das absolut sichere Kriterium 
aber dafür, ob der Betrüger den Erfolg auf einem anderen Wege 
herbeigeführt hat oder nicht, ist die Handlung des Getäuschten. Wer 
in den naturgemäßen und legalen Zustand ständiger Veränderung des 
Vermögens!®*) eigenmächtig durch Verfälschung des Willens eines 
Dritten eingreift, der führt die Vermögensbeschädigung im Einzelfall 
auf einem ganz anderen Wege herbei, als den die Vermögensbeschädigung 
gegangen wäre, wenn der Dritte die Vermögensminderung durch eine 
andere Handlung verursacht hätte oder wenn die Vermögensminderung 
überhaupt nicht durch eine Handlung dieses Dritten, sondern durch 
andere Umstände herbeigeführt worden wäre. Die Einschaltung der 
Handlung eines Dritten, die ohne die Handlung des Betrügers nicht 
vorgenommen worden wäre, in das tatsächliche, zur Vermögens- 
beschädigung führende Geschehen genügt vollkommen, um die be- 
trügerische Handlung als ursächlich für die Vermögensbeschädigung in 
ihrer konkreten Gestaltung erscheinen zu lassen, ohne Rücksicht darauf, 
ob derselbe Erfolg zur selben Zeit ohne die Handlung des Betrügers 
eingetreten wäre. Wir sehen also, daß die Theorie von der Vermögens- 
beschädigung, die man (wenig glücklich) als »subjektive« zu bezeichnen 
pflegt, beim Zusammentreffen von damnum emergens und damnum 
cessans mit mathematischer Sicherheit aus dem Kausalzusammenhang 
ohne Rücksicht auf den Vermögensbegriff abgeleitet werden kann. 
Ein Spielraum, als Folge der oben erörterten Lücke in der allgemeinen 
Kausalitätslehre, bleibt beim Betruge nur in den Fällen, in denen der 
Getäuschte, wenn er nicht getäuscht worden wäre, durch eine ganz 
ähnliche Handlung denselben Erfolg beigeführt hätte. Beispiel: A. ver- 
anlaßt den B. durch Täuschung, an Stelle eines früheren, einen um 
einige Stunden später fahrenden Zug zu benüßen. Gesett den Fall, 
daß beide Züge gleich gut und schnell sind, und dem B. weiter kein 
Schaden durch die Zeitversäumnis entsteht, so erscheint es befremdlich, 
zu sagen, daß die durch die Täuschung veranlaßte Ausgabe des Geldes 
für den zweiten Zug eine ganz andere Vermögensminderung sei als 
die Ausgabe für die Fahrkarte zu dem ersten Zug, so daß B. um den 
ganzen Fahrpreis geprellt sei. Daß es sich hierbei um kein spezifisches 


184) Siehe oben $ 7 Ill. 
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Betrugsproblem handelt, sondern um eine allgemeine, aus dem Kausal- 
begriff folgende Schwierigkeit, zeigt die vollkommene Übereinstimmung 
mit der bekannten Frage, ob der Arzt, der durch eine Dosis Morphium 
den Todeskampf um einige Stunden abkürzt oder vielleicht nur erleichtert, 
wegen Mordes bestraft werden muß. Hier wird es in vielen Fällen 
tatsächlich zweifelhaft sein, ob nicht der Arzt für die Herbeiführung 
des Todes in seiner konkreten Gestaltung strafrechtlich verantwortlich 
gemacht werden muß, obwohl der Kranke kurz darauf oder vielleicht 
gleichzeitig unter Qualen ohnedies gestorben wäre. Dies "bedauerliche 
Ergebnis folgt aus der modernen Kausallehre, die die mittelalterlichen 
Theorien von der teilweisen Verursachung als unlogisch überwunden 
zu haben glaubt. Die Anwendung solch strenger Grundsäge muß auch 
beim Betruge in Einzelfällen zu unerwünschten Ergebnissen führen. 
Für die Straizumessung beim Betruge folgt wenigstens aus diesem 
Beispiel, daß unter Umständen nicht so sehr die Höhe des Schadens 
als die Größe der Ablenkung der tatsächlichen Kausalkette von ent- 
scheidender Bedeutung für die Beurteilung der objektiven Schwere des 
herbeigeführten Erfolges ist. Darauf werden wir noch bei der Erörterung 
des Bagatellbetruges eingehend zurückkommen. 

Zu einem ganz ähnlichen Ergebnis gelangt Kohler 18), der die 
Möglichkeit der Lösung des besprochenen Problems auf rein logischer 
Grundlage leugnend, aus ethischen Gesichtspunkten bei vorsäßlichen 
Handlungen “eines verantwortlichen Täters grundsächlich ablehnt, zu- 
gunsten des Täters eine Äquivalenz des tatsächlich herbeigeführten und 
des ohne die Handlung des Täters auf Grund einer anderen Kausal- 
kette ohnedies eintretenden Erfolges gelten zu lassen. Die Lücke, die 
wir an entscheidender Stelle bei der Erörterung: dieser Frage aus rein 
logischem Gesichtspunkte fanden, deutet allerdings darauf hin, daß hier 
wirklich — wenigstens bei dem heutigen Stande der Kausallehre — 
nur mit Erwägungen ethischer Natur durchzukommen ist. Solche Er- 
wägungen müssen besonders in dem Fall maßgebend sein, wo der 
betrügerische Angriff in der Weise erfolgt, daß dem Geschädigten ein 
Objekt entzogen wird, dessen er sich ohne die Täuschung durch eine 
andere ähnliche Handlung zu unerlaubten Zwecken entäußert hätte. 
Hier können Sachlagen entstehen, bei denen der Weg der Vermögens- 
beschädigung über die betrügerisch herbeigeführte unerlaubte Handlung 
des Getäuschten vom Rechtsstandpunkt aus zugunsten des Betrügers 
dem hypothetischen Weg über eine gleichfalls unerlaubte ähnliche 
Handlung des Getäuschten, die er ohne die Täuschung vorgenommen 
hätte, für äquivalent erachtet werden kann. Damit wollen wir keines- 
wegs eine ausnahmsweise Berücksichtigung des damnum cessans 
gegenüber einem damnum emergens zulassen, sondern auf dem ver- 
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188) »Goldt. Arch.« 66 107 ff., insbes. S. 108 Ziff. 1 und 2a und S. 109 unten. 
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- bleibenden freien Spielraum in gewissen Fällen die Kausalität der Hand- 
lung des Betrügers aus nicht rein logischen Erwägungen überhaupt 
ableugnen, weil derselbe Erfolg auch ohne die Handlung des Betrügers 
durch eine im Wesen gleichartige Handlung des Getäuschten, also 
rechtlich auf demselben Wege, eingetreten wäre. 

Als Ergebnis halten wir folgenden vierten Grundsa$ für die kommenden 
Untersuchungen fest: Der Betrüger wird nicht von der Ver- 
antwortung für die von ihm durch Vermittlung der 
Handlung des Getäuschten herbeigeführte Vermögens- 
beschädigung frei, wenn dieselbe Vermögensbeschädigung 
auch ohne diese Handlung des Getäuschten auf einem 
anderen Wege gleichfalls eingetreten wäre. 

Die große praktische Bedeutung dieses Sages ist die, daß die von 
uns geforderte Berücksichtigung der hypothetischen Vermögenszustände 
immer nur zuungunsten des Betrügers wirkt, indem sie unsere Kon- 
struktion des lucrum cessans ermöglicht, aber niemals zugunsten des 
Betrügers, weil das damnum cessans grundsäßlich unberücksichtigt 
bleibt. Dies gilt freilich nur für die Schuldfrage ; bei der Strafzumessung 
muß man, das damnum cessans berücksichtigen. 

II. Nun haben wir den gesuchten !$°) Betrugstyp gefunden, dem auch 
der aus der Berücksichtigung der Vorteilsausgleichung hervorgehende 
Fall des Zusammentrefiens eines damnum-cessans-Saldos mit einem 
damnum - emergens - Saldo angehört. Beispiel: Jemand schließt infolge 
Täuschung ein nachteiliges Geschäft ab, wird aber durch dieselbe 
Täuschung abgehalten, ein im Ergebnis noch ungünstigeres Austausch- 
geschäft vorzunehmen. Da wir den vierten Grundsaß ohne Rücksicht 
auf einen bestimmten Vermögensbegriff aus der Kausalitätslehre ab- 
geleitet haben, ist er auch anzuwenden, wenn !®”) aus dem Vermögens- 
begriff zu folgern ist, daß bei Zusammentreffen von lucrum cessans 
mit damnum cessans und von damnum emergens mit lucrum emergens . 
. innerhalb. der Statusreihen Vorteilsausgleichung stattfinden muß. Wenn 
also im Einzelfall dem faktischen damnum emergens auf der hypo- 
thetischen Seite ein lucrum cessans und ein damnum cessans gegenüber- 
stehen, so muß allerdings bei ökonomischem Vermögensbegriff inner- 
halb der hypothetischen Statusreihe eine compensatio lucri cessantis 
cum damno cessante stattfinden. Übersteigt dabei das lucrum cessans 
das damnum cessans, so daß immer noch ein lucrum cessans, also eine 
Vermögensbeschädigung, als Saldo übrig bleibt, so haben wir den ein- 
fachen Fall des Zusammentreffens von lucrum cessans und damnum 
emergens, wobei die endgültige Vermögensbeschädigung aus diesen 
beiden Vermögensverschiebungen zusammen resultiert 188). Übersteigt 


186) Siehe oben $ 11 II. 187) Conditionalis. Vgl. oben $ 10 II. Abs. 2 
18%) Siehe oben $ 11 I. und II. 
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dagegen das damnum cessans das lucrum cessans, so daß als Saldo 
der hypothetischen Entwicklung ein damnum cessans übrig bleibt, so 
kann dieses leßtere die durch das damnum emergens eintretende Ver- 
mögensbeschädigung niemals ausgleichen, auch nicht, wenn es viel 
größer ist als das damnum emergens; mit anderen Worten: eine com- 
pensatio damni cessantis cum damno emergente findet nicht statt. An 
diesem Ergebnis kann kein Operieren mit dem ökonomischen Ver- 
mögensbegriff etwas ändern, weil die Auflösung des Vermögens in 
eine homogene Wertmasse immer nur dazu führen kann, daß man auch 
das lucrum cessans und das damnum cessans als homogen und darum 
als an sich zur Kompensation geeignet ansehen kann. Aber daraus 
folgt noch keineswegs die Erlaubnis zur Kompensation, weil wir ja bei 
dem besprochenen Betrugstyp sogar von Beispielen ausgegangen sind, 
in denen das lucrum cessans und das damnum emergens überhaupt 
derselbe individuelle Gegenstand waren, der aus dem Vermögen infolge 
der Täuschung herausgekommen ist und auch ohne die Täuschung 
herausgekommen wäre; und doch durfte le&teres nicht beachtet werden, 
weil der dadurch verursachte Schaden auf einem anderen Wege ein- 
getreten wäre, was den Verbrecher niemals entlasten kann. Die Auf- 
lösung der Vermögensbestandteile in eine homogene Wertmasse beim 
ökonomischen Vermögensbegriff ist für das besprochene Problem des 
Zusammentreffens von damnum cessans und damnum emergens nur 
insofern von akademischer Bedeutung, als die Frage, ob hier eine 
Vorteilsausgleichung stattfinden kann, deshalb in außerordentlich vielen 
Fällen auftauchen kann, weil die verschiedenartigsten Vermögensbestand- 
teile immer nur als gleichartige Werte in Betracht kommen, und auf 
diese Weise das Übrigbleiben gleichartiger Dinge als damnum cessans 
und damnum emergens im selben Einzelfall die Idee einer compensatio 
lucri cum damno nahelegt. Bei juristischem Vermögensbegriff taucht 
das besprochene Problem dagegen nur dann auf, wenn derselbe indi- 
viduelle Gegenstand im selben Einzelfalle damnum . emergens und 
damnum cessans darstellt, was verhältnismäßig selten vorkommen mag. 
Das Ergebnis ist aber für den juristischen und den ökonomischen Ver- 
mögensbegrifi stets dasselbe; gegenüber dem damnum emergens kann 
das damnum cessans niemals berücksichtigt werden. Und wenn das 
Reichsgericht sagt, daß nur das Ergebnis der Vergleichung sämtlicher 
durch die Handlung des Getäuschten herbeigeführten günstigen und 
ungünstigen Veränderungen des Vermögens die Vermögensbeschädigung 
bilde !®°), so ist das im allgemeinen bei Zugrundelegung eines ökono- 
mischen Vermögensbegriffes richtig, darf aber nur in dem Sinne ver- 
standen werden, daß nur die Veränderungen berücksichtigt werden 
dürfen, die nach den allgemeinen Grundsäßen der Kausallehre zugunsten 


18) E, 16 1 ff., insbes. S. 6. 
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oder zu Lasten des Täters in Rechnung gesett werden dürfen. Als 
Ergebnis der legten Erörterung halten wir fest: Auch bei ökbnomischer 
Auffassung des Vermögensbegriffes und grundsäßlicher Anerkennung 
der Vorteilsausgleichung kann eine compensatio damni cessantis cum 
damno emergente niemals stattfinden und das damnum cessans nur 
bei der Strafmessung berücksichtigt werden. 

II. Der von uns lediglich aus dem Zusammentreffen von damnum 
cessans und damnum emergens abgeleitete vierte Grundsaß enthält 
insofern eine voreilige Verallgemeinerung, als er ganz allgemein von 
herbeigeführter und vermiedener »Vermögensbeschädigung« spricht und 
somit den bisher unerörterten Fall des Zusammentrefiens von lucrum 
emergens und lucrum cessans mitumfaßt, welches le&tere wir ja als 
einen dem damnum emergens vollkommen gleichstehenden Fall der 
Vermögensbeschädigung ansehen'?°). Ich glaube aber, daß für den 
Fall des Zusammentreifens von lucrum emergens mit lucrum cessans 
der vierte Grundsa auch Anwendung finden muß, weil dieselben 
logischen Gründe, die für die Inkompensabilität von damnum cessans 
und damnum emergens sprechen, auch hier durchgreifen. Wenn also 
im Einzelfall die Vermögensbeschädigung dadurch entsteht, daß der 
Eintritt irgendeines geldwerten Rechtes in das Vermögen durch die 
Handlung des Getäuschten verhindert wird (lucrum cessans), so kann 
die Berücksichtigung einer tatsächlichen, durch die Handlung des Be- 
trügers herbeigeführten Vermögensvermehrung niemals berücksichtigt 
werden, wenn auch derselbe individuelle Gegenstand tatsächlich infolge 
der Handlung des Betrügers auf einem anderen Wege in das Vermögen 
des Geschädigten gelangt. Zu betonen ist hierbei wieder, daß das 
lucrum emergens »auf einem anderen Wege« in das tatsächliche Ver- 
mögen gelangt sein muß, als den das lucrum cessans gegangen wäre; 
denn die Feststellung, daß beide Wege die gleichen sind, würde im 
Einzelfall nichts anderes bedeuten, daß die Handlung des Getäuschten 
überhaupt keine Gewinnvereitelung herbeigeführt hat. Beispiel: Der 
Reisende A. veranlaßt seinen Konkurrenten B. durch Täuschung, von 
einem Besuche bei C. abzustehen und verdient dadurch selbst durch 
Abschluß eines Geschäftes mit C. eine Provision, die ohne die Täuschung 
sicherlich dem B. zugefallen wäre (lucrum cessans); B. aber begegnet 
dadurch, daß er den C. nicht besucht, einem anderen Kunden D., schließt 
mit ihm ab und verdient so zur selben Zeit eine noch höhere Provision, 
die ihm sonst nicht zugefallen wäre (lucrum emergens). Hier darf das 
lucrum emergens, die auf einem ganz anderen Wege herbeigeführte 
Vermögensvermehrung, gegenüber der durch das lucrum cessans er- 
zeugte Vermögensbeschädigung nicht berücksichtigt werden; A. ist 
wegen Betruges zu bestrafen. 


, 10) Siehe oben § 8 II. 
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Beim Zusammentreffen von lucrum cessans und lucrum emergens 
bleibt auch derselbe freie Spielraum für Erwägungen ex aequo et bono 
in den Fällen, in denen die Täuschung zur Folge hatte, daß der Ge- 
täuschte dieselbe Handlung, die er ohnedies vorgenommen hätte, nur 
unter veränderten Umständen vorgenommen hat. Dann fragt es sich 
nämlich, ob im Einzelfall die unter anderen Umständen vorgenommene 
Handlung des Getäuschten für einen anderen Weg der Herbeiführung 
der Vermögensbeschädigung angesehen werden kann oder nicht. Erstere 
Alternative führt zur Feststellung eines lucrum cessans, das durch 
gleichzeitig eintretendes lucrum emergens niemals aufgehoben werden 
kann, lettere Alternative aber zur Feststellung, daß die Handlung des 
Betrügers überhaupt nicht für eine Vermögensbeschädigung kausal war. 

Wenn auch das lucrum emergens für die Schuldfrage unbeachtet 
bleiben muß, so ist es immerhin bei der Strafzumessung in Betracht 
zu ziehen. Mit dem Vermögensbegriff hat die Frage des Zusammen- 
treffens von lucrum cessans mit lucrum emergens ebensowenig zu tun 
wie das Zusammentreffen von damnum cessans!?!); jedoch soll zu- 
gegeben werden, daß zwar die Nichtberücksichtigung des damnum 
cessans gegenüber dem damnum emergens aus sicherer, vorausseßungs- 
loser Beweisführung folgte !°!), daß sich aber die Nichtberücksichtigung 
des lucrum emergens gegenüber dem lucrum cessans erst wieder aus 
ersterer auf Grund eines weniger sicheren Analogieschlusses ergibt. 


8 13. Die Unterbrechung der Vermögenseinwirkung. 


I. Eintritt und Ausbleiben des tatbestandsmäßigen Erfolges. Vermögensgefährdung. 
Späte Vermögensbeschädigung. Betrugsversuch. II, Unterbrechung des Kausal- 
zusammenhanges zwischen der Handlung des Getäuschten und dem Erfolg. 


I. Tritt im Zeitpunkt unmittelbar nach der Handlung des Getäuschten 
(Punkt B in den Fig. 1—14) im Einzelfalle die Vermögensbeschädigung 
nicht sofort ein, so entsteht für denjenigen, der sich im Geiste in jenen 
Zeitpunkt versegt, eine Ungewißheit darüber, ob denn aus der Handlung 
des Getäuschten später noch eine Vermögensbeschädigung erwachsen 
wird. Diese im Zeitpunkt unmittelbar nach der Handlung des Getäuschten 
entstehende Möglichkeit oder Wahrscheinlichkeit zukünftiger Schädigung, 
mit anderen Worten: diese Gefahr !°?) für das Vermögen, diese Ver- 
mögensgefährdung, ist für die herrschende Betrugslehre, die grundsäß- 
lich alle späteren Veränderungen des Vermögens nicht mehr berück- 
sichtigt, der einzig merkbare Erfolg, den die Handlung des Betrügers 
hervorruft. Wir haben uns in den bisherigen Ausführungen nicht um 
diesen Zustand der Ungewißheit zu bekümmern brauchen, da wir uns 
für die Feststellung der Vermögensbeschädigung nicht an den Zeitpunkt 


191) Siehe oben § 12 II. 
192) v, Kries, »ZStrW.« 9 528 ff, insbes. S. 533. 
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unmittelbar nach der Handlung des Getäuschten für gebunden erachten 
und uns damit genügen lassen, daß die Vermögensbeschädigung, wenn 
auch spät, so doch überhaupt noch eintrat. So erscheint uns in solchen 
Fällen der tatbestandsmäßige Erfolg als späte Vermögensbeschädigung, 
während die herrschende Lehre eine Vermögensgefährdung annimmt 
und deren Tatbestandsmäßigkeit wiederum aus dem Vermögensbegriff 
nachzuweisen versucht. Jett müssen wir aber noch der Fälle gedenken, 
in denen die unmittelbar nach der Handlung des Getäuschten eintretende 
Vermögensgefährdung gar nicht, auch nicht zeitlich sehr spät nach der 
Handlung des Getäuschten, zu einer Bestandteilsverschiebung führt. 
Auch in diesen Fällen sehen wir uns nicht veranlaßt, den Begriff der 
Vermögensbeschädigung so zu erweitern, daß er dieVermögensgefährdung 
mitumfaßt, sondern wir gedenken jener allgemeinen Erscheinungsform 
der Delikte, bei der der Verbrecher zwar in Richtung auf einen Erfolg 
tätig geworden ist, dadurch eine Gefahr für das angegriffene Objekt 
herbeigeführt, aber den tatbestandsmäßigen Erfolg doch nicht verwirk- 
licht hat; ich meine den Versuch, und zwar in der Form des beendigten 
Versuches, des délit manqué. Die Handlung des Getäuschten ist nur 
ein Zwischenglied zwischen der Handlung des Betrügers und dem tat- 
bestandsmäßigen Erfolg und ist — insofern der Betrug begrifflich in 
mittelbarer Täterschaft begangen wird — in Wahrheit eine Handlung 
des Betrügers; wenn sie also im Einzelfall den tatbestandsmäßigen 
Erfolg deshalb nicht erzielt, weil sie an sich überhaupt zu seiner Herbei- 
führung nicht. geeignet war, ist die Entscheidung des Einzelfalles von 
der Frage der Strafbarkeit des untauglichen Versuches abhängig. Für 
den Betrug ergeben sich hier keine Spezialfragen. So gelangen wir 
bei der Sachlage, die die herrschende Lehre Vermögensgefährdung 
nennt und aus dem Begriffe der Vermögensbeschädigung konstruiert, 
auf Grund der Betrachtung des Kausalzusammenhanges entweder zu 
einer spät nach der Handlung des Getäuschten eintretenden Vermögens- 
beschädigung oder zur Annahme versuchten Betruges. 

II. Nur Versuch kann aber auch trog Eintrittes des tatbestandsmäßigen 
Erfolges zustande kommen, nämlich dann, wenn die sogenannte Unter- 
brechung des Kausalzusammenhanges vorliegt; so — um an ein be- 
kanntes Beispiel zu erinnern — wenn jemand einem Bettler das vor- 
geschüßte Verbrechen nicht glaubt, aber doch das erheischte Geldgeschenk 
gibt, um ihn loszuwerden. Dieser Fall hat ja nun mit unserem Thema 
zunächst noch nichts zu tun. Der Zusammenhang ist aber sofort her- 
gestellt, wenn wir bedenken, daß durch Zulassung eines zeitlich erst 
spät nach der Handlung des Getäuschten eintretenden Erfolges sich 
zwischen die Handlung des Getäuschten und dem Erfolg außer vielen 
anderen Zwischenwirkungen auch weitere Handlungen des Getäuschten 
einschieben können. Solche weiteren Handlungen des Getäuschten, 
oder bei Auseinanderfallen der Person des Getäuschten und des Ge- 
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schädigten auch des Geschädigten, unterbrechen nun den ursächlichen 
Zusammmenhang zwischen der ersten Handlung und dem Erfolg grund- 
säßlich nicht. Es wäre eine Verkennung der Bedeutung solcher Zwischen- 
handlungen des Getäuschten oder des Geschädigten, die ja auf derselben 
Stufe mit ganz nebensächlichen anderen Zwischenwirkungen stehen, 
zum Beispiel mit Handlungen unbeteiligter Dritter, Naturereignissen usw., 
wenn man verlangen wollte, daß sie von der durch den Betrüger 
erzeugten irrigen Vorstellung motiviert werden müßten. Solche Hand- 
lungen leiten auch den Kausalzusammenhang, wenn sich der Getäuschte 
oder Geschädigte bei ihrer Vornahme überhaupt keiner Beziehung auf 
den Erfolg bewußt war, sich also weder eine richtige noch eine falsche 
Vorstellung gemacht bat. Ja, es muB sogar mit aller Entschiedenheit 
betont werden, daß selbst in voller Kenntnis des vermögensschädigenden 
Erfolges vorgenommene Zwischenhandlungen des Getäuschten oder des 
Geschädigten den Kausalzusammenhang nicht unterbrechen, wenn der 
Getäuschte oder Geschädigte zur Vornahme der Handlung durch eine 
andere falsche Vorstellung motiviert wird. Diesen Grundsat, der von 
allgemeinster Bedeutung für die Betrugslehre ist, habe ich an anderer 
Stelle 1°38) für die erste Handlung des Gretäuschten nachzuweisen ver- 
sucht und folgendermaßen formuliert: Die Unterscheidung, ob 
sich der Irrtum des Getäuschten auf den vermögens- 
schädigenden Charakter seiner Handlung oder auf andere 
Umstände bezieht, ist bedeutungslos. Dies muß aber per 
argumentum a majore ad minus auch für die Zwischenhandlungen des Ge- 
täuschten und des Geschädigten gelten und soll als fünfter Grundsaß eine 
Basis für unsere weiteren Untersuchungen bilden. Als erste Konsequenz 
folgt daraus, daß nur solche Zwischenhandlungen des Getäuschten und 
des Geschädigten den Kausalzusammenhang unterbrechen, die in voller 
Voraussicht des vermögensschädigenden Erfolges vorgenommen und 
durch keinerlei, auch auf andere Tatsachen bezüglichen Irrtum moti- 
viert sind. 

Der Kausalzusammenhang zwischen der ersten Handlung des Ge- 
täuschten und der Vermögensbeschädigung kann auch durch weitere 
Handlungen des Betrügers oder durch Handlungen dritter Personen 
hergestellt werden, welch lettere bei Voraussicht des Erfolges als Teil- 
nehmer zu bestrafen sind. 


& 14. Verwandte Gesichtspunkte in der bisherigen Beirugslehre. 
I. Unmöglichkeit einer grundsätslichen theoretischen  Auseinandersetsuug mit 
der herrschenden Lehre. II. Parallelen und Kontraste. III. Ziel der folgenden 
Untersuchung. 
I. Die bisherige Betrugslehre, die die allgemeinen Grundsäße über 
die Vermögensbeschädigung durchweg aus dem Vermögensbegriff ent- 
DEE TRERTSESEHTENE HN N 
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wickelt, und unsere ganz aus dem Kausalproblem entwickelte Grund- 
legung bewegen sich in verschiedenen Ebenen, in deren Schnittlinie 
jene typischen Betrugsfälle liegen, die das Thema unserer Abhandlung 
bilden. Eine Auseinandersegung mit der bisherigen Betrugslehre ist 
darum den folgenden, der speziellen Behandlung dieser Fälle gewidmeten 
Abschnitten vorbehalten. In diesem Paragraphen seien nur einige 
Äußerungen aus der Literatur und einige Urteile erwähnt, die mit 
unseren allgemeinen Ausführungen gewisse Berührungspunkte haben, 
dafür aber mit den bis heute anerkannten Grundsäßen der Betrugslehre 
im Gegensat stehen. Außerdem sollen einige Parallelen aus verwandten 
Gebieten gebracht werden. | 

II. Auf dem von der bisherigen Betrugslehre verworfenen, von uns 
anerkannten Grundsat, daß die Vermögensbeschädigung nicht unmittelbar 
nach der Handlung des Getäuschten einzutreten braucht, beruht das die 
Frage der Verjährung des Betrugs behandelnde Reichsgerichtsurteil vom 
29. Januar 1909 E. 42 170, durch das ein Angeklagter verurteilt worden 
ist, weil er sich in einem von ihm entworfenen, vom Erblasser un- 
gelesen unterschriebenen Testamente heimlich ein Legat ausgesett hatte. 
Das Reichsgericht erachtete erst mit dem viele Jahre nach der Unter- 
schrift des Testaments (Handlung des Getäuschten) erfolgten Tode des 
Erblassers eine Vermögensbeschädigung des Erben dadurch für ein- 
getreten, daß in diesem Zeitpunkte infolge der Handlungsweise des 
Angeklagten eine Nachlaßverbindlichkeit entstanden sei °). Nach L. 3 
Dig. 13 3 kann der Beschädigte als Ersag für eine Sache deren Wert 
im Augenblick der Verurteilung, nicht bloß im Zeitpunkt der Entziehung 
fordern !°5). 

Die grundsäßliche Anerkennung des hypothetischen Vermögensstatus 
in der zivilistischen Lehre vom Schadensersaß wird im dritten Abschnitt 
behandelt werden. Auf dem Gebiete der Erpressung hat sich Obor- 
niker!?) grundsäßlich für die Anerkennung des hypothetischen Ver- 
mögenszustandes ausgesprochen und mit Recht auf ein Reichsgerichts- 
urteil vom 16. April 1896 E. 28 310 hingewiesen, welches zweifellos 
beim Betruge nicht mit dem status quo ante, sondern mit dem hypo- 
thetischen Vermögenszustand arbeitet. Frank !?") gibt den Inhalt dieses 
Urteils folgendermaßen wieder: »Bestimmt ... A. den B. zur Ver- 


1) Eine andere Frage ist, ob hier die Vermögensbeschädigung überhaupt richtig 
konstruiert ist. Siehe unten im dritten Abschnitt. 

19) Vgl. Windscheid-Kipp, 2. Aufl, 2159; Enneccerus, »Lehrb.« 128 238, 
HI 1 S. 43, l 

196) M.Krim.-Psychol. 6 495. Freilich ist es falsch, wenn Oborniker erklärt, das 
Reichsgericht erkenne beim Betrug grundsäßlich den hypothetischen Vermögens- 
zustand an. Die übrigen von Oborniker als Beleg für diese Behauptung an- 
geführten Urteile (E. 36 15; 41 74, 473) beruhen auf Berücksichtigung des status 
quo ante. 
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sicherung und Prämienzahlung bei der Gesellschaft Y., so liegt Betrug 
nur dann vor, wenn die erstere nicht dieselbe Garantie bietet wie die 
legtere.« Wachenfeld!’) sagt: »Da der Gesamtwert entscheidet, 
laßt ein im Augenblick der Schädigung eintretendes volles Äquivalent 
den Vermögensschaden ausgleichen und die Annahme eines Betruges 
unmöglich machen... Es ist kein Betrug, wenn jemand Rheinwein 
bestellt und Bergsträßler von der gleichen Güte erhält.« Schw arg 9j 
sagt: »Es ist ein genügendes Äquivalent, wenn dem Kaufmann statt 
der bestellten Ware eine andere geliefert wird, welche denselben 
Handelswert hat und für ihn ebenso verkäuflich ist. Kein Äquivalent 
ist es dagegen, wenn der Offizier statt der versprochenen Geldsumme 
zweitausend Nachtgeschirre erhält.e Alle solchen Ausführungen beruhen 
auf unbewußter Verwertung des hypothetischen Status, da ja in diesen 
Beispielen weder der bestellte Rheinwein noch die Rechte gegen die 
Gesellschaft Y. noch die von dem Kaufmann bestellte Ware noch die 
dem Offizier versprochenen zweitausend Mark jemals im Vermögen des 
Geschädigten waren. Von einer Gegenleistung des Betrügers, einem 
lucrum emergens, einem Äquivalent, wie die betreffenden Autoren an- 
nehmen, kann in Wahrheit gar nicht die Rede sein, sondern es liegt 
in allen diesen Fällen damnum cessans vor, das nach unseren Grund- 
säßen ?%) gegenüber dem damnum emergens nicht in Betracht gezogen 
werden darf. Die Zulässigkeit der compensatio lucri cum damno voraus- 
geset, muß die Fragestellung in den zitierten Fällen lauten: Waren 
die Leistungen der Gesellschaft Y. den von dem Versicherungsnehmer 
übernommenen Verpflichtungen und geleisteten Zahlungen äquivalent ? 
War der gelieferte Bergsträßler preiswert? Waren die tatsächlich dem 
Kaufmann gelieferten Waren zu einem Preise verkäuflich, der den 
Einkaufspreis und die tatsächlich entstandenen Unkosten deckte? Waren 
die zweitausend Nachtgeschirre ebensoviel wert wie die von dem Offizier 
übernommene Wechselverpflichtung? Was aber von den Getäuschten 
bestellt oder erwartet war, spielt in Wahrheit nur insofern eine Rolle, 
als es ohne die Täuschung geliefert worden wäre (hypothetischer Status), 
und mußte dann allerdings zuungunsten des Betrügers berücksichtigt 
werden, wenn es mehr wert wäre als das tatsächlich Gelieferte (lucrum 
cessans). Aber die genannten Autoren wollen diese Werte gerade 
zugunsten des Betrügers in Rechnung se&en und verwenden so in un- 
zulässiger compensatio damni cessantis cum damno emergente den 
hypothetischen Vermögenszustand gerade an der Stelle, wo er er nicht 
berücksichtigt werden darf. 

Diese eigentümliche Erscheinung, daß man bisher von den hypo- 
thetischen Bestandteilsverschiebungen eher noch das damnum cessans 
als das lucrum cessans anzuerkennen geneigt war, zeigt sich am deut- 


19) „Lehrb. S. 403, 199) Note 7b. 200) Siehe oben § 121. 
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lichsten beim Begriff des Vermögensvorteils. So wird ganz allgemein 
ein Vermögensvorteil erblickt in dem »Behalten eines schon erlangten 
Vorteils« ?°!), in der »Abwehr drohender Schädigung: ®°®), in der »Ver- 
hinderung oder Verzögerung der Erhebung begründeter Ansprüche« ?°®) 
oder in der »Verhinderung der Entstehung einer Schuld«?%). Daß in 
allen diesen Fällen keine effektive substantielle Vermehrung des Ver- 
mögens des Bereicherten entsteht, ist offensichtlich und wird von der 
herrschenden Lehre keineswegs verkannt. Im Gegenteil, es kann als 
allgemein anerkannter Rechtsgrundsag gelten, daß der Begriff des 
»Vermögensvorteils< insofern weiter ist als der des :Gewinnes« (der 
Vermehrung des Vermögens), also auch die Verhinderung eines Ver- 
mögensschadens, der sonst eingetreten wäre, mitumfaßt?°). So kann 
wohl gesagt werden, daß die Vereitelung eines Vermögensschadens, 
das damnum cessans, allgemein neben der positiven Vermögens- 
vermehrung, dem lucrum emergens, als Vermögensvorteil angesehen 
wird. Wie sonderbar und inkonsequent ist es da von der herrschenden 
Lehre, den Vermögensvorteil als das direkte Gegenstück der Vermögens- 
beschädigung, als das »Positiv zu diesem Negative?) anzusehen und 
doch nur die positive Verringerung des Vermögens, nicht aber die 
Vereitelung eines Gewinnes, das lucrum cessans, als Vermögens- 
beschädigung anzusehen. 

Die im zivilistischen Schadensersatrecht schon lange bekannten vier 
Hauptarten der Bestandteilsverschiebungen (damnum emergens, lucrum 
cessans, lucrum emergens, damnum cessans) hat auf dem Gebiete des 
strafbaren Betrugs meines Wissens nur Rothering®?) berücksichtigt, 
aber aus seiner Erkenntnis keine praktischen Konsequenzen gezogen, 
weil er sowohl die Vorteilsausgleichung als auch die Berücksichtigung des 
hypothetischen Vermögenszustandes und damit das, was wir Status- 
vergleichung nennen, grundsäßlich ablehnt. 

II. Wir sind am Ende unserer theoretischen Grundlegung angekommen. 
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Im folgenden, dritten Abschnitt soll versucht werden, die Probleme der 
Gewinnvereitelung, Vermögensgefährdung und Vollstreckungsabwendung 
aus den fünf abgeleiteten Grundsäßen zu lösen. In einem vierten Ab- 
schnitt sollen dann die auf diesen drei Problemen basierenden Grund- 
begriffe der Lehre von der Vermögensbeschädigung beim strafbaren 
Betruge erörtert und revidiert werden. 


(Fortsegung folgt.) 


Fahrlässigkeit und Beftriebsunfall. 


Von Dr. Geo rg Auer, königl. Staatsanwalt in Budapest. 


ie Fahrlässigkeit findet in der Rechtsprechung zumeist eine eigen- 
artige, bevorzugte Behandlung. Zwischen mit vorsäßlicher und 
fahrlässiger Missetat Beschuldigten liegt eine Kluft von gähnender Tiefe. 
Man übersieht es, daß der Unterschied in der Schwere der Schuld bereits 
durch den Gesetgeber bei der Feststellung der Strafart und des Straf- 
maßes berücksichtigt wurde, und läßt die Überzeugung zur Geltung 
kommen, welche beim strafwidrig-fahrlässigen Verhalten die Feststell- 
barkeit eines verwerflichen, gewissenlosen, extrem-leichtsinnigen Be- 
tragens als notwendig erachtet, wenn auch diese Ansicht, als eine dem 
Wesen der Fahrlässigkeit durchaus widersprechende, zumeist nur ihre 
unmittelbaren Folgen in den gerichtlichen Entscheidungen hinterläßt. 
Der unglückliche Zufall, welcher die Möglichkeit des Eintritts eines 
rechtsverlegenden Erfolges zur Wahrheit macht, dient als Blitableiter, 
fängt die explosive Energie des Unwillens auf. Selbst der Verlette 
ist leichter dazu geneigt, seine Ansprüche auf die Schadenersaßforderung 
zu beschränken und von der Bestrafung des Täters abzusehen. Es 
kommt selten in Frage, welche Umstände den Täter zur Fahrlässigkeit 
bewegten, welche die Triebfedern sind, die ihn veranlaßten, ohne die 
gewöhnliche Sorgfalt zu handeln, welche die Ursachen, deretwillen er 
sich über seine normale Achtsamkeit hinwegseßte. 

Wollen wir unsere Untersuchungen nach diesen Richtungen leiten, 
so erhalten wir oft ein Bild, das das durch Tücke des Schicksales in 
Unannehmlichkeiten verwickelte Unglückskind in einer ganz anderen 
Beleuchtung darstellt. Die unglücklichen Zufälle, welche, durch leichte 
Unachtsamkeiten zur Wirksamkeit: gebracht, die Gesegwidrigkeit ver- 
ursachen, gehören zu den seltenen Ausnahmen. Hingegen kann man 
es bei den Fahrlässigkeitsdelikten öfters feststellen, daß die eigentliche 
Ursache ein unerlaubter Eigennut, ein gesellschaftsfeindlicher Egoismus 
oder eine nahezu tierische Indolenz gegen sich selbst sowie auch gegen 
Mitmenschen gewesen ist. Freilich kann die Wahrnehmung dieser 
Erscheinungen am besten auf jenem Gebiete erfolgen, wo fahrlässige 
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Handlungen am häufigsten vorkommen, und wo die Entstehungsursachen 
derselben — zwar nicht zu strafrechtlichen Zwecken — fachgemäß 
untersucht (Arbeiterversicherung usw.) und wissenschaftlich bearbeitet 
werden. 

Wollen wir die verschiedenen Ausweise der Gewerbeunfallstatistik 
durchsehen, so gelangen wir zur Kenntnis gewisser regelmäßig wieder- 
kehrender Erscheinungen, welche unsere Ansicht über die allbeherrschende 
Kraft des Zufalles beträchtlich erschüttern. Die Statistik der ver- 
schiedenen Staaten Mitteleuropas weist vielfach gleichmäßige Ergeb- 
. nisse auf, die, wieder verbunden mit bekannten Tatsachen, welche 
schon als bewiesen gelten, uns auf eine Art von Gese&mäßigkeit 
erinnern. Sollte es nun für möglich gehalten werden, daß vom 
menschlichen Willen unbeeinflußte Erscheinungen, durch unbekannte 
Kräfte geführt, sich nach Regeln und Schablonen ordnen, so bleibt 
es doch unsere Pflicht, den unter vorhin schon bekannten Um- 
ständen eintretenden gefahrvollen Geschehnissen mit voller Kraft ent- 
gegenzuarbeiten. 

Damit allein können wir uns aber unter gegebenen Verhältnissen noch 
lange nicht begnügen. Die regelmäßige Wiederkehr weist unverkennbar 
dahin, daß wir Erscheinungen gegenüberstehen, welche viel eher mit 
menschlichen Schwächen und niedrigen Trieben im ursächlichen Zu- 
sammenhange stehen, als dem Spiele des unüberschaubaren Zufalles 
ihr Dasein verdanken. Die Gewerbeunfallstatistik lehrt uns, wie oft 
Unfälle als ihre einzige Ursache die Außerachtlassung der. primitiven 
Gebote der Sorgfalt, die unverzeihliche Fahrlässigkeit bekennen müssen. 
Die während des Krieges eingeholten diesbezüglichen Erfahrungen sind 
der Öffentlichkeit noch nicht zur Kenntnis gebracht, doch können wir 
aus der allgemeinen Tendenz in der Unfallstatistik, sowohl aus den 
Arbeitsgelegenheiten und Arbeiterverhältnissen der Kriegszeiten dahin 
folgern, daß eine bedeutende Besserung gegenwärtig noch nicht fest- 
gestellt werden kann. 

Mit wohldurchdachter Vorsicht werden bereits von den kriegführenden 
Staaten jene Maßnahmen durchberaten, welche zur Förderung der Volks- 
gesundheit, Minderung der Sterblichkeit respektive Hebung der Zahl 
der Geburten beizutragen vermögen. — Man soll nur die sechsziffrige 
Zahl der Gewerbeunfälle, die bei ausgebliebener Heilung zwecklos 
verwendeten Geldsummen, die durch den jährlichen Verlust an Arbeits- 
fähigen eingebüßte nationale Kraft nach ihrer vollen Bedeutung würdigen, 
so kann eine Einschränkung der Gewerbeunfälle nicht als unbedeutende 
Aufgabe aufgefaßt werden. Geben wir zu, daß die beiden Haupt- 
bestandteile des ursächlichen Zusammenhanges zwischen Handlung und 
Unfall der unbeherrschbare Zufall und die Fahrlässigkeit ist, so müssen 
wir uns mit vereinten Kräften zur möglichsten Prävention der le&teren 
rüsten. 
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Einige Daten der Statistik beweisen uns die Notwendigkeit der ge- 
sellschaftlichen sowie der strafrechtlichen Intervention und Reform- 
bestrebungen !). 

Im Jahre 1912 — des letten Jahres, dessen statistisches Material 
bereits aufgearbeitet ist — wurden in Ungarn 40225 Gewerbeunfälle 
gemeldet, im Deutschen Reiche hingegen 547 700, und im Jahre 1911 
kamen in Österreich 104651 Unfälle an verschiedenen Arbeiter-Unfall- 
versicherungsanstalten zur Kenntnis. Zur Erklärung der Bedeutung 
dieser Zahlen bemerken wir, daß auf 1000 Vollarbeiter demzufolge in 
Ungarn 56,3, Österreich 65,7 und in Deutschland 60,8 Unfälle kommen 
(siehe »Ungar. Ber.« S. 18). In jedem der drei Staaten bedeuten diese 
Ergebnisse eine — wenn auch nicht bedeutende — Steigerung der 
Gewerbeunfälle im legten Jahrzehnte. 

Nach der Schwere der erlittenen Unfälle erfolgt in den drei Staaten 
eine Umwandlung, die jedoch keine gleichmäßige ist. Und zwar tritt 
eine Abnahme der tödlichen Unfälle ein in Ungarn (— 11°/o) und in 
Österreich (— 7'/3 %/o), gegenüber einer nicht allzu wesentlichen Steigerung 
im Deutschen Reiche (+ 10'/s %/o). Dies bedeutet soviel, daß in Ungarn 
16°0, in Österreich 30% sämtlicher Gewerbeunfälle tödliche Folgen 
nach sich ziehen (Österr. Ber.« I 877). 

Die Zunahme zeigte sich besonders bei den Unfällen mit dauernden, 
wenn auch nicht mit unheilbaren Folgen; darunter sollen Unfälle mit 
einer Arbeitsunfähigkeit von 8—70 Tagen verstanden werden (Ungarn 
52°%%0, Österreich 33/0). Eine besorgniserregende Erscheinung, wenn 
man die dadurch verlorenen Arbeitstage der Verle&ten in Betracht 
zieht. Was die persönlichen Verhältnisse der Verlegten anbelangt, 
wollen wir zuerst feststellen, daß der Anteil der Frauen, welcher am 
Anfang des 20. Jahrhunderts noch in ununterbrochener Zunahme war 
(Ungarn im Jahre 1906: 6,53°/o), in den legten Jahren sich stets und 
in allen Betrieben verringert hat und nun in Ungarn nicht mehr als 
4,83 %/o, in Österreich 6,9°/o (ähnliche Verhältnisse in den letten 5 Jahren 
auch im Deutschen Reiche) ausmacht. Wenn es auch festzustellen ist, 
daß unter den durch Frauen erlittenen Unfällen diejenigen, welche 
dauernde Erwerbsunfähigkeit zur Folge haben, öfters vorkommen, als 
bei den Angehörigen des männlichen Geschlechts (siehe »Österr. Ber.« 
S. VII. 


1) Hier soll jedoch schon daraüf hingewiesen werden, daß die folgenden Zahlen, 
in Vergleich miteinander, nicht durchwegs beigezogen werden können, da die 
Arbeiterversicherungsämter in den verschiedenen Staaten nach abweichenden 
Systemen ihre Ausweise verfertigen. Näheres hierüber siehe: »Bericht der ungar., 
Landesarbeiter-Hilfs- und -Unfallversicherungskasse« (Budapest 1917) Bd. 1—2, 
»Ergebnisse der Unfallstatistik der fünfjährigen Beobachtungsperiode« (Wien 1917) 
Bd. 1—2, »Gewerbe-Unfalistatistik< (Berlin 1910) Bd. 1—3 und »Amtliche Nach- 
richten des Reichsversicherungsamtes«. 
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Das Lebensalter der Verle&ten zeigt bemerkenswerte Schwankungen. 
In Ungarn befinden sich jett die meisten Verle&ten in den Jahren 17—20 
(19,62°/0), im Gegensage zum ersten Jahrzehnt des Jahrhunderts, in 
welchem die 25—30jährigen — jett nur 19,35°%/o — in der Mehrzahl 
waren. 

Auch in Österreich erlitten die Arbeiter von 16—35 Jahren die meisten 

Unfälle, darunter werden noch die 16—20jährigen am ärgsten mit- 
genommen (15,25 Jo). 
Als eine natürliche Folge der verringerten Widerstandskraft des 
menschlichen Körpers in der frühesten Jugend sowie im vorgeschritteneren 
Alter kann es ausgesprochen werden, daß die meisten Unfälle mit töd- 
lichen Folgen bei den Arbeitern unter 15 und über 60 Jahren vor- 
kommen. — Noch klarer tritt diese Erscheinung bei den Unfällen mit 
dauernder Erwerbsunfähigkeit auf (siehe »Österr. Ber. S. VII). Zugleich 
weisen wir auch auf die unliebsame Erscheinung hin, wonach die Un- 
fälle bei den jugendlichen Arbeitern sich in ständiger Zunahme befinden, 
und zwar besonders bei den Jugendlichen zwischen 13—14 Jahren 
(siehe »Österr. Statistik« 2 220). 

Sonderbarerweise erleiden die meisten Arbeiter ihre Verlegungen fast 
in allen Betrieben an der linken Hand, in Ungarn 23,94 °/o, wogegen 
auch ihre rechte Hand nur in 22,5°/o der Unfälle mitbeschädigt wurde 
(siehe »Ungar. Statistik« S. 35); dieselbe Erscheinung ist auch in Öster- 
reich wahrzunehmen). Eine Statistik über den Zeitpunkt der erlittenen 
Unfälle enthält nur der »Bericht des ungar. Arbeiterversicherungsamtes«. 
Im zweiten und im dritten Viertel des Jahres, also zur Frühlingszeit 
und im Hochsommer, kommen Betriebsunfälle am meisten vor. Ebenso 
sind es die ersten zwei Werktage der Woche (Montag und Dienstag), 
an welchen seit Jahren die meisten Unfälle sich ereigneten. Besonders 
aber pflegt sich der Montagvormittag verhängnisvoll zu gestalten. 
Hingegen sind Unfälle am Sonnabendnachmittag die seltensten, was 
übrigens auch darin seine Erklärung findet, daß in vielen Betrieben die 
Arbeit zu dieser Zeit bereits eingestellt ist, jedenfalls aber früher beendet 
wird. Außerdem kann es festgestellt werden, daß die Unfälle meistens ' 
nach einer Arbeitszeit von 2—4 Stunden, also regelmäßig zwischen 
9—12 Uhr vormittags respektive 3—6 Uhr nachmittags einzutreten 
pflegen. Die Ablenkung der Aufmerksamkeit von der Arbeit, die bei 
einer mechanischen Betätigung nach längerer Zeit meistens eintritt, 
trägt also zur Ermöglichung einer Entgleisung eher bei als die Erschöpfung 
infolge einer Überarbeitung. All diese Daten sowie auch die noch 
folgenden sind besonders bedeutungsvoll aus dem Grunde, da sie den 


2) Wobei es uns nicht zu beirren vermag, daß hier die an der Hand und an 
” den Fingern erlittenen Verlegungen gesondert aufgezählt sind. Siehe »Statist. Ber. 
bei den einzelnen Betrieben« Bd. 1. 
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Beweis erbringen, daß auch beim Eintritte der Betriebsunfälle gegen- 
über dem unberechenbaren Zufall anderweitige, in der Person der 
Arbeiter und Arbeitnehmer liegende menschliche Motive ihre Wirkungen 
ausüben. Von unwesentlichen Schwankungen abgesehen, sind auch 
die Ergebnisse der Unfallstatistik betreffs der Unfallsursachen in den 
Staaten Mitteleuropas von einer hervorzuhebenden Einförmigkeit. 

Hier soll aus drei Gesichtspunkten unterschieden werden. Wir wollen 
einerseits die verschiedenen Betriebe, anderseits aber auch die speziellen, 
die Unfälle unmittelbar hervorrufenden Ereignisse (Gebrauch von Hand- 
werkzeugen, elektrischer Strom usw.) in Betracht ziehen, und endlich 
werden wir auch auf die Form (Einsturz, Entgleiten usw.), in welcher 
der Unfall zustande kam, hinweisen. 

Eines kann schon jett bemerkt werden, daß die Zahl der Betriebs- 
unfälle mit dem Anteil der rein physischen Arbeit parallel steigt, welche 
Erscheinung wieder darin ihre Erklärung findet, daß bei solchen Ver- 
richtungen die ungelernten, den niedrigsten sozialen Klassen angehörenden 
Arbeiter verwendet werden, bei welchen die nötige Vorsicht und die Be- 
achtung der Sicherheitsmaßnahmen am seltensten zu finden sind. Diese 
Erscheinung verursacht legten Endes eine Verschiebung bei der Beurteilung 
der Gefährlichkeit der verschiedenen Beschäftigungen, da im Rahmen 
der Betriebe, in welchen durchwegs Facharbeiter Verwendung finden, 
die geringere Häufigkeit der Unfälle die unbedeutendere objektive Ge- 
fährlichkeit der Beschäftigung zu beweisen vermag. 

Troß des bedeutenden Unterschiedes, welcher in den persönlichen Eigen- 
schaften der Arbeiter, in der Arbeitseinteilung und in den Betriebseinrich- 
tungen der verschiedenen Staaten sich zeigt, kann man es feststellen, daß die 
Betriebe, in welchen die Unfälle am häufigsten vorkommen, mit wenigen 
Ausnahmen überall dieselben sind. Die gefährlichsten Betriebe sind in 
Ungarn : Maschinen- und Werkzeugfabriken ®) (12 Unfälle auf 100 Arbeiter), 
Holz- und Steinbearbeitungsindustrie (8,8 °/o), Textil- (6,7 °/o) und Trans- 
port- sowie Einlagerungsunternehmungen (6,6°/0); in Österreich: Stein- 
brüche*) (3,75°), Holzverarbeitung (3,50 °%0), Maschinen- und Werk- 
zeugfabriken (3,42°/.), Transport-usw.-Unternehmungen (3,13%); im 
Deutschen Reich: Maschinen- und Eisenindustrie, überhaupt Steinbrüche, 
Holzbearbeitung und Textilindustrie sowie Baugewerbe. — Auch die 
am wenigsten gefährlichen Betriebe sind ungefähr dieselben, nament- 
lich solche, in welchen die Arbeit mit geringem physischen Kraftaufwand 
sowie mit harmloseren Werkzeugen zu erledigen ist; zum Beispiel 
Tabakgärtnerei und Seidenerzeugung. Die Zahl der durch die Arbeiter 
eines gewissen Betriebes erlittenen Unfälle wird noch durch die Schwere 
der Verlegung, Dauer der Arbeitsunfähigkeit usw. in ihrer Bedeutung 
korrigiert. Zum Beispiel ersehen wir aus der »Österr. Statistik«, daß bei 


3) Unfälle überhaupt. 4) Entschädigte Unfälle. 
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der Holzbearbeitung 2,03°/o sämtlicher Unfälle als leichte, 0,10% mit 
tödlichem Ausgange, bei Maschinenerzeugung 2,21 °/o leichte, 0,04 °o 
tödlich, bei Transportunternehmungen 1,23°/o als schwere, 0,15°/o tödlich, 
bei Steinbrüchen 0,26°0 tödlich bezeichnet werden. Doch können diese 
von Jahr zu Jahr wechselnden Einzelheiten das Gesamtergebnis nicht 
beeinflussen. 

Die meisten amtlichen Ausweise über Betriebseinrichtungen, in welchen 
sich Unfälle ereigneten, unterscheiden mit gutem Grunde zwischen Be- 
trieben mit und ohne Maschinen. Der Unfall, welcher durch Handwerk- 
zeug, und der Unfall, der durch Arbeitsmaschine hervorgerufen wurde, 
ist grundverschieden in seiner Entstehung, Verlauf und Wirkungen. — 
Wie bereits bemerkt, ist für die Zahl der Unfälle in den verschiedenen 
Gewerben in allererster Reihe die Intelligenz und der Bildungsgrad der 
angewendeten Arbeiter und nur in zweiter Linie die objektive Gefähr- 
lichkeit des Betriebes maßgebend. Diesem Umstande ist es auch zuzu- 
schreiben, daß, obwohl mit der Anwendung der Maschinen bereits die 
Möglichkeit für Betriebsunfälle geschaffen ist, in den mit Maschinen 
arbeitenden Gewerben Betriebsunfälle bedeutend seltener sind als in 
den Reihen der ausschließlich mit Handwerkzeugen oder ohne Werk- 
zeuge arbeitenden (20°. in Ungarn, 22°/o in Österreich, und 24,37 °% 
im Deutschen Reiche beträgt die Zahl der durch Maschinen verursachten 
Unfälle). Binnen dieser Verhältniszahlen gestaltet sich das Ergebnis bei 
den einzelnen Betrieben schon nach der objektiven Gefährlichkeit der 
Beschäftigung. ‘Die durch Arbeitsmaschinen verursachten Unfälle sind 
jedoch durchweg die meisten. So beträgt ihre Zahl in Deutschland 
55,6 ùo bei Holzverarbeitung, 50,6% im Textilgewerbe, 230 bei Eisen- 
und Stahlwerken; in Ungarn 80° in Bekleidungsfabriken, 67 %o im 
Textilgewerbe und 65/0 bei der Holzverarbeitung. Im Gegensate und zum 
Beweise des Übermaßes der bei Verrichtung primitiver Arbeiten erlittenen 
Unfälle führen wir an, daß allein bei Transportarbeiten, bei Auf- und 
Abladen in Ungarn 15,07% sämtlicher Betriebsunfälle ein- 
getreten sind. 

Entsprechend gestaltet sich die Verhältniszahl, welche uns über die 
unmittelbaren Ursachen der Verlegungen bei den verschiedenen Unfällen 
aufklärt. Es bilden sich gewisse Hauptgruppen aus jenen Unfallstypen, 
welche meistens bei primitiven, ohne mechanische Kraft verrichteten 
Arbeiten, sozusagen durch das bearbeitete Material selbst, hervorgerufen 
werden. Der großen Masse der durch Stein- und Holzarbeiten erlittenen 
Unfälle entspricht die erhebliche Zahl der Verleßungen infolge ab- 
springender Splitter, und zwar 28,70 in Österreich, 26,25 in Ungarn und 
12,20 in Deutschland. Geradezu erschütternd wirkt aber die Zahl der 
Unfälle, verursacht durch Heben, Bewegen von Lasten mit Hand oder 
mit Karren (siehe oben Transportunternehmungen); sie beträgt 17 106 
in Österreich, 6700 in Ungarn und 22700 im Deutschen Reiche. — 
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Bedeutend ist auch die Zahl der durch Fall von Leitern, Treppen und 
Erhöhungen: 4700 in Ungarn, 19100 in Deutschland, 14300 in Öster- 
reich. — Um so auffallender ist die Minderheit der bei Maschinen, 
komplizierten Betriebseinrichtungen, Dampfileitungen, etwa durch Ex- 
plosionen, ätzende Stoffe oder giftige Gase verursachten Betriebsunfälle. 

Bei der statistischen Verarbeitung der Betriebsunfälle nahm allein 
das Deutsche Reichsversicherungsamt einen aus dem Gesichtspunkte 
der Prävention recht erheblichen Umstand in Betracht. Nur in den 
deutschen Ausweisen wird es nämlich. nachgewiesen, ob der Unfall 
durch jemanden schuldhaft hervorgerufen, und wenn ja, ob Arbeitgeber, 
der verle&te Arbeitnehmer oder die Mitarbeiter des legteren an der Ver- 
ursachung die Schuld tragen. Man verkenne nicht, daß diesen Aus- 
weisen eine unbedingte Verläßlichkeit nicht zugesprochen werden kann; 
dfe Ermittelung, ob ein Betriebsunfall im konkreten Falle nicht durch 
einen unvorhersehbaren Zufall, infolge der allgemeinen Betriebsgefahr, 
verursacht war, stößt auf sachliche wie auch auf subjektive Schwierig- 
keiten. — Die vollständige Wiederherstellung des Tatbestandes, das Auf- 
einanderfolgen der Ereignisse wird oft absichtlich durch wahrheitswidrige, 
die Feststellbarkeit einer Verantwortlichkeit verhindernde Aussagen der 
Beteiligten unmöglich gemacht. Es tritt oft die Lage ein, wo die Schuld- 
frage auch durch Sachverständige nur mit Hilfe von Vermutungen gelöst 
werden kann. Nichtsdestoweniger ist die Arbeit des Deutschen Reichs- 
versicherungsamtes als eine wertvolle zu betrachten, und besonders, 
da sie uns die überwiegende Zahl der mittelbar oder unmittelbar durch 
persönliche (Arbeiter oder Arbeitgeber) Ursachen hervorgerufenen Un- 
fälle gegenüber der durch Zufall respektive allgemeine Betriebsgefahr 
eingetretenen beweist. | 

Bei 36,7 °!o der Gewerbe-, Bau- und Seeunfälle, 65 °/o der Maschinen- 
unfälle und 39 °/o der anderen Betriebsunfälle war die Schuld des Arbeit- 
gebers oder des Arbeiters als Ursache feststellbar; hingegen nur in 
7,1%, 6,9% und 7,3°o konnte einer mangelhaften Einrichtung der 
Unfall zugeschrieben werden. Dabei war aber die Schuld des Arbeiters 
überwiegend. Nur in einzelnen Betrieben übten die beiden Ursachen 
ihre unheilvolle Wirkung mit gleicher Kraft aus (Metall, Gas, Dampf- 
einrichtungen 21,6— 23,3°/o), und eine einzige Betriebsart weist die 
Statistik auf (Dampfkessel, Dampfkochapparate), in welcher die Schuld 
des Arbeitgebers (64,9°/o) bei weitem überwiegt (12,9°io Schuld des 
Arbeiters). Die Zahl der Unfälle, bei welchen die Schuld der beiden 
Parteien gleichzeitig feststellbar, ist verhältnismäßig gering (4,8 io). Die 
Schuld des Arbeiters besteht in den meisten Fällen aus Ungeschicklich- 
keit, Unachtsamkeit und Unvorsichtigkeit. Diese Ursachen treten selt- 
samerweise nicht bei den Beschäftigungen auf, welche gründlichere Vor- 
kenntnisse beanspruchen, sondern eher bei Verrichtung primitiver Arbeiten 
mit Hammer, Meißel, Axten, Hacken, Spaten usw. (35,1°/o). Eine Er- 
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scheinung, welche uns mahnt, die Ursache des Unfalles nicht in der 
Gefährlichkeit des Betriebes, sondern in der Person des Arbeiters zu 
suchen. Der Leichtsinn bildet demgegenüber eher bei gelerntem Arbeiter 
die Unfallsursache; das Gefühl einer völligen Beherrschung der mecha- 
nischen Kraft der Maschinen veranlaßt den Arbeiter zu scheinbar un- 
bedeutenden Unachtsamkeiten, die sich dann bitter rächen. Als Beispiel 
soll es dienen, daß die meisten durch Maschinen hervorgerufenen Unfälle 
bei der Reinigung derselben eintreten. Eine gleichbedeutende Wichtig- 
keit ist auch der allgemeinen Betriebsgefahr zugesprochen worden. Es 
scheint uns zwar, daß die Statistik diesen Begriff etwas weiterumfassend 
verwendet hatte. Es kommen Daten, wie 91,1°/o, bei mit Hilfe von 
Tieren verrichteten Arbeiten vor. Diese allgemeinen Ursachen lassen 
sich nicht selten jedoch noch auf spezielle zurückführen, und was auf 
den ersten Augenblick unvermeidliche Folge eines bösen Zufalles 
erscheint, läßt nach eingehender Untersuchung auch die Spuren persön- 
licher Motive entdecken. í 

Es würde den Rahmen dieser Betrachtungen überschreiten, wollte 
ich mich in Einzelheiten der bezüglichen Statistik vertiefen; mein Ziel 
war es nur, auf die auffallendsten Erscheinungen hinzuweisen, die mir 
zur Begründung meiner Folgerungen notwendig erschienen. Nach 
allgemeiner Auffassung wird der Bezeichnung »Gewerbeunfall« eine 
Bedeutung zugesprochen, nach welcher derselbe ein mit der unabwend- 
baren Entgleisung der Arbeitskraft zusammenhängendes, von der Ge- 
fährlichkeit des Betriebes unzertrennbares Ereignis sei. Es wird oft 
"behauptet, daß es mit der Entwicklung des Handels und der Gewerbe 
im Zusammenhange stehe, wenn die Zahl der Gewerbeunfälle nicht 
nur absolut, sondern auch relativ im steten Wachsen ist, und daß gegen- 
über seiner Verheerungen man kaum mit Abwehrmaßnahmen durch- 
kommen könne. Diejenigen, die das Menschenleben nur als ein nach 
statistischen Verhältniszahlen eingerichtetes Tun und Lassen der Millionen 
aufiassen, kommen bald zur Einsicht, daß in den nach Gefährlichkeit 
der geleisteten Arbeit verschiedenen Betrieben eine gewisse Zahl der 
Betriebsunfälle mit in Kauf genommen werden muß, für dessen be- 
deutenden Teil niemand verantwortlich gemacht werden kann. 

Unbemerkbar, doch mit überraschender Gleichheit treten dieselben 
Unfälle von Jahr zu Jahr ein, ohne daß deren Zahl durch irgendwelche 
Mittel in bedeutendem Maße eingeschränkt werden könnte. Eine jede 
Beschäftigung — heißt es — erfordert ihre Opfer, welche wir ihr nicht 
zu entreißen vermögen.” Diese quietistische und die Bedeutung der 
Betriebsunfälle aus dem Gesichtspunkte der Arbeitskraft eines Staates 
außer Acht lassende Anschauung kann uns leicht auf Irrwege führen. — 
Denn als völlig verfehlt muß eine jede Auffassung betrachtet werden, 
welche bei den Betriebsunfällen zu allererst nicht das Vorhandensein 
einer Außerachtlassung der Gewerbevorschriften, der gebotenen Sorg- 
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falt, dementsprechend eine Nachlässigkeit, zumeist Fahrlässigkeit im 
Sinne des Strafrechtes herausfindet und nur in den verhältnismäßig 
selteneren Fällen sich mit der Annahme eines unabwendbaren Unglücks- 
falles begnügt. Denn scheinbar völlig zufällige Betriebsunfälle lassen 
sich legten Endes doch auf eine Fahrlässigkeit des Arbeitgebers oder 
der Teilnehmer an der Arbeit zurückführen. 

Damit wollen wir noch gewiß nicht die Behauptung aufstellen, daß 
Betriebsunfälle als unmittelbare Folgen des schuldhaften' Leichtsinnes 
der Beteiligten zu betrachten seien. Selbst bei einfachen Ereignissen 
ist es. nicht leicht, Ursache und Wirkung voneinander deutlich zu unter- 
scheiden. Die Erfahrung lehrt uns, daß ein augenscheinlicher 
Zusammenhang zwischen dem Betriebsunfall und zwischen der 
schuldhaften Handlung oder Unterlassung nur bei der gröbsten Art der 
Fahrlässigkeit festzustellen ist. Ein gemeinsames und logisch begründetes 
Merkmal der Betriebsunfälle ist es, daß sie legten Endes wahrlich eher 
durch einen vom menschlichen Willen unabhängigen Zufall zur Ver- 
wirklichung kommen, wenn die übrigen Bedingungen für den Einfluß 
dieses Zufalles das Terrain vorbereiteten. Vorschriftswidriges Betragen, 
Außerachtlassung strenger Sicherheitsmaßnahmen bleiben jahrelang ohne 
üble Folgen, bis eines Tages der Zufall die vorhandenen Möglichkeiten 
zur Verursachung des Unfalles benutt. Diese Möglichkeiten zu schwächen 
und dementsprechend die Wirkung des Zufalles auch zwischen engen 
Grenzen zu bannen, ist die einzige Art, auf welcher man den Kampf 
gegen Betriebsunfälle aufnehmen kann. — Dem Juristen überhaupt und 
besonders dem Strafrechtler, kommt bei dieser Arbeit nur eine bescheidene 
Aufgabe zu. Das große Wort müssen hier diejenigen aussprechen, 
denen es in ihrer Macht steht, Reformen auf sozialem, technischem und 
finanziellem Gebiete ins Leben zu rufen. Dennoch darf diese unter- 
geordnete Bedefftung des Strafrechtes aus dem Gesichtspunkte der 
ungehinderten Betätigung des ganzen Apparates nicht unterschäßt 
werden. Gesetgeber und Richter sollen ihre Kräfte zur Schaffung eines 
wirksamen Schußes gegen Betriebsunfälle vereinigen. 

Betreffs der Bestimmungen der Strafgeseßbücher, welche gegen 
schuldhafte Verursacher von Betriebsunfällen Anwendung finden, kann 
man zwei Systeme unterscheiden. Nach dem ersten trifft der Geseß- 
geber keine besonderen Maßnahmen gegen Gefährdungen und Ver- 
legungen dieser Art, sondern stellt dem Richter allein die allgemeinen 
Bestimmungen über fahrlässige Tötung und Verlegung zur Verfügung 
‚ (so das »Ungar. StGB.« SS 290, 310; »DRStGB.« SS 222, 230; »Österr. 
VE.« 8 312; »Deutsch. VE.« 88 219, 232, Komm. E; siehe Ebermayer 
S. 62, 65; »Schweiz. E.« SS 109, 116). 

Nach dem anderen System schafft der Gesetgeber außer den Be- 
stimmungen über vollendete fahrlässige Tötung respektive Körper- 
verlegung noch besondere, nach den einzelnen Arten der häufigsten 
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Betriebsunfälle individualisierende, größtenteils präventive Vorschriften 
(sogenannte unvollendete Fahrlässigkeitsdelikte, siehe darüber Weiteres 
in »Vergl. Darstell.«, Bes. Teil, 5 276; so »Österr. StGB.« § 431; »Deutsch. 
GE. 88 221—227). 

Als eine Ausnahme ist endlich das »Österr. StGB. zu betrachten, 
welches nur spezielle Maßnahmen, jedoch keine allgemeine Verfügung 
über fahrlässige Tötung und Körperverle&ung traf. Diese Spezialverbote 
enthalten größtenteils Sicherheitsmaßnahmen (zum Beispiel bei Aus- 
führung von Bauten, beim Umgang mit Sprengstoffen usw.) und belegen 
den Zuwiderhandelnden mit Strafe, ohne daß die Verursachung einer 
Verlegung infolge des Ungehorsams erfordert wäre. — Der Gesetgeber 
wartet es nicht ab, solange das gefährliche Verhalten endlich einmal 
zum Verursacher eines Unfalles wurde, er geht den Ereignissen ent- 
gegen, um noch womöglich ihre schädigenden Wirkungen einzuschränken. 
Treffend bemerkt Binding, daß bei diesen Vorschriften »Polizeidelikte 
auf dem Wege der Präsumption zu Verlegungsdelikten erhoben werden« 
(»Normen«, Ausg. II, S. 403 Anm. 22). Über die besonderen Eigenheiten 
dieser Geseßesbestimmungen sowie über die Technik der Gesetgebung 
bei der Schaffung derselben kann ich nur auf die Ausführungen Bindings 
verweisen (»Normen« S. 401 ff), deren Ergebnisse mit weiteren Er- 
örterungen breitzutreten nicht nur überflüssig, auch unwissenschaftlich 
wäre. Über die beiden Systeme aus dem Gesichtspunkte der künftigen 
Gesetgebung werde ich später noch Einiges bemerken. Hier soll es 
mir nur gestattet sein, diese nach ihren Wirkungen auf die Recht- 
sprechung beurteilen zu dürfen. 

Auf die besonders lehrreiche Geseggebung des Auslandes kann ich 
hier natürlich nicht eingehen und verweise auf die zutreffenden Dar- 
stellungen v. Liszts und Löfflers »Vergl. Darstell.« Besond. Teil Bd. 5. 

Beide Methoden haben ihre Vorteile und Schwächen, welche sich 
bei der Rechtsanwendung bald merkbar machen. Die volle Freiheit 
über die Entscheidung, ob ein Betriebsunfall im gegebenen Falle die 
Tatumstände der Fahrlässigkeit in sich vereinigt, wird nicht immer in 
dem richtigen Sinne, nach dem wahren Willen des Gese&gebers benugt, 
und durch eine engherzige Auslegung kommen die Gerichte allzuoft zu 
einem Ergebnisse, nach welchem der Unfall als eine unabwendbare 
Folge der Gefährlichkeit des betreffenden Betriebes zu nehmen ist. 
Der Richter bildet sich einen allgemeinen Begriff über Wesen und 
Eigenheiten des fahrlässigen Handelns, den er den besonderen Um- 
ständen der verschiedenen Tätigkeiten nicht anzupassen vermag. — Die 


große Freiheit macht ihn zum Sklaven seiner kleinlichen Gesichts- 


punkte. — Gibt dann dem Gerichte der Gesetgeber festere Verhaltungs- 
maßregeln, indem er die besonderen Fälle, die einen aus Fahrlässigkeit 
verursachten Unfall hervorzurufen besonders geeignet sind, erschöpfend 
feststellt, so folgen auch diesem System ihre Mängel auf dem Fuße. Der 
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Richter klammert sich an die Paragraphen, die selbstverständlich mit 
der Vielfältigkeit der Fälle, mit der Entwicklung der Technik nie Schritt 
halten können, und fällt leicht in den Irrtum, daß er die Fahrlässigkeit 
eines Verhaltens nur dann zu entdecken vermag, wenn er darüber eine 
präventiv verbietende Geseßesbestimmung auffinden kann. 

Die durch Erfahrung so oft erprobte Tatsache, daß die allzu ein- 
gehenden Geseßesbestimmungen den Richter nicht zur Steigerung 
seiner Fähigkeiten nach der Suche der richtigen Entscheidung drängen, 
sondern meistens eine Erschlaffung derselben, eine beinahe mechanische 
Anwendung der Rechtsvorschriften hervorrufen, kommt auch diesmal 
zum Vorschein. | 

Geleugnet kann es nicht werden, daß auch die Wissenschaft in ge- 
wissem Grade daran schuld trägt, daß die Betriebsunfälle, sowie die 
Fahrlässigkeitsdelikte überhaupt, in der Rechtsprechung in einer 
falschen Beleuchtung erscheinen. Der Gegensa& zwischen vorsäßlicher 
und fahrlässiger Begehung wird aus dem Gesichtspunkte der Ver- 
werflichkeit der Tat mit einem besonderen Nachdruck betont, so daß 
das natürliche Gleichgewicht zwischen der Schwere der Straftat und 
zwischen subjektiver Schuld oft stark gefährdet wird. Wer einen ge- 
fundenen Schirm für sich behält, wird als vorsätlicher Delinquent für 
strafwürdiger erachtet als-derjenige, welcher mit seinem Schießgewehr 
fahrlässig umgeht und dabei einen seiner Mitmenschen tötet. Der 
stärkere Schuß, den man in der Praxis dem Vermögen gegenüber des 
Lebens und der Gesundheit sichert, macht sich noch troß unserer un- 
ermeßlichen Verluste an Menschenmaterial unverändert geltend. 

Es wird noch stets über die Strafwürdigkeit des Fahrlässigen ge- 
stritten, der eigentlich »ein Opfer des unglücklichen Zufalles: ist, da »er 
das Gute will und das Böse schaffte (Exner, »Fahrlässigkeit«). Die 
Strafbarkeit des Fahrlässigen wird als eine »verfeinerte Erfolgshaftung« 
dargestellt und mit komplizierten Theorien begründet (siehe Hold. 
v. Ferneck, »Die Idee der .Schuld« S. 24 ff.), statt einfach auf das 
unsoziale, in hohem Grade unwäürdige Verhalten jener hinzuweisen, die 
aus irgendeinem unentschuldbaren Grunde das Mindestmaß jener Umsicht 
außer Acht lassen, zu welchem ein jedes Mitglied einer gesellschaftlichen 
Formation im Interesse der letteren sowie im Interesse seiner Nächsten 
und auch seines selbstwegen stets verpflichtet ist. 

Es ist noch ein günstiger Zustand, wenn, wie es in der Recht- 
sprechung der ungarischen Gerichte und besonders in der Praxis der Königl. 
Kurie der Fall ist, die oben geschilderte Erscheinung meistens nur bei 
der Bemessung der Strafen und weniger bei der Feststellung der Ver- 
antwortlichkeit des fahrlässig Handelnden ihre Wirkung ausübt. Nach 
den angeführten statistischen Beweisen kann ich es als überflüssig be- 
trachten, auf die Bedeutung einer tatkräftigen Repression gegen die aus 
Fahrlässigkeit Betriebsunfälle verursachenden Personen hinzuweisen. 
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Der oberste Gerichtshof versäumt es nicht, in diesen Fällen (die auch 
durch den Geseßgeber, falls sie die Folgen einer Ungewandtheit, 
Nachlässigkeit oder Verlegung der Vorschriften des Amtes oder der 
Beschäftigung des Täters sind, als qualifizierte Fahrlässigkeit betrachtet 
und mit erhöhter Strafe, bei fahrlässiger Tötung 3 Jahre Gefängnis und 
200—4000 Kronen Geldstrafe, bei fahrlässiger Körperverle&gung 1 Jahr 
Gefängnis, 1000 Kronen Geldstrafe geahndet werden, StGB. 8 291 und 
8 310 Abs. 2) die Verantwortlichkeit sämtlicher Personen festzustellen, 
die an der Hervorrufung des verbotenen Erfolges irgendwie beteiligt 
waren, und schließt sich an den durch Liepmann formulierten Sag an, 
daß »Derjenige, der ein Amt ausübt, zwar nicht immer den hierzu er- 
forderlichen Verstand hat, ihn aber haben soll (zitiert bei H. v. Ferneck 
S. 30). Von besonderer Wichtigkeit finde ich diesbezüglich jene Ent- 
scheidungen, welche die Verantwortlichkeit der Leiter und Eigentümer 
der Betriebe feststellen und dem unhaltbaren Zustande der Strohmann- 
haftung ein Ende machen. Es gibt doch nichts Widernatürlicheres und 
Abstoßenderes, als wenn für die aus Geldgier und Gewissenlosigkeit 
stammenden Versäumnisse der Unternehmer letten Endes einem unter- 
‘geordneten Aufseher oder Vorarbeiter die Verantwortung aufgeladen 
wird. Daß in der ungarischen oberstgerichtlichen Rechtsprechung das 
Wesen der Fahrlässigkeit bei Betriebsunfällen richtig erfaßt wurde, 
zeigen zwei Hauptprinzipien, welche als feste Ausgangspunkte bei den 
bezüglichen Entscheidungen dienen. Die Kurie hält nämlich einerseits 
daran fest, daß nicht nur die Angestellten eines Betriebes, sondern die 
Leiter desselben stets verpflichtet sind, die ständige Einhaltung der 
Erfordernisse der Sorgfalt zu überwachen, sowie die Befolgung der 
Vorsichtsmaßregeln durch billige Strenge und durch Zeigen eines guten 
Beispieles zu sichern. Die Vernachlässigung dieser Verpflichtung genügt 
für die Feststellung der Fahrlässigkeit des Betriebsleiters (C. I. 6674/1910). 
Das zweite Prinzip, welches auch als eine Ergänzung des ersteren be- 
trachtet werden kann, verhindert es, daß die Betriebsleiter sich ihren 
Verpflichtungen durch formelle »in fraudem legis« Maßnahmen entledigen 
mögen. Die für die Sicherheit des Betriebes verantwortliche Person 


kann sich nicht damit rechtfertigen, daß eine Maßnahme, wodurch der - 


Betriebsunfall in gegebenem Falle verhindert werden konnte, ihm niemals 
vorgeschrieben wurde, denn er hat ohne jede allgemeine oder konkrete 
Vorschrift für die Vermeidung der Gefahr im Betriebe eifrigst zu sorgen 
(C. I. 8218/1911), und das Fehlen eines besonderen Rechtssaßes ver- 
hindert nur seine Verfolgung für die Übertretung spezieller Gebote, 
nicht aber seine Bestrafung im Sinne der Regeln des Strafrechtes über 
Fahrlässigkeit (C. II. 2455/1918). Diese Grundsäte finden in der 
ständigen Praxis eine zielbewußte Anwendung und entsprechende Er- 
weiterung. Die Verantwortlichkeit für die Einhaltung der Sicherheits- 
vorschriften kann nicht einem untergeordneten “Angestellten oder gar 
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einem Arbeitsführer aufgebürdet werden, sondern sie lastet stets auf 
dem Arbeitgeber oder auf seinem anwesenden Vertreter, der in seinem 
Namen über den ganzen Betrieb zu verfügen berechtigt ist. Er ist in 
seiner Person verpflichtet, im Interesse der Sicherung der körperlichen 
Unversehrtheit, der Gesundheit sämtlicher Angestellten all das zur 
Verfügung zu stellen, was nach den Verhältnissen der Arbeit und der 
Arbeitsstätte für geboten erscheint (C. IV. 4852/1912). Durch diese 
Vorschrift wird dann die Beurteilung der sonst stets wiederkehrenden 
Frage überflüssig, ob es dem Betriebsleiter möglich gewesen wäre, 
den konkreten Betriebsunfall durch irgendwelche Maßnahme zu verhüten, 
denn die Nichtbefolgung der obigen ganz allgemeinen Vorschrift dient 
schon als Grund zur Feststellung der Fahrlässigkeit (C. IV. 4852/1912, 
ebenso C. II. 6250/1911). — Läßt sich der Arbeitgeber durch seinen An- 
gestellten vertreten, so geschieht dies auf seine eigene Gefahr und 
Verantwortung insofern, daß der erstere stets damit zu rechnen habe, 
falls sein Vertreter sich zur Erledigung seiner Aufgabe als ungeeignet 
erweist, dieser Umstand als eine selbständige Ursache zur Feststellung 
seines fahrlässigen Verhaltens dienen wird. Die Unfähigkeit des Ver- 
treters zur Bekleidung seines Amtes wird auch präsumiert besonders in 
den Fällen, wo derselbe kein geprüfter Fachmann ist (C. I. 7738/1913). 

Die Vernachlässigung der Überwachungspflicht wird solchenfalls als 
ein Merkmal der fahrlässigen Handlung betrachtet (C. II. 567/1911). Ist 
jemand mit der Oberaufsicht des Betriebes einer Werkstätte betraut, 
so bedeutet das seine Verpflichtung zur ständigen Anwesenheit und zu 
persönlichem Hinwirken zur Wahrung der körperlichen Unversehrtheit 
seiner Arbeiter (C. II. 3400/1912). 

Nur bei Aufrechterhaltung solcher Bedingungen kann auf die Erfüllung 
der weiteren Erfordernisse gerechnet werden, und zwar daß der Arbeit- 
geber selbst alles besorge, eine jede Sicherheitsmaßnahme befolge, die 
das Leben und die Gesundheit der Arbeiter vor Betriebsunfällen schüßt 
(C. I. 1258/1912), bei gefährlichen Betrieben aber auch daran denke, zu 
verhindern, daß ein Betriebsunfall selbst durch Fahrlässigkeit anderer 
Personen verursacht werden könne (C. II. 8086/1912). 

Durch ein solches, manchesmal vielleicht übertrieben vorsorgliches 
Benehmen kann die Auswirkung der unglücklichen Zufälle, die auch 
bei der größten Umsicht wiederkehren werden, zur Genüge eingeschränkt 
werden. Man soll es nie unbeachtet lassen, daß, so wie die Fahrlässigkeit 
allein oft durch längere Zeit ohne jedwede Wirkung bleiben kann, so 
können auch unerwartete gefahrvolle Ereignisse ohne jedweden Schaden 
anzustiften verlaufen, wenn die Keime des Unfalles nicht auf den frucht- 
baren Boden der betriebsleiterischen Fahrlässigkeit fallen. Wird dem- 
zufolge bei Vernachlässigung der Oberaufsicht der Arbeitgeber in seiner 
eigenen Person zur Verantwortung gezogen, so kann jedoch auch sein 


Vertreter nicht unbestraft davonkommen. Und da bei Fahrlässigkeits- 
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delikten eine Mittäterschaft nicht in Frage kommen kann (siehe Kurie 
Entscheidung C. I. B. 8537/1915), wird die Fahrlässigkeit für beide Teile 
unabhängig festgestellt. Die Aufsichtsperson kann sein Versäumnis 
‚ebensowenig auf Rechnung seines Arbeitsherrn schreiben, als der 
legtere sich mit der mangelhaften Pflichterfüllung seines Vertrauens- 
mannes zu entschuldigen in der Lage ist. 

Der ausnahmslos geltenden Vorschrift, die Vertretung nur dazu geeig- 
neten Personen überlassen zu dürfen, entspricht die Pflicht der letteren, 
diese Vertretung allein dann zu übernehmen, wenn der Arbeitgeber 
sie in der entsprechenden Ausübung des Amtes nicht verhindert. 
Wird dies durch das Verhalten des Betriebseigentümers gefährdet, so 
hat der Vertreter sein Amt niederzulegen, um sich vor den eventuellen 
Folgen zu schüßen (B. I. 3653/1917). Die erörterten und durch folge- 
richtige Anwendung sich zu einem vollendeten System verdichtenden 
Prinzipien lassen dem Arbeitgeber nur zwei Möglichkeiten, bei welchen 
er für den Betriebsunfall nicht strafrechtlich verantwortlich ist: wenn 
die Ungeeignetheit seines autorisierten Vertreters nicht zu erkennen 
war (C. II. 3591/1909), und wenn der Unfall ausschließlich die Folge 
der Fahrlässigkeit oder des Leichtsinns seiner Arbeiter gewesen. 

Daß die erste Möglichkeit noch durch die Verpflichtung zur ständigen 
Oberaufsicht eingeschränkt sei, versuchte ich schon in den Obigen zu 
schildern. Nicht unbegrenzt blieb ähnlicherweise seine Unverantwortlich- 
keit für das Verhalten seiner ausführenden Angestellten: der Arbeiter. 
Der allgemeine Grundsag, nach welchem die Strafbarkeit einer aus 
Fahrlässigkeit begangenen Handlung nicht dadurch ausgeschlossen wird, 
daß beim Eintritt des rechtsverlegenden Erfolges auch die Fahrlässigkeit 
des Beschädigten mitwirkte (u. a. C. I. 177/1908 und C. II. 250/1911), 
findet auch bei diesen Fällen entsprechende Anwendung. Nur wenn 
der Unfall als ausschließlich durch die Fahrlässigkeit der Arbeiter ver- 
ursacht angesehen werden muß, dann allein hört die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit des Arbeitgebers respektive der Betriebsleiter auf. 
Diesem Prinzipe entsprechend stellte auch die Kurie die Fahrlässigkeit 
des Betriebseigentümers fest: a) welcher eine infolge ihres Alters 
(12 Jahre) der nötigen Sorgfalt entbehrenden Person zur Verrichtung 
einer gefährlichen Arbeit verwendete, wobei der Unfall unmittelbar 
durch die kindische Unvorsichtigkeit des Arbeiters hervorgerufen wurde 
(8999,1907); b) welcher in der Handhabung der gefährlichen Maschinen 
unerfahrene Arbeiter ohne Einschärfung der nötigen Vorsichtsmaßregeln 
arbeiten ließ und dieselben, infolge der Unkenntnis der Gefahr bei der 
Arbeit, ohne die gebotene Sorgfalt anzuwenden, sich Verlegungen zu- 
zogen (C. I. 3729/1909), und endlich wurde auch die weitgehendste 
Folge dieser Auffassung mit in Entscheidung gezogen, als c) die Straf- 
barkeit festgestellt wurde, da der Arbeitgeber die gefährliche Arbeit, 
bei welcher einer der Arbeiter verlegt wurde, mit seinen, die not- 
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wendigen Sachkenntnisse nicht besigenden Angestellten versehen ließ, 
ungeachtet dessen, daß er seine Leute bei Beginn der Arbeit über die 
erforderlichen Vorsichtsmaßregeln aufklärte (C. II. 3269/1913 und C. II. 
4178/1913). Als unschuldig für den Eintritt des Betriebsunfalles wurde 
der Eigentümer nur dann betrachtet, wenn seine zur Anwendung der 
nötigen Sorgfalt fähigen Arbeiter die Sicherheitsmaßregeln absichtlich 
außer Acht ließen, wenn auch der erstere sie zur Unterlassung des 
unvorsichtigen Betragens nicht aufforderte (C. II. 8073/1913). 

Das Vorhandensein einer konkreten technischen Vorschrift über die 
Ausführung einer Arbeit kommt gewöhnlich als erschwerender Umstand 
zur Geltung, wenn sie der Arbeitgeber unbeachtet ließ und dadurch 
ein Betriebsunfall verursacht wurde (C. IV. 11053/1906) — ein Umstand, 
der dann als Präsumption zur Feststellung der Fahrlässigkeit dient. Im 
übrigen aber gilt die Ansicht, daß die vielseitigen Sorgfaltspflichten der 
verschiedenen Betriebseigentümer unmöglich kodifiziert werden können 
und jeder sein eigener Gesetgeber sein muß betreffs der Sicherheits- 
maßnahmen, welche sich zur Wahrung der körperlichen Sicherheit 
seiner Arbeiter als erforderlich zeigen. 

Gleichgültig ist es aus dem Gesichtspunkte der strafrechtlichen Ver- 
antwortlichkeit, ob das Verhalten, welches zur Herbeiführung des Un-. 
falles diente, auch durch Anordnungen der Behörde ausdrücklich verboten 
ist oder nicht. Bei der Strafzumessung wird jedoch auch mit diesem 
Umstand gerechnet, da die Nichtberücksichtigung einer behördlichen 
Vorschrift auf einen höheren Grad der Fahrlässigkeit hinweist (C. I. 
7014/11912). Auf die unvollkommene Aufsicht der Gewerbeinspektoren 
kann sich der Arbeitgeber ebensowenig berufen, wenn diese gegen 
eine mangelhafte Einrichtung in seinem Betriebe nichts einzuwenden 
hatten, welche aber dann den Eintritt des Unfalles ermöglichte (C. II. 
1968/1914): ein jeder soll die Folgen seines Betragens in eigener 
Person verantworten, die Pflicht zur Sorgfalt bleibt durch Handlungen 
Dritter unberührt, und auch dem Einwande, daß die Art und Weise 
der Arbeitsverrichtung, welche gegebenenfalls zum Unfalle führte, in 
den einschlägigen Betrieben allgemein bekannt und befolgt wird, mißt 
die Kurie keine entscheidende Bedeutung bei (C. 6514/1910), Ein 
Mißbrauch kann niemals zu einem gutgeheißenen Usus werden. 

Überflüssig und zwecklos würde es sein, wenn ich die Rechtsprechung 
der deutschen Gerichte in der Frage der Fahrlässigkeit der Betriebs- 
eigentümer, «welche doch dem deutschen Juristen wohlbekannt, in 
diesen Spalten einer eingehenderen Besprechung unterziehen würde. Es 
soll mir nur erlaubt sein, auf die Abweichungen und auf die bedeutenden 
Ähnlichkeiten der oberstgerichtlichen Judikatur der beiden Staaten in 
aller Kürze hinzuweisen. 

Es bedarf ebensowenig einer besonderen Betonung, daß auch die 
deutschen Gerichte darauf hinzielen, für die fahrlässige Verursachung eines 
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Betriebsunfalles all jenen die Verantwortung aufzulegen, die den 
Eintritt des schädigenden Erfolges verhindern konnten und sollten. 
Die Ansicht Berners, nach welcher eine »geringe Fahrlässigkeit« 
nicht strafbar ist (Lehrb. S. 169 ff.), gilt schon seit Jahrzehnten als 
eine durch die neuere wissenschaftliche Überzeugung überholte Auf- 
fassung °). 

Die Anwendung der strengeren Strafbestimmüngen des StGB., im 
Falle Versäumung der Aufmerksamkeit, zu welcher der Täter ver- 
möge seines Amtes usw. ($ 222 Abs. 2, § 230 Abs. 2) verpflichtet 
war, ‚wird in der reichsgerichtlichen Rechtsprechung mit sorgfältiger 
Distinktion nur dann gutgeheißen, wenn der Täter die nötigen Sach- 
kenntnisse besaß und das betreffende Amt usw. berufsmäßig be- 
kleidete. 

Der Umstand allein, daß jemand eine gefährliche Beschäftigung be- 
treibt, reicht für die Anwendung der obigen Bestimmungen nicht aus 
(so RG. IV. v. 8. November 1910, siehe: »Das Recht« 14 4216, RG. I. 
v. 1. Dezember 1910. »Recht« 15 263 und, wenn auch in abgeschwächter 
Form, RG. I. v. 9. Juli 1914, L. Z. 1915, 124). Dagegen stellt die 
ungarische Rechtsprechung nur die einzige Bedingung für die An- 
wendung der schärferen Vorschrift auf, daß der Täter, welcher das 
Amt, Beschäftigung usw. betrieb, im Besige der nötigen Sachkenntnisse 
sei, welcher Umstand aber auch nach freiem richterlichen Ermessen und 
nicht etwa nach umständlichen Beweiserhebungen (etwa durch Einsicht 
in Prüfungszeugnisse usw.) entschieden wird. 

Auch in der Literatur werden von beachtenswerter Stelle gegen die 
Überspannung des Gebietes der strafbaren Fahrlässigkeit Einwendungen 
erhoben (siehe v. Hippel, »Vergl. Darstell.« Allgem. Teil 3 595), 
v. Hippel schließt sich an die Theorie des RG., die er als eine Folge 
der Auffassung über das »Vermeidensollen und -können« des rechts- 
` verlegenden Erfolges betrachtet. 

Dagegen ist die anfangs nur in der wissenschaftlichen Literatur ver- 
tretene, jüngstens jedoch einigermaßen auch schon durch das RG. an- 
erkannte Ansicht zweifellos als ein Fortschritt zu begrüßen, daß der quali- 
fizierte Fall der Fahrlässigkeit nicht nur dann angenommen werde, wenn 


6) Diese Ansicht gehört übrigens im Strafrecht einzelner Staaten auch jett noch 
nicht gänzlich der Vergangenheit an. Auch das englische Strafrecht unterscheidet 
zwischen großer und kleiner Fahrlässigkeit, »a little faillure« ist noch nicht strafbar 
(siehe Näheres »Vergl. Darstell.« Allgem. Teil, 3 389). Im holländischen Strafrecht 
wird dieselbe Auffassung dabei noch mit den Tatumständen der Subjektivität und 
Objektivität kompliziert (siehe a. a. O. S. 420 und Besond. Teil 5 271). Es wird 
jedoch bei einer solchen Regelung außer acht gelassen, daß auch eine verhältnis- 
mäßig leichte Fahrlässigkeit manchmal äußerst schwere Folgen hervorrufen könne, 
deren Straflosbleiben das Rechtsgefühl empfindlich verlegt. Eine Handlung kann 
nie ohne Betracht auf ihre Folgen beurteilt werden. Dies wäre ebenso verkehrt 
wie die andere extreme Auffassung, die unbegrenzte Erfolgshaftung. 
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der Täter bei Vornahme der fahrlässigen Handlung in seinem Amte usw. 
tätig ist, denn das Geseß verlange nicht, daß der Täter »beim Betriebe 
seines Gewerbes. die ihm obliegende Pflicht zu besonderer Auf- 
merksamkeit sich vor Augen halte, sondern gehe davon aus, daß er, 
Dank seiner sich im Gewerbebetriebe gewonnenen besseren Einsicht, 
stets auf die Beobachtung besonderer Aufmerksamkeit hingewiesen sei 
(siehe Olshausen, »Komm.« II 8 222 Anm. 9; Frank, »Komm.« II 
S. 382 und die dort angeführten RG.-Entscheidungen). Erfreulich ist 
auch die Übereinstimmung der deutschen Rechtsprechung mit den 
obenerwähnten Prinzipien der ungarischen Kurie bei der Beurteilung des 
Kausalzusammenhanges der als Fahrlässigkeit betrachteten Handlung 
mit dem Unfalle.e. Auf Grund der reichsgerichtlichen Judikatur kommt 
Olshausen zum Ergebnis, daß »zur Annahme einer Verursachung durch 
die Fahrlässigkeit des Täters... genügt, wenn nur der Zusammenhang 
zwischen verursachender Handlung und schädigendem Erfolge im 
wesentlichen erkennbar ist, derartig, daß an der geschlossenen Einheit 
der Kette sich kausal bedingender Ereignisse nicht gezweifelt zu werden 
brauchte («Komm.« II § 222 Anm. 4 und RG. III v. 29. März 1882). So 
auch Franck (siehe »Komm.« Ausg. XI—XIV S. 382) »die Fahrlässigkeit - 
nicht gerade im Augenblick der legten kausalen Tätigkeit vorzuliegen 
braucht®).. Ein Standpunkt, welcher es dem Richter, ähnlich der 
ungarischen Rechtsauffassung, ermöglicht, bei Betriebsunfällen den im 
Hintergrunde sich aufhaltenden eigentlichen Verursacher des Unfalles auch 
zur Verantwortung zu ziehen und das Gericht nicht dazu nötigt, sich mit 
der Bestrafung der mechanisch ausführenden Organe, als mit dem Scheine 
der Gerechtigkeit, begnügen zu müssen. Auf eine weitere Ähnlichkeit 
soll noch hingewiesen werden, daß auch in der deutschen Recht- 
sprechung das Vorhandensein oder Fehlen einer geseglichen Vorschrift 
von keiner ausschlaggebenden Bedeutung sei (siehe Olshausen, 
»Komm.« § 222 Anm. 3 und RG. II. v. 19. Oktober 1886), wie auch die 
behördliche Genehmigung und Überwachung. der Feststellung der Fahr- 
lässigkeit infolge der Mangelhaftigkeit und Gefährlichkeit der Betriebs- 
einrichtung nicht im Wege steht (RG. IV. v. 3. Juli 1888). 

Die sogenannte Vorschriftswidrigkeit oder, umgekehrt, die Vor- 
schriftsgemäßheit ist an sich noch kein Beweis für das Vorhanden- 
sein oder Fehlen der Fahrlässigkeit (siehe noch RG. I. v. 2. Dezem- 
ber 1880). 

Daß die Fahrlässigkeit “durch eine unachtsame Handlung bei irgend- 
einer Haupt- oder Nebenverrichtung möglich ist (siehe Frank, »Komm.« 
S. 59), muß ebenfalls als eine weitere Ähnlichkeit der Rechtsauffassung 
der Gerichtshöfe beider Staaten erwähnt werden. 


€) Und ebenda über die Fahrlässigkeit des Auftraggebers sowie die wertvolle 
Auseinanderse&ung der Begriffe der Vorsicht und Aufmerksamkeit. 
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In skizzenhafter Kürze versuchte ich es darzulegen, daß die Rechts- 
auffassung der Gerichte es in keiner Weise verhindert, daß das Straf- 
geseß als ein wirkungsvolles Mittel in dem Kampf gegen Betriebsunfälle 
diene. Muß es demgegenüber festgestellt werden, daß die praktische 
Bedeutung dieser Strafmaßnahmen als erziehendes und repressives 
Mittel, als eine Mahnung zur größeren Vorsicht und Gewissenhaftigkeit, 
eine ziemlich geringe ist, so trägt fast ausschließlich die allgemein 
herrschende Milde bei der Bemessung der Strafen daran die Schuld. 
Die fahrlässigen Delikte werden durch die meisten Gerichte als spezifische, 
das rückhaltlose Wohlwollen durchwegs verdienende Handlungen be- 
trachtet. Der Umstand, daß der Richter hier selten mit eingelleischten 
Missetätern und eher mit unbescholtenen, redlichen Bürgern des Staates 
zu tun hat, stimmt zur äußersten Milde’). 

Der Gesetgeber rechnete gewiß bei der Feststellung einer verhältnis- 
mäßig niedrigen Höchststrafe (1 Jahr Gefängnis bei nicht qualifizierten 
Fällen) nicht darauf, daß auch dies den Richter dazu bewegen wird, 
ohne besondere erschwerende Umstände regelmäßig mit den mildesten 
Strafen zu operieren und die Ausnahme der Anwendung des Milderungs- 
paragraphen (»Ungar. StGB. $ 92) zur Regel zu machen. Ein Blick in 
die legten statistischen Ausweise über die Tätigkeit der ungarischen Straf- 
gerichte erkärt uns vieles über die Kraftlosigkeit der kriminellen 
Repression gegenüber Betriebsunfällen. Ich betone, daß die aus Fahr- 
lässigkeit begangenen Tötungs- und Körperverlegungsdelikte durchweg 
der Kompetenz der Landgerichte angehören, infolgedessen die einzelnen 
Fälle vor Anklageerhebung bereits im Vorverfahren sorgfältig geprüft 
werden und nur solche Fälle zur Hauptverhandlung gelangen, wo zum 
Schuldspruch, nach Ermessen der Staatsanwaltschaft, die Beweggründe 
unverkennbar zur Verfügung stehen. Die Statistik berichtet uns nichts 
darüber, auf Grund wie vieler solcher Anzeigen wegen Fahrlässigkeits- 
delikte die Anklage erhoben wurde, und ebensowenig, wie hoch die 
Zahl der freigesprochenen Angeklagten war. Wir erfahren nur, daß im 
Jahre 1914 (S. 346 ff.)®) wegen Tötung 545, wegen fahrlässiger Körper- 
verlegung 845 Personen verurteilt wurden. Zwecks richtiger Beurteilung 
dieser Zahlen weise ich darauf hin, daß im selben Jahre wegen Ver- 
brechen der schweren Körperverlegung (Heilung innerhalb 20 Tagen) 
3542 Personen verurteilt wurden. Kam es also zur Feststellung der 
Fahrlässigkeit, so wurden folgende Strafen verhängt: 


1) Diese Ansicht wird sonderbarerweise auch in der Literatur des Auslandes 
wiedergefunden. »Bei Fahrlässigkeitsdelikten handelt es sich nicht um Verbrecher 
in gemeinem Sinne,« dementsprechend ist die Einführung einer besonderen 
gezienienderen Freiheitsstrafe erwünscht (Sauvard, »Le délit d’imprudence« 
[Paris 1899)). 

8) »Ungar. Regierungsbericht und statist. Jahrbuch« (Budapest 1916). 
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Fahrlässige Tötung. 
1—8Tage 9—15 Tage 16 Tage bis1 Monat 1—3 Monate über 3 Monate Gefängnis 
206 (133)°) 89 (60) 84 (46) 30 29 Fälle 


10 Kr. 10—100 Kr. über 100 Kr. Geldstrafe 
5 (3) 82 (44) 13 (2) Fälle 


Fahrlässige Körperverle&ung. 
1—8 Tage 9-15 Tage 16 Tage bis 1 Monat 1—3 Monate über 3 Monate Gefängnis 
353 (178) 94 (25) 51 (7) 12 2 Fälle 


10 Kr. 10—100 Kr. über 100 Kr. Geldstrafe 
40 (35) 276 (115) 18 (1) Fälle. 


Der außerordentliche Strafmilderungsparagraph wurde bei fahrlässiger 
Körperverlegung in 99 (das heißt 18°o), bei Tötung in 333 Fällen 
(391/2 9/0) angewendet !°). 

Mit aufrichtigem Staunen muß man es zur Kenntnis nehmen, daß der 
Gerichtshof bei 48°/o der fahrlässigen Körperverlegungen und in 40°/o 
bei fahrlässigen Tötungen die Vollziehung der Strafe bedingungsweise 
aussette (Strafgesegnovelle XXXVI aus dem Jahre 1908 § 1). Ebenso 
schwer können wir es uns vorstellen, daß es Fälle in bedeutender Zahl 
gab, in welchen nach Anwendung der gebotenen Strenge die Haupt- 
strafe unter 10 Kr. festgesegt werden konnte (82 Fälle bei Körper- 
verlegtung und 627 bei fahrlässiger Tötung). Dies sind Ergebnisse, 
welche uns, wenn auch nicht über die geringe Strafwürdigkeit der fahr- 
lässigen Missetäter, sondern um so gründlicher über die Unrichtigkeit 
einer, von übel angebrachtem Wohlwollen stroßenden Rechtsprechung 
aufklären. 

Noch weniger scheint uns die Milde des Gerichtes am Plage zu sein, 
wenn wir in Betracht ziehen, daß zwischen den wegen fahrlässiger 
Tötung Verurteilten 415 agrikulturelle und 103 gewerbliche Be- 
schäftigungen betrieben (568 — 278 bei fahrlässiger Körperverleßung). 

Elemente, welche, wenn gänzlich vermögenslos, so meistens auch 
auf den untersten Stufen der Bildung stehen und nur durch beträchtliche 
Freiheitsstrafen beeinflußbar, wenn vermögend, so durch Anwendung 
minimaler Geldstrafen keinesfalls entsprechend bestraft werden. Die 
Annahme, daß für den Täter der Schuldspruch allein schon eine für sein 
Lebelang hinreichende Warnung bilden werde, war und sei auch jett 
nichts mehr als ein schöner Traum des weltfremden Idealisten. Durch 


°?) Die Zahlen in Klammern bedeuten die Zahlen der Fälle, bei welchen die 
Vollstreckung der verhängten Strafe auf 3 Jahre Probezeit ausgese&t wurde. 
Ges. XXXVI aus dem Jahre 1908 S. 351 Anm. 

10) Die Strafen in Ungarn sind also bedeutend milder wie in Deutschland, wo 
dennoch auf Grund $ 222 StGB. unter 332 Verurteilten 11 mit Gefängnisstrafen von 
2 Jahren und darüber geahndet wurden (»Vergl. Darst.« Allgem. Teil, 3 589 
Anm. 4). 
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die Strafe muß der Verbrecher die Hand der Gerechtigkeit in nicht zu 
verkennender Weise fühlen. 

So wenig ich im ersten Teile dieser Arbeit es für nötig erachtete, 
die Erfahrungstatsache, daß bei den einzelnen Betrieben die stets 


und im gleichen Umfange wiederkehrenden Unfälle in nicht un- _ 


bedeutendem Maße durch fahrlässige Pflichtverlegung verursacht wurden, 
außer den statistischen Ergebnissen noch mit weiteren, mittelbaren Be- 
weisen zu bekräftigen, so 3 ich auch derselben Meinung und berufe 
mich ebenfalls nur auf die Tatsachen der Statistik, wenn man es be- 
urteilen soll, ob die obenangeführten Maßnahmen eine kräftige und 
zielbewußte Verteidigung gegen die verheerende und von Jahr zu Jahr 
erneuernde Wirkung der Betriebsunfälle bilden. 

Eine oft und nach Jahren nach Begehung der fahrlässigen Tat nach 
vielen Verhören, Verhandlungen, Anklage und Verteidigungsreden 
verhängte Geldstrafe von einigen Kronen wird selbst bei den Un- 
bemittelten nur das Gefühl einer unangenehmen, zwecklosen Ausgabe 
erwecken, ohne jene durch die kriminelle Strafe erstrebte Wirkung 
auszulösen. Als eine Lappalie wird die ganze Angelegenheit aber stets 
von dem begüterten Unternehmer aufgefaßt, der für die Deckung dieser 
kleinen Strafsummen bei Aufstellung seiner Berechnungen schon vor- 
gesorgt hatte. 

Es kann für diese mißliche Lage nicht der Gesetgeber ohne weiteres 
verantwortlich gemacht werden, der dafür zu sorgen unterließ, daß der 
Schuldige nicht ohne die gebührende und noch zu rechter Zeit verhängte 
Strafe davonkomme. Denn bestünde das Richterkollegium aus nicht nur 
juristisch Sachverständigen, sondern auch die Bedeutung der einzelnen 
Ereignisse aus dem Zusammenhange des ganzen kulturellen Lebens 
beurteilenden Mitgliedern, so würden sie die entsprechende Lösung 
auch bei den gegenwärtigen nicht mangelfreien Gesegesbestimmungen 
finden. Daß dies aber nicht der Fall ist, bedarf nunmehr keiner erneuerten 
Beweise, und mit den allzu menschlichen Schwächen jener, welche 
dazu berufen sind, seine Verfügungen auszuführen, muß auch der 
Gesetgeber rechnen. | 

Wiederholt will ich es auch hier betonen, daß es nichts als eine arge 
Selbsttäuschung wäre, wollte man hoffen, daß der Kampf gegen Betriebs- 
unfälle mit den Waffen des Strafrechtes allein erfolgreich ausgefochten 
werden könnte. Selbst die entsprechendsten Geseßesbestimmungen 
und die zielbewußteste Rechtsprechung sind dieser Aufgabe nicht ge- 
wachsen, wenn ihre Arbeit nicht zu gleicher Zeit durch andere Mittel, 
durch das Privatrecht, Arbeiterschußgesete, Regelung der Zulassung zur 
Leistung gefährlicher Arbeit usw., unterstütt wird. 

Nach Vervollständigung all dieser Institutionen kommt die Reihe an 
die Revision der Strafbestimmungen. Auf diesem Gebiete ist aber auch 
so manches zu ergänzen und zu ändern. 
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Die Bestimmungen über die Fahrlässigkeitsdelikte müssen einer Reform 
und Ergänzung unterzogen werden. Bevor man auf Einzelheiten dieser 
Reformen eingehen könnte, muß die Frage entschieden werden, ob es 
ratsam erscheint, ein System der Gefährdungsdelikte in das StGB. ein- 
zuverleiben, respektive die in einigen StGB. schon vorhandenen, zumeist 
ganz planlos aufgestellten Deliktstatbestände zu erhalten und zu ver- 
mehren. 

Der Schuß gegen mögliche und wahrscheinliche Gefährdung, gegen 
die sogenannte abstrakte Gefahr (v. Ullmann) ist den Strafgesegbüchern 
Europas durchaus nicht fremd (siehe die Bestimmung über Brandstiftung, 
Aussegung, Gefährdung der Sicherheit des Eisenbahnverkehres usw.). 

Auf den auch von wissenschaftlichem Gesichtspunkte unfruchtbaren 
Schulstreit über das Wesen und die Beschaffenheit der Gefährdungs- 
delikte will ich hier nicht eingehen!) und nehme den in der Wissenschaft 
so gut wie allgemein anerkannten Grundsaß an, daß die Gefährdung eine 
Vorstufe der Verlegungshandlungen bilde (v. Hippel). Unsere Frage 
ist damit bedeutend vereinfacht, indem es sich jegt nur darum handelt, 
ob es ratsam ist, gewisse Handlungen, welche nach Wahrscheinlichkeit 
eine Rechtsverlegung verursachen werden, schon vor dem Eintritt der 
leteren bei Strafe zu verbieten, oder ob es richtiger ist, wenn wir 
jeden nach freiem Belieben schalten und walten lassen und nur nach 
erfolgter Verlegung zur Rechenschaft ziehen !?). — Nach meiner Meinung 
können die zahlreichen, aus den verschiedensten Theorien empor- 
gewachsenen Begründungen gegen die Daseinsberechtigung der Ver- 
bote gegen Gefährdungsdelikte sich mit den einfachen Einwendungen 
der Logik des alltäglichen Gedankenganges nicht messen. Ist es wirklich 
das allein Richtige, mit gefalteten Händen abzuwarten, bis eine Handlung 
zur Verlegung wichtiger Lebensinteressen führte, nicht zu erseßenden 
Schaden verursachte, wenn wir, vor dem Eintritte dieses schädlichen 
Erfolges, über die Gefährlichkeit der Handlung im reinen waren und 
auf Grund von Erfahrungen auf die Rechtsverlegung rechnen mußten? 

Es soll hier nicht die unverlegliche Freiheit aller Menschen bei Be- 
antwortung der Frage mit herangezogen werden. Die Freiheit in 
solchem Maße ausleben zu lassen, daß wir den kulturfeindlichen Aus- 
artungen derselben wehrlos gegenüberstehen, wäre eine verhängnisvolle 


11) Die bezügliche Literatur ist allerdings höchst charakteristisch zum Beweise, 
wieviel Mühe und Scharfsinn zur Erörterung von Fragen in der Rechtswissenschaft 
angewendet wird, deren Entscheidung zugleich als Endziel auf die Gestaltung der 
weiteren Ergebnisse bedeutungslos erachtet werden muß. (Siehe zum Beispiel 
Radbruch, »VDA.<: 2 229: »die Rechtsverle&ung ist ein durch den Erfolg konsti- 
tuiertes Gefährdungsdelikt« und anderes. 

ı2) [Die folgenden Ausführungen scheinen mir besonders bedeutsam zu sein. 
Entsprechend habe ich auch in meinem »Leitfaden« die Gefährdungsdelikte neben 
den Verlegungsdelikten hervorgeboben. — Kohler.] 
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Übertreibung, ein Gößendienst vor Prinzipien, der endlich zur Selbst- 
zerstörung, zum unbedingten Gegensaße der Freiheit führen würde'®). 

Auf bedeutende Schwierigkeiten würde der Gese&geber stoßen, wollte 
er sämtliche Handlungen in dem Gresete feststellen, welche eine schwerere 
Gefahr zu verursachen pflegen. Selbst bei einer Aufzählung, die sich 
auf die Hauptgruppen solcher Handlungen beschränkt, würden durch 
die stetige Entwicklung der Technik sich Mängel unabweisbar zeigen '*). 

Belehrend ist das Beispiel des »Österr. StGB.«, dessen willkürlich 
eingeschobenen Gefährdungsdelikte den modernen Juristen kaum be- 
friedigen können. Trog wiederholten Widerspruches namhafter Juristen 
(siehe unter anderen v. Hippel, »Vergl. Darstell.«, Allgem. Teil, 3 532) 
bin ich der Ansicht, daß von einem allgemeinen Gefährdungstatbestande, 
etwa wie im alten (aus dem Jahre 1903) »Schweiz. Entwurfe« (§ 68), 
von der Bestrafung derjenigen, die »einen Menschen wissentlich und 
gewissenlos in unmittelbare Gefahr für das Leben oder in schwere 
Gefahr für die Gesundheit« bringen, eine unbedingt heilsame Wirkung 
zu erwarten ist. Selbstverständlich ist der Strafrahmen in einem Um- 
fange festzusegen, der es ermöglicht, Vermögenslose mit entsprechender 
Freiheitsstrafe und Gewinnsüchtige auch mit bedeutenden Geldstrafen 
zu ahnden. 

Betreffs der weiteren Folgen einer solchen Strafbestimmung schließe 
ich mich bedingungslos der Ansicht v. Liszts an, der zum Schlusse 
seiner wohlbegründeten Vorschläge bemerkt, daß durch die Aufnahme 
einer allgemeinen Strafdrohung gegen Lebens- und Leibesgefährdung 
das System der strafbaren Tatbestände nach verschiedenen Richtungen 
eine wesentliche Klärung und Vereinfachung erfahren werde (»VDBV.«). 

So wenig ich besondere Einzeltatbestände über verschiedene Arten 
der Gefährdungen im künftigen :StGB.« für wünschenswert erachte, 
ebenso unzweckmäßig und überflüssig scheint es mir, dasselbe mit 
einem Ballast von zahlreichen Paragraphen über die verschiedenen 
Formen der fahrlässigen Tötung und Körperverlegung zu belasten. Die 
allgemeinen Bestimmungen, welche bereits in den meisten Gesegbüchern 
- und Entwürfen über diese Delikte aufgenommen wurden, bedürfen 
auch in der Zukunft keiner Ergänzung. -- Da aber diese Geseßes- 
bestimmungen nun dazu bestimmt wären, auf die verschiedensten Fälle 
mit den abweichendsten Begleiterscheinungen Anwendung zu finden, 
so muß bei der Feststellung des Strafrahmens mit besonderer Vorsicht 
dafür gesorgt werden, daß es auch möglich sei, in jedem konkreten 
Falle eine der Schuld, den persönlichen Eigenschaften und der Ver- 


13) Zutreffend die Bemerkungen Radbruchs, »Vergl. Darst. 5 201. 

14) Zutreffend weist Löffler, »Körperverlegung« darauf hin, daß ein jeder Ver- 
such, welcher auf die erschöpfende Kodifikation dieser nach Bindings Determination 
unvollendeten Gefährdungsdelikte hinzielt, schon ursprünglich als mißlungen be- 
trachtet werden kann. 
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mögenslage des Täters, den Begleiterscheinungen der Tat entsprechende 
Strafe zu bemessen. Vernünftig ist es, an dem Prinzipe festzuhalten, 
daß die bei Ausübung einer Beschäftigung, eines Amtes usw. verursachte 
fahrlässige Tötung oder Körperverlegung stets als ein schwerer Fall 
dieses Deliktes in Betracht komme. Im übrigen liegt das Gewicht hier 
auf die Haupt- und auf die Nebenstrafen gleichmäßig verteilt. Was 
die ersteren betrifft, so würde ich auch weiter die Gefängnisstrafe 
anwenden, und zwar bei fahrlässiger Tötung von 1 Monat bis 5 Jahren 
und bei fahrlässiger Körperverlegung von 8 Tagen bis 3 Jahren. Ist die 
Tötung oder Körperverlegung die Folge einer besonders groben Fahr- 
lässigkeit oder des Mißbrauchs der Arbeitskraft Dritter oder aus Gewinn- 
sucht des Täters entsprungen, so ist sie mit einer Gefängnisstrafe nicht 
unter 1 Jahre respektive bei fahrlässiger Körperverlegung 6 Monaten 
zu ahnden. Enthält ein StGB., wie das ungarische, eine allgemeine 
Verfügung über Strafmilderung (8 92), nach welcher der Richter die 
Strafe im Minimum der nächstfolgenden milderen Strafart festsegen 
kann, so kann freilich die Gefängnisstrafe in besonders leichten Fällen 
durch Geldstrafe ersegt werden. 

Mit Anbetracht auf die Verschiedenheit der Vermögenslage der Täter 
wäre es hier kaum möglich, ein Minimum festzustellen. Die Entscheidung 
muß bei diesem Punkte gänzlich dem freien Ermessen des Richters 
überwiesen werden. Darüber siehe noch unten. 

Als Nebenstrafe käme zu allererst die Geldstrafe in Betracht, welche 
nicht nur in den Fällen, wo die Tat, der Eintritt des Erfolges, auf 
Gewinnsucht, auf gewissenlose Profitgier der verantwortlichen Person . 
zurückzuführen ist !5), sondern stets auch dann anzuwenden wäre, sobald 
es die besonderen Eigenschaften des Täters oder die Umstände der 
Tat als ratsam erscheinen lassen: Zum Beispiel in den Fällen, wo eine 
langdauernde Freiheitsstrafe als übermäßig hart, eine kürzere wieder 
als unverhältnismäßig mild erscheint. — Die Geldstrafe diene hier zur 
Nivellierung mit Berücksichtigung der Stufen der Intelligenz, der gesell- 
schaftlichen Stellung und moralischen Beschaffenheit des Täters. Das 
Höchstmaß der Geldstrafe in exorbitanter Summe festzustellen, ist stets 
nur eine Selbsttäuschung, da das Urteil niemals zu solcher Höhe empor- 
steigen wird. Gesorgt muß aber auch dafür werden, daß die für den 
Verurteilten unbedeutenden Strafsummen die Würde und den Ernst 
des Straigerichtes nicht gefährden. — Mit einer Geldstrafe von 50 bis 
10000 Kr. könnte der Richter in jedem Falle das Richtige treffen. 

Als weitere Nebenstrafe soll auch das zeitweilige oder endgültige 
Verbot der Ausübung gewisser, Fachkenntnisse erfordernder Beschäf- 
tigungen, Ämter usw. in Anwendung treten. Die spätere Zulassung 
von dem Bestehen einer besonderen Prüfung zu bedingen, kann ich 


-— 


15) So auch der Schweizer Entwurf. 


220 Auer: Fahrlässigkeit und Betriebsunfall. 


nicht befürworten. Die Prüfungen beweisen bei praktischen Beschäf- 
tigungen nicht die Aneignung jener Kenntnisse, welche es ermöglichen, 
das Gelernte im geeigneten Momente und in entsprechender Form 
anzuwenden. Letten Endes würde die Verpfichtung zur Prüfung nur 
zur Neueinstudierung einer unnüßen, in der Praxis des Alltages niemals 
Anwendung findenden Materie führen. Doch dürfen wir uns nicht allein 
auf die heilsame Kraft der Zeit verlassen. — Ist es infolge der während 
der Karrenzzeit ausgeübten Beschäftigung nicht anzunehmen, daß es 
möglich war, das Notwendige zu erlernen, so soll die Verwaltungs- 
behörde die neuerliche Zulassung nicht erteilen. Eine wiederholte Ent- 
scheidung des Gerichtes ist hierzu nicht nötig, da doch die erstere 
Behörde über die Erteilung von Gewerbebewilligungen stets nach 
eigenem Ermessen entscheidet. 

Als eine weitere Nebenstrafe würde der Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte in Betracht kommen, sobald der Antrag, diese Strafe in 
all jenen Fällen anzuwenden, in welchen die Handlung (Unterlassung) 
aus Gewinnsucht oder, aus einem anderen verwerflichen Antriebe 
begangen wurde, durch den Gesetgeber angenommen werden sollte. 
Eine Strafe, von deren abschreckender Wirkung allerdings im Allgemeinen 
nicht vieles zu erwarten ist; doch mag sie bei Verfolgung der nicht 
selten durch Angehörige der obersten Gesellschaftsklassen begangenen 
Fahrlässigkeitsdelikten besonders beachtenswerte Wirkungen auslösen. 

Einige Strafgeseßbücher, so auch das ungarische, ermächtigen den 
Strafrichter, mit der Feststellung der Schuld des wegen fahrlässiger 
Tötung oder Körperverlegung Angeklagten zugleich über die Ent- 
schädigung der Verlegten zu entscheiden ($ 291), Wenn auch diese 
Bestimmung es verhindern kann, daß der zur Leistung einer Ent- 
schädigung Verpflichtete die Geltendmachung des Anspruches auf Jahre 
hinausschiebe, so würde ich es vorziehen, wenn über die vermögens- 
rechtlichen Folgen der Straftat stets ein Zivilgerichtshof entscheiden 
würde. Das Strafverfahren ist im höchstem Maße ungeeignet zur 
Prüfung verwickelter, aus vielen Posten bestehender Rechnungen; 
meistens fehlt es an der erforderlichen Zeit, Übung und Geduld zur 
gründlichen Erledigung solcher Aufgaben. — Der Gerichtshof bestimmt 


als Entschädigungsbetrag eine nach Gutdünken festgesegte Summe, 


welche dann regelmäßig von dem Verle&ten als unverhältnismäßig 
gering, von den Verurteilten als unbestreitbar hoch bezeichnet wird. 
Der Zivilgerichtshof ist zur Erledigung solcher Fragen weitaus geeigneter; 
die Anordnungen des BGB. geben feste Maßregeln über die Geltend- 
machung der Ansprüche aus Unfällen. — Es soll ermöglicht werden, 
jedoch durch diese Geseßesbestimmungen die Grenzen der bürgerlich- 
rechtlichen Verantwortlichkeit stets in entsprechendem Maße, den Einzel- 
heiten der Tat sowie den persönlichen Umständen des Täters angemessen, 
festsegen zu können, und es soll auch der Richter nicht fehlen, der die 
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Folgen der Tat nach ihrer entsprechenden Bedeutung würdigt. Die 
Feststellung einer hohen Buße bei zahlungsfähigen Betriebsleitern und 
Eigentümern wird diesen auf lange Zeit eine wirksame Lehre sein. 

Hiermit sind wir aber auch bei der Frage der Strafzumessung an- 
gelangt. Der die kriminelle Strafe festseßende Gerichtshof soll sich 
weder durch die Unbescholtenheit und Ehrenhaftigkeit des Täters irre- 
führen lassen, sondern ziehe die Folgen der fahrlässigen Handlung in 
Betracht und sorge dafür, daß das von dem Täter verursachte Übel 
mit der Strafe in angemessener Schwere ausfalle. Noch mehr, als es 
allgemein bekannt, hängt der Erfolg der Strafbestimmungen über Fahr- 
lässigkeitsdelikte von einer zutreffenden Gesegesanwendung ab. — Eine 
richtige Bemessung der Strafe ist nicht weniger wichtig als die scharf- 
sinnige Entscheidung über die Schuldfrage. Daß hier so Manches ver- 
säumt wurde, beweist auch die fortdauernde Steigerung der Zahl der 
Fahrlässigkeitsdelikte !°). 

Dieser höchst betrübenden Erscheinung mit allen Mitteln entgegen- 
zuarbeiten, ist, selbst wenn uns die Verluste des Krieges nicht unver- 
kennbar zur größten Sparsamkeit mit Menschenkraft ermahnen würden, 
jedenfalls eine höchst dankbare Aufgabe auch aus wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten. Wollen wir nur berücksichtigen, daß allein in Ungarn 
auf 1000 Vollarbeiter im Jahre 1912 1266,61 Kr. Unfallrenten fielen und 
aus den Unfallentschädigungssummen 62804 Angehörige der Ver- 
unglückten von Jahr zu Jahr erhalten werden müssen '?). 


16) Siehe über die Steigerung in Deutschland (76°0 in zwei Jahrzehnten) »Vergl. 
Darst.« 5 148 Note 3, über dieselbe in Österreich Mayr, »Moralstatistik« S. 674, in 
Ungarn »Bericht des Arbeiterversicherungsamtes«. 

1‘) »Ungarischer Bericht: S. 221. 


Sirafrechisgeschichte und vergleichende 
Rechtswissenschafl. 


Schuld und Sühne im alten bairischen Recht. 


Von Dr. Hermann Knapp, Reichsarchivrat in München. 


Disse Schrift soll einen bescheidenen Versuch bedeuten, die Frage 

zu lösen, welche Anschauungen über Verbrechen und Strafe vordem 
in den alten bairischen Herzogslanden die herrschenden sein mochten. 
Freilich stehen uns hierfür von heimischen Quellen nicht allzu viele zu 
Gebote. Bietet uns auch das ehrwürdige Volksrecht der Baiuwarier, 
wiewohl es noch sehr im Banne des Erfolgsgrundsages steht, zahlreiche 
Anhaltspunkte und ist nicht minder manches Kapitular, sofern es bairische 
Verhältnisse zu beeinflussen vermochte, verwertbar, so versagen die 
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Überlieferungen aus der endlosen Zeit des ungeschriebenen Gewohn- 
heitsrechts für unsere Zwecke fast völlige. Und auch die Landfrieden 
huldigen, wenn wir ihnen auch viele Aufschlüsse danken, immerhin 
einer ziemlich einseitigen Richtung, indem sie vomehmlich die Delikte 
wider den Rechtsfrieden ins Auge fassen und die allgemeinen Prinzipien 
des Strafrechts nur nebensächlich streifen. 

Wertvoll und vielseitig sind dagegen die schlichten, treffenden Sa&fungen 
des Schwabenspiegels. Mit Recht hat ihn Rockinger als das nicht nur 
für dessen engere Heimat, sondern für ganz Oberdeutschland maß- 
gebende Gesetbuch bezeichnet. Einen Beweis hierfür vermag ich auch 
aus dem immerhin bedeutsamen Freisinger Fürstentum zu erbringen. 
Dort entschloß sich Bischof Albrecht II. Mitte des 14. Jahrh., das ober- 
bairische Landrecht auch in seinem Herrschaftsbereich zur alleingültigen 
Norm zu erheben. Allerdings mußte er es, um es mit dem bisherigen 
heimischen Recht in Einklang zu bringen, mannigfachen Änderungen 
unterwerfen. Er bezeichnete es als Landbuch, wiewohl es in erster 
Linie für seine Hauptstadt in Kraft treten sollte. Es fiel mir nun ein 
Stadtbuch von ca. 1424 in die Hand, das einen Auszug des alten 
städtischen Saßungsbuches, welches mit dem Landbuch nur wenige 
verwandte Züge aufweist, in sich schließt. Es geht daraus hervor, daß 
die Freisinger Bürger, ohne sich um Albrechts Landbuch weiter zu 
kümmern, hierin auf ihr altes Sagungsbuch als eigentliche Geseßesquelle 
verwiesen und außerdem noch eine stattliche Artikelreihe des Münchner 
Stadtrechts zur Ergänzung jenem Auszug anfügten. Sollte aber auch 
dieser versagen, so soll man »sich des ervaren an dem puch ze Swaben«. 
Und was für Freising recht war, mochte auch für München billig sein. 

Kurz, es ist kein Zweifel, daß der Schwabenspiegel dank seiner großen 
Verbreitung von allen Richtern des deutschen Südens als wichtigste 
Offenbarung in allen schwierigen Fragen zu Rate gezogen wurde. Um 
seinen urkräftigen Stamm aber rankte- sich wie junggrünender Eppich 
manche Satung aus Stadt und Land, seinen Wurzeln ihre besten 
Kräfte dankend. Lange warf er seine Schatten weit über das deutsche 
Recht. 

Auch Ruprecht von Freising und die Rechtsbücher König Ludwigs 
gingen ja nach mancher Richtung hin bei ihm zu Haupte. Jener ist jedoch 
kein sklavischer Nachbeter von ihm zu nennen; schöpfte er daneben 
aus andern Quellen, so spricht er nicht minder aus eignen Heften zu 
uns. Besondern Reiz gewährt zumal seine Eigenart, kurze Säße des 
alten Stadtrechts mit selbsterdachten Erläuterungen zu umweben. Und 
täuschte man sich auch in der Vermutung, daß er tiefgründigen Einfluß 
auf die Gesete König Ludwigs übte, so mochte doch der Münchner 
Richter oft genug nach der ihm gewidmeten Abschrift des Freisinger 
Rechtsbuches greifen, da dieses jene nicht nur in Hinblick auf seine 
strafrechtliche Doktrin, sondern auch durch reiche Kasuistik weit übertrifit. 
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Prüft man nämlich das oberbairische Landrecht nach dieser Richtung, 
so scheint es unbegreiflich, daß ein Gese&buch aus den Tagen des 
Baiernkaisers, der in seines Reiches Hauptstadt namhafte Gelehrte um 
sich scharte, solche Indolenz in bezug auf die' feineren Fragen des 
Strafrechts, das heißt die Willensrichtung des Täters, Versuch, Teilnahme 
und besonders auch die Strafzumessung zur Schau trägt. Deshalb zeigt 
es auch, wie wir sehen werden, geradezu Rückständigkeit auf manchem 
Gebiet, wobei nicht zu vergessen, daß seine Herrscherzeit erst mit der 
Carolina endigte. Und so mochte man auch dort, wenn das heimische 
Recht versagte, seine Zuflucht zu dem der Schwaben genommen haben, 
es wäre denn, daß man die Entscheidung kritischer Fälle meist dem 
Hof überließ. Jedenfalls muß ich bei meiner Darstellung dem Schwaben- 
spiegel die ihm gebührende Rolle zuerkennen. Dasselbe gilt von den 
Satungen Regensburgs, der alten bairischen Kapitale; bieten uns doch 
auch diese angesichts ihres hohen Wertes eine besonders reichhaltige 
Quelle. Beachtung verdient ferner der Entwurf des bairischen Land- 
rechts von 1346, in dem Rockinger nicht ohne Grund das verloren- 
gegangene ältere Landrecht vermutete. Steht er doch auf einer be- 
deutend früheren Rechtsstufe als das spätere Landrecht selbst. So 
wendet er zum Beispiel die höchste Buße noch in zahlreichen Fällen 
an, während dieselbe schon durch das Gebot von 1281 auf Leme und 
Heimsuche beschränkt wurde. 

Auch die vielen Weistümer und Ordnungen wie gerichtlichen Einzel- 
fälle bringen uns, wiewohl sie nicht nach allen Seiten hin zu befriedigen 
vermögen, dankenswerten Stoff, zumal in Hinsicht auf die Geschichte der 
peinlichen Strafen und Bußen wie der besonderen Lehren des Strafrechts. 
Die zum Teil sehr ehrwürdigen Weistümer zeichnen sich, wenn sie 
auch an Originalität denen des Frankenlandes nicht völlig gleichstehen, 
durch prägnante, urwüchsige Säge aus. Leider bekunden sie häufig 
Gleichartigkeit, ja einzelne dienten für andere geradezu als Vorbild, 
das dann fast ohne Änderung übernommen wurde. 

Und nun habe ich noch über einen beklagenswerten Vandalismus 
zu berichten. Zahllose Hofrats-, Hofgerichts-, Stadtgerichts-Bücher wie 
Strafbücher und Akten sind aus Mangel an Verständnis für ihren ge- 
schichtlichen Wert vernichtet, das heißt unerbittlich dem Einstampf 
geweiht worden. Es sind hierfür wohl weniger die Archivverwaltung 
verantwortlich zu machen, als die Stadtbehörden wie die Gerichte selbst. 
Ich erinnere hier übrigens an den früheren Brauch, das bisherige Geseß 
und aile seine Abschriften zu vertilgen, sobald ein neues auf den Schild 
erhoben worden ist, ein Verfahren, dem zum Beispiel auch das alte 
oberbairische Landrecht wie das Freisinger Stadtrecht zum Opfer gefallen 
sind. Zudem findet sich auch heute noch vielfach die Ansicht, daß, 
was für die Praxis keinerlei Bedeutung mehr besit, als unnüßer Ballast 
und vernichtungsreif zu erachten sei. Abgesehen davon, daß uns damit 
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auch in zivilrechtlicher Hinsicht schätbare Quellen für immer zu Verlust 
gerieten, so sehen wir uns auch außerstande, festzustellen, welche 
Juristen Italiens zu jener Zeit Fühlung mit der bairischen Rechtsprechung 
gewannen. Daß übrigens Schwarzenbergs Gese&gebung bei me 
keinesfalls zu Haupte gegangen, steht außer Frage. 

Dies bewahrheiten auch die verschiedenen Landesordnungen an der 
Wende des 15. Jahrh. Von solchen, welche zum Teil sehr wichtige 
Saßungen in sich schließen, verwerteten wir zumal die von 1474, 1491, 
1501, 1516 und besonders das reformierte Landrecht von 1518 mit 
dessen Entwurf von 1487 beim Abschluß unserer Forschungen '!). 


I. Das Verbrechen. 


In der l. Baiuw. finden wir crimen und scelus ziemlich unterschiedslos 
für Verbrechen gebraucht; als todeswürdiges ist das crimen capitale 
oder mortale hervorgehoben. In den Kapitularien treten malefactum, 
malum factum, maleficium, scelus, crimen (majus, mortale, manifestum, 
ostensum, publicum) und culpa auf. In den lateinischen Landfrieden 
herrschen ebenfalls crimen, scelus und maleficium vor; keines von 
denselben bedeutet ausschließlich das Kapitalverbrechen. In den 
deutschen wird dieses durch tat und ungetat gekennzeichnet; tat, 
getat, getaet entspricht indes auch dem geringeren Delikt. So 
auch im Schwsp. Untat, ungetat ist hier bei todeswürdigem Dieb- 
stahl, Keterei und Vergiftung angewendet°); ebenso begegnet man 
ihm in der Gegenüberstellung von Frevel, wie auch im Geleit 
weniger bedenklicher Straftaten®). Schwankend . zeigt sich untat noch 
im MSItR.: »swer seinen ehalten erzürnt oder sleht umb sein ungetat, 


1) Hinsichtlich der benüßten Literatur seien folgende Abkürzungen hervorgehoben: 
ALR., das alte oberbair. Landrecht Rockingers, richtiger der Entwurf des neuen 
(Abh. d Münch. Ak., hist. KI. 24 [1909], 461 ff); 1. Baiuw. (lex Baiuwariorum, 
MGL. 3 257 f.); Freisinger Ref. (Freyberg, Ges. hist. Schriften 5 163 f.); Gengler 
(Beiträge. zur Rechtsgeschichte Baierns, Heft 1 u. 2); Krenner (Bair. Landtags- 
handlungen); LR. (Oberbair. Landrecht von 1346, Freyberg, Ges. hist. Schr. 4 395 f.); 
Osenbrüggen (Das Strafrecht in K. Ludwigs Landrechtsbuch, Studien zur 
deutschen u. schweiz. Rechtsgesch. S. 181£); Qu. u. Er. (Quellen u. Erörterungen 
zur bair, u. deutschen Gesch.); Quißmann (Älteste Rechtsverfassung der Baiwaren 
S. 210f); Regensburg (meine Altregensburger Gerichtsverfassung usw.); 
Ruprecht (meine Ausgabe des Rechtsbuchs Ruprechts v. Freising [Leipzig, Voigt- 
länder], siehe hier auch Arch. 64 475£.); Ruprecht StrR. (mein RB. Rupr. v. Fr. 
als strafrechtl. Quelle des MA. [Berlin, v. Decker] u. Arch. 61 Heft 3 u. 4); StR. 
(Auer, Das Stadtrecht von München); Übersiebnen (mein Ü. der schädlichen 
Leute in Süddeutschland). Der Lagerort der verwerteten Archivalien ist, soweit 
kein anderer angegeben, das Münchner Reichsarchiv. 

2) Schwsp. 250, 313, 375, II. 

3) Schwsp. 89; Kastl.: »wer daz ir armleute undate teten, damit sie den hals 
verwurken; wer, daz sie frevel begiengen mit messerzucken«, 1402 MB. 24 529. 
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sol daz niemen püzzen«*); ebenso findet sich die große ungetat neben 
Raub 5). ? 

Vechtat tritt nur selten auf, so in Landshut 13226). Es ist hierunter 
wohl eine Tat, welche Fehde nach sich zieht, zu verstehen (geschach 
auch ein auflauf von einer vechtat). Ich erinnere hier an den faidosus, 
den fehen oder vehen Mann, der zumal in Urfehden neben dem über- 
sagten und schädlichen Mann steht’). 

Das Ungericht des Schwsp. kennen die bairischen Quellen nicht. 
Aber auch dort wird es sehr willkürlich gebraucht. Steht es in der 
Regel dem Frevel gegenüber, so heißt es im Art. 112: »sumb gulte u. 
ander ungerihte«. Im Rlir. von 1235 ist Wucher als Missetat bezeichnet), 
im Schwsp. und Ruprecht als Sünde; dort liest man auch Laster für 
Verbrechen ?°). 

In Baiern wendet man in früherer Zeit für das peinliche Delikt den 
Ausdruck schädliche Sache an. Man soll den Räuber und schäd- 
lichen Mann, bei dem man schädlicher Tat inne wird, nicht hausen, 
heißt es im Lfr. von 1297 1°). Laut Ingolstädter Privileg von 1368 ist 
nach der Festnahme schädlicher Leute im Rat zu fragen, in welcher 
Inzicht und schädlichen Sache sie begriffen sind!!). In Trostberg will 
die Herrschaft nur bei schädlicher Sache als Ankläger auftreten'®). Den 
Landshutern wird geboten, keinen schädlichen Mann festzunehmen, denn 
um schädliche Sache'°). So auch in Regensburg '*), während Schwsp. 
und Ruprecht die schädliche Sache nicht kennen. Von der Regener 
Jahrmarktsfreiung sind schädliche Sachen, die den Leib berühren, aus- 
geschlossen!°). Nach LR. kann sich der einer schädlichen Sache Be- 
zigene, sofern er ungefangen und ungebunden vor Gericht tritt, durch 
Eineid freischwören !. Am Schluß des MSIR. ist von Artikeln die . 
Rede, »die daz puoch hat auzgeschaiden, waz schedlicher sach wär, 
damit man einem den leib angewinnen mag«!’). Daß sich übrigens 
die schädliche Sache mit der sogleich zu besprechenden großen Sache 


4) StR. VII 25 (Anhang). ©) StR. 248. 

6) Landshut: »ain auflauf von einer vechtat, an alayn durch recht schidung, ob 
ain todslag da geschäch«, Ger. L. f. 32 (1322 VII 5). 

1) »ut nemo culpa faidosus arma tollere presumat«, Rifr. 1103 MGConst. 1 604; 
Schröder, Rg. 76, 80, 82 usw. feher. Mann; Grimm, Wst. 6 197. 

8) Rifr. 1235, Const. 2, 257; Bogen: Becken sind geset, welche »ir missetat rügen 
an irm pachen«, Hist. Ver. Niederb. 43 131 (1341). 

9%) Schwsp. 160; Rupr. 212; Schwsp. 375, 1l. 

10) Qu. u. Er. 6 97; s. mein Übersiebnen 15, 65. 

11) Tom. privil. 17 125; über die sch. L. siehe auch v. d. Pfordten in Ztschr. 
f. Rechtsgesch. 12 363 f. 

12) Ger. Trostberg f. 9 (1457 VII 8). 

13) »das ir kainen angesessen man umb keinerlei puss oder wandel vahet, dann 
allein umb schedlich sach«, Justizangel. Nr. 20, 8 (1468). 

14) Regensb. S. 134. 15) Ger, Regen f. 5 (1490 I 31). 

16) LR. 31. 11) StR. 514. 
Archiv. Bd. 66. 15 
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oder Ding deckt, steht außer Frage und erweist ‚sich auch noch bei 
der Würdigung des schädlichen Mannes. 

In Waldmünchen gelten Fälle, welche Hals, Erbe und Eigen berühren, 
für treffliche Sachen!®?). Etwas anderes bedeutet es, wenn im LG. 
Hirschberg angeordnet ist, schwere Sachen vor den höheren Richter 
zu bringen'!°). Sonst entspricht Sache frühzeitig auch der Streitsache 
an sich. So in Freystadt: »wer sein sach an das gericht zeugt, sol 
damit gewinnen oder verliessen« ?°), 

Ebenso das nicht minder häufige Ding, so mortleich, süntleich, 
schämleich ding bei Ruprecht ?!). Am Waldmünchner Fastnachtsgericht 
nimmt der Richter die Wändel »lacherlicher ding zu faßnacht dienend:« 
ein ??). 

Von gewichtiger Bedeutung sind nun für Baiern die großen Sachen 
oder Dinge. Man versteht hierunter die der höheren bzw. peinlichen 
Gerichtsbarkeit unterstehenden Verbrechen. In der l. Baiuw. steht 
hierfür crimen capitale et mortale; in den Kapitularien sind als solche 
causae majores: homicidium, furtum, raptus (Frauenraub), latrocinium, 
incendium, depraedatio und membrorum amputatio aufgeführt. Auch 
in Baiern werden die allein der herzoglichen Jurisdiktion unterworfenen 
Delikte als große Sachen bezeichnet. Sie spielen namentlich in den 
Immunitätsprivilegien der Klöster, denen hierdurch meist die Gerichts- 
barkeit mit Ausnahme jener übertragen wurde, aber auch in StR. und 
Wst. eine bedeutsame Rolle. Werden anfangs nur zwei oder drei 
aufgeführt, so nehmen sie mit der Zeit an Zahl zu, und endlich werden 
alle peinlichen Delikte als dem Vißtum unterstehend bezeichnet °®). 

Und nun einen Blick in einige der wichtigsten Verleihungsurkunden ! 
Das Kloster Frauenchiemsee hat 1393 um lemtig und tod zu richten. 
Ist aber ein Dieb oder Totschläger mit dem Recht überwunden, so soll 
man ihn dem Landrichter nach Gstadt liefern. Holt ihn dieser nicht 
ab, so set man den Täter auf ein ruderloses Schiff und läßt es »rinnen«. 
- Später darf man dort jedoch bei Totschlag, Diebstahl und Notzucht 
überhaupt kein Urteil mehr fällen **). In Diessen richtet man 1229 über 
Unrecht und Frevel: »qui vero per sanguinis effusionem reus extiterit«, 


18) Ger. Waldm. f. 7 (1492 Il 24). 

19) Müller, LG. Hirschberg 323. 20) Ger. Freystadt f. 1 (1393). 

21) Rupr. 27. 22) S, Anm. 18. 

3) S. Tom. priv. 16 62; Justizangel. 21, 25; Ger. Aichach f. 14, 126; »under 
der dreien sachen werden alle malefizhändel begriffen«, Ger. Straubing Lit. 53, 114. 

24) Chiemsee, Grimm, Wst. 3 671 ff.; Ger. Kögting, f. 29 (1344); Ötting: »umb 
drei sach, das ist umb große teuff, nothnunft u. todtschlag«, Ger. Rosenheim, Lit. 16, 19; 
Deutschorden: »exceptis furto, homicidio et oppressione mulierum, que notnunfte 
vulgo diciture, Fürstenselekt f. 105 (1296 VII 4); Aibling, Tom. priv. 8 19; Ger. 
Weilheim f. 60 (1332 XI 16); Ger. Rain, Lit. 1, 72, 20 (1322 X 16); Illmünster, 
Ludwigselekt Nr. 45 (1315 V 1); Ger. Dachau, Lit. 1, 6 (15. Jahrh.); Aidenbach, 
MB. 36b, 277 f.; Fürstenzell, MB. 5 42f. 
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büßt dem Landrichter ?®). Verlegen sich in Raitenbuch Klosterleute beim 
Raufen, so kann dies, si lesura non letalis, auch hier abgewandelt 
werden ?*). In Niederaltaich trifft man 1210 als für den herzoglichen 
Richter vorbehaltene Fälle furtum et homicidium an °?). 

Besonderer Beliebtheit erfreuen sich jedoch die drei großen Sachen 
oder Dinge: Diebstahl, Totschlag und Notnunft, auch excessus, Artikel 
oder Händel genannt. Sie dominieren ziemlich lange Zeit; ja an der 
Dreizahl hält man auch dann noch fest, troßdem man jenen bereits 
andere Fälle beigesellt hat. Die verschiedenen Privilegien hier alle 
vorzuführen, wäre ermüdend und zwecklos; es sei daher nur das Be- 
achtenswerte hervorgehoben. 

Schon 1183 wird dem Kloster Schäftlarn die Gerichtsbarkeit exceptis 
tribus excessibus verliehen, worauf 1277 als solche pogenblut, N. D. 
aufgeführt sind ?£). Ähnlich bei Altheim: »N. D. u. bluetige Hand, 1297 
bei Beiharting: »obstupratio, homicidium, furtum et membrorum muti- 
latio« 2°). Auch in Abbach treten zu den drei Händeln noch die fließenden 
Wunden 8°). In Rott heißt es: »ausgenommen der malefiz der drei 
händel, damit man dem mensch den leib abnehmen mag«®'). 1330 wird 
die Gerichtsbarkeit, abgesehen von den drei Dingen, allen oberbairischen 
Klöstern verliehen®®). In Eggenfelden liest man 1345 D. Mord, N.; 
in Geisenfeld D. N. und frevenlich mort®®). 

Aber auch Raub tritt frühzeitig auf, der ja auch durch die Ottonische 
Handfeste 1311 offiziell den großen Dingen zugesellt ist?*). So Alders- 
bach 1290: »furtum, latrocinium, homicidium, raptus vel simile male- 
ficium«®5), Metten 1311: »die drei(!) gericht, die zu dem tod ziehen, D. 


25) MB. 8 174 (1229); Raitenhaslach: »pro effusione sanguinis et pro delicto furti« 
(1240) MB. 3 135. 

26) Raitenhaslach, MB. 8 35 (1263). 

21) Niederaltaich: >in litibus furtis vel homicidiis«, MB. 11 184 (1210). 

28) Schäftlarn: »in tribus casibus pogenzbluot, notzoch et furtis«, MB. 8 534 (1277); 
»exceptis criminalibus«, MB. 9 114 (1298). 

39) Altheim, Grimm, Wst. 6 122; Beiharting, Fürstenselekt f. 112; Altenmarkt: 
»umb bluetige hand oder andre groß beswärumb«, MB. 2 356 f. (1294). 

20) Abbach: »ob ein frau die andern übel handelt, ausgenomen die drei händel 
u. fließende wunden u. lem, die hat der rat zu pessern«, Ger. Abbach Lit. 12, 51; 
Geroldsbach: »judex ducis debet nihil aliud judicare nisi fluentem sanguinem et 
stuprum mulierum et furtum«; Grimm, Wst. 656 f. § 12. 

21) Rott, Grimm, Wst. 3 669f.; Dachau: »umb die drei händel, was an den 
leib get«, Ger. D. Lit. 1; Ensdorf: »todslag, diuphait u. was den hals antrifft, uber 
die drei artickel sullen die ambtleut richten«, Ludwigselekt Nr. 8 (1314). 

32) Ludwigselekt f. 405, IV. 

38) Ger. Eggenfelden f. 43 (1345 I 17); Geisenfeld„.Grimm, Wst. 6 191; Ger. 
Wernberg f. 11 (1383); Trostberg: »dieberei, morderei, notzwang u. was den leib 
antrifft«, Tom. priv. 4 291. 

34) Qu. u. Er. 6 184 (3); Raitenhaslach: »in furto, latrocinio et tali aliquo male- 
ficio«, Fürstenselekt Nr. 122 (1258). 36) Ibid. f. 75. 
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T. N. StraßenR.«®®). Bei Hals liest man 1342: +N. T. StrR.«®7), in Lands- 
hut: »T. N. u. was der wide u. parten angehört«®®), während es im 
dortigen StR. von 1279 heißt: »extra ea, que inferunt causam mortis«. 
Mordbrand tritt in Hirschberg auf: im dortigen Landgericht urteilt man 
1320 über N. M. T. MBr. D. R. wie auch Heimsuch ®®). 

Jene Jurisdiktion der Klöster bezieht sich vor allem auf ihre eignen 
Untertanen, und so sind auch die wegen der schweren Delikte Aus- 
gelieferten vornehmlich als solche zu betrachten, wenn natürlich auch 
fremde Übeltäter ausgeantwortet werden müssen. Die Beweggründe, 
weshalb der Herzog solches forderte, sind lediglich materieller Natur, 
nicht etwa, weil zu besorgen, daß des Klosters Vogt solchen Misse- 
tätern gegenüber zu lässig verfährt und damit der Gerechtigkeit nicht 
Genüge geschieht. Es erfolgt, weil der Fürst auf die aus solchen Be- 
strafungen fließenden Einkünfte nicht zugunsten des Klosters verzichten 
will. Mitunter freilich läßt sich jener noch zu Zugeständnissen herbei, 
wie 1225 Niederaltaich gegenüber zu einer Teilung der Wändel bei 


T. N. und D., oder es wird dem Kloster ausdrücklich ein Anrecht auf _ 


Habe und Gut des Totschlägers zugesichert *°). 

Zur Auslieferung wird man in der Regel schon verpflichtet, wenn 
jemand einer solchen Untat beschuldigt (bezigen) ist *!); bisweilen heißt 
es freilich, er solle auf der Tat ergriffen oder diese mindestens notorisch 
sein*?). In Rain hat man den Täter bei D. N. T. und »warer hantgetat« 
festzunehmen *). Ferner zählt nicht jeder Diebstahl zu den großen 
Dingen, sondern nur der todeswürdige**); nach manchen Privilegien 
auch der mit Verstümmelung bedrohte *). Der kleine Diebstahl gehört 
stets vor das Forum des Vogtes oder Ortsrichters. In Tegernsee steht 
der Diebstahl unter 1 æ, in Aldersbach unter 6 sh. dem Kloster zu *°). 

Der dem fürstlichen Richter zu Überliefernde heißt reus, reus mortis, 
schädlicher, armer Mann, Übeltäter. Er ist nur mit dem quae cingulum 
capit — als er mit der gürtel begriffen —, das heißt mit der Habe, 
welche er bei der Festnahme an und mit sich trägt, zu übergeben ‘'); 


86) MB. 11 457; Eschlkam: »umb deuf, notnunft, strasraub u. todschlag«, Ger. Neu- 


kirchen f. 5 (1330). 21) Ger. Hals f. 3 (1342 IX 19). 
se) Hist. Ver. Niederb. 22 153; Qu. u, Er. 5 316 (6). 
») Müller, LG. Hirschbg. 336; MB. 4 297 (1076). 4) MB. 11 261. 


41) Priv. f. d. Klöster Oberb., Ludwigselekt f. 405 IV; Beiharting, MB. 5 478; 
Tegernsee: »welcher gesessen man gezigen werde einer inzicht«, MB. 6 243; Bern- 
bach, Ludwigselekt f. 294 (1325). 

42) Beiharting: »furto notorio ad penam mortis«, Ludwigselekt Nr. 1162. 

43) Tom. priv. 9 27. 

“) Illmünster: »naemlich, deufe, domit der man daz leben verworcht habe«, 
Ludwigselekt Nr. 45 (1315) u. Nr. 864 (1342); Prüfening, MB. 13 248, 

4) Beiharting: »ad penam mortis vel membrorum mutilationem spectante«, 
f. 112 (1297). 4%) MB. 6 235; Fürstenselekt f. 224 (1338 III 24). 

+7) S. hier auch Schröder, »Ztschr. f. Rechtsgesch.« 5 41. 
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die sonstige Fahrnis und Eigen verbleiben dem Kloster oder der Sippe. 
Hier und da ist besonders hervorgehoben, daß es sich um einen an- 
gesessenen Mann handelt +°). 

Frühzeitig macht sich nun das Bestreben kund, alle peinlichen Delikte 
dem Herzog offiziell zuzusprechen. So schon bei Raitenhaslach 1258: 
‚excepto, cum aliquis in furto, latrocinio aut tali aliquo maleficio, quod 
sententia sanguinis est judicandum, notorie fuerit deprehensus« $°), ferner 
bei Niederaltaich 1311: »D. N. T. oder was an den Tod gehört«°®), 
Ensdorf 1314: »T. D. u. was den Hals antrifft<°!), Fürstenfeld 1219: 
»exceptis criminalibus, de homicida et similibus«*?), Ingolstadt 1312: 
»an uber den tod«°?), Rott 1400: »alle frevel an deu malefiz«5*). Eine 
Verquickung mit der alten Formel zeigt sich noch bei Werdenfels 1435: 
denn umb dreierlei sach, ob er wär ein schädlich man, ein mörder, 
dieb, keter oder mit welcherlei sach er den leib verworcht hiet«°°). 

Nach verschiedenen Saßungen sollen Bürger oder sonst ansässige 
Leute nur bei Verübung von solch großen Dingen festgenommen werden; 
ebenso wird die früher allgemein gestattete Rüge später auf jene be- 
schränkt ?°). Daß es übrigens in Baiern Gebiete gab, wo dem herzog- 
lichen Richter auch in peinlichen Sachen keine Kompetenz zustand, 
erweist zum Beispiel die Verleihung des Halsgerichts mit Stock und 
Galgen an die von Abensberg °”) (1147) zu Rohr, an die Aschauer (1331) 5°) 
oder das Privileg für die von Gumpenberg°?), denen zu Pötmes die 
majora judicia: furta, homicidia et alia criminalia zustehen sollten, 
während dem Markt die minora, que dorfgericht dicuntur, verblieben °°). 
Von Interesse ist endlich auch der Vertrag des Klosters Berchtesgaden 
mit den von Gutrat, wonach diesen omnes morte puniendi ausgeliefert 
werden mußten, da ihnen eben allein das judicium decorporandi zustand. 
Sie ‘versprachen indes, die Schuldigen ganz nach dem Willen des 
Klosters :der nominati dei) zu richten oder freizulassen °'). 

Was die Kompetenz über die drei Dinge anlangt, so erhob sich noch 
1497 ein großer Streit zwischen dem Oberrichter und Rat zu Straubing 6°). 


48) Über die Behandlung der Erbschaft s. bei Vermögenseinziehung; über’Fest- 
nahme des angesessenen Mannes, (z.B. Ger. Amberg f. 41 [1294]) s. bei Bürger u. 
Fremde. 

49) Fürstenselekt Nr. 122; Reichenhall: »T. D. N., fliezzende wunden u. alleu 
dinch, swaz der richter vor nicht gerihtt hate, MB. 36b, 123 f. 


5) MB. 11 261. 6) Ludwigselekt Nr. 8; Essenbach, Grimm, Wst. 6 121. 
”®) Fürstenselekt f. 88. 53) Qu. u. Er. 6 205 (5). 
54) MB. 2 99 u. 101. 5) Grimm, Wst. 3 658. 


“6) Fürstenselekt f. 117 (1299); die Beschränkung der Rüge auf die drei gr. D. 
tindet sich schon 1299, Fürstenselekt f. 117; Qu. u. Er. 6 125 (100), 1300. 

%1) Ger. Abensberg f. 41 (1479 IX 27). s?) Ludwigselekt Nr. 489' :. 

59) Tom. priv. 9 36. 0) Fürstenselekt F. 150. 

°) Koch-Sternfeld, »Salzburg u. Berchtesgaden. 2 51. 

°?) Ger. Straubing, Lit. 53, 114 f. 
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Letterer verfocht nämlich die Ansicht, daß jener bzw. der Vittum 
lediglich über die drei Sachen T. D. N., die an den Tod gehen, zu 
richten habe, alles übrige aber vor des Rates Forum gehöre. Der 
Herzog entschied nun, daß unter jenen auch alle andern Malefizhändel 
»wegriffen und eingezogen« seien. Daß der Rat über sämtliche pein- 
liche Fälle, mit Ausnahme der drei großen Dinge, mit Leibes- und Todes- 
strafe richten wolle, widerspräche der Vernunit und Billigkeit, da ja 
jenem niemals der Bann über das Menschenblut verliehen worden sei. 

Ist auch dieser Spruch für die Beurteilung der früheren Zustände 
keineswegs maßgebend, so entspricht er diesen doch .durchaus. Auch 
in der Wissenschaft findet man Vertreter der Anschauung, daß sich der 
Herzog tatsächlich‘ von jeher der Zuständigkeit in allen peinlichen Fällen 
erfreut habe; die zwei bzw. drei Fälle seien nur beispielsweise an- 
geführt worden. Ersteres ist zweifellos); es ist nicht denkbar, daß 
der Herzog auf eine der causae majores verzichtet haben sollte. Daß 
sie aber in den Privilegien nur zum Teil Aufnahme fanden, dafür 
möchte ich noch eine andere Deutung versuchen. 

Von den peinlichen Verbrechen kommen hier vorerst Raub und Brand 
für Klöster und Städte nicht in Betracht, da jene schon nach den Land- 
frieden der herzoglichen Kompetenz unterstehen. Mord fällt, was seine 
Behandlung anlangt, mit dem Totschlag zusammen, von dem er über- 
haupt zu jener Zeit noch nicht so scharf geschieden ist. Wenn zum 
Beispiel in Trostberg geboten ist: der Vigtum hat die Bürger nur um 
dreierlei Händel, »dieberei, morderei, notzwang u. was den leib antrifft«, 
zu strafen, so ist unter morderei sicher jegliche unerlaubte Tötung zu 
verstehen °*). Ist in Geisenfeld von D. N. und frevelich Mord die Rede, 
so ist hiermit eben jeder frevelhafte Ableib im Gegensaß zu dem in 
Notwehr, am Ehebrecher oder schädlichen Mann bei der Festnahme 
gemeint ®®). 

Was ferner die Fälschung anlangt, so steht die Münzfälschung zweifel- 
los dem Herzog zu; im übrigen wird die peinliche Bestrafung der 
Fälschung erst nach und nach zur allgemeinen Norm. So wird sie 
auch bei Ruprecht noch ziemlich gelind behandelt°‘). Streng ahndet 
man sie frühzeitig wohl nur in den Handelsstädten, wie sie ja auch 
bereits in der Nürnberger HGO. von 1294 unter den todeswürdigen 
Fällen paradiert‘”), Wenn man erwägt, daß natürlich auch Hochverrat 
und sonstige Majestätsdelikte dem herzoglichen Richter anheimfallen, 
so bleiben von den damals als große Dinge erachteten Verbrechen 


63) Rosenthal, :Gesch. d. bair. Gerichtswesens« 1 157 f., 193. Anders Osen- 
brüggen 19%; Riezler, »Gesch.. 2 176; v. Amira, »Oberb. Arch. 32 265; 
Lipowsky, »Gesch. d. b. KriminalR. $ 52f. 

*) Tom. priv. 4 205. 6) Grimm, Wst. 6 191. 

66) Ruprecht Str. 41. 

61) Mein Nürnb. Kriminalverf. 56 (Zschr. f. ges. Str.W. 12 251). 
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tatsächlich nur T. N. und D. übrig. Ist es also bei den andern geradezu 
selbstverständlich, wenn sich weder Klöster noch Städte eine Jurisdiktion 
hierüber anmaßen konnten, so keineswegs bei jenen drei Fällen. Um 
daher auch hierin seine ausschließliche Kompetenz gesichert zu sehen, 
mußte sich der Herzog diese noch ausdrücklich zuerkennen. 

Zum Schluß empfehle ich noch einen Vergleich mit den oben auf- 
geführten causae majores der Kapitularien. Abgesehen von der Fälschung 
finden wir dort unsere großen Dinge (raptus ist im Lfr. von 1244 dem 
coitus violentus gleichgeachtet) im wesentlichen wieder. 

Auffällig ist die Bestimmung des Rudolfinum von 1294 für München: 
;swenn och wir hingelazzen unser geriht, so haben wir selb über niht 
ze rihten, wan über den todslak«°®), Rosenthal ist der Ansicht, daß 
hier Totschlag mit der causa mortis des Landshuter StR. von 1279 
gleichbedeutend sei®?). Vielleicht findet sich auch bezüglich dieser 
Frage eine bessere Lösung: Dem Münchner Stadtrichter kam bekannt- 
lich eine Doppelstellung zu; er handhabte einerseits als Blutrichter die 
Jurisdiktion des Herzogs, während er anderseits die der Stadt zu- 
stehenden Händel abwandelte. Wäre es nun nicht denkbar, daß jener 
seinem Vertreter in Hinsicht auf die großen Dinge volle Aktionsfreiheit 
zugebilligt und sich nur bei Totschlag die eigentliche Entscheidung vor- 
behalten hat? Auch bei Ruprecht wird das Anrecht des Fürsten auf 
die Reichnisse aus dem Totschlag, daß heißt die Buße von 32 & wie 
die Hälfte des Nachlasses des erblos Erschlagenen nachdrücklich betont. 
Sollte sich etwa hier der Herzog aus lediglich finanziellen Gründen 
das Recht auf Fällung des endgültigen Spruches gewahrt haben 7°)? 

Zur Zeit des LR. und MStR. verstand man unter den großen Dingen 
also jedenfalls alle peinlich zu bestrafenden Delikte. Wer eines solchen 
bezichtigt war, wurde, auch wenn er ein angesessener Bauer oder 
Bürger war, festgenommen. Ich erinnere hier an die Bestimmung des 
Rudolfinum von 1294, wonach »swer angesprochen umb ein grozzes 
dink, daz auf den tot geziuht«e nach Erwirkung eines zehntägigen 
Friedens der Gefangennahme entgeht und dann selbdritt seine Unschuld 
auszuführen vermag”!). Nach dem Art. 247 StR. nun ist des Be- 
schuldigten Lage keineswegs mehr so rosig zu nennen. Wohl steht 
ihm noch das alte Vorrecht zu; es wird aber hinfällig, sofern der Kläger 
imstande ist, ihn mit sieben zu überwinden. Sowie dieser sich hierzu 
erbietet, erlischt der Friede für den Angesprochenen, das heißt er wird 
gebunden analog dem Fall des Art. 67, wo dem Inzichter vor Leistung 
des Schwurs ein Kläger mit der Erklärung, ihn »fertigen« zu wollen, 
entgegentritt. Jene Stelle ist zugleich die einzige, in der des großen 
Dings in den Rechtsbüchern König Ludwigs gedacht ist. Auch in der 


s8) Qu. u. Er. 6 47 (11). 6) Rosenthal a. a. O. 1 157#. 
10) Ruprecht Str. 29. 11) Qu. u. Er. 6 50 (25). 
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Freisinger Reformation von ca. 1359 sind übrigens die drei großen 
Dinge T. N. und D. gewürdigt ”?). 

Aus ihnen gehen nun die Vißtum- oder Malefizhändel hervor, 
welche sämtliche peinliche Fälle im weitesten Umfang in sich schließen 
und bereits in der O. von 1450 ausführlichste Behandlung erfahren 78). 
Seltener ist für die todeswürdigen Delikte die Bezeichnung Hals- 
gerichte’*). 

Tritt auch missatat neben firina frühzeitig in der Bedeutung von 
Verbrechen auf?°), so treffen wir Missetat und Übeltat wie auch 
Malefiz im 14. Jahrh. noch sehr wenig; erst mit den Vittumhändeln 
gelangen sie zu Ehren. Im Schwsp. ist Missetat einerseits bei Raub 
angewendet, anderseits ist die Rede von der Züchtigung eines Kindes 
wegen einer solchen’*). Ruprecht, das LR. wie MStR. kennen Missetat 
und Übeltat überhaupt nicht. In Bogen ist 1341 der Bäckerbetrug als 
erstere bezeichnet’”), Im Lfr. von 1293 ist das missehandeln des 
Pfenters, im MStR. (1320) das von Bürgern erwähnt’®). In einem Ver- 
trag des Klosters Obermünster (wegen Obertraubling, 1493) darf der 
Propstrichter über alles richten »außerhalb der malefi u. gewaltiger 
tat, auch gemain scheltwort, die nicht inzicht einer unleuntigen übeltat, 
in das malefitz rürend, auf in tragen« 1°). 

Schuld wird mit Vorliebe für schwere Delikte gebraucht und so 


dem Schaden wie Frevel gegenübergestellt; es steht aber nicht minder. 


als unzweifelhafte Tat im Gegensaß zur Beschuldigung (schuld, tat oder 
inzicht) 8°). 

Schaden ist, abgesehen von Beschädigungen geringerer Art, zumal 
bei. Totschlag und Verwundung üblich®‘). So auch bei Ruprecht und 
in Regensburg®?). Allerdings kommt es im Lfr. von 1281 auch bei 


12) Freyberg, »Samml. hist. Schr.« 5 163. 


13) Von den Vittumhändeln seien folgende hervorgehoben: »wer seinen rechten 


herrn in den tod gibt, wer an im selber den tod thut, wer das glait verwürkt, 
wann ainer außtrit u. jemands mutwilligklich beredet, wer fravellich fridbruchig 
wurde, das wissentlich wer, wer heimlich mord, wer sich an ainen andern herrn 
munndt u. seins herrn verlauget usw.« s. Tom. priv. 16 62; u. die LandesO. 1474, 
1508, 1516. 

74) Geisenfeld, Kais. Entscheid: die weltlichen Gerichte dem Kl. Fürstenfeld, die 
Halsgerichte dem Herzog (1434), MB. 14 288. 16) S. Quigmann 227. 

16) Schwsp. 43 247. 11) Hist. Ver. Niederb. 43 131. 

18) Qu. u. Er. 5 445 (1244), StR. VII, 92; Röß: »were dann, das er mißhändlung 
uff in hette als diebheit, todschlag u. dgl.«, Ger. R. f. 17 (1505 I 17). 

19) Tom. priv. 1 Nr. 327; »in sachen malefiz u. vizdombhändeln« betr. Ger. 
Vilshofen, f. 41 (1509); »on allein umb die drei sach, die an den leib gen, das man 
nennet malefiz« (1476), MB. 7 300. €) LR. 4. 

81) Passau, MB. 28 II, 512, 9: »welcher bürger außerhalb der stadt ein schaden 
beging«, Ger. Kelheim f. 37 (1335); »swelherlai schaden er tut, dem sol man dehainen 
schaden tun in siner gewalt«, Fürstenselekt f. 99 (1295). 

82) Ruprecht 1, 2, 42, 53, 141, 142; Schwsp. 261; Regensburg (bei Todschlag) 134. 
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Raub vor®®), in der Regel aber sonst nicht bei schweren Verbrechen. 
Im Lfr. von 1244 finden wir dampnum bei »e&en, trettin, ubersniden« 
wie bei unrechtem Maß°*). Sehr verschiedenartig tritt es im LR. auf, 
so auch bei Friedbruch, im MStR. bei Notwehr. Mitunter steht Gewalt 
im Gegensaß hierzu (Gewalt und Nachtschaden) 85). 

Verbrechen kommt in früherer Zeit fast gar nicht vor. 1562 heißt 
es, daß in Eggenfelden die Bürger Macht haben, in schlechten Ver- 
brechen, als Kaufen, Schlagen, Weiberinjurien, Schulden, ohne Land- 
richter zu handeln °). 

Geschicht kennt nur das Regensburger Recht. Einmal deutet es 
auf einen gewalttätigen Angriff hin: »ist das ein geschicht in der stat 
geschicht; wer da gewalt furet u. rechtens nicht anvordert, dem sol 
man es anpieten«. Dann aber bezeichnet es wieder eine geseßwidrige 
Handlung überhaupt °?). 

Unzucht entspricht dem heutigen Unfug; Ruprecht gebraucht es 
indes auch bei Totschlag 8%). Im Schwsp. richtet der Vogt über un- 
zuht und vraevel®®). Im StR. werden verbotene Worte wie jegliche 
Ungebühr vor Gericht als solche bezeichnet °°). Wer in Trostberg und 
anderen Orten dreimal im Jahr Unzucht verübt, wird für ebensolang 
der Stadt verwiesen ?'). In Essingen sollen die Bürger »umb alle untzogen 
sach: ohne den Richter fahen und bessern °?). 

Frevel sind frevelhafte Handlungen jeglicher Art, ohne daß sie den 
Charakter schwerer Verbrechen tragen. So im Schwsp. vrevel wunden, 
vrevel in der Kirche, bei Heimsuchung, unzucht und vraevel, vrevel 
und ander ungerihte, unreht vreveli®). König Ludwig will im Kloster 
Meding (1330) richten >sumb dheinerlei frävel oder tat, ez sei vliezzend 
wunden oder ander sache an umb die drei sach«°*). Das Kloster Rott 
darf jeden Frevel, es sei Raufen, Schlagen, Stoßen, Scheltwort oder 
Unzucht, wandeln®). Wer in Reichenhall das dritte »ehafte taidinch« 
nicht besucht, dem soll man seinen »oven auf die erd slahen umb die 
vraevel, daz er nicht fur ist chomen« °°). Ferner Chiemsee: »wer messer, 
chappen, huet oder schwert in frävel zuckt, einem in sein haus in frävel 
gehet usw.« °7). 

In Thierhaupten hat kein Pfleger oder Vogt »umb kein handel oder 


88) Qu. u. Er. 5, 339, 348. 84) Qu. u. Er. 5 89, 148, 149; 6 446. 

%) LR. 27, 51, 65, 77; StR. 399; Gewalt u. Nachtschaden, Ger. Bruck (Oberpfalz) 
f. 2 (1489), »welcherlei schaden, es sei todschlag oder andere missetat«, Ger. Kel- 
heim f. 37 (1335); mein Übersiebnen 63 ff. 86) Ger. Eggenfelden f. 43 (1562). 


81) Regensburg 135. 3) Ruprecht 58. 

£?) Schwsp. (unzucht u. vraevel«) 1. 2) StR. 277. Ä 

%1) Ger. Trostberg f. 9 (1457). 92) Ger. Abensberg f. 64 (1364 IX 8). 
?:) Schwsp. 89, »vrevel u. ander ungerihte: 98, Wunden 176. 

%) Ludwigselekt 425. %) Grimm, Wst. 3 669 f. 


*%) MB. 36b, 123 ff. °) MB. 2 432. 
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frevel zu schicken, ausgenommen leib u. leben«°®). Mitunter stehen 
Gewalt und Frevel oder Frevel und Unrecht einander gegenüber °°). 
In den spätern LO. ist der Frevel eingehend gedacht und dabei haupt- 
sächlich das Schlagen, und Blutvergießen hervorgehoben !°%). Sie unter- 
stehen an sich dem Richter: »wär aber, das ainr umb solh frävel aus- 
trät u. absagt, sol solicher frävel ein vitdombhandel sein«. 

Unrecht entspricht einerseits der heutigen Bedeutung, anderseits 
wird es durch einen Verstoß gegen die GerichtsO. hervorgerufen. Wie 
bei Frevel, so trägt auch die darauf gesegte Buße zuweilen den gleichen 
Namen !°!), l : 

Frais finde ich weder in den bairischen Lfr. noch im Schwsp.; es 
bedeutet verbrecherisch an sich, wie die Übeltat selbst. Bei. Ruprecht 
schwört der Käufer einer gestohlenen Sache, »daz er chain vrais gewest 
hab an dem guot«!”®). Zeiht in Regensburg ein Gast einen Bürger 
»dewf über ein halb æ oder andrer frais, daz an den hals trifft«, so 
muß er über ihn verbürgen; auch wird dort um »dewf u. frays. kein 
Anweiser gestattet!'®). In Baiern sind mitunter Fraishändel oder frais- 
liche Handlungen aufgeführt, welche den Vittumhändeln entsprechen. 
1438 klagt einer in der Urfehde, daß »verstolen gut bei seinem gut 
funden ist, darum sein gut auch fraidig ist worden«!%*). Nach der LO. 
von 1474 wird nun ausdrücklich bestimmt, daß derartige Ware nicht 
fraidig, noch von der Herrschaft wegen verhaftet sein soll!®). In 
Regensburg schwört eine Frau, »daz si mit der hab unflüchtig u. un- 
fraidig seic'!°). Es erinnert dies an das MStR.: »swer fraydigen fuozz 
setet seinen geltern«, dessen Leib und Gut soll verklagt werden !7). 
Völlig die Bedeutung von frevelich dürfte fraißlich in dem Sag tragen: 
ser ging gewaltiklich u. fraißlichen aus dem rechten« !8). 

Plutrig kommt nur bei Ruprecht vor: es kann nicht mit blutrügig 
identisch sein, da es eben in Baiern keine Blutrüge gab. Jedenfalls 
aber ist unter plutrig alles das zu verstehen, das unter dem Blutbann 
steht, das heißt zu dessen Aburteilung der Besig desselben erforderlich 
ist. Plutrig ist das Leib und Leben gefährdende Verbrechen, der plutrige 
der todeswürdige Verbrecher: »chain aigen mensch mag uber pluotrigen 


3) Grimm, Wst. 6 1. 9) Ger. Viechtach f. 6 (1412). 

100) LO. 1474 Justizangel. 21; Krenner 7 478f. usw.; »wer den andern zu einer 
unred bringt, ist dem richter schuldig ein frevel«, Ger. Osterhofen f. 12 (1428). 

101) Im StR. die 12 4 Buße, 259, 284. 102) Ruprecht 71, Rupr. Str. 11. 

103) Regensburg 135. 

104) Urf. f. 22 (1438 IX 25); >»fraiß u. frevel«-, Ger. Furth Lit. 7, 11; »zermuscht 
kelch, daz sie kein frays daran gewest u. an geverd genomen, Ger. Cham Lit. 41,5; 
„wegen Fraishandel im Gefängnis«, Ger. Mühldorf f. 4b (1419); »fraisliche handlung 
der herzogl. Amtmann«, Kl. Reichenbach MB. 27 447. 

1%) LandesO. 1474, Krenner 7 495. 166) Regensburg 135. 

107) StR. 263; »sie triben groß freys u. unrecht«, Fehr, » Waffenrecht der Bauern 
im MA.« in Ztschr. d. Savignystift. 38 23, 108) Hist. Ver. Oberb. 24 Nr. 658. 
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di lesten urtail geben«. Da es Art. 49 heißt: »der richter mach gerichten 
uber di pluotrigen u. alle schedleich leute, glaubte ich zuerst in jenen 
solche zu sehen, welche durch eine Bluttat, so Totschlag und Ver- 
wundung, Strafe zu gewärtigen haben. Nach Art. 259 sind jedoch 
die pluotrigen völlig mit den »schedleichen leuten« identisch. Der 
plutrige kann daher nur der sein, der eben durch den Blutrichter zu 
richten ist. 

Grausen. In Regensburg besteht die Vorschrift, daß einer, der 
»grausen von dem andern sagt u. unnuß red«, gefragt werden soll, »ob 
er sein wolt ansag sein, worauf dann der Verdächtigte die Beschul- 
digung durch Eineid zurückweisen kann !%). 

Inzicht (inzickh, inzigk, zicknus, zikchnus, bezichtigung, belaymung) 
ist sowohl der Verdacht als die daraus hervorgehende Verdächtigung. 
In den lateinischen Quellen entspricht ihr die infamia. So heißt es 
1225 (Passau): »ut de qualibet impulsatione, quod vulgariter dicitur 
inzicht, per jusjurandum quilibet se debeat expurgare«!!%), 1256: əsi 
aliquis delatus fuerit judici propter aliquam infamiam, si se expurgaverit, 
judex faciet sibi super delatore justiciam«:?!). 1300: »kümbt ein ge- 
sessener burger in ain intzicht eines todslags u. erpuot sich der zum 
rechten, den sol der richter nicht 'aufhaben; entweicht aber der, so ist 
er schuldig. der richter sol dhainen burger aufhaben umb dhain intzicht, 
es sey dann hanthaft oder ware tat«!!?). Wer sich in Landshut (1335) 
selbdritt des Totschlagsverdachts entredet, »sul fürbas derselben inzicht 
unentgolten, unangesprochen u. an alleu notred beleiben«!!®). Hinsicht- 
lich Regensburgs verweise ich auf das Kapitel Inzichtsverfahren. Wenn 
es heißt: richten als hing ainem schedleichen manne, der ain bezihtigung 
überfahren hiet«, so hat jener die Tat, deren er beschuldigt wurde, auch 
wirklich begangen !!*). 

Trägt die Bezichtigung nicht selten den Charakter einer Beschuldigung, 
so heißt gezigen in der Regel nicht nur verdächtigt, sondern auch 
beschuldigt. Nach den Immunitätsprivilegien soll man den schädlichen 
Mann’ ausliefern, sofern er eines großen Dings bezigen oder begriffen 
ist !15). 1459 beschuldigt eine Regensburgerin einen »einer intzigk, da- 
wider er sein recht poten hat«. Sie leistet Abbitte, da sie ihn »gezigkt 
u. im daran ungütlich geton hatz. Dort muß auch der, welcher einen 


10°) Regensburg 135, 226; Chiemsee: »wer einen grausen gen dem andern hat, 
mag wol sprechen, herr richter, nempt mich u. den in ein gewishait, daß wir an 
recht nicht miteinander ze schaffen haben sullen«, MB. 2 432. 

110) MB. 28, If, 311; über Inzicht s. auch v. d. Pfordten in Ztschr. f. Rgesch. 
12 3711. 111) Grimm, Wst. 6 114. 

112) MB. 28, II, 512 (3); auf Erfahrung, Anzeigen, Indizien inquirieren u. handeln, 
doch niemand strafen, der nicht verurteilt, Müller, LG. Hirschberg 346. 

n3) Hist. Ver. Niederb. 21 29. 114) Regensburg 91; Urf. Nr. 47 (1404). 

118) Scheiern, Ludwigselekt Nr. 40 (1315); Ruprecht 65. 
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>diuf hiet zigen, di er auf in nicht bewaeren maecht, an sein stat sten 
an leib u. guot, den leip mit dem guot ze losen« !'9). 

Im Rlfr. von 1224 soll der, welcher in infamia, que loimunt dicitur, 
laborat, nur im offenen Ding zur Reinigung zugelassen werden !!”). 
Flieht ein Mörder, der in fama publica, que vulgo loimunt extiterit, so 
geht er Lehens und Eigens verlustig. Geleunt heißt wohl-, ungeleunt 
übelbeleumundet; hierüber auch bei den schädlichen Leuten 1'8). 

Das archwanich bei Ruprecht entspricht meist dem verdächtig. 
Wenn der gekränkte Ehegatte nicht beide Ehebrecher erschlägt, »das 
daeucht archwanich«. Gewinnt eine Frau vorzeitig ein Kind, so wird 
dieses eventuell als archwandiger Erbe angesehen. Einen Dieb, der vor- 
archwanich gewesen, braucht man nur mit zwei Helfern zu überwinden. 
Wer diebhaftes Gut heimlich einnimmt: »ist der man archwanich, er 
mag sein wol zu schaden chomen: 1?!°). Ähnlich im Schwsp.: Nimmt 
einer Vieh bei Nacht, so ist er argkwonlich, daß heißt man kann es 
für Diebstahl halten. Hat einer einen arckwonig, daß er anvertrautes 
Gut entwendete, so soll er ihn rechtfertigen ’2°), Ebenso das »urlauben 
des ingesind von archwan« im MStR.'?!), 

Beachtenswert ist auch der Gegensaß zwischen schämblicher und 
ehrbarer Untat. Gemäß Berchtesgadener Sagung von 1377 soll das 
Erblehen eines, der »umb böß sachen u. schämbliche unthaten als 
dieberei, morden u. mordprennen oder wie die sch. u. genannt wäre, 
darum er den tod verschuld hette, fürkäm oder. begriffen wurd«, der 
Herrschaft verfallen sein, doch jenes den Erben verbleiben, sofern er 
»todschlag ehrbahrlich begeht oder umb ehrbare sach der herschaft oder 
dem gericht fürkumbit« !??). So wird auch bei Ruprecht der Vatermord 
als schmählicher (smaechleicher) Totschlag bezeichnet !?8). In einer Ur- 
fehde von 1354 heißt es, daß sich einer mit unredlichen, unbilligen 
Sachen, »besunderlich mit prant, raub, teuf«, vergangen !?4). Der Ge- 
meinde Triftern wird 1459 gestattet, ihre Mitbürger um »erber« Sachen, 
doch nicht um Malefiz zu strafen !25). 


Der Verbrecher’”). 


In der l. Baiuw. tritt neben dem malus et culpabilis homo bereits 
der schädliche Mann als crimine obnoxius, und zwar in der Rolle eines 


116) Regensburg 9%. 117) MGConst. 1 400, 9. 
118) „ob die saclıe einen leumund anging, soll einer selbdritt unverleymbt darfür 
kommen«, Ger. Bruck (O.) f. 2 (1489). 


11%) Ruprecht 28, 80, 90, 175. ” 12) Schwsp. 201. 1%) StR. 80. ° 
122) Koch-Sternfeld.a.a. O. 2 77. 13°) Ruprecht 32. 
124) Urf. Nr. 3. 1:5) Ger. Reichenberg f. 37 (1459 III 28). 


1:6) Wer meine Auseinandersegung mit Prof. Ernst Mayer im Archiv 63 259 
u. 64 330 kennt, wird in diesem Abschnitt wenig Neues finden. Immerhin konnte, 
abgesehen davon, daß in jenen Ausführungen ein großer Teil der Quellenbelege 
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Nonnenentführers auf °"). In den Kapitularien und Lir. überwiegen 
malus homo, malefactor, homo nocivus und nocivus terrae, in den 
deutschen Quellen aber schädlicher, armer Mann, in späterer Zeit Übel- 
täter und Missetäter. Unrichtig ist, wie des Öftern dargetan, die An- 
sicht, daß sich schädlicher Mann und Übeltäter mit Räuber und Gewohn- 
heitsverbrecher decken. Im Gegenteil, der malefactor der Kapitularien 
qualifiziert sich durchaus als gewöhnlicher Verbrecher und entspricht 
völlig dem homo nocivus und schädlichen Mann der Lfr.'°),. Zudem 
ermangeln wir für jene Zeit überhaupt einer weiteren Bezeichnung für 
den Verbrecher. 

Gerade die Stelle aber, in der der Übeltäter wohl zum erstenmal 
in den Rlir. auftritt, verbürgt ebenfalls die Richtigkeit jener Schluß- 
folgerung. Alle sonstigen Hausungsverbote der Lfr. sind, abgesehen 
von denen für Ächter, für schädliche Leute erlassen. Zu Ausgang 
des Albrechtinischen Lfr. von 1293 heißt es nun: ;ez sol auch nieman 
die lüte behalten oder behusen, die übeltätig sind oder übeltätig werdent 
u. die schädelich dem lande sint. swer aber die mer denn aht tag 
behaltet usw., verfällt der acht«!?°)., Nach dieser Satung sind also 
alle Übeltäter, wie die, welche eine Übeltat erst im Sinne haben, unter 
das Hausungsverbot gestellt. Übeltätig (schädlich) bedeutet hier also 
nicht nur verbrecherisch an sich, denn es wird ja auch von solchen 
gesprochen, welche erst im Begriff stehen, Übeltäter zu werden. Übel- 
tätig (schädlich) wird daher auch der genannt, der erst eine Tat 
auf dem Gewissen hat. Nur der dem Lande schädliche Übeltäter darf 
nicht gehaust werden; im Gegensaß hierzu ist zum Beispiel dem Tot- 
schläger meist ein Asylrecht zugestanden. Es handelt sich hier also 
nicht von vornherein um einen Gewohnheitsverbrecher, auch eine 
Übeltat vermag zum schädlichen und landschädlichen Mann zu machen. 

Ohne sonst nochmals auf die sattsam verfochtene Theorie im all- 
gemeinen zurückzugreifen !8°), seien hier nur die Stellen gewürdigt, die 
für Baiern die schlichte Verbrecherqualität des schädlichen Mannes er- 
weisen. Was die Lfr. anlangt, so treffen wir, wie erwähnt, in ihnen 
in erster Linie gemäß dem Charakter dieser Sagungen Friedbrecher als 
schädliche Leute, ferner herrenlose Knappen, Schüßen und Knechte, 
welche von vornherein zu Gewalttaten veranlagt sind !°!). Häufig ist 


wegblieb, bei der Bedeutung des bairischen Rechts für die Charakterisierung des 
schädlichen Mannes hier eine nochmalige Würdigung desselben nicht umgangen 
werden. 121) |, Baiuw. 1, 11. 

1:3) S, mein Übersiebnen 16, Arch. 63 260; nocenter in MGConst. 1 604, 11. 

129) Qu. u. Er. 6 28, s. bei Begünstigung, Übersiebnen 17. 

180) Zallinger, »Verfahren gegen die schädlichen Leute-; mein Nürnberger 
Kriminalrecht-Einl., Zenten des Hochstifts Würzburg ;2 464 f.;. Übersiebnen der 
sch. L., Arch. 60 353f., 62 297f., = 258, 330; K. O. Müller, ‚Tübinger Studien: 
Bd. 2, H. 3, 22. 181) Übersiebnen 67, Arch. 63 265. 
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jener in den Hausungsverboten gedacht; hierüber noch im Abschnitt 
»Begünstigunge. Dazu treten noch die zahlreichen Gebote, die zur 
Aufgreifung und Verfolgung von schädlichen Leuten, das heißt Misse- 
tätern jeder Art, auffordern. Der Schwsp. kennt sie nicht, wohl aber 
Ruprecht wie das Regensburger Recht '®), wo jene unzweifelhaft mit 
dem Verbrecher identisch sind. Der Ausdruck schädliche Leute ist 
übrigens in beiden nicht so gebräuchlich wie im bairischen Recht. In 
Freising galt die Vorschrift, daß bei Verhinderung des Richters der 
Nachrichter das peinliche Gericht halten sollte, so auch noch nach dem 
spätern Stb. von ca. 142433). Hierauf weist auch Art. 49 Rupr. hin, 
hin, nicht minder Art. 51, welcher wiederholt, »daz jener die ‚urtail über 
die schedleichen leut geben mueg, als wir vor geschriben haben«. 
Ebenso kann aber auch im Art. 259 der schädliche Mann nur den Misse- 
täter an sich bedeuten. In Regensburg droht man einem Totschläger 
wie einer leichtiertigen Spielerin, sie bei Nichteinhaltung der Urfehde 
als schädliche Leute, das heißt überführte Übeltäter, richten zu wollen 134). 

Im Passauer StR. von 1225 wird der Verbrecher als malefactor auf- 
geführt, ein Beweis, daß, wenn die gleichzeitigen Lfr. denselben stets 
mit schädlichen Mann überseten, der le&tere nur mit dem Übeltäter 
identisch sein kann 185). 1262 heißt es dann, der auf den Domkapitel- 
gütern ergriffiene schädliche Mann soll, wie er mit dem Gürtel um- 
fangen, dem Landrichter übergeben werden !®*). Es entspricht dies in 
Rücksicht auf jeden Missetäter dem bei Klosterimmunitäten üblichen 
Brauch. So Raitenhaslach 1317: »umb alle sache, wan swaz hing dem 
tode get, da sol der richter den sch. M. (im lat. Privileg reus) nemen, 
wan als er mit dem gürtel umbfangen«'?”). Ferner im Privileg für 
sämtliche Klöster Oberbaierns'#®), 1330: »on umb drei sache, die zum 
tot ziehen; swer auch bezigen für einen sch. m., damit er den tot ver- 
dients... Und so in mehreren Freiheiten '*). Im Vergleich hierzu 
Ensdorf 1314: »ausgenomen todslag, diephait und was den hals antrifit, 
sullen sich die ambtleut des armen manns unterwinden, als in die 
gürtel begriffen haben< 0). Raitenhaslach 1318: »ob dehain des gots- 
haus man wurd begriffen mit sogetan sachen, daz man mit dem tod 
sol richten, als er mit der gürtel begriffen« !4!). Nach obiger Passauer 
VogteiO. von 1262 nun wird der auf einem Gut erfundene Dieb oder 
schädliche Mann, falls dem Amtmann die gütliche Beilegung mißlingt, 
ohne Schädigung des Guts »als er mit seiner gürtel umbvangen« dem 
Richter übergeben. Auch hier handelt er sich vornehmlich um ansässige 
Untertanen, wie der schädliche Mann nur den Missetäter an sich be- 


182) Ruprecht StR. 12, Regensburg 133. 188) Freising Hochstift Lit. 485. 


184) Regensburg 134. | 186) MB. 28 II, 310. 
186) Ludwigselekt 398, Arch. 63 334. 137) MB. 3 203. 
188) Ludwigselekt f. 405, IV. 139) S. Arch. 63 268. 


140) Ludwigselekt Nr. 8. 141) Fürstenselekt f. 178. 
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deuten kann, da ja alle Missetäter dem Gericht zu überliefern 
sind. Zudem wird der Amtmann die Beilegung eher bei Tot- 
schlägern als Berufsräubern versuchen'!*). So ist in Baiern bereits 
1262 der schädliche Mann mit dem Missetäter identisch und so 
wohl auch in Rücksicht auf die wichtige Sagung der Lfr. von 1281 
und 1300 !48). 

Durch letteren ist bekanntlich für Baiern das Übersiebnen Geseß 
geworden. In ihm ist auch bestimmt, daß Richter und Scherge 
nachts daheim bleiben sollen, wenn sie schädliche Leute hüten müssen. 
Und wie wir sahen, müssen doch sämtliche Verbrecher an jene aus- 
geliefert werden. Im Gerichtsprivileg für Hirschberg (1320) sind sechs 
Arten von Verbrechern (auch T. und N.) als schädliche Leute be- 
zeichnet !**). 

Ebenso sind die schädlichen Leute des LR. und MStR. zu deuten. 
Die Bezeichnung landschädlich kommt nur in letterem vor, nämlich 
beim Übersiebnen des offnen Räubers und »vermaerten« Übeltäters 
durch Leumundszeugen !'®). Als landschädlich gilt aber hier wieder 
nur derjenige Übeltäter, der, dem Charakter seiner Untat gemäß, sofern 
kein Kläger gegen ihn in die Schranken tritt, von dem Lande, das heißt 
von Amts wegen angesprochen und gerichtet werden kann. Auch 
sonst deuten die Bestimmungen über die Festnahme schädlicher Leute, 
die Verbürgung über sie, das Gebot, daß der Richter ihnen kein Gut 
nehmen, nicht mit ihnen taidigen und sie nach Ausführung ihrer Un- 
schuld zu Fürbann tun, das heißt seines Schußes versichern soll, auf 
gewöhnliche Missetäter hin, entsprechend analogen Saßungen anderer 
Rechte. Ausdrücklich ist auch vom angesessenen schädlichen Mann 
die Rede; wird er »verderbts, so soll es seinem Herrn am Gut nicht 
schaden '*). Daß der schädliche Mann des LR. mit dem gewöhnlichen 
Missetäter identisch, geht auch aus dem Entwurf zum neuen LR. von 
1487 hervor !*). 

Wer einen als rechten Bösewicht bezeichnet, dies nicht zu bewahr- 
heiten vermag und dann auch nicht widerruft, soll fortan als 
schädlicher Mann gelten 148). Wer ferner die Buße für den Frieden 
nicht »verzeiht«, hat die Stadt zu verlassen, oder man richtet ihn als 
schädlichen Mann“). Nach beiden Rechten werden bekanntlich alle 
schädlichen Leute übersiebnet. Den Münchnern ist zudem schon 1315 
zugesichert, die schädlichen Leute in ganz Oberbaiern aufzugreifen 
und nach der Stadt Recht zu richten ?5°), ähnlich 1368 den Ingol- 


142) Arch. 63 334. 142) Qu. u. Er. 5 343, 6 120. 
14) Müller, LG. Hirschberg 336. 

145) StR. 247; Übersiebnen 41 f., 48, Arch. 63 274f., 331. 

146) LR. 48, Arch. 63 268. 141) Krenner 12 100 ff. 

148) LR. 63. 149) StR. 317. 

150) Tom. priv. 71. 
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städtern bezüglich der schädlichen und verleunten Leute in Stadt und 
Land !°1), 

Die Abensberger richten zu Rohr alle schädlichen Leute, »die den 
leib verworcht hand«. Später heißt es, daß sie zuständig seien für T. 
D. N. M., Verrat und StraßR.; was Kosten »auf solich übeltätig leut 
gien«, sollen vom Gericht und Markt Rohr ausgerichtet werden ’’°®). 
Von Interesse ist hier das Verfahren nach dem »schedlichbrief« von 
1368, der bezeugt, daß der Herzog mit dem von Abensberg vereinbart 
hat, es solle der Richter des Rotttals, sofern einer als schädlicher Mann 
vor Gericht kommt, Kundschaft von Biederleuten der Nachbarorte 
erholen und dann jenen auf deren Votum hin zum Tode bringen !®), 
Ob auf diese Kundschaft hin noch ein Übersiebnen zu erfolgen hat, ist 
nicht ersichtlich. Auch die vom LG. Hirschberg zu verurteilenden 
Missetäter werden, wie erwähnt, durchweg schädliche Leute ge- 
nannt. | 

In Werdenfels (1431) soll man einen angesessenen Mann mit eigenem 
Rauch nur festnehmen, »ob er wär ein sch. man, ein M. D., keter 
oder mit welcherlei sach er den leib verwirkt hat«!5*). Da der Herzog, 
heißt es 1434 zu Geisenield, verpflichtet ist, die Klöster seiner Herr- 
schaft zu schüßen, Räuber und schädliche Leute zu strafen, so gebieten 
wir, daß er »Übeltäter« dieser Klöster in seiner Herrschaft nicht ent- 
halten soll!5#), Die Chamer erwirkten 1438 die Vergünstigung, alle 
schädlichen Leute auf die Urgicht vor zwei Schöffen hin richten zu 
dürfen !°%). Früher haben die Schärdinger die Freiheit über schädliche 
Leute, »so es not tut«, in der Schranne urteilen zu dürfen; später wird 
ihnen dies vom Richter entrissen '5”), 

Häufig erklären sich dann in den Urfehden Verbrecher aller Art bereit, 
bei Nichteinhaltung der gesegten Bedingungen als übersagte schädliche 
Leute den Tod erleiden zu wollen !*8). In den Landgeboten, die zur 
- Festnahme und Verfolgung solcher auffordern, sind nicht selten zuerst 
einzelne Gattungen von Übeltätern aufgeführt und dann durch den Zusaß 
»u. all sch. l.« alle Verbrecher zur Aufgreifung empfohlen :°°). 

Nach der LO. von 1474 soll niemand genötigt werden, einen schäd- 
lichen Mann oder Übeltäter auf eigene Kosten rechtfertigen zu lassen. 
Mangelt es an einem Kläger, so übernimmt die Verpflichtung zur An- 
sprache der Landesfürst, bis mit der Zeit hier die Rolle des Privat- 


181) Tom. priv. 9 6; 4 110b, 152) Ger. Abensberg f. 41. 
158) Tom. priv. 16 118. 154) Grimm, Wst. 3 6571. 
155) MB. 14 289. 186) Gengler, »Cod. mun. Cham.« 24. 


157) Tom. priv. 4 146. 

168) Ger. Mühldorf f. 4b (1418), 4c 1 1438), 42 (1370) u. Urfehdensammlung 
z. B. Nr. 54 (1405). 

159) Arch. 63 276f.; die Abstiftung ungemeinsamer, schädlicher Dorfinsassen, 
Qu. u. Er. 1 413. 
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klägers völlig ausgespielt ist!*%). In den spätern LO. ist dann der 
schädliche Mann durch den Missetäter und Übeltäter verdrängt; doch 
kommt noch der Ausdruck Landbeschädiger vor. 

Nicht gleich, aber sehr nahe steht in früherer Zeit dem schädlichen 
Mann der verleunte, geunleunte und unleuntiche Mann '!®!), 
Infamia heißt, wie wir wissen, die Verdächtigung und Beschuldigung. 
Infamis aber wird nach der treuga Heinrici der Räuber erklärt, der sich 
auf gehörige Ladung hin nicht vor Gericht stellt!°), infamis et exlex 
nach dem Lfr. von 1244 derjenige, der »predam in publica strata com- 
miserit vel scienter emerit«<!°). Während sich der homo bone fame 
bei Raubverdacht mit fünf Helfern freischwören kann, bedarf der homo 
male fame wie der infamis deren sieben. Auch in andern Fällen steht 
dem infamis niemals der schlichte Reinigungseid zu, er benötigt stets 
dreier Helfer. Im Lfr. von 1256 entspricht dem gut Beleumundeten 
der bisher unbesprochene, dem übel Berüchtigten aber der e besprochene 
Mann, das heißt derjenige, der schon einmal des Henkers Strang streifte, 
sich aber loszuschwören vermochte !%). Beiden ist das Reinigungsrecht 
übrigens nur dann eingeräumt, wenn sie frei und ledig als Inzichter 
vor Gericht auftreten; denn werden sie gebunden und gefangen diesem 
vorgeführt, so übersiebnet man jeden ohne Rücksicht auf seinen bis- 
herigen Ruf. 

Aus jener Stelle ersieht man wieder mit Deutlichkeit, daß schon 
damals jeder gefangene Räuber und nicht nur der Gewohnheitsräuber 
übersiebnet wurde. Auch der e besprochene ist im Grunde genommen 
diesen gar nicht beizuzählen; er hat sich ja von der ersten Beschuldigung 
gereinigt. Wie schwerwiegend war aber damals ein auch nur vager 
Verdacht, und wie wenig vertraute man dem Reinigungseid eines bisher 
Unbescholtenen, wenn män ihn bei nochmaliger und vielleicht ebenso 
grundloser Belangung gleichsam als rückfällig ansah. Deshalb wird 
auch der raptor denunciatus und der zum schädlichen Mann Gesagte, 
wenn sie nicht auf Ladung hin mit ihren Bürgen, die dafür einstehen, 
daß sich jene zu Recht stellen werden, erscheinen, sogleich geächtet 
und gebannt '®). 

Aber auch zu Ruprechts Zeiten ist es nicht minder gefährlich, in 
solchen Verdacht zu geraten, wie einen grundlos an seinem Leumund 
geschädigt zu haben. Wer den andern »geunleutt hiet«, heißt es, »daz 
er in diuf hiet zigen«<, der muß »an seinen stat sten gen dem richter 
an dem leib u. guot, den leip mit dem guot ze loesen: und dem Ge- 


160) Justizangel. 21, Krenner 7 492. Viel über sch. L. auch in dem Landgebot 
von 1456, Justizangel. 114. 

161) S. bei Verbrechen S. 235. 

162) Übersiebnen 7. 163) Qu. u. Er. 5 83 (36). 

164) Qu. u. Er. 5 144 (19); über Eid u. Verbürgung, Arch. 63 271 f. 

165) Qu. u. Er. 5 80 (13). 
Archiv. Bd. 66. 16 
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unleutten den Schaden zwiefach erseßen!s). Die große Buße von 
5 & 60 4 hat man dem Richter zu erlegen, wenn man einen als mein- 
eidig verleunt hat. Deshalb hat jeder, der etwas behauptete, das dem 
andern an den leunten geht, »seinen ansager, der ims gesait«, zu stellen; 
glückt ihm dies nicht, so hat er allen Schaden zu ersegen und »muos 
is widerfliegen«, das heißt widerrufen. Nimmt ein Wirt von einem 
Dieb oder Räuber Sachen heimlich als Pfand an, so kann er sich durch 
Eid retten, das heißt darlegen, daß er jenes »an gevaer« getan; ist 
er aber unleuntich, so weist der Rat den Schwur zurück 2167). Auch 
dort bedarf es mangels der Handhafte zur Überwindung des Diebs 
der sechs Helfer; ist dieser aber unleuntich, so übersagt man ihn 
mit zwei. 

Daß der verleunte dem schädlichen Mann nicht gleichsteht und nicht 
wie dieser als notorischer Missetäter, sondern lediglich als Bezigener 
und Verdächtigter anzusehen, dessen Schuld erst festgestellt werden 
muß, geht auch aus dem Gebot an die Ingolstädter von 1368, »daz 
man chainen übeltäter übersiben sol, hervor !®). Sie sollen, heißt es, 
»nach allen schedlichen u. verlewnten läuten greifen« und im Rat fragen, 
»in welher inzicht u. schedelicher sach sie begriffen. »Wo du un- 
gelewnt läwt in deiner pfleg west«, befiehlt man 1451 dem dortigen 
Pfleger, »sollst du sie zu recht stellen u. tun, was recht ist. u. ob der- 
selb als viel guts nicht hiet, damit man ihn rechtfertigt, so sollst du 
das von unserm gut dargeben!°®).e Der unleuntige darf ebensowenig 
als der schädliche Mann gehaust werden. Eine schärfere Scheidung in 
der Behandlung dieser beiden wird sodann durch die LO. von 1474 durch- 
gesett: »niemand soll zu clagen genott, noch niemand lewntiger an- 
genomen u. uber ine zu verpürgen gestatt werden«!’°), 1585 wird 
endlich verfügt, daß es dem Stadtrichter nicht gebühre, eine verhaftete 
oder verdächtige Person, wenn diese nicht auf wahrer Tat ergriffen, 
ohne fürstlichen Befehl anders als gütlich zu besprechen ?7!). 

Von den Rechtlosen des Schwsp., zu denen auch die Lohnkämpfer 
und Unehrlichen zählen, sind für uns die beachtenswert, welche wegen 
Diebstahls und Straßenraubs verurteilt wurden und Leib, Hand, Haut 
und Haar vor Gericht erledigt haben. Werden jene nochmals obiger 
Delikte geziehen, so können sie sich nur durch Unterwerfung unter 
eines der drei Ordale retten. Gleichgültig ist hierbei, ob die Strafe 
wirklich vollzogen oder durch Taidigung wettgemacht wurde 7°). Jene 
sind also schlimmer daran als die infames der Lfr. Sie sind zudem 
nicht mehr eidesfähig und können auch nicht mehr als Zeugen oder 


166) Ruprecht 76, 216, 257, 276. 

167) Ruprecht 76. 168) Tom. priv. 9 6. 

169) Ger. Mitterfels f. 5 (1451). 170) Justizangel. 21, Krenner 7,492, 
1711) Ger. Wasserburg f. 34 (1585 V 29). 172) Schwsp. 41 48, 100, 276b. 
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Gerichtspersonen Verwendung finden. Bei ihrer Tötung ist nur eine 
Scheinbuße zu entrichten. Dies trifft auch für die Spielleute zu, welche 
wie die Lotterpfaffen als friedlos bezeichnet sind !"®), 


Das schädliche Haus. 


Über dieses habe ich bereits in meinem Übersiebnen eingehend be- 
richtet 174). Es kommen hier hauptsächlich Burgen in Frage, bei denen, 
sofern sie allerhand Gesindel als Unterschlupf dienen, naturgemäß vor- 
nehmlich Raub und Diebstahl als Delikte, welche von ihnen aus begangen 
werden, in Frage kommen. Nach Lfr. von 1244/56 soll der Herr des 
Hauses oder der Burg, welcher wegen Raubes angesprochen wurde, den 
Schuldigen von sich scheiden und den Raub zehnfach erseten oder 
jenen dem Richter überantworten. Ist aber der Herr nicht da, so soll 
man das Haus aus der Burg »werfen u. brennen«!"5), Ebenso äschert 
man ein Haus in einem Markt oder Dorf ein, das aus irgendwelchem 
Grunde für schädlich erklärt wurde, oder man verkauft es nach Schäßung !7°). 
Endlich soll jeder, der eine Burg besitt, über 30 & verfügen und den 
Nachweis erbringen können, daß jene nicht zu des Landes Schaden 
erbaut sei!??), Andere Lfr. regeln genau das gerichtliche Verfahren. 
das der Wüstung der Raubburg vorauszugehen hat!’®). So auch der 
Schwsp., gemäß dem sich der Herr selbdritt vom Verdachte zu reinigen 
und sein Haus durch Herausforderung zum Zweikampf zu retten ver- 
mag !7°), 

Des öftern liest man, daß Häuser, in denen eine Mordtat oder ein 
anderes schweres Verbrechen verübt oder ein Ächter gehaust wurde, 
der Vernichtung preisgegeben werden sollen +8°). So nach Ruprecht 
das Gasthaus, in dem ein Fremder durch den Wirt ermordet 
wurde !°!), Auch Stätten der Unsittlichkeit zählen hierher. Welches 
Haus steht in der Ringmauer, heißt es zu Burghausen, mit »un- 
vertigen« Fräulein, wollen sie sich nicht bessern nach der Pfarrer 
oder der Zwölf Rat, so soll es die Gemein zerstören '®). Wer un- 
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178) Qu. u. Er. 5 87 (61), 1244; 188 (50), 1256; 348 (56), 1281; »ob ein Burger einen, 
dem die Stadt verboten, einen Spielmann oder offnen Höfer beleidigt, der soll 
nicht dem Gericht entgelten, denn solche Leute haben das Recht nicht«, Ger. Deggen- 
dorf Lit. 14, 87 (1316); »wer treue bricht, rehtlos u. elos, Qu. u. Er. 5 150. 

114) Übersiebnen 20f.; nach Welfs Lfr. 1094 wird bei Jungfernraub castrum 
diruatur, s. Gengler 165. Das Niederreißen und Verbrennen einer Stadt wegen 
Hausens von Ächtern, s. MGConst. 1, 614, 9; 2, 261, 26. 

115) Qu. u. Er. 5 80 (11), 143 (13). 116) Qu. u. Er. 5 81 (14), 144 (16). 

117) Qu. u. Er. 5 147, 343; Liebenstein ein offnes Haus; »wird ein sch. M. darin 
behalten, so fällt es für immer in des Herzogs Gewalt«-, Tom. priv. 20 79 (1381). 

118) Übersiebnen 20 (1236); s. mein Übersiebnen 20f., 53f. (österr. LR. 1236/37). 

119) Schwsp. 16, 137, 143, 253, 266. 180) Regensburg 9. 

181) Ruprecht 34. 182) Ger. Burghausen Lit. 27 (1307). 
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fertige Weib in seinem Haus hat, bestimmt das Trostberger Wst., das 
soll man ihm untersagen; hilft es nicht, so soll es der Gemein er- 
laubt sein, es niederzubrechen !®®). 


Die Zurechnungsfähigkeit. 


Jugend. 


Über die Strafmündigkeit zur Zeit der 1l. Baiuw. liegt keine Nachricht 
vor, doch nimmt man als Jahr der Mannhaftigkeit das zwölfte an 84). 
In den Kapitularien ist ohne nähere Bestimmung von den anni puber- 
tatis die Rede 1%). Nach dem Gottesfrieden von 1083 sollen Kinder 
unter zwölf Jahren nicht der Hand verlustig gehen. Raufende (pugnantes) 
soll man züchtigen; wer Schüler und Sklaven mit Ruten schlägt, bricht 
nicht den Frieden '*). Nach dem Schwsp. ist ein Kind unter vierzehn 
Jahren auch bei Totschlag vor peinlicher Strafe gefeit; bei Diebstahl 
sühnt es jedoch mit Haut und Haar. Besitt es eignes Gut, so wird 
es stets zu Bußzahlung verpflichtet ; den Reinigungseid leistet der Vater !8°). 
Bei Ruprecht finden wir analoge Bestimmungen und außerdem, daß 
bei Eltern- und Geschwistermord wie bei dem des Gastes durch seinen 
Wirt des Täters Kinder ihres Erbes verlustig gehen '?®). | 

Nach den meisten bairischen Stadtrechten sollen Kinder bei Unfug 
den Eltern zur Bestrafung übergeben werden; bei »deuf« steht es indes 
an des Richters und der Bürger Gnade, wie gebessert werden soll 189). 
Kinder, welche ihr Landrecht nicht haben, sind der Herrschaft bei Ver- 
gehung nichts schuldig !°°); ebenso stehen Eltern und Freunde für das, 
was sich Kinder gegenseitig durch Raufen und Schlagen zufügen, nicht 
ein !?}). 

Im übrigen kommt es meist auf die soziale Stellung an, deren sich 
der jugendliche Delinquent erfreut. Stehen Söhne angesehener Bürger 
in Frage, so entschlüpfen sie mit Turmverhaft und einer für sie leicht 
aufzubringenden Buße in Fällen, wo man bei Kindern Schlecht- 
beleumundeter, wenn nicht peinlich, so doch mit Verweisung vorgeht. 
Unerbittlich verfährt man hier namentlich bei Diebstahl, da man eben 
Diebe, ob jung oder alt, von vornherein für unverbesserlich ansieht. 
Auch dann, wenn das Gericht der Ansicht huldigt, daß der noch binnen 
seinen Jahren Stehende bereits derart in der Bosheit »erstarkt« ist, daß 
er sich bei der Ausführung der Tat ihrer Schwere wohl bewußt war, 


183) Ger. Trostberg f. 9 (1457). 14) Brunner, Rg. 2 31. 
186) Boretius Kap. 1, 232, 20. 186) MG. Const. 1, 604, 8, 9. 
187) Schwsp. 177, 349 I, 232, 64. 188) Ruprecht StrR. 12. 


189) Ger. Burghausen Lit. 27 (1307); Ger. Biburg Lit. 12 (1323); Ger. Trostberg 


f. 9 (1457); Ger. Rosenheim Lit. 31 (1328). 
180) Ger. Griesbach Lit. 39. 
191) Ger. Rain Lit. 1, 72, 20. 
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macht es wenig Federlesens'!®). Daneben wird von der Rute ausgiebig 
Gebrauch gemacht, sei es, daß der Vater die Züchtigung in Gegenwart 
von Amtspersonen vollziehen muß oder jene öffentlich durch den Büttel 
erfolgt. So zum Beispiel, wenn man Minderjährige bei verbotenem 
Spiel ertappt'!”). Noch strengere Vorschriften bestehen bei Gottes- 
lästerungen. Nach der LO. von 1516 sind solche mit der Eltern Gut 
zu sühnen. Für Delikte solcher büßen insofern nicht selten auch die 
Kinder, als sie mit jenen der Stadt verwiesen werden und dann im 
Elend verkommen !**). 

Das LR. und MStR. enthalten keine einschlägigen Strafbestimmungen; 
es ist nur erwähnt, daß Kinder unter vierzehn Jahren zeugnisunfähig 
sind und Anweiser für sie auftreten müssen !?”). Nach Regensburger 
Statut darf hiergegen bei »frays u. deuf« ein solcher überhaupt nicht 
zugebilligt werden. Deshalb tritt in einem derartigen Fall ein Knabe 
als selbständiger Kläger auf: da er es mit dem Gut nicht vermag, wolle 
er es mit dem Leib verbürgen!*). 

Um Kinder in Rücksicht auf ihre Unerfahrenheit vor Übervorteilung . 
zu schirmen, darf man bei ihnen nur so viel pfänden, als sie oberhalb 
des Gürtels bei sich tragen. »Und der gewert hat, der gelt dem leit- 
geben«, das heißt für die Zechschuld. Wer einem Bürgerssohn Geld 
zu Spiel und Trunk borgt, bevor dieser zu seinen Jahren gekommen 
ist oder geheiratet hat, geht dessen verlustig. Das nämliche wird ver- 
fügt, wenn jemand einem solchen mehr »bürgt«, als er »beraitschaft bei 
im u. auzzerhalb gurtel gewantes hate. Diese Satungen gelten vielfach 
auch für Knechte und Mägde. Wer von einem Kind oder Ehehalten 
etwas heimlich kauft, seßt sich schwerem Verdacht aus und zahlt Buße !?7), 
Auch in Regensburg gilt, um junge Bürger vor Schuldenmachen abzu- 
halten, das Verbot, innen auf ihre Habe oder ihr Erbe etwas zu borgen. 
Wer dies übertritt, hat nicht nur allen Schaden zu tragen, sondern auch 
ebensoviel, als er geborgt, der Stadt als Buße zu erlegen. Nicht minder 
sühnt der Goldschmied, der sich verleiten ließ, einem Bürgerssohn ohne 
des Vaters oder der Freundschaft Willen ein Siegel zu fertigen, mit 
Leib und Gut!?®), 


= Geisteskrankheit. 


Nach dem Schwsp. wird bei Toren und Sinnlosen völlige Schuld- 
losigkeit angenommen. Sie dürfen nicht gerichtet werden !°°). Im Gegen- 


192) S, mein Nürnberger Kriminalrecht 7f., Regensburg 136, 243. 


193) Regensburg 252. 19%) Regensburg 136; Justizangel. 29. 
19%) Landshut, Hist. Ver. Niederb. 22 158, Justizangel. 112, 26 (die gedruckte 
GerichtsO. von 1520). 186) Regensburg 136. 
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saß hierzu soll man den Regensburger Statuten gemäß eine unsinnige 
Person, welche getötet hat, ertränken®°®). Nicht selten jagt man 
indes wahnwißige Verbrecher aus der Stadt. Selbstverständlich - 
dürfen solche auch nicht als Zeugen auftreten; bei gerichtlichen Akten 
handeln Eltern und Freunde für sie, oder es werden besondere 
Anweiser bestellt ?%). 


Die rechtswidrige Absicht. 


Absicht und Fahrlässigkeit. 


Nach germanischem Rechtsgrundsag mußten Fehde und Rache aller- 
dings offen betätigt werden; immerhin wurde der Schuldlose, sofern er 
ein Glied der feindlichen Sippe, ebenso erbarmungslos wie der Veranlasser 
der Fehde niedergemacht. Aber auch sonst mangelte es zu jener Zeit 
an jeglichem Verständnis und Gefühl dafür, daß der Grad des Ver- 
schuldens bei absichtlicher Tat doch ein anderer als bei entschuldbarem 
Versehen sein müsse; es kam vielmehr im Bereich des Kompositionen- 
systems lediglich auf den Erfolg an, um den Anspruch auf Wergeld 
und Buße zu rechtfertigen. War dieser bei heimtückischem Mord- 
versuch ausgeschlossen, so war er, falls der abirrende Pfeil den Menschen 
statt des Vogels tötete, vollberechtigt. 

Erst die Friedensagungen des Gemeinwesens, das neben das 
Privatstrafrecht des Kompositionensystems ein Öffentliches sette und 
den verstoßenen Friedbrecher erst nach Leistung des fredus wieder in 
seine Arme schloß, sprachen die Friedlosigkeit, die anfangs in schweren 
Fällen für immer verhängt wurde, nur bei absichtlichem Verschulden 
aus und heischten auch nur diesfalls Öffentliche Sühne. 

Man unterschied damals nur Absicht und Ungefähr, welch letteres 
Fahrlässigkeit und Zufall umfaßte. Entschied man sich zuerst im Sinn 
des Erfolgsgrundsages stets für Absichtlichkeit, wenn nicht bei der 
Ausführung der Tat das Gegenteil offenkundig in Erscheinung trat, so 
ist es als Fortschritt zu rühmen, daß sich mit der Zeit eine sorgfältigere, 
wenn auch immerhin noch oberflächliche Würdigung der Willensart 
des Täters bemerkbar machte. Hiernach nahm man bei manchen Ver- 
brechen das Vorliegen der böswilligen Absicht von vornherein an (Raub), 
bei andern wurden gewisse Merkmale gefordert, wodurch sich der böse 
Wille offenbarte (das Verbergen des Leichnams nach der Tötung), 
während es endlich auch nicht an solchen fehlte, welche man ohne 
weiteres als Ungefährwerke qualifizierte. Im Zweifel war ein Ver- 
klarungsakt benötigt, so zum Beispiel durch Leistung des Reinigungs- 
eides seitens des Bezichtigten. Gesühnt mußte freilich auch 
das Ungefährwerk werden: doch ward hier die Strafe zum 
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Schadenersa&, nicht mehr war der Gegner zu Rache und Fehde be- 
rechtigt 2°®). 

. So wird auch schon gemäß der 1l. Baiuw. bei zahlreichen Verbrechen 
nur im Fall des Nachweises der Böswilligkeit auf Strafe erkannt oder 
eine schwerere Strafe als bei Fehlen derselben ausgesprochen, während 
bei Ungefähr geringere oder gar keine Ahndung Plaß greift, sondern 
lediglich Ersag gefordert wird. 

Von den Ausdrücken, welche auf absichtliches Vorgehen schließen 
lassen, sind hervorzuheben: per invidiam (more furtivo igne cremaverit), 
per inimicitiam (liberi culmen eicerit), per presumptionem (sine mortali 
culpa occiderit), mala ordine (agrum invaserit), contra legem (manus 
iniecerit), sine jussione (ducis praedare voluerit), per vim (fugitivum 
constare fecerit), injuste (agere contra res ecclesiae), occulte, more 
furtivo (occisus et absconsus, quod camurdrit dicit), scienter (furtum 
fecit), celare (quod si furem celare voluerit), negare (animal occi- 
derit et negaverit), contra voluntatem (virginem rapuerit). Auf Un- 
gefähr weisen jedoch hin: incurie et certe ebitione (culmen eicerit), 
per superviam et ebrietatem (pugna fiat), nesciens (furtivum com- 
paravit), per errorem (injuste judicavit), non volens, sed casu (occiderit 
animal). 

So gehört es zur strafbaren Handanlegung (infanc), Bindung und 
Pfändung, daß sie gesegwidrig und gewalttätig geschahen ?°®), zum 
verbotenen Beutemachen, daß es'am Befehl des Herzogs mangelte ?°*). 
Um die hohe Ahndung der Brandstiftung an Kirchengut zu rechtfertigen, 
muß diese aus Bosheit und auf Diebesart, das heißt bei Nacht erfolgt 
sein ?°). Mord (camurdrit) liegt nur vor, wenn der Täter die Leiche 
verborgen hat?”®). Wer einen Kirchenknecht aus Vermessenheit er- 
schlägt, hat ihn durch zwei andere Leute zu erseßen; nicht so, wenn 
bei jenem eine mortalis culpa vorlag’), Nur wer wissentlich eine 
gestohlene Sache erwarb, riskiert Strafe unter der Verpflichtung, Ersag 
zu leisten, ja er sühnt als Dieb, wenn er deren Besig leugnet °°). War 
jedoch Zufall mit im Spiel und wird das Geschehnis auch offen zu- 
gestanden, so ist dem Geschädigten lediglich ein gleichwertiges Stück 
hierfür zu leisten 2°). Ersat wird also auch bei Ungefähr beansprucht. 
Bei Unfug am Hof des Herzogs schütt selbst der Einwand, daß Über- 


202) Brunner, Rgesch. 2 536f.; Löffler, »Schuldformen des Strafrechts« 1 1; 
John, »Strafrecht in Norddeutschland« 5f. usw. 

205) |, Baiuw. 4, 3; 5, 3; pact. Alem. 3, 25; 1l. Baiuw. 4, 7, 8; 5, 5; 4, 25; 13, 3; 
über die Arten der violentia s. Gengler 30. 
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mut und Trunkenheit den Anlaß hierzu geboten, nicht vor strenger 
Ahndung ?'°). 

Auch in den Kapitularien mangelt es nicht an Bezeichnungen für 
böswilliges Vorgehen: invidia aut occasione mala, odio et invidia, dolo, 
dolo malo, fraude, fraudis ingenio, ingenio malo, inimicitia, iracundia 
et malivola intentione, mala voluntate, für Ungefähr: voluntate bona, 
superbia, casu. 

Ebenso läßt in der Folgezeit der Mangel ;an zielbewußten Grundsäßen 
keine einheitliche Norm entstehen, wenn auch die Zahl der Delikte, zu 
deren Tatbestand die böswillige Absicht begrifflich gehörte, wie die 
der Ungefährwerke, bei denen man nun Fahrlässigkeit und Zufall unter- 
schied, eine stattlichere wurde. 

Während nach dem Sachsenspiegel bei absichtsloser Tat keine pein- 
liche Strafe zulässig ist (»von siner warlose verdelt man ime nicht sin 
lif, noch sin gesunte)?!!), ist der Schwsp. von ganz anderem Geiste 
beseelt. Es sei hier namentlich an die Fälle erinnert, welche wir 
größtenteils auch bei Ruprecht finden: Wird jemand durch einen Nagel, 
den man durch eine Tür geschlagen, getötet und spricht der Täter: »ez 
waer im lait u. er hiet ez undanchs getan«, so soll man ihn trogdem 
als Totschläger richten, »wan nieman waiz, was er in seinem hergen 
gehabt hate. Es möchten indes Richter und Bürger »an des mannes 
trew sehen, ob si in so trewen wizzen, daz er ungern sogetaneu mort- 
leicheu (!) dinch taet, so sol man nicht richten uber sein leben«. Ähnlich 
bei Tötung durch Umwerfen eines Wagens oder Werfen nach einem 
Vogel, es wäre denn, daß der Täter den Nachweis der vorherigen 
Warnung erbringt ’!?). 

Ich weise ferner auf die Behandlung der Verwandtentötung in beiden 
Rb. hin. Während der Schwsp. die harte Bestrafung der Tötung des 
Magen wenigstens nur dann begehrt, wenn dieser »ane schulde« war, 
Ruprecht aber die der Ehefrau nur, wenn sie »unverdienter dinge: ge- 
schah, mit Rädern und Ausschleifen bedenkt, so macht dieser bei der 
Eltern- und Brudertötung überhaupt keinen Vermerk. Der fahrlässige 
Täter oder der durch unglücklichen Zufall zur Tat Gebrachte sühnt 
demnach ebenso wie der abgefeimteste Mörder. Freilich soll ja nach 
beiden Rb. überhaupt jeder, der tötet, wieder getötet werden ?!3). Und 
wie ist es mit der Vorschrift, daß bei Notzucht jeder, der der Über- 
fallenen auf ihr Schreien hin nicht Beistand leistet, ja außerdem alles, 
was »in dem haus lebentiges, ez sein laeut oder vieh« getötet werden 
soll2'4)? Ich sehe hierin allerdings eine Hyperbel, denn es wird im 


°10) |, Baiuw. 2, 10. 

211) Ssp. 2 38; nach Mitte des 12. Jahrh. wird fahrl. Kindesmörderin nach sieben- 
jähriger Buße in Passau absolviert, Häberlin, »Urkundenbuch zu Meichelbeck« 251. 

212) Schwsp. 182—185; Ruprecht 43—45, 47; Ruprecht Str. 13. 

213) Schwsp. 3502, Ruprecht 25. 214) Schwsp. 254, Ruprecht 127. 
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14. Jahrh. keinen vernünftigen Richter mehr gegeben haben, der jenes 
Gebot so buchstäblich befolgte; er soll dadurch nur darauf hingewirkt 
werden, daß man gegen jeden, der vorsäßlich oder fahrlässig seine 
Pflicht vergaß, mit aller Schärfe verfährt. 

Als Totschläger wird auch der behandelt, der eine Schwangere, welche 
ihrem Mann zu Hilfe eilt, bei der Gegenwehr tödlich verlegt, wie nicht 
minder der Meister, der seinen Lehrling oder Knecht derart züchtigte, 
daß er stirbt. Das nämliche gilt von dem, der seinen Schuldner bei der 
Festnahme derart mißhandelte, daß dieser innerhalb Jahresfrist im Ge- 
fängnis den Geist aufgibt 215). | 

Sodann: schlägt einer dem andern einen Finger, die Hand ab, das 
Auge aus, »man sol im dazselbe hinwider tuon«; daneben soll er dem 
Kläger für die Arztkosten und Arbeitsversäumnis bessern und dem 
Richter eine Buße erlegen. Und dies alles, auch wenn der Täter nur 
sin warloses handelte. Daß es mit dieser Wiedervergeltung ernst 
gemeint ist, geht auch aus dem nächsten Art. 17 hervor, wo von 
Lähmung der Glieder die Rede ist und gefragt wird, »ob in an jenem, 
der ez getan hat, lemen sull alsam« (ebenso)*!*). Blicken wir endlich 
in das spätere bairische LR., so treffen wir hier das nämliche Verdikt, 
freilich unter der Möglichkeit des Loskaufs?!"). Aber was geschieht 
mit dem armen Teufel, der aus Unvorsichtigkeit solch Verschulden auf 
sich zog und mittellos ist? Freilich wird in solchen Fällen (auch dem 
Fremden gegenüber?) die Gnade walten, aber warum ist hierfür nicht 
schon im Geseß eine mildere Behandlung vorgesehen? Und das LR. 
stand noch zu Beginn des 16. Jahrh. in vollem Ansehen. Fürwahr, 
dies zähe Festklammern-am Erfolgsgrundsaß, zum Teil durch Beein- 
flussung der in ihren legten Konsequenzen höchst ungerechten Talion, 
trieb seltsame Blüten! 

Prüfen wir nun die Ausdrücke, welche auf Böswilligkeit hindeuten, 
so treten solche in den lateinischen bairischen Lfr. und sonstigen Quellen 
nicht häufig auf. Im Lfr. von 1244 ist dolus et fraus gebraucht, so 
wenn einer schwört, daß eine inquisitio (Weisung) sine dolo et fraude 
- geschieht oder Zeugen sine fraude genannt werden. Ebenso trifft man 
violenter bei nächtlichem Wegführen von Holz und odiose bei Heim- 
suchen ?!8). 

Von deutschen Bezeichnungen sind auch für die Folgezeit hervor- 
zuheben: frevelich. In den Lfr. von 1256: wer frävellich in Acht 


216) Ruprecht 47, 45, 22. 

216) Ruprecht 16, 17. 

211) LR. 164; in der Freisinger Reformation ist lediglich eine Buße darauf geseßt, 
Freyberg, »Ges. hist. Schr.« 5 195; die Einträge des Regensburger Wundenbuchs 
bekunden übrigens, welch weiter Spielraum der Milde zugebilligt war, Regens- 
burg 139. 

218) Qu. u. Er. 5 91 (88), 5 84 (40); venditiones odiose 5 317. 
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und Bann ?!°), 1300: der den frieden vraevellich versait ??°). Im Schwsp. : 
wer einen Ächter behält offenlich und vraevellich, wer eine Buße ver- 
wirkt mit üblem Willen und vrevenlichen ??!). Bei Ruprecht ist hier- 
gegen jenes nicht beliebt. In Regensburg: wenn einer frevenlich Mandate 
abreißt, den Eid frevelich überfährt‘’®), als Verbotener frävenlich in 
die Stadt reitet usw. 2%). Auch im LR. und StR. trifft man es noch an: 
wenn einer frävelich Unzucht im Freithof verübt oder aus diesem in 
Frevel eine Bahre trägt, wenn ein Zeuge frävenlichen und on übermuet 
säumig ist??*). Sonst seien noch der Heimsucher, der in ein Haus in 
frävel geht und der Gotteslästerer erwähnt, der an sich mit Buße weg- 
kommt, aber wenn das Lästern gar frevlicht geschah, mit Gefängnis 
und am Leib gestraft wird ?*). Auch fraißlich entspricht mitunter dem 
frevlich 22°), 

gever, gevaer, värlich. Aus den Lfr. ist das gevaerliche Heim- 
suchen, das Vornehınen von Weisung und Anleit an gevaerd zu nennen ???), 
aus dem Schwsp. das Schlagen ane geverde?28), aus Ruprecht das 
gevärlich Scheiden, das gevaerleich Erschlagen um sein selbs has ?2??9), 
aus den Regensburger Recht das Gehen in ein Leithaus zu gever und 
mit verdachtem muet, das Heimsuchen zu gever im Gegensat zu dem 
mit Bescheidenheit. Beim Reinigungseid schwört man, daß man un- 
schuldig on wissen und wort on geverd sei; in der Urfehde, daß sie 
on geverd vollführt werde, im Kalumnieneid, die Sache nicht geverlich 
verziehen zu wollen®®). Das LR. bringt das Scheiden gevaerlich und 
an gevaerde, das StR. das gevaerlich Jagen in ein Haus?!) Bei 
Ruprecht heißen Mörder die, welche die Leute vaering slahent °®°); in 
Regensburg verbannt man Knechte, welche einen väring, schädlich und 
mortlichen schlugen ???). In Waldmünchen schließt man gefährlich und 
verdächtige Mörder vom Kirchenfrieden aus ?84). 

feindlich, In den Lfr. ist das feindliche Heimsuchen aufgeführt, in 
den Wst. das f. Messerzucken im Gegensat zum freundlichen ?®®), 


319) Qu. u. Er. 5 145 (26), 146 (28); Rlfr. 1235: »frevelichen angriff«, MG. Const. 2, 250, 
16; »vrevelike, vruchligen«, 1281, 3 281. 

2:0) Qu. u. Er. 6 50. 221) Schwsp. 137, 359. 

222) Regensburg 238. 223) Ebenda. 

224) LR. 177, 326; StR. 347, VII, 48. 

225) Chiemsee, MB. 2 432; Justizangel. 29, 31 (1516), 114 (1456). 

226) Hist. Ver. Niedrb. 21, 29; »fraydigen fuozz seten« (sich flüchten vor seinen 
Gläubigern), StR. 263, 347. 227) Qu. u. Er. 6 51 (27), 6 50 (26). 

228) Schwsp. 174. ` 

229) Ruprecht Str. 13; »das vaering slahen«, Ruprecht 36. 

230) Regensburg 137. 

281) LR. 8, StR. VII, 30; »wer geverlich, argwonlich kauft«, Justizangel. 25 (LO. 1491). 
` 28:) Ruprecht 36. 283) Regensburg 137. p 

234) Ger. Waldmünchen f. 7 (1492, 2, 24). 

235) Qu. u. Er. 5 145 (22); Hist. Ver. Niedrb. 43 127. 
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schädlich tritt in dieser Bedeutung selten auf; öfter wird versichert, 
daß etwas unschädlich geschehen ist ?38). 

mit verdachtem mut bedeutet mit Vorbedacht: zu gever und 
mit verdachtem mut. Klagt jemand in der »gaech« oder im Zorn, so 
ist es ohne Bedeutung, klagt er aber mit verdachtem mut vor dem 
Richter, so hat es volle Kraft °®?). 

in Haß. Nach Ruprecht sind Richter und Büttel, welche nicht von 
Amtswegen, sondern »von ir selbs has: getötet, als Totschläger zu 
behandeln 23°). | 

mit ubel list kommt in den Lfr. vor: »wer eichs (Aisch, inquisitio) 
oder weisung: haben will, »daz er si hab an ubel list«. Bei wem man 
gestohlen Gut gefunden, soll seinen Geweren nennen an ubel list 2°). 

heimlich. In den Lfr. das heimlich (verholen, verborgen) Harnisch- 
und Messertragen ?*°), im Schwsp. das heimlich Brennen ?*'), So auch 
bei Ruprecht. Er unterscheidet :ofiene u. haimliche diuphait«°“?), 
»schaemlicheu dinch tuot man haimleich, do ez nieman sicht ?*).« Straf- 
bar wird, wer Diebsgut haimlichen einnimmt oder darauf leiht; ebenso 
der, der falsches Maß heimlich innehat. Solch verdächtiges Handeln 
muß stets »nach der helhait« gebessert werden, daß heißt es ist die 
Betrugsbuße zu erlegen ?*), In Regensburg: wenn einer heimlich ver- 
botene Orte besucht, heimlich im »tännl« umherschleicht, heimlich Gut 
einnimmt, das Messer verhohlen in der Tasche trägt und helleich Brand 
stiftet °*). Im StR.: welcher Wirt bei sich heimlich spielen läßt °*°). 
In Abensberg (1369): heleich bei der nacht gestohlen ?*7). Des öftern 
liest man die Drohung: den, der heimlich von Ehehalten kauft, als 
Dieb behandeln zu wollen°*). | 

mutwillig. Häufig ist der mutwillige Totschläger angeführt, so in 
den Lfr. bei Ruprecht und im LR.; er dürfte dem spätern vorsäßlichen 
Totschläger wenig nachstehen. Zum mindesten muß dabei culpa dolo 
proxima angenommen werden; so, wenn der Richter nicht von Amts 
wegen, sondern aus Mutwillen und Haß tötet’). Nach O. von 1508 
soll des Adeligen Gut bei mutwilligem Totschlag zwar den Erben bleiben, 
doch ihm keine Unterstügung bis zum Austrag mit dem Fürsten wie 
der Sippe zuteil werden °°°). »champf ist muotwill,< heißt es bei Ruprecht, 


2*6) »Das Berufen des Feuers mit u. ohne Schaden«, Ger. Trostberg f. 9 (1457). 
271) Regensburg 137 f.; Freyberg, Ges. hist. Schr. 5 164. 

285) Ruprecht Str. 13. 239) Qu. u. Er. 5 147 (45, 48), 5 347 (54). 
240) Qu. u. Er. 6 114 (23), 6 123 (78). 21) Schwsp. 174, s. a. Anm. 206. 

242) Ruprecht 80. 

24°) Ruprecht 26, 27; »haimblich rhäte haben«, München Lit. 1, 64, 5, 142. 

244) Ruprecht 121, 138, 76. 25) Regensburg 138, Ruprecht 96. 
246) StR. 506. #7) Ger. Abensberg f. 10 (1369). 

248) Ger. Trostberg f. 9 (1457). 

249) Qu. u. Er. 6 24 (4), 6 111 (5); Ruprecht Str. 13. 

20) Justizangel. 27. 
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das heißt der gerichtliche Zweikampf zählt bereits, wie jedes andere 
Ordal, zu den verbotenen Gerichten, niemand darf mehr hierzu ge- 
zwungen werden. Wer sich also dennoch hierzu herbeiläßt, sejt sich 
mutwillig der Lebensgefahr aus?®!)., Nach den Lfr. wie der Regens- 
burger FriedgerichtsO. muß der Kläger eventuell den Vor- (Kalumnien-) 
Eid leisten, daß er nicht san mutwilles, sondern nagi bestem Wissen 
und Gewissen klage ?>?). 

wissentlich. Wer w. gestohlenes Gut kauft, steht nach den Lfr. 
dem Täter gleich, wer Achter oder schädliche Leute w. haust, muß für 
sie einstehen?’8) Wenn man einen Nachtbrenner in eines Mannes 
Haus »mit seiner gewissen« findet, den richtet man an Brenners Statt °°*). 
Im Schwsp. trifft man das »mein« schwören mit Wissen 2°), Namentlich 
bei Fälschung spielt es eine große Rolle. So wird meist nur der, der 
w. falsche Münzen oder gefälschte Waren hingibt, zur Rechenschaft 
gezogen ?°®). 

Auch unverschuldet, unverdient, unbillig, unbescheiden 
könnte man hier noch anführen. So wenn man einen unverschulter 
sach tötet, unverdienter ding Schmähbriefe anschlägt, an der Hausfrau 
unverdienter sache Unfug übt, dem Rat unbillig einredet, den Richter 
unbescheidenlich leidigt oder sich unverschuldet und widerprächtig dem 
Wandel widersegt. »wer ungesprech oder unzeitlich mit worten, do sol 
der richter gewißhait nemen, also daß er wolgezogen sei«®°”), . 

Ich habe in meinem Nürnberger Kriminalrecht erwähnt, daß, wer in 
der dortigen Muntat »verdechtlich u. frevlich verhütet und doch nit hand 
an ine leget«, die exorbitante Strafe von 300 @£ erlegen muß ?57). Dem 
entspricht in Baiern das Lusen und Losen; doch ist dies, da es völlig 
straflos scheint, nicht wie das Verhüten als eigentliches Versuchsdelikt 
zu betrachten. Immerhin charakterisiert es sich wie dieses als offen- 
sichtlich böswilliges Gebaren. Die einschlägige Satung lautet: »wer 
lusnet oder loscht an den heusern, wiert sein der wiert gebar u. wirft das 
fenster auf und stoßt in in die zeent, daß er an den ansteg. aufstest 
oder lauft hinaus u. schlecht in seinen hintersessen vollen ab, da ist 
der wiert niemand nichts umb schuldig« 25°). 

Man sieht, daß das Lusen angesichts der weitgehenden Selbsthilfe, 
die man dem Bedrohten zubilligt, als höchst verwerflich erachtet wird. 


251) Ruprecht 8. 

282) Qu. u. Er. 5 348 (62); Regensburg 80; »mutwillig befehden, Krenner 13 297. 

253) Qu. u. Er. 5 342 (17), 119 (50). 354) Qu. u. Er. 5 343 (24). 

285) Schwsp. 367 I; s. auch Schwsp. 211, 281, 286, 362. 256) Justizangel. 27. 

25%) Regensburg 138, Ruprecht 25; Hist. Ver. Niederb. 22 154; Landau: Fürsten- 
selekt f. 132 (1304 VII 13); Bogen: Hist. Ver. Niederb. 43 126; Ger. Vilshofen f. 40 
(1345 X 26); Ger. Osterhofen f. 2 (1428 XII 17); Tom. priv. 16 62. Ger. Neumarkt 
(O.) Lit. 12, 3, 

2732) Nürnb. Kriminalrecht 21. 259) Obernzell, Hist. Ver. Niederb. 11 218. 
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Und zwar durch die böse Absicht, die sich hierbei bekundet und die 
im ersten Augenblick gar nicht klar ersichtlich ist. Denn der Vorsag, 
der den Lusenden beseelt, kann zum Beispiel dahin gerichtet sein, den 
Wirt bei seinem Heraustreten zu überfallen oder die Gelegenheit zu 
einem Einbruch zu erlauern oder endlich etwas Bedenkliches und Straf- 
bares beim Nachbar zu entdecken. Kurz, das Lusen ist ein Verhalten, 
das ein feindseliges und heimtückisches Vorhaben geradezu auf der 
Stirne trägt, so daß dem Geschmack jener Zeit entsprechend solch 
drastische Abwehr wohl gerechtfertigt scheint. | 

Dieses böswillige Nachstellen deckt sich mit dem Begriff des Vorsaßes, 
zumal nach norddeutschem Recht: vorsate probari potest, ubicunque 
aliquis alii insidiatur in platea. Wenn man ihn aber hauptsächlich auf 
Schläge und Heimsuchung beschränkt, so ist das, glaube ich, zu eng 
gegriffen, der Auflauernde kann ebensogut beabsichtigen, seinen heran- 
kommenden Gegner mit Schmähungen zu überhäufen. Wenn es im 
Hamburger Recht heißt, daß eyn vorsat sy, so wor en man mit be- 
radeneme mode an des anderen were geit unde ene sleit ?°°), so ist der 
beratene Mut jedenfalls gleichwertig mit dem verdachten Mut des 
Regensburger Rechts und der Freisinger Reformation, Vorsat finde ich 
zu jener Zeit noch nicht im bairischen Recht vertreten. Erst später tritt 
der fürsäßliche Totschläger auf. Böswillige Absicht bekundet endlich 
auch sonst hinterlistiges und verdächtiges Verhalten, ohne mit Vorsaß 
zusammenzufallen, so, wenn einer sgewaffinet« zum Taiding kommt oder 
sich eines der bekannten Versuchsdelikte schuldig macht ?*!), 

Wohl erst im 15. Jahrh. vollzog sich dann in Baiern die Wandlung 
der Begriffe Totschlag und Mord. Als Mörder gelten in der Folge nicht 
mehr diejenigen, welche, wie nach Ruprecht, die laeut vaering slahent 
und des totslags laugent, sondern solche, welche unter Verle&ung eines 
nahen Vertrauensverhältnisses, unter Bruch eines gelobten Friedens oder 
aus niedrigem Beweggrund töten. Als Totschlag aber charakterisiert 
sich jede andere absichtliche Tötung. So hebt die LO. von 1474 hervor: 
»wer seinen rechten herrn in den tod gibt, seinen pettgenossen vom 
leben zum tod bringt, heimlich mord und kind vertaet?®). Auch das 
mortlich und in einem fried erschlagen ist erwähnt ’?®®). Natürlich quali- 
fiziert sich als Mord auch die Tötung aus Habgier. In den LO. tritt nun 
das fürsäßlich häufiger auf, daneben geradezu eine Häufung von andern 
Epitheta, wie mutwilliglich, frevelich, verdächtlich, wissentlich, fürträchtig- 
lich, merklich, geverlich. Auch des insidiari ist gedacht: wer nächtlicher- 
weile verdachtlich furwart. Endlich kommen der mutwillige und 1516 


2860) S, John, »Strafrecht in Norddeutschland« 64; vgl. auch 1. Saxon. 23: »si non 
occiderit, tamen insidias fecerit, bannum solvat de reliquis«. 

261) S, bei Versuch; das Berauben »an widerbot« bei Fehde, Qu. u. Er. 5 150. 

262) Justizangel. 21, Krenner 7 476. 

28°) Hist. Ver. v. Niederb. 21 46 (Landshut 1341). 
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neben Mord der fürsäßliche und vermessentliche Totschläger vor ?**), 
worauf nach Einführung der Carolina der fürsäßliche, mutwillige Mörder 
dem totschleger aus gecheyt und zorn gegenübertritt. In jener O. wird 
auch bestimmt, daß bei Totschlag von nun an keine Geldstrafe mehr 
zuerkannt werden solle. 

Um nun nochmals zur Fahrlässigkeit zurückzukehren, so sehen wir 
diese seltener durch besondere Ausdrücke gekennzeichnet. Ich nenne 
hier: undanchs (unbedacht), an ubel list, unverweist (ungewarnt), un- 
wissentlich, gamlos, on wissen u. wort on geverd, unvärlich, einvaltiklich, 
on mutwille, freundlich, vergamlosen, versigen, versaumen ?%). Immerhin 
ist die Zahl der hierher gehörigen Delikte ziemlich stattlich. Es sei hier 
nur das bekannte Einschlagen des Nagels, das undanchs geschah, das 
freundliche Messerzucken (im Gegensaß zum gefährlichen, Buße 72 3) die 
verschiedenen unabsichtlichen Verwundungen, der Totschlag und die 
Klage an mutwille, das Verlegen von Tieren und durch Tiere (wofür der 
Besiter haftet) hervorgehoben. Ferner die Beschädigungen durch Floß- 
und Fuhrleute, durch die Angehörigen und Ehehalten, für welche der 
Hausherr, wie für die von ihm beherbergten und beschirmten Fremden, 
Achter, schädlichen Leute einzustehen hat, -Unfälle infolge Nicht- 
verwahrung von Brunnen und Gruben, Holz-, Feld- und Flurschäden 
(swer dem andern seinen acker eret unverweist — das eten, treten, 
ubersniden), der Verlust anvertrauten Gutes (aus Mangel an Sorgfalt des 
Verwahrers) wie von Herdentieren (wobei der Hirt den Räuber oder 
Wolf nicht berief), das vergamlosen durch Ehehalten, der Verkauf ge- 
fälschter Waren (ohne Kenntnis des Fehlers) ?*°). Endlich das Vergreifen 
des Richters in Wandel und Frieden, das Unterlassen des Nachspürens 
und Verfolgens von Missetätern. Auch bei Bestechung wird der Richter 
mitunter nicht peinlich bestraft, sondern nur sein Verführer; er selbst 
hat nur mit der Zwiegült zu ersegen. Für Irrtum haftet er ohnedies 
nicht ?°”). Im übrigen verweise ich auf den Abschnitt Schadenersaß, 
woraus zu ersehen, daß manche Delikte, welche wir heute mit öffentlicher 
Strafe bedenken würden, ehedem nur mit Ersag gesühnt wurden, während 
an sich geringfügige Vergehen ziemlich hohe Bewertung erfuhren. Die 
Haftung für reinen Zufall sehen wir noch nicht im Volksrecht, doch im 
Ssp. und Schwsp. verneint ?°®). 


2) LO. 1516, Justizangel. 40; nach Lir. v. 1444 wird demjenigen, der einen Tot- 
schlag aus Zorn u. unverdachtem Mut begangen, zur Abfindung mit den Gegnern 
Geleit bewilligt, Krenner 2 105. 

2656) Qu. u. Er. 5 148; Schwsp. 57, 58, 359, 362; Ruprecht 40, 109, 140, 238; LR. 178; 
StR. VII, 36; Regensburg 137 f.. 

200) Die Quellenbelege bei Schadensersaß. £67) |, Baiuw. 2, 17, 18. 

268) |, Baiuw. 14, 20; Ssp. 3, 3; Schwsp. 258; ist eine Buße mit uibelem willen 
vrevenlichen verwirkt, so ist sie nach Schwsp. 359 ohne Nachlaß zu erheben, nach 
Gnaden jedoch, wenn jenes einvalticlichen u. unwissende geschah. 
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Der Versuch. 


Im germanischen Recht blieb, da es an dem schädigenden Erfolg 
fehlte, der Versuch grundsäßlich ungeahndet. Sicher wird aber bei 
handhafter Tat der hierbei Ertappte von jeher als Täter behandelt 
worden sein, gleichgültig ob Versuch oder Vollendung vorlag. So konnte 
auch der nachts unter verdächtigen Umständen im Hause Angetroffene 
ohne weiteres als Einbrecher niedergeschlagen werden. Nicht nur 
Versuch dürfte bei l. Baiuw. 1, 2: əsi quis contra res ecclesiae injuste agere 
vel de rebus abstrahere voluerite anzunehmen sein; denn es heißt dann 
ausdrücklich, daß er das entwendete Gut der Kirche zurückgeben solle. 
Absolut bestimmte Strafen finden sich bei Hochverrat und Ehebruch. 
Unternimmt es der Herzogssohn, seinen Vater der Regierung zu be- 
rauben, so trifit ihn Enterbung und Verbannung. Bei einem Anschlag 
auf des Herzogs Leben durch einen beliebigen, wird der Frevler jenem 
zur Bestrafung überlassen, seine Güter verfallen indes dem Fiskus ?*°), 
Wer, um Ehebruch zu begehen, das Bett mit einem Fuß bestiegen hat, 
aber durch das Weib an der Ausführung gehindert wird, sühnt mit 
15 sol., während der vollendete Ehebruch 160 sol. heischt ?7°). 

Außerdem werden verschiedene Handlungen, so auch besonders ver- ` 
dächtiges Gebaren, das auf ein bösartiges Vorhaben schließen läßt, als 
sogenannte Versuchsdelikte qualifiziert. So Handlungen, bei denen sich 
der Täter bewußt sein muß, daß durch sein hinterlistiges Vorgehen der 
Gekränkte zugleich in Lebensgefahr gebracht wird, wie die Wasser- 
tauche, d. h. das Stürzen von der Brücke oder vom Ufer, ferner das 
Werfen vom Pierd, von der Leiter oder in das Feuer (daß die Flamme 
über das Haupt hinausschlägt), das Verwunden mit einem vergifteten 
Pfeil, das Reichen eines Gifttrunkes. Sodann das Anzünden eines 
Hauses, wofern das Feuer durch das Gesinde wieder gelöscht wird?’®). 
Der Täter hat hier jedem Bewohner, der dadurch in unwan, d. h. vitae 
desperatio geraten, die Buße zu entrichten, welche auf der vollendeten 
Tat steht und außerdem die Strafe des Herzogs zu gewärtigen. Ob in 
jenen Fällen eine böswillige Absicht vorlag, d. h. ein Anschlag auf das 
Leben geplant war, wird nicht weiter in Frage gezogen. Sodann 
kommen auch Gefährdungen von Tieren und Unzuchtsdelikte in Betracht. 
Endlich wird nicht minder das Schwert- und Messerzucken bereits in 
den Volksrechten mit selbständiger Strafe bedacht ?78). 

Wenn man auch das ganze Mittelalter hindurch über die Formulierung 
selbständiger Versuchsdelikte nicht hinausgekommen und erst später zu 
einer Begrifisbestimmung des strafbaren Versuchs gelangt ist, so mangelt 


29) Brunner, Rgsch. 2 558 ff.; v. Bar, »Lehre von Versuch u. Teilnahme«. 
370) |, Baiuw. 2, 9; 2,1; 8, 1. 21) |, Baiuw. 4, 17—22; 8, 1, 3, 4. 
212) 1. Baiuw. 10, 4; 4, 2—7; die Wassertauche auch in Passau, MB. 28, II, 312. 
273) Brunner 2 561. 
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es doch nicht an beachtenswerten Stellen, welche insbesondere bei 
Tötung und Diebstahl den Versuch einer bestimmten Norm unterwarfen. 
So finden wir schon in den Kapitularien den Grundsaß vertreten: qui 
hominem voluntarie occidere voluerit et perpetrare non potuerit, ut 
homicida punietur. Das kanonische Recht schwankt noch zwischen dem 
römischen und germanischen Prinzip. Der Schwsp. sträft die Vergiftung, 
gleichgültig, ob sie von Erfolg gekrönt ist?’*). In den Landfrieden, wo 
wieder der filius patris mortem machinatus auftritt, sehen wir-ebenso die 
bekannten Versuchsdelikte vielfach vertreten: Wegelagern, Gehen ohne 
Licht, Schwert- und Messertragen. So wird der, welcher ein Messer 
verhohlen in der Tasche trägt, mit Abschlagung der Hand bedroht?”®). 
Auch das troige Verweilen des Fremden in der Stadt, wiewohl er sich 
in Feindschaft mit einem Bürger befindet, wäre vielleicht hierher zu 
rechnen ?79). 

Der Schwsp. kennt lediglich den Fall, wo einer mit dem Schwert 
statt des Reiters das Roß trifft und dann, da er ihn »ze slahene mut 
hette«, wie ein Totschläger büßen soll®’”). Sehr instruktiv sind dagegen 
die von Ruprecht angezognen Beispiele. Der beim Aufschneiden oder 
Ablösen des Beutels ertappte Säckelschneider sühnt, sofern ihn der 
Bedrohte angefallen und berufen hat, mit dem Daumen. Das sofortige 
Wegwerien des Messers soll ihm hierbei nichts nügen. Als vollgültiger 
Täter wird indes der Marktdieb behandelt, der, erwischt, das Gestohlene 
von sich wirft. Beim Einsteigdiebstahl wird unterschieden, ob das mit 
einem Haken erfaßte Gewand beim Herausziehen »inderthalb des vensters« 
dem Dieb entfallen ist oder vielmehr der Haken selbst innen hängen 
blieb. Dort gilt es als vollendete Tat, hier als fehlgeschlagenes Unter- 
nehmen, das nur Brandmarkung nach sich zieht. Der Meineidversuch 
ist wegen der «schrechung« des Gegners nur mit einer Buße von 72 5 
bewertet 2:178) 

In Hinsicht auf Regensburg ist der Nachweis von Interesse, daß bei 
Diebstahl nach dem älteren StR. der Versuch der Vollendung für völlig 
gleichgeachtet wird. Sonst wird bei diesem, so bei Mordbrand, Gatten- 
mord, Notzucht, Bedrohung der Stadt und Diebstahl, in der Regel aufewige 
Verweisung erkannt. Auch die Versuchsdelikte des Hütens bzw. Weg- 
wartens (Verbannung), des Überlaufens (Gefängnis), des Schwert- und 
Messerzückens (5 æ% oder ein Jahr Verbannung) spielen angesichts der 
vielen nn und Raufhändel auch in den dortigen Straflisten 


314) Ssp. II, 13, 7. 

275) Qu. u. Er. 6, 123; über Waffenverbote Fehr, » Waffenrecht der Bauern.«, 
Ztschr. der Savignystift. 38 29f. 

216) Der Richter soll ihn mit Hilfe des Rates zwingen, daß der Gegner »an sorgen« 
beleibe, Passau, MB. 28, II, 512, 6; Nabburg, Qu. u. Er. 6 93 (1296). 

211) Schwsp. 326; John, »Strafrecht in Norddeutschland: 150. 

218) Ruprecht StR. 14. 
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eine bedeutsame Rolle. Mit der Handabschlagung ist auch hier der 
bedroht, welcher Mordmesser verhohlen bei sich trägt; wer im »tännk« 
oder nachts ohne Licht betroffen wird, gilt als schädlicher Mann?”?). 

Schon in Rücksicht auf die Höhe der mitunter angedrohten Strafen 
rechtfertigt sich die Ansicht, daß jene sogenannten Versuchshandlungen, 
welche man auch als »gefährliche« bezeichnet, eigentlich als vollendete 
Delikte anzusprechen sind. Sie werden geahndet, ohne daß der Nach- 
weis erbracht sein muß, daß den Handelnden dabei eine bestimmte 
verbrecherische Absicht beseelte’*®°). 

Immerhin. dürfen wir diese Verbote nicht so wörtlich nehmen ?8!). 
Wie wir ein Heimsuchen zu gever und in Bescheidenheit unterscheiden, 
so auch ein gefährliches und ein freundliches Messerzucken. Wer lediglich 
in der Erregung, d. h. ohne irgendwelche Verle&ungsabsicht vom Leder 
zieht, entschlüpft mit geringer Buße ?°?) Wer über einen Pla muß, auf 
dem ein heftiger Tumult stattfindet, zieht vielleicht die Waffe nur deshalb 
aus der Scheide, um sich gegen einen etwaigen Angriff zu verteidigen. 
Dadurch kann er doch keine hohe Ahndung heraufbeschwören; um eine 
solche zu rechtfertigen, muß vielmehr das Schwertzucken in böswilliger 
Absicht und in der Richtung auf eine oder mehr Personen vorgenommen 
worden sein. | 

Wer am Wege lagert, braucht noch nicht auf Kaufmannswägen zu 
lauern; er muß daher an sich ein verdächtiger Geselle und zu einem 
solchen Überfall ausgerüstet sein. Und der, der ohne Licht über die 
Straße wandelt, kann sich bei der Festnahme als ehrbarer Bürger ent- 
puppen. Man darf also einen im Dunkel Aufgegriffenen nicht ohne 
weiteres als schädlichen Mann behandeln, sondern nur, wenn er sich 
auch sonst als solcher charakterisiert. Jener Bürger verliert auch nicht 
die Hand, wenn er ein Messer »verhohlen« bei sich trägt. 

Die angedrohten schweren Strafen ziehen diese Handlungen dem- 
gemäß nur dann nach sich, wenn tatsächlich eine böswillige Absicht 


‘ nach irgendwelcher Richtung hin präsumiert werden kann. Ich erinnere 


hier noch an die Schüßen und Eisenknappen der Lfr., die herrenlos und 
bewaffnet im Lande herumlungern. Man bezeichnet sie mit Recht als 
schädliche Leute, da, im Hinblick auch auf ihre Mittellosigkeit, ihr ganzes 
Gebaren auf Verübung von Raub und sonstigen Gewalttaten gerichtet 
ist. Troßdem kann man ihnen wegen solch verdächtigen Benehmens 
noch nicht den Prozeß machen. Anders, wenn ein solcher durch 
»scheinliche Werke« bekundet, daß er ein bestimmtes verbrecherisches 
Unternehmen im Schilde führt, sei es auch nur, daß er sich mit Werk- 


219) Regensburg 139; s. übrigens auch Schwsp. 199, 1 (der beim Versuch des 
Viehdiebstahls Getötete). 

380) John 140 ff. 

31) Mein Nürnberger Kriminalrecht 27 ff. 

282) S, a. meine Zenten des Hochstifts Würzburg 2 769, 838, 843. 
Archiv. Bd. 66. 17 
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zeugen ausrüstet, deren sich nur ”ein Räuber oder Brenner bedient. 
Nach der Satung fordert man sie auf, wieder in Kriegsdienste zu treten, 
und ächtet sie bei Mißachtung dieses Gebots 288). 


Die Notwehr. 


Wie im römischen, so erscheint es auch im germanischen Recht als 
naturgemäß, sich im Fall der Not gegen einen unberechtigten Angriff 
wehren zu dürfen. Denn dieser stempelt den Frevler zum friedlosen 
Mann; er kann ebenso ungeahndet niedergemacht werden wie der 
handhafte Täter. Freilich muß der, der solche Selbstrache geübt, even- 
tuell durch Eid oder Anklage gegen den Toten die Berechtigung zu 
jener bekunden ?®*). 

Das Töten in Notwehr wird häufig occidere se defendendo genannt ; 
aber an sich entspricht es in den Volksrechten keineswegs der eigent- 
lichen Notwehr, sondern meist der Tötung im Affekt aus Anlaß eines 
Streits. Es geht ihr hierbei eine Reizung durch Schläge oder Verlögung 
vorher, der dann die Verfolgung und Niedermachung des Angreifers 
auf dem Fuße folgt°®°). In der 1l. Baiuw. fahnden wir leider vergebens 
nach Bestimmungen über Notwehr. 

Um einen Blick in die Kapitularien zu werfen, so bleibt der, welcher 
einem Angreifer in die Kirche nachjagt und ihn se defendendo nieder- 
schlägt, bei Nachweis seiner Schuldlosigkeit vor Buße gefeit. Dingt 
eine Frau einen zum Morde ihres Mannes an, und dieser tötet jenen se 
defendendo, so bleibt der Gefällte ebenso incompositus wie der, der, 
bei unbefugtem Beutemachen betroffen, sich der Festnahme zu er- 
wehren sucht und dabei das Leben einbüßt ?®®). Freilich, strikter Normen 
über die Notwehr entbehren wir auch hier. 

In Hinsicht auf die Lfr. möchte ich zuerst an den Streit zwischen dem 
Bauern und dem Söldner in der Const. von 1152 erinnern, bei dem jener 
eidlich dartut, daß er den Friedbruch non voluntarie, sed necessitate be- 
gangen ?°”), ferner an die Const. von 1156, wo der Totschläger intra 
pacem constitutam mit Kapitalstrafe bedroht ist, nisi per duellum probare 
possit, quod vitam suam defendendo illum occiderit. Der reisende 
Kaufmann darf ein Schwert mit sich führen, ne umquam laedat inno- 
centem, set ut se a praedone defendat?88). Im Lfr. von 1235 heißt es 
sodann, man solle sich nicht mehr selbst rächen, sondern alles auf dem 
Weg der Klage geltend machen, es wäre denn bei Notwehr für Leib 


288) Mein Übersiebnen, insbes. 67f.; Qu. u. Er. 5 82, 343; 6 316. 

284) Brunner, Rgesch. 2 630f.; John, »Strafrecht in Norddeutschland« 293. 
286) ibid. 2; Boretius Kap. 1 40; 2 18, 86, 372, 

286) Boretius Kap. 1, 281 ff.; 1, 40, 251; 2, 231, 15. 

287) MGConst. 1, 197. 

288) MGL. 2, 101. 
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und Gut?) Nach dem bairischen Lfr. hat die Ausführung derselben 
selbdritt zu erfolgen, sie bleibt dann buBlos °°°). Anders nach Passauer 
StR. (1225): hat einer defendendo personam suam getötet oder ver- 
wundet, so hat er dies mit sieben Helfern aus neunzehn denominatis 
zu erweisen °?’?). 

Ausführlicheres danken wir dem Schwsp. Hier hat sich der Täter 
sofort dem Richter zu stellen und auf Anklage hin den Nachweis zu 
erbringen, daß er nach dem Angriff des Täters drei Schritt hinter sich 
gewichen sei, oder sofern dies nicht möglich war, doch wenigstens nicht 
den ersten Schlag geführt habe. Die rechte Notwehr erweist man selb- 
dritt; mangelt es jedoch an Zeugen des Vorgangs, so genügt der Ein- 
eid; der Schwörende ist aber vor dem Kampfesgruß eines der Magen 
des Getöteten keineswegs gefeit ?’?). 

Einen Fortschritt bekundet Ruprecht, welcher sagt, man brauche 
auf den Angriff hin nicht davon zu laufen, man solle vielmehr ebenso 
wie der Gegner das Schwert ziehen und die Notwehr bringen. 
Schlagen zwei in einem Haus bzw. an einer Stelle, wo sie sich nicht 
auszuweichen vermögen, aufeinander los, so darf eventuell jeder von 
ihnen Notwehr geltend machen. Notwehr darf aber auch der Wirt, 
dessen Gast man überfallen, für diesen üben, sie ist endlich gegen 
Geistliche, welche nicht »pfäfflichen« gehen, erlaubt ??8). 

Man hat übrigens der Notwehr stets berechtigtes Mißtrauen entgegen- 
gebracht. Geht dies nicht nur aus dem Schwsp. hervor, so auch aus 
dem Regensburger Recht. Bei Mannschlacht, Blutrunst und Lähmung 
wird sie dort mit zwei Genannten, bei Raufen und Schlagen mit sechs 
Wirten ausgeführt. Man ist dann aber nur dem Kläger und der Stadt 
gegenüber bußfrei; der Richter fordert sein altes Recht. Außerdem 
wurden gar oft solche, welche zwar Notwehr behaupteten, aber nicht 
genügend nachweisen konnten, mit der Verdachtstrafe der Stadt- 
verweisung belegt. Dies freilich auch, um den Täter der Rache der 
gegnerischen Sippe zu entziehen bezw. unliebsamen Unruhen vorzu- 
beugen ?**). 

Im LR. ist der Notwehr bei Raufen und Schlagen wie Verwunden 
mit gewaffneter Hand gedacht. Der sich hierauf Berufende gibt die 
Tat unumwunden zu: »ich mocht sein aber nicht überig werden, er houb 
ez mit seiner weer dez ersten gen mir« und bezeugt dies mit zwei 
Helfern. Der Kläger wird dann nicht nur abgewiesen, sondern muB 
obendrein Buße zahlen ?%ë). Ebenso nach MStR.; stets geht der, dem 
der Nachweis der rechten Notwehr glückt, straffrei aus ?°®). 


289) MGConst. 2, 253. 290) Qu. u. Er. 6 121 (70); 6 49 (24). 
291) MB. 28, II, 312. 222) Schwsp. 79 Hc, 151, 233, 314 HIL 
298) Ruprecht StrR. 14. 2%) Regensburg 140. 
2%) LR. 166, 176; Osenbrüggen 1%. 298) StR. 125; VII, 53. 
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Nach dem Amberger StR. (1294) wird es dagegen als besonderer 
Vorzug hingestellt, daß man bei Notwehr nur dem Herzog büßen muß. 
Gemäß den übrigen bairischen Rechten aber bleibt sie, sofern sie wahr- 
lich »fürgebracht ist«, ohne Verfolgung und »Nottaiding« °°”). 

Aus obigem lassen sich aber folgende Schlüsse ziehen: Notwehr darf 
nur der üben, ‚der vorher angegriffen wurde. Freilich genügt es nach 
Ruprecht, daß sich zwei Zornnickel an einer Stelle treffen, wo sich jeder 
»schamt, das er weichen solk; jeder, auch der, welcher zuerst vom 
Leder zog, darf dann Notwehr geltend machen. Der Angriff muß un- 
befugt gewesen sein; so hat zum Beispiel der handhafte Dieb kein 
Recht auf Widerstand seinem Häscher gegenüber. Durch jenen muß 
der Überfallene in einen Notstand gebracht worden sein; bei versäumter 
Gegenwehr riskiert er sein Leben. Das nach manchen Rechten ge- 
forderte Gerüfte findet sich in unsern Quellen nicht, wiewohl es immer- 
hin geraten scheint, sich hierdurch als der widerrechtlich Angefallene 
zu bekunden. Wird ferner mitunter verlangt, daß der Angegriffene das 
Hasenpanier ergreift oder wenigstens einige Schritte zurückzuweichen 
sucht, ehe er sich verteidigt, so bedarf es später dieses wenig mann- 
haften Verhaltens nicht mehr. Naturgemäß ist Notwehr auch zum 
Schuge eines Gutes zulässig, so zum Beispiel dem Dieb und Räuber 
gegenüber. ` | 

Auf welche Weise und mit welchen Mitteln der zur Gegenwehr Ge- 
zwungene von ihr Gebrauch macht, ist gleichgültig; er darf ohne 
weiteres die äußerste Gewalt anwenden, sei es auch, daß nur ein 
Schwächling oder Unzurechnungsfähiger auf ihn eindringt. Exzeß der 
Notwehr kennt man im alten Recht nicht. Da der Angriff widerrecht- 
lich, darf und soll jeder dem Bedrohten Beistand leisten. Nach Fällung 
des Gegners hat sich der Sieger in des Richters Gewalt zu begeben 
und sich zur Rechtsausführung bereit zu erklären. Ist Eineid verstattet, 
so kann dieser noch durch Kampf verlegt werden; als dieser nicht mehr 
üblich, das heißt zu den verbotenen Gerichten zählte, forderte man den 
Reinigungseid selbdritt oder selbsiebent. Hier und da heischt man 
trogdem nach Gewedde; immerhin bleibt für den Fall des Freischwurs 
der Anspruch auf Wergeld oder Kapitalstrafe ausgeschlossen. 


Die Teilnahme. 


Taterschaft und Beihilfe. 


Nur wer unmittelbar, sei es allein oder gemeinsam mit anderen, eine 
Tathandlung verübte, galt als verantwortlicher Täter im ältesten Recht, 
Versuch und Teilnahme zogen keine Ahndung nach sich. Im übrigen 


2971) Ger. Amberg f. 41 (1294); »mag er des bringen als notwer recht ist, so sol 
er sein nicht entgelten, Passau, MB. 28, II, 512f., 43; Schärding, .Tom. priv. 9 70 
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pflegte man bei Verbrechen, welche sich nicht zugleich als Achtsachen 
bekundeten, nur eine Buße und nur ein Wergeld auszusprechen, 
während bei le&teren jeder Täter die volle Haftung trug. 

So wird nach I. Baiuw. der eigentliche Urheber eines Aufstandes 
gegen den Herzog mit 600 sol., seine mit ihm im Einverständnis vor- 
gehenden Folger mit 200, der mitlaufende Pöbel mit 40 sol. bestraft®®®). 
Ebenso sühnt der, welcher zu einer in Tätlichkeiten ausartenden Zwie- 
tracht im Heere Anlaß gibt”). Zum Tatbestand des eigentlichen 
Bandendelikts gehörte aber damals die Mitwirkung einer größeren An- 
zahl Helfer. So mindestens 42, wenn jemand einen feindlichen Über- 
fall (heriraita) gegen seines Widersachers Hof unternimmt ®°°), während 
derselbe, wenn die Schar der Folger geringer, sich als schlichte Heim- 
suche (heimzuht) qualifiziert. Zur Rechenschaft wird hier allein der 
Werber oder Führer der Bande gezogen. Auch bei dem Blutrachezug 
gegen die feindliche Sippe geht man streng gegen den Leiter desselben 
vor, die anderen Teilnehmer kommen mit einer Wundenbuße davon ?°!). 
Im Hinblick auf die Anstiftung ist das Verführen eines fremden Knechtes 
zum Diebstahl beachtenswert. Hier trifft den Anstifter die neunfache 
Buße; der Herr aber geht seines Knechtes nicht verlustig, er hat ihn 
nur zur Geißelung auszuliefern ®°®). Daß hier die Anstiftung, welche 
ursprünglich als straflose Teilnahme galt und nur unter gewissen Vor- 
ausseßungen Buße heischte, solch hoher Norm unterstellt ist, erklärt 
sich aus dem Grundsaß, sofern die Tat ein Unfreier begangen, möglichst 
einen Freien, der irgendwie bei jener mitwirkte, zur Verantwortung zu 
ziehen. | 

Hier wird also der Freie als unmittelbarer Täter, der die volle 
Diebstahlsbuße zu erlegen hat, der Knecht aber, den freilich auch eine 
empfindliche Strafe trifft, als sein mehr oder minder willenloses Werk- 
zeug betrachtet. Als strafbarer Helfer erweist sich endlich, wer einen 
Fliehenden aufhält, bis ihn seine Verfolger niederzustoßen vermögen ?®). 
Wird dann zur Zeit der Kapitularien die Zahl der Delikte, bei denen 
Anstifter und Helfer zur Strafe gezogen werden, immer größer, so 
ahndet man nun auch häufig jeden, der, ohne daß er zu einer Tätlich- 
keit Anlaß gibt, als Genosse in einem Komplott oder bei einer Bande 
auftritt ®°*), 

An die heriraita gemahnt die Sagung des bairischen Lfr. von 1256, 
wonach bei einem offenen Heereszug gegen einen, der den Frieden 


(1316); Ger. Biburg Lit. 12 (1323); Ger. Rosenheim Lit. 31 (1328); Ger. Neumarkt 
(OB.) f. 22 (1366); Ger. Trostberg (»als das wahrlich fürgebracht wird«) f. 9 (1457). 
£98) |. Baiuw. 2, 3. 222) |, Baiuw. 2, 4. 
300) |. Baiuw. 4, 23, 24; 11, 1; der Totschläger necessitate conpulsus auch in den 
formulae Patavienses, Qu. u. Er. 7 172 (9. Jahrh.). 
20) Quigmann 223. 30?) |. Baiuw. 9, 7. 303) ], Baiuw. 4, 26. 
9%) Brunner, Rgesch. 2565 ff., 573; über Verschwörungen, Boretius, Kap.1, 124. 
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beschworen, der Raishauptmann enthauptet werden soll®®). In Hinsicht 
auf den Friedbruch nach Beilegung einer Fehde sind die Führer der- 
selben, ihre Genossen und der, welcher den Handfrieden vermittelte, zu 
unterscheiden. Wenn dieser einen der Kontrahenten im Fall des Fried- 
bruchs durch Liebe nicht anklagt, so büßt er wie dieser, er macht denn 
seine Unkenntnis vom Friedbruch geltend oder daß er sich gegen jenen 
nicht einzuschreiten getraute. Der, der den Frieden beschworen, macht 
sich aber nicht nur durch eine offensichtliche Freveltat, sondern auch 
dann zum Friedbrech, wenn er einem Genossen, der noch außer dem 
Frieden steht, diesen nicht erwirkt oder sich von einem solchen, der 
den Frieden gebrochen, nicht trennt. Diesfalls muß er sich sogar be- 
reden, daß der Bruch ohne seinen Willen und Wissen geschehen. 
Ebenso hat er sich von dem zu trennen, der ausdrücklich aus dem 
Frieden ausgeschlossen wurde, wie er diesem auch keine Hilfe gegen 
den\mit dem er versöhnt, anbieten darf. 

Friedbrech wird endlich der, der den zwischen anderen geschlossenen 
Fieden »widerbietet« und während desselben einem der Befriedeten aus 
verwandtschaftlichen Gründen oder um Sold gegen seinen Gegner Bei- 
stand leisten will. Dürfen demnach während der Fehde die Folger 
straflos Mord und Raub verüben, so läuft jeder, der den Bestand eines 
vereinbarten Handfriedens irgendwie, ja nur durch Erbieten zur Hilfe 
in Frage stellt, Gefahr, zum verantwortlichen »selbscholen« erhoben zu 
werden °°%), 

Von Interesse sind ferner die verschiedenen Ansichten über die 
Täterschaft im Fall der Tötung im Raufhandel. Liegt nur eine Wunde 
vor, so darf man nach Ssp. nur einen der Tat beschuldigen, während 
man die übrigen nur als Helfer oder Folger zur Rechenschaft ziehen 
soll?) Nach dem Schwsp. haftet allein der, welcher die Wunde ge- 
schlagen hat. Die andern, die weder Tätlichkeiten verübt noch den 
Wunden »gehebet: haben, riskieren nur im Fall, daß sie bewaffnet 
waren, geringe Buße an den Verlegten wie den Richter °%). 

Anders bei Ruprecht: Wird bei einer Rauferei zwischen zweien einer 
erschlagen, so hat dies der Täter mit Leib und Gut zu büßen. Waren 
es mehrere, so soll für einen »Menschen« nur einer als Täter den Tod 
erleiden. Dies aber nur, wenn jener, sei es durch Zeugen oder Kampf, 
ausfindig gemacht wird, denn sonst »mügen si wol alle beleiben in der 
schuld«. Des Nachweises durch Zeugen bedarf es auch, wenn einer, 
der etwa bestochen und »gern von dem lande lüff«, die Schuld auf sich 
nimmt. Wird der Täter festgestellt, so büßt er, sofern er nicht recht- 


70) Qu. u. Er. 5 144 (1256); 6, 117 (1300). 

306) Qu. u. Er. 5 141 ff. (1256); »swer den frid niht sweren wil, der sei uz dem 
iride, 5 151; s. a. Const. 2, 254 (1235). 

27) Ssp. IH, 46, 2; s. a. John, »Strafrecht in Norddeutschland« 193 ff.; Osen- 
brüggen, alam. StrR. § 74 ff. 70e) Schwsp. 312. 
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zeitig das Weite gesucht, das Leben ein, die andern aber haben, da 
:der man den totslach von iren wegen tan hab« und »sie den chriech 
mit im geheft habent« Buße zu entrichten. Führten jedoch mehrere 
Wunden den Tod herbei, so darf sich keiner losschwören »noch einer 
auf den andern nicht legen, wan si wizzen nicht, wer den totslach getan 
hat. Werden sie gefangen vor Gericht gebracht, so soll man sie alle 
richten >es stee dann an dez herren gnad u. der purger u. an dem 
chlager> 2°’). : 

Diese Rigorosität gemahnt an den Grundsag, welchen der Schwsp. im 
Fall der Fahrlässigkeit auf den Schild erhebt: Es genügt eventuell nur 
ein Verdacht, um dem Bezichtigten die volle Verantwortung für den 
Erfolg aufzuhalsen ®'°). f . 

Bekanntlich findet sich jene drakonische Sa&ung auch in der Wormser 
Reformation und Bambergensis vor; bei Verabfassung der Carolina hat 
man die Unbilligkeit wohl erkannt und die Todesstrafe nur für die- 
jenigen Beteiligten, welche »tötliche« Wunden zugefügt, angedroht ®!!). 

Aus Regensburg liegt nur ein Fall vor, wo (1351) zwei Domherren 
einen Bürgersohn niederschlugen; der mutmaßliche Täter wird zu einer 
Romfahrt und ewiger Klosterhaft verurteilt, der »Helfer« entschlüpft mit 
fünfjähriger Verbannung ®!?). In den anderen bairischen Rechten und WSt. 
ist sehr oft von Raufhändeln die Rede, niemals aber mit der Möglich- 
keit gerechnet, daß bei Beteiligung mehrerer der wirkliche Täter nicht 
festgestellt werden könnte. Es ist eben dann die Totschlagsühne, das 
heißt die Abfindung an die Hinterbliebenen und die Leistungen an die 
Kirche zur Beschwichtigung der »Seele« des Getöteten gemeinsam zu 
entrichten ĉ!°). 

Sonst bildete sich die Strafbarkeit der Beihilfe zielbewußt zuerst bei 
Bandenverbrechen aus. Ich erinnere hier an die Sagung der l. Baiuw., 
welche die Empörung (carmulus) gegen den Herzog behandelt?!*). Ähnlich 
bei der Heimsuchung des Schwsp., bei der nur die bewaffneten Folger 
Strafe riskieren. Und zwar haften sie, wenn sie wirklich Frevel ver- 
üben, wie der »selbscholk. Als Teilnehmer einer Bande werden vor 
allem Räuber und Diebe qualifiziert und mit der Strafe des Täters be- 
legt mit der Begründung: »wan ir einer möcht den raup nicht danne 
haben pracht an der andern hilf« oder »darum daz si alle geseleschaft 
mit einander gehabt an der diuß. So soll man auch die, welche in- 
direkt zum Gelingen des Diebstahls mitwirken, so durch Fertigen von 
Diebsschlüsseln, Herleihen einer Leiter zum |Einsteigen und Rat er- 


309) Ruprecht 7 ff., s. hier auch die Tötung dnrch Schiedsleute bei Rauferei 41. 
10) Schwsp. 182- 185. 

11) Ruprecht, Einl. 14; Brunnenmeister, »Quellen der Bambergensis« 136 f£., 2391. 
312) Regensburg 211. 

813) S. bei Kirchenstrafen. 

su) |. Baiuw. 2, 3. 
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teilen, wie nicht minder die Hehler »henken zu den dieben«. Nicht 
minder sühnt als Täter »wer morder mit helfe sterket«®'5), 

Ein instruktives Beispiel des Schwsp. hat auch Ruprecht übernommen. 
Hier spielt der Hehler zugleich des Anstifters Rolle, worauf bei Leugnen 
eines derselben der Kampf entscheiden muß. Siegt der Dieb, so richtet 
man den Anstifter; gab ersterer aber seine Schuld zu und entschuldigte 
er sich mit Verführung, so verfallen beide dem Henker. Gewinnt jedoch 
der Anstifter, so geht es allein dem Dieb an den Kragen®'s). Nicht 
feststellbar ist die Quelle der Stelle, wonach einer durch Winken mit 
der Hand, den Augen oder Fingerdeuten zur Tötung eines Feindes 
anreizt. Er sühnt als Mörder, da sich sein Opfer vor ihm nicht zu 
hüten vermochte. Verleitet aber einer seine Genossen, einen zufällig 
daherkommenden Kaufmann niederzuschlagen, so soll er als Verräter 
büßen, der Täter als Totschläger ®!’.. Man sieht, auch hier ist man 
nicht im reinen, welche Rolle man dem Anstifter zuweisen soll; man 
begnügt sich vielmehr damit, seine Handlungsweise als besonders 
schweres Verbrechen zu qualifizieren. 

Nach dem Schwsp. soll ferner der, der Zauberei rät und lehrt, ent- 
hauptet werden®!®). Nicht minder sind in Regensburg bei Totschlag, 
Raub und Diebstahl Anstifter und Helfer dem Täter gleichgestellt, wie 
auch solche, welche für Diebe »aufgelugt, verhutt u. verwart« haben. 
Wer bei Friedbruch Beihilfe oder Fürschub leistet, wird mit der Ahn- 
dung des Selbscholen bedacht; wer die Schließung einer verbotenen 
Ehe durch seinen Beistand zu ermöglichen sucht, zehn Jahre ver- 
bannt°!°). In Passau entsegt man 1435 einen Pfarrer wegen Verdachts 
der Täterschaft oder Mitschuld bei einem Morde seiner Stelle®?°). Die 
Rechtsbücher K. Ludwigs befassen sich nur mit der Begünstigung. 


Die Begünstigung. 


Mit moderner Anschauung steht es im Widerstreit, daß im alten 
Recht der Helfer meist straflos bleibt, der Begünstiger jedoch mit 
strenger Sühne bedacht, ja mitunter dem Täter gleichgestellt wird. Es 
rechtfertigt sich dies dadurch, daß sich derjenige, der sich als Schüßer 


318) Regensburg 143; Schwsp. 234, 349, I (Raub), 174, 227 (Diebstahl), 301, I 
(Heimsuchung), 174 (Mord); Ruprecht Str. 15, 28, 39. ` 816) Ruprecht 15. 

311) Ebenda; das Anreizen: »zur unrede fordern u. bringen«, Ger. Biburg Lit. 12 
(1323); »wer den andern zu einer unzucht bringt, der besser ir beider schuld«, 
Ger. Rosenheim Lit. 31, 16 (Ötting 1351), Regensburg 142. 

818) Schwsp. 368, 1; Helfer bei Notzucht nach Gestalt der Sache, Entwurf von 
1487, Krenner 12 108; Beihilfe zum Elternmord, Qu. u. Er. 6, 122 (1300). 

319) Regensburg 141 ff.; der als schädlicher Mann gekündete selbschol ist aus- 
zuliefern, um selbst vor Strafe gesichert zu sein, Qu. u. Er. 5 341 (10); in Geisenfeld 
straft die Äbtissin alle, die bei einer verbotnen Heirat waren, härtiglich an Leib 
-~ und Gut, Grimm, Wst. 6 191 f. 820) Hist. Ver. v. Niederb. 33, 260 Nr. 11. 
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eines Friedlosen aufwirft, ebenso als Feind der Rechtsgemeinschaft, 
welche jenen ausstieß, bekundet und damit dessen Schicksalsgenosse 
wird ??!). 

Im Hinblick auf die Strafen, welche dem Begünstiger drohen, macht 
sich übrigens in den Volksrechten große Verschiedenartigkeit bemerk- 
bar; man findet Friedlosigkeit, eventuell mit der Möglichkeit der Ab- 
lösung, Zahlung des Wergeldes, Gefängnis, Wüstung des Hauses. 
Diese werden jedoch nur in schweren Fällen verhängt, das heißt bei 
Begünstigung von Ächtern oder Verurteilten oder sofern jene wissent- 
lich und längere Zeit hindurch erfolgte. Ferner kommt es darauf an, 
ob Missetaten in Frage stehen, bei denen Taidigung, das heißt außer- 
gerichtliche Auseinandersegung untersagt ist oder nicht. Jenes greift 
stets bei Delikten Pla, welche von Amtswegen verfolgt werden 
können, so bei Raub, Mord, Brand. Geringe Buße wird also zum 
Beispiel bei Hausung eines Totschlägers, dem gütliche Richtung mit 
der Sippe des Opfers freisteht, ausgesprochen. Dies trifft aber auch 
bei Begünstigung von schweren Missetätern zu, falls der Beschuldigte 
von dem Charakter seines Schüßlings keine Kenntnis besaß. | 

Als strafbare Begünstigung ist es auch aufzufassen, wenn einer 
wissentlich Gestohlenes kauft oder für den Dieb in Verwahr nimmt. 
Nach l. Baiuw. büßt er mit 12 sol., doch steht er im Fall des Leugnens 
dem Diebe gleich. Durch Tassilo wurde die Sühne auf 40 sol. erhöht ?*®). 
Als Begünstigung qualifiziert es sich endlich, wenn man einen Ver- 
brecher dem Gericht entzieht, der Richter jenen selbst unbefugt freigibt 
oder Rache für dessen Richtung genommen wird. 

Auch die Kapitularien verfechten mitunter den Standpunkt, daß der 
Begünstiger des Räubers und Diebes dem Täter gleich geahndet werden 
müsse. Nach Rlfr. von 1220 gilt dies für haereticorum fautores, recep- 
tores et defensores ???); nach dem von 1224 sollen fautores von Mördern 
und Jungfernräubern enthauptet werden®®*), Solche von Ächtern stehen 
nach den Reichssaßungen jenen völlig gleich ®®®); wer hingegen nicht- 
geächtete Diebe und Räuber beherbergt oder ihnen ihre Beute abkauft, 
hat den Schaden doppelt zu ersegen?®®). Das Haus, in dem ein Achter 
Unterschlupf fand, wird niedergerissen, ist es ungemauert, verbrannt ??”?). 

Zahlreich sind ferner die Verbote unserer Lfr., es wird hiernach das 
Hausen des schädlichen Mannes gelinder als das des Ächters und 
Brenners geahndet. So heißt es 1256: wer schädliche Leute behält, 
soll volles Recht für sie bieten und sie nicht »auzzen«, das heißt fort- 
lassen. Entweichen sie jedoch, so hat er allen Schaden, den sie während 
ihres Aufenthalts bei ihm andern gegenüber verübt, zu ersegen. Er 


811) Brunner, Rgesch. 2 575 ff. 22) |, Baiuw. 9, 14, 15; Addit. 1. B. 5, 2, 7. 
323) Brunner 2 577. 324) MB. 31 I 504. 22) MG. Const. 2 400, 261 
326) Const. 2 260. 337) Const. 2 200. 
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kommt aber dabei in keinen »unliunt«, noch wird er »gesagt zu einem 
schädlichen Mann« ®®®), 

Dasselbe hat gemäß Lfr. von 1281 zu erfolgen, sonst zieht sich der 
Hauswirt die Ächtung zu; es wäre denn, daß dieser den Schuldigen 
unverweilt ausantwortet. Der Schaden wird hier entweder durch den 
Schäder oder den Geschädigten selbdritt eidlich festgestellt®®°). Es ist 
bei diesen Fällen nicht klar, ob auch derjenige, der die Eigenschaft 
seines Gastes nicht kannte, für den Schaden haftet.. Nach Lfr. von 1297 
bleibt indes der Hausende ungekränkt, wenn er schwört, »daz er sein 
an im niht gewest habe:. Er ist aber demgemäß auch verpflichtet, 
ihn »fahren« zu lassen, sobald er bei ihm »schedelicher tat und raubes 
inne wird«®®°). 1300 darf man einen, den der Vittum gekündet für 
einen schädlichen Mann, vierzehn Tage beherbergen, doch »dem land 
an schaden« ?®!), 

Fürsten, Bischöfe und Ritter sollen keine schädlichen Leute bei sich 
aufnehmen, zumal nicht durch Heirat oder daß diese ihr Lehen oder 
ihre Freiheit aufgeben »daz si damit uber werden der gesatten reht des 
gerihts: 333). 

Anders beim Achter und Brenner. Flieht ein Achter in ein Haus, so 
darf ihm der Wirt forthelfen, so gut er kann. Wird aber jener durch 
die Verfolger oder den Richter bei ihm gefunden, und er vermag sich 
nicht zu bereden, daß er von der Veriehmung nichts wußte, so ver- 
fallen er und sein Haus der Acht; ja es hängt vom Richter ab, ob er 
noch mehr Bewohner desselben, abgesehen von Frauen und Kindern, 
in jene erklären will®®), Wer jedoch Brenner bei sich aufnimmt, ihnen 
Geld leiht, Botschaft »wirbt«, zu Essen bringt oder solches an sie ver- 
kauft, soll die Strafe des Brenners erdulden. Wird aber ein armer 
Bauer von ihm gezwungen, ihm Unterschlupf zu gewähren, so entgeht 
er der Ahndung, wenn er um Hilfe gerufen oder jenes, sofern er ein 
»ainsezzene Mann, wenigstens gleich am andern Morgen den Nachbarn 
und Richter kundgetan *®*). 

Dazu kommen die Bestimmungen über das schädliche Haus, deren 
bereits früher gedacht ist. Streng sind auch die Verbote des Schwsp. 
Wer einen Ächter mit Wissen beherbergt oder speist und dessen selb- 
dritt überwiesen wird, geht der Hand verlustig. Zur Wahrung der 
Hausehre darf er ihn jedoch eine Nacht bei sich behalten. Wer einen 
Dieb oder Mörder haust, sühnt wie der Täter. Nach anderer Vorschrift 
aber darf man jeden ungeächteten Missetäter beherbergen; dem Richter 
muß man indes auf dreimalige Aufforderung hin Einlaß gewähren, es 
wäre denn, daß man für den Beschuldigten Bürgschaft übernimmt. Ist 


338) Qu. u. Er. 5 143 (14); s. mein Übersiebnen 16f. °?°) Qu. u. Er. 5 341 (10). 
3:0) Qu. u. Er. 6 97. 331) Qu. u. Er. 6 113. 332) Qu. u. Er. 6 117. 
323) Qu. u. Er. 5 91, 150; 6 29, 113. 324) Qu. u. Er. 6 113. 
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der Wirt ein »gewisser« Mann, das heißt im Besi von Haus und Hof, 
so bedarf es keiner Bürgen ?®®). 

Während diese Sagungen von Ruprecht nicht übernommen wurden, 
finden wir ausführlichere Bestimmungen im Regensburger Recht vor 838). 
Wer einen Ächter haust, riskiert des Hauses Wüstung; seit 1207 kann 
jedoch der Wirt dieser vorbeugen, wenn er eidlich seine Unschuld 
dartut, sei es, daß er behauptet, der Ächter habe das Haus nicht be- 
treten oder man habe von seinem Charakter keine Kenntnis gehabt. 
Nach anderer Vorschrift soll man über den, der Achter haust, wie über 
den »selbscholen« richten. Nicht minder gilt dies für den, der sich eines 
Stadtfeindes annimmt oder ihn nach Hausung nicht festnehmen läßt. 
Bei Beherbergung von Verbotnen, das heißt der Stadtverwiesenen, 
riskiert man ein Jahr Verbannung, in einigen schweren Fällen sogar 
Wöüstung und Handverlust. Endlich ist das Hausen von fragwürdigen 
Ausleuten, Austretern und weißen Brüdern bei Buße und Stadtverweisung 
untersagt. Leider wurde diesen heilsamen, auf Sicherung des Stadt- 
friedens abzielenden Geboten durch die große Zahl der Freistätten und 
die rücksichtslose Ausbeutung des Asylrechts durch ihre Besiter viel 
Abbruch getan °°’), 

Nach MStR. darf der auf Leib und Gut Verklagte, bevor er nicht 
seinen Geltern genug getan, in keinem Leithaus Kost oder Trunk er- 
halten. Den Wirt, der diese troßdem spendet, trifft wie den Gast das 
Stadtverbot°®®). Das nämliche riskiert der, welcher einen haust, der in 
einen Streithandel verwickelt, Vermittlungsversuche des Rates miß- 
achtet???). Endlich wird der bußfällig, der einem, der »ungesungen«, 
d. h. mit dem Interdikt belegt, Nahrung und Wohnung gewährt; »er 
wizze dann darumb nicht«®*°). 

Zahlreich sind sodann derartige Bestimmungen in die verschiedenen 
Ortsrechte eingestreut. Auch hier ist häufig auf die Wahrung der Haus- 
ehre Rücksicht genommen, ja vielfach dem Hauswirt die Befugnis ein- 
geräumt, für den verfolgten Gast einzustehen und damit alle Verant- 
wortung und Haftung zu übernehmen ®*'). 

Zuweilen trifft man noch spät die Taliondrohung bei Hausung von 
Missetätern; so noch 1451 in Ingolstadt bei Räubern und Landzwingern 32). 
Wer in Passau (1300) einen, der um Wunden wegen in das »bot« ge- 
kommen, mit Willen herbergt, sühnt wie der Täter und hat des Klägers 
Huld zu gewinnen. Geringere Ahndung tritt ein, wenn die Nichtzahlung 
einer Gült in Frage steht; aber auch hier ist der Gelter völlig zu be- 
friedigen ?*?). Oft ist den Verboten die Strafdrohung gar nicht angefügt, 


33) Schwsp. 283, 174, 16, 152. | 33) Regensburg 1441. 
maay Regensburg 182. 236) StR. 266. 22) StR. 317. 
0) StR. 367. 341) S. weiter unten. 


342) Ger. Ingolstadt f. 8 (1451). %3) MB. 28, II, 512, 18 u. 21. 
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der Übertreter gewärtigt eben Maßregelung an Leib und Gut®*). Wird 
es früher als kein Verbrechen betrachtet, Totschlägern Unterschlupf zu 
gewähren, so wird in späteren LandesO. auch hiervor ausdrücklich ge- 
warnt ?*). Fahrende Leute darf man nur kurze Zeit bei sich behalten, 
sonst haftet man für den von ihnen verübten Unfug“). In München 
trifft man das Verbot, Spieler zu hausen bzw. verbotnes Spiel im Hause 
zu gestatten®*”). In Chiemsee untersagt die Äbtissin sogar das Herbergen 
von Hausgenossen bei der großen Buße und Schadenersat £+). 

Von größerem Interesse scheinen nun die Sagungen der Weistümer, 
auf Grund deren es dem Besißer zur Wahrung seiner Hausehre freisteht, 
dem Flüchtling so lange, bis der Richter oder seine Schergen die Aus- 
lieferung begehren, Schuß zu gewähren. »Von der husere ist vil guter 
dinge komen«, meint der Schwsp. ®*). 

Flieht in Landshut (1279) ein Totschläger oder sonstiger Missetäter in 
ein Haus, so soll man die Türe zusperren und ihm weiterhelfen, auch 
dann, wenn schon die Hermandad vor jener polternd Einlaß begehrt, ja 
das Haus in allen Winkeln durchstöbert. Kommt der Mann oder das 
Weib »in der Bescheidenheit hin«, d. h. davon, so soll der Hauswirt 
keinen Schaden nehmen 5’). In Inchenhofen (1406) darf man nur, wenn 
. Totschlag, Notnunft, Diebstahl, d. h. eben große Dinge in Frage stehen, 
dieses Schußes nicht ‚teilhaftig werden. Aber auch bei Totschlag kann 
man dem Beschirmten bis zum Erscheinen des Gerichts forthelfen ®°'). 
Ähnlich in Friedberg bei ehrlichen Sachen, wozu eben gerade der Tot- _ 
schlag zählt ®5?). 

Anders gestaltet sich die Lage des Wirtes wie des Gastes, wenn 
ersterer für diesen, statt ihn an seine Verfolger auszuliefern, »einstehen« 
zu wollen erklärt. Natürlich hat er für ihn nicht mit dem Leib, sondern 
mit dem Gut einzustehen bzw. dafür zu bürgen, daß sich jener auf 
Ladung hin zu Recht stellt. Uralt ist die Haftung für die Familie und 
das Gesinde wie überhaupt für den, den man in des Hauses Frieden 
aufgenommen. l 

Auch in Passau besteht (1225) wie in Regensburg, im Fall der Be- 
zichtigung, einen Achter gehaust zu haben, das Reinigungsrecht ?°?). 
Ebenso aber kann sich der Hauswirt rechtfertigen, wenn ohne sein 
Wissen einer, den er beherbergt, außerhalb des Hauses einen Frevel 


344) Wer entlaufene Dienstboten aufnimmt, haftet mit Leib u. Gut, Neub. Kopialb. 
34, 303. %5) Justizangel. 29, 7. 

8346) Obernzell, Hist. Ver. Niederb. 11 213f., 20; unbekannte, argwöhnige Leute 
sollen weder heimlich noch offenlich über zwei Tage beherbergt werden, LO. 1516, 156. 

841) Ger. München Lit. 1, 64, 5, 178 (1433); LO. 1501, Krenner 13 268. 

#5) Grimm, Wst. 3 673; Ger. Trostberg f. 9 (1457); Ger. Osterhofen f. 12 (1428). 

49) Schwsp. 283. 0) Hist. Ver. v. Niederb. 22 157; Ger. Kelheim f. 37 (1335). 

351) Ger. Aichach f. 17 (1406 VIII 27). 352) Ger. Friedberg Lit. 20. 

353) MB. 28, II, 311. 
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(excessus) verübte und dann wieder in dieses zurückkehrt. Diesfalls 
behauptet der Hausherr seine Unkenntnis sowohl in Hinsicht auf das 
Fortgehen des Gastes wie auf dessen Tat. Die Haftung des Passauer 
Bürgers geht übrigens noch weiter: Er ist verantwortlich für jeden 
Fremden, den er in die Stadt einführte und der sich danach sure | 
Schädigung eines Einheimischen als nocuus civitati erwies 8*4). 

Wird in Landshut (1279) eines angesessenen Bürgers Sohn, Freund 
(Verwandter) oder Knecht wegen eines Raufhandels festgenommen, 
»wil denselben der burger ausnemen;, d. h. für ihn eintreten, »dem sol 
des der richter nicht versten®®°). Hat in Amberg (1294) eines Bürgers 
Sohn oder Knecht einen Totschlag oder eine Verwundung verübt, so 
soll dies der Vater oder Herr nicht entgelten. Beredet sich dieser, daß 
er jenen dazu nicht »behalten« habe und er an der Tat schuldlos sei, 
so »schol man sich haben an den rechten gescholen ®5°). 

Verübt also ein Sohn oder Knecht ein Delikt, so gerät stets der 
Vater oder Herr mit in Verdacht, als Anstifter oder sonstwie beteiligt 
zu sein. Entweicht in Nabburg (1296) der Sohn, und der Vater behält 
ihn noch nach der Tat bei sich, so hat er dem Gericht und dem Kläger 
zu bessern. Erfreut sich der Sohn jedoch schon eines eignen Haus- 
standes, so trägt er allein die Verantwortung. Trotgdem muß sich der 
Vater eventuell »nach der stat rehte davon genemen, daz er an der 
tate mit raeten und werchen unschuldich ist« 257), 

Wird in Passau (1300) ein Knecht »umb dhain intzicht« festgenommen 
und sein Herr will ihn »ausnemen«, so soll ihn der Richter »ausgeben« 
und der Bürger ihn dann zu Recht stellen. Greilt man den Knecht 
oder einen Gast des Bürgers nachts ohne Licht auf, so bringt man ihn 
vor seines Herrn oder Wirtes Tür. »Nimmt man ihn nicht aus«, so soll 
man ihn auf das Recht behalten 858). In Burghausen (1307) fordert der 
Richter den Bürger auf, den Flüchtling auszuliefern oder das Recht zu 
tun; »mag er in aber verbergen an sein geworheit, des soll er nicht 
entgelten.. Das Recht bedeutet hier nicht den Reinigungseid, daß er 
den Beschuldigten nicht beherberge, sondern vielmehr das Einstehen für 
diesen dem Gericht gegenüber®’’.. Nach der fast gleichlautenden 
Schärdinger Sagung in heißt es »das recht tun von dem flüchtigen 
man«®°°) 

Will in Biburg (1323) der Hauswirt »von im antworten gegen den 
richter« so darf dieser bei 2 & Buße nicht auch nach dessen Schüßling 


354) Ebenda. 8656) Hist. Ver. v. Niederb. 22 162, 

866) Ger. Amberg f. 41 (1294). 

357) Fürstenselekt f. 103 (1296); über das satisfacere oder repraesentare in publi- 
cum placitum der Fremden u. Sklaven seitens des Hausherrn s. a. im Ranteshofner 
Geset, MGL. 3 484 ff. 

38) MB. 28, II, 512f., 41, 42. 869) Ger. Burghausen Lit. 27. 

30) Tom. priv. 9 70 (1316). 
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greifen. Aber auch wenn jener nicht für ihn eintritt und daher den 
Richter einläßt, so steht es ihm immerhin noch frei, dem Sünder »in 
züchten u. mit fug« fortzuhelfen®'). Auch in Rain (1332) kann der 
Bürger den beschuldigten Sohn, Freund, Knecht oder Gast versprechen, 
bis auf das Recht (Gerichtsverhandlung), d. h. vor Festnahme sichern, 
wenn auch nur nach Verbürgung, daß dieser sich nicht dem Gericht 
entziehen werde. Unbeachtet bleibt indes das Privileg, sofern es sich 
um ein großes Ding handelt?°®). Will sich in Obernzell der Bürger des 
Hilfesuchenden nicht annehmen, so soll er ihn hinausliefern, doch nicht 
»hinten aushenstoßen«, sonst hat er die große Buße und Ersag zu 
leisten 2°83). 

Nach der LO. von 1516 sollen Begünstiger von Verbrechern für 
immer des Landes verwiesen, solche aber, welche Austreter »enthalten« 
oder vergleiten, als Friedbrecher mit Acht und andern Strafen gemaß- 
regelt werden ?‘$). 


261) Ger. Biburg Lit. 12; Ger. Rosenheim Lit. 31 (1328); Ger. Neumarkt (OB.) 
f. 22 (1366). 

262) Tom. priv. 9 28 (1232). 26”) Hist. Ver. v. Niederb. 11 217) 22. 

864) Justizangel. 29, 7. 


Der Kindesmord in China. 


Von Dr. Bode, Rechtsanwalt beim Kammergericht. 


Benutzte Literatur: »Arbeiten der Kaiserlich Russischen Gesandtschaft zu Peking«. 
Übers. von Dr. C. Abel, Bd. 2. — Burckhardt, »Kleine Missionsbibliothek« 
Bd. 3. — Davis, »The Chinese, a general description of China etc.« (London 
1836). — Dennys, »The China Review« Bd. 2. — Fasset (Paris 1858) S. 38. — 
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moderne« (Paris 1853). — Piton, »La Chine, sa religion, ses maurs, ses 
missions« (Toulouse 1880). — Ploß, »Das Kind:. — »Reise der Novara 1757/1759« 
(Wien 1861/1867). — Staunton, »Code pénal de la Chine« (Ta-tsing-li-lü). 


D" Frage, ob und in welchem Umfange die Chinesen den Kindes- 
mord geübt haben, zwingt zu einer kurzen Erörterung ihrer 
Familien-, vor allem der eherechtlichen Verhältnisse. 

In China ist die Vielweiberei erlaubt, wenngleich sie nicht häufig ist 
und auch nicht für absolut anständig gilt. Eine reine Polygamie herrscht 
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nicht, denn ein Mann kann nur eine rechtmäßige Frau haben, während 
die übrigen seine Konkubinen (Nebenfrauen) sind, zu der Hauptfrau 
in dem Verhältnisse von Dienerinnen stehen, ihre Kinder Eigentum der 
Hauptfrau sind, aber als legitim gelten. 

Der Grund für die Polygamie ist das Streben, möglichst viele Kinder, 
das heißt, wie unten. wiederholt hervorgehoben ist, Söhne zu haben. 
Denn das ist der sehnlichste Wunsch des Chinesen, während Kinder- 
losigkeit der größte Schmerz der Eltern ist. Ich komme auf die Gründe 
hierfür noch beim Ahnenkultus zu sprechen. Hat die erste Frau Söhne, 
so fällt der Grund für die Polygamie fort, und der Anstand gebietet 
es dann, sich keine Nebenfrau zu halten. Andernfalls aber, das heißt 
wenn keine Söhne vorhanden sind, ist es gar nicht so selten, daß die 
erste Frau selbst ihrem Ehemanne eine Konkubine zuführt; ja es kommt 
sogar häufig genug vor, daß zwischen den beiden Frauen ein gutes 
Einvernehmen herrscht. Grafen v. Gleichen gibt es also auch in China. 

Die öffentliche Meinung über diese Frage spiegelt sich in einer Er- 
mahnung wider, die aus der Feder eines der populärsten Schriftsteller Chinas 
stammt und an die unfruchtbaren Frauen gerichtet ist. Es heißt darin: 

»Es gibt in der Welt Frauen, die, obwohl sie selbst nie einen Knaben 
geboren oder ein Mädchen genährt haben, ihren Mann verhindern, eine 
Konkubine in das Haus zu bringen oder ein Mädchen zu unterhalten, 
um seine Nachkommenschaft zu sichern, selbst wenn er bis zum vier- 
zigsten Jahre gewartet hat. 

Sie sehen auf eine solche mit eifersüchtigem Hasse und Übelwollen. 
- O, wißt ihr nicht, wie flüchtig die Zeit ist? 

Dehnt eure Monate und Jahre so lange aus, wie ihr wollt, sie fliegen 
wie Pfeile, und wenn eures Gatten animalische Lebenskraft und sein 
kräftiges Blut erschöpft sein wird, dann wird er nie Kinder bekommen, 
und ihr, seine Frauen, werdet schuldig daran sein, daß die den Ahnen 
gefälligen Opfer nicht gebracht werden; ihr werdet seine Nachkommen- 
schaft zerstört haben. 

Dann wird Reue, auf welche Weise sie ihr auch an den Tag legt, 
zu spät kommen. Sein sterblicher Körper wird sterben; sein Eigen- 
tum, welches ihr und euer Gatte gesucht habt zusammenzuhalten, wird 
nicht auf seine Kinder übergehen, sondern die Verwandten werden 
darum kämpfen. 

Ihr werdet nicht allein eine Person, euren Gatten, sondern euch selbst 
beleidigt haben; denn wer wird Sorgen tragen für euren Sarg und für 
euer Grabmal? Wer wird euch begraben oder Opfer bringen. O, euer 
verwaister Geist wird die Nächte mit Weinen durchwachen! 

Es ist traurig, daran zu denken!... Es gibt Frauen, welche ihre 
Eifersucht zügeln und ihren Männern gestatten, eine Konkubine zu sich 
zu nehmen; aber sie tun es auf eine Weise, als ob sie Essig tränken 
und Säuren genössen. 
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Sie schimpfen auf die Diener der Konkubine, um diese zu treffen, 
und es ist kein Friede im Hause. 

Aber ich ermahne euch, wie kluge und tugendhafte Frauen zu handeln, 
Wenn ihr keine Kinder habt, sorgt mit Offenheit und Wohlwollen für 
eine Konkubine eures Mannes. 

Wenn sie ihm Kinder gebieret, wird er es euch verdanken, daß die 
Adern der vorelterlichen Linien nicht vertrocknen. Seine Kinder werden 
euch als ihre Mutter ehren, und wird dies nicht ein Trost für euch sein? 
Überlaßt euch nicht der übelwollenden Eifersucht einer bösen Frau. 
Bereitet euch nicht eine Bitterkeit, die ihr selbst verschlucken müßt!<... 

Es läßt sich aber nicht verkennen, daß das Ansehen eines Mannes, 
der mehrere Konkubinen nimmt, dadurch nicht gerade gehoben wird. 
Chinesen, deren erste Konkubine ebenfalls kinderlos bleibt, ziehen es 
daher vor, die Söhne, aber nur diese, eines jüngeren Bruders oder 
anderer Verwandten zu adoptieren. 

Es ist im vorigen wiederholt angedeutet, daß für den Chinesen im 
wesentlichen nur Knaben Bedeutung haben, daß Töchter, insbesondere 
mehrere, ihm hinderlich sind. Ich komme bei der Beantwortung der 
Frage nach dem Grunde hierfür zu der für China charakteristischen 
Institution des Ahnenkults. Mit dieser kurzen Darstellung wird sich 
dann auch die Frage erledigen, weshalb der Chinese, wenn überhaupt, 
so nur seine Töchter tötet. 

Der Chinese braucht jemand, der für das Heil seiner Seele betet. 
Das aber kann nur derjenige, der seiner Familie angehört, und da der 
Sohn nach mit der Verheiratung in seiner Familie bleibt, die Tochter 
in diesem Falle aber aus ihr ausscheidet und in die ihres Ehemannes 
tritt, so kann es nur ein Sohn. Die Kette der Ahnen muß jedoch ge- 
schlossen sein. Aus diesem Grunde ist die Freude bei der Geburt 
eines Sohnes grenzenlos; denn nun brauchen die Eltern nicht mehr 
zu fürchten, daß niemand an ihrem Grabe die Totenopfer und die Gebete 
verrichtet: -ihre Seele ist gerettet. Darum vereinigt ein großes Fest Ver- 
wandte und Freunde an der Wiege des neugeborenen Sohnes. Naturgemäß 
spielen auch wirtschaftliche Gründe hinein; sie sind aber untergeordnet. 

Dem Vater steht das Recht über Tod und Leben seiner Kinder zu, 
und selbst vorsäßliche Tötung zieht nur körperliche Züchtigung und 
einjährige Verbannung nach sich. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß in China der Kindesmord 
in reichlichem Maße geherrscht hat, wenngleich die Schilderungen einer 
ganzen Reihe von Reisenden, besonders aber die der Missionare, maß- 
los übertrieben sind. Und ebenso sicher ist es, daß er nicht überall 
gleichmäßig auftrat, daß er besonders in den armen Landesteilen weit 
häufiger war als zum Beispiel in den Gebieten der Seidenindustrie, da 
hier den Mädchen eine ausreichende Beschäftigung ermöglicht war und 
ist, so daß die Eltern ihrer Versorgung mehr oder weniger enthoben waren. 
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Alle Bedingungen für den Kindesmord sind in China gegeben: eine 
ungeheure Dichtigkeit der Bevölkerung, eine nicht weniger furchtbare 
Armut und daneben die rohe Sinnenlust der Orientalen. Auch das 
fast völlige Fehlen von Findelhäusern hat die Sitte gefördert. Daß der 
Mord an weiblichen Kindern verübt ist, ergibt sich allein aus den in 
den folgenden Ausführungen erwähnten Erlassen, Ermahnungen usw., 
die aus chinesischer Feder stammen und mithin ein einwandfreies Bild 
geben. Hätte der Kindesmord nicht geherrscht, so wären sie überflüssig 
gewesen. ' 

Für die Provinz Hukuang wurde folgendes Edikt erlassen: »Daß die 
Menschen nicht aussterben, liegt an der Vereinigung von Mann und 
Weib. Dennoch gibt es so viele, die der Fortdauer des Menschen- 
geschlechts gewaltsam entgegenwirken, indem sie ihre weiblichen 
Kinder töten. 

Dies geschieht bald, weil man daran verzweifelt, sie ernähren zu 
können, bald aus bloßer Mißstimmung darüber, daß einem öfter nach- 
einander nur Töchter geboren werden. 

Aber Töchter sind ebenso wie die Söhne ihrer Eltern Fleisch und 
Blut, und Vielheit der Kinder ist in jedem Fall ein Segen; denn der 
Himmel selbst verfügt darüber, ob ihrer mehr oder weniger und ob 
sie Knaben oder Mädchen sein sollen. 

Seine Kinder töten heißt also, wider den Himmel sich empören. 

Wer die ihm geborenen Töchter umbringt, der bilde sich ja nicht 
ein, daß er dadurch den Himmel zwingen oder bestimmen könne, ihn 
mit Söhnen zu beschenken. 

Alle Ergebnisse unserer Bestrebungen sind Ratschlüsse der höchsten 
Macht, also auch Wohlstand und Armut. 

Keiner wird deswegen reich, weil er ohne Töchter ist, wie sollte er 
arm werden, weil er solche hat. 

Hätte man unsere Mutter nicht am Leben gelassen, könnten wir dann 
existieren? Was heute Tochter ist, das wird dereinst Mutter sein, und 
jede Mutter ist eine Tochter gewesen, die man in ihrer Kindheit .nicht 
getötet hat. 

Angenommen, es tötet einer seine Töchter, und andere folgen dem 
unseligen Beispiel, so wird es bald keine Töchter mehr geben, also 
auch keine Weiber und keine Muttter mehr. | 

Die Menschheit wird folglich aussterben. Wer aber auf den Untergang 
der Menschheit hinarbeitet, den sollte der Himmel beizeiten vernichten. 

Es wird erinnert, daß nicht jede Tochter, nicht jedes Wesen gewöhn- 
licher Art ist: selbst Mädchen in noch jugendlichem Alter haben, wie 
die Geschichte bekundet, eine Geisteskraft oder Seelengröße bewiesen, 
die man bewundernd verehren muß; so jene, die freiwillig statt ihres 
Vaters die Waffen ergriff und in den Reihen des Heeres wider die 
Feinde kämpfte: so jene andere, die eine von ihr selbst verfaßte 
Archiv. Bd. 66. 18 
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Schugschrift zugunsten ihres Vaters einreichte und ihn vom Tode durch 
Henkershand errettete usw. 

Wie schade wäre es gewesen, wenn man solche Mädchen in ihrer 
ersten Kindheit getötet hätte. 

Und doch hat damals niemand ahnen können, daß ihre Namen nicht 
in unvergänglichem Glanze fortleben würden. 

Ihr habt für die Ermordung eurer Kinder oder Enkel gesetliche 
Strafe nicht zu befürchten. Ist das schon genug, um euch zu beruhigen 
und den Mord vor euch selbst zu rechtfertigen ?« 

Der Justizchef der Provinz Kwantung untersagt in einer Verordnung 
aufs strengste die Aussegung der kleinen Mädchen: »Ich habe ver- 
nommen, daß in Canton und den Vorstädten der schreckliche Brauch 
herrsche, kleine Mädchen auszusegen. In einigen Fällen geschah es 
aus Armut, besonders bei dem Vorhandensein mehrerer Kinder, in 
anderen Fällen wollten die Eltern kein Mädchen, sondern einen Knaben. 
Obwohl es Findelhäuser für Mädchen gibt, hat ein Nachlassen der Un- 
sitte nicht bewirkt werden können. Daher untersage ich streng die 
Tat und gebe folgendes zur Erwägung: 

Seht euch die Insekten, die Fische, die Vögel, die wilden Tiere an, 
alle lieben ihre Jungen... l 

Könnt ihr die eurigen hinmorden, die eures Blutes sind und für euch 
geschaffen sind wie die Haare auf eurem Kopfe? Sorgt euch nicht um 
eure Armut, denn ihr könnt durch die Arbeit eurer Hände euch Hilfs- 
quellen eröffnen. Mag es auch schwer für euch sein, eure Töchter zu 
verheiraten, so ist das doch kein Grund, euch ihrer zu entledigen. Die 
Gewalten des Himmels und der Erde verbieten es euch. Die Kinder 
beiderlei Geschlechts unterliegen der göttlichen Weltordnung, und wenn 
sie euch eine Tochter schenkt, so habt ihr die Pflicht, sie zu erziehen. 

Tötet ihr sie, wie könnt ihr dann hoffen, Söhne zu bekommen? 
Fürchtet ihr nicht die Folgen eurer unwürdigen Handlungsweise und 
besonders die gerechte Strafe des Himmels? Ihr erstickt eure Liebe, 
ihr werdet es nach dem Tode bereuen; doch dann ist es zu spät. Ich 
bin ein wohlwollender, gütiger und mitleidiger Richter. Ihr alle müßt 
eure Töchter mit Sorgfalt aufziehen oder aber, wenn ihr arm seid, sie 
in ein Findelhaus schicken od@r sie einer befreundeten Familie anver- 
trauen, damit diese sie an eurer Statt aufziehe. Werdet ihr der Aus- 
segung überführt, so werdet ihr als unnatürlich nach den bestehenden 
Geseßgen unnachsichtlich bestraft. Gebt eure frühere Gewohnheit auf, 
laßt ab von dem Verbrechen und sett euch nicht dem schweren Vor- 
wurf aus, eure Töchter getötet zu haben. Jeder soll diesem besonderen 
Edikt gehorchen £x 

Solcher Erlasse gibt es viele. Es ist daher ungerecht, der Regierung 
Untätigkeit, ja sogar Duldung oder Förderung vorzuwerfen. 


275 


Sozialrecht. 


Ein Gese&entwurf zugunsten von Ammenkindern. 
Von Amisrichter Dr. Albert Hellwig, zurzeit im Felde. 


oweit als irgend möglich soll die eigene Mutter das Kind nähren. 
In den verhältnismäßig sehr seltenen Fällen, wo dies nicht möglich 
oder mit Rücksicht auf die Mutter oder das Kind nicht als ratsam er- 
scheint, ist die Ernährung des Kindes durch eine Amme als bester 
Ersa anzustreben. Erfahrungsgemäß werden aber in wohlhabenden 
Kreisen Ammen auch dann hinzugezogen, wenn dies vom medizinischen 
Standpunkt aus nicht notwendig, ja nicht einmal erwünscht wäre. 
Gegen diese Verwendung von Ammen einzuschreiten, liegt unter der 
Voraussetgung kein unbedingtes öffentliches Interesse vor, daß der Amme 
gestattet wird, gleichzeitig auch ihr eigenes Kind zu nähren. Etwa 
sieben Zehntel aller Frauen sind imstande, gleichzeitig zwei Kindern 
ausreichende Nahrung zu bieten, und diejenigen Frauen, die dies nicht 
vermögen, sind zu Ammen überhaupt nicht geeignet. Infolge des Krieges 
hat die Zahl der Ammen abgenommen. Die Verringerung des Angebotes 
hat dazu geführt, daß es heute fast allgemein üblich ist, auch das Kind der 
Amme mit ins Haus zu nehmen und der Amme zu gestatten, auch ihr 
eigenes Kind zu nähren. Es ist aber zu besorgen, daß nach dem Kriege 
wieder wie vordem ein beträchtlicher Teil von Herrschaften sich sträuben 
wird, das Kind der Amme mit aufzunehmen, Es liegt aber im öffent- 
lichen Interesse, daß besser als früher für das Ammenkind gesorgt 
wird. 

Der ungarische Privatdozent Dr. Nikolaus Berend hat deshalb in der 
ärztlich-sozialen Abteilung des Stefani-Landesbundes für Säuglingsschußg 
die Frage in eingehender Weise behandelt. In einem im »Pester Lloyd« 
vom 28. März 1917 veröffentlichen Artikel macht er folgenden Gesetes- 
vorschlag: 

8 1. »Eine Privatamme darf in Ungarn nur derjenige zu seinem Kinde 
nehmen, der das Kind der Amme als dessen Milchbruder in sein Haus 
aufnimmt, dessen Ernährung der Amme gestattet und für es während 
der Zeit des Stillens und der Entwöhnung Sorge trägt. Diese Ver- 
pflichtung besteht für jeden, solange die Amme in seinem Hause lebt, 
also auch in dem Falle, wenn die Amme ihr Kind wegen Mangels an 
Milch oder aus anderen. Gründen auf ärztliches Anraten entwöhnen 
mußte.« l 

8 2. »Ammendienst dürfen nur jene, durch Gemeindevermittlung aus 
entsprechenden Anstalten nach gehöriger ärztlicher Beobachtung und 
Untersuchung empfohlene Frauen annehmen, die ihre Kinder als 
Milchgeschwister des Herrenkindes mit sich nehmen und weiter er- 


nähren.< s 
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Die Formulierung des gesetgeberischen Gedankens erscheint allerdings 
noch als verbesserungsbedürftig; der Gedanke selbst aber ist der Be- 
achtung in hohem Grade wert, nicht nur aus allgemeinen bevölkerungs- 
politischen Gründen, sondern auch aus kriminalpolitischen. 

Aus der eingehenden Begründung, die Berend seinem Vorschlage 
gibt, möchte ich nur folgende uns hier besonders interessierende Gesichts- 
punkte hervorheben: 

»Heute sind wir alle — Eltern, die es vielleicht unwissend taten, viel- 
leicht ihrem Egoismus frönten, und Ärzte, die wir es zu dulden genötigt 
waren, also alle, die ganze Gesellschaft! — in der leider überwiegenden 
Anzahl der Fälle stille Mitschuldige am Zugrundegehen der Ammenkinder. 
Ich glaube nicht zu übertreiben, wenn ich die Zahl der jährlich sterbenden 
Ammenkinder auf 50—60 Prozent ihrer Gesamtheit schäte. Fortab soll 
an dem Leben und Gedeihen eines Kindes nicht der schreckliche Gedanke 
haften, daß seinetwegen ein anderes unschuldiges Wesen umkommen 
mußte, sondern der andere, erhebende, daß seine Existenz einem anderen, 
bisher dem Tode geweihten Kinde zu einem gesunden Leben verhalf. 

Unser Vorschlag würde das Kind der Amme aus der gefährdetsten 
Umgebung, aus den Klauen der Engelmacher, befreien und es in das 
am wenigsten gefährdete Milieu hineinseßen: in das des Wohlstandes, 
in dem die Kindersterblichkeit die 5—6 Prozent nicht überschreitet. 

Bisher nahmen der Amme die Kostgeber ihres Kindes den Lohn 
purchweg ab — den legten meistens für Begräbniskosten. Von nun 
an wäre sie aber imstande, das ganze Geld zurückzulegen, und sie 
müßte sich nicht nach dem bequemen Ammenleben der Prostitution 
hinwerfen, wie dies heute gar zu oft der Fall ist. Sie wird ein kleines 
Kapital besigen, womit sie mit ihrem Kinde sich durchbringen kann, bis 
sie wieder Arbeit findet und ihre Stellung in der bürgerlichen Gesellschaft 
wieder einnehmen kann.s 

Berend weist auch darauf hin, daß ähnliche Gedanken auch schon 
in Frankreich vor dem Kriege verwirklicht worden seien. Durch die 
loi Russel werde die Annahme einer Stellung als Privatamme nur 
solchen Frauen gestattet, die ihr Kind drei Monate lang gestillt hätten. 
Es werde dadurch bezweckt, den Frauen den Entschluß, ihr Kind in 
fremde Pflege zu geben, zu erschweren; für den Fall, daß sie es aber doch 
noch täten, wenigstens dafür zu sorgen, daß das Kind über die besonders 
kritische Zeit hinaus sei. Ein schon auf den Erfahrungen des Krieges 
beruhendes norwegisches Geseg vom Jahre 1915 gehe noch radikaler 
vor und schüße die Rechte des Kindes sogar gegen die eigene Mutter. 

Derartige Maßnahmen zugunsten der Ammenkinder sind nicht nur 
aus bevölkerungspolitischen Gründen wünschenswert mit Rücksicht auf 
die heute mehr als je gegebene Notwendigkeit, ein jedes Menschenleben 
sorgsam zu hüten, sondern auch aus kriminalpolitischen Gründen, da sie 
geeignet sind, der Prostitution Abbruch zu tun und vor allem auch dem 
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Treiben der Engelmacherinnen entgegenzuarbeiten. Sie gehören insofern 
auch mit zum Verbrechenbekämpfungsrecht. Es wäre deshalb zu 
wünschen, daß auch bei uns dieser Frage die ihr gebührende Auf- 
merksamkeit zugewandt würde: 


s1 


Internationales Recht. 


Englische Entscheidungen ın Internierungssachen. 
Mitgeteilt von Dr. C. H. P. Inhülsen, Leipzig. 


m Anfange des Krieges, erklärte der Minister des Innern am 
11. Juli 1918 im Unterhause, bildete die Internierung die Ausnahme; 
man internierte nur verdächtige Personen und Personen, welche sich in 
einer besonderen Lage befanden. Im Mai 1915 ging man zu einer viel 
weiterreichenden Internierung über; man internierte alle männlichen 
feindlichen Ausländer, welche im militärpflichtigen Lebensalter standen, 
soweit nicht in Einzelfällen Befreiung erwirkt wurde. Mit der Vor- 
prüfung der Befreiungsgesuche waren Kommissionen betraut, welchen 
Richter und Parlamentsmitglieder angehörten. Die Kommissionen gingen 
davon aus, daß die Vermutung für die Internierung spreche; nicht die 
Behörde, welche die Internierung wünschte, hatte zu begründen, sondern 
der um Befreiung nachsuchende Ausländer. Gewährt wurde die Be- 
freiung: 1. Ausländern aus befreundeten Menschenrassen;; 2. Ausländern, 
deren Gesundheitszustand eine Internierung bedenklich erscheinen ließ; 
3. Ausländern, welche Arbeiten für England verrichteten und wegen 
ihrer besonderen Befähigung nicht entbehrt werden konnten; 4. Aus- 
ländern, welche im Lande Wurzel gefaßt hatten. Beachtet man weiter, 
daß die Internierung sich nicht auf Ausländer beschränkte, so wird man 
sich ein Bild der Zustände machen können, welche zu Internierungssachen 
bei den ordentlichen Gerichten führten. In Frage kommen die folgenden 
sechs Rechtsfälle. 

1. Am 7. Juli 1915 wurde ein Angestellter einer Londoner Firma 
internirt, welcher seine deutsche Heimat 1898 verlassen hatte und aus 
der deutschen Staatsangehörigkeit nicht entlassen war. Mit der Be- 
gründung, er besige überhaupt keine Staatsangehörigkeit, beantragte 
der Angestellte die gerichtliche Nachprüfung seiner Internierung: der 
Antrag wurde in allen drei Instanzen abgewiesen; im Oberhause mit 
etwa nachstehender Begründung: Durch Aufenthalt in einem anderen 
Lande gehe die Staatsangehörigkeit nur verloren, falls die Geseggebung 
des Geburtslandes dies vorschreibe. Es werde behauptet, daß die 
deutsche Gese&gebung eine derartige Vorschrift enthalte, nämlich daß 
nach einem Geseg von 1870 zehnjährige Abwesenheit den Verlust nach 
sich ziehe. Der Antragsteller, welcher beweispflichtig sei, habe den 
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Beweis nicht erbracht. Die Sache liege auch ganz anders. Nach einem 
Geset von 1874 könne der Antragsteller, falls er nicht bloß vorüber- 
gehend nach Deutschland zurückkehre, zu Militärdiensten herangezogen 
werden, in Friedenszeiten beschränkt und in Kriegszeiten unbeschränkt. 
Nach einem Gese von 1913 könne der Antragsteller ferner seine deutche 
Staatsangehörigkeit wieder erwerben, ohne nach Deutschland zurück- 
zukehren, und falls er zurückkehre, habe er sogar einen Anspruch auf 
Wiederaufnahme. Mithin habe der Antragsteller seine deutsche Staats- 
angehörigkeit nicht vollständig verloren. (Ex parte Weber, House of 
Lords. 17. Februar 1916.) 

2. Interniert war der 1884 in Deutschland geborene Sohn eines bereits 
früher in England naturalisierten Mitglieds der Londoner Effektenbörse. 
Der Internierte ließ vortragen, er sei englischer Staatsangehöriger und 
könne deshalb nicht interniert werden. Das Gericht wies ab, nach 
Feststellung, daß der Antragsteller nicht englischer Staatsangehöriger 
sei. (Ex parte Carlebach, Kings B. D. 31. Juli 1915.) 

3. Der Internierte war in Deutschland geboren, lebte seit 1889 in 
England und war 1890 aus der deutschen Staatsangehörigkeit entlassen 
worden. Die Krone erhob zunächst den Einwand, der Antragsteller sei 
ein Kriegsgefangener und sei als solcher gar nicht berechtigt, einen 
writ of habeas corpus zu beantragen. Eventuell behauptete die Krone, 
daß ein Hoheitsrecht bestehe, feindliche Ausländer zu internieren, und 
daß der Antragsteller ein feindlicher Ausländer sei. Der Antragsteller 
bestritt, daß er zu den Kriegsgefangenen gezählt werden könne, bestritt 
das behauptete Hoheitsrecht und behauptete, er besige überhaupt keine 
Staatsangehörigkeit. Das Gericht stellte zunächst, unter Bezugnahme 
auf Ex parte Weber fest, daß der Antragsteller ein feindlicher Ausländer 
sei; die Entlassung aus der Staatsangehörigkeit mache keinen Unterschied. 
Das Gericht prüfte sodann die Frage, ob der Antragsteller zu den Kriegs- 
gefangenen gehörte und bejahte diese Frage mit der Begründung, daß 
angesichts der »heutigen« Art der Kriegführung dieser Begriff nicht mehr 
auf Kombattanten und Spione beschränkt werden könne. Eine Ent- 
scheidung über das behauptete Hoheitsrecht konnte damit unterbleiben ; 
soweit sich ersehen läßt, würde das Gericht auch das Hoheitsrecht an- 
erkannt haben. (Ex parte Liebmann, Kings B. D. 6. September 1915.) 

4. S. 1 (1) der Defence of the Realm (Consolidation) Act 1914 er- 
mächtigte den Kronrat für die Dauer des Krieges, zum Schuße der 
öffentlichen Sicherheit und Landesverteidigung und mit Bezug auf die 
damit verbundenen Befugnisse und Pflichten der Organe der Krone 
Verordnungen zu erlassen, und im Verordnungswege eine kriegs- 
gerichtliche oder, bei Übertretungen, strafgerichtlich-summarische Ab- 
urteilung und Bestrafung der Personen zu gestatten, welche gegen die 
Verordnungen verstoßen sollten, insbesondere gegen darin enthaltene 
Bestimmungen zwecks Verhütung von Mitteilungen an den Feind oder 
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der Beschaffung von Informationen zu diesem oder anderen schädlichen 
Zwecken; zwecks Sicherung der Streitkräfte, Schiffe, Verkehrsmittel, 
Eisenbahnen und Häfen; zwecks Verhinderung der Verbreitung falscher 
oder nachteiliger Gerüchte; oder zwecks sonstiger Verhinderung der 
Unterstügung des Feindes oder der Gefährdung der erfolgreichen Krieg- 
führung. In Frage kommt hier Verordnung 14b, lautend, wie folgt: 
»Sofern der Staatssekretär, auf Antrag der zuständigen Militärbehörde, 
im Hinblick auf den feindlichen Ursprung oder die feindlichen Beziehungen 
einer Person, zum Schußge der öffentlichen Sicherheit oder Landes- 
verteidigung es für dienlich erachtet, die Person den unten erwähnten 
Verpflichtungen und Beschränkungen zu unterwerfen, kann derselbe 
durch Verfügung anordnen, daß die Person sofort zu internieren ist.« 
Auf Grund dieser Verordnung verfügte der Minister des Innern im 
Oktober 1915 die Internierung eines naturalisierten Engländers deutscher 
Herkunft. Der Internierte beantragte die gerichtliche Nachprüfung mit 
der Begründung, der Kronrat sei nicht befugt, die fragliche Verordnung 
zu erlassen. Alle drei Instanzen wiesen ab. Nicht zu bestreiten sei, 
heißt es in der höchstgerichtlichen Entscheidung, daß das Parlament zum 
Erlaß der Verordnung ermächtigen könne; in Frage komme nur, ob die 
Ermächtigung erteilt sei. Der Wortlaut des Geseßes sei weit genug. 
Einer der am nächsten liegenden Wege, den im Gesete aufgezählten 
Gefahren vorzubeugen, sei die Beschränkung der Bewegungsfreiheit der 
Personen, welche im Verdacht ständen, geneigt zu sein, den Feind zu 
unterstügen. Zur Entscheidung darüber, ob diese Beschränkung am 
Plage sei, eigneten sich am allerwenigsten die ordentlichen Gerichte, da 
es sich nicht um eine Bestrafung, sondern um eine Vorsichtsmaßregel 
handle. Deshalb bürde die Verordnung die Entscheidung dem Staats- 
sekretär auf. Eine Garantie gewähre die von einem Richter geleitete 
Kommission, welche dem Staatssekretär Gründe für die Aufhebung 
oder Abänderung seiner Verfügung vorlegen könne. Die Gese&gebung, 
welche früher die Habeas Corpus Acts suspendierte, habe in diesem 
Kriege es vorgezogen, das gleiche Resultat auf einem anderen Wege 
zu erreichen. (Ex parte Zadig, House of Lords. 1. Mai 1917). 

5. Eine geborene Engländerin wurde von einem ihr aus früherer Zeit 
bekannten Indier gebeten, ihn in der Schweiz aufzusuchen; sie reiste 
nach der Schweiz, hatte zwei Unterredungen mit dem Indier und kehrte 
nach London mit einer mündlichen Mitteilung für einen Freund desselben 
zurück. Dort wurde sie am 7. September 1915 auf Grund der Ver- 
ordnung 14b interniert. Nachdem die Internierung 22 Monate gedauert 
hatte, beantragte sie die gerichtliche Nachprüfung. Die erste Instanz 
wies ab, und die zweite Instanz bestätigte die Abweisung. Die Be- 
gründung bezieht sich auf Ex parte Zadig und stellt fest, daß hinreichender 
Grund für die Annahme vorliege, daß Antragstellerin feindliche Be- 
ziehungen habe. Auf richterliche Prüfung der Frage, ob die Internierung 
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noch weiter dauern solle, bestehe kein Recht; die geseglichen Be- 
stimmungen seien für die Dauer des Krieges erlassen. (Ex parte Howsin, 
Court of Appeal. 23. Juli 1917.) 

6. Am 8. Mai 1917 wurde ein Tscheche interniert, welcher in London 
ein tschechisches Preßbureau leitete. In einem Briefe, welchen er nach 
Chicago aufgab, waren Rundschreiben des britischen Preßbureaus ge- 
funden worden. Der Internierte beantragte die gerichtliche Nachprüfung 
mit der Begründung, er sei bisher wie ein befreundeter Ausländer be- 
handelt worden; seine Internierung müsse daher durch den Staats- 
sekretär verfügt werden; eine solche Verfügung sei nicht erlassen. Die 
Krone ließ antworten, interniert sei auf Grund des Hoheitsrechts; Antrag- 
steller sei feindlicher Ausländer, Das Gericht wies den Antragsteller ab. 
Derselbe sei ein feindlicher Ausländer, welchen man eine Zeitlang auf 
freiem Fuß belassen habe. Die Befreiung sei weggefallen, und es könne 
daher auf Grund des Hoheitsrechts interniert werden. Es bestehe ein 
Hoheitsrecht, feindliche Ausländer zu internieren. (Ex parte Forman, 
Kings B. D. 19. September 1917.) 

Wenn auch alle sechs Rechtsfälle zuungunsten der Antragsteller 
abschlossen, so hat sich doch in einem Falle — Ex parte Zadig — ein 
Oberhausrichter gefunden, welcher die Freilassung des Antragstellers 
forderte. Die Vorentscheidungen, erklärte Lord Shaw of Dunfermline, 
sind rechtsirrtümliche und verlegen die verfassungsmäßigen Grundrechte, 
welche die Freiheit garantieren. Der Kronrat ist nicht befugt, im Ver- 
ordnungswege zu der Internierung eines britischen Staatsaugehörigen 
ohne gerichtliche Aburteilung zu ermächtigen. Eine derartige gewaltsame 
Ausübung willkürlicher Gewalt hat das Parlament nicht gestattet. Das 
Geseg spricht weder von feindlicher Herkunft oder feindlichen Be- 
ziehungen noch von Internierung. Man behauptet nun, es sei an- 
zunehmen, daß die Gese&gebung stillschweigend zur Internierung er- 
mächtigt habe. Mit gleichem Rechte könnte man annehmen, daß sie 
ermächtigte, eine Person ohne weiteres erschießen zu lassen. Auch 
dies ließe sich mit dem Sage rechtfertigen, daß in Kriegszeiten das 
Verordnungsrecht so weit reicht, daß es alle nach Ansicht der Regierung 
die öffentliche Sicherheit und Verteidigung fördernden Maßnahmen um- 
faßt, mögen dieselben auch die verfassungsmäßigen Grundrechte ver- 
legen. Die Regierung würde damit zu einer Kommission der öffentlichen 
Sicherheit werden. Die aus der Geschichte besonders bekannte 
Kommission der öffentlichen Sicherheit behielt eine Form der Aburteilung 
bei und gab damit der Welt ihre Brutalität bekannt. Unsere Methode 
würde dies vermeiden und mit den lettres de cachet des Königs 
Ludwigs XIV. zu vergleichen sein: keine Aburteilung — Proscription. Das 
hier fragliche Geseß ist unrichtig ausgelegt worden. Hätte die Geseß- 
gebung soweit reichende Befugnisse übertragen wollen, so wäre dies 
deutlich und offen geschehen, und nicht verdeckt unter Worten, welche 
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von Verordnungen zum Schuße der Öffentlichen Sicherheit und Landes- 
verteidigung sprechen. Die Vorentscheidung ist aufzuheben, die Ver- 
ordnung 14b für ungültig zu erklären und der Antragsteller auf freien 
Fuß zu seßen. Der Vertreter des Ministers des Innern gab am 10. Juni 1918 
im Unterhause bekannt, daß Zadig nach zweijähriger Internierung auf 
freien Fuß gesett sei, jedoch scharfen Beschränkungen unterworfen 
bleibe. 


Verschiedenes. 


Lehrkurs für Gefängnisbeamte. 

Vom Kgl. Ungarischen Justizministerium wird uns mitgeteilt: 

Um die Fachbildung der Gefängnisbeamten zu heben, hat die Geseß- 
gebung Ungarns schon vor 10 Jahren für die Kosten eines Lehrkurses 
einen Kredit von 6000 Kronen jährlich bewilligt. Den ersten Lehrkurs 
hat seinerzeit der jegige Präsident der großherzoglichen Zivilliste in 
Baden, von Engelberg, mit sechs Vorlesungen eröffnet. Außer ihm 
nahmen an den Vorlesungen Ungarns hervorragendste Kriminalisten 
teil, so der spätere Justizminister Eugen von Balogh, Professor Rustem 
Vámbéry, der Ministerialrat im Justizministerum Dr. Stefan von Läday u. a. 

Zufolge des Einrückens der Gefängnisbeamten se&ten diese Kurse 
während der 3 Jahre des Krieges aus, und erst heuer konnte ein Lehr- 
kurs — allerdings nur für ältere Beamte -- wieder eröffnet werden. Dies 
erfolgte unter dem Vorsig des Chefs der Sektion für Gefängniswesen im 
Ungarischen Justizministerium, Dr. Josef Freiherr von Levay, am 6. Mai 
1918. Die Dauer des Lehrkurses beträgt 5 Wochen bei einer Arbeits- 
zeit von täglich 7 Stunden. Die Vorlesungen werden durch höhere 
Ministerialbeamte, Richter, Strafanstaltsdirektoren und -ärzte usw. ge- 
halten und erstrecken sich auf folgenden Disziplinen: Einleitung in die 
Gefängniskunde; Kriminalätiologie; Strafrecht und Strafprozeßrecht; 
Zivilrechtliche Kenntnisse; Praktikum der Gefängniskunde; Behandlung 
der Jugendlichen; Patronage; Kriminalhygiene; Gefängniswesen und 
Verwaltungsrecht. 
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Entscheidungen der Strafsenate des Reichs- 
gerichis. 


Mitgeteilt vom Wirklichen Geheimen Rat, Oberreichsanwalt 
Dr. Zweigert, Leipzig. 


StPO. Buch I Abschn. 6,$ 48. Ein Mitangeklagter darf in der Haupt- 
xverhandlung gegen einen andern Mitangeklagten nicht als Zeuge ver- 
nommen werden. Er verliert seine Eigenschaft als solcher nicht schon 
dadurch, daß das Verfahren gegen ihn durch Beschluß ausgesetst ist, 
weil er zum Militär eingesogen war. Dieser Beschluß hat nur die Be- 
deutung, daß von Anberaumung einer Haupdtverhandlung gegen ihn 
einslweilen Abstand genommen wird. 


IV. Str$S. U. v. 22. März 1918 g. R. 4 D 55/18. 


Aus den Gründen: Der gerügte Prozeßverstoß ist als vorliegend an- 
zuerkennen. Wenn die Strafprozeßordnung grundsäglich auch die Ver- 
nehmung einer jeden Person als Zeugen gestattet und nur über die Zu- 
lässigkeit der Zeugnisverweigerung und der Beeidigung bestimmte Vor- 
schriften enthält, so ergibt sich doch aus dem Aufbau und inneren Zu- 
sammenhange ihrer Bestimmungen, daß niemand in demselben Strafverfahren 
gleichzeitig Zeuge und Angeklagter sein kann. Ein Angeschuldigter kann 
gegen einen Mitangeschuldigten in der Voruntersuchung niemals als Zeuge 
vernommen werden. Ob er in der Hauptverhandlung als Zeuge gehört 
werden kann, hängt lediglich davon ab, ob auch gegen ihn bereits das 
Hauptverfahren eröffnet ist. Ist dies der Fall, so kann er nicht mehr die 
Rolle eines Zeugen übernehmen. Maßgebend ist, ob die zu vernehmende 
Person in demselben Abschnitt des Strafverfahrens die gleiche Stellung 
einnimmt’ wie der Mitangeklagte; denn die Gleichheit dieser prozessualen 
Stellung ist es, welche seinem Auftreten als Zeuge hindernd in dem Weg 
steht. Dies gilt selbst dann, wenn die Untersuchung mehrere selbständige 
Straffälle betrifft und ein Mitangeklagter über einen Straffall Auskunft 
geben soll, bei welchem er selbst irgendeiner Beteiligung gar nicht be- 
schuldigt oder auch nur verdächtig ist; vielmehr kann auch in einem 
solchen Fall der Mitangeklagte nur als solcher vernommen werden; er ist 
nicht verpflichtet, sich weiter auszulassen, als er es in seiner Eigenschaft 
als Angeklagter tun will (Entsch. 6 279; Rechtspr. 5 528). Bei Beachtung 
dieser vom Reichsgericht in ständiger Rechtsprechung festgehaltenen Grundsäße 
hätte die Strafkammer den Ulanen Th. in der am 11. Dezember 1917 gegen 
die Beschwerdeführerin und den Mitangeklagten G. abgehaltenen Haupt- 
verhandlung nicht als Zeugen vernehmen dürfen. Denn das Hauptverfahren 
gegen Th. wegen schweren Diebstahls im Rückfall und gegen die Beschwerde- 
führerin wegen Hehlerei war durch einen und denselben BeschluB am 
11. September 1917 eröffnet. Th. nahm also in demselben Hauptverfahren 
die gleiche Stellung als Angeklagter ein wie die Beschwerdeführerin. 
Diese Stellung hat er auch dadurch nicht etwa wieder verloren, daß durch 
Beschluß v. 3. Oktober 1917 das Verfahren gegen ihn ausgesegt wurde, 
da er zum Militär eingezogen sei. Mit diesem nicht näher begründeten 
Beschluß hat es offenbar folgende Bewandtnis. Nach einer bei den Akten 
befindlichen Auskunft des Bezirkskommandos Il in L. war Th. am 21. Juni 1917 
beim Ersaß-Bataillon des Schüßenregiments in D. als Landsturmpflichtiger 
eingestellt worden. Als Landsturmpflichtiger stand er nach dem Geseß, 
betr. Änderung der Wehrpflicht v. 11. Februar 1888 § 26, seit dem Auf- 
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ruf des Landsturms den Mannschaften der Landwehr, also Personen des 
Beurlaubtenstandes gleich (§ 56 Nr. 1 Reichsmilitärges. v. 2. Mai 1874); seit 
dem Tage der Einberufung gehörte er zum aktiven Heere (8 38B 1 Reichs- 
militärges. v. 2. Mai 1874; Entsch. 50 135, 138). Nach § 6 MilStGO. sind 
die Militärpersonen des aktiven Heeres, soweit nicht die folgenden Para- 
graphen ein anderes bestimmen, auch wegen der vor dem Diensteintritt 
begangenen strafbaren Handlungen der Militärstrafgerichtsbarkeit unterstellt. 
Gemäß 8 9 Abs. 1 Sat 1 MilStGO. treten die zum Dienst einberufenen 
Personen des Beurlaubtenstandes und die denselben geseßlich gleichstehenden 
Personen wegen solcher Zuwiderhandlungen gegen die allgemeinen Straf- 
geseße, welche sie vor dem Tage der Einberufung begangen haben, nicht 
unter die Militärstrafgerichtsbarkeit. Dieser Fall war hier gegeben, da die 
Straftaten Ende Mai 1917 begangen wargp, die Einberufung aber zum 
21. Juni 1917 erfolgt ist. Die bürgerliche Gerichtsbarkeit war also be- 
gründet. Während der Dauer der Dienstleistung war nur die Abhaltung 
der Hauptverhandlung ausgeschlossen, da eine Entbindung von der Ver- 
pflichtung zum Erscheinen in dieser bei der Höhe der auf die Tat an- 
gedrohten Mindeststrafen nicht in Frage kam ($ 9 Abs. 1 Sag 1 MilStGO.; 
§ 232 StPO... Der Beschluß über die Aussegung des Verfahrens hatte 
daher nur die Bedeutung, daß von Anberaumung einer Hauptverhandlung 
gegen Th. einstweilen Abstand genommen werden solle. Das gegen ihn 
eröffnete Hauptverfahren wurde aber dadurch nicht beseitigt. Th. behielt 
die Stellung eines Angeklagten. Eine Niederschlagung des Strafverfahrens 
durch den Allerhöchsten Erlaß v. 25. Mai 1917 (JMBl. S. 45) hat nicht 
stattgefunden, da Th. die Eigenschaft eines Kriegsteiinehmers erst nach 
diesem Tage erlangt hat (VO. des JustMin. v. 25. Mai 1917 zu b). Die 
Vernehmung des Th. als Zeuge war hiernach unzulässig. 


Entscheidungen deutscher Oberlandesgerichte. 
Kammergericht. 


Mitgeteilt von Geh. Justizrat Stubenrauch, Berlin. 


StGB. $$ 354. 359. Wann sind Postaushelfer Beamte i. S. des $ 354 
StIGB.? Kommt es für die Bearnteneigenschaft auf die Art der über- 
tragenen Dienstverrichtungen an? Inwiefern begründet insbesondere 
Übertragung des Sortierens von Feldpostbriefen Beamteneigenschaft der 
Postaushelfer? 


StrS. U. v. 31. Mai 1918 g. P. S. 355/18. 


Aus den Gründen: In dem angefochtenen Urteil ist ausgesprochen, 
daß die Angeklagte P. als Postbeamtin (i. S. des § 354 StGB.) zu be- 
trachten sei, und diese Annahme des Berufungsrichters erscheint rechtlich 
bedenkenfrei begründet. 

Nach 8 359 StGB. sind Beamten i.S. des Strafgesegbuchs alle diejenigen 
Personen, die zu Verrichtungen öffentlich-rechtlicher Art im unmittelbaren 
oder miittelbaren Dienste des Reichs oder eines Bundesstaats geseßlich, das 
heißt dem inneren Staatsrecht des betreffenden Staates entsprechend, an- 
gestellt sind. Es entscheidet somit zunächst über das Vorhandensein oder 
Nichtvorhandensein der Beamteneigenschaft die »Anstellung«, das heißt die 
von der hierfür zuständigen Amtsstelle ausgehende Berufung des Betreffen- 
den zur Wahrnehmung solcher öffentlichen Funktionen, die den Staats- 
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zwecken unmittelbar oder mittelbar dienen (vgl. Urteil des Reichsgerichts 
v. 10. November 1887, RGSt. 16 378, 379). 

Im vorliegenden Falle ist in dieser Beziehung festgestellt, daß die An- 
geklagte während des Krieges als Aushelferin bei der Post-Sammelstelle 
in F. angenommen und durch einen von der Kaiserlichen Postdirektion 
dazu beauftragten Beamten mittels Handschlags auf ihre Obliegenheiten 
verpflichtet worden ist 

Die in dieser Weise erfolgte Verpflichtung der Angeklagten hat sie nicht 
schon nach den Bestimmungen der allgemeinen Dienstanweisung für Post 
und Telegraphie zur Beamtin gemacht. Dies ist indes für den Begriff der 
Anstellung im 8 359 StGB. nicht ausschließlich maßgebend. Die Beamten- 
eigenschaft einer Person wird nicht bloß dadurch begründet, daß ein be- 
stimmter, den Betreffenden zum Amte berufender Anstellungsakt seiner 
Beschäftigung mit Dienstverrichtungen vorausgeht. In Ermangelung eines 
unzweideutigen formalen Berufungsaktes kommt es vielmehr für den Be- 
griff der Anstellung i.S. des § 359 StGB. darauf an, ob dem Betreffenden 
von seiten der zuständigen Amtsstelle solche Dienstverrichtungen übertragen 
sind, die dem Staatszwecke unmittelbar und mittelbar dienen, und ob er 
nach dem Willen und der Absicht der zur Anstellung von Beamten be- 
rufenen Staatsorgane mit solchen dienstlichen Funktionen betraut werden 
sollte. Er erwirbt Beamteneigenschaft kraft stillschweigender Anstellung, 
wenn die Umstände unzweideutig erkennen lassen, daß er als Beamter 
berufen werde. Dies trifft zu im Falle-der Übertragung van Diensten und 
Verrichtungen öffentlich-rechtlicher Art, die aus der Staatsgewalt abzuleiten 
sind und dem Staatszwecke dienen. Daß es sich dabei gerade um Ob- 
liegenheiten handeln müßte, die nur von einem Öffentlichen Beamten mit 
rechtlicher Wirksamkeit wahrgenommen werden könnten, oder um die 
Übertragung der Ausübung von Rechten, die ihrer Natur nach Staats- 
hoheitsrechte sind, kann nicht anerkannt werden. Auf diesem Standpunkt 
steht auch jet das Reichsgericht in dem Urteil v. 27. November 1917 
(RGStS. 2. Heft 51 65, 66)!). Soweit eine davon abweichende Auffassung 
in früheren Entscheidungen des Reichsgerichts, insbesondere in den Urteilen 
v. 16. März und v. 23. April 1915, v. 2. November 1916 und v. 29. März 
und v. 16. April 1917 (RGSt. 49 111 und Jur. Wochenschr. 45. Jahrg. 
v. 1916 S. 58 Sp. 2 Nr. 9 und S. 1588 Sp. 1, 2 Nr. 4 und 46. Jahrg. 
v. 1917 S. 725 Sp. 2 Nr. 8 und 9) Ausdruck gefunden hat, kann dem 
nicht beigetreten werden. 

Der vom Reichsgericht jet vertretene Standpunkt muß vollends während 
der gegenwärtigen Kriegszeit zur Geltung kommen, in der Verrichtungen 
im Postdienst, die sonst von angestellten Beamten vorgenommen werden, 
im weitesten Umfange Personen übertragen werden müssen, die nicht 
durch einen ausdrücklichen Anstellungsakt zum Amte berufen, sondern je 
nach Bedarf zur Beschäftigung mit Dienstverrichtungen im Geschäftsbereiche 
der berufenden Amtsstelle angenommen werden. Sollten jene Personen 
bei der Wahrnehmung solcher Dienstverrichtungen nicht auch den für 
förmlich angestellte Beamte geltenden strafgeseglichen Bestimmungen unter- 
worfen sein, so würde dies der Öffentlich-rechtlichen Natur des Postbetriebes 
widerstreiten. Der § 354 StGB. würde seinen Zweck, den Postbetrieb 
zu schüßen, verfehlen, wenn nicht darunter eine mittels Handschlags ver- 
pflichtete und daraufhin mit der Wahrnehmnng dienstlicher Verrichtungen 


1) Vgl. auch das in dem inzwischen erschienenen Heft 6 S. 398 abgedruckte 
Urteil des Reichsgerichts vom 9. April 1918 
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betraute Person fallen würde; dann wäre die Zuverlässigkeit des gesamten 
Postbetriebes gefährdet. 

Im vorliegenden Fall handelt es sich aber um Dienstverrichtungen der 
vorgedachten Art. Nach den tatsächlichen Feststellungen des angefochtenen 
Urteils wurde die Angeklagte nach ihrer Verpflichtung im Briefsortierdienst, 
und zwar mit der Sortierung von Feldpostbriefen beschäftigt. Sie war 
dabei hauptsächlich in der Vorsortierung beschäftigt, in der die zunächst 
-~ in der Grobsortierung auf die Infanterie und die anderen Hauptwaffen- 
gattungen verteilten Briefe auf weitere Einzelgattungen verteilt wurden, und 
hatte außerdem nach der Anordnung des zuständigen Oberpostassistenten 
der freigesprochenen Mitangeklagten Frau P. bei der Feinsortierung zu 
helfen. In dieser wurden die in der Vorsortierung herausgesonderten 
Einzelarten in weitere Unterabteilungen getrennt und die Briefe auf zahl- 
reiche Formationen, deren Feldpostanstalten auf Grund der Feldpostüber- 
sicht zu ermitteln waren, verteilt. 

Nach der Annahme der Strafkammer stellt schon die Verteilung der auf 
. eine Hauptwaffengattung entfallenen Briefe auf die einzelnen Unterarten 
nicht eine mechanische Tätigkeit dar, und ist die Feinsortierung, zu der 
nach der Feststellung des Urteils eine Ausbildung von etwa vierwöchiger 
Dauer nötig ist, noch schwieriger. Die Strafkammer folgert daraus, daß 
die Amtstätigkeit der Angeklagten ein Tun, das unter gewöhnlichen Ver- 
hältnissen von ordentlichen Postbeamten wahrzunehmen ist, keine bloß 
mechanische Tätigkeit war, und daß sie dem Staatszwecke der Post, nämlich 
der Beförderung der Briefe, unmittelbar diente. 

Wenn das Berufungsgericht aus diesen Gründen die Angeklagte als 
Postbeamtin i. S. des § 354 StGB. betrachtet, so ist hierin ein Rechtsirrtum 
nicht zu erblicken. 

Dabei kommt weiter noch in Betracht, daß die Angeklagte mit der 
Durchsicht, Sichtung und Abfertigung gerade von Feldpostbriefen betraut 
war. Die ordnungsmäßige Zuleitung solcher Sendungen im Postdienstwege 
wird von der Staatsbehörde für so wichtig gehalten, daß den mit der 
Sortierung beschäftigten Personen die sonst geheimgehaltenen Feldpost- 
übersichten behufs Ermittelung der zutreffenden Feldpostanstalten zur Ver- 
fügung gestellt werden. Die Art der vorgedachten Dienstverrichtung stellt 
mithin ebenso Amtshandlungen und im postalischen wie militärischen Inter- 
esse nur von einem Beamten zuverlässig vorzunehmende Handlungen 
mindestens in dem Sinne dar, wie die Aufnahme einer Zustellungurkunde 
und die Aushändigung eingeschriebener Briefe oder eine andere ähnliche 
Dienstvorrichtung. Daß Geschäfte, denen vom Staat eine derartige Wichtig- 
keit und Bedeutung beigemessen wird, an deren ordnungsmäßiger Er- 
ledigung der Staat hervorragend Anteil nimmt und ihm besonders gelegen 
ist, auch Personen, denen Beamteneigenschaft nicht beigemessen wird, 
übertragen werden sollten, erscheint von vornherein ausgeschlossen ... 


StPO. $ $ 435, 443, 444 Abs 1. StGB. $ 231. Steht die Befugnis, sich 
einer Öffentlichen Klage nach der Bestimmung des $ 443 Abs. 1 StPO. als 
Nebenkläger anzuschließen, auch demjenigen zu, der an sich zwar be- 
rechtigt war, die Zuerkennung einer Buße su verlangen, aber den Antrag 
auf Zuerkennung einer Buße nicht bis su dem im $ 444 Abs. 1. StPO. 
gedachten Zeitpunkt gestellt hat? 

StrS. B. v. 7. Juni 1918 g. E. u. Gen. W. 290/18. 


Aus den Gründen: Gemäß $ 435 StPO. kann sich der erhobenen 
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öffentlichen Klage in jeder Lage des Verfahrens als Nebenkläger anschließen, 
wer nach 8 414 daselbst als Privatkläger aufzutreten berechtigt ist; gemäß 
8443 daselbst hat die gleiche Befugnis, wer berechtigt ist, die Zuerkennung 
einer Buße zu verlangen. 

Das Landgericht hat in dem angefochtenen Beschluß die Berechtigung 
der Angeklagten Frau E., gegen den Mitangeklagten W. als Privatkiägerin 
aufzutreten, verneint... 

Anlangend die Anschlußbefugnis auf Grund des 8 443 StPO. ist die 
Antragstellerin, die Angeklagte E., gemäß § 231 StGB. als Verlegte be- 
rechtigt, die Zuerkennung einer Buße zu verlangen. Die Ausübung dieses 
Rechts ist aber durch das Geseg (8 444 Abs. 1 StPO.) zeitlich begrenzt. 
Danach kann der Antrag auf Zuerkennung einer Buße bis zur Verkündung 
des Urteils erster Instanz gestellt werden. Wird der Antrag, wie es im 
vorliegenden Falle zutrifft, bis zu jenem Zeitpunkt nicht gestellt, so ist das 
Antragsrecht verloren und damit auch die auf § 443 daselbst gestüßte 
Anschlußbefugnis hinfällig. Das Reichsgericht hat freilich in der Entscheidung 
in Strafsachen 41 176 diese Folgerung aus der Versäumung der Geltend- 
machung des Bußanspruchs nicht gezogen, diesen vielmehr trog der Ver- 
säumung als fortbestehend und für die Anschlußbefugnis weiter wirksam 
anerkannt. Diese Auffassung segt sich in bewußten Gegensa& zu der vom 
Reichsgericht in demselben Urteil vertretenen Rechtsansicht, daß bei Verlust 
des Antragsrechts auch die Anschlußberechtigung auf Grund des 8 435 StPO. 
verloren geht. Die Begründung dieser unterschiedlichen Behandlung gleich- 
liegender Prozeßfragen ist nicht überzeugend; sie ist auch nicht vereinbar 
mit dem Wortlaut des Geseges (8 444 daselbst) und mit den Rücksichten der 
Billigkeit, die zugunsten des durch den Bußanspruch betroffenen Angeklagten 
gelten müssen. Der Verlegte, der mit der Erhebung seines Anspruchs auf Buße 
zögert, hat es sich selbst zuzuschreiben, wenn er eine Buße nicht erlangt und 
demzufolge genötigt ist, eine Entschädigungsforderung auf dem Zivilprozeß- 
wege geltend zu machen. Die Vorschrift des 8 444 Abs. 1 daselbst begründet 
zugleich ein Recht des Angeklagten, sich jedem später, nach Verkündung 
des Urteils erster Instanz erhobenen Verlangen einer Buße zu entziehen. 

Das Kammergericht hält danach im Falle der nicht rechtzeitigen Er- 
hebung des Bußanspruchs auch die Anschlußbefugnis auf Grund des 
8 443 StPO. für hinfällig. Diese Auffassung teilt auch der Kommentar zur 
StPO. von Löwe-Rosenberg, 14. Aufl. Note 2 zu 8 443. 

Die Beschwerde erwies sich hiernach als unbegründet. 


StPO. $ 505 Abs. 1 Sats 2. Ist in dem Falle, daß die Staatsanwaltschaft 
die von ihr gegen die Freisprechung eines Angeklagten eingelegte Be- 
rufung vor der Hauptverhandlung in der Berufungsinstans surück- 
genommen hat, auf den Antrag des Angeklagten vom Berufungsgericht 
ein Beschluß darüber gu erlassen, ob dem Angeklagten die ihm infolge 
der Berufungseinlezung erwachsenen Auslagen su erstatten seien? 

StrS. B. v. 14. Juni 1918 g. K. u. Gen. W. 236/18. 

Gründe: Der Beschwerdeführer war als einziger von mehreren An- 
geklagten seitens des Schöffengerichts freigesprochen. Die Anklagebehörde 
hatte bezüglich aller Angeklagten Berufung eingelegt, diese dann aber in 
Hinsicht des Beschwerdeführers zurückgenommen. Unter Hinweis darauf, 
daB er trog wiederholter Anfragen erst nach mehreren Monaten von der 
Rücknahme Kenntnis erhalten habe und deshalb seine Verteidigung für das 
Berufungsverfahren habe vorbereiten müssen, hat der Beschwerdeführer 


U 
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beim Berufungsgericht den Antrag gestellt, die ihm durch die Berufung 
erwachsenen notwendigen Auslagen der Staatskasse aufzuerlegen. Die 
Strafkammer hat den Antrag mit der Begründung zurückgewiesen, daß für 
den Beschwerdeführer kein Anlaß zur Vorbereitung seiner Verteidigung 
vorgelegen habe. Die Beschwerde vertritt unter Bezugnahme auf den 
Akteninhalt den entgegengesetten Standpunkt. 

In der schriftlichen Erklärung des Oberstaatsanwalts wird unter Hinweis auf 
den Beschluß des Kammergerichts vom 30. März 1917 (Strafs. wider K. u. 
Gen. W. 167/17) geltend gemacht, daß eine Entscheidung über die Erstattung 
der Auslagen außerhalb der Hauptverhandlung nicht erlassen werden dürfe. 

Diese Ansicht kann nicht als zutreffend anerkannt werden, sie findet 
auch in dem erwähnten Beschlusse keine Rechtfertigung. Dort lag der 
Sachverhalt insofern anders wie hier, als die Zurücknahme der Berufung 
seitens der Staatsanwaltschaft in der Hauptverhandlung vor dem Land- 
gericht erfolgt war und der Angeklagte erst nach der Hauptverhandlung 
schriftlich beantragt hatte, die notwendigen Auslagen der Staatskasse auf- 
zuerlegen. Da in der Hauptverhandlung kein Antrag auf Erstattung gestellt, 
auch von Amts wegen keine Entscheidung darüber ergangen war, so mußte 
es dabei verbleiben; nachträglich die Anordnung der Erstattung zu be- 
antragen und zu treffen, wurde als unzulässig bezeichnet. 

Dieselben Voraussegungen liegen hier nicht vor. Das Gericht hat bisher 
nicht Gelegenheit gehabt, in der Hauptverhandlung sein Ermessen über die 
Erstattung der Auslagen eintreten zu lassen. Die Zurücknahme der Be- 
rufung ist vor der Hauptverhandlung erklärt; eine Zustimmung des Be- 
schwerdeführers als Angeklagten war deshalb nicht erforderlich; er konnte 
die Zurücknahme nicht hindern. Dadurch kann aber sein Recht nicht 
beseitigt werden, eine Entscheidung des Gerichts darüber herbeizuführen, 
ob die ihm infolge der Berufungseinlegung erwachsenen Auslagen der 
Staatskasse auferlegt werden sollen. Dieses Recht steht ihm nach 8 505 
Abs. 1 Sag 2 StPO. unbedenklich in jedem Falle zu, wenn die Staats- 
anwaltschaft die Berufung zurückgenommen hat, es sei denn, daß das 
Gericht sich von Amts wegen der Prüfung der Erstattungsfrage unterzogen 
hat. Da im vorliegenden Falle eine Hauptverhandlung gegen den Be- 
schwerdeführer in der Berufungsinstanz nicht stattgefunden hat und das 
Berufungsgericht einen Beschluß über die Kostenfolge der Zurücknahme der 
Berufung nicht erlassen hat, so ist anzunehmen, daß das Berufungsgericht 
in eine Erwägung darüber, ob die notwendigen Auslagen der Staatskasse 
aufzuerleeen seien, noch nicht eingetreten war, als der Beschwerdeführer 
den hierauf gerichteten Antrag stellte. Der Antrag ist hiernach an sich 
zulässig; die Erstattung kann und muß in Fällen vorliegender Art durch 
Beschluß angeordnet werden. 

Der auf den Antrag vom Berufungsgericht erlassene Beschluß ist zutreffend 
begründet. Der Beschwerdeführer hatte keinen Anlaß, sich auf die Ver- 
teidigung in dem Berufungsverfahren einzurichten und Maßnahmen hierfür 
zu treffen, da ihm bei einiger Aufmerksamkeit nicht entgehen konnte, daß 
die Berufung sich nur gegen seine Mitangeklagten, nicht gegen ihn richtete. 

Hieraus folgt die Zurückweisung der Beschwerde. 


Mitteilung des Einsenders der Entscheidungen. Derin diesem Bande 
S. 90ff. abgedruckte Beschluß des Kammergerichts v. 12. März 1918, betreffend die 
Behandlung des von einem Militärgericht an ein Amtsgericht gerichteten Ersuchens 
um eine Durchsuchung — W. 89/18 —, ist durch Beschluß des Reichsgerichts, 
I. StrS. v. 16. Mai 1918, RGSt. 52 1. Heft S. 20, aufgehoben. 
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Oberlandesgericht Colmar. 


Mitgeteilt vom Ersten Staatsanwalt beim Oberlandesgericht, Geh. 
Justizrat Wirz, Colmar. | 


1. Die irrtümliche Annahme, daß die Tätigkeit eines Arbeiters nicht als 
»Beschäftigung« i. S. des $ 9 des Hilfsdienstgeselses angusehen sei, schützt 
im Falle der Zuwiderhandlung gegen diese Vorschrift nicht vor Strafe. 
2. Der $9 HDG. ist eine Poliseivorschrift i. S. des $ 151 GewO. 


Gründe. Das Landgericht hat richtig erkannt, daß fahrlässige Zuwider- 
handlungen gegen 8 9 des Hilfsdienstgeseges von der Strafbestimmung des 
8 18 Ziff. 2 desselben Geseßes betroffen werden. Die Erwägungen aber, 
aus denen das angefochtene Urteil das Vorliegen der Fahrlässigkeit verneint, 
sind nicht frei von Rechtsirrtum. Abwegig sind die Ausführungen über die 
Bedeutung des Irrtums des Angeklagten, daß die Art der Beschäftigung des 
K. in seinem Betriebe die Anwendung des § 9 des Hilfsdienstgeseges aus- 
schließe. Denn ein solcher Irrtum wäre nicht ein Irrtum über Tatumstände, 
sondern ein Rechtsirrtum, der nicht für die Schuldfrage, sondern nur für die 
Bemessung der Strafe von Bedeutung sein könnte. Ein etwaiger un- 
verschuldeter Irrtum über das Bestehen und die Anwendbarkeit der über- 
tretenen Vorschriften, wie er gemäß der Bekanntmachung des Bundesrats 
v. 18. Januar 1917 (RGBl. 58) bei Zuwiderhandlungen gegen Vorschriften, 
die auf Grund des Reichsgeseges v. 4. August 1914 über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtschaftlichen Maßnahmen ergangen sind, die Bestrafung 
ausschließt, ist hier, wo die Verlegung einer durch ein Reichsgeseß gegebenen 
Vorschrift in Frage steht, für die Schuldfrage bedeutungslos. 

Aus dem Wortlaute und dem Zweck der §§ 9, 18 des Hilisdienstgeseßes 
ist die Verpflichtung des Arbeitgebers zu entnehmen, sich genau zu ver- 
gewissern, ob der Hilfsdienstpflichtige einen Abkehrschein hat. Das Land- 
gericht nimmt an, daß der Angeklagte die ihm obliegende Sorgfaltspflicht 
dadurch erfüllt habe, daß er »die mit dem Anwerben der Erbsenpflücker 
beauftragten Angestellten« angewiesen habe, nur solche Hilfsdienstpflichtige 
anzustellen, die im Besige eines Abkehrscheins seien. Die Fahrlässigkeit 
wird um deswillen verneint, weil bei der Art und dem Umfang des Be- 
triebes dem Angeklagten nicht zugemutet werden könne, sich persönlich 
zu vergewissern, daß jeder Gelegenheitsarbeiter den vorgeschriebenen 
Abkehrschein habe. Der Angeklagte kann aber die ihm durch § 9 HDG. 
auferlegte Öffentlich-rechtliche Pflicht nicht einfach auf beliebige Angestellte 
abwälzen. Diese Bestimmung des HDG. ist ihrem Inhalte nach eine Polizei- 
vorschrift i. S. des § 151 GewO. Dem Angeklagten obliegt es, soweit ihm 
in seinem Betriebe die eigene Aufsicht nach den Verhältnissen nicht möglich 
ist, mit der erforderlichen Sorgfalt geeignete Betriebsleiter oder Aufsichts- 
personen auszuwählen und diese sorgfältig zu überwachen. Andernfalls ist - 
er für deren Geseßesübertretungen strafrechtlich haftbar. Die Strafikammer 
hat nun darüber, ob die Angestellten des Angeklagten bei der Einstellung 
des K. und ob der Angeklagte bei der Auswahl der von ihm mit der 
Einstellung von Arbeitern betrauten Personen mit der erforderlichen Sorgfalt 
verfahren sind, nichts festgestellt. Sie ist ferner anscheinend von der rechts- 
irrigen Ansicht ausgegangen, daß dem Angeklagten eine Pflicht zur sorg- 
fältigen Überwachung dieser Personen (Betriebsleiter oder Aufsichtspersonen) 
überhaupt nicht obliege. 


Strafrecht. 


Negative Kausalıtat und Äquivalenz’), 


Von Josef Kohler. 


pD" negative Kausalität ist nicht eine Kausalität im eigentlichen Sinne, das 
heißt nicht eine Kausalität im Sinne des Bewirkens einer Veränderung; 
die negative Kausalität ist vielmehr nur eine logische Auffassung einer 
oder mehrerer positiver Kausalitäten unter besonderer logischer Gliederung 
des Sachverhaltes. Wenn eine Kausalität den Erfolg Y oder Z bewirkt, 
so kann damit zugleich gesagt sein, daß sie nicht den Erfolg X bewirkt: 
hier ist es nun logisch möglich, davon abzusehen, daß die Wirkung Y 
oder Z eintritt, und einfach zu sagen, daß die Wirkung X nicht eintritt. 
Die Kausalität bewirkt daher, daß etwas anderes eintritt als X; man 
kann dies dahin ausdrücken: sie verhindert das X. Diese indirekte 
Hinderung von X ist nicht eine Bewirkung des Nicht-X, ist also keine 
Kausalität im eigentlichen Sinne; vielmehr liegt hier, wie im Fall der 
(uneigentlichen) Unterlassungsdelikte, eine Quasikausalität vor, das heißt 
ein Verhältnis, welches, ohne eine Kausalität zu sein, von der Ge- 
rechtigkeit als geeignet befunden wird, um in seiner kriminellen Be- 
deutung der Kausalität gleichzustehen. 

Diese Wahrheit gibt uns den Schlüssel zu Besonderheiten dieser 
sogenannten negativen Kausalität. Man denke sich den Fall, daß jemand 
durch irgendeinen Eingriff, zum Beispiel durch betrügerisches Vorbringen 
Dritter, um einen erwarteten Gewinn gebracht worden ist, daß also 
hierdurch die Folge eintrat, daß er den erwarteten Gewinn nicht machte. 
Dies ist logisch so aufzufassen: es ist bewirkt worden, daß etwas 
anderes als der erwartete Gewinn eintrat. Wie ist es nun aber, wenn 
nachgewiesen wird, daß der erwartete Gewinn auch aus einem anderen 
Grunde nicht eingetreten sein würde? Während die betrügerische Tat 
die Folge Y erzeugte und dadurch den Gewinn ferne hielt, so hat eine 
andere Kausalität die Folge Z erzeugt, wodurch gleichfalls X verhindert 
worden ist. Es ist nun bei der positiven Kausalität oben als Grundsat 
ausgesprochen worden, daß der arglistige Täter sich auf eine solche 
Gleichwertigkeit nicht berufen darf, daß er sich nicht damit entschulden 
kann, daß die Wirkung sicher auch durch andere Ursachen eingetreten 
wäre; hat A. dem B. eine tödliche Verlegung beigebracht, so kann er 
sich nicht darauf beziehen, daß der Betroffene auch ohnedies durch eine 
andere Ursache getötet worden wäre; bei der positiven Kausalität gilt 
ja der Grundsaß: der arglistige Täter darf sich nicht durch Berufung auf 
ein gleichwertiges Geschehen entschulden. Dies trifit nun aber bei der 
negativen Kausalität nicht zu. Die negative Kausalität ist nur eine 


1) Zusaß zu »Archiv« 66 97. 
Archiv. Bd. 66. 19 


2090 Siebs: Strafrechtlicher Schuß von Heide und Moor gegen Feuersgefahr. 


logische Konstruktion, die von dem Sa&e ausgeht, daß Y nicht gleich X 
ist. Diese Konstruktion hat aber nur dann eine quasikausale Bedeutung, 
wenn ohne den Eintritt von Y der Erfolg X eingetreten wäre: nur 
dann steht die das Y erregende Tat zu X in dem Verhältnis, das einer 
Bewirkung gleichsteht. Ist durch einen anderen Umstand der Erfolg Z 
eingetreten und dadurch die Sachlage von dem erwarteten Erfolg X ab- 
gelenkt worden, dann kann der Kausalität, welche das Y bewirkt, eine 
maßgebende Beziehung zu dem Werden von X nicht mehr zugeschrieben 
werden: auch ohne das Y wäre X unterblieben. Daraus ergibt sich von 
selbst: hier kann sich der Täter, welcher Y bewirkte, darauf berufen, daß 
durch eine äquivalente Kausalität das Z bewirkt und dadurch die Sachlage 
ebenfalls von X abgelenkt worden ist; und die weitere Folge ist: während 
bei dem damnum emergens der Betrüger sich nicht darauf stüßen kann, 
daß der Verlust auch durch ein anderes Ereignis eingetreten wäre, so 
ist es bei dem lucrum cessans anders: hier kann er sich darauf berufen, 
daß derVorteil schon durch eine andere Einwirkung verhindert worden wäre. 

Nur in einem Falle würde dies nicht zutreffen. Man denke sich, 
daß zwei Betrüger auf denselben Mann einwirken: infolge des einen 
Befruges wird er veranlaßt, die Tat Y zu vollziehen, der andere Betrug 
führt ihn dazu, die Tat Z zu tun; beides lenkt ihn von X und damit 
von dem gewinnbringenden Tun ab; mit anderen Worten, zwei Be- 
trüger wirken nach verschiedener Seite hin, aber beide in der Art, daß 
eben die vorteilhafte Handlung X unterbleibt. In diesem Falle kann 
sich keiner auf die Äquivalenz berufen, sondern muß jeder für das 
lucrum cessans einstehen. Der Grund ist der: es gilt der höhere Grund- 
sat, daß da, wo sonst die Äquivalenz angerufen werden kann, diese 
Anrufung unterbleiben muß, wenn auf beiden Seiten ein verursachendes 
arglistiges Tun vorliegt. Nur dann ist eine solche Berufung möglich, 
wenn auf der einen Seite ein arglistiges Tun, auf der anderen eine 
Naturwirkung vorliegt, welche zu demselben Erfolg führte. Auch hier 
ist ohne ein ethisches Element nicht auszukommen. 
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Der strafrechtliche Schuß von Heide und Moor 
gegen Feuersbrunst und Feuersgefahr nach 
preußischem und Reichsrechi. 

Von Dr. jur. Benno Eide Siebs, Referendar, z. Zt. im Ver- 
waltungsressort der Marinewerft Wilhelmshaven. 

A. Die Begriffe »Heide«, »Moor«, »Bülten« und »Plaggen«. 


HE sind solche Landstriche, die überwiegend mit der Heidepflanze 
(Calluna vulgaris Salisb.) besiedelt sind. Da die Heidepflanze da, 
wo sie auftritt, andere Vegetation kaum neben sich aufkommen läßt, 
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gibt sie dem von ihr besiedelten Lande ein so eigentümliches Gepräge, 
daß auch der Laie auf den ersten Blick Heide als solche zu erkennen 
vermag. Neben der Calluna finden sich auf den Heiden regelrecht eine 
Reihe anderer, großenteils gleichfalls immergrüner Pflanzen, wie Gagel- 
strauch (Myrica Gale Z.), Glockenheide (Erica tetralix /.), Preißelbeere 
(Vaccinium Idaeum /.), Krähenbeere (Empetrum nigrum Z.), einige 
Weidenarten (unter anderem Salix repens Z.), Ginsterarten wie Genista 
anglica L. und germanica L., Besenpfriemen (Sarothamnus scoparius 
Wimmer) usw. Stellenweise treten auch wohl Gräser und Halbgräser 
auf, wie Juncus bufonius Z. und squarrosus L., Scirpus caespitosus L., 
Nardus stricta ZL., Aera- und Festuca-Arten. 

Moore nennt man diejenigen Strecken Landes, deren Boden aus einer 
ansehnlichen Schicht von dunklen, verbrennbaren, abgestorbenen Pflanzen 
(Torf oder Moder) besteht. 

Man unterscheidet unter den Torfmooren wieder Hoch- und Niederungs- 
moore. 

Die legteren, die sich in Niederungen, das heißt kesselartigen Mulden, 
bilden, heißen nach der sie bedeckenden Vegetation auch wohl Wiesen- 
oder Grünlandsmoore. Gräser und Halbgräser (Seggen, Binsen) bilden 
den Hauptbestandteil der Wiesenmoorflora; daneben kommen aber in 
ihnen auch viele Wiesenblumen vor. 

Die Hochmoore haben ihren Namen von ihrer Gestalt. Sie erheben 
sich nämlich, sich ähnlich wie ein Uhrglas wölbend, über ihre Um- 
gebung. Je nach dem Entwicklungsstadium bezeichnet man diese 
Moore als Bülten- oder als Hochmoore im engeren Sinne. 

Im Urzustand bestehen die Hochmoore aus einer zusammenhängenden 
Decke von verschiedenen Torimoosarten (Sphagnum). Einige dieser 
Sphagnumarten bilden flache Rasen, andere wieder wachsen polsterförmig. 
Die letteren bedingen die Entstehung der für jedes wilde Moor 
charakteristischen, bis zu einem halben Meter hohen Hügelchen, der 
»Bülten« !). 

An den trockenen Stellen des Moors, den Bülten, siedeln sich all- 
mählich einige Heidegewächse an: besonders Glockenheide (Erica 
tetralix /.), Poleiheide (Andromeda polifolia /,), Heide (Calluna vulgaris 
Salisb. L.), Mottenkraut (Ledum palustis Z.), Moosbeere (Vaccinium 
oxycoccos Z.), Gagelstrauch (Myrica Gale Z.), Halbgräser und Binsen 


1) Unter den Begriff der Bülten fallen demnach nicht die hügel- oder »rasen«- 
törmig wachsenden Gräser, wie sie auf Sandboden, in Dünen und auf Heiden viel- 
fach vorkommen (z. B. Nardus stricta Z., Juncus squarrosus Z.). l 

Falsch ist die Definition, die Staudinger-Schmidt (»Strafgesegbuch«, 10. Aufl., 
München 1911) § 370 Anm. 2 gibt: »Mit Wurzeln durchwachsene Erdschollen«, un- 
genau die Definition bei Rotering (»Feld- und Forstpolizeigeseß«, 2. Aufl., r perin 
1908 § 53 S. 32): »Erderhöhung«. 

195 
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(Juncus-, Carex- und Eriophorum-Arten), Gräser wie Molinia coerulea 
Moench usw. 

Wird das Bültenmoor nun noch entwässert, so siedeln sich auch 
an den niedrigen Stellen diese zunächst nur auf den Bülten wachsenden 
Pflanzen an, und allmählich bedeckt sich das ganze Moor mit einer 
Vegetation, die der der Heide ähnlich ist. 

In manchen Gegenden wird auch das Hochmoor in dieser Gestalt 
Bültenmoor genannt. 

Im Gegensaß zu den Bülten, die hiernach aus (abgestorbenem) Moor 
bestehen, das eventuell mit Vegetation bedeckt ist, versteht man unter 
Plaggen vom Boden getrennte Erdschollen, auf denen Heide oder 
andere Pflanzen wachsen bzw. gewachsen sind, so daß die Erde von 
ihren Wurzeln durchdrungen ist. 


B. Die geseklichen Bestimmungen, 


die den Schuß von Heide und Moor gegen Feuersbrunst bzw. Feuers- 
gefahr bezwecken, finden sich im Reichsstrafgese&gbuch und preußischen 
Feld- und Forstpolizeigeseg vom 1. April 1880. Die einschlägigen 
Strafgesege zerfallen ihrerseits in solche, die die Verlegung (88 308, 
309 StGB.), und solche, die die Gefährdung von Heide und Moor durch 
Feuer (88 32, 46 FFPG., 8 368 Ziff. 6 und 7 StGB.) bestrafen, sowie solche, 
die den Schuß anderer Gegenstände bezwecken, zugleich aber die 
Gefährdung von Heide und Moor unter Strafe stellen ($ 368 Ziff. 6 und 
7 StGB., 8 44 FFPG.). Rein äußerlich kann man unterscheiden zwischen 
solchen Geseßen, die die Inbrandsegung von Moor und Heide (88 308 f. 
StGB., §§ 32, 46 FFPG.) und solchen, die nur das Anzünden von 
Feuer auf Moor oder Heide (S 368 Ziff. 6 StGB., § 44 FFPG.) ver- 
pönen. 


C. Die geschükten Objekte. Besonderheiten der einzelnen 
Tatbestände. 


I. Bestrafung der Gefährdung. 


Die Gefahr, die Wald und Feld, Schiff und Lager, Haus und Hof, 
kurz allem Besig des Menschen, ja dem Menschen selbst durch das 
Feuer droht, ist so groß, daß sich der Gesetgeber nicht damit begnügt 
hat, die Verlegung durch Feuer unter Strafe zu stellen, sondern schon 
die bloße Gefährdung durch Androhung von Strafen zu verhüten 
sucht. 

Unter den verschiedenen Anlässen, aus denen Feuer angelegt wird, 
das — nicht genügend bewacht — weiter um sich greift und die oben- 
genannten menschlichen Güter gefährdet, ist einer der wichtigsten die 
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Brandkultur. Eine gesegliche Regelung derselben war daher in erster 
Linie erforderlich 2), 

Sie ist erfolgt in § 32 FFPG. (verbunden mit § 46 FFPG), der folgendes 
bestimmt: 

Mit Geldstrafe... oder mit Haft wird bestraft, wer, abgesehen von 
den Fällen des 8 308 des Strafgesegbuchs, eigene Torfmoore, Heide- 
kraut oder Bülten im Freien ohne vorgängige Anzeige bei der Orts- 
polizeibehörde oder bei dem Ortsvorstande in Brand segt oder die 
bezüglich dieses Brennens polizeilich angeordneten Vorsichtsmaßregeln 
außer acht läßt. 

Die Brandkultur ist zwar als veraltet anzusehen: man hat sie längst 
als einen Raubbau schlimmster Sorte erkannt. Von Jahr zu Jahr nimmt 
sie ab, und damit büßt auch § 32 FFPG. von seiner früheren Bedeutung 
wesentlich ein. Nur wenn es gilt, zwecks rascher Bepflanzung möglichst 
große Flächen Ödland in kürzester Zeit von der früheren dichten 
Vegetation zu säubern und in Kulturland umzuwandeln, das — mag 
der Boden dann auch für Jahre erschöpft sein — ein- oder zweimal 
Frucht trägt, kommt die Brandkultur vorübergehend wieder in Aufnahme. 
(Sie ist zum Beispiel auch während des Kriegs häufig angewandt 
worden.) 

Zweck der Brandkultur ist die Verbrennung der alten Vegetation und 
damit Mobilmachung der pflanzlichen Nährstoffe, wie Kalk, Kali, Phosphor- 
säure, Stickstoff, an denen der Heide- und Hochmoorboden’?) arm ist. 
Die Brandkultur hat mithin denselben Zweck wie eine Düngung des 
Bodens: den Kulturpflanzen werden in der Asche genau wie in dem 
Dünger gewisse Mineralstoffe in einer Form geboten, die ihnen eine 
leichte Aufnahme ermöglicht. Sie erfolgt in der Weise, daß das Feuer 
2—3 Jahre lang periodisch (meistens im Frühjahr) bei trockenem Wetter 
rasch über den Boden hinweggeleitet wird, wobei beim Hochmoor 
auch der obere Teil der Torfschicht mit gebrannt wird. 

Da 8 32 FFPG. die Brandkultur, das heißt den Brand von Heide und 
Hochmoor regelt, so fällt unter diesen Paragraphen nicht das Waldbrennen 
(das durch § 44 FFPG. besonders geregelt ist), ebensowenig wie das 
Brennen -irgendwelcher Pflanzen, wie zum Beispiel Quecken (Triticum 
repens L., Equistum arvense L.) oder Kartoffelkraut*). Beides wird nur 


2) Indem das Geset Heide- und Moorbrennen regelt, will es übrigens nicht nur 
die Gefährdung durch das Feuer, sondern auch die Belästigung verhindern, die der 
als »Höhenrauch« oft weit fortgetriebene Rauch nicht allein für die Nachbarschaft 
von Heide und Moor bringt. 

$) Die Niederungsmoore werden durch Regelung der Feuchtigkeitsverhältnisse 
(Entwässerung) melioriert und in gutes Wiesen- oder auch Ackerland umgewandelt. 

*) So auch Daude, »Feld- und Forstpolizeigeseg«, 4. Aufl. (1900), S. 66 § 32 
Z. 4; Rotering, a. a. O. S. 53 § 32 und Dalcke, »Strafrecht und Strafprozeß«, 
13, Aufl, (1913), S. 379 8 32 Anm. 47. Nach altem Recht »FPO« vom 1. November 
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angesteckt, um es zu vernichten, nicht aber, um den Boden, auf dem es 
wächst bzw. gewachsen ist, zu kultivieren. Dahingegen ist unbedingt 
strafbar das Abbrennen der Vegetation folgender Arten des Ödlandes 
(wobei Voraussegung der Anwendbarkeit nicht etwa eine Feuergefahr 
im konkreten Fall ist). 


1. Das »Torfmoor«. 

Den Ausdruck »Torfmoor« hat der Gesetgeber offenbar gewählt, weil 
er verständlicher ist als die wissenschaftlich korrekte Bezeichnung 
»Hochmoor«. Da praktisch fast nur der Torf der Hochmoore, nicht aber 
auch der der Niederungsmoore abgebaut wird, kann der Ausdruck 
»Torfmoor« kaum zu Mißverständnissen führen. 

Aus dem Wort »Torfmoor« geht auch deutlich hervor, daß nur das 
Moor, das heißt die oberen brennbaren Schichten, nicht auch etwa 
der auf demselben zum Trocknen ausgebreitete oder aufgestapelte 
Torf (»Torfsoden«) gemeint ist. 


2. Das »Heidekrauf“. 

Das Geset spricht von einer Verbrennung von Heidekraut im Freien, 
im Gegensaß zur Verbrennung in Gebäuden, umschlossenen Räumen usw. 
Eine solche Gegenüberstellung hat nur Sinn, wenn das Geseß nicht nur 
das Verbrennen von wachsender Heide, sondern auch von abgemähten 
oder sonst vom Boden getrennten Heidepflanzen — zum Beispiel auf 
Heideplaggen — verpönen will. Das Moment der Gefährlichkeit ist ja 
auch bei der Verbrennung von abgehauenem Heidekraut regelrecht 
vorhanden, weil, solange es im Freien liegt, die benachbarte Heide 
Feuer fangen kann. 

Ohne Frage ist eine ausdehnende Anwendung der geseßlichen Be- 
stimmungen auf solche Pflanzen, die auf der Heide zwischen dem 
überwiegend vertretenen Heidekraut (Calluna) wachsen, statthaft. — Da- 
gegen fällt nicht unter § 32 FFPG. zu Dünger verarbeitetes Heidekraut *). 


3. Die »Bülien«. 

Aus den im vorigen dargelegten Gründen in Verbindung mit 8 370° 
StGB. — wo Bülten neben Plaggen genannt werden und von einem 
Heraushauen gesprochen wird — ist zu folgern, daß das Inbrandsegen 
wachsender wie auch abgehauener Bülten nach § 32 FFPG. strafbar ist, 
vorausgeseßt, daß die Inbrandsegung im Freien stattfindet. 

Zu 1—3. Zweifelhaft kann es sein, ob das Anzünden eines schon 
abgeholzten Waldes, auf dessen Boden sich Moor, Heide oder Bülten 


1847 8 43 Nr. 6 »oder ähnliche Gegenstände«) war zum Beispiel auch das Brennen 
von Kartoffelkraut ohne obrigkeitliche Erlaubnis verboten. 
s) Vgl. unten S. 299, 


f 
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gebildet haben, unter § 32 oder § 44 Ziff. 3 FFPG. fällt. Ein Waldbrand 
wird dann anzunehmen sein, wenn lediglich die abgeholzte Stelle 
— etwa zwecks späteren Ebnens des Bodens — abgebrannt. wird, 
während § 32 FFPG. anzuwenden ist, wenn die abgeholzte Stelle nur 
einen Teil der Heide oder des Moors, die kultiviert werden sollen, aus- 
macht. 

Besondere Bestimmungen über die Abbrennung liegender und zu- 
sammengebrachter Bodendecken trifft $ 46 FFPG. Diese Bestimmung 
ergänzt der § 32 FFPG., der nur die Inbrandsetung von Heidepflanzen 
und Moor®) betrifft. 

8 46 FFPG. bestimmt: Mit Geldstrafe... oder mit Haft wird bestraft, 
wer den... über das Abbrennen von liegenden oder zusammen- 
gebrachten Bodendecken ... erlassenen polizeilichen Anordnungen zu- 
widerhandelt. Er stellt ergänzend die Zuwiderhandlung gegen die 
polizeilichen Anordnungen bei Verbrennen von Torfsoden, Heideplaggen 
u. dgl. unter Strafe, ohne Rücksicht darauf, ob dieselben im Freien oder 
in Gebäuden u. dgl. lagern, aber unter der Voraussegung, daß sie dem 
Betreffenden selbst gehören, oder daß er das Aneignungsrecht hat, etwa 
auf Grund von Pacht. — Diese Vorausse&ung ist analog aus $ 32 FFPG. 
zu folgern, denn sonst läge kein Gefährdungs-, sondern ein Verlegungs- 
delikt vor. Auch bei 846 FFPG. ist eine Gefährdung im konkreten 
Falle Voraussegung der Anwendbarkeit. 

Nun gibt es aber auch noch Fälle, in denen das Geseß schon das 
Anzünden (und Unterhalten) ’) von Feuer auf der Heide und dem Moor 
verpönt ($ 368 Ziff. 6 StGB., § 44 Ziff. 1 und 3 FFPG. usw.). Aber 
diese Strafbestimmungen sind weniger zum Schuß von Heide und Moor, 
als vielmehr von angrenzenden Gebäuden, Wäldern usw. getroffen. 
Lediglich § 368 Ziff. 6 StGB. verbietet im Interesse des Heide- und 
Moorschußes selbst das Anzünden von Feuer auf Heiden und in ge- 
fährlicher Nähe von feuerfangenden Sachen. § 368 Ziff. 6 bestimmt: 
Mit Geldstrafe... oder mit Haft wird bestraft, ... wer an gefährlichen 
Stellen in... Heiden oder in gefährlicher Nähe von... feuerfangenden 
Sachen Feuer anzündet. 

Das Anzünden von Feuer an gefährlichen Stellen der Heide, . nicht 
aber des Moors, ist also strafbar: Die Heide ist ja auch infolge ihrer 
größeren Trockenheit schußbedürftiger als das Moor. Aber Vorausseßung 
ist, daß das Feuer an einer (für die Heide) gefährlichen Stelle angezündet 


6) Rotering (a. a. O. S, 53 $ 32) will die Anwendbarkeit des $ 32 FFPG. von 
der Inbrandsegung der Grundflächen (im Gegensaß zu einzelnen Torfteilen, Heide, 
Pflanzen usw.) abhängig machen. Dazu besteht kein Grund. Die Inbrandsegung 
einzelner Torfteile wird durch $ 46 FFPG. unter Strafe gestellt. Als Heidekraut 
ist aber fraglos auch zum Beispiel geniähte Heide anzusehen. Weshalb sollte ihre 
Vernichtung ohne die nötigen Vorsichtsmaßregeln usw. unbestraft bleiben? 

1) Vgl. unten. 


ka 
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wird, das heißt an einer Stelle, die infolge ihrer Beschaffenheit (Boden- 
art, Bedeckung des Bodens und Terrainverhältnisse) ein Umsichgreifen 
des Feuers zuläßt. Nach herrschender Ansicht kommt es bei der Be- 
urteilung, ob eine Stelle als gefährlich anzusehen ist, außerdem auch 
noch auf die Witterung (Dürre! feuchtes Wetter!), Windrichtung, Wind- 
stärke, Intensität des Feuers und ähnliche Umstände an?®). 
Abgesehen von diesem besonderen Fall droht § 368 Ziff. 6 und 7 StGB. 
noch allgemein Strafe an für alle Fälle, in denen in gefährlicher Nähe 
von feuerfangenden Sachen Feuer oder Feuerwerk abgebrannt wird. 

Wenn sich schon die Frage, ob eine Stelle in der Heide im gegebenen 
Fall »gefährlich« ist, nur relativ beantworten läßt, ist das hier in be- 
sonderem Maße der Fall. Sowohl der Begriff der »feuerfangenden 
Sache« wie auch der der »gefährlichen Nähe« ist ein relativer. Ohne 
Frage können aber nicht nur die Heide, sondern auch das Moor, ferner 
auch trockene, abgetrennte Bestandteile der Heide und des Moors 
(Plaggen, Torf usw.) eine feuerfangende Sache sein, und da schon das 
Anzünden von Feuer in gefährlicher Nähe von feuerfangenden Sachen 
strafbar ist, ist natürlich erst recht strafbar das Feueranzünden auf diesen 
feuerfangenden Sachen. 

Es bedarf kaum besonderer Erwähnung, daß eine Sache dann nicht 
als gefährlich anzusehen ist, wenn die Inbrandsegung des geschüßten 
Objekts (der Heide, der Plaggen usw.) behördlich gestattet ist. 

Demnach bestraft 8 368 Ziff. 6 StGB. sowohl das Anzünden von 
Feuer in gefährlicher Nähe von Heide und Moor wie auch auf der Heide 
und im Moor selbst, vorausgesett, daß im gegebenen Fall Heide und 
Moor als feuerfangende Sachen anzusprechen sind. 

Während 8 368 Ziff. 6 StGB. eine Feuersgefahr für die Heide bzw. 
die feuerfangende Sache voräussett, ist das Anzünden von Feuer auf 
einer Heide, einem Moor und jedem beliebigen Terrain in den Fällen 
des § 44 Ziff. 1 und 3 FFPG. und in dem Fall des 8 368 Ziff. 6 und 7 
StGB., der das Anzünden von Feuer und Abbrennen von Feuerwerk 
in gefährlicher Nähe von Gebäuden verpönt, strafbar ohne Rücksicht 
auf eine Gefahr für die Heide oder feuerfangende Sache, auf der das 
Feuer angezündet wird. Zum Beispiel am Nordrand eines einer Heide im 
Süden vorgelagerten Waldes wird bei Nordwind ein Feuer angezündet. 
Das Anzünden des Feuers auf der Heide wird hier bestraft, obwohl 

die Heide selbst weder in Brand gese&t noch gefährdet ist?). 


8) Mot. z. FFPG. s. 38. Groschuff, »Die Preußischen Strafgesege«, 2. Aufl. 
(Berlin 1904) S. 243. 

°) Während des Krieges haben verschiedene Generalkommandos (zum Beispiel 
das stellvertretende Generalkommando des X. Armeekorps durch Bekanntmachung 
vom 14. April 1916) schlechthin das Rauchen und Anlegen von Feuerherden auf 
Heiden und Mooren sowie in bestimmter Entfernung davon verboten. 
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Im Fall des 8 44 Ziff. 3 FFPG. tritt Straffreiheit ein, wenn der zu- 
ständige’ Forstbeamte Erlaubnis erteilt hat. 


Il. Bestrafung der Verlekung. 

Hier kommen §§ 308, 309 StGB. in Betracht. 

§ 308 bestimmt: Wegen Brandstiftung wird mit Zuchthaus . . . bestraft, 
wer vorsäßlich.... Vorräte von landwirtschaftlichben Erzeugnissen ..., 
Früchte auf dem Felde... oder Torimoore in Brand segt, wenn diese 
Gegenstände entweder fremdes Eigentum sind oder zwar dem Brand- 
stifter eigentümlich gehören, jedoch ihrer Beschaffenheit und Lage nach 
geeignet sind, das Feuer einer der in § 306 Nr. 1—3 bezeichneten 
Räumlichkeiten oder einem der vorstehend bezeichneten fremden Gegen- 
stände mitzuteilen. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe.... ein; 
& 309: Wer durch Fahrlässigkeit einen Brand der in... 8... 308 
bezeichneten Art herbeiführt, wird mit Gefängnis . . . oder mit Geldstrafe... 
bestraft. 

Ein Vergleich der in 8 32 FFPG. mit den in § 308 StGB. aufgeführten 
Objekten zeigt, daß hier von den in § 32 genannten nur die Torfmoore 
namentlich aufgeführt werden. Man könnte zunächst geneigt sein, 
daraus den Schluß zu ziehen, daß die unmittelbare oder mittelbare 
Inbrandsegung fremder Heide oder Bülten nicht als Brandstiftung be- 
trachtet wird 1°), oder daß etwaige Landesgeseße über den vorsäßlichen 
Heidebrand fortbestehen (vgl. 8 2 EG. StGB.) 1). Eine nähere Betrachtung 
der Bestimmungen der 88 308 f. StGB. ergibt indessen, daß auch die 
Heide und Bülten zu den durch § 308 StGB. geschütten 
Objekten gehören. 

Wir sahen, daß § 32 FFPG. das Brennen zum Zweck der Kultivierung 
des (eigenen) Ödlandes ohne obrigkeitliche Erlaubnis oder unter Außer- 
achtlassung der erforderlichen Vorsichtsmaßregeln bestraft, und zwar 
aus sicherheitspolizeilichen Gründen. §§ 308 f. StGB. strafen dagegen, 
wie ein Blick in das Geset sofort erkennen läßt, das unmittelbare oder 
mittelbare Inbrandsegen eines weit größeren Kreises von in fremdem 
Eigentum stehenden Sachen: Gebäuden, Schiffen, Bergwerken, Waren- 
vorräten, allerlei anderen Vorräten, Wäldern, Torfmooren usw., also 
Sachen, die den wesentlichen Teil des Vermögens irgendeines Besißers 
ausmachen können. 

Es wäre unverständlich, wenn die Heide, die doch oft genug fast das 


10) So Daude (a. a. O. S. 651. $ 32 Z. 4) und Rotering (a. a. O. S. 53 $ 32), 
die die vorsä&liche Inbrandseßung von fremder Heide —- Daude auch von fremden 
Bülten — aus § 303, nicht aus $ 308 bestrafen wollen. 

11) So Schüße, »Lehrbuch des Deutschen Strafrechts«, 2. Aufl. (1874) S. 516 
unter Betonung des Nichtausreichens des noch in Frage kommenden $ 368 Z. 6 StGB. 
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ganze Vermögen eines ländlichen Besißers darstellt, nicht zu den durch 
8 308 StGB. geschüßten Objekten gehören würde, während die nicht 
wertvolleren Tarfmoore ausdrücklich genannt werden. 

Die Zahl der gegen Brandstiftung 'geschüßten Gegenstände ist aber 
geschlossen; sie durch Aufnahme ähnlicher Sachen beliebig zu ver- 
größern, ist nicht angängig. Daher ist die Bestrafung wegen Inbrand- 
segung von Heide und Bülten aus §§ 308 f. StGB. nur möglich, wenn 
Heide und Bülten sich subsumieren lassen unter den Begriff der »Früchte 
auf dem Felde« oder »Vorräte von landwirtschaftlichen Erzeugnissen«. 

Was sind nun Früchte auf dem Felde’? 

Zunächst ist festzustellen, daß unter Früchten auf dem Felde weder 
Früchte im naturwissenschaftlichen noch auch im zivilrechtlichen Sinne !?) 
zu verstehen sind. Gemeint sind vielmehr nur Pflanzen, und zwar 
sämtliche wilde und Kulturpflanzen, wobei es gleichgültig ist, ob sie 
zurzeit für die menschliche Wirtschaft irgendwelchen Wert haben ??). 
Es genügt die Aussicht, daß sie einen solchen erhalten. Völlig belanglos 
ist es, ob die Pflanzen nur ein einmaliges Abernten gestatten (zum Beispiel 
Korn, Buchweizen, Kartoffeln, Kohl) oder nachwachsen und mehrmaliges 
Abernten erlauben (so Gras, Rohr'®), Binsen, Buschwerk) !*), ob sie als 
Kulturpflanzen gebaut sind oder wild wachsen, ob sie noch wachsen 
oder abgeweßt, abgerissen, abgemäht, entwurzelt usw. sind; denn auch 
bei getrockneten Früchten besteht wesentlich die gleiche Gefahr der 
unabsehbaren Ausdehnung des Feuers wie bei stehenden Früchten +5): 
zu den Früchten auf dem Felde gehören demnach auch Getreidestoppeln, 
Grasstoppeln !°), Stroh, Heu usw. Dagegen gehören Torf und ähnliche 
Gegenstände nicht zu den Früchten im Sinne des § 308 StGB., weil der 
Torf, obwohl aus abgestorbenen Pflanzen bestehend, als Bestandteil 
des Bodens auigefaßt wird, von eines. &rucht aber nur dann gesprochen 
werden kann, wenn der Boden seiner Substanz nach unverändert 
bleibt. 

Die »Früchte«s müssen sich noch auf dem Felde, Acker, der Wiese, 
Weide, am Rain, Weg oder einem sonstigen Pla im Freien befinden, 
das heißt sie dürfen noch nicht von dem Lande, auf dem sie gewachsen 
sind, entfernt sein. 

Es kann hiernach keinem Zweifel unterliegen, daß auch Heide und 
Bülten, beides perennierende Gewächse, zu den Früchten auf dem Felde 
gehören. Daher ist das unmittelbare oder mittelbare Anzünden fremder 
Heide und Bülten strafbar, einerlei, ob sie noch wachsen oder schon 


12) RG. vom 9. Mai 1905 in »Goltdammers Archiv« 52 389. 

18) E. 27 14 vom 8. Februar 1895. 

14) a. A. RGE. 10 168 und 38 140f., das meint, zum Begriff der Frucht gehöre 
das Erneuerungsvermögen. 

15) RGE. 10 186: RG. Il. StrS. vom 20. März 1902. GA. 49 1401f. 

16) RGE. 38 140 vom 30. April 1905. 
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gemäht bzw. abgeplaggt sind, aber nur, wenn sich die Heide bzw. 
Bülten im Freien befinden. l 

Die Inbrandsetung von Heide und Bülten ist nun aber, wie wir im 
folgenden sehen werden, unter Umständen auch schon deshalb strafbar, 
weil beide »Vorräte landwirtschaftlicher Erzeugnisse« bilden können. 

Zwei Unterschiede fallen von vornherein auf, wenn man die Tat- 
bestände der Brandstiftung hinsichtlich der Früchte auf dem Felde und 
hinsichtlich der Vorräte landwirtschaftlicher Erzeugnisse vergleicht. Die 
legteren sind geschütt, einerlei, ob sie sich auf dem Felde befinden oder 
nicht, dafür aber auch nur, wenn es sich um »Vorräte« handelt, das heisst 
wenn sie eine gewisse, allerdings nicht absolut bestimmbare Menge 
bilden, während Früchte auf dem Felde sogar geschützt sind, wenn es 
sich »um eine ganz geringe Mehrheit«'') (etwa einige Getreideähren) 
handelt. 

Im Gegensaß zu den Früchten auf dem Felde, womit regelrecht die 
noch nicht geernteten gemeint sind, umfassen die »landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse: nur abgeerntete Produkte der Landwirtschaft, die außer- 
dem — im Gegensat zu den Früchten auf dem Felde — einen Wert 
für die menschliche Wirtschaft haben. Eine auf Entstehung oder Ge- 
gedeihen gerichtete Tätigkeit ist unnötig: daher fallen auch wildwachsende 
Pflanzen unter die landwirtschaftlichen Erzeugnisse. 

Im übrigen lässt sich sagen, daß alles, was nach der Aberntung 
landwirtschaftliches Erzeugniß darstellt, vor der Aberntung »Frucht auf 
dem Feldes gewesen ist!°). Torf usw. kann, weil niemals Frucht auf 
dem Felde'*), auch kein landwirtschaftliches Erzeugnis sein. Es gilt 
auch hier das Erfordernis der Nichtverminderung der Bodensubstanz. 
Zu den landwirtschaftlichen Erzeugnissen zählen alle Feld-, Weide- und 
Gartenfrüchte wie Rohr (Reit) ?°), Stroh, Heu, »Bohnenstroh«, Buschwerk, 
Kohlstrünke, Kartoffelkraut. 

Sobald die Produkte der Landwirtschaft aber einer Veränderung oder 
Bearbeitung unterworfen sind, mit anderen Sachen vermischt sind, wenn 
also nach erfolgter Einerntung eine weitere Veränderung ihrer Substanz 
vorgenommen ist, liegt kein landwirtschaftliches Erzeugnis im Sinne 
des § 308 StGB. mehr vor. Ein Vorrat landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
ist hiernach zum Beispiel nicht ein Düngerhaufen, da das in demselben 
steckende Heu und Stroh mit den Exkrementen der Tiere u. dgl. 
untrennbar vermischt ist?!) Dasselbe gilt von einem Streuhaufen 
(etwa Waldstreu). Aus dem gleichen Grunde ist auch ein Streu- 
haufen, der aus Kartoffelkraut und Waldstreu gemischt ist, kein Vorrat 


11) GA. 49 141. 

18) RG. 38 141. 

19) Vgl. oben S. 298. _ 

20) E. 27 14. 

21) RG. vom 19. Juni 1880 III. StrS. GA. 29 216. — R. 282 vom 27. Februar 1900. 
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landwirtschaftlicher Erzeugnisse, denn das Kartoffelkraut ist praktisch 
ebensowenig aus dem Dünger bezw. der Streu auszusondern wie das 
Stroh oder die Blätter ??). 

Daß abgeerntete Heide und die Vegetation der Moore zu den »land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen« gehören, ist hiernach nicht zweifelhaft. 
Dabei ist es belanglos, ob die Heide oder die Heide- und Moorpflanzen 
abgerissen, abgehauen oder gemäht oder auf Plaggen — also zusammen 
mit der Bodensubstanz — gehauen sind. Der gar nicht seltene Fall 


von Inbrandsegung von Heideplaggen, die zum Zweck späterer Ver- 


wendung als Streu aufgestapelt werden, ist also nach § 308 StGB. 
strafbar, sofern nicht etwa die Vegetation von den Plaggen entfernt 
ist. Aus demselben Grunde ist auch die Inbrandsetung von Bülten 
strafbar. 

Wenn Üagegen die zum Streuen gebrauchte Heide oder die Heide- 
und Moorpflanzen den Stall als Dünger verlassen, stellen sie keine 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse mehr dar. | 

Endlich ist noch zu bemerken, daß es gleichgültig ist, ob sich die 
Vorräte noch auf dem Felde, auf dem Transport?) oder schon unter 
Dach und Fach befinden. — 

Unmittelbare und mittelbare Brandstiftung unterscheiden sich dadurch, 


daß die erstere nur vorliegt, wenn jemand fremde Heide usw. in Brand 


set, vorausgesegt, daß sich sein Vorsag auf das »fremd« bezieht. 
Mittelbare Brandstiftung hingegen ist schon dann gegeben, wenn er 
eigene Heide in Brand segt, die ihrer Beschaffenheit und Lage nach 
geeignet ist, das Feuer auf die in $ 308 StGB. aufgeführten Objekte 
zu übertragen. Die mittelbare Brandstiftung erfordert demnach weder 
eine gefährliche Stelle noch die gefährliche Nähe eines anderen Gegen- 
standes, sondern ohne Rücksicht auf das Vorliegen oder Nichtvorliegen 
einer objektiven Gefahr wird als mittelbarer Brandstifter bestraft, wer 
eigene Heide in Brand segt, wofern sie nur trocken ist und in der Nähe 
ein anderes geschüßtes Rechtsgut liegt. Der Täter braucht demnach 
nicht den Gefährdungsvorsaß zu haben, sondern es genügt, daß er das 
Bewußtsein hat, der in Brand gesette Gegenstand sei seiner Beschaffen- 
heit und Lage nach zur Mitteilung des Feuers geeignet. 


D. »Inbrandseken« und »Feueranzünden«. 
Besonderheiten hat der Begriff des Inbrandsegens von Heide und 
Moor im Verhältnis zur Inbrandsegtung anderer Sachen nicht. 
Eine Sache ist erst dann in Brand gesett, wenn sie in lichter Flamme 
brennt oder das Feuer doch wenigstens glimmt, so daß sich das Feuer 


a) E, 27 14. a. A. RG. in GA. 47 165. 
33) R. 6 140. 


Siebs: Strafrechtlicher Schug von Heide und Moor gegen Feuersgefahr. 301 


auch nach Entfernung des Zündstoffes selbst fortzuentwickeln vermag °$). 
Ein bloßes Ansengen oder Ankohlen dagegen ist kein Inbrandsegen. 

Der Begriff des Feueranzündens umfaßt nicht nur das Hervorbringen 
eines Feuers, sondern auch das Tätigwerden für das Weiterbrennen 
eines schon entstandenen Feuers ?*). 

Der Grund des Feueranzündens ist belanglos. Es macht also keinen 
Unterschied, ob das Feuer zu technischen Zwecken oder aus Vergnügen 
angezündet ist ?®), 


E. Geseßliche und ideale Konkurrenzen. 


Ein Verstoß gegen § 308 StGB. (Inbrandsetung von fremder Heide, 
fremdem Moor, fremden Bülten) stellt stets einen solchen gegen § 303 
StGB. dar, der von ihm konsumiert wird, mit dem er daher ideal nicht 
konkurrieren kann?'). Mittelbare Brandstiftung kann mit der Sach- 
beschädigung des § 303 StGB. dagegen weder ideal konkurrieren, noch 
liegt Gesetzeskonkurrenz vor; denn bei der mittelbaren Brandstiftung 
wird ja die Inbrandsegung der eigenen Sache bestraft, während Sach- 
beschädigung nach § 303 StGB. nur an einer fremden Sache möglich 
ist2®). Ebensowenig können 8 309 StGB. und 8 303 StGB. kollidieren, 
weil die Sachbeschädigung Vorsaß vorausseßt. - 

Zwischen 8 308 StGB. und § 309 StGB. ist Idealkonkurrenz mög- 
lich: zum Beispiel wenn bei vorsäßlicher mittelbarer Brandstiftung einer 
der in & 308 StGB. aufgeführten Gegenstände vom Brand ergriffen 
wird, ohne daß dieser Erfolg vom Brandstifter vorausgesehen werden 
konnte. 

SS 32 und 46 FFPG. konkurrieren nie mit § 303 StGB., weil, wenn 
sich der dolus und dolus eventualis desjenigen, der Brandkultur treibt, 
auf die Fortpflanzung des Feuers auf benachbarte, anderen Eigentümern 
gehörige Heide- oder Moorflächen erstreckt, § 308 StGB. gegeben ist, 
der § 303 StGB. konsumiert. 

Ein Verstoß gegen § 308 StGB. (Inbrandsegung von Heide, Moor, 
Bülten) kann einen Subsidiärverstoß gegen § 368° StGB., 85 44°, 46, 
32 FFPG. darstellen, denn die leßteren sind Gelährdungsdelikte, die 
stets den Verlegungsdelikten gegenüber subsidiär sind ?®). 


.2*) RG. vom 20. Oktober 1882, E. 7 131; vom 3. Januar 1889, E. 18 355; vom 

17. Januar 1889, E. 18 362 und vom 30. April 1894, E. 25 326. 

2) RG. IV. vom 14. Januar 1848. GA. 46 114. Olshausen, kommentar zum 
Strafgesegbuch«, 9. Aufl. (1912) § 368 zu Nr. 6 und 7b. 

2) Olshausen, a. a. O. § 368 zu Nr. 6 und 7b. 

23) Frank, R., »Das Strafgeseßbuch für das Deutsche Reich«, 5.—7. Aufl. (1908) 
$ 308 Nr. V. 

235) Olshausen, a. a. O. § 308, 9a. 

29) Frank, § 73, VII., b, 3; Olshausen, § 368 zu Nr, 6 und 7c. 
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§ 44 FFPG. und § 368 Ziff. 6 StGB. sind den 88 32 und 46 FFPG. 
subsidiär; 88 32 und 46 FFPG. können miteinander ideal konkurrieren ®°). 
§ 44 FFPG. bildet eine Ergänzung des 8 368? StGB. Das Verbot des 
Feueranzündens in gefährlicher Nähe von Wäldern ohne obrigkeitliche 
Erlaubnis (8 44 FFPG.) ist eine Spezialisierung der Bestimmung, daß 
das Feueranzünden in gefährlicher Nähe von feuerfangenden Sachen 
verboten ist (8 368° StGB.). Hier gilt der Sag: lex specialis derogat 
legi generali. 


2 


F. Die Ausdrucksweise der einschlägigen Geseke. 


Im vorigen sahen wir, daß die §§ 308 f. StGB. und § 32 FFPG. trog 
des vollständig verschiedenen Wortlauts übereinstimmend das Inbrand- 
segen von Hochmoor und Heide unter Strafe stellen. 

Die verschiedene Ausdrucksweise des Geseßes erklärt sich folgender- 
maßen: 

Der Kreis der durch 8 308 StGB. geschüßten Objekte ist beträchtlich 
weiter gezogen als derjenigen, die 8 32 FFPG. schüßt. Unter die weiten 
Begriffe der durch § 308 StGB. geschüßten »Früchte auf dem Felde« und 
»Vorräte landwirtschaftlicher Erzeugnisse« fallen, wie wir sahen, Heide 
und Heidepflanzen in allen Stadien: wachsend und vom Boden getrennt. 
Eine namentliche Erwähnung der Heide war also überflüssig. 

Auch die Niederungsmoorvegetation unterfällt den allgemeinen Be- 
griffen. Dahingegen bedurften die Torfmoore, das heißt die Hochmoore, 
einer besonderen Erwähnung, weil auch das Inbrandseßen des 
»wachsenden« Torfs ohne gleichzeitige Inbrandsetung der Moorvegetation 
verpönt werden sollte. Torf aber ist ja weder eine Frucht auf dem 
Felde noch ein landwirtschaftliches Erzeugnis. 

§ 32 FFPG. will im Gegensag zu § 308 StGB. nur polizeiliche 
Verwaltungsmaßregeln für Brandkultur durch Strafandrohung bekräftigen. 
Es brauchten daher an sich nur Heide und Hochmoor genannt zu werden. 
Der Ausdruck Heidepflanze will nicht mehr und nicht weniger sagen 
als Heide, denn daß der Heideboden nicht brennt, ergibt sich aus seiner 
Beschaffenheit. Das Inbrandsegen von eigenen Wiesenmooren ohne 
obrigkeitliche Erlaubnis aber brauchte nicht unter Strafe gestellt zu werden, 
weil diese ein vernünftiger Mensch nicht in Brand seßen wird. 

Auffällig ist aber die besondere Erwähnung der Bülten. Den Schlüssel 
zu der Eigentümlichkeit gibt uns § 370 Ziff. 2 StGB., wo die Bülten nur 
neben Bestandteilen des Bodens genannt werden. Offenbar geht der 
Gesetgeber von der Annahme aus, das Bülten wie Torf zu den Boden- 
bestandteilen zu rechnen sind und nicht zu den wachsenden Pflanzen. 


”) Frank, S. 614, § 368 Anm. VII. 
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Diese Annahme ist insofern nicht unrichtig, als in der Tat die unterste 
Schicht der einzelnen Bülten aus abgestorbenem Moos, einer torfähnlichen 
Substanz, besteht. 

An dieser Stelle sei erwähnt, daß sich in der Fassung des § 32 FFPG. 
eine Unebenheit findet. Obwohl nämlich § 32 FFPG. sagt: »eigene 
Torfmoore, Heidekraut oder Bülten«, besteht doch kein Zweifel und ist 
die Literatur einig darüber, daß auch die Inbrandseung von Heide und 
Bülten nach § 32 FFPG. nur strafbar ist, wenn es sich um das eigene 
Heidekraut bzw. die eigenen Bülten des Täters handelt. Das Wort 
eigene: bezieht sich also auch auf »Heidekraut oder Bültene. 


G. Zusammenstellung. 


I. Inbrandseßen von Mooren, Heiden und Bülten: 
a) und zwar fremden: 
1. bei einer Beschaffenheit, die das Überspringen gestattet: 
a) vorsäßlich, einerlei, ob ungetrennt oder als Plaggen, Bülten 
usw. getrennt § 308 StGB., 
6) fahrlässig: wie a § 309 StGB., 
2. ohne Rücksicht auf die Beschaffenheit zu 1.: wie 1.; 
b) eigenen ?!}): 
1. bei einer Beschaffenheit, die das Überspringen gestattet: 
a) vorsäßlich: einerlei, ob getrennt oder ungetrennt 8 308 StGB., 
ß) fahrlässig: wie x § 309 StGB., 
2. ohne Rücksicht auf die Beschaffenheit zu 1: 
a) vorsäßlich: 
aa) wenn ungetrennt oder gemäht 8 32 FFPG., 
88) wenn als Plaggen vom Boden getrennt § 46 FFPG., 
- B) fahrlässig: wie a. 
II. Anzünden von Feuer: 
a) auf fremdem Eigentum: 
1. an gefährlichen Stellen oder in gefährlicher Nähe: 
a) vorsäglich: auf Moor, Heiden, Bülten usw. § 368 Ziff. 6 
und 7 StGB., § 44 Ziff. 1 und 3 FFPG., 
6) fahrlässig: wie a?2?); 
2. ohne Rücksicht auf Gefahr, aber nur in der Nähe von 
Wäldern, Gebäuden und anderen feuerfangenden Sachen.: 


31) Bei b? zählen zu den eigenen auch die gepachteten oder sonstwie dem 
Täter auf längere Dauer überlassenen Moore usw.; vgl. Daude, a. a. O., S. 70, 
§ 32 Z. 3 und Dalcke, a. a. O., § 32 FFPG. S. 379. 

32) Der polizeiliche Gesichtspunkt ist maßgebend, wie aus der Zusammenstellung 
mit den Polizeidelikten hervorgeht. Olshausen, $ 368 zu Nr. 3—8a. Frank, 
$ 368 II—VII. ö 
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a) vorsäglich: auf Moor, Heiden, Bülten usw. § 368 Ziff. 6 
Halbs. 2 und 7 StGB., 8 44 Ziff. 1 und 3 FFPG,, 
3) fahrlässig: wie a); 


b) auf dem Eigentum des Täters: wie a. 


— nn mm nn nn mn = an nn en m nn I aee a _— ——— 


Entwurf einer Reichsbeschlagnahmeordnung. 


Von Dr. Kurt Ball, Referendar, juristischer Hilfsarbeiter 
am Landratsamt Ratibor. 


Vorbemerkung. 


Rationierung und Rohstoffmangel haben während unseres Krieges dahin geführt, 
daß für verschiedene Stoffe Beschlagnahme erfolgte in einem Sinne, den man 
früher nicht gekannt hat. Die Beschlagnahme soll nicht etwa bloß der rechtlichen 
Verfügung über die Sache entgegentreten, sondern sie soll auch obligatorische 
Verträge, welche schließlich zu solchen Verfügungen führen, zunichte machen. 
Sie soll außerdem die Verpflichtung schaffen, die Gegenstände zu erhalten und 
gegen Zerstörung schüßen. Der Gedanke ist der: wenn die menschliche Gesell- 
schaft dieser Gegenstände bedürfe, so sollen sie ihr gewahrt bleiben. Unzählige 
Verordnungen sind in dieser Beziehung während des Krieges erlassen worden, 
oft in recht zerfahrener Weise, Verordnungen der Not und des Augenblicks, die 
daher nicht immer die Rechtsgedanken in klarer Weise zutage treten ließen. 

Ich habe derartige Erscheinungen als Eigentumsstockungen besonders zu 
charakterisieren gesucht und spreche von ihnen auch in meinem demnächst er- 
scheinenden Sachenrecht (S. 127). Man könnte annehmen, daß nach dem Kriege diese 
ganze Rechtsgestaltung an Interesse verloren hätte; das ist aber nicht der Fall, denn 
unsere Verhältnisse können zu jeder Zeit wiederum bezüglich der einen oder 
anderen Stoffe zu solchen Bestimmungen führen. Man darf sich nicht verhehlen, 
daß auch künftighin Fälle der Stoffknappheit eintreten können, so daß der Staat sich 
genötigt sieht, in sozialer Weise in das Getriebe des Eigentumsverkehrs einzu- 
greifen und dafür zu sorgen, daß kostbare Stoffe, die zu den Lebensbedingungen 
der menschlichen Wirtschaft gehören, uns nicht gebrechen. 

Nachstehende Abhandlung hat in dankenswerter Weise versucht, aus der un- 
gezählten Menge der Bundesratsverordnungen heraus die Rechtsgedanken zu ent- 
nehmen und das Rechtsinstitut in ein System su bringen, in dem es künftig im 
Rechte wird erscheinen können. Josef Kohler. 


Einteilung: I. Entwurf. Erster Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen. S. 305—312. 
— Erster Titel: Entstehung und Beendigung der Beschlagnahme. S. 305. — 
L Gegenstand und Entstehung der Beschlagnahme. S. 305. — ll. Übertragung 
des Eigentums während der Beschlagnahme. 5.305. — IHI. Beendigung der Be- 
schlagnahme. S. 306. — Zweiter Titel: Inhalt und Wirkungen der Beschlag- 
nahme. S. 37. — I. Verfügungen und Veränderungen. S. 307. — Il. Ver- 
pflichtungsgeschäfte. S. 307. — HI. Pflichten des Besiters. S. 308. — IV. Über- 
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bestimmungen. S. 314—315. — Il. Begründung. S. 315—339. 
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I. Entwurf. 


Erster Abschnitt. 
Allgemeine Bestimmungen. 


Erster Titel. 
Entstehung und Beendigung der Beschlagnahme. 


I. Gegenstand und Entstehung der Beschlagnahme. 


8 1. Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für die Beschlag- 
nahme von Gegenständen aller Art. 

Sie finden keine Anwendung auf die Beschlagnahme von ganzen 
Vermögen oder Vermögensmassen, von Rechten, insbesondere von 
Forderungen, von Grundstücken sowie auf Beschlagnahmen, welche 
auf Gresegen beruhen, die vor dem 1. August 1914 erlassen sind. 

Sie finden Anwendung auf Gegenstände, welche Zubehör oder Be- 
standteil von Grundstücken sind. 

&§ 2. Gegenstand im Sinne dieser Verordnung ist der durch die 
einzelne Beschlagnahmeanordnung bezeichnete Gegenstand. 

8 3. Besiter im Sinne dieser Verordnung ist, wer Gewahrsam irgend- 
einer Art an dem Gegenstand hat. 

8 A. Beschlagnahmeträger ist derjenige, zu dessen Gunsten die Be- 
schlagnahme ergangen ist. Ist kein besonderer Beschlagnahmeträger 
benannt, so ist die anordnende Stelle selbst Beschlagnahmeträger. 

§ 5. Die Beschlagnahme kann sich auf alle und auf bestimmte 

Gegenstände eines Besiters erstrecken. 

“ Sie erfolgt durch Mitteilung an den Besißer und wird mit dem Zu- 
gang der Mitteilung wirksam. 

8 6. Die Beschlagnahme kann sich auf alle in einem bestimmten 
Bezirk befindlichen Gegenstände erstrecken. 

Sie erfolgt durch öfientliche Bekanntmachung und wird mit der Ver- 
ölfentlichung wirksam. 

§ 7. Das Eigentum kann durch Enteignungsanordnung ($ 3), Über- 
nahmeerklärung (§ 12) und freiwillige Überlassung (§ 13) auf eine andere 
Person oder Stelle (den neuen Eigentümer) übertragen werden. Wird 
das Eigentum übertragen, so gehen sämtliche Rechte an dem beschlag- 
nahmten Gegenstand zugunsten des neuen Eigentümers unter. 


ll. Übertragung des Eigentums während der Beschlagnahme. 
88. Das Eigentum kann durch Enteignungsanordnung der zuständigen 
Behörde übertragen werden. 


Der neue Eigentümer muß in der Enteignungsanordnung benannt sein. 
Archiv. Bd. 60. 20 
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§ 9. Die Enteignung kann sich auf alle oder auf bestimmte Gegen- 
stände eines Besiters erstrecken. 

Sie erfolgt durch Mitteilung an den Besißer und wird mit dem Zugang 
der Mitteilung wirksam. 

8 10. Die Enteignung kann sich auf alle in einem bestimmten Be- 
zirk befindlichen Gegenstände erstrecken, wenn dies in der Beschlag- 
nahmeanordnung zugelassen ist. 

Sie erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung und wird wirksam mit 
Ablauf des Tages, welcher auf den Tag der Ausgabe des amtlichen 
Blattes folgt, in dem die Enteignungsanordnung veröffentlicht ist. 

8 11. Die zuständige Behörde kann die Enteignungsanordnung mit 
Zustimmung des Beschlagnahmeträgers, des neuen Eigentümers und des 
früheren Besigers widerrufen. 

Der Widerruf ist an den früheren Besiter zu richten. Der Gegenstand 
ist an den früheren Besiter oder an den früheren Eigentümer zurück- 
zugeben. 

Die Rückgabe an den früheren Eigentümer soll nur mit Zustimmung 
des früheren Besitzers geschehen. 

Mit der Rückgabe gilt die Übertragung des Eigentums als nicht er- 
folgt, und Rechte, mit denen der Gegenstand zur Zeit der Übertragung 
des Eigentums belastet war, sowie ein Zurückbehaltungsrecht gelten 
als nicht erloschen. 

8. 12. Das Eigentum kann durch Übernahmeerklärung in den Fällen 
des zweiten Titels des zweiten Abschnittes (88 56, 57) übertragen 
werden. 

§ 13. Das Eigentum kann durch freiwillige Überlassung (sogenannte 
freihändige Veräußerung) auf den Beschlagnahmeträger oder auf eine 
von dem Beschlagnahmeträger bezeichnete Person übertragen werden. 

8 14. Durch die Übertragung des Eigentums ohne Übertragung des 
Besiges werden die Wirkungen der Beschlagnahme begründet, sofern 
vorher noch keine Beschlagnahme bestanden hat. 


Ill. Beendigung der Beschlagnahme. 


§ 15. Die Beschlagnahme endigt: 

1. wenn das Eigentum auf einen neuen Eigentümer übertagen wird, 
mit der Übertragung des Eigentums und des unmittelbaren Be- 
siges auf den neuen Eigentümer; 

2. wenn der Gegenstand zum eigenen Verbrauche freigegeben wird, 
mit dem Verbrauche; 

3. wenn der Gegenstand sonst freigegeben wird, mit dem Zugang 
der Anordnung an den Besißer. 
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Zweiter Titel. 
Inhalt und Wirkungen der Beschlagnahme. 


I. Verfügungen und Veränderungen. 


§ 16. Verfügungen über den Gegenstand sind nichtig. Veränderungen 
insbesondere auch ‚Besitveränderungen sind unzulässig. 

Der gewöhnliche Gebrauch des Gegenstandes, soweit er nicht im 
Verbrauch besteht, ist zulässig. 

Besißveränderungen in Erfüllung bestehender Verbindlichkeiten sind 
zulässig, wenn bei Beschlagnahme aller in einem bestimmten Bezirk 
befindlichen Gegenstände keine Anzeigepflicht (8 49) besteht 


Verfügungen und Veränderungen zu dem in § 24 bezeichneten Zwecke 


sind zulässig. 

Die Begründung von beschränkten dinglichen Rechten, insbesondere 
des Pfandrechts, ist insoweit zulässig, als dadurch keine unzulässigen 
Besißveränderungen erfolgen. 

Wenn der beschlagnahmte Gegenstand Zubehör oder Bestandteil 
eines Grundstücks ist, so sind Verfügungen über das Grundstück ein- 
schließlich des Gegenstandes zulässig. 

Mit Zustimmung des Beschlagnahmeträgers sind Verfügungen und 
Veränderungen zulässig. Die Zustimmung kann nachträglich erklärt 
werden. 

& 17. Verfügungen, die im Wege der Zwangsvollstreckung oder der 
Arrestvollziehung erfolgen, sind nichtig. Die Pfändung ist jedoch zu- 
lässig, soweit sie nicht im Widerspruch zu den Bestimmungen des $ 16 
steht, insbesondere keine unzulässige Besißveränderung verursacht. 

§ 18. Bestehende oder neu erworbene Rechte dürfen nur insoweit 
ausgeübt werden, als die Ausübung nicht im Widerspruch mit den Be- 
stimmungen des § 16 steht. 

§ 19.. Wird der Gegenstand zum eigenen Verbrauch freigegeben, so 
darf der Besiger ihn ohne Rücksicht auf die Rechte anderer Personen 
verbrauchen. 


Il. Verpflichtungsgeschäfle. 


$S 20. Neue Verpflichtungsgeschäfte, die sich auf den Gegenstand 
beziehen, sind insoweit nichtig, als sie unzulässige Verfügungen oder 
Veränderungen bezwecken. 

§ 21. Wird es infolge einer Beschlagnahme dem Schuldner unmög- 
lich, ein Verpflichtungsgeschäft zu erfüllen, so finden die Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesegbuches Anwendung, soweit nicht im folgenden 
etwas anderes bestimmt ist, 

8 22. Wird durch eine Beschlagnahme einem Schuldner die volle 
Erfüllung mehrerer gleichartiger Lieferungsverpflichtungen unmöglich, so 

2° 
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hat er den freigebliebenen Rest auf die Abnehmer verhältnismäßig zu 
verteilen. 

§ 23. Wird die aus einem gegenseitigen Vertrage dem einen Teil 
obliegende Leistung durch die Beschlagnahme unmöglich und verlangt 
der andere Teil Herausgabe des für den geschuldeten Gegenstand er- 


jangten Ersațġes oder Abtretung des Ersaganspruches (§§ 323, 281 des 


Bürgerlichen Geseßbuches), so ist der eine Teil zur Abtretung des An- 
spruches auf den Übernahmepreis oder Herausgabe des als Übernahme- 
preis Empfangenen verpflichtet. 


M. Pflichten des Besikers. 

§ 24. Während der Dauer der Beschlagnahme ist der Besiter ver- 
pflichtet, den Gegenstand zu verwahren und pfleglich zu behandeln. 

Er ist verpflichtet, alle zur Erhaltung des Gegenstandes notwendigen 
Handlungen vorzunehmen. 

Nimmt der Besițġer eine zur Erhaltung des Gegenstandes notwendige 
Handlung binnen einer ihm von der zuständigen Behörde gesetten 
Frist nicht vor, so kann die Behörde die erforderlichen Arbeiten auf 
seine Kosten anderweit vornehmen lassen. Der Besiter hat die Vor- 
nahme auf seinem Grund und Boden und mit den Mitteln seines Be- 
triebes zu gestatten. 

8 25. Nach der Übertragung des Eigentums ist der Besiter ver- 
pflichtet, den Gegenstand dem neuen Eigentümer herauszugeben, ins- 
besondere ihn auf Verlangen und Kosten des Beschlagnahmeträgers 
oder des neuen Eigentümers zu überbringen, zu übersenden oder nach 
seinen Anweisungen zu verladen. 

Er hat den Gegenstand ohne Rücksicht auf die endgültige Festsegung 
des Preises herauszugeben. 

§ 26. Gewährleistungsansprüche gegen den Besiter aus der Über- 
tragung des Eigentums finden nicht statt. 

Die Vsrschriften der 88 823, 826 des Bürgerlichen Gese&buches bleiben 
unberührt. 

8 27. Alle Streitigkeiten zwischen dem Beschlagnahmeträger, dem 
neuen Eigentümer und dem Besißer über die Lieferung, die Aufbewahrung, 
die Versicherung und den Eigentumsübergang entscheidet endgültig die 
höhere Verwaltungsbehörde des Ortes, von dem aus die Lieferung er- 
folgen soll. Sie bestimmt auch darüber, wer die baren Auslagen des 
Verfahrens zu tragen hat. 

Ansprüche auf Grund der 88 823, 826 des Bürgerlichen Geseßbuches 
sind im ordentlichen Rechtsweg zu verfolgen. 


IV. übernahmepreis. Allgemeine Bestimmungen. 
8 28. Für die Übertragung des Eigentums an den neuen Eigentümer 
erhält der Besitzer eine Entschädigung (Übernahmepreis). 


= s N Bi A a lm , n En u E: 
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Verpflichtet zur Zahlung des Übernahmepreises ist der Beschlagnahme- 
träger. Der neue Eigentümer ist zur Bezahlung des Übernahmepreises 
berechtigt. 

§ 29. Bestand an dem Gegenstande ein Pfandrecht oder ein Pfändungs- 
pfandrecht, so geht dies auf die Forderung auf den Übernahmepreis 
über. Es hat den Rang vor allen an der Forderung begründeten 
Pfandrechten. Auf das Pfandrecht finden die Vorschriften des Bürger- 
lichen Gesetbuches und der Zivilprozeßordnung Anwendung. 

Der Beschlagnahmeträger wird jedoch befreit, wenn er oder der neue 
Eigentümer ohne Kenntnis des Pfandrechts an den Besiter zahlt. 

Erhält der Beschlagnahmeträger oder der neue Eigentümer von dem 
Bestehen eines Pfandrechts Kenntnis, so soll er dies unverzüglich dem 
anderen Teile mitteilen. 

$ 30. Die Forderung des Besiters auf den Übernahmepreis kann 
erst gepfändet werden, wenn das Eigentum an dem Gegenstande auf 
den neuen Eigentümer übertragen ist. 

8 31. Wird der Übernahmepreis rechtswirksam an den Besißer aus- 
gezahlt, so geht der Erlös auf den Besiger über, und es bleiben nur 
persönliche Ausgleichsforderungen zurück. 

8 32. Der Übernahmepreis ist unter Berücksichtigüng der Güte und 
Verwendbarkeit des Gegenstandes sowie des Höchstpreises und bei 
Gegenständen, für die kein Höchstpreis besteht, des Einkaufs-, Her- 
stellungs- oder Erzeugungspreises festzuseßen. 

Handelt es sich um Gegenstände, deren Höchstpreise sich zu be- 
stimmten Zeiten ändern, so ist der zur Zeit des Eigentumsüberganges 
geltende Höchstpreis maßgebend. 

Im Falle der Enteignung kann der Preis bis zu 20 vom Hundert herab- 
gesegt werden. 

§ 33. Kommt eine Einigung über die Gewährung und Höhe des 
Übernahmepreises nicht zustande, so entscheidet endgültig die höhere 
Verwaltungsbehörde des Ortes, von dem aus die Lieferung er- 
folgen soll. 

Die höhere Verwaltungsbehörde soll dem Besiger Gelegenheit zur 
Äußerung geben und Sachverständige hören. 

Die Zustimmung eines Pfandgläubigers ist zur Einigung nicht erforder- 
lich. Die höhere Verwaltungsbehörde braucht einen Pfandgläubiger 
nicht zu hören. 

8 34. Der Beschlagnahmeträger hat vor der endgültigen Entscheidung 
vorläufig den von ihm für angemessen erachteten Preis zu be- 
zahlen. 

Die Bezahlung erfolgt spätestens 14 Tage nach Abnahme. 

Für streitige Restbeträge beginnt die Frist mit dem Tage, an dem die 
Entscheidung der höheren Verwaltungsbehörde dem Beschlagnahme- 
träger zugeht. ' 
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V. übernahmepreis. Besiker und Eigentümer. 


8 35. Ist der Besißer nicht der bisherige Eigentümer, so gelten 
außerdem die folgenden Bestimmungen. | 
8 36. Der Eigentümer kann unter Glaubhaftmachung seines Eigen- 
tums beantragen, zu dem Verfahren über Gewährung und Höhe des 
Übernahmepreises hinzugezogen zu werden. Der Antrag ist an den 
Beschlagnahmeträger zu richten. Schwebt das Verfahren schon vor der 
höheren Verwaltungsbehörde, so kann er auch an die höhere Ver- 

waltungsbehörde gerichtet werden. 

Wird der Antrag gestellt, so ist für die Einigung des 8 33 die Zu- 
stimmung des Eigentümers erforderlich und soll dem Eigentümer in 
dem Verfahren des § 33 Gelegenheit zur Äußerung gegeben werden. 

Der Antrag kann nur binnen 3 Monaten nach Mitteilung des Preis- 
angebots an den Besißer gestellt werden. Ist schon vor der Stellung 
des Antrages eine Einigung erfolgt, so wird sie unwirksam. 

Liegt schon eine Entscheidung der höheren Verwaltungsbehörde vor, 
so kann der Antrag nicht mehr gestellt werden. 

8 37. Der Eigentümer kann unter Glaubhaftmachung seines Eigen- 
tums der Auszahlung des Übernahmepreises an den Besißer wider- 
sprechen. 

Stimmt der Besiger der Auszahlung des Übernahmepreises an den 
Eigentümer zu, so geht sein Anspruch zugunsten des Eigentümers unter. 
Die Zustimmungserklärung wird wirksam, sobald sie dem Beschlag- 
nahmeträger zugeht. Sie kann schon vor der Übertragung des Eigen- 
tums erklärt werden. Dem neuen Eigentümer soll unverzüglich Mit- 
teilung von dieser Zustimmung gemacht werden. 

Die Zustimmungserklärung ist wirksam ohne Rücksicht darauf, ob 
der Besiger sonst über die Ansprüche zu verfügen berechtigt ist. 

Die. 88 28—34 finden auf den Eigentümer Anwendung. 

§ 38. Der Eigentümer kann unter Glaubhaftmachung seines Eigen- 
tums der Auszahlung des Übernahmepreises an den Besiter wider- 
sprechen, auch ohne daß der Besißer der Anzahlung an den Eigentümer 
zustimmt. Der Widerspruch wird wirksam, sobald er dem Beschlag- 
nahmeträger zugeht. Er kann schon vor der Übertragung des Eigen- 
tums erklärt werden. Dem neuen Eigentümer soll unverzüglich Mit- 
teilung von diesem Widerspruch gemacht werden. 

§ 39. Der Widerspruch bewirkt, daß die Forderung auf den Über- 
nahmepreis dem Eigentümer zugeht und daß der Besiter dieselben 
Rechte an der Forderung hat, welche ihm an dem Gegenstand zu- 
standen. Der Beschlagnahmeträger hat den Übernahmepreis zugunsten 
des Eigentümers und des Besißers zu hinterlegen. 

& 40. Ist Widerspruch erhoben, so ist für die Einigung des § 33 die 
Zustimmung des Besiters und des Eigentümers notwendig. 
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In dem Verfahren des § 33 soll dem Besitzer und dem Eigntümer 
Gelegenheit zur Äußerung gegeben werden. 

8 41. Ist die Forderung des Besiters gegen die Beschlagnahmeträger 
gepfändet, so wirkt dies gleichzeitig als Pfändung der Ansprüche, welche 
dem Besißer an der Forderung des Eigentümers gegen den Beschlag- 
- nahmeträger gemäß § 39 zustehen. 

Ist die Forderung des Besiters oder des Eigentümers gepfändet und 
überwiesen, so muß troßdem die Hinterlegung (8 39) erfolgen. Der 
Pfandgläubiger muß neben dem Besiter und dem Eigentümer als Be- 
_teiligter benannt werden. 

Das gleiche gilt für ein durch Rechtsgeschäft oder gemäß § 29 er- 
worbenes Piandrecht. 

§ 42. Die höhere Verwaltungsbehörde entscheidet endgültig darüber, 
ob und an wen die Auszahlung des Erlöses oder ob und zu wessen 
Gunsten die Hinterlegung. zu erfolgen hat. 

Diese Entscheidung ist auch zu treffen, wenn die Auszahlung oder 
Hinterlegung schon erfolgt ist und eine gemäß den Vorschriften der 
Beschlagnahmeanordnung unzulässige Auszahlung oder Hinterlegung 
behauptet wird. 

In diesem Verfahren sind auch Pfandgläubiger zu hören. Die Ent- 
scheidung muß auch auf Antrag eines Pfandgläubigers erfolgen. 

§ 43. Bei Hinterlegung steht der Erlös dem Eigentümer zu, soweit 
nicht im folgenden etwas anderes bestimmt ist. 

§ 44. Stand dem Besiter ein dem Gegenstand betreifendes Recht 
irgendwelcher Art zu, welches sich durch die Veränderung des 
Gegenstandes seiner Natur nach nicht ändert, so hat der Besiter 
an dem Erlös dieselben Rechte, welche er an dem Gegenstande 
hatte. 

8 45. War der Besiter Pfiandgläubiger und ist die Forderung noch 
nicht fällig, so dauert die Hinterlegung fort, bis der Besiter zur Ver- 
wertung des Pfandes berechtigt ist. 

Der Eigentümer ist jedoch berechtigt, die Auszahlung zu verlangen, 
soweit der hinterlegte Betrag offenbar die Forderung einschließlich Zinsen 
und Kosten übersteigt. 

Das gleiche gilt im Verhältnis anderer Pfandgläubiger zum Eigen- 
tümer oder Besiter. 

§ 46. War der Besiter infolge eines Vertrages oder Zurückbehaltungs- 
rechtes zum Besit der Sache berechtigt, so steht ihm von dem Erlös 
der Betrag zu, auf den er gegen den Eigentümer einen Anspruch aus 
demselben rechtlichen Verhältnis hat. 

- & 47. Für Streitigkeiten zwischen den Beteiligten um den aus- 
gezahlten oder hinterlegten Erlös sind die ordentlichen Gerichte zu- 
ständig. 
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VI. Verwahrungsentischädigung. 


§ 48. Für die Verwahrung während der Dauer der Beschlagnahme 
sowohl vor wie nach der Übertragung des Eigentums kann dem Be- 
siger ausnahmsweise aus Billigkeitsrücksichten eine Verwahrungent- 
schädigung gewährt werden. 

Verpflichtet zur Zahlung deu Verwahrungsentschädigung ist der Be- 
schlagnahmeträger. I 

Kommt eine Einigung über die Gewährung und Höhe der Verwahrungs- 
entschädigung nicht zustande, so entscheidet endgültig die höhere Ver- 
waltungsbehörde. 


Zweiter Abschnitt. 
Einzelne Arten der Beschlagnahme. 


Erster Titel. 


Einfache Beschlagnahme. 

§ 49. Die einzelne Beschlagnahmeanordnung bestimmt, ob eine An- 
zeigepflicht besteht. 

§ 50. Eine Erklärungspflicht des Beschlagnahmeträgers, ob er den 
Gegenstand übernehmen will, besteht nicht. 

8 51. Der Besiter ist berechtigt, dem Beschlagnahmeträger eine 
Frist zur Abnahme des Gegenstandes zu stellen (Abnahmefrist), wenn 
in der Beschlagnahmeanordnung die Mindestdauer der Abnahmefrist 
bestimmt ist. 

8 52. Neben dem Besißer ist auch der Eigentümer berechtigt, unter 
Glaubhaftmachung seines Eigentums die Abnahmefrist zu stellen. 

§ 53. Erfolgt die Abnahme nicht innerhalb der Frist und wird der 
Gegenstand nicht innerhalb der Frist freigegeben, so geht die Gefahr 
des zufälligen Unterganges und der zufälligen Verschlechterung des 
Gegenstandes auf den Beschlagnahmeträger über und ist der Übernahme- 
preis von diesem Zeitpunkt an mit 1 vom Hundert über den jeweiligen 
Reichsbankdiskontsag zu verzinsen. 

8 54. Wird der Gegenstand nach Ablauf der Abnahmedfrist freigegeben, 
so muß dem Besißer die Verwahrungsentschädigung (8 48) für die Zeit 
vom Ablauf der Abnahmefrist bis zur Freigabe gewährt werden. 


Zweiter Titel. 
Beschlagnahme mit förmlichem Verfahren. 


I. Förmliche Beschlagnahme. 
8 55. Der Besițger ist zur Anzeige des Segenstandes an den Be- 
schlagnahmeträger verpflichtet. 
Das Nähere über die Anzeigepflicht ergeben die einzelnen re 
nahmeanordnungen. 
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§ 56. Der Beschlagnahmeträger hat sich unverzüglich nach Empfang 
der Anzeige und wenn eine Besichtigung vorgenommen wird, unver- 
züglich nach der Besichtigung zu erklären, ob er den Gegenstand über- 
nehmen will. Er hat die Besichtigung unverzüglich vorzunehmen. | 

8 57. Das Eigentum geht mit dem Zeitpunkt auf den Beschlag- 
nahmeträger über, in welchem dem Besiter die Übernahmeerklärung 
zugeht. 

Der Übernahmeerklärung steht das Verlangen der Lieferung gleich. 

8 58. Der Beschlagnahmeträger hat den Gegenstand abzunehmen. 

Als Abnahme gilt auch das Verlangen, den Gegenstand gemäß den 
Anordnungen des Beschlagnahmeträgers zu überbringen oder zu ver- 
laden. 

8 59. In der Beschlagnahmeanordnung muß eine Frist bestimmt sein, 
innerhalb deren sich der Beschlagnahmeträger nach Empfang der An- 
zeige spätestens erklären muß (Erklärungsfrist). 

8 60. Hat der Beschlagnahmeträger die Übernahme erklärt, oder hat 
er sich während der Erklärungsfrist nicht erklärt, so ist der Besißer be- 
rechtigt, dem Beschlagnahmeträger eine Frist zur Abnahme zu stellen 
(Abnahmefrist). 

Die Mindestdauer der Abnahmefrist muß in der Beschlagnahme- 
anordnung bestimmt sein. 

8 61. Neben dem Besiter ist auch der Eigentümer berechtigt, unter 
Glaubhaftmachung seines Eigentums die Abnahmefrist zu stellen. 

§ 62. Erfolgt die Abnahme nicht innerhalb der Frist und wird der 
Gegenstand nicht innerhalb der Frist freigegeben, so geht die Gefahr 
des zufälligen Unterganges und der zufälligen Verschlechterung des 
Gegenstandes auf den Beschlagnahmeträger über und ist der Über- 
nahmepreis von diesem Zeitpunkt an mit 1 vom Hundert über den je- 
weiligen Reichsbankdiskontsat zu verzinsen. 

8 63. Wird der Gegenstand nach Ablauf der Abnahmefrist frei- 
gegeben, so muß dem Besißer die Verwahrungsentschädigung (8 48) 
für die Zeit vom Ablauf der Abnahmefrist bis zur Freigabe gewährt 
werden. 

8 64. Trifft die Beschlagnahme Gegenstände, die aus dem Auslande 
eingeführt werden, so gelten außerdem die folgenden Vorschriften. 

8 65. Zur Anzeige verpflichtet ist der Einführende. 

Als Einführender gilt, wer nach Eingang der Waren im Inland zur 
Verfügung über sie für eigene oder fremde Rechnung berechtigt ist. 
Befindet sich der Verfügungsberechtigte nicht im Inland, so tritt an 
seine Stelle der Empfänger. 

Das Nähere über die Anzeigepflicht regeln die einzelnen Beschlag- 
nahmeanordnungen. 

8 66. An die Stelle des Besißers ($ 3) tritt der zur Anzeige Ver- 
pflichtete. 
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8 67. Der Eigentümer als solcher ist nicht berechtigt, die Abnahme- 
frist zu stellen. 


8 68. Der zur Anzeige Verpflichtete hat die Gegenstände bis zur 


Abnahme oder Freigabe mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
zu behandeln und in handelsüblicher Weise zu versichern. Er hat sie 
auf Verlangen des Beschlagnahmeträgers an einem von diesem zu be- 
stimmenden Ort zur Besichtigung zu stellen. 

8 69. Wenn der Beschlagnahmeträger Gestellung der Gegenstände 
zur Besichtigung an einem bestimmten Ort verlangt hat, so endet die 
gerade laufende Frist (Erklärungsfrist oder Abnahmefrist) nicht eher 
als zwei Tage, nachdem der Gegenstand an dem Orte zur Besichtigung 
gestellt ist. 

§ 70. Der Anspruch auf den Übernahmepreis steht dem zur An- 
zeige Verpflichteten zu. Die §§ 38—47 finden keine Anwendung. 


8 71. Zuständig zur Entscheidung von Streitigkeiten und zur Fest- 


segtung des Übernahmepreises und der Verwahrungsentschädigung 
(88 27, 33, 48) ist die höhere Verwaltungsbehörde des von dem Be- 
schlagnahmeträger festgesetzten Bestimmungsortes des Gegenstandes. 

§ 72. Ist die Zentraleinkaufsgesellschaft Beschlagnahmeträger, so segt 
diese endgültig den Übernahmepreis fest. 

8 73. Ist die Zentraleinkaufsgesellschaft Beschlagnahmeträger, so ist 
zur endgültigen Entscheidung von Streitigkeiten ($ 27) ein Ausschuß 
zuständig. l 

Die näheren Bestimmungen erläßt der Reichskanzler. 


ll. Bedingte Beschlagnahme. 


§ 74. Für die bedingte Beschlagnahme gelten die Bestimmungen der 
88 55—73 mit folgender Abweichung. 

§ 75. Erklärt sich der Beschlagnahmeträger innerhalb der Erklärungs- 
frist nicht, so wird der Gegenstand von der Beschlagnahme frei. Der 
Besißer kann die Abnahmefrist nur stellen, wenn der Beschlagnahme- 
träger die Übernahme erklärt hat. 


Dritter Abschnitt. 


Strafbestimmungen. 


8 76. Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe bis zu 
10000 Mark oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, wer vorsätlich 
1. in unzulässiger Weise beschlagnahmte Gegenstände beiseite 
schafft, insbesondere sie aus dem örtlichen Bereich des Beschlag- 
nahmeträgers entiernt, beschädigt, zerstört, zur Verarbeitung an- 
nimmt, verarbeitet, verarbeiten läßt, verbraucht oder sonst ver- 
wendet; 
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2. in unzulässiger Weise über beschlagnahmte Gegenstände verfügt 
oder unzulässige Verpflichtungsgeschäfte abschließt, insbesondere 
sie verkauft oder kauft; 

3. die zur Erhaltung der Gegenstände erforderlichen Handlungen 
pflichtwidrig unterläßt; 

4. eine ihm obliegende Anzeige nicht in der gesetten Frist erstattet 
oder sie unrichtig oder unvollständig erstattet. 


§ 77. Mit Geldstrafe bis zu 1000 Mark wird bestraft, wer die Ver- 
gehen des § 76 aus Fahrlässigkeit begeht. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Beschlagnahmeträgers ein. 


ll. Begründung. 


Literatar des Beschlagnahmerechts. Behr in der »Zeitschrift für Zollwesen und 
Steuern« (1m, S. 1ff. — Gundlach, Unpfändbarkeit von Gegenständen, die 
auf Grund der Verordnung des Bundesrats über die Sicherstellung von Kriegs- 
bedarf vom 24. Juni 1915 beschlagnahmt sind, in der »Juristischen Wochenschrift« 
(1916) S. 1101. — Grundlach, Die Beschla me nach der Bekanntmachung 
des Bundesrats über die Sicherstellung des Kriegsbedarfs vom 24. Juni 1915, in 
der »Juristischen Wochenschrift: (1916), S.117,2f. — Hagelberg, Die Bundes- 
ratsverordnung über die Sicherstellung von Kriegsbedarf vom 24. Juni 1915 
Bor S. 357) in »Gruchots Beiträgen« ( >10), S.70ff. — Hartmann, Die recht- 
iche Natur der Kriegsbeschla e, in »Recht und Wirtschaft« (1917), S. 149. — 

Bear in der »Leipziger Zeitschrift« (1917), S.174. — Korsch, Der Anspruch auf 

das Surrogat (Ersaganspruch), namentlich mit Rücksicht auf die Kriegsverhältnisse, 

im »Archiv für zivilistische Praxis., Bd. 114. — Lehmann, Die Sicherstellung 

von Kriegsbedarf und das Verfahren vor dem Reichsschiedsgericht für Kriegs- 

bedarf, in »Recht und Wirtschaft: (1915), S. 234ff. - Lehmann, Die Kregs- 
beschlagnahme als Mittel der Organisation der Rohstoff- und Lebensmittelver- 
sorgung (1916), bei Gustav Fischer, Jena. — Neukamp, Die Wirkungen der 
staatlichen Beschlagnahme, der Enteignung, des Kontrahieru szwanges und 
der eo ungen auf bestehende Schuldverhältnisse, in »Gruchots Beiträgen« 
1915), S.769 ff. — Nord, Öffentlicher Beschlag Badıbindung) und Privatrecht 

sbesondere bei Getreide und Futtermitteln, in der »Deutschen Juristenzeitung: 

191 S. 715. — Oppenheimer und Dohrn, Die Bundesratsverordnung über 

rotgetreide und Mehl s. w. d. a. für 1916, 1. und 2. Teil. — Wimpfheimer, 

Gese&gebung über das Einkaufsmonopol der Zentraleinkaufsgesellschaft m. b. H. 

für ausländisches Getreide und Futtermittel in Theorie und Praxis, in »Recht und 

Wirtschaft« (1916), S. 189, 

Ferner ist eine Abhandlung von mir: Enteignung, Beschlagnahme und Ein- 
tritt in Lieferungsverträge, vom »Archiv für öffentliches Recht« angenommen, aber 
bisher nicht erschienen. 


I. Gegenstand und Entstehung der Beschlagnahme. 


(83 1—6.) 


Der erste Abschnitt des Entwurfs enthält die allgemeinen Be- 
stimmungen, der erste Titel Entstehung und Beendigung der Be- 
schlagnahme. 

Es wäre zu eng, die Geltung der Beschlagnahmeordnung auf Be- 
schlagnahme von Sachen im Sinne des Bürgerlichen Geseßbuchs zu 
beschränken. Sie paßt in erheblichen Teilen auf mit Grund und Boden 
fest verbundene Gegenstände. Dagegen paßt sie nicht auf die Be- 
schlagnahme von ganzen Vermögen oder Vermögensmassen, von 
Rechten und von Grundstücken. Manche Verordnungen, namentlich 
soweit sie die Einfuhr betreffen, sprechen von »Vorräten«. Das ist 


` 


f 
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aber für die allgemeine Beschlagnahmeordnung zu eng; darum ist im 
8 1 der allgemeine Ausdruck »Gegenstände« gewählt. 8 1 spricht aus, 
worauf die Beschlagnahmeordnung anwendbar ist. 


1. Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für die Beschlag- 

nahme von Gegenständen aller 

Sie finden keine Anwendung auf die Beschlagnahme von ganzem 
Vermögen oder Vermögensmassen, von Rechten, insbesondere von 
Forderungen, von Grundstücken sowie auf Beschlagnahmen, welche 
auf Geseten beruhen, die vor dem 1. August 1914 erlassen sind. 

Sie finden Anwendung auf Gegenstände, welche Zubehör oder 
Bestandteil.von Grundstücken sind. 


§ 2 stellt den Gegensag zwischen der ee rn 
und den einzelnen Beschlagnahmeanordnungen klar. lautet: 


82. Gegenstand im Sinne dieser Verordnung ist der durch die 
einzelne Beschlagnahmeanordnung bezeichnete Gegenstand. 


Auch 83 gibt eine allgemeine Definition. Die geltenden Anordnungen 
sprechen gewöhnlich von dem Besißer der Gegenstände, nur ausnahms- 
weise wird statt dessen der Eigentümer genannt. Was unter Besißer 
zu verstehen ist, ist nirgends ausgesprochen. Doch ist schon nach 
ae Recht nicht zweifelhaft, daß nicht der Besitbegriff des 

ürgerlichen Geseßbuchs, sondern ein weiterer Gewahrsamsbegriff 
darunter zu verstehen ist. Der nächste Paragraph lautet: 

83. Besiger im Sinne dieser Verordnung ist, wer Gewahrsam 

irgendeiner Art an dem Gegenstande hat. x 

Für denjenigen, zu dessen. Gunsten die Beschlagnahme erfolgt, haben 
die geltenden Verordnungen keinen Ausdruck. Ein guter und die 
Sache völlig erschöpfender Ausdruck findet sich bei Lehmann (Kriegs- 
beschlagnahmerecht): Beschlagnahmeträger. Der Entwurf nimmt 
als technischen Ausdruck auf. 


84. Beschlagnahmeträger ist derjenige, zu dessen Gunsten die 
Beschlagnahme ergangen ist. Ist kein besonderer Beschlagnahme- 
a enannt, so ist die anordnende Stelle selbst, Beschlagnahme- 

er. | 

Die 88 5 und 6 enthalten die Bestimmungen über die Entstehung 

der Beschlagnahme und entsprechen dem geltenden Recht. Sie ent- 
halten eine Zweifelsregelung. 

8 5. Die Beschlagnahme kann sich auf alle und auf bestimmte Gegen- 
stände eines Besiers erstrecken. 

Sie erfolgt durch Mitteilung an den Besißer und wird mit dem Zu- 
gang der Mitteilung wirksam. 

86. Die Beschlagnahme kann sich auf alle in einem bestimmten 
Bezirk befindlichen Gegenstände erstrecken. 

Sie erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung und wird mit der 
Veröffentlichung wirksam. 


il. Übertragung des Eigentums während der Beschlagnahme. 
Beendigung der Beschlagnahme. 
Im folgenden liegt eine wesentliche konstruktive Änderung gegenüber 
den meisten Bestimmungen des geltenden Rechts. 
Nach einer naheliegenden Auffassung ist die Beschlagnahme ein 
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vorbereitender Zustand, welcher mit der Enteignung 'endet. Die haupt- 
sächliche Wirkung der Beschlagnahme ist, daB Verfügungen über den 
Gegenstand verboten und nichtig sind. Würde man auch diese Wirkung 
“der Beschlagnahme mit der Enteignung endigen lassen, so würde der 
Fall eintreten können, daß ein Gegenstand zwar enteignet ist, der 
frühere Eigentümer aber noch den Besig hat. Er könnte in dieser 
Zeit dann rechtswirksam zugunsten eines gut gläubigen Dritten über 
den Gegenstand verfügen. Dies ist ein unmögliches Ergebnis. Auch 
in der Zeit nach der Enteignung, aber vor der Besigübertragung müssen 
alle unerlaubten Verfügungen nichtig sein. Die Rechtswissenschaft ist 
deshalb schon bei der Auslegung des geltenden Rechts bemüht, die 
Beschlagnahme über den Zeitpunkt der Enteignung hinaus als wirksam 
anzusehen; da, wo die Beschlagnahme jedoch ausdrücklich als mit der 
Enteignung beendigt erklärt wird, wird dann die Nichtigkeit der Ver- 
fügungen in der weiteren Zeitspanne als Wirkung der Aal an- 
esehen. In einigen Verordnungen (zum Beispiel Reichsgetreideordnung 

46) ist dies auch ausdrücklich ausgesprochen. Diese Rechtsauffassung 
indet sich namentlich bei Lehmann, S. 62—63. Bei einer geseg- 
geberischen Neuschöpfung müssen die gleichen Wirkungen, welche 
sowohl vor wie nach der Enteignung bestehen, als Folgen gleichen 
Zustandes erscheinen. Es muß deshalb bestimmt werden, daß die 
Beschlagnahme nicht durch die Enteignung endigt, sondern erst durch 
den Übergang auch des Besites. Die umgekehrte Bestimmung der 
Reichsgetreideordnung, daß die Beschlagnahme mit der Enteignung 
oder mit der. Verfallerklärung endigt, wäre infolgedessen in den Über- 
a o TUNGEN aufzuheben. Die allgemeine Bestimmung des Ent- 

s lautet: 


§ 15. Die Beschlagnahme endigt 


1. wenn das Eigentum auf einen neuen Eigentümer übertragen 
wird, mit der Übertragung des Eigentums und des unmittelbaren 
Besiges auf den neuen Eigentümer; | 


Aus den gleichen Gesichtspunkten darf die Beschlagnahme, wenn 
ein Gegenstand zum eigenen Gebrauch freigegeben wird, noch nicht 
mit der Freigabe, sondern erst mit dem Verbrauche selbst endigen. 
8 15 fährt deshalb fort: 


2. wenn der Gegenstand zum eigenen Verbrauch freigegeben wird, 
mit dem Verbrauch; 


3. wenn der Gegenstand sonst freigegeben wird, mit dem Zugang 
der Anordnung an den Besier. 

Die Übertragung des Eigentums selbst wird von der allgemein 
herrschenden Ansicht nicht als eine Übertragung im zivilrechtlichen 
Sinn, sondern als eine öifentlich-rechtliche Neuschöpfung von Eigentum 
mit der Folge des Unterganges aller früheren Rechte angesehen. Der 
in den Verordnungen angewandte Ausdruck »Übertragung des Eigen- 
tums« scheint zwar dagegen zu sprechen, aber säntliche rechtswissen- 
schaftliche Erörterungen kommen übereinstimmend zu demselben Er- 
gebnis. Die Beschlasxnahmeordnung stellt dies klar, verwendet aber 
gleichfalls aus praktischen, sprachlichen Gründen weiter den Ausdruck 
»Übertragung des Eigentums:. 

87. Das Eigentum kann durch Enteignungsanordnung (§ 8), 

Übernahmeerklärung ($ 12) und freiwillige Überlassung (§ 13) auf 
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eine andere Person oder Stelle (den neuen Eigentümer) übe en 
werden. Wird das Eigentum übe en, so gehen sämtliche Rechte 
an den beschlagnahmten Gegenstand zugunsten des neuen Eigen- 
tümers unter. 


Die Enteignungsanordnung. 


Die Enteignungsanordnung ist nach geltendem Recht das hauptsäch- 
liche Mittel zur Übertragung des Eigentums und soll dies auch bleiben. 
Sie kann nach geltendem Recht nur durch eine staatliche Behörde er- 
lassen werden. (Ausnahmefall 3 2 des Höchstpreisgeseges, der nur 
sehr selten praktisch wird.) Auch hierbei soll es bleiben. 

88. Das Eigentum kann durch Enteignungsanordnung der zu- 
ständigen Behörde übertragen werden. 

Der neue Eigentümer muß in der Enteignungsanordnung benannt 
sein. 

89. Die Enteignung kann sich auf alle oder bestimmte Gegen- 
stände eines Besißers erstrecken. 

Sie erfolgt durch Mitteilung an den Besiter und wird mit dem Zu- 

gang der Mitteilung wirksam. 

Eine Enteignung im größeren Maßstabe ist bisher nur in wenigen 
Fällen (zum Beispiel Reichsgetreideordnung & 44) vorgesehen. er 
Entwurf läßt sie deshalb nur zu, wenn dies in der einzelnen Anordnung 
ausdrücklich bestimmt ist. 

8 10. Die Enteignung kann sich auf alle in einem bestimmten 
Bezirk befindlichen Gegenstände erstrecken, wenn dies in der Be- 
schlagnahmeanordnung zugelassen ist. 

Sie erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung und wird wirksam 
mit Ablauf des Tages, welcher auf den Tag der Ausgabe des amt- 
ee Blattes folgt, in dem die Enteignungsanordnung veröffent- 
icht ist. 

Im folgenden ist eine g über die Wirkung der Rücknahme 
einer Enteignungsanordnung getroffen, um die zivilrechtlichen Rechts- 
verhältnisse klarzustellen. Die Fassung entspricht etwa der neuesten 
Fassung der Verordnung über die Sicherstellung von Kriegsbedarf 
(4. April 1917, Reichsgesetblatt S. 376). 

§ 11. Die zuständige Behörde kann die Enteignungsanordnung 
mit Zustimmung des Beschlagnahmeträgers des neuen Eigentümers 
und des früheren Besițgers widerrufen. Der Widerruf ist an den 
früheren Besiter zu richten. Der Gegenstand ist an den früheren 
Besiger oder an den früheren Eigentümer zurückzugeben. 

Die Rückgabe an den früheren Eigentümer soll nur mit Zustimmung 
des früheren Besißers geschehen. 

Mit der Rückgabe gilt die Übertragung des Eigentums als nicht 
erfolgt, und Rechte, mit denen der Gegenstand zur Zeit der Über- 
tragung des Eigentums belastet war, sowie ein Zurückbehaltungsrecht 
gelten als nicht erloschen. i 


Übernahmeerklärung. 


Die Übernahmeerklärung, welche von einer Zentralkriegsgesellschaft 
dem Besißer zugeht und den sofortigen Eigentumsübergang zur Folge 
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hat, ist eine in der Wissenschaft bisher nicht beachtete, aber in zahl- 
reichen, neueren Beschlagnahmeanordnungen vorkommende Art der 
Eigentumsübertragung. Sie wird nicht nur von Behörden, sondern 
auch von anderen Verwaltungskörpern und halbamtlichen Gesellschaften 
angewandt, ist anderseits in der Regel zeitlich beschränkt. Auch 
kann die Gesellschaft durch sie nur das Eigentum auf sich selbst über- 
tragen, nicht auf einen anderen. Die Ûbernahmeerklärung ist nur als 
S eines bestimmten Typus der förmlichen Beschlagnahme zuzu- 
assen. 
§ 12. Das Eigentum kann durch Übernahmeerklärung in den Fällen 
nn Titels des zweiten Abschnittes 88 56, 57 übertragen 
werden. 


Freiwillige Überlassung, 


Auch die Eigentumsüberlassung wird in der Literatur allgemein nach 
langwierigen Erörterungen nicht als zivilrechtlicher Kauf und zivil- 
rechtliche SIRET en sondern als öÖffentlich-rechtlicher Akt 
aufgefaßt. Dies ist zweifellos richtig für alle Fälle wie diejenigen, 
wenn auf eine Aufforderung hin Gummi oder Fahrradreifen oder Kupfer- 
kessel an Beschlagnahmestellen abgegeben werden, nachdem 
sie beschlagnahmt sind. Hier fehlen alle Elemente des freien Kaufs. 
Der Entwurf bestimmt deshalb: 

. „813. Das Eigentum kann durch freihändige Überlassung ne 
freihändige Veräußerung) auf den Beschlagnahmeträger oder auf eine 
von dem Beschlagnahmeträger bezeichnete Person übertragen 
werden. 

Sehr viel zweifelhafter kann das jedoch in denjenigen Fällen sein, 
in welchen die Verteilung und Verarbeitung nicht rein staatlich statt- 
finden, sondern der Handel und die Fabrikation nur reglementiert sind. 
Wenn die Grundbesiter an die Kommissionäre der Reichsgetreidestelle, 
diese wieder an die Mühlen usw. verkaufen, so steht dies einem freien 
en Kauf jedenfalls erheblich nahe. Trogdem sind auch 

ier die privatrechtlichen Vorschriften über den Kauf nicht allgemein 
anzuwenden, wie ja auch ein besonderes Schiedsgerichtsverfahren aus- 
gebildet ist; anderseits passen die Vorschriften der Beschlagnahme- 
ordnung mit ihrer völligen AusschlieBung des Gewährleistungsanspruchs 

Se unten) erst recht nicht. Für solche Fälle ist das maßgebende 
echt niedergelegt in den Geschäftsbedingungen der Reichsgetreide- 

stelle, und zugunsten dieser Geschäftsbedingungen müssen die Be- 

stimmungen der Reichsbeschlagnahmeordnung in solchen Fällen in 
zu Beschlagnahmeanordnungen für unanwendbar erklärt 
werden. 


Ein Fall der Begründung der Beschlagnahme muß an dieser Stelle 
nachgetragen werden. Wenn eine Enteignung ausgesprochen wird, 
ohne daß vorher eine Beschlagnahme angeordnet war, und wenn der 
Besiß nicht gleichzeitig mit dem Eigentum übertragen wird, so müssen 
hierdurch die Folgen der Beschlagnahme begründet werden. 

814. Durch die Übertragung des Eigentums ohne Übertragung 
des Besißes werden die Wirkungen der Beschlagnahme begründet, 
sofern vorher noch keine Beschlagnahme bestanden hat. 
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Ill. Verfügungen und Veränderungen. 
8 16—19. i 

Der zweite Titel des ersten Abschnittes behandelt Inhalt und 
Wirkungen der Beschlagnahme, und zwar beziehen sich die ersten drei 
Teile auf den Gegenstand selbst, während die folgenden drei Teile die 
Forderung auf Entschädigung für die Entziehung des Eigentums und für 
die Beschlagnahme behandeln. — Der erste Teil betrifft das Verbot. 
der Verfügungen und Veränderungen während der Beschlagnahme. 

Eine der schwierigsten Aufgaben des Entwurfs ist es, abzugrenzen, 
wie weit Verfügungen des Besigers während der Beschlagnahme zu- 
lässig und wirksam sein sollen. Die Beantwortung auch für das 
geltende Recht ist äußerst schwierig. Die Formulierungen in den ver- 
schiedenen Anordnungen sind sehr verschieden, ohne daß ein innerer 
Grund für die Abweichungen vorliegt. Nach dem Höchstpreisgeseß 
sind Verfügungen über den betroffenen Gegenstand nichtig und stehen 
den rechtsgeschäftlichen Verfügungen und den im Wege der Zwangs- 
vollstreckung oder Arrestvollziehung getroffenen gleich. Nach der 
Reichsgetreideordnung dürfen Veränderungen nicht vorgenommen werden, 
desgleichen nicht rechtsgeschäftliche Verfügungen sowie solche im Wege 
der Zwan ur Nach der Verordnung zur Sicherstellung 
von Kriegsbedarf sind Veränderungen verboten und rechtsgeschäftliche 
Verfügungen sowie solche im Wege der Zwangsvollstreckung nichtig. 
Die Schwierigkeiten, die in der Abgrenzung liegen, sind bisher in der 
Literatur kaum beachtetet worden, aber so erheblich, daß hier für das 
ee Recht genauer darauf einzugehen ist. Der nächstliegende Ge- 

anke ist, sämtliche Verfügungen, welche der Besiger während der 
Beschlagnahme vornimmt, schlechthin für nichtig zu erklären. Aber 
man stelle sich die Folgen solcher absoluten Nichtigkeit vor! 

B. hat dem A. zur Zeit des Erlasses der Fahrradreifenbeschlagnahme 
sein Fahrrad geliehen. A. dürfte es ihm nicht wiedergeben oder doch 
nur ohne die Reifen. 

B. hat dem A. einen Posten Gummi verpfändet. Nach der Beschlag- 
nahme und Anmeldung wird die Schuld beglichen und erlischt das 
Pfandrecht; jedoch dari A. den Gummi nicht herausgeben. Für eine 
neue Schuld will B. dem A. den Gummi abermals verpfänden; er soll 
sich nach der Abgabe aus der Ersa&forderung befriedigen: der Pfand- 
vertrag wäre nichtig. 

A. verkauft an B. sein Haus zur Zeit, als die messingnen Ofentüren 
beschlagnahmt sind. Der ganze Hausverkauf oder wenigstens der Teil, 
der die Ofentüren betrifft, wäre nichtig. 

B. hat dem A. einen kupiernen Kessel auf Zeit vermietet Der 
Kessel steht bei A., als Beschlagnahme und Anzeigepflicht eintreten. 
Später, aber bevor die Aufforderung zur Abgabe ergeht, ist der Miet- 
vertrag abgelaufen. A. will den Kessel weiter benuten und will einen 
an Mietvertrag mit B. über ihn abschließen. Der Mietvertrag wäre 
nichtig. 

Diese Beispiele genügen schon, um zu zeigen, daß die Annahme 
der absoluten Nichtigkeit aller Geschäfte zu unmöglichen Folgerungen 
führt, und daß es auch nicht genügt, wenn man nur die Vertügungen 
für zulässig hält, welche aus der Pflicht zur pfleglichen Behandlung 
GLN Irgendwie muĝ eine andere Abgrenzung gefunden 
werden. 
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Zunächst wird man im Anschlu an den allgemeinen rechtlichen 
Sprachgebrauch unter »Verfügungen« alle Veränderungen der dinglichen 
| Rechtslage eines Gegenstandes zu verstehen haben; diese sind also 
nen nichtig. Wie weit man daneben auch Veränderungen in 
er reinen Besiglage und obligatorische Verpflichtungen, die sich auf 
‚| den Gegenstand beziehen, unter »Verfügungen« zu verstehen und mit- 
‚| hin als nichtig zu betrachten hat, kann sich nur aus dem Zweck der 
\ Beschlagnahme ergeben. Dieser ist, die Gegenstände sicherzustellen. 
Hat also eine Sonderbeschlagnahme stattgefunden, so ist jede Besig- 
veränderung unzulässig und jede Verpflichtung, die den Zweck hat, die 
Sache aus dem Gewahrsam dessen zu bringen, bei dem sie beschlag- 
nahmt ist; ebenso bei einer allgemeinen Beschlagnahme sobald der 
Gegenstand angemeldet ist. Vor dem Zeitpunkt der Meldepflicht wird 
man zu unterscheiden haben: Kauf und jedes obligatorische Geschäft, 
welches ein verbotenes dingliches Geschäft zum Gegenstande hat, ist 
auch hier nichtig, dagegen ist die bloße Besigübertragung infolge einer 
Verpflichtung hierzu (Rückgabe der geliehenen oder verpfändeten Sachen) 
zulässig, und sind ferner obligatorische Verpflichtungen, welche nicht 
auf Änderung der dinglichen Rechtslage gehen, zulässig. Nach ge- 
schehener Anmeldung sind Besißveränderungen nicht mehr zulässig 
und obligatorische Verpflichtungen nur insoweit, als sie keine Besig- 
veränderungen bezwecken (zum Beispiel Weitervermietung des Kupfer- 
kessels).. In einem Falle wird man weitergehend auch dingliche Ver- 
fügungen für zulässig halten müssen: bei Sachen, die Bestandteile oder 
Zubehör eines Grundstückes sind. Da ist die notwendige Bindung 
=- -~ durch die Beziehungen zum Grundstücke gegeben; mit diesem können 
sie veräußert werden. 

Soviel zur Auslegung des geltenden Rechts. In derselben Richtung 
wird sich auch der 


8 16. Verfügungen über den Gegenstand sind nichtig. Ver- 
änderungen, insbesondere auch Besigveränderungen sind unzulässig. 

Der gewöhnliche Gebrauch des Gegenstandes, soweit er nicht im 
Verbrauche besteht, ist zulässig. 

Besitveränderungen in Erfüllung bestehender Verbindlichkeiten sind 
zulässig, soweit bei Beschlagnahmen aller in einem bestimmten Be- 
zirk befindlichen Gegenstände keine Anzeigepflicht (8 49) besteht. 
Soweit der Besier zu Handlungen im Interesse des Gegenstandes 

verpflichtet ist, müssen seine Verfügungen wirksam sein. Der Entwuri 
bestimmt: 

8 16. (Fortsegung.) Verfügungen und Veränderung zu dem im 
8 24 bezeichneten Zweck sind zulässig. 

Über die Begründung ‚eines Pfandrechts: vergleiche -unten VII. Der 
> Entwurf bestimmt: 

8 16. (Fortsegung.) Die Begründung von beschränkten dinglichen 
Rechten, insbesondere des Pfandrechts, ist insoweit zulässig, als da- 
durch keine unzulässigen Besitveränderungen erfolgen. 

Die nächste Bestimmung begründet sich aus dem oben über das 
geltende Recht Angeführten: 

8 16. (Fortsegung.) Wenn der beschlagnahmte Gegenstand Zu- 
behör oder Bestandteil eines Grundstücks ist, so sind Verfügungen 
über das Grundstück einschließlich des Gegenstandes nichtig. 

Archiv. Bd. 66. 21 
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Mit Zustimmung des Beschlagnahmeträgers sind Verfügungen | 
und Veränderungen zulässig. Die Zustimmung kann nach ich 
erklärt werden. 


Für die Verfügungen in der en ilt das - Ent- 
sprechende. Über die Begründung eines Piändungspfandrechts vergleiche 
gleichfalls unter VI. 


817. Verfügungen, die im Wege der Zwangsvollstreckung oder 
der Arrestvollziehung erfolgen, sind nichtig. Die Pfändung ist jedoch 
zulässig, soweit sie nicht im Widerspruch zu den Bestimmungen des 
8 16 en insbesondere keine unzulässigen Besißveränderungen ver- 
ursacht. 

Auch das Folgende ergibt sich von selbst. 


8 18. Bestehende und neu erworbene Rechte dürfen nur insoweit 
ausgeübt werden, als die Ausübung nicht im Widerspruch mit den 
Bestimmungen des § 16 steht. 


Rechte dritter Personen an dem Gegenstande dürfen den Verbrauch 
durch den Eigentümer nicht hindern, wenn der Gegenstand zum eigenen 
Verbrauch freigegeben wird. Dies ergibt sich aus dem volkswirtschaft- 
lichen Sinn einer Freigabe zum eigenen Verbrauch. Rechtlich ergibt 
es sich außerdem aus der Konstruktion, daß die Beschlagnahme nicht 
mit der Freigabe zum eigenen Verbrauch endigt, sondern erst mit dem 
Verbrauch selbst. Da die Beschlagnahme fortbesteht, ist das Recht 
des Dritten weiter beschränkt und kann hier nicht irgendwie hindernd 
ee Um keinen Zweifel aufkommen zu lassen, bestimmt der 

ntwurl: 


8 19. Wird der Gegenstand zum eigenen Verbrauch freigegeben, 
so darf der Besiter ihn ohne Rücksicht auf die Rechte anderer Per- 
sonen verbrauchen. 


IV. Insbesondere das Pfandrecht. 


Die Frage, ob ein Pfandrecht an einem beschlagnahmten Gegenstand 
begründet werden kann, hat eine große Literatur hervorgerufen. Das 
Oberlandesgericht Dresden hat in einem Beschluß (Juristische Wochen- 
schrift 1916, S. 973) die Pfändung als zulässig erklärt. Es begründet 
dies damit, daß das Pfandrecht logisch eine Verwertungsmöglichkeit 
fordere, daß diese Verwertung aber in dem vorliegenden Falle (Be- 
schlagnahme von Wolle) durch Verkauf auf dem vorgeschriebenen 
Wege durch die Kommissionäre an die Kriegswollbedarfs- Aktiengesell- 
schaft ausgeführt werden könne. Gundlach (Juristische Wochenschrifte 
1916, S. 1101) bestreitet die Zulässigkeit der Piändung. Er sieht den 
. ausnahmsweise zugelassenen Verkauf nicht als ordnungsmäßige Möglich- 
keit einer Verwertung an und hält deshalb die Begründung des Pfand- 
rechts während der Beschlagnahme für logisch unmöglich. Gegen beide 
richtet sich die Kritik von Lehmann (Kriegsbeschlagnahme, S. 31 ff.). 
Er geht davon aus, daß der »logische: Einwand unbegründet sei. 
wäre sehr wohl möglich, ein Pfandrecht zu begründen, auch wenn zur- 
zeit die Möglichkeit einer Verwertung nicht gegeben sei. Er folgert 
— im Ergebnis mit Gundlach übereinstimmend — für das geltende Recht 
die Unzulässigkeit der Piändung des beschlagnahmten Gegenstandes 
aus wirtschaftlichen Zweckmäßigkeitserwägungen. Für den Gläubiger 
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sei es geradeso gut möglich, statt. des beschlagnahmten Gegenstandes 
die künftige Ersagforderung zu pfänden; da also irgendein Interesse 
an der Zulässigkeit der Pfändung des beschlagnahmten Gegenstandes 
nicht gegeben sein, so sei sie für unzulässig zu halten. 

Die Kritik Lehmanns ist nur so weit richtig, als eine logische Un- 
möglichkeit des Pfandrechts nicht anzuerkennen ist. Seine wirtschaft- 
lichen Ausführungen sind aber meines Erachtens falsch. Der Gläubiger 
ist nämlich erheblich besser daran, wenn er den beschlagnahmten 
Gegenstand pfändet, als wenn er die künftige Ersaßforderung pfändet ; 

1. kann es oft zweifelhaft sein, gegen wen sich die Ersaßforderung 

richten wird, und 

2. kann der Fall eintreten, daß der Gegenstand freigegeben wird. 

In beiden Fällen würde die Pfändung der künftigen Ersaßforderung 
‚dem Gläubiger den erwünschten Vorteil nicht gewähren. _ 

Der Entwurf spricht deshalb die Zulässigkeit sowohl der privat- 
rechtlichen Begründung eines Pfandrechts sowie der Begründung eines 
Pfändungspfandrechts in den schon angeführten 88 16 und 17 aus. 
Diese Bestimmungen bedürfen aber noch einer E Es muß 
ausdrücklich ausgesprochen werden, daß das Pfandrecht an dem Gegen- 
stande bei der Übertragung des Eigentums in ein Pfandrecht an der 
Ersaßforderung, dem sogenannten Übernahmepreis, übergeht. 

8 29. Bestand an dem Gegenstand ein Pfandrecht oder ein Pfän- 
dungspfandrecht, so geht dies auf die Forderung auf den Übernahme- 
reis über. Es hat den Rang vor allen an der Forderung begründeten 

Pfandrechten. 

Die Bestimmung bedarf ferner einer weiteren Ergänzung. 

Wenn die Pfändung des Gegenstandes für unzulässig erklärt 
würde, so müßte die Zulässigkeit der Pfändung der künftigen Ersag- 
forderung ausgesprochen werden. Da umgekehrt die Pfändung des 
Gegenstandes für zulässig erklärt wird, so muß die Pfändung der 
künftigen Ersatforderung ausdrücklich als unzulässig erklärt werden. 
Würde man beide für zulässig erklären, so würden die schwierigsten 
Streitigkeiten über die Prioritätsverhältnisse zwischen den Pfandgläubigern 
unvermeidlich sein. Der Entwurf bestimmt deshalb: 

8 30. Die Forderung des Besigers auf den Übernahmepreis kann 
erst gepfändet werden, wenn das Eigentum an dem Gegenstande auf 
den neuen Eigentümer übertragen ist. 


V. Verpflichtungsgeschäfte. 


88 20—23. 

Der allgemeine Grundsag über neue Verpflichtungsgeschäfte hin- 
sichtlich des beschlagnahmten Gegenstandes entspricht der Regel des 
8 306 des Bürgerlichen Gesetbuchs. 

§ 20. Neue Verpflichtungsgeschäfte, die sich auf den Gegenstand 
beziehen, sind insoweit nichtig, als sie unzulässige Verfügungen oder 
Veränderungen bezwecken. 
Hinsichtlich alter Verpflichtungsgeschäfte gilt in erster Reihe das Bürger- 

liche Recht. 

8 21. Wird es infolge der Beschlagnahme einem Schuldner un- 
möglich, ein Verpflichtungsgeschäft zu erfüllen, so finden die Vor- 

21* 
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schriften des Bürgerlichen Gesetbuchs Anwendung, soweit nicht im 
folgenden etwas anderes bestimmt ist. 


Im folgenden Falle erscheint eine Art gleichmäßiger Verteilung durch 
den Schuldner angemessen. Die Regelung entspricht einer schon im 
Frieden ergangenen Entscheidung des Reichsgerichts über unverschuldete 
Unmöglichkeit (Reichsgericht in Zivilsachen 81 125): 


$ 22. Wird durch eine Beschlagnahme einem Schuldner die volle 
Ertüllung mehrerer Sa Lieferungsverpflichtungen unmöglich, 
so hat T den freigebliebenen Rest auf die Abnehmer verhältnismäßig 
zu verteilen. — 


Besonders schwierig ist die Frage, ob der Gläubiger bei Beschlag- 
nahme eines Gegenstandes, welcher ihm geliefert werden sollte, gegen 
den Schuldner einen Anspruch auf Abtretung der Entschädigungsforderung 
beziehungsweise Herausgabe der erhaltenen Entschädigung hat. Der 
Anspruch kann sich im geltenden Recht nur auf § 281 mit § 323 Ab- 
sat 2 des Bürgerlichen Geseßbuchs stüßen. § 281 hat schon im Frieden 
eine große Literatur hervorgerufen. Er lautet: »Erlangt der Schuldner 
infolge des Umstandes, welcher die Leistung unmöglich 
macht, für den Bee Gegenstand einen Ersag oder einen 
Ersa&tanspruch, so kann der Gläubiger Herausgabe des als Ersag 
Empfangenen oder Abtretung des Ersaßanspruches verlangen usw.« 

Übereinstimmung herrscht, daß dieser Ersa gefordert werden kann 
im Falle eines Anspruchs gegen einen Dritten wegen Zerstörung oder 
Entziehung des geschuldeten Gegenstandes, bei Ansprüchen aus Ver- 
sicherung und aus sofortiger Enteignung. Streit besteht bei Ansprüchen 
aus einer anderweitigen Veräußerung des Gegenstandes. Es wird näm- 
lich angeführt, daß in diesem Falle ein Erwerb auf Grund eines anderen 
van stattfinde, nicht »infolge des Umstandes, welcher die Leistung 
unmöglich machte (commodum ex negotiatione, commodum ex re). — 
Die herrschende Meinung faßt dementsprechend 8 281 als Surrogations- 
prinzip auf, aber nur bei Veränderung ohne Eingreifen des Schuldners, 
nicht bei Schaffung neuer Werte durch geschäftliche Tätigkeit des 
Schuldners. 

Auf unseren Fall angewendet, ergibt dies die Schwierigkeit, daß der 
Umstand, welcher die Leistung unmöglich macht, schon die Beschlag- 
nahme ist, dagegen der Umstand, durch welchen der Ersatanspruch er- 
langt wird, nicht die Beschlagnahme, sondern entweder die Enteignung 
oder die unter der angedrohten Enteignung vorgenommene sogenannte 
freiwillige Veräußerung ist. Für das geltende Recht ist deshalb die Be- 
rechtigung des Gläubigers, den Ersag gemäß $ 281 zu fordem, recht 
zweifelhait. Lehmann nimmt die Berechtigung allerdings an, indem er. 
in vorzüglichen wissenschaftlichen Ausführungen die wirtschaftliche Einheit 
von Beschlagnahme und demnächst folgenden Eigentumsübertragung 
nachweist.. 

rn Entwurf muß sich zweifellos auf den gleichen Standpunkt 
stellen. 


23. Wird die aus einem gegenseitigen Vertrage dem einen Teil 
obliegende Lieferung durch die Beschlagnahme unmöglich und verlangt 
der andere Teil Herausgabe des für den geschuldeten Gegenstand er- 
langten Ersages oder Abtretung des erlangten Ersaganspruches (§ 323, 
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281 des Ela a ee. so ist der eine Teil zur Abtretung 
des Anspru auf den Übernahmepreis oder Herausgabe des als 
Übernahmepreis Empfangenen verpflichtet. 


Das Vorstehende sind die wichtigsten Streitfragen aus dem Bürger- 
lichen Recht, welche innerhalb der Beschlagnahmeordnung zu regeln 
sind. Auch aus § 447 können sich viele Zweifel ergeben, zum Beispiel 
wenn die Beschlagnahme beim Spediteur erfolgt ist und die Frage der 
Übergabe zweifelhaft ist; aber diese Fragen müssen aus dem Bürger- 
lichen Recht gelöst werden und können nicht in die Beschlagnahme- 
ordnung aufgenommen werden. 


VI. Pflichten des Besikers. 
88 24—27. 


Die Fassung der Pflichten des Besißers während der Beschlagnahme 
im Entwurf entspricht dem geltenden Recht der am besten durch- 
gearbeiteten Verordnungen. 


§ 24. Während der Dauer der Beschlagnahme ist der Besiter ver- 
a den Gegenstand zu verwahren und pileglich zu be- 
andeln. 

Er ist verpflichtet, alle zur Erhaltung des Gegenstandes notwendigen 
Handlungen vorzunehmen. Nimmt der Besiger eine zur Erhaltung 
des Gegenstandes notwendige Handlung binnen einer ihm von einer 
zuständigen Behörde gesetten Frist nicht vor, so kann die Behörde 
die erforderlichen Arbeiten auf seine Kosten anderweit vornehmen 
lassen. Der Besiter hat die Vornahme auf seinem Grund und Boden 
und mit den Mitteln seines Betriebes zu gestatten. 


Auch die nächste Bestimmung entspricht dem geltenden Recht, wird 
ee ven als Folge der Enteignung, nicht der Beschlagnahme auf- 
gefaßt. 

8 25. Nach der Übertragung des Eigentums ist der Besißer ver-' 

Ben den Gegenstand dem neuen Eigentümer herauszugeben, ins- 

esondere ihn auf Verlangen und Kosten des Beschlagnahmeträgers 
oder des neuen Eigentümers zu überbringen, zu übersenden oder nach 
seinen Anweisungen zu verladen. 

Er hat den Gegenstand, ohne Rücksicht auf die endgültige Fest- 
setung des. Preises, herauszugeben. 

Aus der Auffassung der ’Eigentumsübertragung als eines Öffentlich- 
rechtlichen Aktes folgt, daß an den Besiter Gewährleistungsansprüche 
nicht gestellt werden können, nur wenn der Tatbestand der 55 823 oder 
826 des Bürgerlichen Gesegbuchs gegeben ist, sind Ersaßansprüche gegen 
ihn gerechtfertigt. Die Zulässigkeit dieser Ersagansprüche schon nach 
geltendem Recht wird von Lehmann (Kriegsbeschlagnahme, S. 48) 
mit zweifelhaften Gründen verteidigt und als durchaus notwendig be- 
fürwortet. Der Entwurf hat sie aufgenommen. Ich halte die Zulassung 
allerdings praktisch nicht für erheblich, weil der angerichtete Schaden 
meist kein Vermögensschaden sein wird, sondern darin bestehen wird, 
daß Vorräte der Gemeinwirtschaft entzogen werden, und weil ein solcher 
ee nach §§ 823, 826 des Bürgerlichen Geseßbuchs nicht ersag- 

g ist. 
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8 25. Gewährleistungsansprüche gegen den Besiter aus der Über- 
ie Eigentums finden nicht statt. 

ie Vorschriften der 88 823, 826 des Bürgerlichen Gesetbuches 
bleiben unberührt. 


Es ist schon oben (ll. a. E.) erwähnt worden, daß die Ausschließung der 
Gewährleistungsansprüche auf eine vollständige Organisation der Ratio- 
nierung eines Lebensmittels mit reglementierter Erzeugung, Handel und 
Verteilung nicht paßt. Der vorstehende Paragraph wäre also zum Bei- 
spiel in einer neuen Fassung der Reichsgetreideordnung (siehe § 82 

es Entwurfes) für nicht anwendbar zu erklären und statt dessen auf 
die allgemeinen Bedingungen der Reichsgetreidestelle zu verweisen. 

Die Entscheidung von Streitigkeiten über Lieferung usw. erfolgt schon 
jest durch die höhere Verwaltungsbehörde (vgl. unten XI. am Ende). 

er Entwurf gibt das geltende Recht in der Form der am besten durch- 
gearbeiteten Verordnungen wieder. 


$ 27. Alle Streitigkeiten zwischen dem Beschlagnahmeträger, dem 
neuen Eigentümer und dem Besiter über die Lieferung, die Auf- 
bewahrung, die Versicherung und den Eigentumsübergang entscheidet 
endgültig die höhere Verwaltungsbehörde des Ortes, von dem die 
Lieferung erfolgen soll. Sie bestimmt auch darüber, wer die baren 
Auslagen des Verfahrens zu tragen hat. 

Ansprüche auf Grund der §§ 823, 826 des Bürgerlichen Gese&buchs 
sind im ordentlichen Rechtsweg zu verfolgen. 


Für einige Fälle der Beschlagnahmen, welche zugunsten einer Zentral- 
Bee nal ergangen sind, besteht jugt eine andere Zuständigkeit. Der 

ntwurf segt deshalb für diese Fälle die Zuständigkeit anders fest. 
(Vgl. 88 71, 72 des Entwurfs.) | 


VII. Übernahmepreis, Verwahrungsentschädigung. 
8S 28—48. 


Die folgenden Bestimmungen behandeln den Anspruch, welcher aus 
der zwangsweisen Übertragung des Eigentums entsteht. Hierfür sind 
bis jest die Ausdrücke »Entschädigungsanspruch, Ersaßanspruch, Über- 
nahmepreis« üblich. Der Entwurf verwendet den Ausdruck :Übernahme- 
preis: und »Forderung auf den Übernahmepreise. Für die Vorschriften 
über den Übernahmepreis macht es keinen Unterschied, ob die Über- 
tragung des Eigentums durch Enteignungsanordnung, Übernahmeerklärung 
oder freihändige Veräußerung eriolgt ist. . 

Der Entwurf regelt zunächst den Fall, daß nur eine Person als Be- 
rechtigter in Frage kommf und bezeichnete diese Person als Besißer. 
Ob es praktisch ist, grundsäßlich als Berechtigten den Besiger oder 
Eigentümer anzusehen, und über die weiteren hieraus sich ergebenden 
Fragen siehe unten. 

Es stehen sich also zunächst gegenüber der Besiter, der Beschlag- 
nahmeträger, der neue Eigentümer (welcher ja mit dem Beschlagnahme- 
träger nicht identisch zu sein braucht) sowie andere Personen (ins- 
besondere Pfandgläubiger), welche ein Recht an dem Gegenstande haben. 


§ 28. Für die Übertragung des Eigentums an den neuen Eigen- 
tümer erhält der Besiter eine Entschädigung (Übernahmepreis). 


Wer zur Zahlung des Übernahmepreises nach geltendem Recht ver- 
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pflichtet ist, darüber gibt es keine ausdrückliche Vorschrift. Es ist an- 
zunehmen, daß bei Enteignung die anordnende Behörde oder der Be- 
schlagnahmeträger, bei freihändiger Veräußerung der neue Eigentümer 
zahlungspflichtig ist. Ä 

Der Entwurf stellt sich auf den Standpunkt, daß stets der Beschlag- 
nahmeträger als Verpflichteter angesehen werden soll, und daß der 
neue Eigentümer nur gleichfalls berechtigt zur Bezahlung sein soll. 
Es ist dies im Interesse von Dritten, welche die Forderung pfänden 
wollen, als praktisch anzusehen. 


8 28. (Fortsegung.) Verpflichtet zur Zahlung des Übernahmepreises 
ist der Beschlagnahmeträger. Der neue Eigentümer ist zur Bezahlung 
des Übernahmepreises berechtigt. 


Die folgende Vorschrift ist schon oben (IV.) erörtert. 

§ 20. Bestand an dem Gegenstande ein Pfandrecht oder ein 
Pfändungspfandrecht, so geht dies auf die Forderung auf den Über- 
nahmepreis über. Es hat den Rang vor allen an der Pfändung be- 

ündeten Pfandrechten. Auf das Piandrecht finden die Vorschriften 

es Bürgerlichen Geseßbuchs und der Zivilprozeßordnung Anwendung. 


Die nächste Vorschrift enthält eine Abweichung von den Grundsäßen 
des Bürgerlichen Rechts. Sie ist notwendig. Der entsprechende Fall 
kann im Bürgerlichen Recht nicht vorkommen, weil zur Begründung 
eines Pfandrechts an einer Forderung Mitteilung an den Drittschuldner 
notwendig ist. 

8 29. (Fortsegung.) Der Beschlagnahmeträger wird jedoch befreit, 
wenn er oder der neue Eigentümer ohne Kenntnis des Pfandrechts 
an den Besiter zahlt. 

Erhält der Beschlagnahmeträger oder der neue Eigentümer von 
dem Bestehen eines Pfandrechts Kenntnis, so soll er dies unverzüg- 
lich dem anderen Teil mitteilen. 


Auch die folgende Bestimmung ist schon oben (TV.) begründet. 


$ 30. Die Forderung des Besiters auf den ‘Übernahmepreis kann 
erst gepfändet werden, wenn das Eigentum an dem Gegenstande 
auf den neuen Eigentümer übertragen ist. | 
Wenn die Forderung auf den Übernahmepreis gepfändet ist oder 

sonst ein Recht einer anderen Person an ihr besteht, so bestimmen sich 
die Vorschriften über die ans bzw. Hinterlegung nach den Vor- 
schriften des Bürgerlichen Gese&buchs und der Zivilprozeßordnung. 

Die folgende Bestimmung enthält eine Sondervorschrift. Durch sie 
wird klargestellt, daß an dem ausgezahlten Gelde nicht etwa dingliche 
Rechte Dritter bestehen können. Es wird auf diese Weise die schlechte 
und gänzlich wertlose Konstruktion des § 1247 des Bürgerlichen Geset- 
buchs vermieden, die nur zu theoretischen Künsteleien führt, ohne prak- 

tisch irgend etwas zu bedeuten. 

§ 31. Wird der Übernahmepreis rechtswirksam an den Besiter 
ausgezahlt, so geht der Erlös auf den Besißer über, und es bleiben 
nur persönliche Ausgleichforderungen zurück. 

Die nächste Bestimmung gibt die Grundsäße für die Festseßung des 
Übernahmepreises. Sie entspricht der Formulierung im Höchstpreis- 
geseß und in der Verordnung über übermäßiger Preissteigerung sowie 
vieler anderer Verordnungen. In der Formulierung und inhaltlich anders 
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ist nur die Bestimmung in der Verordnung zur Sicherstellung des Kriegs- 
:bedarfs, welche lautet: »Der Übernahmepreis wird unter Berücksichti- 

ng des Friedenspreises zuzüglich eines nach den Verhältnissen des 

inzelfalls angemessenen Gewinns durch ein Schiedsgericht endgültig 
festgesegt. Bei den am 31. Juli 1914 aus dem Auslande eingeführten 
Gegenständen ist an die Stelle des Friedenspreises der Einstandspreis 
des Einführenden zu berücksichtigen.«e Diese Bestimmung mag für den 
Bereich der Verordnung zur Sicherstellung von re aufrecht- 
erhalten werden, für die übrigen Verordnungen schlägt der Entwurf 
das Folgende vor: 

8 32. Der Übernahmepreis ist unter Berücksichtigung der Güte und 
Verwendbarkeit des Gegenstandes sowie des Höchstpreises, und bei 
Gegenständen, für die kein Höchstpreis besteht, des Einkaufs-, Her- 
stellungs- oder Erzeugunspreises festzusegen. 

Handelt es sich um Gegenstände, deren Höchstpreise sich zu be- 
stimmten Zeiten ändern, so ist der zur Zeit des Eigentumsübergangs 
geltende Höchstpreis maßgebend. 

Um zu erzwingen, daß es in den meisten Fällen nicht erst zur Ent- 
eignung kommt, sondern vorher eine «freihändige« Abgabe erfolgt, muß 
im Falle der Enteignung der Höchstpreis erheblich herabgesegt werden 
können. Das ist praktisch schon jett der bestehende Rechtszustand. 
Das Höchstpreisgeset enthält allerdings eine derartige Bestimmung nicht, 
sondern. sie ist nur in den preußischen Ausführungsbestimmungen ent- 
halten — was meines Erachtens unzulässig ist —, wird aber angewendet 
und tut ihre Wirkung. 

§ 32. (Fortseßung). Im Falle der Enteignung kann der Preis bis 
zu 20 vom Hundert herabgesett werden. 


Die folgende Bestimmung ‚regelt das Verfahren bei der Festseßung 
des Übernahmepreises und entspricht großenteils dem geltenden Recht. 
Über die Zuziehung von Pfandgläubigern und deren Zustimmung ent- 
hält das geltende Recht nichts. Andersartig ist im geltenden Recht nur 
die Regelung nach der Verordnung zur Sicherstellung von Kriegsbedarf, 
nach der das Reichsschiedsgericht für Kriegsbedarf entscheidet. Hierbei 
soll es im Bereich dieser Verordnung bleiben. Der Entwurf bestimmt: 


8 33. Kommt .eine Einigung über die Gewährung und Höhe des 
Übernahmepreises nicht zustande, so entscheidet endgültig die höhere 
Verwaltungsbehörde des Ortes, von dem aus die Lieferung erfolgen soll. 

Die höhere Verwaltungsbehörde soll dem Besißer Gelegenheit zur 
Äußerung geben und Sachverständige hören. 

Die Zustimmung eines Pfandgläu igers ist zur Einigung nicht er- 
forderlich. Die höhere Verwaltungsbehörde braucht einen Pfand- 
gläubiger nicht zu hören. 

Auch die folgende Bestimmung entspricht großenteils dem geltenden 
Pa abgesehen von der Verordnung über Sicherstellung von Kriegs- 
edarf. 

§ 34. Der Beschlagnahmeträger hat vor der endgültigen Entscheidung 
vorläufig den voa ihm als angemessen erachteten Preis zu bezahlen. 

Die Bezahlung erfolgt spätestens 14 Tage nach Abnahme. Für 
streitige a beginnt die Frist mit dem Tage, an dem die 
Entscheidung der höheren Verwaltungsbehörde dem Beschlagnahme- 
träger zugeht. 
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Hiermit sind die Vorschriften, soweit nur ein Berechtigter in Frage 
kommt, erschöpft. Schwierig wird die Rechtslage aber dann, wenn 
Besißer und Eigentümer nicht dieselben Personen sind. Der Entwurf 
geht davon aus, daß der Besiger der Berechtigte sein soll, und gibt nur 

em runs gewisse Rechte, welche er geltend machen kann. Er 
grenzt die Rechtstellung des Eigentümers, des Besiters und dritter Be- 
rechtigter scharf voneinander ab und schafft so ein festes Rechtssystem 
für alle Beteiligten, so daß diese nicht mehr von dem Ermessen der 
auszahlenden Behörde abhängig sind. 

In den meisten Verordnungen des geltenden Rechts ist über die ganze 
Frage nichts bestimmt. Nur die Verordnung über Sicherstellung von 
Kriegsbedarf in ihrer neuesten Fassung hat eine Lösung des Problems 
versucht. Die Lösung steht in erheblichem Gegensaß zu der Lösung 
des Entwurfs, und sie hat cE nne der Lösung des Entwurfs erheb- 
liche Vorteile, aber auch erhebliche Nachteile. Der Vorteil ist, daß die 
Lösung viel einfacher ist, der Nachteil, daß alles ins Ermessen der Be- 
hörde gestellt ist und die Rechtslage der einzelnen Beteiligten nicht 
klar voneinander abgegrenzt wird. Immerhin ist auch diese Lösung 
nicht ohne weiteres von der Hand zu weisen, und es sei deshalb im 
folgenden, bevor die Vorschriften des Entwurfs dargestellt und begründet 
werden, auseinandergesegt, wie die Lösung der Verordnung über Sicher- 
stellung von Friedensbedarf, in den Rahmen und in die Technik des 
Entwurfs gebracht, aussehen müßte. 

Ihr Grundsaß ist, den Eigentümer für berechtigt zu erklären und im 
Zweifel den Besiter für den Eigentümer anzusehen. | 

Es würden bei dieser Lösung die 88 28 - 47 des Entwurfs wegfallen 
und an ihre Stelle die folgenden gen treten, wobei die wesent- 
al Bestimmungen in den § 28 Absa 3, § 31 und § 34 Absat 3 
iegen. 

'& 28. Für die Übertragung des Eigentums an den neuen Eigentümer 

nien der bisherige Eigentümer eine Entschädigung (Übernahme- 

preis). 

Verpflichtet zur Zahlung des Übernahmepreises ist der Beschlag- 
nahmeträger. Der neue Eigentümer ist zur Zahlung des Übernahme- 
preises berechtigt. 

Wer den Gegenstand zur Zeit der Enteignung besit, gilt zugunsten 
des Verpflichteten als Eigentümer, es sei denn, daß dem Verpflichteten 
bekannt ist, daß ihm das Eigentum nicht zusteht. 


§ 29 und § 30. Wie § 29 und 30 des Entwurfs, nur statt »Besißer« 
bisheriger Eigentümer.. 

8 31. Aus dem Übernahmepreise sind die Ansprüche anderer Per- 
sonen, die auf die enteigneten Gegenstände Anwendungen gemacht 
haben, oder denen an dem Gegenstand ein dingliches Recht oder ein 
Zurückbehaltungsrecht zusteht, vorweg zu befriedigen, soweit solche 
Ansprüche bis zur Festsegung des Übernahmepreises bei dem Be- 
schlagnahmeträger angemeldet und glaubhaft gemacht sind. 


8 32. Wie § 31 des Entwurfs, nur statt »Besiter« »Eigentümer«. 
8 33. Wie & 32 des Entwurfs. 


8 34. Kommt eine Einigung über die ans und Höhe des 
Übernahmepreises nicht zustande, so entscheidet die höhere Ver- 
waltungsbehörde -des Ortes, von dem aus die Lieferung erfolgen soll. 
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Die höhere Verwaltungsbehörde soll dem bisherigen Eigentümer 
Gelegenheit zur Äußerung geben und Sachverständige hören. 
Die Zustimmung der Beteiligten zur Einigung ist nicht erforderlich, 
die höhere Verwaltungsbehörde soll die Beteiligten vor der Entscheidung 
hören. 


§ 35. Wie 8 34 des Entwurfs. 


Der Entwurf hat sich dieser Regelung nicht angeschlossen, sondern 
erklärt in erster Reihe den Besißer für anspruchsberechtigt. Hierbei er- 
geben sich folgende Möglichkeiten. 

en Ist der Besißer nicht der bisherige Eigentümer, so gelten 
außeadem die folgenden Bestimmungen. 

Hierbei können sich drei verschiedene Fälle ergeben. 

Fall 1. Der Eigentümer ist einverstanden damit, daß die Auszahlung 


an den Besiter erfolgt. Er will nur zu dem Verfahren über die Fest- ° 


seßung der Höhe des Übernahmepreises zugezogen werden. Ähnliche 
Vorschriften in einigen Verordnungen lauten: »Ist der Verpflichtete nicht 
zugleich der Eigentümer, so kann auch der Eigentümer die Festsegung 
des Preises durch die höhere Verwaltungsbehörde herbeiführen. Sein 
Recht erlischt, wenn er nicht binnen 3 Monaten nach Mitteilung des 
Preisangebots an den Verptlichteten davon Gebrauch macht.« 

Der § 36 des Entwurfs baut dieses Verfahren aus. 


8 36. Der Eigentümer kann unter Glaubhaftmachung seines Eigen- 
tums beantragen, zu dem Verfahren über Gewährung und Höhe des 
Übernahmepreises hinzugezogen zu werden. Der Antrag ist an den 
Beschlagnahmeträger zu richten. Schwebt das Verfahren schon vor 
der höheren Verwaltungsbehörde, so kann er auch an die höhere 
Verwaltungsbehörde gerichtet werden. Wird der Antrag gestellt, so 
ist für die Einigung des § 33 die Zustimmung des Eigentümers er- 
forderlich und soll dem Eigentümer in dem Verfahren des § 33 Ge- 
legenheit zur Äußerung gegeben werden. 

er Antrag kann nur binnen 3 Monaten nach Mitteilung des Preis- 
angebots an den Besiter gestellt werden. Ist schon vor der Stellung 
des Antrags eine Einigung erfolgt, so wird sie unwirksam. 

Liegt schon eine Entscheidung der höheren Verwaltungsbehörde 
vor, so kann der Antrag nicht mehr gestellt werden. 


Fall 2. Der Eigentümer kann ferner beantragen, daß die Auszahlung 
an ihn erfolgt, und der Besiger kann dieser Auszahlung an den Eigen- 
tümer zustimmen. Das ist der zweite Fall. 

Die Folge dieser Erklärungen soll sein, daß der Anspruch des Be- 
sigers auf den Übernahmepreis untergeht und statt dessen ein Anspruch 
des Eigentümers auf den Übernahmepreis entsteht. Diese Ansprüche 
sollen jedoch nicht als dieselben gelten, und es sollen Rechte, welche 
etwa Pfandgläubiger an den Ansprüchen des Besiters haben, an dem 
Anspruch des Eigentümers nicht weiter bestehen. Dies ist dadurch be- 
gründet, daß der Besiger der Auszahlung an den Eigentümer nur dann 
zustimmen wird, wenn er materiell keinen Anspruch auf den Erlös oder 
einen Teil des Erlöses hat. Dann aber haben auch Gläubiger des Be- 
sigers, welche seinen Anspruch gepfändet haben, materiell kein Recht 
auf den Anspruch des Eigentümers. 
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Es liegt allerdings die Möglichkeit vor, daß dieses Mittel zu einer Ver- 
schiebung des Anspruchs benußt wird, indem ein Beliebiger, der mit 
dem Besiter unter einer Decke steckt, als Eigentümer angegeben wird, 
und der Besiger der Auszahlung an diesen Eigentümer zustimmt. 

Der Schuß gegen diesen Mißbrauch liegt im Betrugsparagraphen des 
Straigeseghuches. Geschädigt wäre der Pfandgläubiger, der Irrtum 
wäre beim Beschlagnahmeträger erregt; nach der anerkannt herrschenden 
Meinung ist ja Einheit zwischen dem Beschädigten und dem Getäuschten 
nicht erforderlich. Der Entwurf bestimmt also: 


§ 37. Der Eigentümer kann unter Glaubhaftmachung seines Eigen- 
tums der Auszahlung des Übernahmepreises an den Besißer wider- 
sprechen. Stimmt der Besiter der Auszahlung des Übernahmepreises 
an den Eigentümer zu, so geht sein Anspruch zugunsten des Eigen- 
tümers unter. Die u Eag wird wirksam, sobald sie 
dem Beschlagnahmeträger zugeht. Sie kann schon vor der Über- 

` tragung des Eigentums erklärt werden. Dem neuen Eigentümer soll 
unverzüglich Mitteilung von dieser Zustimmung gemacht werden. 

Die Zustimmungserklärung ist wirksam ohne Rücksicht darauf, ob 
der Besiger sonst über Ansprüche zu verfügen berechtigt ist. 

Die §§ 28—34 finden auf den Eigentümer Anwendung. 


Fall 3. Der wichtigste und schwierigste Fall ist derjenige, daß der 
Eigentümer der Auszahlung an den Besißer widerspricht, ohne daß der 
Besiter der Auszahlung an den Eigentümer zustimmt. In diesem Fall 
soll es immer zur Hinterlegung kommen. Um den hinterlegten Erlös 
soll nachher der Rechtsweg für alle Beteiligten gegeben sein. Schon 
nach den bisherigen Vorschriften ist in zweifelhaften Fällen die. Hinter- 
legung für zulässig erklärt, doch hängt es in weitem Grade vom Er- 
messen der Behörde ab, ob überhaupt hinterlegt wird und wer als Be- 
teiligter benannt wird. | 


8 238. Der Eigentümer kann unter Glaubhaftmachung des Eigen- 
tums der Auszahlung des Übernahmepreises an den Besiter wider- 
sprechen, auch ohne daß der Besiter der Auszahlung an den Eigen- 
tümer zustimmt. Der Widerspruch wird wirksam, sobald er dem 
Beschlagnahmeträger zugeht. Er kann schon vor der Übertragung 
des Eigentums erklärt werden. Dem neuen Eigentümer soll unver- 
züglich Mitteilung von dem Widerspruch gemacht werden. 


Die folgende Bestimmung ist konstruktiver Natur. Wie sie vor- 
zustellen ist, ist nicht ganz einfach. Es ist aber unerheblich, da direkte 
praktische Folgerungen daraus nicht zu ziehen sind, sondern sie nur 
der Überleitung in einen klaren Rechtszustand an dem hinterlegten Er- 
löse dient. Das Wesentliche ist die Hinterlegungspflicht. 


§ 39. Der Widerspruch bewirkt, daß die Forderung auf den Über- 
nahmepreis dem Eigentümer zusteht, und daß der Besiter dieselben 
sr an der Forderung hat, welche ihm an dem Gegenstand zu- 
standen. 

Der Beschlagnahmeträger hat den Übernahmepreis zugunsten des 
Eigentümers und des Besiters zu hinterlegen. 


Das Folgende ist sachgemäß. 


8 40. Ist Widerspruch erhoben, so ist für die Einigung des § 33 
die Zustimmung des Besiters und des Eigentümers notwendig. In 
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dem Verfahren des § 33 soll dem Besißer und Eigentümer Gelegen- 

heit zur Äußerung gegeben werden. 

Wenn dritte Personen Rechte an der Forderung des Besiters hatten, 
und durch den Widerspruch des Eigentümers die Forderung nachher 
auf den Eigentümer übergeht und der Besißer nun seinerseits Ansprüche 
an diese Forderung hat, so sollen auch die Rechte Dritter, welche an 
der Forderung auf den Übernahmepreis bestanden, auf die Ansprüche 
des Besigers an der Forderung des Eigentümers übergehen. Dies muß 
besonders ausgesprochen werden, weil es der sachlichen Lage entspricht 
und unerwünschten Semen begegnet werden muß, die etwa aus 
der juristischen Konstruktion gezogen werden könnten. 


8 41. Ist die Forderung des Besiķers gegen den Beschlagnahme- 
träger gepfändet, so wirkt dies gleichzeitig als Pfändung der An- 
sprüche, welche dem Besiter an der Forderung des Eigentümers gegen 

en Beschlagnahmeträger gemäß § 39 zustehen. 


Die folgende Vorschrift u anderweitigen Folgerungen, welche 
etwa aus dem Bürgerlichen Geseßbuch oder der Zivilprozeßordnung 
gezogen werden könnten. 


& 41. (Fortsegung.) Ist die Forderung des Besiters oder des Eigen- 
tümers gepfändet und überwiesen, so muß troßdem die Hinterlegu 
($ 39) erfolgen. Der Pfandgläubiger muß neben dem Besiter und 
dem Eigentümer als Beteiligter benannt werden. 

Das gleiche gilt für ein durch Rechtsgeschäfte oder gemäß § 29 
erworbenes Pfandrecht. 


Im folgenden ist das Verfahren bis zur Hinterlegung geregelt. 


8 42. Die höhere Verwaltungsbehörde entscheidet endgültig darüber, 
ob und an wen die Auszahlung des Erlöses oder ob und zu wessen 
Gunsten die Hinterlegung zu erfolgen hat. 


Weil sonst der Beschlagnahmeträger durch schnelles Handeln das 
Recht der Beteiligten, die Entscheidung der höheren Verwaltungsbehörde 
anzurufen, illusorisch machen könnte, hat der Entwurf die folgende Be- 
stimmung aufgenommen: Ä 


8 42, (Fortsegung.) Diese Entscheidung ist auch zu treffen, wenn 
die Auszahlung oder Hinterlegung schon erfolgt ist und eine gemäß 
der Vorschriften der Beschlagnahmeordnung unzulässige Auszahlung 
oder Hinterlegung behauptet wird. 


Das Folgende bezieht sich auf die beiden vorhergehenden Absäße. 


§ 42. (Fortsegung.) In diesem Verfahren sind auch Pfandgläubiger 
zu hören. Die Entscheidung muB auch auf Antrag eines- Pfand- 
gläubigers erfolgen. 


Aufgabe der nächsten Vorschriften ist es, in möglichster Übereinstimmung 
mit den Vorschriften des Bürgerlichen Rechts klare und sachgemäße 
Bestimmungen über die Verteilung des hinterlegten Erlöses zwischen 
den Beteiligten zu treffen. 

Als erster Grundsag wird aufgeführt: 

Š 43. Bei Hinterlegung steht der Erlös dem Eigentümer zu, sowie 
nicht im folgenden etwas anderes bestimmt ist. 

Die nächste‘ Bestimmung enthält den Grundsaß für die Berechtigung 
des Besißers an dem hinterlegten Erlös. Die Bestimmung wird aller- 
dings selten praktisch werden. Man kann sich etwa einen Nießbrauch 
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an einer fruchttragenden Sache denken, der sich nun in den Nießbrauchen 
am hinterlegten Erlöse (Zinsen) umwandelt, aber die Vorschrift ist 
wichtig als Grundlage für die später folgenden Bestimmungen. 


8 44. Stand dem Besiter ein den Gegenstand betreffendes Recht 
irgendwelcher Art zu, welches sich durch die Veränderung des Gegen- 
standes seiner Natur nach nicht ändert, so hat der Besiter an dem 
Erlös dieselben Rechte, welche er an dem Gegenstande hatte. 


= Folgende entspricht den allgemeinen Grundsäßen über das Pfand- 
recht. 

3 45. War der Besiter Pfandgläubiger und ist die Forderung noch 
nicht fällig, so dauert die Hinterlegung fort, bis der Besiter zur Ver- 
wertung des Pfandes berechtigt ist. 

Der Eigentümer ist, jedoch berechtigt, die Auszahlung zu verlangen, 
soweit der hinterlegte Betrag offenbar die Forderung einschließlich 
Zinsen und Kosten übersteigt. | 

Das gleiche gilt im Verhältnis anderer Pfandgläubiger zum Eigen- 
tümer oder Besiter. 

Im folgenden gibt der Entwurf eine meines. Erachtens praktische 
Regelung für den Fall, daß der Besißer ein Vertragsrecht hat. 


§ 46. War der Besißer infolge eines Vertrages oder Zurück- 
behaltungsrechts zum Besig der Sache berechtigt, so steht ihm von 
dem Erlöse der Betrag zu, auf den er gegen den Eigentümer einen 
Anspruch aus demselben rechtlichen Verhältnis hat. 


Die folgende Bestimmung ordnet die Zulassung des Rechtsweges an 
und entspricht dem geltenden Recht, wenn dies auch nirgends aus- 
drücklich ausgesprochen ist. 

8 47. Für Streitigkeiten zwischen den Beteiligten um den aus- 
ea oder hinterlegten Erlös sind die ordentlichen Gerichte zu- 
ständig. 
Andere wichtige zivilrechtliche Verhältnisse, welche der Entwurf ge- 

legentlich der Hinterlegung zu regeln hätte, sind mir nicht bekannt. 


Neben der Forderung für die Übertragung des Eigentums (Übernahme- 
preis) kann dem Besißer eine Entschädigung dafür gewährt werden, 
daß er den Gegenstand längere Zeit während der Beschlagnahme be- 
sessen hat und ihn verwahren mußte, aber nicht verwerten durite. Der 
Entwurf bezeichnet diese Entschädigung als Verwahrungsentschädigung. 
Einige Bestimmungen des geltenden Rechts gewähren diese Verwahrungs- 
entschädigung, jedoch nur, wenn im einzelnen Fall besondere Billig- 
keitsrücksichten vorliegen. Der Entwurf stellt sich auf den gleichen 
Standpunkt. Er läßt aber über diese Biliigkeitsrücksicht in le&ter Reihe 
nicht den Beschlagnahmeträger, sondern die höhere Verwaltungsbehörde 
entscheiden. 

8 48. Für die Verwahrung während der Dauer der Beschlagnahme 
sowohl vor wie auch nach der Übertragung des Eigentums kann dem 
Besiter ausnahmsweise aus Billigkeitsrücksichten eine Verwahrungs- 
entschädigung gewährt werden. Verpflichtet zur Zahlung der Ver- 
wahrungsentschädigung ist der Beschlagnahmeträger. Kommt eine 
Einigung über die Gewährung und Höhe der Verwahrungsentschädigung 
u Po rae; so entscheidet endgültig die höhere Verwaltungs- 

ehörde. a 
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Nach geltendem Recht nimmt Lehmann an (Kriegbeschlagnahme, 
S. 56/60), daß eine solche aus Billigkeitsrücksichten zu gewährende Ent- 
schädigung nicht vor der Bewilligung gepfändet werden könne, da die 
Bewilligung im Ermessen der Behörde stände und infolgedessen auch 
eine »zukünftige Forderung« nicht bestehe. Diese Entscheidung ist 
meines Erachtens richtig und trifft auch auf die Regelung des Entwurfes 
zu, es liegt aber meines Erachtens kein Anlaß vor, eine besondere Be- 
stimmung in den Entwurf aufzunehmen. 

In einigen besonderen Fällen gibt der Entwurf ein »Recht« auf die 
Verwahrungsentschädigung ; darüber vgl. 88 54, 63. 


VII. Einzelne Arten der Beschlagnahme. 


Der zweite Abschnitt der Beschlagnahmeordnung behandelt, wie 
schon oben erwähnt, einzelne Arten (Typen) der Beschlagnahme. Die 
verschiedenen Typen sollen so aufgestellt werden, daß sie den vor- 
handenen wirtschaftlichen Bedürfnissen entsprechen. Die Durcharbeitung 
der bestehenden Beschlagnahmeanordnungen hat ergeben, daß bei allen 
Abweichungen im einzelnen sich in großen Zügen zwei verschiedene 
Arten der Beschlagnahme voneirander abheben. Bei der einen Art 
der Beschlagnahme steht der Beschlagnahmeträger ohne jede besondere 
Bindung da, besondere Frist- und Formvorschriften für das Verfahren 
fehlen gänzlich. Las ist namentlich der Fall bei Beschlagnahmen zu- 

unsten des Kommunalverbandes oder der Militärbehörde. 

ei anderen Beschlagnahmen ist das Verfahren förmlich geregelt; dem 
Beschlagnahmeträger ist eine Äußerung innerhalb einer bestimmten 
Frist und mard.mal auch die Abnahme innerhalb einer bestimmten 
Frist mit den verschiedensten Folgen der Nichtäußerung oder der Nicht- 
abnahme vorgeschrieben. Dieses förmliche Beschlagnahmeverfahren 
findet in den meisten Fällen der Beschlagnahme zugunsten einer zen- 
tralen Kriegsgesellschaft Anwendung, doch kommt auch die 
einfache Form der Beschlagnahme zugunsten einer Zentral-Kriegs- 
gesellschaft vor. 

Der Entwurf behandelt im ersten Titel die »Einfache Beschlagnahme«. 
Für sie sind besondere Vorschriften nicht notwendig, es gelten nur die 
Vorschriften des allgemeinen Teils. Der Entwurf bestimmt: 


& 49. Die einzelne Beschlagnahmeanordnung bestimmt, ob eine 
Anzeigegflicht besteht. 


Im folgenden ist das wesentliche negative Merkmal bestimmt. 


§ 50. Eine Erklärungspflicht des Beschlagnahmeträgers, ob er den 

Gegenstand übernehmen will, besteht nicht. 

Damit sind die Vorschriften über die Hauptform der »Einfachen Be- 
schlagnahme« gegeben. Der Entwurf behandelt aber in den nächsten 
Bestimmungen noch eine abgeänderte Form der »Einfachen Beschlag- 
nahnıe«. Es kann nämlich bei leicht verderblichen Gegenständen wünschens- 
wert sein, daß der Beschlagnahmeträger verptlichtet zur Abnahme 
innerhalb bestimmter Frist ist. Hierzu muß dem Besiter das Recht ge- 
geben werden, eine entsprechende Frist zu stellen. Zu dieser Frist- 
segßung soll er aber nur dann berechtigt sein, wenn dieses ausdrücklich 
2 ce Beschlagnahmeanordnung anerkannt ist. Der Entwurf be- 
stimmt: ` 
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8 51. Der Besiter ist berechtigt, dem Beschlagnahmeträger eine 
Frist zur Abnahme des Gegenstandes zu stellen (Abnahmefrist), wenn 
m der Beschlagnahmeanordnung die Mindestdauer der Abnahmefrist 

estimmt ist. 


Auch der Eigentümer kann an der Fristsegung ein Interesse haben. 


8 52. Neben dem Besiter ist auch der Eigentümer berechtigt, unter 
Glaubhaftmachung seines Eigentums die Abnahmefrist zu stellen. 


Als Folge der Nichtabnahme innerhalb der Abnahmefrist erscheint 
ee daß die Gefahr auf den Beschlagnahmeträger übergeht 
und der Übernahmepreis zu verzinsen ist. Sollte angemessen erscheinen, 
daß der Gegenstand statt dessen von der Beschlagnahme frei wird, so 
könnte die einzelne Beschlagnahmeanordnung dies natürlich bestimmen. 


8 53. Erfolgt die Abnahme nicht innerhalb der Frist und wird der 
Gegenstand nicht immer innerhalb der Frist freigegeben, so geht die 
Gefahr des zufälligen Unterganges und der zufälligen Verschlechterung 
des Gegenstandes auf den Beschlagnahmeträger über und ist der 
Übernahmepreis von diesem Zeitpunkt an mit 1 vom Hundert über 
dem jeweiligen Reichsbankdiskontsaß zu verzinsen. 


Es erscheint angemessen, daß im Falle der nachträglichen Freigabe 
ein fester Rechtsanspruch, nicht ein Billigkeitsanspruch auf die Ver- 
wahrungsentschädigung besteht. 


$ 54. Wird der Gegenstand nach Ablauf der Abnahmefrist_ frei- 
egeben, so muß dem Besiter die ae Se ee (§ 48) 
ür ee Zeit vom Ablauf der Abnahmefrist bis zur Freigabe gewährt 
werden. 


Der zweite Titel behandelt die Beschlagnahme mit förmlichem Ver- 
fahren. Der Entwurf stellt hierbei zwei verschiedene Typen auf, welche 
er kurz als »Förmliche Beschlagnahme« und »Bedingte Beschlagnahme« 
bezeichnet. Beide unterscheiden sich nur in einem einzigen Punkte, 
welcher aber wirtschaftlich von sehr großer Bedeutung ist, nämlich ob 
der beschlagnahmte Gegenstand, wenn der Beschlagnahmeträger inner- 
halb der bestimmten Fristen eine Erklärung nicht abgibt, weiter be- 
schlagnahmt bleibt und nur die Gefahr übergeht, so wie Verzins 
ns oder ob der beschlagnahmte Gegenstand in diesem Fall frei 
wir 


Gegenüber der unendlichen Verworrenheit der bisherigen Ver- 
ordnungen hat der Entwurf ein festes, allgemein gleiches Verfahren 
mit festen Linien aufgestellt, welches für alle Fälle Anwendung finden 
soll. Er unterscheidet nur zwischen der förmlichen und der On 
Beschlagnahme, und stellt außerdem besondere Vorschriiten für Be- 
schlagnahme von Gegenständen auf, welche von auswärts eingeführt 
werden. Die festen Grundlagen des Entwurfs sind: 
a) eine Äußerungspflicht des Beschlagnahmeträgers auf die bloße 
Anzeige hin innerhalb einer Erklärungsfrist nd . 

b) das Recht des Besiters, eine Abnahmefrist zu stellen mit der Folge 
einer Abnahmepflicht des Beschlagnahmeträgers, wenn er den 
Gegenstand nicht freigeben will. 


Der Entwurf bestimmt: 


855. Der Besiter ist zur Anzeige des Gegenstandes an den Be- 
schlagnahmeträger verpflichtet. 
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Das Nähere über die Anzeigepflicht ergeben die einzelnen Be- 
schlagnahmeanordnungen. 

Der folgende Paragraph enthält die Erklärungspflicht. 

8 56. Der Beschlagnahmeträger hat sich unverzüglich nach Empfang 
der Anzeige und wenn eine Besichtigung vorgenommen wird, un- 
verzüglich nach der Besichtigung zu erklären, ob er den Gegenstand 
übernehmen will. Er hat die Besichtigung unverzüglich vorzu- 
nehmen. 

Die folgende Bestimmung enthält die schon oben (§ 12) erwähnte 
Übernahmeerklärung. 

k 57. Das Eigentum geht mit dem Zeitpunkt auf den Beschlag- 
n e über, in welchem dem Besiger die Annahmerklärung 
zugeht. 

er Übernahmeerklärung steht das Verlangen der Lieferung gleich. 
Im folgenden ist die Abnahmepflicht bestimmt. Vergleiche ferner 
25. 


858. Der Beschlagnahmeträger hat den Gegenstand abzunehmen. 
Als Abnahme gilt auch das Verlangen, den Gegenstand gemäß den 
Anordnungen des Beschlagnahmeträgers zu überbringen, zu über- 
senden oder zu verladen. 

Der folgende Paragraph enthält die Erklärungsfrist. 


8509. In der Beschlagnahmeanordnung muß eine Frist bestimmt 
sein, innerhalb derer sich der Beschlagnahmeträger nach Empfang 
der Anzeige spätestens erklären muß (Erklärungsfrist). 


Der folgende Paragraph enthält die Abnahmefrist. 

860. Hat der Beschlagnahmeträger die Übernahme erklärt oder 
hat er sich während der Erklärungsirist nicht erklärt, so ist der Be- 
siger berechtigt, dem Beschlagnahmeträger zur Abnahme eine Frist 
zu stellen (Abnahmefrist). 

Die Mindestdauer der Abnahmefrist muß in der Beschlagnahme- 
anordnung bestimmt sein. 


a an der Eigentümer kann an der Seßung dieser Frist ein Interesse 
aben. 
861. Neben dem Besiter ist auch der Eigentümer berechtigt, unter 
Glaubhaftmachung seines Eigentums die Abnahmefrist zu stellen. 


Im folgenden ist das gleiche bestimmt wie bei der besonderen Ab- 
art der Einfachen Beschlagnahmee« in § 53. — In dieser Bestimmung 
liegt das Wesentliche der förmlichen Beschlagnahme im Gegensaß zur 
bedingten Beschlagnahme. 

862. Erfolgt die Annahme nicht innerhalb der Frist, und wird der 
Gegenstand nicht innerhalb der Frist freigegeben, so geht die Gefahr 
des zufälligen Unterganges und der zufälligen Verschlechterung des 
Gegenstandes auf den Beschlagnahmeträger über, und ist der Über- 
nahmepreis von diesem Zeitpunkt an mit 1 vom Hundert über den 
jeweiligen Reichsbankdiskontsaß zu verzinsen. 

Die folgende Bestimmung entspricht dem $ 54 der »Einfachen Be- 
schlagnahme«. 


863. Wird der Gegenstand nach Ablauf der Abnahmefrist frei- 
gegeben, so muß dem Besiter die Verwahrungsentschädigung (§ 48) 
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für die Zeit vom Ablauf der Abnahmefrist bis zur Freigabe gewährt 

werden. 

Hiermit sind diejenigen Bestimmungen erschöpft, welche für alle 
Fälle der förmlichen Beschlagnahme gelten und ist ein einfaches und 
klares, sich in fester Form bewegendes Verfahren vorgeschrieben. 


Die »Bedingte Beschlagnahme« entspricht mit einer Ausnahme voll- 
kommen der »Förmlichen Beschlagnahme«. 


874. Für die bedingte Beschlagnahme gelten die Bestimmungen 
der § 55—73 mit folgender Abweichung: 


Diese eine Abweichung liegt, wie schon erwähnt, darin, daß der 
Gegenstand von der Beschlagnahme frei wird, wenn der Beschlag- 
nahmeträger sich innerhalb der Erklärungsfrist nicht erklärt. Es findet 
also ein Teil des § 60 aus den Bestimmungen der »Förmlichen Beschlag- 
nahme« keine Anwendung, und es heißt statt dessen: 


875. Erklärt sich der Beschlagnahmeträger innerhalb der Er- 
erian nicht, so wird der Gegenstand von der Beschlagnahme 
ei. 


Der Besier kann die Abnahmefrist nur stellen, wenn der Beschlag- 
nahmeträger die Übernahme erklärt hat. 


Die Durcharbeitung der bestehenden Verordnungen ergibt, daß die 
Beschlagnahmeanordnungen über Gegenstände, welche aus dem Aus- 
lande eingeführt sind, eine Reihe von gemeinsamen Bestimmungen ent- 
halten, welche in den a Anordnungen nicht enthalten sind. Die 
Beschlagnahmeanordnung faßt deshalb diese als Abart der Beschlag- 
nahme mit förmlichem Verfahren zusammen. 

864. Trifft die Beschlagnahme Gegenstände, die aus dem Aus- 
lande eingeführt sind, so gelten außerdem die folgenden Vorschriften. 
Die nächste Bestimmung ist allen neueren Anordnungen über die 

Beschlagnahme ausländischer Gegenstände gemeinsam. 

865. Zur Anzeige verpflichtet ist der Einführende. Als Ein- 
führender gilt, wer nach Eingang der Waren im Inland zur Ver- 
fügung über sie für eigene oder fremde Rechnung berechtigt ist. 
Befindet sich der Verfügungsberechtigte nicht im Inlande, so tritt an 
seine Stelle der Empfänger. 

Das Nähere über die Anzeigepflicht regeln die einzelnen Beschlag- 

nahmeanordnungen. 

Bei der Beschlagnahme soll es in diesem Falle der Beschlagnahme- 
träger nicht mit dem Besiter als solchem, sondern nur mit den zur 
Anzeige Verpflichteten (§ 65) zu tun haben. 

866. An die Stelle des Besiters (S 3) tritt der zur Anzeige Ver- 
pflichtete. 

Auch dem Eigentümer als solchem werden infolgedessen keine be- 
sonderen Rechte zugebilligt. 

67. Der Eigentümer als solcher ist nicht berechtigt, die Abnahme- 

ist zu stellen. 

Die folgende Bestimmung ist aus den am besten abgefaßten geltenden 
Verordnungen entnommen. 

Archiv. Bd. 66. 22 
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868. Der zur Anzeige Verpflichtete hat die Gegenstände bis zur 
Abnahme oder Freigabe mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kauf- 
manns zu behandeln und in handelsüblicher Weise zu versichern. 
Er hat sie auf Verlangen des nn an einem von 
diesem zu bestimmenden Ort zur Besichtigung zu stellen. 


Die folgende Bestimmung ist eine notwendige Ergänzung der vorigen. 

869. Wenn der Beschlagnahmeträger Gestellung der Gegenstände 
zur Besichtigung an einem bestimmten Ort verlangt hat, so endet 
die gerade laufende Frist (Erklärungsfrist oder Abnahmefrist) nicht 
eher als 2 Tage, nachdem der Gegenstand an den Ort zur Be- 
sichtigung gestellt ist. 

Die nächste Bestimmung ist eine Folge der Auffassung, daß der Be- 
schlagnahmeträger es weder mit dem Besißer noch mit dem Eigen- 
tümer als solchem, sondern nur mit dem zur Anzeige Verpflichteten 
(dem Einführenden) zu tun haben soll. | 

8 70. Der Anspruch auf den Übernahmepreis steht dem zur An- 

zeige Verpflichteten zu. Die §§ 38—47 finden keine Anwendung. 
Die Durcharbeitung der Verordnungen über eingeführte Waren er- 
ibt, daß in ihnen regelmäßig für Entscheidung von Streitigkeiten und 
estsetung des Übernahmepreises als zuständige Stelle die höhere 
Verwaltungsbehörde nicht des Ortes benannt wird, in welchem sich 
der der Gegenstand befindet, sondern des von dem Beschl me- 
träger en Bestimmungsortes des Gegenstandes. Der Entwurf 
hat deshalb eine entsprechende Bestimmung aufgenommen. 

8 71. Zuständig zur Entscheidung von Streitigkeiten und zur Fest- 
setung des Übernahmepreises und der Verwahrungsentschädigung 
(S5 27, 33, 48) ist die höhere Verwaltungsbehörde des von dem Be- 
schlagnahmeträger festgeseßten Bestimmungsortes des Gegenstandes. 


IX. Strafbestimmungen. 


(SS 76—77.) = 
Ein erheblicher Vorteil der Zusammenfassung des Beschlagnahme- 
rechts in einer einheitlichen Beschlagnahmeordnung liegt für die Praxis 
in der Vereinfachung der Strafbestimmungen. Zwar werden hinsicht- 
lich einzelner strafbarer Tatbestände, welche in einzelnen Beschlag- 
nahmeanordnungen vorkommen, auch weiterhin besondere Strai- 
bestimmungen notwendig sein. Für die wichtigsten Tatbestände aber 
liegt die Strafbestimmung allein in der Reichsbeschlagnahmeordnung. 
ie Fassung der folgenden Bestimmungen entspricht den am besten 
ausgearbeiteten neueren Verordnungen, namentlich der Reichsgetreide- 
ordnung. 

76. Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe bis zu 
10000 Mark oder mit einer dieser beiden Strafen wird bestraft, wer 
vorsäßlich 
1. in unzulässiger Weise beschlagnahmte Gegenstände beiseite schafft, 

insbesondere sie aus dem örtlichen Bereich des Beschlagnahme- 

trägers entiernt, sie beschädigt, zerstört, zur Verarbeitung an- 

u verarbeitet, verarbeiten läßt, verbraucht oder sonst ver- 

wendet; 
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2. in unzulässiger Weise über beschlagnahmte Gegenstände verfügt 
fügt oder unzulässige Verpflichtungsgeschäfte abschließt, ins- 
besondere sie verkauft oder kauft; 


3. die zur Erhaltung der beschlagnahmten Gegenstände erforderlichen 
Handlungen pflichtwidrig unterläßt; 

4. eine ihm obliegende Anzeige nicht in der gesetten Frist erstattet 
oder sie unrichtig oder unvollständig erstattet. 


Die geltenden Verordnungen haben keine Bestimmung darüber, ob 
ein Verstoß gegen die Kriegswirtschaftsverordnungen vorsäßlich sein 
muß, um strafbar zu sein oder ob auch ein fahrlässiger Verstoß straf- 
bar ist. Das Reichsgericht hat in der Rechtsprechung zum Höchstpreis- 

eseß angenommen, daß Fahrlässigkeit auch unter die Strafbarkeit fällt 
(vgl. Feisenberger, Rechtsprechung zum Höchstpreisgeset in »Recht 
und Wirtschaft« 1916, S. 62). 

Meines Erachtens ist es angemessen, für iahrlässige Vergehen eine 
besondere niedrigere Strafe anzudrohen und die Strafbarkeit von einem 
förmlichen Antrage des Beschlagnahmeträgers abhängig zu machen. 


8 77. Mit Geldstrafe bis zu 1000 Mark wird bestraft, wer die Ver- 
gehen des $ 76 aus Fahrlässigkeit begeht. 
Die Verfolgung tritt nur aut Antrag des Beschlagnahmeträgers ein. 


ee rn o a e a a e 


Gewinnvereitelung, Vermögensgefährdung und 
Vollstreckungsabwendung. 


Eine Untersuchung über die Vermögensbeschädigung beim straf- 
baren Betrug. 


Von Rudolf Proll, Berlin. 


Dritter Abschnitt. 


Praktische Lösung der Probleme der Gewinnvereitelung, 
Vermögensgefährdung und Vollstreckungsabwendung. 


§ 15. Konstruktion der Gewinnvereilelung. 


I. Begriff der Gewinnvereitelung. II. Der Zeitpunkt der Vollendung der Gewinn- 
vereitelung. III. Die Beweisbarkeit der Gewinnvereitelung. IV. Handlungen und 
Unterlassungen des Getäuschten. V. Vermögensbegriff und Vorteilsausgleichung. 


I. 


D" Lösung des Problems der Gewinnvereitelung folgt ohne weiteres 
aus der im zweiten Abschnitt entwickelten Grundlegung, so daß 
uns wenig mehr zu tun übrig bleibt, als eine Zusammenstellung der 
gefundenen Grundsäge und deren Vergleichung mit den Ergebnissen 
der bisher aufgestellten Theorien zu geben. »Gewinnvereitelung«, »ent- 


gangener Gewinn« und »lucrum cessans«, drei Begriffe, über deren 
22° 
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gegenseitige Abgrenzung bisher keine rechte Klarheit geherrscht hat ?®), 
bezeichnen denselben typischen Betrugsfall, nur bezeichnet der Ausdruck 
»Gewinnvereitelung«e mehr die Art der Herbeiführung des Erfolges, 
charakterisiert also die Handlung des Täters, während der »entgangene 
Gewinn: eine Bezeichnung für den auf diese Weise herbeigeführten 
tatbestandsmäßigen Erfolg ist; das »lucrum cessans: dürfte seiner Be- 
deutung nach zwischen diesen beiden Begriffen stehen. So haben wir 
bei dieser Form der Vermögensbeschädigung für den Erfolg einerseits 
und den zu diesem Erfolg führenden Weg andererseits zwei verschiedene 
Ausdrücke ?°?). Die Vermögensbeschädigung im Sinne des § 263 ist 
also ein Oberbegriff und umfaßt neben der bisher bekannten Form der 
positiven Vermögensminderung (damnum emergens) noch als zweite 
Form die Verhinderung der Vermögensvermehrung, also das, was man 
»Gewinnvereitelung«, sentgangenen Gewinnz, »lucrum cessans« ?!°) nennt. 
Die Vermögensbeschädigung durch Gewinnvereitelung 
besteht darin, daß eine Vermögensvermehrung, dieohne 
die Handlung des Getäuschten tatsächlich eingetreten 
wäre, infolge dieser Handlung unterbleibt. 

I. Der den Erfolg des Betruges ausmachende Unterschied zwischen 
dem faktischen und dem hypothetischen Vermögenszustand tritt bei der 
Gewinnvereitelung in dem Augenblick ein, in dem der Gewinn ohne 
die Handlung des Getäuschten gemacht worden wäre. Daß die Ver- 
mögensvermehrung ohne den Betrug in einem Zeitpunkte unmittelbar 
nach der Handlung des Getäuschten eingetreten wäre, ist nicht erforder- 
lich; es genügt auch zur Bestrafung wegen Betruges, wenn die Ver- 
mögensbeschädigung erst spät nach dem Zeitpunkt eingetreten wäre, 
in dem der Getäuschte seine durch den Irrtum motivierte Handlung 
vorgenommen hat?!!). Dann ist zu beachten: Der Betrug ist erst 
in dem Zeitpunkt vollendet, inwelchem derGewinnohne 
die Handlung des Getäuschten tatsächlich gemacht 
worden wäre, nicht aber schon im Zeitpunkt unmittelbar 
nach der Handlung des Getäuschten. Kommt der Betrüger 
schon in einem Zeitpunkt zur Aburteilung, in dem der an sich sichere 
Gewinn noch nicht gemacht sein würde, wenn die Handlung des Ge- 

täuschten gar nicht vorgenommen wäre, so ist die strafprozessuale 
-= Situation genau dieselbe, wie wenn ein Mörder vor die Geschworenen 
kommt, bevor der tödliche Stich zum Tode des Verlegten geführt hat. 


202) Vgl. die Anmerkungen zum Strafgese&buch für das Königreich Bayern a. a. O. 
(s. o $ 2, II, Note 1) Olshausen behandelt die Vermögensbeschädigung 
durch Gewinnentgang in den Noten 19 und 21, die Gewinnvereitelung dagegen 
getrennt in Note 31. 

202) Dagegen umfaßt der Begriff der Vermögensbeschädigung beides und führt 
dadurch leicht zu Verwechslungen; s. o. § 9, II. 

310) s$. 0. § 8, I. 211) $. 0. § 6,1. 


. 
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Bei solcher Sachlage ist nur Verurteilung wegen versuchten Betruges 
möglich ?!?). 

II. Daß ein Gewinn ohne die Handlung des Getäuschten 
tatsächlichgemacht worden wäre, istdem Betrüger straf- 
prozessual stricte zu beweisen?!?). Dieser Beweis ist praktisch 
meist wohl schwieriger als der eines damnum emergens. Diese 
Schwierigkeit rührt nicht etwa — wie man auf den ersten Blick an- 
nehmen möchte — daher, daß das damnum emergens eine faktische, 
das lucrum cessans eine hypothetische Bestandteilsverschiebung ist, 
denn wir haben ja gesehen, daß auch das damnum emergens im Einzel- 
falle legten Endes nur mit Hilfe des hypothetischen Vermögenszustandes 
festgestellt werden kann ?'*). Die praktisch größere Beweisschwierigkeit 
beim lucrum cessans rührt vielmehr aus folgenden Ursachen her. Beim 
damnum emergens genügt der direkte Beweis dafür, daß die Handlungen 
des Täuschenden und des Getäuschten objektiv in das tatsächliche, zur 
Vermögensbeschädigung führende Geschehen eingegliedert gewesen sind ; 
die Möglichkeit, daß dieselbe Vermögensbeschädigung ohne diese Hand- 
lungen auf einem anderen Wege eingetreten wäre, ist unerheblich ?15). 
Beim lucrum cessans dagegen ist eine Verurteilung wegen vollendeten 
Betruges ausgeschlossen, wenn dem Betrüger nicht voll nachgewiesen 
wird, daß der betreffende Gewinn ohne seine und des Getäuschten 
Handlungen bestimmt gemacht worden wäre, und wenn irgend eine 
Möglichkeit offen bleibt, durch die der Gewinn auch ohne die Hand- 
lungen des Geschädigten und des Getäuschten anderweit vereitelt 
worden wäre?!°). Diese Möglichkeiten nehmen zu, je später der ver-_ 
eitelte Gewinn nach dem Zeitpunkt der Handlung des: Getäuschten zu 
erwarten war, so daß praktisch der Beweis der Vereitelung eines nicht 
unmittelbar nach der Handlung des Getäuschten zu erwartenden Ge- 
winnes meist scheitern wird, weil man schwer mit Bestimmtheit fest- 
stellen kann, daß im Verlauf eines langen Zeitraumes nicht unvorher- 
sehbae Umstände eingetreten wären, die auch ohne die Handlung 
des Getäuschten den Gewinn illusorisch gemacht hätten. Man darf aber 
diese praktische Beweisschwierigkeit nicht zu einem Rechtsgrundsag 
verdichten und a priori die Vereitelung später zu erwartenden Gewinnes 
für straflos erklären. Mit demselben Rechte könnte man ja auch die 


212) Frank, Anm. IV, 2 zu § 43. 

218) Vgl. Binding, »Lehrb.« 360 zu e. 214) s. o. § 9, II a. E. 

215) Grundsaġg der Inkompensabilität heterogener Bestandteilsverschiebungen; 
s. 0. § 12, I a. E. 

216) Der Grundsaß der Inkoinpensabilität heterogener Bestandteilsverschiebungen 
führt ja beim lucrum cessans nur zur Nichtberücksichtigung eines lucrum emergens; 
s. 0. $ 12, IH. Die Feststellung, daß der Gewinn auch ohne die Handlung des 
Getäuschten anderweit illusorisch gemacht worden wäre, bedeutet im Einzelfall, 
daß die Handlung des Getäuschten nicht für die Gewinnvereitelung ursächlich war. 
[Vgl. oben S 289 — Kohler] 
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nur auf rein hypothetischer Sachlage konstruierbare Verhinderung der 
Verhinderung eines Erfolges und die Relevanz der Unterlassung ?'”) im 
Falle nicht sofortigen Eintritts des Erfolges als grundsäßlich unbeweis- 
bar erklären. So gibt es denn doch viele praktische Fälle später Ge- 
winnvereitelung ?'®), in denen die Möglichkeit einer anderweitigen vom 
Betrüger unabhängigen Gewinnvereitelung mit jenem hohen Grad von 
Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen erscheint, der uns dem Irrtum unter- 
worfenen Menschen nun einmal als »Beweis: gelten muß °!°). Läßt sich 
nun im einzelnen Fall dieser Beweis, daß der erstrebte Gewinn ohne 
die Handlung des Betrügers durch andere Umstände nicht vereitelt 
worden wäre, nicht erbringen, mißglückt also der Beweis des Eintritts 
des vom Täter erstrebten tatbestandsmäßigen Erfolges, so gelangt man 
nicht grundsäßlich — wie bisher angenommen zu sein scheint — zur 
Straflosigkeit des Täters, sondern in der Mehrzahl der Fälle zur An- 
nahme strafbaren Versuches ??°). 

Ob ein Gewinn ohne die Täuschnng gemacht worden wäre oder nicht, 
ist reine Tatirage. Eine dahingehende Feststellung des Instanzrichters 
ist dem Angriff mit dem Rechtsmittel der Revision entzogen ??!). Wo 
dann im Einzelfall die Grenze zwischen strafbarem Betrug und straf- 
losem Wahnverbrechen zu suchen ist, ist wiederum freilich eine Rechts- _ 
frage, die aber ausschließlich der Versuchslehre angehört und für die 
Betrugslehre keine spezifischen Schwierigkeiten bietet. Beispiel: Der 
Kunsthändler A. erfährt, daß der Kunsthändler B. in ein Gebirgsdori 
fahren will, um von dem Bauern C. billig eine wertvolle Holzschnißerei 
‚zu erstehen; A. hält den B. durch Täuschung von der Einkaufsreise ab, 
um selbst das günstige Geschäft zu machen. Wenn B. in der Haupt- 
verhandlung beschwört, daß er für die Schniterei eine bestimmte Summe 
ausgegeben hätte, und C. beschwört, daß er die Schnißerei für diesen 
Preis verkauft hätte und vielleicht sogar, daß er sie dem A. für einen 
noch niedrigeren Preis tatsächlich verkauft hat, so kann man gegebenen- 
falles sehr wohl zur Annahme vollendeten Betruges kommen. Gibt 
dagegen C. an, daß er die Schnißerei für diesen Preis nicht verkauft 
hätte, so dürfte Versuch am relativ untauglichen Objekt vorliegen. Hatte 
C. in dem Zeitpunkt, in dem A. die Täuschung vornahm, die Schnißerei 
an einen zufällig durch das Dorf kommenden Sonimerfrischler D: ver- 
kauft oder gar schon übereignet, so nähert sich der Fall dem absolut 
untauglichen Versuch, und wenn der Fall so lag, daß C. überhaupt nie- 
mals eine Schnißerei hatte, A. und B. also irrten, insbesondere dem Ver- 
such am fehlenden Objekt. 


217) s, o. § 7, H. 15) s, u. § 16,1. 

%9) Graf zu Dohna: »Das Strafverfahren«, S. 102; vgl. auch die Bemerkung 
Kohlers oben § 2, III Note 18. 

20) RG. v. 15. Juni 1908. E. %1 352. 

221) a. A. wohl RG. v. 29. November 1894. E. 26 239. 
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IV. Ebenso wie bei der Vermögensbeschädigung durch damnum 
emergens???) kann die Handlung des Getäuschten bei der Gewinn- 
vereitelung in einem Unterlassen bestehen. Die Handlung des Betrügers 
wird dann in der Weise für die Vermögensbeschädigung ursächlich, 
daß der Getäuschte infolge des vom Betrüger erregten Irrtumes eine 
Handlung unterläßt, die das Vermögen des Beschädigten früher oder 
später vermehrt hätte ???). Es dürfte dies sogar die praktisch häufigere 
Form der Gewinnvereitelung sein. Entschieden zu weit geht aber die 
Annahme, daß das lucrum cessans grundsäßlich die Nichtvornahme 
einer gewinnbringenden Handlung sei ?**). Die Handlung des Getäuschten 
kann auch bei der Gewinnvereitelung ein positives Handeln sein; zum 
Beispiel A. veranlaßt durch Täuschung den B. zu einer Äußerung gegen 
C., infolge deren letiterer ein dem B. zugedachtes Geschenk dem A. 
zuwendet. 

V. Unsere Konstruktion der Gewinnvereitelung hat nichts mit dem 
Vermögensbegriff zu tun??’), obwohl natürlich im Einzelfall bei der Ge- 
winnvereitelung ebenso wie beim positiven Schaden Streitfragen aus 
diesem Gebiet praktisch werden können. Wird zum Beispiel das Ver- 
mögen des Betrogenen dadurch betroffen, daß er verhindert wird, ein 
Recht ohne Geldwert zu erwerben, so wird man nur vom rein juristi- 
schen Vermögensbegriff aus eine Vermögensbeschädigung annehmen 
können; umgekehrt ist nur eine Vermögensbeschädigung im ökonomi- 
schen Sinne anzunehmen, wenn der Erwerb eines geldwerten, aber kein 
Recht darstellenden Gutes vereitelt wird. Die Zulassung der Vorteils- 
ausgleichung führt dazu, eine Vermögensbeschädigung durch Gewinn- 
vereitelung dann auszuschließen, wenn der Wert einer durch die Hand- 
lung des Getäuschten abgewendeten Vermögensverminderung den Wert 
der vereitelten Vermögensvermehrung erreicht oder übersteigt ??®). 
Dagegen ist, selbst wenn man die Zulässigkeit der Vorteilsausgleichung 
grundsäßlich anerkennen will, eine durch die Handlungen des Betrügers 
und des Getäuschten verursachte faktische Vermehrung des Vermögens 
(lucrum emergens) niemals imstande, die durch die Gewinnvereitelung 
herbeigeführte Vermögensbeschädigung straflos zu machen, selbst wenn 
der Wert der faktischen Vermehrung größer ist als der des vereitelten 
Gewinnes, und selbst wenn die faktische Vermehrung vor dem Zeit- 
punkt einfritt, in dem der vereitelte Gewinn ohne die Handlung des 
Getäuschten gemacht worden wäre ??’). 


222) Bayr. ObstLG. v. 9. März 1912. E. 12 103. 

2:3) Zweifelnd RG. v. 12. Oktober 1855. E. 13 8 insbesondere S. 11 unten. 

324) So Doerr, a. a. O. s. o. $ 2 Note 19. 

225) 5.0.8 10, H. 

226) s. o. § 10, IV. 

221) Grundsag der Inkompensabilität heterogener Bestandteilsverschiebungen ; 
s. 0. § 12, HI. 
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8 16. Konstruktion der Gewinnvereitelung bei Kundenabspannen 
und Erbschleicherei insbesondere. 


I. Kundenabspannen. II. Erbschleicherei. 


I. Einer jener Fälle, in denen .der volle Beweis einer Gewinn- 
vereitelung besonders leicht zu führen ist, ist die Entziehung fester 
. gegenwärtiger Kundschaften. Wer durch Täuschung veranlaßt, daß eine 
Reihe von Firmen ihre ständige Geschäftsverbindung zu einem Kauf- 
mann abbrechen, der ist überführt, durch seine Handlungsweise im 
Wege der Gewinnvereitelung das Vermögen dieses Kaufmannes be- 
schädigt zu haben. Der tatbestandsmäßige Erfolg besteht aber nicht in 
der Entziehung der Kunden, sondern darin, daß der geschädigte Kauf- 
mann durch die Täuschung verhindert wird, aus dem Verkehr mit seinen 
Kunden Gewinn zu ziehen; das Vermögen des Betrogenen ist also um 
den zu erwartenden Gewinn, um die Ausbeute aus der Kundschaft (um 
deren Geldwert, beziehungsweise die Rechte an dem Gelde oder an 
den aus der Geschäftsverbindung zu erzielenden Waren) beschädigt. 
Der Beweis dafür, daß der geschädigte Kaufmann mit den abspenstig 
gemachten Kunden in fester lukrativer Geschäftsverbindung gestanden 
hat, und daß die Kunden — von der Handlung des Betrügers ab- 
gesehen — keine Veranlassung hatten, ihre Geschäftsverbindung mit 
dem Geschädigten zu lösen, dürfte strafprozessual zur Feststellung der 
weiteren Tatsache ausreichen, daß der Beschädigte ohne die Täuschung 
Gewinn gemacht hätte; eine Feststellung, welche Geschäfte im ein- 
zelnen durch die Täuschung verhindert worden sind, dürfte bei solcher 
Sachlage nicht nötig sein. Dagegen würde — die Zulässigkeit der 
Vorteilsausgleichung vorausgesegt — die Tatsache, daß (vielleicht in- 
folge von Konjunkturschwankungen) der Kaufmann bei weiterem Ver- 
kehr mit den abspenstig gemachten Kunden keinen Gewinn erzielt, 
sondern zugeseßt hätte, den Täter entlasten, und zwar selbst dann, 
wenn der Täter aus der Geschäftsverbindung mit den Kunden 
Gewinn zu erzielen imstande war. In diesem Sinne ist es richtig, daß 
das Abspenstigmachen einer festen gegenwärtigen Kundschaft eine 
Vermögensbeschädigung darstellt. Zum Rechtsgrundsaß erhoben wäre 
dieser Sat, der übrigens auch an der Unbestimmtheit des Begriffes der 
festen« Kundschaft krankt, viel zu eng, da ja eine Vermögensbeschädi- 
gung schon vorliegt, wenn der Geschädigte auch nur in einem einzigen 
Fall durch Täuschung verhindert worden ist, einen Gewinn zu machen, 
der ihm’ ohne die Täuschung zugefallen wäre, und zwar ohne Rücksicht 
darauf, ob die Geschäftsverbindung eine feste gegenwärtige war, oder 
ob der Gewinn später aus einer zukünftigen vorübergehenden Geschäfts- 
verbindung zufällig mit irgend einer fremden Firma erzielt worden wäre. 
Vorausse&ung ist und bleibt einzig und allein der volle Beweis, daß 
der Eintritt eines Vermögensbestandteiles in das Vermögen durch die 
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Täuschung verhindert worden ist. Freilich sind Fälle der le&teren Art 
bei der Strafzumessung milder zu beurteilen als die Entziehung einer 
festen Kundschaft, weil sich bei der Entziehung einer solchen der Ver- 
mögensschaden nachträglich immer weiter um die späteren, aus der 
dauernden Geschäftsverbindung erzielbaren Gewinne, die nun dem Ge- 
schädigten entgehen, vergrößert ??®). Vollendet ist die Vermögens- 
beschädigung durch Kundenabspannen nicht schon in dem Zeitpunkt, 
in dem die Kunden beschließen, ihre Geschäftsbeziehungen zu dem ge- 
schädigten Kaufmann abzubrechen, auch nicht in dem Zeitpunkt, in dem 
der Abbruch der Geschäftsverbindungen tatsächlich erfolgt — dies müßte 
folgerichtig die herrschende Lehre annehmen, da sie in der Kundschaft 
einen selbständigen Vermögensbestandteil erblickt —, sondern erst in 
dem Zeitpunkt, in dem der Geschädigte aus der Geschäftsverbindung 
einen bestimmten Gewinn erzielt hätte. Bis dahin liegt nur Betrugs- 
versuch vor. : 

Getäuscht werden können beim Kundenabspannen sowohl der Kauf- 
mann oder seine Vertreter, als auch die Kunden oder ihre Vertreter. 
Für die Entscheidung des le&teren, praktisch wohl häufigeren Falles 
wird die Frage bedeutungsvoll, ob zum Tatbestand des Betruges eine 
(wenn vielleicht auch nur relative) Identität des Getäuschten und des 
Geschädigten und eine bestimmte Vermögensdisposition des Getäuschten 
gehört ??”); das ist aber eine Frage, die nicht in den Rahmen unserer 
Untersuchung fällt ??®). 

II. Ein typischer Fall der Gewinnvereitelung, in dem die Vermögens- 
beschädigung oft erst lange Zeit nach der Handlung des Getäuschten 
eintritt, ist die Erbschleicherei. Getäuscht wird bei dieser Betrugsform 
wohl meist der Erblasser, der durch falsche Vorspiegelungen über 
Würdigkeit oder Unwürdigkeit der in Betracht kommenden Honoraten 
betreffende Tatsachen zu irgend einer Handlung — Erbeseinsetung, Zu- 
wendung eines Vermächtnisses, Enterbung — oder zur Unterlassung 
einer solchen Handlung, die er ohne die Täuschung tatsächlich vor- 
genommen hätte, veranlaßt wird. Getäuscht kann aber auch ein Dritter 
werden, zum Beispiel ein als Erbe oder Vermächtnisnehmer vom Erb- 
lasser in Aussicht Genommener, der sich durch Täuschung über irgend- 
welche Tatsachen zu einer Handlung oder Unterlassung gegenüber dem 
Erblasser hinreißen läßt und dadurch letteren veranlaßt, ihn zu ent- 
erben, ein Vermächtnis zu streichen, eine beabsichtigte Zuwendung zu 
unterlassen, usw. Bei letterer Sachlage, in der nicht der Erblasser 
selbst getäuscht wird, ist zu beachten, daß die Handlung oder Unter- 
lassung des getäuschten Prätendenten die entscheidende erste Handlung 
ist, die durch die von dem Betrüger erzeugte irrige Vorstellung von 


228) Fall der nachträglich zunehmenden Vermögensbeschädigung; s. o. § 8, Ill. 
329) s. 0. § 2, IV, Note 30. 280) S. 0. § 1,1 
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Tatsachen motiviert werden muß, während die Handlung oder Unter- 
lassung des Erblassers bei dieser Sachlage zu einer nebensächlichen 
Zwischenwirkung herabsinkt?®!). Wenn also der Erbschleicher A. den 
vom Erblasser B. als Erben eingesegten C. durch Täuschung zu einem 
Verhalten gegen B. veranlaßt, infolge dessen B. das die Einsegung des 
C. enthaltende Testament zerreißt, so muß wohl die Handlung des C. 
durch einen Irrtum über Tatsachen motiviert sein, während bei B. der 
an und für sich nicht tatbestandsmäßige Irrtum über die Würdigkeit des 
C., der ja nur ein Urteil enthält, ausreicht, um A. straibar erscheinen 
zu lassen; ja es kann sogar strafbarer Betrug vorliegen, wenn wohl 
C., nicht aber B. irrte. 

Wird eine Erbeseinsegung erschlichen, so sind die geseglichen Erben 
oder --- wenn etwa sonst eine andere Erbeseinsegung rückgängig ge- 
macht wird — die früher eingese&ten Erben geschädigt, und zwar um 
das ganze Vermögen des Erblassers, das ihnen gemäß BGB. 8 1922 
zugefallen wäre; vollendet ist also der in Form der Erbschleicherei be- 
gangene Betrug mit dem Tode des Erblassers; vor dessen Tod liegt 
nur Betrugsversuch vor. Wird eine Nacherbeseinsegung erschlichen, 
so tritt die Vermögensbeschädigung des Erben oder desjenigen, der 
ohne die Handlung des Getäuschten als Nacherbe eingesett worden 
wäre, nicht erst mit Nacherbfall ein, sondern der Betrug ist bereits mit 
dem Erbfall vollendet, da schon von diesem leßteren Zeitpunkt an der 
Nacherbe ein vererbliches und veräußerliches Recht an der Erbschaft 
erlangt ???), das bei nicht überschuldeter Erbschaft nach jeder möglichen 
Definition des Vermögensbegrifies als Vermögensbestandteit angesehen 
werden muß. Wird ein Legat erschlichen, das der Erblasser ohne die 
Täuschung einem anderen zugewendet hätte, so tritt die Vermögens- 
beschädigung mit dem Tode des Erblassers ein, da der Geschädigte 
ohne die Täuschung in diesem Zeitpunkt gemäß BGB. § 2174 gegen 
die Erben eine Forderung auf Leistung des vermachten Gegenstandes 
erworben hätte — ein Recht, dem ınan die Qualität als Vermögens- 
bestandteil nach keiner Definition des Vermögens absprechen kann, es 
sei denn, daß der vermachte Gegenstand gänzlich wertlos ist. Durch 
die Erschleichung eines Legats können aber auch die geseßlichen oder 
testamentarischen Erben geschädigt werden, nämlich dann, wenn der 
Erblasser ohne die Täuschung über den betreffenden Gegenstand über- 
haupt nicht besonders testiert hätte. Das ist ein Fall, bei dem die 
Vermögensbeschädigung an der Grenze zwischen lucrum cessans und 
damnum emergens liegt, aber auf Grund der Vergleichung der hypo- 
thetischen und faktischen Vermögenszustände ganz außer Zweifel ist. 
Zweifelhaft kann hier nur der Zeitpunkt der Vollendung sein. Wer 


381) 5.0.8 13, 11. 
292) Staudinger V, $ 2100 Anm. 5. 
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mit der herrschenden Lehre in der Übernahme einer Schuldverbindlich- 
keit eine Vermögensbeschädigung sieht, muß den Betrug mit dem Tode 
des Erblassers für vollendet erachten, dayin diesem Augenblick die 
Erben mit dem Forderungsrecht aus BGB. § 2174 belastet werden, 
während sie ohne die Täuschung in diesem Zeitpunkt (hypothetischer 
Status) mit dieser Nachlaßverbindlichkeit nicht belastet wären°°®). Wer 
dagegen in der Übernahme einer Verbindlichkeit noch keine Vermögens- 
beschädigung erblickt °®*), wird den Betrug in solchen Fällen erst in 
dem Augenblick für vollendet ansehen, in dem die Erben dem Erb- 
schleicher das Vermächtnis auszahlen; vollendeter Betrug liegt bei 
dieser Konstruktion selbst dann vor, wenn die Erben die Erbschleicherei 
des Bedachten schon längst durchschaut haben und das Legat nur des- 
halb auszahlen, weil sie einen Rechtsstreit mit dem Bedachten nicht zu 
gewinnen hoffen; denn die entscheidende tatbestandsmäßige Handlung 
des Getäuschten liegt in der Vermächtniszuwendung des Erblassers, 
während die Handlung der Erben, nämlich die Auszahlung des Ver- 
mächtnisses, nur mehr eine nebensächliche Zwischenwirkung °°>) ist. 


8 17. Gewinnentgang als Schadensfall im bürgerlichen Recht. 


I. Bedeutung der sivilistischen Schadensersatzlehre für die Lehre von der Ver- 
mögensbeschädigung beim Betrug. II. Gewinnentgang als Teil des Interesse im 
römischen und gemeinen Recht. III. » Wirklicher Schade: und entgangener Ge- 
winn im Allgemeinen Landrecht. IV. Der Ersatz entgangenen Gewinnes nach 
BGB. $ 252. 


I. Während die Frage, ob die Gewinnvereitelung eine Vermögens- 
beschädigung darstellt, die Betrugslehre kaum hundert Jahre beschäftigt, 
spielt sie in der zivilistischen Lehre vom Schadensersaß seit zwei Jahr- 
tausenden eine große Rolle. Kein Wunder also, daß die Theorien über 
die Gewinnvereitelung beim Betrug seit Auftauchen dieses Problems 
stets mit den vorhandenen zivilistischen Begriffen zu operieren versucht 
haben. Wir haben uns in dieser Abhandlung bisher von der Über- 
tragung bürgerlich-rechtlicher Begriffe ferngehalten, können aber jet 
eine zusammenhängende Betrachtung der betreffenden zivilistischen 
Lehren schon deshalb nicht umgehen, weil sich die modernen Theorien 
von der Gewinnvereitelung beim straibaren Betrug überwiegend auf 
das bürgerliche Recht stüßen. 

Das bürgerliche Recht kannte niemals einen allgemeinen Grundsaß, 
daß jeder Nachteil von dem Verursacher zu erseßen sei *?®), sondern hat 
sich stets auf die Formulierung einzelner Rechtssäte beschränkt, aus 


233) So beruht das oben § 14, II besprochene Urteil des RG. v. 29. Januar 1909. 
E. 42 170 auf der unbewußten Anwendung des hypothetischen Vermögensstatus. 

234) s. u. im IV. Abschnitt. 254) s. 0.8 13, II 

£36) L. 23 i. f. Dig. de RJ. 50 17. 
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denen ausnahmsweise eine Pflicht zum Ersag verursachten Schadens 
folgt. Weiterhin hat das bürgerliche Recht kein Schema aufgestellt, in 
dem die Grenze der Haftung für zu erseßenden Nachteil ein für alle- 
mal festgelegt wäre, sondern hat die Grenzen der Haftung ganz ver- 
schieden, je nach den zum Ersag verpflichtenden Tatbeständen, fest- 
gelegt. So erse&t die Post für ein verlorenes Paket den »gemeinen 
Wert:, jedoch nicht über drei Mark für jedes angefangene Pfund ??7), 
der Frachtführer, dem kein grobes Verschulden zur Last fällt, den gemeinen 
Handelswert der verlorenen Frachtgüter am Ort der Ablieferung ohne 
Wertgrenze °®*), die Eisenbahn im gleichen Falle den gemeinen Wert 
am Ort der Absendung ?®?) usw. 

Aus solchen vielartigen Begrenzungen des Inhalts des zu Erseßenden 
im positiven Recht hebt sich eine sehr weitgesteckte Bestimmung der 
Ersatzleistung hervor, die als typische Folge an außerordentliche viele 
zum Ersatz verpflichtende Tatbestände geknüpft ist: das ist jene Art 
der Ersagleistung, die man im römischen Recht das »Interesse«, im 
modernen bürgerlichen Recht den »Schadensersaß- nennt. Sie ist in den 
modernen Rechtssystemen als Folge an so viele einzelne Tatbestände 
geknüpft, daß man allenthalben allgemeine Grundsäge über den zu er- 
seßenden »Schaden« entwickelt und auch geseßlich festgelegt hat. Prak- 
tisch sehr häufig und darum in der Wissenschaft und durch gesetliche 
Bestimmungen besonders berücksichtigt wird der Schaden, der das Ver- 
mögen betrifft, der sogenannte »Vermögensschaden. Man ist aber 
anderseits nicht so weit gegangen, den Begriff und Umfang des zu er- 
segenden Schadens starr festzulegen, sondern hat der Verschieden- 
artigkeit der den Schadensersaßanspruch begründenden Tatbestände 
Rechnung getragen und für einzelne Tatbestände oder bestimmte 
Gruppen von ihnen besondere Regeln gegeben; so trifft das 
BGB. besondere Bestimmungen für den .Schadensersaganspruch 
aus unerlaubten Handlungen °*°), und eine weitverbreitete Lehre be- 
hauptet, daß die Grenze des zu erseßenden Schadens bei Vorsaß des 
Ersaßpflichtigen weiter zu ziehen sei, als bei Fahrlässigkeit oder Ge- 
fahrhaftung°*'). Weiterhin ist bekannt, daß im Zivilrecht der Begriff 
des Vermögensschadens recht streitig und das eine Merkmal dieses 
Begriffes, nämlich das »Vermögen:, vieldeutig und nach der herrschenden 
Strafrechtslehre nicht mit dem Begriff des Vermögens im Sinne des 
8 263 StrGB. identisch ist. 

Wenn man sich all dieses vor Augen hält, so erkennt man die gänz- 
liche Aussichtslosigkeit der vielbeliebten Untersuchungen darüber, ob 


231) Postgeseß § 9. 

222) HGB. § 430. 239) EVO. § 88, HGB. § 457. 240) BGB. §§ 847 ff. 

241) Kohler »Goldt. Arch.« 66 108 ff. Kuhlenbeck in »Staudingers Kommen- 
tar zum BGB.: Vorbem. 3 4 vor $ 49. Dernburg: »Pandekten- 2 121, insbeson- 
dere Note 7 daselbst. 
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sich aus der Subsidiarität des Strafrechtes oder aus anderen allgemeinen 
Erwägungen die Identität des zivilistischen »Vermögensschadens« und 
der »Vermögensbeschädigung: im Sinne des $ 263 StrGB. nachweisen 
läßt. Derartige Untersuchungen sind bei der Vielgestaltigkeit des zivi- 
listischen Schadensersaßes an sich verhältnismäßig harmlos, da sie eine 
unbekannte Größe durch eine variable bestimmen wollen und somit zu 
keinem positiven, also auch zu keinem falschen Resultat führen können. 
Gefährlich ist dagegen ein Verfahren, durch das kritiklos irgendwelche 
aus dem Zusammenhang gerissene römische Quellenstellen, die irgend- 
welche Haftung für irgendwie verursachten Nachteil zum Gegenstand 
haben, als Argumente für Theorien über die Vermögensbeschädigung 
beim Betrug verwertet werden, oder gar einzelnen Paragraphen des 
BGB. die Kraft zugeschrieben wird, den Begrifisinhalt der :Vermögens- 
beschädigungs im Sinne des § 263 StrGB. zu bestimmen. 

So wird die Vermögensbeschädigung beim Betrug immer nur selb- 
ständig auf Grund strafrechtlicher Lehren gefunden werden können. 
Die Jahrtausende alten, im Vergleich zu der noch recht rückständigen 
Theorie über die Vermögensbeschädigung beim Betruge hochentwickelten 
Lehren vom zivilistischen Vermögensschaden werden uns aber insofern 
von großem Nuten sein, als wir die im Zivilrecht geleistete Gedanken- 
arbeit verwerten können, indem wir bei den einzelnen Problemen der 
betrügerischen Vermögensbeschädigung betrachten, wie das Zivilrecht 
wesensgleichen Schwierigkeiten auf dem Gebiete der Lehre vom 
Schadensersaß beigekommen ist. So können wir unter Umständen Be- 
stätigung für die Richtigkeit gefundener Resultate, Hinweise auf unter- 
laufene Trugschlüsse und Fingerzeige für weitere Forschung erhalten. 

Il. Wenn wir in diesem Sinn etwas aus dem römischen Recht für 
die Vermögensbeschädigung durch Gewinnvereitelung lernen wollen, 
so müssen wir vor allem jene Tatbestände ausscheiden, aus denen nach 
römischem Recht nur ein Anspruch auf Wertersag einer bestimmten 
Sache oder sonst auf eine beschränkte :Ersaßleistung, aber kein Anspruch 
auf das volle Interesse entsprang °*); denn auch beim strafbaren Be- 
trug besteht die Vermögensbeschädigung anerkannterweise nicht nur 
in der Leistung des Geschädigten, dem sogenannten unmittelbaren 
Schaden, sondern in der Gesamtheit der verursachten nachteiligen Ver- 
schiebungen ?°®), 


43) Solche Tatbestände sind zum Beispiel: Das Interesse wegen Nichterfüllung 
einer Obligation (l. un. C.7, 47; vgl. Windscheid-Kipp 259 Note 9) und nach 
dem Wortlaut der »Lex Aquilia«, während nach der Interpretation der Juristen 
später die actio legis Aquiliae auf das volle Interesse ging (Grueber: »The Lex 
Aquilia«, Oxford 1886 S. 265ff.), wenn auch noch im justinianischen Recht Reste 
der alten Auffassung geblieben sind (s. o. im Text zu ll a. E.). 

%2) Daß der Vermögensbeschädigung beim Betruge auf dem Gebiete des ge- 
meinen Zivilrechts das »Interesse« entspricht, wird auch anerkannt von Steng- 
lein »Gerichtssaal: 43 391 }f. und Doerr S. 61. 
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Aus der Fülle der einschlägigen Quellenstellen erscheinen besonders 
bemerkenswert: 


L. 13 pr. Dig. ratam rem 46, .8: (Paulus): .. . in tantum competit, in 
quantum mea interfuit, id est, quantum mihi abest, quantumque 
lucrari potui. 

L. 33 Dig. locati conducti. 19, 2 (Africanus): . . . tantum ei praestabis, 
quanti eius interfuit frui, in quo etiam lucrum eius continebitur. 

L. 33 pr. Dig. ad legem Aquiliam 9, 2 (Paulus): in lege enim Aquilia 
damnum consequimur; etamississe dicemur, quod aut consequi 
potuimus, aut erogare cogimur. 


L. 7 C. arbitrium tutelae 5, 51: quidquid .. .. minores amiserint, vel 
cum possent, non quaesierent, hoc etiam in... judicium venire, 
non est incerti iuris. f | 

L. 28 8 i. f. Dig. de eo quod certo loco 13, 4 (Ulpianus): in hanc 
arbitrariam quod interfuit veniet . . . Quid si merces solebat comparare? 
an et lucri ratio habeatur, non solius damni? puto et lucri haben- 
dam rationem. 

L. 1 § 41 Dig. de vi et de vi armata 43, 16 (Ulpianus): . . . Vivianus 
refert in hoc interdicto omnia, quaecumque habiturus vel adse- 
cuturus erat is, qui deiectus est, si vi deiectus non esset, restitui aut 
eorum litem a iudice aestimari debere, eumque tantum consequuturum, 
quanti sua interesset, se vi deiectum non esse. 


Klar tritt in diesen Quellenstellen ?t+) das mit der Frage der Ver- 
mögensbeschädigung durch Gewinnvereitelung beim Betrug gemeinsame 
Problem hervor: umfaßt das damnum, das Interesse des Geschädigten 
auch den Gewinn, den er ohne das Wirken des Schädigers gemacht 
hätte? Die Entscheidung der römischen Juristen ist positiv und be- 
ruht durchweg auf der Zugrundelegung des ohne die Handlung des 
Schädigers bestehenden hypothetischen Vermögenszustandes: »quantum 
lucrari potui«, :quidquid, cum possent, non quaesierint«, somnia, quae- 
cumque habiturus vel adsecuturus erat«. 

Auf dieser einfachen Schlußfolgerung ruht auch die gemeinrechtliche 
Lehre vom lucrum cessans, die das Wesen des Problems insofern ganz 
aufdeckte, als sie die Bedeutung des hypothetischen Vermögensstatus 
einzig und allein aus dem Kausalzusammenhang zwischen der zum 
Schadensersaß verpflichtenden Handlung und dem entgangenen Gewinn 
ableitete: »Die Forderung des entbehrten Gewinnes im Interesse hat 
keine andere Vorausse&tung als die, daß der nötige Kausalzusammen- 
hang nachgewiesen werden könne: (Windscheid)°*). :Das Inter- 


34) Nicht von der Leistung des Interesse, sondern von dem Gegenstand der 
restitutio in integrum handelt L. 27 Dig. in quibus causis maiores 4, 6 (Paulus): 
et sive quid amiserit vel lucratus non sit, restitutio facienda est, etiamsi 
non ex bonis quid amissum sit. Aus dieser Stelle geht klar hervor, daß die 
römischen Juristen nicht in den status quo ante, sondern in den hypothetischen 
Status restituierten. 

235) Windscheid-Kipp 2 64 Note 16. 
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esse besteht in dem ganzen Nachteil, den der Gläubiger erlitten hat, 
mag er darin bestehen, daß etwas aus seinem Vermögen hinausgegangen 
ist, was darin bereits befindlich war, oder darin, daß etwas in sein 
Vermögen nicht hineingekommen ist, was hätte hineinkommen können« 
(Baron)°*). Etwas Irreales, Fiktives erblickt das gemeine Recht nicht 
in dem lucrum cessans; nach Sohm ist die Verpflichtung zur Leistung 
des Interesses die »Verpflichtung zum vollen Ersage des konkreten 
Schadens«, einschließlich des lucrum cessans unter der Voraussegung 
des Daseins des Kausalzusammenhanges. 

Ob der entgangene Gewinn ohne die zum Schadensersa& verpfilich- 
tende Handlung mit Sicherheit gemacht worden wäre, ist nach den 
Quellen stricte zu beweisen; vgl. 

L. 29 $ 3 Dig. ad legem Aquiliam 9, 2 (Ulpianus): idemque Labeo et 
Proculus et circa retia piscatorum, in quae navis piscatorum inciderat, 
aestimarunt. plane si culpa nautarum id factum esset, lege Aquilia agen- 
dum. sed ubi damni inuria agitur ob retia, non piscium, qui ideo capti 
non sunt, fieri aestimationem, cum incertum fuerit, an caperentur. 

Ja es fehlt nicht an einzelnen Quellenstellen, in denen die Schwierig- 
keit des Beweises entgangenen Gewinnes grundsäßlich für so groß an- 
gesehen wird, daß er praktisch überhaupt nicht geführt werden könne 2"), 
Im Anschluß an alle diese Stellen wird im gemeinen Recht von der 
herrschenden Lehre der Beweis des lucrum cessans im allgemeinen für 
recht schwierig, aber immerhin für möglich erachtet °*‘), von einzelnen 
Autoren dagegen sogar angenommen, daß der Beweis eines lucrum 
cessans überhaupt nicht erbracht werden kann; so erklärt Brinz®*°), 
daß »troß Kausalnexus« :von "Gewißheit des Gewinnes, bevor er ge- 
macht ist, überhaupt keine Rede sein kanns. 

Vergleichen wir die Auffassung des lucrum cessans im römischen 
und gemeinen Recht mit unserer Konstruktion der Gewinnvereitelung, 
so bemerken wir eine völlige Übereinstimmung sowohl im Ergebnis 
als auch in der Begründung: Der Begriff des Schadens umfaßt zwei 
gleichwertige Unterbegriffe, nämlich den der Entziehung vorhandener 
Vermögensteile und der Vereitelung eines zukünitigen Gewinnes, der 
ohne das veranlassende Ereignis mit Bestimmtheit gemacht worden 
wäre; das folgt ohne weiteres aus der Zugrundelegung des hypo- 


246) Baron, »Pandekten« S. 442; ähnlich Puchta, »Institutionen« 3 21; Seuffert, 
»Pandektenrecht«, 4. Aufl., 1 78 und 2 23 Note 5; u. v. a. m. 

21) Windscheid-Kipp 2 62. 

248) Lit. ist bei Windscheid-Kipp a. a. O. nachgewiesen. 

349) „Pandekten« 2. Aufl. 2 354. Freilich lehnt Brinz a. a. O. nicht den Ersag 
des lucrum cessans ab, sondern gibt sich mit einem hohen Grade der Wahr- 
scheinlichkeit des Gewinnes zufrieden. Ähnlich Dernburg-Sokolowski, 
»System des römischen Rechts« 2 640 und die bei Windscheid-Kipp 2 63 Note 16 
Zitierten. 
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thetischen Status, dessen Bedeutung seinerseits sich aus dem Kausal- 
zusammenhang ergibt. 

Von der Problemstellung der herrschenden Betrugslehre, die die Ge- 
winnvereitelung aus dem Vermögensbegriff, insbesondere aus dem 
Wertbegriff, zu konstruieren versucht, fehlt in den bisher zitierten 
Quellenstellen und Ausführungen jede Andeutung. Doch finden sich 
verwandte Gedankengänge in Quellenstellen aus der Zeit in der man 
daran ging, das »quanti ea res est«, das heißt im ursprünglichen wört- 
lichen Sinn der Lex Aquilia den »Sachwert:, auf dem Wege der Inter- 
pretatio in das »omne quod interest, das heißt das »Interesse:, den 
ganzen Schaden, umzudeuten. Bei dieser bewußten Weiterbildung des 
Rechtes bedienten sich die Juristen anfangs der Schlußfolgerung, daß 
sie das lucrum cessans sozusagen als werterhöhendes Moment jenes 
Gegenstandes ansahen, der durch den zum Schadensersaß Verpflichteten 
beschädigt oder zerstört worden war. So noch Labeo nach 


L. 23 8 4 Dig. ad legem Aquiliam 9, 2: sed et si servus, qui magnas 
fraudes in meis rationibus commiserat, fuerit occisus, de quo quaestionem 
habere destinaveram, ut fraudium participes eruerentur, rectissime Labeo 
scribit, tanti aestimandum, quanti mea intererat, fraudes servi per eum 
commissas detegi, non quanti noxa eius servi valeat. 


Hier schlummert der Gedanke, daß der getötete Sklave für seinen 
Herrn besonders wertvoll gewesen sei, weil durch seine Folterung noch 
die Mittäter der Unterschlagung zum Schadensersag gezwungen werden 
konnten. In den anderen Paragraphen zitierter L. 23h.t. ist von dieser 
Art der Begründung des lucrum cessans kaum mehr etwas zu spüren, 
und Ulpian sagt nach 


L. 21 h. t.: ait lex: »quanti is homo in eo anno plurimi fuisset« ..... 
Sed utrum corpus eius solum aestimanus, quanti fuerit, cum occideretur, 
an potius, quanti interfuit nostra, non esse occisum? et hoc iure utimur, 
ut eius, quod interest, fiat aestimatio. 


So haben die römischen Juristen vor mehr als anderthałb Jahrtausenden 
eine Konstruktion der Gewinnvereitelung schon überwunden gehabt, 
die von der Betrugslehre bis heute als die allein mögliche angesehen 
wird. 

HI. Sahen wir, daß im gemeinen Recht »Interesse<«, »damnum« und 
»Schaden« gleichbedeutende Begriffe waren, die sowohl lucrum cessans, 
als auch damnum emergens umfaßten, so bemerken wir im ALR. eine 
ganz andere Terminologie: 


§ 286 ALR. I, 5: Aller Nachteil, welcher für jemand daraus entstanden 
ist, daß der Andere seinen Pflichten gegen ihn nicht nachgekommen ist, 
wird unter dem Interesse begrifien. 

S 287 ALR. I, 5: Es wird also bey Bestimmung des Interesse nicht 
bloB auf den wirklichen Schaden, sondern auch auf den durch Nicht- 
erfüllung des Kontraktes entgangenen Vorteil Rücksicht genommen. 


r$ 
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Nach ALR. umfaßt also der Begriff des »Interesse« die Unterbegriffe 
des »wirklichen Schadens« und des entgangenen Vorteilse.. Wenn wir 
nun eine Parallele zwischen StrGB. 8 263 und dem Schadensersagrecht 
des ALR. nicht einfach aus dem Gleichklang der Worte »Schaden« und 
»Beschädigt: ziehen wollen, so müssen wir uns fragen, ob die Ver- 
mögensbeschädigung beim Betrug ihrem Wesen nach dem landrecht- 
lichen Interesse oder dem landrechtlichen wirklichen Schaden näher 
verwandt ist. Den Schlüssel zum Verständnis bildet das kleine Wort 
»also« am Anfang des 8 287 ALR. 15, welches deutlich zeigt, daß der 
Ersag entgangenen Gewinnes aus dem Gesichtspunkt der Verursachung 
vom Gese&geber zugebilligt wird. Da nun nadh dem zu Anfang dieses 
Paragraphen Ausgeführten die Vermögensbeschädigung beim Betrug 
die Gesamtheit aller dem Vermögen verursachten Nachteile umfaßt, 
eine Ersatleistung für nicht verursachten Nachteil auch nicht in der 
Absicht des Geseßgebers gelegen haben kann, kommt lediglich eine 
Gleichstellung der Vermögensbeschädigung im Sinne des 8 263 StrGB. 
mit dem Interesse des ALR. in Frage. Die Richtigkeit dieser Gleich- 
stellung, zeigt sich schon darin, daß bei vorsäßlicher Rechtskränkung 
das ALR. den Ersag des vollen Interesses gewährt (88 10, 11 ALR. 16), 
während bei leichtem/Verschulden nach ALR. nur der sogenannte 
wirkliche Schade, also das damnum emergens, zu erseten ist, — ein 
typischer Fall der oben besprochenen positivrechtlichen Einschränkung 
der Haftung für culpos oder casuell herbeigeführten Schaden. 

Irgendein zwingender Schluß auf die Vermögensbeschädigung beim 
Betrug ist aus dem Gesagten natürlich nicht zu ziehen, aber jedenfalls 
ist damit die von Rotering?°°’) aufgestellte Behauptung widerlegt, 
nach der die Terminologie des ALR. ein Argument dafür sei, daß der 
entgangene Gewinn nicht zur Vermögensbeschädigung beim Betruge 
gehöre. | 

IV. Der nach der heute herrschenden Lehre auch für die Frage der 
Vermögensbeschädigung durch Gewinnvereitelung beim Betrug ent- 
scheidende § 252 BGB. lautet: 


Der zu ersegende Schaden umfaßt auch den entgangenen Gewinn. Als 
entgangen gilt auch der Gewinn, der nach dem gewöhnlichen Lauf der 
Dinge oder nach den besonderen Umständen, insbesondere nach den ge- 
troffenen Anstalten und Vorkehrungen, mit Wahrscheinlichkeit erwartet 
werden konnte. 

Was zunächst den ersten Saß dieses S 252 anbetrifft, so geht aus 
seinem Wortlaut (sumfaßt«) klar hervor, daß der entgangene Gewinn 
ein Teil des entstandenen Schadens ist, nicht etwas anderes, das zu 
dem erlittenen Schaden hinzutritt. Die gegenteilige Ansicht würde zu 
dem paradoxen Ergebnis führen, daß das BGB. den Ersat eines 


” 


250) »Arch. f. Krim.-Anthr.« 31 124 ff. 
Archiv. Bd. 66. a 
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Schadens anordnet, der gar nicht verursacht oder erlitten ist?*!). Aus 
dem Begriff des Vermögens oder aus dem ökonomischen Prinzip der 
Wertberechnung kann der Sat 1 des § 252 schon deshalb nicht her- 
geleitet sein, weil er sich gar nicht auf den Vermögensschaden be- 
schränkt, sondern auch die Naturalrestitution eines Nichtvermögens- 
schadens mitumfaßt. 

Im System des BGB. beruht der Ersag entgangenen Gewinnes 
zweifellos auf der Zugrundelegung des hypothetischen Vermögens- 
zustandes und damit lediglich auf dem Kausalzusammenhang; vgl. 
BGB. 8 249: 


Wer zum Schadensersaß verpflichtet ist, hat den Zustand herzustellen, 
der bestehen würde, wenn der zum Ersag verpflichtende Umstand nicht 
eingetreten wäre. 


So heißt es in den Motiven zum BGB. 5°) in bezug auf den entgangenen 
Gewinn: »Der Grundsa& des gemeinen Rechtes, wonach lediglich der 
Umfang des verursachten Schadens den Umfang des zu leistenden 
Schadensersages bestimmt, ist juristisch allein haltbar.« In der zivilisti- 
schen Wissenschaft herrscht nirgends Zweifel darüber, daß die Schadens- 
ersaßpflicht bezüglich des entgangenen Gewinnes ohne weiteres aus 
dem BGB. § 249 ausgesprochenen Grundsa&e der Haftung für allen 
verursachten Schaden folgt?®®). Mit welcher Folgerichtigkeit die Zivi- 
listen den hypothetischen Vermögenszustand der Schadensberechnung 
zugrunde legen, zeigt eine Entscheidung des Reichsgerichts vom 1. No- 
vember 1913 RGZ. 83 245, in der in die Summe des zu ersegenden 
vereitelten Gewinnes mit Recht sogar dasjenige eingerechnet ist, was 
der Betrüger selbst dem Geschädigten gezahlt hätte, wenn er die 
Täuschung nicht vorgenommen hätte: »Ob ein Recht auf den Gewinn 
bestand, oder ob der Gewinnentgang nur tatsächlicher Natur war, macht 
‚auch für den Anspruch aus BGB. § 252 in der Regel keinen Unter- 
schied.« Das Ergebnis wäre: Der in BGB. 8 252 ausgesprochene 
Grundsat, daß der Schade auch den entgangenen Ge- 
winn umfaßt, gilt auch für die Vermögensbeschädigung 
beim Betrug, jaber nicht infolge irgendwelcher Abhängigkeit der 
Betrugsiehre vom bürgerlichen Recht, sondern deshalb, weil BGB. § 252 
Sat 1 aus einfachen Gründen formaler Logik folgt, die auch auf dem 


251) Diese Ansicht scheint allerdings Rotering >»Arch. f. Krim.-Anthr.« 31 125 
unten alten Ernstes zu vertreten. Sehr richtig aber bemerkt Tige, Die Unmöglich- 
keit der Leistung nach Deutschem bürgerlichen Recht (Leipzig 1900), S. 133 Note 17 
in bezug auf BGB. $ 252: »mehr Schaden, als er verursacht hat, braucht kein 
Schuldner seinem Gläubiger zu erseßen«. 

262) 2 17/18. 

352) Vgl. Crome, Systeme, 1. Aufl, 2 73; Planck, »Kommentar zum BGB.. 
$ 252 Anm. 1 u. v. a. m. 
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Gebiete des Strafrechts ebensoviel Geltung beanspruchen dürfen wie 
auf dem des Zivilrechts °5*). 

Weniger Klarheit herrscht in der zivilistischen Wissenschaft über die 
Bedeutung des zweiten Sages des § 252 BGB. Nach einer älteren An- 
sicht soll dieser zweite Sat den ersten Sat einschränken, so daß ein 
vereitelter Gewinn, der selbst mit Bestimmtheit gemacht worden wäre, 
dann nicht ersett zu werden Braucht, wenn er nach dem gewöhnlichen 
Lauf der Dinge nicht mit Wahrscheinlichkeit zu erwarten war. Wer 
zum Beispiel einen anderen am Erwerb eines Lotterieloses verhindert, 
braucht nach dieser Auffassung mangels Wahrscheinlichkeit den auf 
das Los entfallenden Gewinn selbst dann nicht zu ersegen, wenn der 
Geschädigte nachweisbar das gewinnbringende Los gekauft hätte. Nach 
dieser von Plank?°°) auf die Entstehungsgeschichte des BGB. ge- 
gründeten Auslegung kann der zweite Sag des § 252 BGB. für das 
Strafrecht von keiner Bedeutung sein, weil er nur eine der häufigen 
positivrechtlichen Einschränkungen der Schadensersaßpflicht im’ bürger- 
lichen Recht darstellen würde, Diese Auslegung des 8 252 ist übrigens 
von Plank*°*) selbst aufgegeben worden und wird heute von manchen 
Autoren °°”) nur in der Form aufrechterhalten, daß der Geseggeber im 
zweiten Sag des § 252 unbewußt die Theorie von der adäquaten 
Verursachung anerkannt habe, und daß der zweite Saß den ersten Sag 
insofern einschränke, als bei Gewinnvereitelung nur der adäquat ver- 
ursachte Schade zu ersegen sei. In diesem Sinne ist der zweite Sag 
des § 252 BGB. natürlich schon deshalb ohne Bedeutung für die Ver- 
mögensbeschädigung beim Betrug, weil die Frage des Kausalzusammen- 
hanges im Strafrecht selbständig entschieden werden muß. Die völlige 
Bedeutungslosigkeit des Saßes 2 des § 252 in dieser Auslegung für 
die Betrugslehre folgt aber auch aus der Erwägung, daß bei vorsäßlich 
herbeigeführtem Erfolg die Theorie vom adäquaten Kausalzusammen- 
hang gegenüber der Burischen Theorie der äquivalenten Bedingungen 
überhaupt keine Einschränkung mit sich bringt, da auch ein durch ab- 
normalen Verlauf herbeigeführter Erfolg dann als vom Täter verursacht 
gelten muß, wenn der Täter seine Handlungsweise gerade auf den ab- 
normalen Verlauf abgestellt hatte°°®). Folgerichtig erklärt daher 


254) Im Ergebnis also richtig: Goltdamıner, »Goldt. Arch. 5 759 und 
Schlesinger, a. a. O. S. 47, legterer mit anfangs ausgezeichneter, gegen Schluß 
sehr übler Begründung. Sehr gute Bemerkungen bringt Stenglein, »Gerichts- 
saal: 43 370 im Text, während er ebenda Note 1 und S. 395 den von uns be- 
kämpften Standpunkt vertritt, die Gewinnvereitelung vermindere den gegen- 
wärtigen individuellen Vermögenswert. 

255) ‚Kommentar zum BGB.«, 1. Aufl., Note 2 zu § 252. >56) a. a. O. 2. Aufl. 

257) Tige, »Unmöglichkeit«, S. 133; Kuhlenbeck in »Staudingers Kommentar 
zum BGB. Anm. 2 zu $ 252; im wesentlichen übereinstimmend, aber im Ergeb- 
nis abgeschwächt »Kommentar von Reichsgerichtsräten zum BGB.« Note 2 zu § 252. 

38) Träger, »Der Kausalbegriff im Straf- und Zivilrecht«, S. 167 ff., 171 ff., 260/61. 

; 23° 
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Kuhlenbeck°°’), der in BGB. § 252 Sag 2 eine Einschränkung des 
ersten Sates im Sinne der adäquaten Kausaltheorie sieht, den zweiten 
Sag bei Haftung aus vorsäßlicher Handlung für unanwendbar. In der 
besprochenen Auslegung würde also der § 252 Sag 2 BGB. bei Schadens- 
ersaßansprüchen aus betrügerischer Gewinnvereitelung nicht einmal von 
den Zivilisten angewandt werden. 

Nach der zweiten heute herrschenden Auffassung bedeutet der zweite 
Sag des § 252 gegenüber dem ersten Sag eine Erweiterung des Schadens- 
ersaganspruches in der Weise, daß der Geschädigte nicht nur den be- 
stimmt zu erwartenden, sondern sogar den wahrscheinlichen Gewinn 
verlangen kann, daß aber dem Ersaßpflichtigen der Gegenbeweis offen 
steht, daß der wahrscheinliche Gewinn trog der Wahrscheinlichkeit tat- 
sächlich nicht gemacht worden wäre ?°°), Nach dieser Auslegung gibt 
das BGB. nur einen Anspruch auf einen Gewinn, der tatsächlich mit 
Bestimmtheit gemacht worden wäre, und enthält in § 252 Sag 2 ledig- 
lich eine Vermutung, eine widerlegbare Beweisregel :*!) zugunsten des 
Geschädigten. Es bedarf wohl keiner weiteren Ausführung, daß der 
zweite Sag des § 252 auch in dieser Auslegung keine Übertragung 
auf das Strafrecht duldet, wo es keine Vermutungen zuungunsten des Täters 
gibt, der die Beweislast in keiner Weise zu tragen hat. BGB. 8 252, 
Sat 2, ist also für den durch Gewinnvereitelung be- 
gangenen Betrug völlig bedeutungslos. In den Fällen be- 
trügerischer Gewinnvereitelung, in denen auf Grund des § 252, Sag 2, 
ein zivilrechtlicher Anspruch auf Ersa des entgangenen wahrschein- 
lichen Gewinnes im Wege der Zivilklage mit Erfolg geltend gemacht 
werden kann, der volle Beweis eines tatsächlichen Gewinnentganges 
aber mißlingt, wird man praktisch nur zu einer Verurteilung wegen 
versuchten Betruges gelangen können. 


8 18. Kritik der bisherigen Konstruktionen der Gewinnvereitelung 
im allgemeinen. 

I. Die Problemstellung der bisherigen Konstruktionen. II, Konstruktion der 
Gewinnvereitelung auf Grund des sogenannten juristischen Vermögensbegriffes. 
III. Desgleichen auf Grund des sogenannten juristisch-ökonomischen Vermögens- 
begriffes. 
I. Während wir in Übereinstimmung mit der bürgerlich-rechtlichen 

Lehre vom Vermögensschaden durch Berücksichtigung des hypotheti- 
schen Vermögensstatus zu einer Teilung des Begriffes der Vermögens- 
beschädigung in die Unterbegriffe der Vermögensminderung (damnum 
emergens) und der Gewinnvereitelung (lucrum cessans) gelangten, kann 


2359) a. a. O. Anm. 2b zu § 252. 

260) Enneccerus, »Lehrbuch des bürgerlichen Rechts« II 1 35ff.; daselbst Note 12 
Literaturnachweis. [Über $ 252 vgl. Kohler, Lehrb. BR. I 1 S. 129 — Kohler] 

%1) So ausdrücklich Plank, „Kommentars, 4. Aufl., Note 2 zu § 252 u. v. a. m. 


Pröll: Gewinnvereitelung, Vermögensgefährd. u. Vollstreckungsabwendung. 357 


die bisherige Betrugslehre ?*?), die vom status quo ante des Vermögens 
ausgeht und eine effektive substantielle Verminderung des Vermögens 
sucht, folgerichtig immer nur zu einer Konstruktien des damnum emergens 
gelangen. Die Definitionen und Grundsäße über die Vermögensbeschädi- 
gung in der bisherigen Betrugslehre sind ausschließlich auf das damnum 
emergens zugeschnitten, so daß die bisherigen Konstruktionen der Ge- 
winnvereitelung im Grunde nichts anderes sein können als Versuche, 
das lucrum cessans in seinen kontradiktorischen Gegensat, das damnum 
emergens, umzudeuten. Diese undankbare Aufgabe suchte man bisher 
aus dem Begriff des Vermögens zu lösen und gelangte so überein- 
stimmend zu der Problemstellung: Wann ist zukünftiger Gewinn ein 
gegenwärtiger Vermögensbestandteil?°‘®) Diese Frage wird ja sehr 
verschieden beantwortet; die Problemstellung und Lösungsmethode 
bleibt aber stets dieselbe: Es wird untersucht, ob bei den einzelnen 
Formen der Gewinnvereitelung dem Vermögen des Geschädigten ein 
aktueller, gegenwärtiger Bestandteil entzogen ist. So ist die bisherige 
Entscheidung der Frage notwendig abhängig geworden von der recht- 
lichen Beurteilung der entzogenen »Expektanzen« einerseits und der De- 
finition des Vermögens anderseits. Eine grundsägliche Auseinander- 
segßung mit den Theorien über den Vermögensbegriff ist den folgenden 
Abschnitten vorbehalten; in diesem Paragraphen wollen wir nur ver- 
suchen darzulegen, daß Vereitelung zukünftigen Gewinnes von keiner 
Definition des Vermögens aus als eine effektive substantielle Vermin- 
` derung des gegenwärtigen Vermögenszustandes konstruiert werden kann, 
und daß die diesbezüglichen Versuche in der bisherigen Betrugslehre 
entweder auf Trugschlüssen beruhen, die sich übrigens in auffallender 
Weise bei allen Deduktionen aus den verschiedenen Vermögensbegriffen 
wiederholen, oder zu einer Auflösung des Begriffes des Vermögens 
führen müssen und zum Teil schon geführt haben. 
| Außer den so zu charakterisierenden Lösungsversuchen finden sich 
aber in der bisherigen Betrugslehre auch vereinzelte Konstruktionen, in 
denen der eine oder andere der beiden Grundsäge, aus deren Kombi- 
nation wir die Gewinnvereitelung konstruierten, mehr oder minder be- 
wußt zur Anwendung oder zum Ausdruck kommt. So sagt Temme, 
leider ohne Folgerungen aus diesem Sage zu ziehen, es sei von vorn- 
herein unrichtig, daß sich der Betrug nur gegen solche Objekte richte, 
die sich bereits im Vermögen befinden. Auch Köstlin erkennt die Mög- 
lichkeit einer Vermögensbeschädigung durch Herbeiführung eines Ver- 
zichtes auf zukünftige Rechte, der für den Fall ihres Erwerbes aus- 
gesprochen wird, grundsäglich an; ebenso durch Herbeiführung einer 
Übertragung zukünftiger Rechte für den Fall ihres Anfalles. Nach 


62) s. 0. 88 2 und 5, auf deren Literaturangaben verwiesen wird. 
203) Vgl. insbesondere Rotering, »Gerichtssaal« 67 214; Wachenfeld, «Lehr- 
buch« S. 403; Johannes Merkel, a. a. O. S. 31. 
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Merkel können zukünftige Rechte Gegenstand eines Betruges sein, so- 
fern der Getäuschte imstande ist, schon je&t darüber zu verfügen. Diese 
Ansichten leiden daran, daß der hypothetische Vermögensstatus nicht 
genügend betont ist; die Gewinnvereitelung wird nicht genug als Ver- 
mehrungsverhinderung erkannt, sondern als effektive Verminderung des 
Vermögens betrachtet, wenn auch anerkannt wird, daß diese effektive 
Verminderung sich nicht auf den gegenwärtigen Zeitpunkt beziehen 
muß. Im Ergebnis ist diese Absicht infolgedessen zu eng. Es gehört 
nicht zum Wesen der Gewinnvereitelung, daß die Handlung des Ge- 
täuschten ein bindender Verzicht, eine Verfügung über das zukünftige 
Recht oder dergleichen sei; es genügt jede tatsächliche Handlung, wo- 
fern sie nur eine Vermögensvermehrung, die sonst eingetreten wäre, 
früher oder später zur Folge hat°‘*). Ohne diese verfehlte Einschrän- 
kung findet sich der richtige Gesichtspunkt bei Kohler, der den Irrtum 
der modernen Betrugslehre, wonach sich der Betrug gegen ein vor- 
handenes Gut richten müsse, ausdrücklich ablehnt und auch die Ent- 
ziehung zukünftigen Gewinnes, der mit verkehrsmäßiger Sicherheit zu 
erwarten ist, als Vermögensbeschädigung ansieht. Das Reichsgericht 
hat immer ?°°) daran festgehalten, daß die Vermögensbeschädigung un- 
mittelbar nach der Handlung des Getäuschten eintreten müsse, aber in 
den beiden oben § 2 II inhaltlich wiedergegebenen Urteilen E. 1 68 
und R. 3, 772 die durch Gewinnvereitelung herbeigeführte Vermögens- 
beschädigung in einer Weise konstruiert, die auf der Verwertung des 
hypothetischen Vermögenzustandes beruht. So sind die Arbeiter im. 
E. 1 68 nach Ansicht des Reichsgerichts deshalb am Vermögen be- 
schädigt, weil sie tatsächlich mehr Lohn erhalten haben würden, wenn 
sie nicht getäuscht worden wären. Freilich fehlt es auch in diesem Ur- 
teil nicht an einem Versuch, gleichsam entschuldigend das lucrum cessans 
in eine positive Vermögensminderung umzudeuten, wenn weiter gesagt 
ist, die Vermögensbeschädigung bestehe darin, daß die Arbeiter ihre 
Arbeit für einen geringeren Preis haben leisten müssen. Der Leitsag: 
:Gehört es zum Wesen des Betruges, daß der beschädigte Vermögens- 
anspruch bereits ein wohlerworbener sei?« ruht schon ganz auf der 
modernen falschen Problemstellung. Dagegen steht im Urteile R. 3, 778 
der Leitsaß: »Die Vermögensbeschädigung beim Betrug muß nicht not- 
wendig in einer Vermögensverringerung, sondern kann auch in der 
Nichterlangung eines in sicherer Aussicht stehenden Gewinnes liegen« 
auf der Höhe der hervorragenden Begründung. Auf dem Grundirrtum, 


26) Hier beschäftigen wir uns nur mit der Frage, inwieweit Gewinnvereitelung 
eine Vermögensbeschädigung darstellen kann. Ob’ die Handlung des Getäuschten 
nicht wegen des sogenannten ungeschriebenen Tatbestandsmerkmales der Ver- 
mögensdisposition einen Verzicht, eine Verfügung oder dergl. sein muß, wird im 
fünften Abschnitt erörtert werden. | 

265) Mit Ausnahme des einen, oben $ 14 II zitierten Urteiles E. 42 170. 
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daß die Vermögensbeschädigung unmittelbar nach der Handlung des 
Getäuschten eintreten müsse, ruht freilich das in der Folge wörtlich 
immer wiederkehrende Postulat, der entzogene Gewinn ınüsse »ohne 
weiteres gemacht sein, und daher weiterhin die auffällige Erscheinung, 
daß das Reichsgericht auch in der älteren, vom hypothetischen Vermögens- 
status ausgehenden Judikatur nur die Vereitelung solchen Gewinnes für 
strafbar erachtet hat, der unmittelbar nach der Handlung des Getäuschten 
gemacht worden wäre. 

Il. Wie unsere Konstruktion der Gewinnvereitelung von einem be- 
stimmten Vermögensbegriff überhaupt unabhängig ist, ist sie auch mit 
der rein juristischen Definition des Vermögens wohl vereinbar. Ich 
habe keinen in der Literatur oder Rechtsprechung erörterten praktischen 
Fall der Gewinnvereitelung gefunden, in dem man bei Vergleichung des 
faktischen und hypothetischen Vermögensstatus nicht früher oder später 
auf ein Recht, und zwar stets auf ein geldwertes Recht, stieße, dessen 
Eintritt in das Vermögen durch die Handlung des Getäuschten verhindert 
worden ist oder — im Falle des Betrugsversuchs — verhindert worden 
wäre, wenn die Absicht des Täters zum erstrebten Erfolg geführt hätte 26°). 
Dagegen eignet sich gerade die juristische Vermögensdefinition dank 
ihrer Klarheit am allerwenigsten dazu, im Sinne der bisherigen Problem- 
stellung die Gewinnvereitelung in der oben charakterisierten Weise in 
ihr direktes Gegenteil, in eine positive Vermögensminderung, umzudeuten. 
Die Entziehung eines Gewinnes, auf den ein rechtlich begründeter An- 
spruch besteht —- nach vielen die einzig strafbare Form der Gewinn- 
vereitelung — ist eben überhaupt kein Fall der Gewinnvereitelung, 
sondern die Entziehung eines schon im Vermögen vorhandenen Rechts 
auf den Gewinn, also positive Verminderung, die in seltenen Einzel- 
fällen mit wirklicher Gewinnvereitelung zufällig zusammentreffen kann, 
aber dann neben letterer begrifflich selbständig besteht). Wofern 


266) Entgegengesett Doerr, S. 56, der die Richtigkeit des ökonomischen Ver- 
mögensbegriffes daraus ableitet, daß er nicht imstande ist, bei Gewinnvereitelung, 
Kundenabspannen und dergl. ein Vermögensrecht zu finden, das den Geschädigten 
entzogen ist. 

2 ) Zutreffend insofern Kollmann, -Die Lehre von der Erpressung nach 
deutschem Rechte (Berlin 1910), S. 67ff.: »Nach. überwiegender Meinung ist Ge- 
winnentziehung nur dann als Vermögensbeschädigung anzusehen, wenn auf den 
Gewinn ein rechtlich begründeter Anspruch bestand. Unrichtig ist hierbei, daß der 
rechtlich garantierte Gewinn schon zu dem Vermögen :des Berechtigten gezählt 
wird. Er soll doch erst erzielt werden. Solange das nicht geschah, kann nur das 
Recht auf den Gewinn als zum Vermögen gehöriges wirtschaftliches Gut an- 
gesprochen werden. Um dieses Recht, nicht um den Gewinn, der dem Berechtig- 
ten niemals gehörte, ist das Vermögen geschädigt worden.. Wenn Kollmann, 
S.68, freilich meint, dies Recht auf zukünftigen Gewinn könne nur ein Bestandteil 
des Vermögens im ökonomischen Sinne sein, so irrt er; es kann auch Bestandteil 
des Vermögens im juristischen Sinne sein. Richtiger insoweit Jehle, S.20, Note. 


360 Pröll: Gewinnvereitelung, Vermögensgefährd. u. Vollstreckungsabwendung. 


man also schon, von dem Grundirrtum der heutigen Betrugslehre aus- 
gehend, eine substantielle Vermögensminderung als das Wesen der 
Vermögensbeschädigung ansieht, muß man den scharisinnigen Aus- 
führungen Roterings unbedingt zustimmen, nach denen: der juristische 
Vermögensbegriff zur Strailgsigkeit der Vereitelung eines Gewinnes 
führt, auf den der Geschädigte keinen Rechtsanspruch hat. Mit der 
Zugrundelegung des hypothetischen Vermögenszustandes fällt aber die 
Schlußfolgerung Roterings und alles, was er über den fiktiven Charakter 
der Vermögensbeschädigung durch Gewinnvereitelung aus dem juristi- 
schen Vermögensbegriff ableitet. Die Art und Weise, in der Rotering 
die zivilistische Schadensersa&lehre verwertet, krankt daran, daß der 
darin allein maßgebende Gesichtspunkt des Kausalzusammenhangs ver- 
kannt ist, und wird durch Rotering selbst ad absurdum geführt, indem 
er behauptet, der zivilistische Ersag entgangenen Gewinnes sei Schadens- 
ersat für überhaupt noch nicht erlittenen Schaden 28). 

Schlechterdings ein absoluter Widerspruch liegt in der Behauptung 
Temmes, zukünftige Rechte, insbesondere solche, deren zukünftiger An- 
fall gewiß sei, gehörten schon jeßt zu den gegenwärtigen Vermögens- 
rechten. Dasselbe gilt von der Ansicht Gryzieckis, wonach zukünftige 
Rechte, deren Erwerb nur mehr von dem Willen des Berechtigten ab- 
hängt, bereits existenten Vermögensrechten gleichzuachten seien. Was 
mir an Rechten in Zukunft zufallen wird, kann unmöglich schon zu meinem 
gegenwärtigen Rechtsbestand gehören, und mag der zukünftige Erwerb 
noch so gewiß sein. Die gegenteilige Ansicht von Temme und 
Gryziecki, die mutatis mutandis bei allen Vermögensdefinitionen auch 
heute noch verwertet wird, ist weiter nichts als eine paradoxe Ver- 
drehung des wahren Sachverhaltes: Anstatt anzuerkennen, daß durch 
die Betrugshandlung ein verbrecherischer Angriff gegen das Vermögen 
in der Weise unternommen werden kann, daß der Eintritt zukünftiger 
Rechte in das Vermögen des Geschädigten verhindert wird, stellt man 
das Axiom auf, die Vermögensbeschädigung bestehe notwendig in der 
Entziehung gegenwärtiger Vermögensbestandteile, rechnet aber zu le&- 
teren auch solche Rechte, die erst in Zukunft mit Bestimmtheit oder 
nach dem freien Willen des Berechtigten in das Vermögen fallen werden. 
Der innere Widersinn dieser Deduktion wird klar, wenn man sich ver- 
gegenwärtigt, daß diese um ihre so sicheren künftigen Anfalls willen 
schon als gegenwärtige Vermögensbestandteile angesehenen Rechte in- 
folge der Tätigkeit des Betrügers in Wahrheit doch niemals in das Ver- 
mögen des Geschädigten kommen werden. 

Nur verhüllt, nicht vermieden wird dieser Trugschluß durch eine Kon- 
struktion, nach der der zukünftige Gewinn als Bestandteil eines un- 
zweifelhaft gegenwärtigen Vermögensrechtes aufgefaßt wird, das dann 


26°) 5. o. $ 17, IV, Text und Note 16. 
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durch die Gewinnvereitelung folgerichtig als verlegt erscheinen muß. 
So sieht Schüge in der Entziehung einer spes lucri futuri dann eine 
Vermögensbeschädigung, wenn sich das erzeugende Objekt bereits in 
bonis des Geschädigten befand. Köstlin hält Gewinnaussichten, die sich 
auf ein erworbenes konkretes Vermögensobjekt stüßen und als Inhalt 
eines solchen ius praesens mit diesem veräußerlich sind, für reale Ver- 
mögensbestandteile. Hälschner spricht davon, daß zukünftiges Vermögen 
dann Gegenstand des Betruges sein könne, wenn die Aussicht auf ein 
zukünftiges Recht die rechtliche Folge eines bereits erworbenen gegen- 
wärtigen Rechtes ist und mit diesem infolge Täuschung veräußert wird. 
Wachenfeld, der als Vermögensbestandteile »nur reale und gegenwärtige* 
Sachen und Rechte ansieht, erklärt die Entziehung einer realen Grund- 
lage zukünftigen Gewinnes für eine Vermögensbeschädigung, nicht aber 
die Entziehung zukünftigen Gewinnes als solchen. Entweder liegt in 
diesen Fällen bereits ein — wenn auch bedingtes oder betagtes — 
Recht des Geschädigten vor, wie zum Beispiel der Anspruch auf die 
Zinsen þei Entziehung einer verzinslichen Forderung oder der Anspruch 
auf Dividende bei betrügerischer Entziehung einer Aktie oder der An- 
spruch auf Lohn bei betrügerischer Vernichtung eines Dienst- oder 
Werkvertrages?°°); dann ist dem Geschädigten ein gegenwärtiger 
Rechtsanspruch auf das entzogen, was man ja ruhig als »Gewinn« be- 
zeichnen kann; die Entziehung dieses Rechtsanspruchs an sich ist schon 
zweifellos positive Vermögensminderung, und es ist ganz unerheblich 
und zufällig, daß die Aktien, die Kapitaliorderung, das Schuldverhältnis usw. 
sich als erzeugendes Objekt, als reale Grundlage dieses erzeugten 
Rechtes im Vermögen des Geschädigten befanden. Insofern ist also 
die besprochene Lösung nichtssagend. Falsch wird sie, sobald man 
über das Gesagte hinaus auch die Entziehung eines Gewinnes, der mit 
der im Vermögen befindlichen realen Grundlage tatsächlich gemacht 
werden kann, auf den aber kein Rechtsanspruch besteht, als Entziehung 
eines gegenwärtigen Vermögensstückes aufiassen wollte; denn Aus- 
beute, die man tatsächlich unter Benußgung seiner Sachen oder Rechte 
später gewinnen kann, wie zum Beispiel der Zins aus künftiger Ver- 
mietung seiner Sachen, ist niemals ein Bestandteil der betreffenden 
Sache. Solange kein Mietsvertrag mit Dritten geschlossen ist, liegt kein 
gegenwärtiges Recht vor; und mag sich die zu vermietende Sache 
auch als das erzeugende Objekt im Vermögen des Geschädigten be- 
finden, der zukünftige Gewinn ist doch kein gegenwärtiger realer Ver- 
mögensbestandteil. Umgekehrt ist der Anspruch auf den Mietzins ein 
gegenwärtiges Recht, wofern der Vertrag mit Dritten geschlossen ist, 
und es spielt keine Rolle, ob sich der vermietete Gegenstand im Zeit- 


26°) Vgl. das Beispiel von Wachenfeld, »Lehrbuch«, S. 404 oben. 
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punkt des Abschlusses des obligatorischen Mietvertrages im Vermögen 


des Vermieters befand. 
In anderer Weise versucht Binding die aus der Zugrundelegung des 


status quo ante und des juristischen Vermögensbegriffes folgende Straf- 
losigkeit der Gewinnvereitelung zu vermeiden, indem er die formelle 
Wirksamkeit der Vorbesprechungen eines Vertrages im Falle seines Ab- 
schlusses annimmt, so daß der Betrüger durch den Vertragsschluß zur 
Herstellung desjenigen Zustandes verpflichtet sei, den er bei den Vor- 
besprechungen als wahr vorgespiegelt hat?’°). Diese Auffassung, durch 
die der in contrahendo begangene Betrug in einen in solvendo be- 
gangenen umgedeutet wird, führt zur Straflosigkeit der Gewinnvereite- 
lung in den Fällen, in denen die Handlung des Getäuschten kein Ver- 
tragsschluß, sondern zum Beispiel eine Rechtshandlung im weiteren Sinne 
oder das Unterlassen einer gewinnbringenden Handlung ist, und geht 
zu weit in den Fällen, in denen durch den Betrug ein Vertrag zustande 
gekommen ist; denn nach dem BGB. erwerben die Parteien aus dem 
Vertragsschluß nur die Rechte, die sich aus den tatsächlich abgegebenen 
— freilich nach Treu und Glauben unter Berücksichtigung der Verkehrs- 
sitte auszulegenden — Willenserklärungen ergeben, nicht aber ein Recht 
auf Herstellung desjenigen Zustandes, dessen Vorhandensein die Gegen- 
partei bei den Vorverhandlungen vorgespiegelt hat. In Wahrheit können 
derartige Vorspiegelungen des Gegenkontrahenten nur dann zu einer 
Vermögensbeschädigung führen, wenn der Getäuschte im Vertrauen 
auf di: Wahrheit der Vorspiegelungen ein Recht verliert, oder um den 
Erwerb eines Rechtes, das er sonst mit Bestimmtheit erlangt hätte, ge- 
prellt wird. 

II. Das Gesagte gilt auch von der Konstruktion der Gewinnvereite- 
lung auf Grund des sogenannten juristisch - ökonomischen Vermögens- 
begriffes. Definiert man das Vermögen als den Inbegriff der rechtlich 
geschüßten geldwerten Güter oder Interessen, die jemandem im Selbst- 
interesse zustehen, so sind Güter oder Interessen, die erst in Zukunft 
in das Vermögen fallen oder des Rechtsschußes teilhaftig sein werden, 
nicht Bestandteile des gegenwärtigen Vermögens. Mit Recht sieht daher 
Frank in der Expektanz auf einen zukünftigen, wenn auch gewissen, 
aber nicht rechtlich garantierten Gewinn kein gegenwärtig rechtlich ge- 
schüßtes Interesse, während die gegenteilige Ansicht Jehles’’!) auf 
dem soeben beim juristischen Vermögensbegriff besprochenen Trug- 
schluß ruht. Das zeigt sich am deutlichsten bei Beantwortung der seit 


210) Stenglein vertritt »Gerichtssaal«, 49 119 im Gegensaß zu seinem Votum 
»Gerichtssaal«, 43 371 eine der Bindingschen Auffassung von der Verbindlichkeit 
der Vorbesprechungen außerordentlich nahe stehende Ansicht und hält die vom 
Reichsgericht E. 16 1ff. ausgesprochenen Grundsäße nur unter der Berücksichtigung 
der rechtsverbindlichen Kraft der Vorbesprechungen für erträglich. Vgl. hiergegen 
oben 8 7, II a. E. 311) a. a. O. S. 10ff. 
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Einführung des BGB. nicht mehr praktischen, für die Erkenntnis der 
Vermögensbeschädigung beim Betruge aber sehr lehrreichen Frage, ob 
die angefallene, aber noch nicht angenommene hereditas iacens bereits 
Vermögensbestandteil des heres extraneus ist, dem sie angefallen ist. 
Jehle hält bereits vor der Annahme der Erbschaft eine »rechtlich ge- 
schüßte Beziehung« für gegeben, obwohl nach römischem Recht nicht 
zweifelhaft sein kann, daß eine angefallene Erbschaft, die ausgeschlagen 
wird, niemals im Vermögen des Ausschlagenden gewesen ist. Vor 
der Ausschlagung besteht hier die Expektanz lediglich in der tatsäch- 
lichen Möglichkeit, die Erbschaft anzunehmen und dadurch in Zukunft 
in rechtlich geschüßte Beziehung zu der Erbschaft zu treten, nicht aber 
in einer gegenwärtigen rechtlich geschüßten Beziehung zu der Erbschaft. 
Wer also den Erben durch Täuschung veranlaßt, die angefallene here- 
ditas nicht anzunehmen, verhindert den zukünftigen Eintritt rechtlich ge- 
schüßter geldwerter Güter in das Vermögen des Getäuschten, vernichtet 
aber nicht — wie Jehle und andere meinen -- gegenwärtige rechtliche 
Beziehungen. In noch höherem Maße gilt dies, und zwar auch nach 
dem Rechte des BGB., von den nach Jehle angeblich schon zu Leb- 
zeiten des Erblassers bestehenden rechtlich geschüßten Beziehungen 
des zukünftigen Erben oder Vermächtnisnehmers zu der zu erwartenden 
Erbschaft oder dem: in Aussicht stehenden vermachten Gegenstand. 
Zivilrechtlich besteht vor dem Tode des Erblassers überhaupt noch kein 
Recht und keine Anwartschaft des Erben, auch kein bedingtes Recht. 
Abgesehen davon, daß ungewiß ist, ob der Erbe überhaupt den Erb- 
lasser überlebt, daß der Erblasser mit einem Federstrich die Erbes- 
einsegung illusorisch machen kann usw., liegt schon deshalb keine recht- 
liche Beziehung des zukünftigen Erben zu der Erbschaft vor, weil auf 
den Erben das übergehen wird, was im Zeitpunkt des Todes des Erb- 
lassers in dessen Vermögen sein wird, und nicht das, was im Zeit- 
punkt der Täuschung sich darin befand. So führt die Auffassung Jehles 
zu dem unmöglichen Ergebnis, daß schon zu Lebzeiten des Erblassers 
rechtlich geschütte Beziehungen des präsumptiven dereinstigen Erben 
zu den Gegenständen bestehen, die dermaleinst beim Tode des Erb- 
lassers in seinem Vermögen sein werden, sich zurzeit aber noch im 
Besig und Eigentum Dritter befinden. 


8 19. Kritik der Konstruktionen der Gewinnvereitelung vom Oko- 
nomischen Begriff der Vermögensbeschädigung aus insbesondere. 


I. Zukünftiger Gewinn als gegenwärtiges Gut im Sinne der Volkswirtschaftslehre. 
IL. Die Entziehung zukünftigen Gewinnes als Minderung des Verkaufswertes des 
gegenwärtigen Vermögens. III. Die Entziehung zukünftigen Gewinnes als Minderung 
des Gebrauchswertes gegenwärtiger Vermögensstücke. 


I. Am innigsten verknüpft ist die Frage der Gewinnvereitelung in 
der Literatur und Rechtsprechung mit dem ökonomischen Begriff der 
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Vermögensbeschädigung; wird doch als Hauptargument für die Richtig- 
keit eines rein ökonomischen Vermögensbegriffes vorgebracht, daß bei 
Gewinnvereitelung nachteilige Veränderungen des Vermögens vor 
sich gehen, die nicht unter den Begriff juristischer Vermögensbeschädi- 
gung fallen können ?”®). So behauptet man kurzerhand, Gewinn- 
aussichten seien Beständteile des Vermögens im ökonomischen Sinn ?°®), 
Es ist nicht hier die Stelle für eine Darlegung, wie vielseitig und be- 
stritten der Begriff des Vermögens in der Volkswirtschaftslehre ist, und 
daß er sich durchaus nicht unbestritten mit dem deckt, was man in der 
modernen Betrugslehre unter dem Begriff des Vermögens im ökonomi- 
schen Sinne versteht?’*), nämlich mit dem »Inbegriff der geldwerten 
Güter« ?”°) einer. Person. Es genügt vollkommen, festzustellen, daß der _ 
zukünftige Gewinn niemals ein gegenwärtiges »Gut«, also kein Bestand- 
teil des gegenwärtigen Vermögens in dem von der heutigen Betrugs- 
lehre sogenannten ökonomischen Sinne sein kann. Auch der Begriff 
des Gutes ist ja in der Volkswirtschaftslehre einer der bestrittensten; 
aber das scheint doch allgemein anerkannt zu sein, daß »Güter« wirt- 
schaftlich beherrschbare Mittel zur Befriedigung menschlicher Bedürf- 
nisse sind. Der zukünftige Gewinn ist, wenn das künftig zu erwartende 
Objekt ein Gut ist, schlechterdings nur ein zukünftiges Gut. Die jet 
bestehende Aussicht auf zukünftig zu gewinnendes Gut dient noch nicht 
der Bedürfnisbefriedigung und ist mit menschlichen Mitteln nicht be- 
herrschbar; die Aussicht auf ein Mittagessen macht mich nicht satt, und 
in der Möglichkeit, Wahrscheinlichkeit oder sichersten Erwartung, ein 
Automobil zu gewinnen, kann ich heute nicht spazieren fahren. . Die 
Aussicht auf zukünftigen Gewinn ist also kein gegenwärtiges Gut, und 
zwar auch dann nicht, wenn man sie mit dem Fremdwort »Expektanz« 
bezeichnet. Nach einer in der modernen Volkswirtschaftslehre herr- 
schenden Meinung ist es Begriffsmerkmal des Gutes, daß das Gut be- 
gehrt wird, nicht in unbegrenzter Menge vorhanden ist, und so zu 
einem »kostenden Ding», zu einer »geldwerten Sache: wird. Daraus 
aber, daß jemand in irgendeinem Zeitpunkt in Erwartung von irgend 
etwas eine geldwerte Leistung macht, darf doch nicht geschlossen 
werden, daß dieses gewisse Etwas ein gegenwärtiges Gut sein müsse; 
es braucht überhaupt kein Gut zu sein, da man doch auch für ideale 


am 


212) Doerr, S. 18, 56. Jehle, S. 16. RG. v. 14. Dezember 1910. E. 44 233. 

213) Eine andere Frage ist die, ob die Entziehung zukünftigen Gewinnes nicht 
eine Vermögensbeschädigung im ökonomischen Sinne insofern herbeiführen kann, 
als der zukünftige Gewinn bereits den gegenwärtigen Vermögenswert günstig be- 
einflußt hatte und auf diese Weise durch die Gewinnvereitelung eine Wert- 
minderung des gegenwärtigen Vermögens herbeigeführt wird. Darüber s. u. 
$ 19, I und IlI. 

#14) Darüber s. u. im fünften Abschnitt und einiges schon 8 21, 1. 

216) Doerr, S. 19. 
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Äquivalente Aufwendungen macht, und wenn, so doch kein gegen- 
wärtiges Gut, denn »die Erwartung, in Zukunft ein Gut zu erhalten, ist 
kein Gut, sondern betrifft ein Gut«; und »für ein künftig eingehendes Gut 
gibt man schon heute etwas« (Zuckerkandl?’*). Diese Auffassung 
erscheint mir natürlicher und richtiger als die Behauptung Kollmanns, 
daß die »Tatsache selbst, daß ein Subjekt in der Lage ist, sich einen 
Gewinn zu verschaffen, als wirtschaftliches Gut angesehen werden« 
könne, und daß die «Möglichkeit, einen Gewinn zu erzielen, ein wirt- 
schaftliches Gut: sei?’”). Es ist, als ob das juristische Dogma, nach 
dem die Vermögensbeschädigung aus der Statusvergleichung nur in dem 
Zeitpunkt unmittelbar nach der Handlung des Getäuschten festgestellt 
werden dürfe, die weltfremde Ansicht hervorgerufen hat, daß objektiv 
alles, was an Austausch und Vermögensverschiebungen vor sich geht, 
notwendig schon im Zeitpunkt unmittelbar nach der Handlung des Ge- 
täuschten in Erscheinung treten müsse. Weil der Betrugstheoretiker 
selbst irrtümlich den hypothetischen Vermögensstatus außer acht läßt und 
lehrt, nur der Zeitpunkt unmittelbar nach der Handlung des Getäuschten 
sei für die Konstruktion des tatbestandsmäßigen Erfolges des Betruges 
maßgebend, imputiert er den Subjekten der Wirtschaft, daß sie ihre 
Leistungen nur mit Rücksicht auf reale und gegenwärtige Güter machen 
und machen können, und nennt dieses eingebildete gegenwärtige Aus- 
tauschgut »Expektanz«, während in Wahrheit oft Leistungen mit Rück- 
sicht auf Erlangung zukünftiger und ungewisser Austauschgüter gemacht 
werden. Die Expektanz ist also kein Gut, sondern ein Motiv des Ver- 
mögenssubjektes für Hingabe von Werten und gehört, ebenso wie das 
sogenannte ideale Äquivalent, nicht in die Lehre von der Vermögens- 
beschädigung, sondern vom Irrtum des Getäuschten °”®). Die Gleich- 
stellung der Expektanz auf ein zukünftiges Gut mit einem gegenwärtigen 
realen Gut, und somit die generelle Gleichstellung der Vereitelung zu- 
künftigen Gewinnes mit der Entziehung gegenwärtiger Bestandteile des 
Vermögens ist derselbe krasse Trugschluß, den wir schon beim juristi- 
schen Vermögensbegriff kennen lernten ?’°), und der in der zulegt dar- 
gestellten Form dem Juristen nur dadurch weniger leicht erkennbar ist, 
daß er auf dem ungewohnten Boden der Nationalökonomie vorgeführt 
wird. 

Auf dieser ungesunden, das Wesen der »Spekulation« und des »Risikos 
verkennenden Betrachtungsweise ruht die Ansicht Thomsens, der vom 
ökonomischen Vermögensbegriff ausgehend sagt: »Auch in einem lucrum 
cessans kann der Vermögensnachteil bestehen, denn einen mit einer 


216) In Elsters »Wörterbuch der Volkswirtschaft« (Jena 1898) 1 984 unter »Gut«. 

277) ‚Die Lehre von der Erpressung nach Deutschem Rechte. Abhandlungen des 
Kriminalinstituts der Universität Berlin (Berlin 1910) 6 67. 

#78) Vgl. Pröll, »Goldt. Arch.« 63 413 unten. 

219) 50.8 19, U. 
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gewissen Wahrscheinlichkeit zu erwartenden Gewinn muß man schon 
jet zum Vermögen rechnen.« Mit ebensoviel Recht oder Unrecht be- 
hauptet Adolf Merkel?®®), nicht zukünftiger wahrscheinlicher, sondern 
zukünftiger gewisser Gewinn stelle ein geldwertes Gut dar. Dasselbe 
gilt von der Ansicht des Reichsgerichts ?°'), das in bezug auf einen 
Einzelfall sagt, der sichere zukünftige Gewinn stelle »bereits einen jeder- 
zeit ohne Schwierigkeit realisierbaren Bestandteil des Vermögens: des 
Beschädigten dar. Mag selbst in den entschiedenen Fällen der Ge- 
schädigte in der Lage gewesen sein, auf seine Gewinnaussichten hin 
ein Darlehen aufzunehmen, seine Gewinnchancen durch Auslieferung 
von Notizen, Adressen usw. gegen Entgelt einem anderen zukommen 
zu lassen und dergleichen, so fehlt doch jeder Beweis dafür, daß dies Ent- 
gelt für ein gegenwärtiges Vermögensstück gezahlt wird. In Wahr- 
heit würde die sogenannte »Realisierung« der Gewinnchance juristisch 
weiter nichts sein, als die altbekannte emptio rei speratae oder spei. 
So betrifft das oben°*?) inhaltlich wiedergegebene Reichsgerichtsurteil 
vom 25. Mai 1894, E. 25 191, das die Vermögensbeschädigung in der 
Erschwerung der Möglichkeit der Verwertung der Arbeitskraft und der 
daraus resultierenden Vermögensgefährdung erblickte, in Wahrheit einen 
Fall der Gewinnvereitelung: Aus dem Geldbeutel der von dem Ort mit 
günstigen Arbeitsbedingungen weggelockten Arbeitswilligen ist nicht »die 
Möglichkeit der Verwertung der Arbeitskraft: verschwunden — solche 
Vermögensstücke gehören nicht dem realen Wirtschaftsleben an, sondern 
sind weltfremde Produkte juristischer Studierstuben —, wohl aber ist 
der Verdienst, das bare Geld, das die Arbeitswilligen an dem günstigeren 
Ort hätten erwerben können, nicht hineingekommen. Darin besteht die 
Vermögensbeschädigung. Also hätte der Instanzrichter tatsächlich fest- 
stellen müssen, ob die Getäuschten mit Bestimmtheit an dem Ort, von 
dem sie weggelockt wurden, Arbeit gefunden hätten. Dann lag voll- 
endeter Betrug vor; anderenfalls dolo eventuali begangener Betrugs- 
versuch, da der betrügerische Agent zum mindesten die Wahrscheinlich- 
keit kannte, daß seine Opfer an dem alten Plage bald gut entlohnte 
Arbeit finden würden, und sich sicherlich durch eine solche Gewißheit 
nicht von seiner Handlungsweise abhalten lassen hätte. Die Ausführung 
des Reichsgerichts, daß es unerheblich sei, ob die Betrogenen in dem 
besprochenen Fall in der Folge an dem neuen Ort arbeitslos geblieben 
sind oder Arbeit gefunden haben, steht eigentlich im Widerspruch mit 
der konstanten Judikatur des Reichsgerichts, wonach die Gesamtheit 
aller durch die Täuschung hervorgerufenen günstigen und ungünstigen 


280) a. a. O. S. 33. l . 

281) RG. v. 5. Juni 1905, E. 38 109; 25. Juni 1908, E. 41 373 insbesondere S. 376. 

282) 5, 0. § 3, IV a. E. Das Urteil behandelt einen Schulfall der herrschenden 
Lehre, in dem wohl eine ökonomische Vermögensbeschädigung, aber keine Rechts- 
verlegung vorliegen soll; vgl. RG. v. 14. Dezember 1910, E. 44 234 unten. 
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Vermögenseinwirkungen berücksichtigt werden muß; denn wenn die 
Arbeitswilligen an dem Ort, an dem sie der betrügerische Agent ge- 
bracht hat, tatsächlich unter günstigeren Bedingungen Arbeit gefunden 
haben, so ist ihr Vermögen dadurch zweifellos in erheblich höherem 
Maß vergrößert, als es durch die Beschränkung der Möglichkeit, am 
alten Plage die Arbeitskraft zu verwerten, verringert worden ist; ja 
. man wird sogar im Sinne des Reichsgerichts sagen müssen, die durch 
das tatsächliche spätere Geschehen erwiesene Möglichkeit, am neuen 
Pla günstigere Arbeit zu finden, gleicht von vornherein die ein- 
getretene Vermögensgefährdäng reichlich aus?) Trotdem ist das 
(offenbar auf intuitiver Rechtsfindung beruhende) Ergebnis des Reichs- 
gerichts vollkommen richtig; der logische Grund für die Nichtberück- 
sichtigung des am neuen Ort tatsächlich verdienten Arbeitslohnes ist 
der, daß letterer als lucrum emergens nach dem Grundsaß der In- 
kompensabilität heterogener Bestandteilsverschiebungen eine selbst ge- 
ringere in lucrum cessans bestehende Vermögensbeschädigung niemals 
ausgleichen kann °?*$). 

Warum die heute herrschende vom ökonomischen Vermögensbegriff 
ausgehende Lehre, die doch auf die juristische Seite des‘ Vermögens 
so wenig Wert legt, mit dem § 252 BGB. operiert, ist mir nie ganz 
klar geworden, zumal ich außer der unten noch zu besprechenden 
Ansicht Kollmanns?®®) eine Begründung für die Anwendung des 
§ 252 BGB. auf die Gewinnvereitelung beim Betruge vergeblich ge- 
sucht habe. Hier mag der Gedanke zugrunde liegen, daß die tatsäch- 
lichen wirtschaftlichen Beziehungen, sobald sie durch die Rechtsordnung 
geschüßt werden, um dieses Schußes willen als ökonomische Güter 
gelten müssen, daß daher die ‚Rechtsordnung dank der vom Staate 
verliehenen Zwangsgewalt für die faktischen Güter doch nicht ganz 
bedeutungslos ist*®*), und daß also ein wahrscheinlicher Gewinn schon 


. 88) Wie, wenn die Arbeitsuchenden am alten Plage einen kurzfristigen hoch- 
entlohnten, am neuen Plage dafür einen langfristigen, niedrigerentlohnten Posten 
finden konnten? Welche Rolle spielt die Möglichkeit, zu kündigen und nach Ab- 
lauf des ersten Vertrages neu mehr oder weniger günstig abzuschließen? Wenn 
die Beschränkung der Möglichkeit der Verwertung der Arbeitskraft das Wesent- 
liche der Vermögensbeschädigung ist, muß dann nicht die Wahrscheinlichkeits- 
quote, Arbeit zu finden, für den neuen und alten Ort ermittelt und bei der Vor- 
teilsausgleichung berücksichtigt werden? Alle diese Fragen zeigen, daß sich das 
Verwerten und Bewerten von Chancen, Möglichkeiten, Expektanzen und Wahr- 
scheinlichkeiten in den Lehrbüchern und Urteilen der Revisionsinstanz recht gut 
ausnimmt, aber den Tatrichter vor unmögliche Aufgaben stellt und auch theoretisch 
ins Uiferlose führt, wenn man das Problem auf Herz und Nieren prüft. Und doch 
ist die Lösung so einfach, wenn man die Frage darauf abstellt, ob der Gewinn 
mit Bestimmtheit gemacht worden wäre, falls die betrügerische Handlung nicht 
vorgenommen wäre. 

35) $. 0. § 12, I und Ill. 255) 8.0.8 19, ll a. A. 
386) Vgl. Stenglein, »Gerichtssaal« 43 389 und viele Nationalökonomen. 


368 Pröll: Gewinnvereitelung, Vermögensgefährd. u. Vollstreckungsabwendung. 


deshalb zum gegenwärtigen Vermögen gerechnet werden kann, weil 
der Geschädigte für seine Entziehung jederzeit im Wege der Zivil- 
klage Ersag verlangen kann. Dieser Gedankengang würde einen 
circulos vitiosus darstellen. Denn ganz abgesehen davon, daß auch er 
auf dem mehrfach besprochenen Trugschluß ruht, ordnet das BGB. in 
§ 252 nicht Ersagleistung für effektive substantielle Entziehung gegen- 
wärtiger Vermögensbestandteilen. Dieser Paragraph stellt überhaupt 
nicht den Grundsaß auf, daß derjenige, der einen Gewinn vereitelt, zu 
dessen Ersag verpflichtet ist, sondern sagt lediglich, daß da, wo über- 
haupt ein Schadensersa&anspruch begründet ist, der zu ersegende 
Schaden auch den entgangenen Gewinn umfaßt”). Ob aber der, dem 
durch Täuschung ein Gewinn vereitelt ist, überhaupt einen Schadens- 
ersatanspruch hat, entscheidet sich nach BGB. 8 823 Absa II wieder- 
um aus § 263 StrGB., so daß hier niemals weiter zu kommen ist. 

H. Kollmann?!) legt den § 252 BGB. nicht in dem soeben be- 
kämpften Sinne dahin aus, daß jeder wahrscheinliche Gewinn schon 
vorher ein selbständiges Vermögensstück sei, sondern dahin, daß bei 
Bewertung einer Sache, für deren Entziehung Schadensersag geleistet 
werden muß, auch der Gewinn mit in Anschlag gebracht werden soll, 
den der Besitz der entzogenen Sache ermöglichte, denn der »wirtschaft- 
liche Wert eines Gutes ist, wenn es weiteren Gewinn ermöglicht, zum 
mindesten um den Wert des nach menschlichem Ermessen mit Sicher- 
heit zu erwartenden Vorteils gesteigert«s Diese nach dem oben °*®®) 
Gesagten gleichfalls falsche Auslegung des BGB. leitet zu der viel ge- 
brauchten Argumentation über, Gewinnvereitelung sei deshalb eine Be- 
schädigung des gegenwärtigen Vermögens, weil sie den Wert des ge- 
samten gegenwärtigen Vermögens oder einzelner seiner Teile um den 
Wert des vereitelten Gewinnes vermindere. 

Das Bekanntwerden guter Bohrresultate wird den Kurswert der 
Aktien einer Petroleumgesellschaft hinauftreiben; bei steigendem Alter 
oder schwerer Erkrankung des Versicherten wird man die auf den 
Sterbensfall ausgestellte Lebensversicherungspolice höher lombardieren 
können; mit Rücksicht auf die dermaleinst von seinem Vater zu er- 
wartende große Erbschaft genießt der Sohn des Großindustriellen T. 
einen großen, den Wert seiner eigenen Unternehmungen weit über- 
steigenden Kredit. Wird nun durch Vorspiegelung falscher Tatsachen 
die Direktion der Petroleumigesellschaft veranlaßt, die Ausbeutung der 
Quellen zu unterlassen, so kann der Kurs der Aktien fallen; wird der 
Sohn des Großindustriellen arglistig zu einem Erbverzicht überredet, so 
mag seine Einbuße an Kredit den Gesamtwert seiner Unternehmungen 
geringer erscheinen lassen. Also ist an der herrschenden Lehre, nach 
der der gegenwärtige Wert des Vermögens um den Wert des ver- 


287) 5.0.8 17, I. ` 288) a, a, O. S. 68. 28°) s. o. § 17, M. 
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eitelten wahrscheinlichen Gewinnes sinken soll, unzweifelhaft so viel 
richtig, daß die Entziehung zukünftigen. Gewinnes unter Umständen 
schon zur Zeit der Handlung des Getäuschten eine gewisse Vermögens- 
beschädigung im ökonomischen Sinne hervorrufen kann. Mehr aber 
nicht. Da ja der Wert eines Gegenstandes nicht nur vom Angebot, 
sondern auch von der Nachfrage abhängig ist, mindert die Entziehung 
zukünftigen Gewinnes den gegenwärtigen Vermögenswert nur insoweit, 
als der zukünftige Gewinn vom Interessentenkreis schon zur Zeit der 
Handlung des Getäuschten richtig erkannt wurde. Das Zukünftige kann 
aber im allgemeinen nicht mit Bestimmtheit vorher gesagt werden; 
daher ist die Wertsteigerung, die gegenwärtige: Vermögensstücke mit 
Rücksicht auf zukünftigen Gewinn erfahren können, mit dem tatsächlich 
vereitelten Gewinn nicht notwendig verbunden und kaum je proportional. 
Man denke, wie sehr der Erfolg von Erfindungen, Theaterstücken, ge- 
werblichen Unternehmungen usw. von Zufälligkeiten abhängt und ge- 
rade von den Interessenten und Fachleuten oft noch unmittelbar vor 
dem entscheidenden Augenblick falsch vorhergesagt wird. Häufig wird 
ganz unerwarteter Gewinn tatsächlich gemacht, so daß ihm vorher keine 
gegenwärtige Werterhöhung des Vermögens entsprochen hat, und um- 
gekehrt. So kann ein Gewinn zur Zeit der Handlung des Getäuschten 
ganz unwahrscheinlich gewesen sein — und das nicht nur nach dem 
Urteile des zufälligen Interessentenkreises, sondern im Sinne nachträg- 
licher Prognose nach dem Urteile jedes vernünftigen Menschen —, und 
doch kann später bewiesen werden, daß der Gewinn ohne die Hand- 
lung des Getäuschten mit Bestimmtheit gemacht worden wäre. Ein 
Beispiel hierfür ist die Erbschleicherei; hier kann es im Zeitpunkt der 
Handlung des Getäuschten ungewiß sein, ob das Legat, dessen Streichung 
im Testament der Erbe durch Verleumdung des Legatares beim Erb- 
lasser erschleicht, auch ohne den Betrug jemals dem Legatar angefallen 
wäre, weil man im Zeitpunkt der Streichung noch nicht wissen kann, 
ob sich der vermachte individuelle Gegenstand noch im Zeitpunkt des 
Erbfalls im Vermögen des Erblassers befinden wird, ob der Legatar 
den Erblasser überleben wird usw.; dagegen wird unter Umständen 
nach dem Tode des Erblassers, wenn der Legatar noch lebt, und der 
vermachte Gegenstand wirklich noch in der Erbmasse ist, der Schluß 
gerechtfertigt sein, daß das Vermächtnis dem Legatar tatsächlich und 
mit Bestimmtheit zugefallen wäre, wenn der Erbe den Erblasser nicht 
getäuscht hätte. Die Bewertung geschieht im wirklichen Leben nicht 
nur mit Rücksicht auf zu erwartenden bestimmten oder wahrschein- 
lichen Gewinn; auch die Erwartung nur möglichen Gewinnes wirkt oft 
tatsächlich werterhöhend, besonders dann, wenn die vielleicht sehr ent- 
fernte Chance einen sehr großen Gewinn ermöglicht. So kann der 
Wert von Grundstücken, die in der Nähe einer projektierten Bahntrace 


liegen, mit Rücksicht auf den Bahnbau steigen, ohne daß die Aus- 
Archiv. Bd. 6%. 24 
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führung des Projektes gesichert oder nur wahrscheinlich sein müsse. 
Oft sind ganz entfernte Möglichkeiten, auf der Börse bisweilen un- 
bestimmte Gerüchte von Gewinnmöglichkeiten, für die Preisbildung maß- 
gebend. Ein interessanter, hierher gehöriger Fall ist das Lotterielos, 
das tro der minimalen Gewinnmöglichkeit mit Rücksicht auf die Höhe 
des Gewinnes einen den Papierwert um das Vieltausendfache über- 
steigenden Handelswert hat. So sind die Theorien, nach denen nur 
die Entziehung bestimmt zu erwartenden oder nur wahrscheinlichen zu- 
künftigen Gewinnes den Wert des zur Zeit der Handlung des Getäusch- 
ten vorhandenen Vermögens vermindern soll, in dieser Allgemeinheit 
willkürlicher als die Ansicht Ecksteins, nach der die Entziehung eines 
nur möglichen Gewinnes eine gegenwärtige Vermögensbeschädigung 
darstelle. Keine Einwirkung des zu erwartenden Gewinnes auf den 
gegenwärtigen Vermögenswert trog wahrscheinlichen Gewinnes wird 
in der Regel da nachzuweisen sein, wo der zukünftige Gewinn durch 
individuelle Fähigkeiten des Geschädigten erworben werden würde. 
Sind dagegen im Vermögen bereits feste Bestandteile, die jedem In- 
haber die Erzielung des Gewinnes ermöglichen (Zeichnungen, Rezepte, 
Patente, Maschinen, Urheberrechte, günstige Geschäftsräume, Kontrakte 
mit tüchtigem Personal usw.), so wird die Aussicht auf zukünftigen Ge- 
winn schon eher den Gesamtwert des Vermögens günstig beeinflussen, 
weil sich die Interessenten mit Recht sagen können, daß diese Ver- 
mögensstücke durch Verkauf mit Rücksicht auf die Gewinnchance selbst 
dann gut verwertbar sein werden, wenn der Inhaber selbst verhindert 
oder nicht gewillt sein wird, seine Gewinnmöglichkeiten auszunüßen. 

Hält man sich von unberechtigter Verallgemeinerung solcher einzelner 
Erscheinungen frei und erkennt nur solche Wertminderungerf an, die 
objektiv eingetreten sind, so ist der Schluß gerechtfertigt: Die Ent- 
wertung des zur Zeit der Handlung des Getäuschten 
gegenwärtigen Vermögens durch Vernichtung einer Ge- 
winnchance hat mit der von uns konstruierten Vereite- 
lung von Gewinn, der tatsächlich ohne die Täuschung 
gemacht worden wäre, begriffilich nichts zu tun. Ebenso 
wie beim juristischen Vermögensbegriff mit unserer Gewinnvereitelung 
(definiert als die Verhinderung des zukünftigen Eintrittes eines Rechtes 
in das Vermögen des Geschädigten) zufällig ein positiver Rechtsverlust 
verbunden sein kann, zum Beispiel der Verlust von zukünftig zu er- 
wartenden Mietzins mit dem Verlust der noch nicht vermieteten Sache, 
ebenso kann bei Zugrundelegung des ökonomischen Vermögensbegriffes 
neben der Verhinderung des Eintrittes zukünftiger geldwerter Güter in 
das Vermögen des Geschädigten zufällig als nebensächlicher Reflex des 
zukünftigen Geschehens eine Wertminderung des gegenwärtigen Ver- 
mögens treten. 

Wenn man aber bedenkt, daß der Wert der gegenwärtigen Ver- 
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mögensstücke vom Interessentenkreis mit Rücksicht auf den zukünftigen 
Gewinn und — insofern dieser Gewinn infolge der Täuschung in 
Wahrheit nie gemacht werden wird — sogar mit Rücksicht auf hypo- 
thetischen Gewinn beurteilt wird, ist die herrschende Lehre, die nur in 
dieser Reflexwirkung das Wesen der Gewinnvereitelung sieht, weiter 
nichts als eine indirekte Verwertung des hypothetischen und spät nach 
der Handlung des Getäuschten eintretenden Vermögenszustandes. Da 
der Sag, daß die Vermögensbeschädigung nur aus der Vergleichung 
der Vermögenszustände unmittelbar vor und nach der Handlung des 
Getäuschten folge, wie Scheuklappen den Blick des Juristen auf den 
gegenwärtigen Vermögenszustand beschränkt und die Beobachtung 
dessen verhindert, was später geschehen wird und ohne die Handlung 
des Getäuschten geschehen wäre, richtet der Jurist ausschließlichen 
Augenmerk auf den Wert des gegenwärtigen Vermögens, also auf 
jene Seite des Vermögens, in der sich das Urteil des Interessenten- 
kreises spiegelt, welches von solchen falschen juristischen Grundsäßen 
nicht angekränkelt ist. Weil aber — wie oben ausgeführt — die vom 
Interessentenkreis im Augenblick der Handlung des Getäuschten vor- 
genommene Bewertung schon mit Rücksicht auf den Zeitpunkt der Be- 
urteilung — ich erinnere an das Beispiel mit der Streichung des Legats — 
fehlerhafter ist, und schließlich auch oft auf viel dürftigeren Grundlagen 
beruht als jene, die sich das erkennende Gericht im Strafprozeß ver- 
schaffen kann, ist diese Übertragung des eigenen Urteils auf den zur 
Zeit der Handlung des Getäuschten bestehenden Interessentenkreis eine 
Übertragung der Ufrteilsfindung von einem gut zu informierenden auf 
einen schlecht informierten Richler. Wer das Wesen der Vereitelung 
zukünftigen Gewinnes in der objektiven Wertminderung des zur Zeit 
der Handlung des Getäuschten vorhandenen Vermögenszustandes sieht, 
der könnte mit ebensoviel Recht die Schwere eines Straßenbahn- 
unfalles daran bemessen, wieviel Damen bei seinem Anblick in Ohn- 
macht geiallen sind. 

Diesen letten Schritt, die Entscheidung über das Vorliegen einer Ver- 
mögensbeschädigung durch Gewinnvereitelung vom Werturteil des 
Interessenkreises abhängig zu machen, tut nun die herrschende Betrugs- 
lehre inkonsequenterweise überhaupt nicht. So bleibt die Lehr- 
meinung, der Wert des Vermögens sei etwas Objektives und objektiv 
feststellbar, eine schöne Phrase. Wo hörte man, daß Zeugen oder 
Sachverständige über den Einfluß vernommen werden müssen, den die 
Vereitelung einer Gewinnchance auf den Vermögenswert ausgeübt hat? 
Im Gegenteil wird in der bisherigen Judikatur und Literatur die Ent- 
wertung des gegenwärtigen Vermögens durch Entziehung zukünftigen 
Gewinnes einfach als Rechtssaß hingestellt und in der gleichen Weise 
auch das Maß dieser Entwertung statuiert, indem behauptet wird, die 


Entwertung sei ebenso groß wie der vereitelte Gewinn. Streit herrscht 
24" 
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nur darüber, ob der derart angeblich zur antizipierten Wertminderung 
geeignete Gewinn ein möglicher, wahrscheinlicher oder gar sicherer 
sein müsse; und auch diese Frage wird als Rechtsfrage behandelt und 
als genereller Entscheidung fähig erachtet???) Nur mit der Auffassung, 
daß es sich um eine Rechtsfrage handelt, kann der von der herrschen- 
den Lehre behauptete Einfluß des $ 252 BGB. auf die Frage der Ge- 
winnvereitelung vereinbart werden; denn die Einführung dieses Para- 
graphen kann doch wohl nicht die Wirkung gehabt haben, daß die 
Vermögensobjekte vom Interessentenkreis oder vom Vermögenssubjekt 
mit Rücksicht auf wahrscheinlichen Gewinn jett höher geschäßt werden, 
während man bis zum 1. Januar 1900 nur den bestimmt zu erwarten- 
den Gewinn solche Wirkung zugeschrieben habe. Also ist auch diese 
Konstruktion der Gewinnvereitelung weiter nichts als eine paradoxe 
Verdrehung des wahren Sachverhaltes: anstatt anzuerkennen, daß die 
Vermögensbeschädigung auch in der Vereitelung des zukünftigen Ein- 
trittes von Gewinn in das Vermögen bestehen kann, verlangt die 
herrschende Lehre eine effektive Verminderung des gegenwärtigen 
Vermögenswertes, nimmt aber generell eine solche Verminderung ohne 
Rücksicht auf den objektiven Sachverhalt — an sich unberechtigt — 
stets dann an, wenn zukünftiger Gewinn vereitelt wird. Dadurch, daß 
die heutige Betrugslehre das hypothetische Moment von dem Plage, 
wo es hingehört, nämlich dem Kausalzusammenhang zwischen Hand- 
lung des Getäuschten und Vermögensbeschädigung, entfernte, mußte 
sie den notwendig konkreten Begriff des Vermögens hypothetisch ge- 
stalten, indem sie den Begriff der Entwertung unzulässig generalisierend 
bestimmt und so Irrtum durch Irrtum wenigstens teilweise heilt. Die 
Folge dieser Verdrehung aber ist die, daß auf solch unsicherem und 
ungesundem Boden keine absolute Klarheit über das an sich so ein- 
fache Problem der Gewinnvereitelung gewonnen werden kann. 

II. Wir haben bisher nur den individuellen Verkaufswert der Ver- 
mögensstücke ins Auge gefaßt. Bezüglich des individuellen Gebrauchs- 
wertes der Vermögensstücke für den Beschädigten, der nach der heute 
herrschenden Lehre auch eine Art des objektiven Wertes sein und bei 
der Feststellung der Vermögensbeschädigung berücksichtigt werden 
soll ?°), liegt die Sache nicht viel anders. Richtig ist, wie das Reichs- 
gericht in dem oben ?”?) zitierten Urteil vom 16. Oktober 1914, JW. 44 
350 sagt, daß der entgeltliiche Erwerb eines Gegenstandes für Gewinn- 
zwecke troß eines dem Kaufpreise entsprechenden Verkaufswertes eine 
Vermögensbeschädigung darstellen kann, wenn der erworbene Gegen- 
stand für die individuellen Gewinnzwecke des Käufers unbrauchbar ist. 


2%) Freilich wird auch gelegentlich in Urteilen der Revisionsinstanz die Frage 
der Entwertung als Tatfrage hingestellt, und zwar regelmäßig dann, wenn die 
herrschende Lehre im Einzelfall zu unlösbaren logischen Widersprüchen geführt hat. 

391) RG. v. 20. April 1887, E. 16 7ff. 29) § 2, Il a. E. 
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Das ist ja nun kein Fall der Gewinnvereitelung; aber der dieser Ent- 
scheidung zugrunde liegende richtige Gedanke läßt sich auf Fälle der 
Gewinnvereitelung übertragen, indem man etwa sagt: Vermögensgegen- 
stände, die mit Rücksicht auf bestimmte Gewinnzwecke angeschafft oder 
für solche Zwecke besonders geeignet sind, erscheinen im Vermögen . 
desjenigen, der sie zu den Gewinnzwecken benußgen wollte, am indivi- 
duellen Gebrauchswert verringert, wenn die gewinnbringende Handlung, 
zu der sie benüßt werden sollten, vereitelt wird®®°); zum Beispiel: 
Theodolyten, Pläne, Reißzeuge usw., die sich ein Ingenieur für eine 
bestimmte Vermessung angeschafft hat, sind ihm weniger wert, wenn 
ihm durch Täuschung die Vornahme dieser Vermessung unmöglich ge- 
macht wird. Hier gilt aber dasselbe, was wir bei der Betrachtung des 
objektiven Tauschwertes beobachtet haben, nur in noch höherem Maße. 
Solche Verringerungen des individuellen Wertes gegenwärtiger Ver- 
mögensstücke haben mit der Vereitelung des Gewinnes begrifilich nichts 
zu tun; sie können im Einzelfall mit Gewinnvereitelung zusammen- 
treffen; sie können aber auch troß Vereitelung zukünftigen Gewinnes 
fehlen und umgekehrt; in den seltensten Fällen werden sie dem Werte 
des vereitelten Gewinnes ziffernmäßig gleichkommen. So ist es doch 
wohl eine recht nebensächliche Erscheinung, wenn zum Beispiel der 
Jurist, der durch Täuschung um eine in Aussicht stehende Position als 
Aufsichtsratsmitglied und Syndikus einer Automobilfabrik und dadurch 
um ein ihm sonst tatsächlich zufallendes Jahreseinkommen von dreißig- 
tausend Mark gebracht wird, auch dadurch noch an dem zur Zeit der 
Handlung des Getäuschten vorhandenen Vermögen effektiv und sub- 
stantiell beschädigt ist, daß er einige schon mit Rücksicht auf seine 
künftige Tätigkeit gekaufte Kommentare zum Patentgeseg und Auto- 
mobilgeseß je&t nicht gebrauchen kann und darum mit Recht geringer 
bewertet. Das sind doch nur ganz nebensächliche Schatten, die zu- 
künftige große Ereignisse auf den gegenwärtigen Vermögenszustand 
vorauswerfen, und die nur deshalb von der modernen Betrugslehre be- 
achtet werden, weil man die zukünftigen Zustände selber nicht zu be- 
rücksichtigen dürfen glaubt. Wer das Wesen der Vereitelung zukünf- 
tigen Gewinnes in der Minderung des individuellen Gebrauchswertes 
des gegenwärtigen Vermögens sieht, der könnte mit demselben Recht 
die Schwere einer durch Körperverle&ung herbeigeführten Gesundheits- 
beschädigung an dem Schmerz ermessen, den der Verlegte im Augen- 
blich des Stiches oder Schlages empfindet. 

So ist auch die Ansicht, daß der gegenwärtige individuelle Gebrauchs- 
wert des Vermögens des Geschädigten grundsäßlich um den Wert ver- 
eitelten zukünftigen Gewinnes verringert werde, eine unzulässige und 
übertriebene Verallgemeinerung einer Erscheinung, die in Einzelfällen 


297) Stenglein, »Gerichtssaal« 43 305. 
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in geringem Maße gelegentlich vorkommt. Wir haben also hier den 
uns schon bekannten alten Trugschluß, und zwar in einer Bemäntelung, 
die von der beim juristischen Vermögensbegriff gebrauchten nur wenig 
abweicht: Wie beim juristischen Vermögensbegriff der offensichtliche 
Trugschluß, ein zukünftiges sicheres Recht sei ein gegenwärtiges Recht, 
dadurch bemäntelt wurde, daß man das zukünftige Recht als Teil eines 
in bonis des Geschädigten befindlichen erzeugenden Rechtes auffaßte 2%), 
ebenso wird jett beim ökonomischen Vermögensbegriff der krasse Trug- 
schluß, ein zukünftiges Gut sei ein gegenwärtiger Vermögensbestand- 
teil®®5), dadurch bemäntelt, daß die Verhinderung des Eintritts von geld- 
werten Gütern in das Vermögen generell und ohne Rücksicht auf den 
objektiven Sachverhalt des Einzelfalles als Minderung des gegenwärtigen 
subjektiven Gebrauchswertes des Vermögens des Geschädigten statuiert 
wird. Dank der Vieldeutigkeit und Unbestimmtheit gerade des Be- 
griffes des individuellen Gebrauchswertes ist der ökonomische Begriff 
der Vermögensbeschädigung zweifellos besser geeignet, den Trug- 
schluß zu verdecken als der klare juristische Begriff der Vermögens- 
beschädigung. 


8 20. Kritik der bisherigen Theorien über das Kundenabspannen 
im allgemeinen. 


1. Die Prohlemstellung der bisherigen Konstruktionen. II, Abspenstigmachen 
von rechtlich gebundenen Kundschaften. III. Kundschaft als verkäuflicher und 
realisierbarer Vermögensbestandteil. 


I. Nach unserer Konstruktion ist das Kundenabspannen ein gewöhn- 
licher, nur durch seine praktisch leichte Beweisbarkeit ausgezeichneter 
Fall der Gewinnvereitelung °°°). Wir berücksichtigen bei Feststellung 
der Vermögensbeschädigung auch die spät nach der Handlung des Ge- 
täuschten bestehenden faktischen und hypothetischen Vermögenszustände 
und stießen so auf die Ausbeute, auf den Gewinn, den der geschädigte 
Kaufmann aus dem Verkehr mit der Kundschaft gemacht hätte, dessen 
Eintritt in das Vermögen aber infolge der Täuschung tatsächlich ver- 
hindert ist. Da der Geschäftsgewinn in der Regel in Geld besteht, das 
wohl nach jeder Vermögensdefinition Vermögensbestandteil ist, hatten 
wir keine Veranlassung, uns mit dem Vermögensbegriff zu beschäftigen. 
Diesen am Eintritt in das Vermögen des Gesthädigten verhinderten 
Gewinn konnte man bisher unmöglich als tatbestandsmäßige Vermögens- 
beschädigung ansehen, weil er niemals vor der Handlung des Ge- 
täuschten im Vermögen war, seine Entziehung also keine effektive, sub- 


2%) 5.0.8 18, II, Absaß IlI. 

293) 5.0.8 19, L 

2%) s. 0. 8 16, I. Wegen der Literatur, die hier nicht nochmals angeführt wird, 
s. 0. §§ 2 und 5. i 
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stantielle Vermögensminderung darstellt. Daher auch hier wieder das 
Bestreben in der bisherigen Betrugslehre, irgend eine substantielle Ver- 
minderung zu konstruieren, die am Vermögen im Augenblick der Hand- 
lung des Getäuschten vor sich geht. Nun weicht die herrschende Lehre 
bei der Konstruktion des Kundenabspannens von ihrer allgemeinen 
Problemstellung der Gewinnvereitelung ab, obwohl der innere Zu- 
.sammenhang beider Fragen durchwegs anerkannt wird. Die allgemeine 
Problemstellung der Gewinnvereitelung in der bisherigen Betrugslehre 
würde zu der Frage führen, ob die Expektanz auf den aus der Kund- 
schaft zu ziehenden Gewinn, mit anderen Worten, dieser zukünftige Ge- 
winn, ein gegenwärtiges Vermögensstück ist. So wird aber das Problem 
in der Literatur und Rechtsprechung nicht gestellt, sondern man frägt, 
inwieweit die »Kundschaft« selber als Vermögensbestandteil angesehen 
werden kann. Die Lösung wird, wie immer, aus dem Begriff des Ver- 
mögens gesucht: »Es kann nicht zweifelhaft sein, daß sich die Frage 
entscheidet mit Rücksicht auf die Rechtsnatur des Vermögens im Sinne 
des Strafgesegbuchs sowohl, als diejenige der Kundschaft selbst« (Rote- 
ring). Die »Kundschaft« also ist jenes Objekt, dessen Entziehung die 
gesuchte effektive Vermögensminderung darstellen soll, — eine Gedanken- 
operation, die wie bei der Gewinnvereitelung in zwei Formen vorge- 
nommen wird: Einmal erscheint die Kundschaft als selbständiger Ver- 
mögensbestandteil, der durch die Handlung. des Getäuschten aus dem 
Vermögen des Beschädigten verschwindet, und in der anderen 
Form als werterhöhender Faktor des Unternehmens, dessen Ent- 
fernung das Unternehmen entwertet, also im ökonomischen Sinne be- 
schädigt. | 

Es scheint auf den ersten Blick, als ob die Anerkennung der Kund- 
schaft als eines Vermögensbestandteiles auf viel festeren Füßen stehe 
als die der gewöhnlichen Expektanzen. Im täglichen Leben wird die 
Kundschaft gern als Vermögensstück angesehen; ihr werterhöhender 
Charakter für das Geschäft des Kaufmannes steht außer Frage; die 
Handelsrechtler lehren über den Kauf und Verkauf von Kundschaften ; 
Autoritäten auf dem Gebiete der Volkswirtschaftslehre nennen Kund- 
schaften selbständige Vermögensbestandteile. Es ist das Ziel dieses 
und des folgenden Paragraphen, zu zeigen, daß auch die Kundschaft 
nichts ist als eine Expektanz, als eine zusammenfassende Bezeichnung 
für Dinge, die niemals als reale und gegenwärtige Bestandteile des 
Vermögens im Sinne des § 263 angesehen werden können, wenn dies 
Tatbestandsmerkmal nicht jeden konkreten Inhaltes beraubt werden soll. 
Die praktische Bedeutung dieser Untersuchung geht über die Frage der 
Strafbarkeit des Kundenabspannens hinaus und trifft das Problem der 
Vermögensdefinition selbst insofern, als die Kundschaft die jesteste, 
konkreteste aller Expektanzen und das Schulbeispiel für ein Vermögens- 
‚stück darstellt, das nach der herrschenden Lehre Bestandteil des Ver- 
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mögens im ökonomischen Sinn ist, ohne selbst Sache oder Recht zu 
sein ?””), 

Il. Wenig zu sagen ist über die Auffassung, nach der nur die Ent- 
ziehung einer vertraglich gesicherten Kundschaft eine Vermögens- 
beschädigung darstellen soll. Die Ansicht ist weiter nichts als ein der 
herrschenden Lehre angeglichener Ausdruck dafür, daß das Vermögen 
durch Verzicht oder Abtretung von Rechten aus Verträgen mit einem - 
Kunden — sei es aus einem Vertrag auf Leistung, sei es aus einem 
pactum de contrahendo — geschädigt werden kann. Solche Fälle reiner 
Rechtsentziehung als Kundenabspannen zu bezeichnen, ist für die 
Klärung des Streitstandes wenig förderlich, da die Beschränkung der 
Strafbarkeit des Kundenabspannens auf Entziehung vertraglich gesicherter 
Kundschaft in Wahrheit ein Eingeständnis dafür ist, daß man nicht im- 
stande ist, in den praktisch wichtigeren und gerade das zu lösende 
Problem enthaltenden Fällen des Abspenstigmachens vertraglich nicht 
gesicherter Kundschaften die Vermögensbeschädigung zu konstruieren. 
Schlechterdings falsch wird diese Ansicht in dem Augenblick, in dem 
man das Recht aus den mit den Kunden getätigten Verträgen mit dem 
aus diesen Verträgen erwarteten zukünftigen Gewinn oder mit den 
rechtlich gebundenen Kunden selber identifizieren wollte; denn der Ge- 
winn soll erst gemacht werden, und die Person des Schuldners gehört 
auf unserer Kulturstufe nicht mehr zum Vermögen des Gläubigers. 

III. Nach einer wohl eigentlich auf dem juristisch-ökonomischen Ver- 
mögensbegriff basierenden, aber auch von Anhängern des rein juristischen 
und rein ökonomischen Vermögensbegriffes vielfach vertretenen Ansicht 
ist die Kundschaft deshalb ein selbständiger Vermögensbestandteil, weil sie 
mit oder ohne Handelsgeschäft verkauft werden könne und so einen jeder- 
zeit realisierbaren Bestandteil des Vermögens des Kaufmannes darstelle. 
Diese Schlußfolgerung beruht zunächst auf der Verwechselung von Kauf 
und Übereignung oder — allgemeiner ausgedrückt — von obligatorischem 
und dinglichem Geschäft?®). Daß zum Beispiel der Verkäufer beim 
Geschäftsverkauf die Verbindlichkeit eingehen kann, den Käufer in eine 
Lage zu versegen, in der letterer tatsächlich mit der Kundschaft Ge- 
schäfte machen kann, ist zweifellos ?®). Es ist aber eine Verkennung 
des Wesens des obligatorischen Geschäftes, wenn man meint, daß durch 
seinen Abschluß eine Rechtsbeziehung (ius ad rem) zu dem Gegen- 
stand der Leistung, etwa dem verkauften Gegenstand, geknüpft werde. 
Gegenstand des Schuldverhältnisses ist lediglich die Person des Schuld- 
ners, die zu Leistungen (Handlungen, Duldungen, Unterlassungen) ver- 
pflichtet wird. Verkauft werden können auch fremde Sachen, ohne daß 


—— 


207) RG. v. 14. Dezember 1910 E. 44 234. Doerr, S. 18, 56. 
208) Treffend Rotering, »Arch. f. Krim.-Anthr.« 31 121 ff. 
299) Cosack, »Lehrbuch des Handelsrechts«, 7. Aufl., S. 50, 56. 
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sie deshalb zum Vermögen des Verkäufers gehören. Ein Verkauf im 
Rechtssinne ist überdies ein Schuldvertrag, durch den sich jemand zur 
Übertragung der vertraglich nicht gesicherten Kundschaft verpflichtet, 
schon deshalb nicht, weil nach BGB. $ 433 nur Sachen und Rechte 
Gegenstand der Leistung des Verkäufers sind. Es handelt sich also um 
einen contractus sui generis, durch den der Veräußerer des Geschäfts 
verpflichtet wird, zu bewirken, daß die Kunden, die bisher bei ihm 
kauften, nunmehr bei seinem Geschäftsnachfolger kaufen. Daß dies tat- 
sächlich möglich ist, lehrt das tägliche Leben und zeigt auch die Wege, 
auf denen der Verkäufer des Geschäftes seiner Verpflichtung gegenüber 
dem Erwerber gerecht werden kann. Der Verkäufer wird zum Bei- 
spiel in jenen bekannten Zirkularen, in denen er der Kundschaft den 
Verkauf des Geschäftes anzeigt, darum bitten, das bisher in so hohem 
Maße genossene Vertrauen auf seinen Nachfolger übertragen zu wollen; 
der Verkäufer wird den Erwerber in die Eigenheiten der Kundschaft 
einweihen, Adressen und Korrespondenz ausantworten und sich jeder 
Handlung enthalten, um die alte Kundschaft in ein etwa anderwärts 
neu gegründetes Geschäft hinüberzuziehen. Diese von dem Veräußerer 
zur Erfüllung seiner Verbindlichkeit vorzunehmenden rein tatsächlichen 
Akte, die praktisch meist mit Rechtsgeschäften, zum Beispiel Über- 
eignung des Geschäftsinventars und Warenlagers, Abtretung des Miets- 
vertrages über die Geschäftslokalitäten, Abtretung der Forderungen an 
die Kundschaft, Übernahme der Geschäftsverbindlichkeiten, Übertragung 
der Firma, verbunden sind, werden allerdings ursächlich dafür, daß 
später die Kunden mit dem Erwerbe Geschäfte abschließen und dadurch 
eine Vermehrung des Vermögens des Erwerbers herbeiführen. In diesem 
Sinne kann man das zwischen Veräußerer und Erwerber geschlossene 
obligatorische Geschäft als »Kauf: auffassen, weil sich der Veräußerer 
. verpflichtet, dem Erwerber den aus der Kundschaft zu ziehenden 
Gewinn (Sachen oder Rechte) zu verschaffen. Das wäre ein typischer 
Fall der emptio spei oder rei speratae, insofern die zukünftige mehr 
oder minder sichere Ausbeute der Kundschaft verkauft wird. Man kann 
also kurz sagen: Das, was man salopp als »Verkauf einer Kundschaft: 
bezeichnet, ist wohl ein »Verkauf, aber nicht der Kundschaft, sondern 
der Ausbeute, und auch wohl eine vertragliche Verpflichtung zur Über- 
tragung der »Kundschaft«, aber kein Verkauf. 

Der ungenaue®°) Ausdruck »Verkauf einer Kundschaft: verleitet nun 
zu dem grundlegenden Irrtum, daß die Erfüllung des obligatorischen 


300%) Der Vorwurf der Ungenauigkeit trifft nicht die Lehre des Handelsrechts, die 
vom Verkauf einer Kundschaft gelegentlich des Verkaufs des Handelsgeschäftes 
reden. Denn hier findet eine Übertragung der Aktiva und Passiva, also eine 
Rechtsübertragung statt, so daß das darauf hinzielende obligatorische Geschäft mit 
Recht als Kauf bezeichnet wird. In diesem Sinne handelt es sich also um eine 
vertraglich gebundene Kundschaft. 


378 Pröll: Gewinnvereitelung, Vermögensgefährd. u. Vollstreckungsabwendung. 


Kaufgeschäftes eine Art dingliche Übertragung der Kundschaft sei. 
Freilich ist es ein ganz ausgezeichneter Gedanke, die generelle Möglich- 
keit, einen Gegenstand durch dingliche Verfügung auf einen anderen 
zu übertragen, als Kriterium dafür zu verwenden, ob dieser Gegenstand 
Vermögensbestandteil und insbesondere Bestandteil des Vermögens 
einer bestimmten Person ist. Dies in der älteren Betrugslehre viel be- 
tonte, neuerdings fast ganz in Vergessenheit geratene Kriterium führt 
aber gerade dazu, die Kundschaft nicht als Vermögensbestandteil an- 
zusprechen. Kundschaft bedeutet doch entweder die Person eines 
einzelnen Kunden oder den Inbegriff der als Abnehmer der Waren eines 
Geschäftsmannes in Betracht kommenden freien Menschen, die sich nun 
einmal nicht durch Verfügungsakt übertragen lassen. 

Wir haben hier den schon bei der Konstruktion der Gewinnvereitelung 
beobachteten Irrtum, daß von der herrschenden Lehre aus dem Bestreben, 
unmittelbar vor der Handlung des Getäuschten effektive Vermögens- 
bestandteile nachzuweisen, konkrete und sogar abstrakte Dinge, die in 
irgendwelchen faktischen Beziehungen zu Schuldverhältnissen stehen, 
einfach zum Vermögen dessen gerechnet werden, dem ihre Existenz 
im Rahmen dieser Schuldverhältnisse günstig ist. Weil die Kunden 
bei einem Kaufmann ihren Bedarf decken, und weil für diesen Kauf- 
mann die tatsächliche Möglichkeit besteht, den Kundenstrom abzulenken, 
und die rechtliche Möglichkeit, sich zu le&terem zu verpflichten, deshalb 
werden diese freien Menschen, unter dem Abstraktum »Kundschaft« zu- 
sammengefaßt, einfach zum Vermögen dieses Kaufmannes gerechnet. 
In diesem Sinne könnte man unendlich viele Abstraktionen vornehmen 
und zum Vermögen rechnen (zum Beispiel die Kaufkraft des Publikums, 
günstige Konjunktur, Fehlen von Konkurrenz usw.), käme aber dann 
zu einem rein philosophischen Vermögensbegriff, der die legten Gründe 
für die Verschiedenheit der Vermögensverteilung aufdeckt, aber für den 
Juristen unbrauchbar ist. Es ist kein zu krasser Vergleich, wenn man 
sagt: Die vertraglich nicht gebundene Kundschaft, das heißt die Ge- 
samtheit der Kunden eines Kaufmannes oder gar nur ein einzelner ver- 
traglich nicht gebundener Kunde stehen beim Verkauf des Geschäftes 
in keiner engeren Beziehung zum Veräußerer und Erwerber des Ge- 
schäftes als die Sonne zu der Hausfrau und der Wäscherin, die ver- 
einbaren, daß die übergebene Wäsche auf dem Rasen gebleicht werden 
soll. Durch den geschlossenen obligatorischen Vertrag wird die Wä- 
scherin zu der tatsächlichen Leistung verpflichtet, die Wäsche der Haus- 
frau den bleichenden Sonnenstrahlen auszusegen und dadurch eine 
vorteilhafte Veränderung an den zum Vermögen der Hausfrau ge- 
hörenden Wöäschestücken herbeizuführen; die Sonne aber und ihre 
Strahlen, die auf Gerechte und Ungerechte und auf den Rasen der 
Wäscherin und dann durch die Handlung der letteren, nämlich durch 
das Ausbreiten, auf die Wäsche der Hausfrau scheinen, gehören nicht 


Am 
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etwa deshalb zum Vermögen der Wäscherin, weil le&tere tatsächlich 
in der Lage ist, die Sonnenstrahlen für sich und für die Vermögens- 
stücke der Hausfrau zu verwerten, und weil sich die Wäscherin der 
Hausfrau gegenüber juristisch bindend gegen Entgelt verpflichten kann, 
dies zu tun. Um dieser Sachlage willen wird doch wohl niemand die 
Sonne oder ihre Strahlen als einen realisierbaren Vermögensbestandteil 
der Wäscherin ansehen. Ebensowenig gehören die Menschen, die die 
nicht vertraglich gebundene Kundschaft eines Kaufmannes bilden und 
frei in ihrer Entschließung sind, bei wem sie ihren Bedarf decken wollen, 
zum Vermögen des Kaufmannes, obwohl sie tatsächlich regelmäßig oder 
häufig mit dem Kaufmann lukrative Geschäfte abschließen und dadurch 
sein Vermögen vermehren, und obwohl der Kaufmann in der Lage ist, 
durch faktische Handlungen zu bewirken, daß die Kunden nicht mehr 
bei ihm, sondern bei einem anderen Kaufmann ihren Bedarf decken 
und dadurch auf des letteren Vermögen vermehrend einwirken, und 
obwohl der Kaufmann in der Lage ist, sich zur Herbeiführung eines 
solchen Überganges der Kundschaft juristisch bindend zu verpflichten. 
Wem dieser Vergleich zu weit hergeholt erscheint, der gedenke des 
Wildes, das sich auf dem Grunde eines jagdberechtigten Grundeigen- 
tümers befindet; ein fester gegenwärtiger Bestand an Wild bleibt tat- 
sächlich auf dem Gebiet des Grundeigentümers, wofern le&teres nur 
groß genug ist, und bildet für den Grundeigentümer eine Quelle ständig 
wiederkehrender Nußungen; der Grundeigentümer kann sich gegen 
Entgelt verpflichten und auch tatsächlich bewirken, daß an seiner Stelle 
ein Dritter diese Nußungen zieht. Ist darum das Wild, bevor es erlegt 
ist, schon ein Bestandteil des Vermögens des Grundeigentümers? Ist 
die Verpachtung des Jagdrechtes ein Verkauf des Wildes? Ist schon 
der Schluß von der Möglichkeit jenes vulgo Verkauf der Kundschaft« 
genannten Geschäftes auf die Natur der Kundschaft als eines Vermögens- 
bestandteiles falsch, sp fehlt für die von der herrschenden Lehre daraus 
gezogenen weiteren Folgen jeder Anhaltspunkt; es ist gänzlich unklar, 
warum gerade eine gegenwärtige und feste Kundschaft, wie die 
herrschende Lehre behauptet, ein Vermögensbestandteil sein soll. 


821. Kritik der bisherigen Konstruktion über das Kundenabspannen 
vom ökonomischen Vermögensbegqriff aus insbesondere. 

I. Kundschaft als selbständiger Vermögensbestandteil im Sinne der Volkswirt- 

schaftslehre. II. Kundschaft als werterhöhender Faktor anderer Vermögensstücke. 

I. Die Anhänger des rein ökonomischen Vermögensbegriffes legen 

besonderen Wert darauf, daß die Kundschaft in der Volkswirtschafts- 

lehre vielfach als selbständiger Bestandteil des Vermögens angesehen 

wird. Die Kontroverse, die sich über die Zulässigkeit eines solchen 

Rückschlusses auf die Frage der Vermögensbeschädigung beim Betrug 
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entwickelt hat, krankt an demselben Fehler, den wir bei der Verwertung 
des Zivilrechtes auf das Problem der Gewinnvereitelung beim Betrug 
beobachtet haben ?°!): Anstatt die logischen Gesichtspunkte aufzudecken, 
aus denen diese dem Strafrecht verwandten Disziplinen. zu ihren Resul- 
taten gekommen sind, und nachzuprüfen, inwieweit diese Gesichtspunkte 
auf dem Gebiete des Strafrechts durchgreifen, bekämpft oder verteidigt 
man die Anwendung des nackten Resultates jener Disziplinen auf den 
Betrug mit allgemeinen Erörterungen über die Abhängigkeit des Straf- 
rechtes als eines sekundären Schutßmittels von dem Zivilrecht und der 
Volkswirtschaftslehre, die die zu schüßenden Güter schaffen oder be- 
schreiben. Eine nur ein wenig in die Theorie der Volkswirtschaftslehre 
über die Kundschaft eindringende Betrachtung zeigt aber — ähnlich 
wie bei der a Kontroverse über die Anwendbarkeit des 
§ 252 BGB. —, daß hier um des Kaisers Bart [gestritten wird. Die 
nach der Volkswirtschaftslehre einen Vermögensbestandteil bildende 
Kundschaft ist nicht die Kundschaft, von der man in der Betrugslehre 
spricht, und Vermögen im Sinne jener Nationalökonomen, die die Kund- 
schaft zum Vermögen rechnen, ist nicht das Vermögen, das man in'der 
Betrugsiehre Vermögen im ökonomischen Sinne nennt. 

Angesehen wird die Kundschaft als Vermögensbestandteil von einer 
die Minderheit bildenden, wenn auch sicherlich bedeutende Autoritäten 
umfassenden Gruppe von Nationalökonomen, die zum Vermögen die . 
sogenannten »tatsächlichen Verhältnisse rechnen. Begründet ist diese 
Ansicht von Hermann?®"), der die Kundschaft als »Lebensverhältnis« 
zum Vermögen rechnet; Hermann definiert die Kundschaft als »die Ge- 
wöhnung der Abnehmer durch gute Bedienung an ein gewisses Ver- 
kaufshause und sieht ihren »Nußungsertrag« in der Ersparung von Arbeit 
und Auslagen, die sonst das Aufsuchen von Abnehmern dem Kaufmann 
verursacht. Roscher???) rechnet »Verhältnisse zu Personen und Sachen« 
zu den Gütern und damit zum Vermögen und .erwähnt ausdrücklich 
dabei die »Kundschaft, welche freiwillig zu ihrem eigenen Vorteil, aber 
doch ziemlich sicher an gewisse Örtlichkeiten gebunden ist, und wofür 
in Theatern, Bahnhöfen, Klublokalen die Schenkwirte bisweilen so hohe 
Pachtsummen zahlen. Neumann?) zählt »Dinge, die sich auf Zu- 
ständliches, auf ein Sein sich beziehen, wie ... die Kundschaft« zu den 


301) 5.0.8 17. 

302) »Staatswissenschaftliche Untersuchungen«, 2. Aufl. (München 1874),- -S. 159, 177. 
Ältere Literatur zu dieser Frage ist bei Rau, »Grundsäße der Volkswirtschaftslehre« 
(Leipzig 1869) 2 70, 71 zu e und bei Böhm-Bawerk (s. u.) nachgewiesen. 

808) ‚Grundlage der Nationalökonomie«, 21. Aufl., herausg. von Poehlmann 
- (Stuttgart 1897), S. 7. | 

8%) »Die Begriffe Gut, Wert, Preis, Vermögen, Wirtschaft, Ertrag, Einnahme 
und Einkommen» in Schönbergs ‚Handbuch der politischen Ökonomie«, 2, Aufl. 
(Tübingen 1885), 1 152ff. 
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Gütern und damit zum Vermögen im ökonomischen Sinn. Mangoldt®®) 
rechnet auch »immaterielle Kapitale: zum Vermögen, denn »ein Ver- 
hältnis, zum Beispiel eine Kundschaft, kann ebenfalls zum Zwecke der 
Produktion ausgebeutet werden«. Dieser lettere Gesichtspunkt ist ein- 
gehend begründet von Schäffle?®%), der die »ausschließenden Absaß- 
verhältnisse«e um der von ihnen abgeworfenen Rente willen als Güter 
und damit als Vermögensbestandteile ansieht, und aus diesem Gesichts- 
punkt die tatsächlich monopolisierten Kundschaften, zum Beispiel die 
Kundschaft der einzigen in einer Stadt bestehenden Omnibusgesellschaft 
zum Vermögen rechnet. Oppenheimer?) rechnet die Kundschaft 
zwar nicht zu den Gütern, sieht aber außer den Gütern 
Vermögensbestandteille in »gesellschaftlichen Machtpositionen und 
rechnet zu letteren auch tatsächliche Verhältnisse, »zum Bei- 
spiel das Eigentum an einer weltbekannten wohlrenommierten 
Firma, das heißt den Genuß einer bedeutenden Kundschaft oder 
Klientel«. 

Die entgegengesette, früher allein herrschende 3%) und in jüngster 
Zeit wieder zu überwiegender Anerkennung gelangte Ansicht schließt 
die tatsächlichen Verhältnisse von der Subsumption unter den Vermögens- 
begriff aus?®). Zuckerkandl®!?), der nur die Sachgüter als wirt- 
schaftliche Güter anerkennt und das Vermögen als Herrschaft über 
Rechte und Güter definiert, bemerkt über die tatsächlichen Verhältnisse 
unter besonderer Erwähnung der Kundschaft: »Sie sind die Grundlage 
von Güterbezügen, die längere oder kürzere Zeit andauern, sie be- 
gründen also Aussicht auf künftig eingehende Güter ... Sie liefern 
wiederkehrende Einkünfte, und die Erwartung dieser Einnahmen kann 
veräußert werden, aber immer ist der heutige Wert künftig zu er- 
werbender Güter in Frage« v. Wieser®!!), der zum Vermögen nur 
die Sachgüter und die Rechte, le&tere als Güterteile, rechnet, bemerkt 
über die Kundschaft: »Wer seine Kundschaft verkauft, erhält die Be- 
zahlung auf die Wahrscheinlichkeit des Erwerbs künftiger Geschäfts- 


: 306) „Volkswirtschaftslehre« (Stuttgart 1868), S. 127. 

3%) „Die nationalökonomische Theorie der ausschließenden Absaßverhältnisse 
(Tübingen 1867), insbesondere S. 12if. 

80) „Theorie der reinen und politischen Ökonomie« (Berlin 1910), S. 194, 302. 

308) Literatur bei Rau und Böhm-Bawerk s. o. Note 302. 

308) Unbestrittene Vermögensbestandteile sind in der modernen Nationalökonomie 
nur die Sachgüter; eine Reihe von Nationalökonomen rechnen auch die Rechte, 
wieder andere die Dienste, d. h. die Arbeitsleistungen zum Vermögen. Dabei 
werden Rechte und Dienste von den einen als Güter, von den anderen als eigen- 
tümliche Vermögensbestandteile neben den Gütern angesehen. Literatur bei 
v. Wieser, Philippovich und Zuckerkandl, s. u. 

310) ‚Gut« in Elsters »Wörterbuch der Volkswirtschaftslehre« (Jena 1898) 1 982ff. 

811) „Gute in Conrads »Handwörterbuch des Staatswissenschaften«, 3. Aufl. 
(Jena 1910), 5 205 ff. 
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gewinne, das ist künftiger Güter, hin« Philippovich®!2) definiert 
das Vermögen als die »Gesamtheit der einer Person zustehenden Güter 
oder in Gütern angeschlagenen Berechtigungen«, läßt nur die Sachgüter 
als wirtschaftliche Güter gelten und schließt die tatsächlichen Verhält- 
nisse, insbesondere die Kundschaft, von den Gütern aus, weil sie nie 
das legte Ziel des Wirtschaftens oder selbständige Mittel dazu seien, 
sondern sich nur auf Sachgüter beziehen und nur durch diese ihre Be- 
deutung erhalten. Nach Wagner®!®) rechnen »Verhältnisse zu Personen 
und Sachen:, darunter die Kundschaften, wohl zum »Vermögen an sichs, 
können also als Teil des Volks- oder Nationalvermögens angesehen 
werden, niemals aber als Teile des Vermögens des einzelnen oder 
juristischer Personen, da die Zuteilung des Vermögens an die Ver- 
mögenssubjekte Sache der Rechtsordnung, das Einzelvermögen also ein 
juristisch-geschichtlicher Begriff sei. Sax°®!t), der nur Sachgüter als 
wirtschaftliche Güter und Vermögensbestandteile anerkennt, bemerkt 
über die tatsächlichen Verhältnisse: »Die Einsicht in die Natur der wirt- 
schaftlichen Dinge wird viel klarer, wenn man diese Beziehungen der 
Menschen wohl scheidet von dem sachlichen Substrate derselben, soziale 
Beziehungen zwischen Menschen, welche einen Güterübergang' zwischen 
Wirtschaftssubjekten zur Folge haben, nicht länger identifiziert mit 
Gütern selbst.« Böhm -Baw erk?!5), der zum Vermögen nur die Sach- 
güter und Arbeitsleistungen rechnet, hat die »Verhältnisse- und ins- 
besondere die Kundschaft®!‘) in einer eingehenden monographischen 
Darstellung auf ihre Qualität als Vermögensbestandteile untersucht. 
Böhm-Bawerk findet zunächst die Gründe, die im praktischen Leben 
die Menschen veranlassen, Verhältnisse, zum Beispiel Kundschaften, als 
selbständige oder werterhöhende Vermögensteile aufzufassen, darin, daß 
man sich im täglichen Verkehr bei der Berechnung seines gegenwärtigen 
Vermögens an gewisse, »den nackten Tatbestand des Augenblicks modi- 
fizierende Freiheiten: gewöhnt hat, nämlich an »die Antizipation des 
Zukunftsnußens« und an »die Einstellung hypothetischer Güter und Wert- 
schäßgungen in die Vermögensberechnung«®!?), Nach Böhm-Bawerk ist 
nun der Schluß von einer solchen »aus rein subjektiven psychologischen 
Motiven: vorgenommenen Berechnungsmethode auf die tatsächliche 


312) Allgemeine Volkswirtschaftslehre in Maquardsens »Handbuch des öffent- 
lichen Rechts der Gegenwart« (Freiburg 1893), Einleitungsband, 3. Abt., S. 4, 80. 

813) „Allgemeine oder theoretische Volkswirtschaftslehre«, I. Teil Grundlegung, 
2. Aufl. (Leipzig 1879), S. 30f. 

314) ‚Grundlegung der theoretischen Staatswirtschaft« (Wien 1887), S. 219. 

316) „Rechte und Verhältnisse vom Standpunkt der voikswirtschaftlichen Güter- 
lehre« (Innsbruck 1881). 

316) Von der rechtlich nicht gebundenen Kundschaft ist insbesondere a. a. O. 
S. 127 bis 140 gehandelt. 

817) a. a. O. S. 80. 
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Existenz eines gegenwärtigen Vermögensbestandteils, das man »Ver- 
hältnis« oder wie immer nennen mag, ein Trugschluß®'®); der präsente 
Vermögenswert, den man im täglichen Leben der Kundschaft zuschreibe, 
beruhe auf einer solchen Antizipation des Zukunftsnußens®!?); wenn 
der bisherige Geschäftsinhaber seine »Kundschaft« verkaufe, so gebe er 
offenbar die auf Grund des Kundschaftsverhältnisses erhofften künftigen 
Tauschgewinne oder Preisüberschüsse hin®?%); »Kundschaftsverhältnis« 
sei weiter nichts als ein zusammenfassender Titel, ein abstrakter Sammel- 
name für eine Reihe sehr konkreter Nußelemente, die den Kunden- 
zuspruch und seine erwünschte materielle Folge, die Tauschgewinne 
vorbereiten, und sei darum aus der Liste der wahren Güter zu 
streichen ??!). 

Es bedarf wohl kaum mehr eines Hinweises, daß die Kontroverse so- 
wohl im Ergebnis als auch in der Begründung vollkommen parallel 
läuft mit dem Gegensa zwischen unserer Konstruktion des Kunden- 
abspannens und der Auffassung, die man bisher in der Betrugslehre 
von der Kundschaft hatte. Die von Hermann begründete Lehre ent- 
spricht der bisherigen Auffassung; beide erblicken in der Kundschaft 
deshalb ein Vermögensstück, weil sie eine Quelle dauernder Einkünfte 
ist und gegen Entgelt veräußert werden kann. Die von Böhm-Bawerk 
ausgebaute Theorie entspricht dagegen unserem Standpunkt, nach dem 
der Begriff der Kundschaft jedes realen ihn zum Vermögensbestandteil 
stempelnden Inhaltes entbehrt und nur ein rechmerischer Ausdruck für 
zukünftige sichere oder mögliche Gewinne darstellt. Dilletantisch aber 
wäre es, wenn wir nachzuweisen trachteten, daß die Böhm-Bawerksche 
Auffassung nationalökonomisch die richtige ist, und daraus für die Be- 
trugslehre schließen wollten, daß die Kundschaftsentziehung keine Ver- 
mögensbeschädigung im Sinne des § 263 StGB. sein kann. Die National- 
ökonomie ist nämlich keine Wissenschaft, die sich mit der Auslegung 
von Gesetesbestimmungen oder Willenserklärungen beschäftigt; ob ihr 
Definitionen möglich oder auch nur nüßlich sind, ist sehr bestritten ?*?); 
soviel ist aber sicher, daß den Begriffsbestimmungen auf dem Gebiete 
der Volkswirtschaftslehre nur eine methodologische Bedeutung zukommt. 
Wer einen Nationalökonomen um seiner Definitionen willen angreift, 
kann ihm also nur vorwerfen, daß seine Begrifisbestimmungen un- 
praktisch sind oder nicht konsequent durchgeführt werden. In diesen 
Bahnen bewegt sich auch ausschließlich die nationalökonomische Kontro- 
verse darüber, ob die tatsächlichen Verhältnisse zum Vermögen gehören. 
So ist es ganz interessant, festzustellen, daß Roscher zwar die Kund- 
schaft wie auch andere tatsächliche Verhältnisse zum Vermögen rechnet, 
das Vermögen aber definiert als »die Summe aller wirtschaftlichen Güter, 


218) a. a. O. S. 129. %19) a, a. O. S. 93. 
320) a, a. O. S. 129. a) a, a. O. S. 138. 
322) Vgl. Schmoller, »Grundriß«, 1 104/105. 
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die sich im Eigentum einer physischen oder juristischen Person be- 
finden 228). Es ist auch nicht uninteressant zu hören, daß der Hermann- 
schen Auffassung vorgeworfen "wird, die Subsumption der tatsächlichen 
Verhältnisse unter den Begriff des Gutes sei unpraktisch, weil gerade 
die wichtigsten Probleme der Güterlehre — Produktion, Verteilung und 
Konsumption der Güter — auf die tatsächlichen Verhältnisse nicht an- 
gewendet werden können ?°®*). Aus dieser methodologischen Schwierig- 
keit könnte man vielleicht schließen, daß die tatsächlichen Verhältnisse 
auch sachlich mit den allgemein anerkannten Gütern wenig verwandt 
sind, und daß man mit ihnen unnatürliche und fremde Bestandteile in 
den Vermögensbegriff einführt. Troßdem müssen wir uns sagen, daß 
man ins Uferlose geraten würde, wollte man die Frage, ob die Kund- 
schaft ein Bestandteil des Vermögens im Sinne des $ 263 StGB. ist, 
von einem nationalökonomischen Methodenstreit abhängig machen wollte. 
Keine der beiden geschilderten volkswirtschaftlichen Theorien duldet 
eine direkte und restlose Übertragung auf den Begriff des Vermögens 
im Sinne des § 263. Die Theorie, nach der tatsächliche Verhältnisse 
zum ökonomischen Vermögen gehören, leidet an der Unbestimmtheit 
des Begriffes des tatsächlichen Verhältnisses — was soll man sich unter 
»Dingen, die sich auf ein Sein oder ein Werdendes beziehen °%), denken ? — 
und führt zur Anerkennung von Vermögensbestandteilen, die der Jurist 
als solche nie gelten lassen kann, ohne den Begriff des Vermögens 
überhaupt aufzugeben; hierher gehören zum Beispiel die Benußung 
öffentlicher Einrichtungen, wie der Schule, Kirche, Gerichte (Her- 
mann??), der Staat als solcher; das Verhältnis eines Feldherrn zu 
seinem Heere, das er sich selbst herangezogen hat und dem er un- 
schäßbare Dienste leisten kann (Roscher®®’); Kräfte, Fähigkeiten, 
Neigungen, Tendenzen, Zustände, Verhältnisse (Mangoldt?®°); Lei- 
stungen als solche (Neumann). So rechtfertigt sich die eingangs 
aufgestellte Behauptung: Vermögen im Sinne der Nationalökonomen, 
die die Kundschaft zum Vermögen rechnen, ist nicht das Vermögen, 
das man in der Betrugslehre Vermögen im ökonomischen Sinne nennt. 
Auch verwenden diese Nationalökonomen den Begriff der Kundschaft 
als Inbegriff aller Kunden eines Kaufmannes, während die herrschende 
Betrugslehre darunter auch den einzelnen Kunden versteht, wenn sie 
von dem Abspenstigmachen einer festen, gegenwärtigen Kundschaft 
spricht. Andererseits führen die Gesichtspunkte, die von den Anhängern 


323) aa. O. S. 17. 

324) Auf solche Widersprüche weist unter anderem Rau a. a. O. S. 71, zu e, 
a. E. hin. 326) Neumann a. a. O. S. 153ff. 

336) a. a. O. S. 106. 

321) a. a. O. S. 9, Noten 5 und 6. Dagegen Böhm- Bawerk: 

828) sGrundriß der EOS BAUSIERIEN, 2. Aufl. (Wien und Pest 1871), S. 4. 

329) a. a. O. S. 153ff. 
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der Böhm-Bawerkschen Richtung gegen die Subsumption der tatsäch- 
lichen Verhältnisse unter dem Begriff des Gutes und des Vermögens 
geltend gemacht werden, folgerichtig dazu, die Rechte, insbesondere die 
Forderungsrechte, vom Guts- und Vermögensbegriff auszuschließen und 
nur Sachgüter zum Vermögen zu rechnen 23°). 

So ist das Ergebnis unseres — übrigens nicht freiwillig unternommenen, 
sondern durch die bisherige Betrugslehre veranlaßten -- Exkurses auf 
das Gebiet der Nationalökonomie für die Frage, ob die Kundschaft zum 
Vermögen im Sinne des S 263 gehört, im wesentlichen ein negatives: 
Wir erkennen, daß sich die herrschende Lehre zu Unrecht auf die 
Nationalökonomie beruft. Die herrschende Betrugslehre definiert das 
Vermögen als den Inbegriff der »Güter« und segt dabei den Begriff des 
Gutes in ausdrücklicher oder stillschweigender Bezugnahme auf die 
Volkswirtschaftslehre als eines feststehenden, gegebenen, voraus. Wir 
aber sahen, daß der Begriff des Gutes in der Volkswirtschaftslehre viel- 
deutig ist und von dem engen Begriff der Sachgüter, die der Jurist 
»körperliche Gegenstände« nennen würde, bis zum Inbegriff abstraktester 
sozialer Beziehungen schwankt. Ehe also nicht ein bestimmter Begriff 
des Gutes festgelegt wird, ist die sogenannte ökonomische Definition 
des Vermögons die Erklärung einer Unbekannten durch eine andere 
Unbekannte. Da nun — wie oben ausgeführt — auf dem Gebiete der 
Volkswirtschaftslehre ein bestimmter Begriff des Gutes überhaupt nicht 
als ausschließlich richtig nachgewiesen werden kann, wird nichts anderes 
' übrig bleiben, als die Definition des Vermögensbegriffes für eine rein 

juristische Aufgabe anzusehen. So wenig. der Jurist den Begriff des 
»Gebäudes: in einem Lehrbuch der Architektur oder den der »Eisen- 
bahn« in einer Anleitung zur Konstruktion von Lokomotiven oder einer . 
Abhandlung über die Anlage von Bahnhöfen finden wird, ebensowenig 
kann er sich die Definition des Begriffes Vermögen durch die Bezug- 
nahme auf die Ergebnisse der Volkswirtschaftslehre oder den schwanken- 
den und ungenauen Sprachgebrauch des täglichen Lebens ersparen ?®'). 
Solange uns die herrschende Lehre aber eine solche eindeutige Defi- 
nition des Vermögensbegriffes schuldig bleibt, beweist der Umstand, 
daß in der Nationalökonomie nach einigen von einem halben Hundert 
Vermögensdeiinitionen die Kundschaft zum Vermögen gehört, gar nichts. 
Wollte sich aber die herrschende Lehre gerade auf eine solche Definition 
festlegen, nach der die Kundschaft zum Vermögen gehört, so könnten 
wir auf die unannehmbare Ausdehnung des Vermögensbegriffes hin- 
weisen, die durch die Aufnahme der tatsächlichen Verhältnisse unter 
die Vermögensbestandteile hervorgerufen wird. Positiv verwerten können 
wir den einen Gesichtspunkt der Böhm-Bawerkschen Theorie als Be- 


30) Böhm-Bawerk, v. Wieser, Sax a. a. O. 
331) Entgegengesebt offenbar RG. vom 14. Dezember 1910, E. 44 233 
Archiv. Bd. 66. 25 
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stätigung unserer Auffassung, nach welchem die Gewährung von Aqui- 
valenten für eine Kundschaft und die alltägliche Auffassung, daß die 
Kundschaft einen gegenwärtigen Vermögenswert habe, keinerlei Rück- 
schluß darauf gestattet, daß die Kundschaft wirklich einen realen gegen- 
wärtigen Vermögensbestandteil darstellt. Die oben inhaltlich kurz wieder- 
gegebenen diesbezüglichen Ausführungen Böhm-Bawerks scheinen mir 
von der Art zu sein, daß sie nicht auf einem bestimmten Vermögens- 
begriff oder spezifisch nationalökonomischen Gesichtspunkten ruhen, 
sondern aus allgemein logischen Erwägungen folgen und darum auch 
bei der Auslegung des § 263 StGB. Anwendung finden müssen. 

II. Auf der ökonomischen Auffassung tles Begriffs der Beschädigung 
des Vermögens als einer Wertminderung ruht die Argumentation, daß 
das Abspenstigmachen von Kunden deshalb eine Vermögensbeschädi- 
gung sei, weil die Kundschaft beim Geschäftsverkauf als werterhöhender 
Faktor in Betracht kommt. Zweifellos kann in einzelnen Fällen die 
Entziehung von Kunden eine Vermögensbeschädigung in diesem Sinne 
zur Folge haben. Von solcher Vermögensbeschädigung ist im all- 
gemeinen dasselbe zu sagen, wie von den durch Gewinnvereitelung 
herbeigeführten gegenwärtigen Wertminderungen®®?), Von den durch 
Kundenabspannen herbeigeführten Wertminderungen sind nur einige 
kleine praktische Besonderheiten zu erwähnen. Wie bei der Gewinn- 
vereitelung überhaupt, so ist Voraussegung für eine Einwirkung des 
Kundenabspannens auf den Verkaufswert des Vermögens, daß die 
nachteilige Veränderung dem Interessentenkreis erkennbar wird, beim 
Kundenabspannen also, daß der Verlust der Kundschaft von denjenigen 
Personen, die für die Bewertung des Geschäftes des Kaufmannes als 
Refleklanten, Kreditoren, Lieferanten usw. tatsächlich maßgebend sind, 
bemerkt und richtig eingeschägt wird. Das wird wohl nur der Fall 
sein, wenn im Einzelfall das Abspenstigmachen von Kunden einen so 
großen Umfang angenommen hat, daß der Umsaß merklich zurückgeht. 
Das betrügerische Abspenstigmachen eines einzelnen Kunden oder gar 
das Abspenstigmachen eines Kunden von einem einzelnen Geschäft, 
das nach unserer Konstruktion bereits strafbaren Betrug darstellt, wird 
sich kaum als Wertminderung des Gesamtvermögens des Kaufmannes 
bemerkbar machen. Wird tatsächlich im. Einzelfall durch den Instanz- 
richter festgestellt, daß das Geschäft eines Kaufmannes durch eine weit- 
gehende Kundenentziehung minderwertig geworden ist, so tritt — die 
Richtigkeit der ökonomischen Definition der Vermögensbeschädigung 
immer vorausgesett — diese Vermögensbeschädigung als damnum 
emergens neben die wahre Gewinnvereitelung, mit der sie nicht iden- 
tisch ist und der sie kaum je proportional sein wird; diese Ent- 
wertung ist, wie diejenige durch Entziehung einer Expektanz, ein ge- 


832) s. o. § 19, II und Ill. 
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legentlicher zufälliger Reflex, den die Entziehung der zukünftig zu er- 
wartenden Ausbeute der Kundschaft auf den gegenwärtigen Vermögens- 
zustand ausübt, oder — um mit Böhm-Bawerk zu sprechen — eine 
- Antizipation des Zukunftsnußgens und eine Einstellung hypothetischer 
Wertschäßungen in die Vermögensberechnung und würde nie das Inter- 
esse des Strafjuristen erweckt hahen, wenn nicht die herrschende Be- 
trugslehre fasziniert auf die Vermögenszustände unmittelbar vor und 
unmittelbar nach der Handlung des Getäuschten blicken würde. 

Wie wir bereits bei der Gewinnvereitelung ausgeführt haben, be- 
rücksichtigt die herrschende Lehre den für die Preisbildung entscheidenden 
einen Faktor, die Nachfrage, überhaupt nicht, sondern überläßt die Be- 
wertung dem Richter, ja sogar dem Revisionsrichter. Daß durch solche 
Methode der Begriff der Wertminderung und damit der Begriff der 
ökonomischen Vermögensbeschädigung ganz wesenslos und zur Ent- 
scheidung konkreter Fälle ungeeignet gemacht wird, zeigt sich gerade 
bei der Beurteilung des Kundenabspannens sehr deutlich: Warum ist 
nach der Judikatur des Reichsgerichts nur die Entziehung einer gegen- 
wärtigen und nicht auch die einer zukünftigen Kundschaft eine Ver- 
mögensbeschädigung? Erhöhen doch gewiß oft auch Aussichten auf 
zukünftigen Gewinn den gegenwärtigen Wert des Vermögens; so kann 
bei einem Unternehmen, das durch günstige örtliche Lage, tatsächliche 
Monopolisierung der gesuchten Ware, Möglichkeit besonders preiswerter 
Warenbeschaffung, Ruf des Geschäftsinhabers usw. Gewähr bietet, daß 
es sich in gewisser Zeit eine große Kundschaft erwerben und dadurch 
bedeutenden Gewinn abwerfen wird, der Wert mit Rücksicht auf diese 
Chancen ein hoher sein, bevor das Unternehmen überhaupt eröffnet ist, 
also bevor es überhaupt eine gegenwärtige Kundschaft hat. Warum ist nur 
. die Entziehung einer festen Kundschaft nach der herrschenden Lehre eine 
Vermögensbeschädigung? Bei Zigarrengeschäften, Restaurants in un- 
mittelbarer Nähe von Bahnhöfen und ähnlichen Unternehmungen wirkt 
oft gerade die sogenannte Laufkundschaft als Haupteinnahmequelle und 
läßt das Geschäft wertvoll erscheinen. So erscheint bei Anwendung 
der in der herrschenden Lehre üblichen Methode der abstrakten Be- 
wertung der Vermögensstücke ohne Rücksicht auf den Interessenten- 
kreis die Ansicht Ecksteins, nach der auch die Entziehung einer nicht 
festen und einer zukünftigen Kundschaft strafbar sein soll, auch hier 
immer noch am konsequentesten, zeigt aber zugleich, wie die abstrakte 
Methode der Bewertung zu unerwünschter Ausdehnung des Begriffes der 
Vermögensbeschädigung führt. 

Ebenso wie auf den Verkaufswert eines Geschäftes kann in Einzel- 
fällen gelegentlich die Entziehung von Kundschaften auf den Gebrauchs- 
wert ungünstig einwirken; bei freier Bewertung mag man sagen, daß 
dem Schenkwirt die Zapfeinrichtung, dem Kaufmann die Spezialregistrier- 
kasse, dem Drucker die auf große Leistungen eingerichtete Schnellpresse, 

B 25 * 
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der Lokomotivfabrik die Spezialwerkzeugmaschine entwertet werden, 
wenn die Abnehmer ausbleiben. Er sei daran erinnert, daß die AEG. 
und andere große Unternehmungen mit Rücksicht auf die Möglichkeit 
solcher Entwertungen die teuersten Maschinen mit einer Mark zu Buch 
stehen haben. Aber eine solche Entwertung ist in den meisten Fällen 
nur eine geringfügige Nebenwirkung, die als positiver Schade zufällig 
neben den vereitelten Gewinn treten kann, aber in noch weit stärkerem 
Maße, als die Reduktion des Verkaufswertes, hinter dem Werte des 
vereitelten Gewinnes zurückbleiben wird. Oder wollte man allen 
Ernstes behaupten, daß das Inventar eines Geschäftes um den Betrag 
entwertet wird, den der Inhaber an einem abspenstig gemachten festen 
Kunden verdient hätte? 

So schwimmt die Konstruktion des Kundenabspannens, die mit der 
gegenwärtigen Wertverminderung des Vermögens des Kaufmannes zu 
arbeiten versucht, zwischen Szylla und Charybdis: Entweder wird der 
gegenwärtige Verkaufswert des Geschäftes durch Berücksichtigung des 
Urteils des tatsächlichen Interessentenkreises und der Gebrauchswert 
durch Berüchsichtigung der tatsächlichen Benugungsmöglichkeiten kon- 
kret festgestellt; dann wird die Entscheidung überwiegend von Zufällig- 
keiten abhängig, die Mehrzahl der Fälle, insbesondere das Abspenstig- 
machen einzelner Kunden bleibt straflos, und die Höhe der tatsächlich 
beigefügten Vermögensbeschädigung wird unterschäßt. Oder man ver- 
zichtet auf eine solche konkrete Feststellung; dann wird die abstrakte 
Wertberechnung ganz willkürlich, und es fehlt jeder Anhaltspunkt, ob 
und unter welchen Umständen das Abspannen gegenwärtiger oder zu- 
künftiiger, fester oder vorübergehender Kundschaften strafbar ist. Daß 
die herrschende Lehre gerade das Abspenstigmachen einer festen Kund- 
schaft für strafbar ansieht, dürfte auf unbewußter Anwendung des hypo- 
thetischen Vermögensstatus beruhen. Anstatt anzuerkennen, daß die 
Vereitelung eines aus der Kundschaft zu erzielenden späteren Gewinnes 
eine tatbestandsmäßige Verinögensbeschädigung sein kann, sagt die 
herrschende Lehre in ausschließlicher Betonung der gegenwärtigen sub- 
stantiellen Vermögensminderung, die Entziehung der Kundschaft sei 
eine Vermögensbeschädigung, aber nur dann, wenn die Kundschaft eine 
feste war, also ohne die Täuschung mit Sicherheit einen Gewinn ver- 
sprochen hätte. So bewährt sich der ökonomische Sinn der Vermögens- 
beschädigung auch hier als notdüritiges Surrogat für eine genaue logische 
Betrachtung des kausalen Einwirkens der Handlung des Getäuschten 
auf das Vermögen des Geschädigten. Der Fehler, der durch solche 
unnatürliche Gedankengänge herbeigeführt wird, besteht hauptsächlich 
in der Unbestimmtheit des Begriffs der festen Kundschaft — in Wahr- 
heit entscheidet lediglich, ob_aus der Kundschaft ein Gewinn mit Sicher- 
heit gezogen worden wäre — und in der Verschiebung des Zeitpunktes 
‘ des Eintritts der Vermögensbeschädigung — nicht mit dem Abspringen 
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der Kundschaft, die ja kein wahrer Vermögensbestandteil ist, ist das 
Vermögen beschädigt, sondern erst in dem Augenblick, in welchem der 
aus der Kundschaft erwartete Gewinn ohne die Handlung des Ge- 
täuschten in das Vermögen gekommen wäre. 


(Fortse&ung folgt.) _ 


Strafrechtisgeschichte. 
Schuld und Suhne im alten bairischen Recht. 


Von Dr. Hermann Knapp, Reichsarchivrat in München. 


ll. Die Strafe. 


och ist das bairische Volksrecht vom Rachegedanken beseelt; ja 
vindicta vertritt. mitunter die Stelle der poena !). Immerhin ist jene 
nicht mehr ungemessen, von Verweigerung und Nichtannahme des Wer- 
gelds als Totschlagsühne kann keine Rede mehr sein. Ungebunden ge- 
bärdet sie sich auch hier noch lange, wenn es die erbarmungslose Nieder- 
schlagung des Ehebrechers und nächtlichen Diebes auf handhafter Tat gilt. 

Von Interesse ist die Neuchinger Sagung, wonach der Rächer eines 
getöteten Verwandten die Nachbarn wie die Sippe zur Teilnahme am 
Rachezug auffordert. Für sich wie diese hat er ein Pfand zu erlegen, 
während diejenigen Folger, welche unbefugt mitlaufen, mit einem Friedens- 
geld (fredus) von 12 sol. gebüßt werden°). Man ersieht hieraus, daß 
solch ein Fehdegang möglichst offenkundig ins Werk gesett werden 
muß; hinterlistiges Gebaren würde dies sonst durchaus ehrenhafte Unter- 
nehmen ins Unrecht segen. 

Die Auferlegung des fredus aber gemahnt an die staatliche Friedens- 
ordnung, welche neben dem Kompositionenrecht, das lediglich privaten 
Charakter verrät, im Volksrecht waltet, den Friedbrecher für friedlos er- 
klärend. Doch treffen wir die unsühnbare Friedlosigkeit, die den Schul- 
digen für immer zum unsteten Waldgänger erniedrigt, nur noch bei 
Fällen der handhaften Tat; manche Missetaten, welche vordem zu den 
unablößlichen Achtsachen zählten, erweisen sich freilich später insofern 
noch als solche, als sie offiziell mit Todesstrafe bedacht sind. Nach 
dem Neuchinger Geseß sollen die Freigelassenen der Kirche mit ihren 
Nachkommen im Genusse der Freiheit bleiben, sofern sie sich nicht 
eines unsühnbaren Verbrechens, wie zum Beispiel Hoch- und Landes- 
verrats, schuldig machen). 

Und nun einen kurzen Blick auf die sühnbare Acht, wie sie in 


1) |, Baiuw. 8 1; Addit. 5 4, 14; MGConst. 1 604, 7. 
2) J. B. MGL. 3 350; Quigmann, 42; über einen Blutrachefall von 1037 s. 
Annal. Altah.; Script. 20 792. | 3) ]. B. Addit. 5 4, 9. 
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den Lfr. und im Schwsp. auftritt: Der Geächtete wird gebannt, der Ge- 
bannte soll der Acht verfallen. Solange ihn diese umgarnt, ist er aus 
dem Frieden. Nach Jahr und Tag steigert sie sich zur Ober- oder 
Reichsacht, die das frühere Mittelalter nicht kannte; der in sie Erklärte 
wird rechtlos und geht seines Vermögens verlustig *). Nach Lfr. von 
1244 soll des Friedlosen Besig schon nach vierzehn Tagen verbrannt 
werden ’).* Bedarf es bei handhafter Tat keines besonderen Achterkennt- 
nisses, so muß der Sünder sonst der Verfolgung ausdrücklich preisgegeben 
werden, und zwar nach Schwsp. nur, wenn es an Leib und Hand geht 6). 
Man gewährt ihm eine zweiwöchige Frist zur Flucht; wer ihn haust, 
lädt dieselbe Sühne auf sich’). Bei Niederschlagung bleibt er bußlos 
liegen; bringt man ihn gebunden vor den Richter, verwettet er sein 
Haupt°). Noch ist der verschiedenen Missetaten gedacht, die vor allem 
mit der Acht bedroht sind, der Rechtsnachteile, welche sich an die Ach- 
tung knüpfen, wie endlich der Ledigung van ihr durch Erlegung des 
Achtschaßes?). 

Der Rache ähnlich ist die dem mosaischen Recht entstammende 
Talion. Nicht, wie jene, ursprünglich ungemessen, pries man sie 
geradezu als das Ideal gerechter Vergeltung, wiewohl sie dabei derart 
am Erfolge haftet, daß der Täter, mag er nun mit Absicht oder aus 
Ungefähr den Schaden veranlaßt haben, gleich drakonisch behandelt 
wird. Zuerst tritt sie bei Tötung, Körperverle&ung und falschem Zeugnis 
auf, später auch bei unbegründeter Klage !°). 

‘In der I. Baiuw. bekundet sie sich durch das Gebot anima pro anima 
im Fall der Herzogsmordes; ferner heißt es bei falscher Anklage, daß 
der Verleumder penam vel damnum, quod alteri intulit, excipiat 23). 
Obigem Grundsaß entsprechen in späteren Sațgungen die Wendungen: 
ein Tod, Leib, Hals wider den andern, eine Leme oder ewige Leme 
wider die andere '?). 

Was nun die Lfr. und den Schwsp. anlangt, so soll allein der ge- 


4) Qu. u. Er. 5 81, 83, 146, 344; Schwsp. 106, 246, 45, 367, II. 

6) Qu. u. Er. 5 82. 

6) Schwsp. 101. 

1) Schwsp. 109. 

8) Schwsp. 16 137, 283; Qu. u. Er. 6 117, s. bei Begünstigung. l 

9) Schwsp. 107, 210, 79 IV, 43; Qu. u. Er. 6 123; 5 91; Schwsp. 13, 173, 276; 
Qu. u. Er. 6 122; wer Achter anzeigt, selbst aus Acht, Schwsp. 107, 108, 277, 106. 

10) Löffler, Schuldformen des Strafrechts I 47; Günther, Idee der Wieder- 
vergeltung 1 44f.; Osenbrüggen, Studien 150f., 195. 

1) ]. Baiuw. 2 2; 9 18; Addit. 5 4, 11; als Dieb gestraft, wer Buße von ihm an- 
nimmt, l. Baiuw. 9 16. 

12) Qu. u. Er. 5 87; Schwsp. 79 III, 201, 176; Ruprecht 1; nur einen Menschen 
wider den andern 8; Regensburg 147; LR. 165; Landshut, Verh. d. hist. Ver. Niederb. 
22 161; Qu. u. Er. 5 317; Ger. Vilshofen, Lit. 49 (1345); Ger. Rosenheim Lit. 31 (1328); 
Ger. Deggendorf, Lit. 14 86 (1316); Ger. Neumarkt f. 22 (1366); Ger. Wernberg f. 
11 (1383); Wasserburg, Tom. 4 302 (1374). 
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fangene Totschläger die ganze Strenge jenes Prinzipes erfahren. Auch 
nach Ruprecht werden nur mit dem geflohenen Täter Unterhandlungen 
über Buße und Abfindung gepflogen!?). In Regensburg hingegen ist 
wenigstens der Bürger, wenn er innerhalb 42 Tagen seinen Verpflich- 
tungen nachkommt, vor der Richtung gefeit!‘). Nach LR. hängt das 
Schicksal von Leib und Gut vom Herzog ab; wir wissen jedoch, daß 
auch nach bairischem Recht der Totschlag als großes Ding der Über- 
siebnung unterliegt und mit dem Tod bestraft werden soll’°). Verfügt 
also der Herzog anders, so handelt es sich lediglich um einen Gnaden- 
akt, und er wird sich in der Regel nur hierzu herbeilassen, wenn adelige 
und andere angesehene Leute in Frage stehen, wenn des Getöteten 
Freundschaft ausreichende Sühne erlangt oder die Schuld nicht offen- 
sichtlich ist. Jedenfalls sind auch für ihn die Totschlagfälle sehr ein- 
träglich und daher kein Wunder, daß er sich die Jurisdiktion hierüber 
dem Münchner Stadtrichter gegenüber ausdrücklich vorbehält !°). 

Immerhin wird jeder Totschläger auch im Fall berechtigter Notwehr 
sofort das Weite suchen, um vom sichern Port aus Geleite zum Schuß 
vor der gegnerischen Sippe zu erlangen. Und wir wissen, wie alles 
bestrebt ist, die Flucht desjenigen, dem solch ein Unglück begegnet, 
zu fördern, wie jedes Asyl ihm bereitwillig Aufnahme gewährt. Seine 
Existenz sieht er damit in der Regel gerettet, er müßte denn, ehe er 
sich mit der Obrigkeit und der Sippe der toten Hand auseinandergeseßtt 
hat, unvorsichtigerweise zurückkehren. 

Im Hinblick auf die Lähmung kann sich der Kläger nach dem 
Schwsp., anstatt auf der Verstümmelung seines Schädigers zu be- 
stehen, mit Geld entschädigen lassen. Er ist jedoch keineswegs ver- 
pflichtet, auf den Loskauf einzugehen, wie auch dem Richter keine Ent- 
scheidung hierüber freisteht. Günstigenfalls beansprucht dieser indes 
eine Gebühr von 10 & 17). Noch rigoroser verfährt Ruprecht: Hiernach 
kommt die Talion durchaus zu ihrem Recht, und dem Kläger sollen noch 
obendrein Arztkosten und Verdienstentgang ersett werden, der Richter 


18) Ruprecht 1 2. Ich möchte hier übrigens auf die Willkür hinweisen, welche 
Ruprecht (Art. 22) in Hinsicht auf den Elternmord beliebt. Man vermauert ent- 
weder den »mortleichen mane unter Verschmiedung »in ein panßier« und Um- 
hängung der Mordwaffe »daz es maenchleich gesehen müg der werlt ze einer 
pesserung« oder man legt ihm lediglich eine geistliche Buße auf oder man spricht 
ihn an und richtet ihn nach Ausschleifung mit dem Rad. Richter und Bürger, nicht 
die Sippe sollen sich für eine der drei Strafarten entscheiden. Wird hierfür die 
Art der Begehung oder nur das Ansehen der Person als Leitstern dienen? Jeden- 
falls wird dann auch bei gewöhnlichem Totschlag sehr viel darauf ankommen, daß 
man sich der Gunst der Stadtgewaltigen erfreut. 

14) Regensburg 209; Loskauf des Totschlägers zu Tegernsee durch Hingabe von 
Hab und Gut, MB. 6 235. 18) LR. 165. 

16) s. bei Verbrechen; den A soll man nur dem Herzog büßen, nicht dem 
Richter, StR VII, 52. 11) Schwsp. 176a, 201 b. 
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seine Buße erhalten. Daß jenes tatsächlich so strenge gemeint, geht 
aus dem nächsten Artikel hervor wie aus des Rechtsbuchs Bearbeitung 
.. von 1473 1%). In Wirklichkeit dürfte der Verlette stets dem Geld den 
Vorzug vor dem Blut einräumen. l 

Gemäß LR. kann hier indes die Talon ohne weiteres abgelöst 
werden !°). So auch nach verschiedenen WSt. und StR. 2°). Von ge- 
rechter Vergeltung darf, wie gesagt, bei dem Talionsgrundsag niemals 
gesprochen werden, da ja der, der aus unglücklichem Versehen des 
andern Hand verdirbt, ebenso büßt wie der vorsäßliche Täter. Auch 
hat die Gestaltung der Handlösung natürlich nur für den Sinn, der sich 
eben der nötigen Mittel erfreut. 

Ein weiterer Anwendungsfall der Talion ist die falsche Klage. 
Als solche charakterisiert sich aber jede Anschuldigung, bei der dem 
Kläger der Nachweis mißglückt. Nach l. Baiuw. wird am Verleumder 
die volle Wiedervergeltung geübt (poena et damnum), es sei denn, daß 
er sich vom Verdachte der falschen Bezichtigung durch Unterwerfung 
unter das Gottesurteil reinigt???) Gemäß Schwsp. hat der, der einen 
wegen »manslacht« oder einer andern todeswürdigen Sache fälschlich 
rügt, das zu erleiden, was jener erdulden sollte oder bereits erduldet 
hat. Dies gilt besonders auch für Keßerei und Meineid°?). 

Ruprecht trittt hier indes gelinder auf. Hiernach muß derjenige, dem 
die Überwindung des von ihm Beschuldigten nicht gelang, »an seinen 
stat sten gen dem richter an dem leib u. an dem guot, den leip mit 
dem guot ze lösen«. Zudem hat er dem Gegner seinen Schaden doppelt 
gutzumachen und öffentlich zu widerrufen ?®). Man sieht also, daß die 
Talion, troßdem ihre Devise gerechte Wiedervergeltung ist, hier 
wieder an einem Fuße lahmt: Der, dem es, um zu siegen, offensicht- 
lich nur an der nötigen Zeugenzahl gebricht, sühnt wie der böswilligste 
Verleumder. Denn auf die persönliche Anschauung des Richters kommt 
es ja zu jener Zeit nicht an. | 

Nach LR. soll der, der im Zorn einen als Bösewicht und Verräter 
bezichtigt, das büßen und bessern, was jener im Fall der Verurteilung 
hätte leiden müssen‘), Geschah jenes jedoch mit kalter Überlegung, 
so hat er den Leib mit dem Gut zu lösen, ferner sich offen als seines 
Gegners Freund zu erklären, das heißt eben Urfehde zu leisten und 
endlich auf drei Täding zu widerrufen ?5). In den WSt. finde ich dies- 
falls lediglich eine Buße von 2 & angeordnet ’°*®). 


— 


18) Ruprecht 16, 17; Maurer, Stadt- u. LR.buch des R. v. Fr. 245 (obendrein), 
19) LR. 164; StR. 331. So schon 1294, Qu. u. Er. 6 49, 


20) s. Anm. 12; Städtechron. 15 406. =) Quißmann 255f. 
22) Schwsp. 350 I, 313. 2) Ruprecht 257. 
a“) LR. 60. 8) LR. 64. 


%) Ger. Deggendorf, Lit. 14 86 (1316); Ger. Vilshofen, Lit. 49 (1345); Landau, 
Fürstenselekt f. 132 (1304); Ger. Rosenheim, Lit. 31 16 (1351); Städtechron. 15 409. 
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Wer einen »ausborgt« bei dem Richter, um ihn aus dem Gefängnis 
unter dem Versprechen zu ledigen, ihn am festgesegten Termin dem 
Gericht wieder vorzuführen, erduldet nach dem Schwsp. bei dessen 
Flucht ebenfalls die Talionstrafe ?7). Deshalb, heißt es, soll man für 
keinen Totschläger bürgen, will man nicht eventuell für diesen den Tod 
erleiden. Nicht besser fährt man, wenn man für einen Wunden bürgt, 
der vor dem Gerichtstag den Geist aufgibt. Kurz, Bürgen soll man 
würgen ®°)! 

Noch andere Talionfälle wären hier anzuführen. So, wenn einer 
Rache für einen Gerichteten übt?®), Missetäter haust®®), die Nacheile 
nach Begehung eines Ungerichts verweigert®'), einen Gefangenen, der 
seiner Obhut vertraut, entfliehen läßt oder ihn gewaltsam dem Gericht 
entreißt??). 

Nicht der Talion gleichzustellen sind die sogenannten spiegelnden 
Strafen. So, wenn man den Brenner einäschert, dem Gotteslästerer 
die Zunge, dem Meineidigen und Falschmünzer die Hand, mit denen 
sie gesündigt, abschneidet, ja diesen ebenso versiedet, wie er es bei 
den falschen Geldstücken vorher unternahm ®). Nach l. Baiuw. vef- 
knechtet man den, der den Sonntag durch knechtische Arbeiten ent- 
weiht; gemäß Lfr. erklärt man den als friedlos, der den Frieden nicht 
beschwören will ®*). 

Spielt so die Talionsidee fast das ganze Mittelalter hindurch eine 
mehr oder minder wichtige Rolle, so gelangt sie in früherer Zeit, das 
heißt im Volksrecht, nicht so zum Ausdruck, wie zum Beispiel im Schwsp., 
bei dem wir also nach rein menschlichem Maßstab geradezu einen Rück- 
schritt konstatieren müssen. Denn abgesehen vom Herzogsmord, auf 
dem ursprünglich wohl auch das Wergeld von 900 sol. stand 2°), das 
sich erst später in Todesstrafe umwandeite, wird sie in der l. Baiuw. 
wohl noch bei falscher Klage, nicht aber sonst bei Totschlag und 
Lähmung zur Anwendung gebracht. Wer Wergeld oder Wundbuße 
nicht zu leisten vermag, hat eben, falls er nicht die weiteren Folgen 
der Rache auf sich laden will, seine Schuld durch Abarbeitung zu 
tilgen ®°); Talion tritt nicht mehr ein. 

Im Prolog kommt sodann die coercitio malorum, das heißt Ab- 
schreckung, zum Wort!) Man kann im allgemeinen nicht be- 


31) Schwsp. 265; bei Kampf 79 IV. 

38) Schwsp. 265; Günther, a. a. O. 331. 

29) Quißmann 214; Qu. u. Er. 6 316. 

3) s. Begünstigung; MGL. 2 81 (1219). 

31) Qu. u. Er. 6 422. a2) Schwsp. 351, 267. 

33) Brunner, Rg. 2589; Rad brechen, da er die Treue zerbrochen, Ruprecht 25. 

3) |, Baiuw. App. 1 1; Qu. u. Er. 6 424. 

35) |, Baiuw. 2 2. 3) ]. Baiuw. 2 1; 1 10. 

37) et in ipsis inprobis formido (et) supplicia et refrenetur nocendi facultas, 
MGL 3 260. 
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haupten, daß das Volksrecht übermäßiger Strenge huldigt; eine Aus- 
nahme hiervon bildet allerdings zum Beispiel die grausame Bestrafung 
der Knechte durch Abhauen der Hände und Füße, was nicht selten 
den Tod nach sich ziehen mochte. Im übrigen waltet dort dank dem 
Kompositionensystem der Grundsaß der billigmäßigen Genugtuung 
und des Ersaßes. Häufig macht sich inmitten von Satungen aus 
heidnischer Zeit der religiöse Einschlag, das heißt ein Hinweis auf 
die christliche Moral, der der Bearbeitung des Geseßes unter Dagobert 
zuzuschreiben, bemerkbar. So — in striktem Gegensag zum Talion- 
prinzip — die Mahnung, selbst dem schwersten Verbrecher Gnade zu er- 
weisen ?8), hingegen die Tötung der belebten Frucht unerbittlich zu 
ahnden, da deren Seele in der Hölle große Pein erdulden müsse ?°). 
Ferner die strenge Sühne bei Sonntagsentheiligung*°) wie bei Ver- 
legungen an Klerikern, damit die Ehrerbietung gegen sie und ihr An- 
sehen nicht geschmälert wird +), Anführung von Apostelworten *) und 
dergleichen mehr. 

Generalpräventionzeigtsich in verschiedenen Satungen, wo rasche 
und gründliche Bestrafung geraten ist, um Unfrieden und Ärgernis im 
Volke vorzubeugen *°). Sonst soll die Gerechtigkeit möglichst zum Sieg 
gelangen, der Richter wird vor Willkür und Habgier gewarnt“), der 
Schwache soll vor der Unbill des Mächtigen geschirmt sein“). Noch , 
erübrigt es, auf die seltsame Ersaßpflicht bei Abtreibung °) und Ver- 
nichtung von Obstbäumen‘*’) auf Generationen hinaus hinzuweisen, 
da eben durch jene eine Schädigung für lange Zeit hervorgerufen 
wurde. 

Die Lfr. kümmern sich, abgesehen von einigen Fällen von Talion 
und spiegelnden Strafen, wenig um den Zweck der Strafe, höchstens 
könnte man die Drohungen mancher Landgebote, welche die Aus- 
rottung der schädlichen Leute möglichst gründlich durchführen wollen. als 
abschreckend bezeichnen. Im Schwsp. und Ruprecht sind neben der 
Talion noch verschiedene Rechtiertigungsgründe für Art und Höhe der 
Strafe beachtenswert. So, daß man eine Schwangere nicht richten 
soll, da damit eine schöne Seele verloren geht*), daß man die im 
Zweikampf mit dem Notzüchter unterliegende Frau nur der Hand be- 
rauben soll, da eine solche für gewöhnlich nicht »einen manne an- 
gesiget: 4°). Den, der einen fälschlich der Keterei bezichtigt hat, ver- 
brennt man nicht »darum daz ers durch rainchait der christenhait hat 


-_— [nn en 2 


s8) |, Baiuw. 1 7. 
89) |. Baiuw. 8 21. 4) 1. Baiuw. 1 14. 
“) ]. Baiuw. 1 9. 42) |. Baiuw. 1 11. 
43) |. Baiuw, 2, 3, 4, 11; 8, 9 usw.; Quigmann 217. 

- 44) |, Baiuw. 2 1, 17. #6) I. Baiuw. 25. 
46) |. Baiuw. 8 20. +41) ]. Baiuw. 22 1. 


48) Schwsp. 256; Ruprecht 98. 49) Ruprecht 127. 
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tan« 5°); den verbrecherischen Aussäßigen soll man hingegen, da er die 
Luft vergiftet, stets durch Feuer töten?!). Im Zweifel, ob jemand vor- 
säßlich oder aus Ungefähr getötet, entscheidet man sich für das 
erstere, weil man »nicht weiß, was er in seinem herzen gehabt 
hat«°?) usw. 

Abschreckend wirkt freilich der Vollzug der Todesstrafe an sich, wie 
auch, wenn man den Vatermörder (in einen Panzer geschmiedet, die 
Mordwaffe um den Hals) vermauert »zuo einem weg, also daz es 
maenchleich gesehen müg der werlt ze einer pezzerungs’®). Gleiches 
gilt für besonders grausame Richtungen in Regensburg°*) und dem 
sonstigen bairischen Gebiete (Rädern mit Zangenreißen, Inölsieden, Vier- 
teilen). Endlich bieten LR., StR. und die zahlreichen Weistümer so gut 
wie gar keinen Beitrag für die Erkundung der Entwicklung der Straf- 
rechtstheorien. 

Was endlich die Bezeichnungen für Strafe und strafen anlangt, so 
werden diese selbst im Mittelalter noch wenig gebraucht, und dann in 
der ursprünglichen Form »strafi« und »straffen:. Selten sind auch »poen» 
und »pen<; kommt peinliche Sühne in Betracht, so wird eben meist nur 
die Strafart (mit blutiger Hand, dem Rad usw.) angeführt. Besserung, 
Buße und Wandel stehen ihrer Bedeutung nach ziemlich gleich. Man 
bessert der Stadt an Leib und Gut, dem Kläger nur mit diesem, der 
Rat »sigt uber die pesserung-, das heißt er bestimmt die Höhe der- 
selben. Ferner versteht man unter Besserung auch den an den Gegner 
zu leistenden Ersag, woneben jene natürlich auch im heutigen Sinne 
(der werlt ze einer pezzerung) auftritt» Büßen bedeutet dagegen in der 
Regel nur das Eriegen der Geldbuße selbst; es wird hierbei aktiv wie 
passiv angewendet. Wandel finden wir namentlich in den Lfr. als die 
und in der Oberpfalz als das Wandel vertreten 55). Im übrigen sei auf 
das Kapitel Buße verwiesen. | 


60) Ruprecht 124. 

61) Ruprecht 260. 

#32) Ruprecht 40. 

63) Ruprecht 32. 

s) Regensburg 150f. 

56) Straff u. pen, Ger. Neumarkt (O.) Lit. 21 4, 17V straffen, 10, 36; Regensburg 48; 
LR. 55; pessert an leib u. gut; Freyberg, Ges. hist. Schr. 5 16, uber die pezzerung 
sigen, 28; -welcher bezigen man bezzern u. ouf reht sten wil, Qu. u. Er. 5 342; 
pezzern dem chlager u. dem gericht, LR. 164; des klager huld gewinnen, hat er 
nicht ze pessern, Passau, MB. 28 II, 512 11; totslach gepezzert, Ruprecht 4; dem 
richter pezzern u. die puozz ist 5 #, 73; den wellent mein herrn selb buezzen, 
Freyberg 5 25; er (der Richter) puesset in nymmer, Passau s. o., 512, 16; da er 
dem clager gepüssen mügt, Freyberg 66; einer gebuzzet wirt, Qu. u. Er. 5 142; 
buzze liden 141; buzz 6 49; dem richter sein puezz, StR. 13; puozze, puezzen, 
Ruprecht 2 3; die wandel von 5 &, Qu. u. Er. 6 112; das wandel geben, Regens- 
burg, Freyberg 65; das stet im umb das wandel, 67; ain bandl schuldig, Neu- 
markt (O.) Lit. 21 36. 
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Die Sirafmilttel. 


Todesstrafen. 

Nach Vorschrift der l. Baiuw. soll der Freie nur bei Nachweis des 
Hoch- und Landesverrats seine Existenz verlieren, und zwar, wenn er den 
Herzog getötet oder ihm nach dem Leben getrachtet hat, wenn er 
Feinde in das Land gelockt oder die Stadt Fremden in die Hände spielen 
wollte‘), Dasein und Vermögen des Schuldigen stehen dann in des 
Herzogs Gewalt, das heißt, es hängt von dessen Willkür ab, auf welche 
Strafe erkannt werden soll. Und daneben herrscht, wie erwähnt, der 
Grundsaß, daß kein Verbrechen so schwer, daß man dem Sünder nicht 
das Leben schenken könnte?). Dessen geht eventuell auch der ver- 
lustig, der bei einem Heerzug zur Rauferei Anlaß gibt und dabei Leute 
getötet. werden ?); ebenso der im Heer dienende Knecht, der ohne Be- 
fehl des Herzogs raubt, Heu, Getreide wegnimmt oder Gebäude in 
` Brand steckt‘). Endlich scheint auch der Diebstahl von Gold, Silber, 
Vieh oder sonstigen Waren von über 10 sol. Wert todeswürdig gewesen 
zu sein). Welche Todesarten üblich waren, ist nicht feststellbar, 
Köpfen, Hängen, Verbrennen, Lebendigbegraben, Ertränken werden 
(legteres besonders bei Frauen) frühzeitig angewendet. 

Auch in den Lfr. sind Todesstrafen nicht häufig aufgeführt. In den 
Rlfr. ist des Rechtes des Klägers gedacht, die Richtung dessen, der sechs 
Wochen in Acht und Bann, verlangen zu dürfen®), sodann der Ent- 
hauptung bei Friedbruch, Totschlag, Raub und Entführung, des Räderns 
bei Mord’). In den bairischen Lfr. werden noch der, der in dem Frieden 
tötet, der unbefugt Geleit erteilt und einen Raiszug gegen einen Feind 
unternimmt, mit dem Schwert, Diebe mit dem Strang und Notzüchter 
wie auch Entführer durch Lebendigbegraben gerichtet 8). 

Häufig sind sie indes im Schwsp. vertreten: Enthaupten bei Tot- 
schlag, Raub, Brand, Notzucht, Ehebruch, Überhure, Friedbruch, Münz- 
fälschung, Gewichtsfälschung und Anstiftung zur Zauberei°). Hängen bei 
Straßenraub (5 sh.) und Diebstahl (5 sh., in der Kirche 1 sh., Mühle 
4 sh., bei Nacht, Füttern bei Nacht 1 &, Beihilfe, sich selbst bestehlen 
unter Beschuldigung anderer 60 &, Juden bei Verschweigen diebischen 
Gutes) '!°). Lebendigbegraben bei Hochverrat gegen den König, Ver- 
wandtenmord und Notzucht an einer Jungfrau!!). Rädern bei Mord, 
Mordbrand und falscher Anschuldigung wegen Keßerei und Sodomie !?). 


') I. Baiuw. 2 1; Quißmann 290f. 2) ]. Baiuw. 17. 

3) ]. Baiuw. 2 10. 4) 1. Baiuw. 24, 5. 

5) 1. Baiuw. 9 8 (hier Buße neben Todesstrafe). 

e) MB. 3% I, 274 (1240). ?) MGConst, 2 398—400, 253. 


2) Qu. u. Er. 5 84, 81, 85; 6 14, 117, 121. 9) Schwsp. 174, 192, 201, 319, 368 I. 
10) Schwsp. 42, 174, 248, 249, 202, 227, 231, 261—263; rihten mit der wide 197a. 
11) Schwsp. 254, 311, 350, 367. 13) Schwsp. 174, 313. 
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Verbrennen bei Keterei, Zauberei, Vergiftung und schweren Unzuchts- 
delikten!®). Steinigen bei fälschlicher Behauptung des Magdtums und 
Untreue der Braut 't). 

Bei Ruprecht finden sich Enthaupten bei Totschlag, Raub und Not- 
zucht, Hängen bei Diebstahl (72 &, auch bei Verschweigen eines Fundes), 
bei üblem Straßenraub und schwerem Diebstahl (12 3: am Bauer vom 
Feld und Pflug weg, Pilger, Kaufmann, in der Kirche und an andern 
gefriedeten Orten, bei Korn-, Salz-, nächtlichem Grasdiebstahl usw.), Hin- 
gabe und Auswechsel von Falschgeld wie Beschneidung von echtem 
(72 und 18 à), Rädern bei Mord (bei Gattin- und Verwandtenmord unter 
Ausschleifen) und Reraub (Tötung oder Verwundung mit Raub, 3 3), 
Verbrennen bei Brand, Sodomie, Pädrastie und Überhure. Auch der 
Aussägige soll, gleichgültig, welche Übeltat er begangen, verbrannt 
werden. Versieden steht auf Falschmünzerei und Siegelfälschung (12 3); 
lebendig begraben soll der Notzüchter werden, der im Kampf von einer, 
die er entjungferte, überwunden wurde 15). - 

In Regensburg enthauptet man Totschläger, Räuber, Stadtfeinde, 
Urfehdbrecher, man henkt Diebe, (6 sh. 12 3, bei Nacht 12 % und 
schwerem Diebstahl überhaupt; hier auch mit der Kette. Juden henkt 
man an den Füßen auf), rädert Mörder, verbrennt Brenner, Keter, Sodo- 
miten, siedet Falschmünzer in Öl. Keter werden auch ertränkt, außer- 
dem Bigamisten, Falschspieler und unsinnige Totschläger. Vierteilung 
gewärtigt der Verräter !6). 

Im LR. und StR. ist nur der Strenge bei Diebstahl und Straßenraub 
gedacht. Todeswürdig ist jener bei 6 sh. 2 57), in der Kirche, Schmiede 
oder Mühle bei 15 5'°), von der Bleiche bei 5 » oder Wegnahme einer 
Elle Tuch !%). Bei Viehdiebstahl bedarf es keiner Schäßung ?°); den rück- 
fälligen Dieb henkt man schon bei einer Beute von 3 32?!) Geschah 
der Straßenraub bei Tag, so soll ein Wert von 6 5, bei Nacht ein - 
solcher von 4 & die Richtung als gerechtfertigt erscheinen lassen. Daß 
die Rechtsbücher K. Ludwigs sich mit der Anführung von Diebstahl 
und Raub begnügen, ist wieder ein deutlicher Beweis, daß sie sich, 
was die Behandlung anderer Missetaten anlangt, völlig nach den Vor- 
schriften des gemeinen Rechtes richten ??). Und dies ist eben für den 
deutschen Süden zu dieser Zeit nichts anderes als das des Schwsp. 

"Die Hervorhebung obiger beider Delikte findet aber nur deshalb statt, 


13) Schwsp. 174, 319, 322, 368 I. 14) Schwsp. 201. 

15) Ruprecht Str. 17, 36f.; so auch Ger. Neumarkt (O.) Lit. 21, 15%. 

16) Regensburg 150. 11) LR. 37. 

18) LR. 34, 35. 18) StR. 316, 378, VII, 67. 
20) LR. 37. 21) LR. 39. 


22) LR. 48; bestimmt nach LR. 35, 36 der freie Mann oder Nachrichter die Todes- 
art, so ist dies natürlich inhaltlose Formalität, er kann hier nicht nach eigenem 
Gutdünken verfügen. 
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weil eben für die Todeswürdigkeit inzwischen ein anderer Wertansaß 
üblich geworden ist. In Passau wird auch der geächtete Totschläger 
gehenkt, der Entführer enthauptet°?). 

In Baiern scheint nicht minder das Versenken in Sumpf und Moor 
lange im Brauch gewesen zu sein, namentlich als Richtungsart für 
Weiber °*). Sonst werden diese lebendig begraben, in späterer Zeit er- 
tränkt. Es kommt indes auch Hängen vor?®); Ruprecht läßt die Mörderin 
rädern, er verschont sie (durch deu weiphait) lediglich mit dem Aus- 
schleifen ?°). 

Die von Parsberg knüpfen (1326) Männer und Weiber an einem 
Baume auf, wohl weil sie eben nicht das Recht auf ein Halsgericht be- 
sigen?”). Ähnliche Fälle sind mir aus dem Würzburgischen bekannt ®®). 
Selbstmörder wirft man in Regensburg in die Donau, in Chiemsee steckt 
man sie in Fässer und gibt sie so den Fluten preis 2°). 
© Sonst bringen die Weistümer und StadtO., welche sich, abgesehen 
von Totschlag, Notzucht und Ehebruch, überhaupt nur selten mit pein- 
lichen Fällen befassen, durchaus nichts Neues über die Anwendung wie 
den Vollzug von Todesstrafen; chronikalische Notizen aber scheinen 
wenig zuverlässig. Die Quellen fließen also in dieser Hinsicht noch 
allzu spärlich. Wußte man ja doch auch von altem Herkommen her, 
was der Brauch bei jeder Richtungsart, die sich noch in schlichter Weise 
vollzog, gebot, so daß es keiner weiteren Aufzeichnung hierüber be- 
durfte. Häufig werden die behaglicher Breite frönenden Schilderungen 
erst, seitdem mit Einführung der Carolina der Abschreckungstheorie zu- 
liebe das Interesse an den nun mitunter sehr henkersmäßigen Exekutionen 
im Volke absichtlich geweckt und gefördert wurde. 


Leibesstrafen. 


Nach der l. Baiuw. werden Verstümmelungsstrafen nur an Knechten 
vollzogen. So steht Verlust der Hände und Augen auf nächtlichem 
Kirchenbrand, der Hände, Augen oder Züchtigung auf Menschendiebstahl, 
der Hände auf Erregung eines Aufstandes im Herzogshof und Diebstahl 


23) MB. 28 II, 312. 

24) Quigmann 295, über die Strafen im Ruodlieb von Tegernsee, 2921.; s. a. 
Riezler, Geschichte, 1 757 (die Vorschläge der reuigen Sünderin sind hier nicht 
völlig ernst zu nehmen; ähnliche Übertreibungen finden sich auch in Urfehden. 
So gelobt einer 1433 bei nochmaligem Vergehen, zeitlebens nur von Erde und 
Wasser leben zu wollen, Urfehden f. 20); grausame Richtung zu Straubing 1528; 
Städtechron. 15 91. í 26) Regensburg 152. 

26) Quigmann 29. | 2) Ruprecht 26. 

28) Ludwigselekt Nr. 322. 

29) Meine Zenten des Hochst. W. 2 777; Kindesmörderin, welche sich im Ge- 
fängnis getötet, in Faß auf Lech »geschickt«, Ger. Hohenschwangau, f. 31, 1. 
30) Oberbair. Arch. 5 4071. 
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daselbst oder im Heere, der Rechten auf Feiertagsentheiligung, bei 
öfterem Rückfall, wie Hinderung des gerichtlichen Zweikampfes am 
Herzogshof !). Beim Diebstahl daselbst ist Loskauf durch Erlegung der 
neunfachen Buße möglich?). Die Züchtigung wird verhängt bei Dieb- 
stahl, Markungsfälschung, Abtreibung durch eine fremde Magd?). Freien 
gegenüber wird sie angewendet bei militärischen Vergehen und knech- 
tischer Arbeit am Feiertag‘). Der Freie wird mit Stockschlägen, der 
Leibeigene mit Geißelhieben bedacht. Welcher Beliebtheit sich die 
Schläge erfreuen, erweisen die Ranshofener Satungen >). 

In den Gottes- und Landfrieden sind Blendung und Hand- 
abschlagung häufig angedroht. So bei Diebstahl über 5 sh., Friedbruch, 
 Jungfernraub, Heimsuchung, Verwundung, Tötung, unbefugter Festnahme 
und Raub ohne Widerbot‘). Dem :laufenden«, das heißt herrenlos 
umherschweifenden Knecht soll man nach Lfr. von 1244 die Ohren »un- 
wendichlichen«e abschneiden’). Übrigens weisen einige Stellen darauf 
hin, daß dies nicht minder mit der Nase und den Füßen geschah, Auch 
Brandmarken bis auf die Zähne ist üblich®). Daneben bürgerte sich 
die Strafe an Haut und Haar wie die Züchtigung allein auch für Freie 
immer mehr ein. 

Der Schwsp. erkennt auf Abschlagung der Hand bei Friedbruch, 
Hausen von Ächtern, Fälschung, Meineid, Untreue, Diebstahl. Bei ge- 
ringfügiger Entwendung (Pfennigwert) büßt man nur den Daumen ein’). 
Mitunter vermag man die Hand durch Erlegung von 10 % 5 zu retten !°). . 
In andern Fällen von harmloserem Diebstahl und Fälschung wendet 
man die Strafe an Haut und Haar an'!'); nicht sehr oft sind die ge- 
wöhnlichen Schläge angedroht. 

Ruprecht schreibt den Verlust der Hand bei Münzfälschung, Mein- 
‘ eid, Holzdiebstahl und Honigfälschung vor. Man kann jenem eventuell 
durch Erlegung der großen Buße von 5 & 60 3 vorbeugen. Des Daumens 
soll man entraten bei kleinem Grasdiebstahl und versuchtem Säckel- 
abschneiden (hier, wo nötig, Verschärfung durch Brandmarken). Zungen- 
ausreißen (durch den Nacken) gewärtigen der falsche Zeuge und 
Meineidige (Lösung durch 10 %). Brandmarken (durch die Zähne 


1) }. Baiuw. 1 6, 14; 2 6, 10—12; 9 5 (nur bei Mederer); Quigmann 297f. 

2) 1. Baiuw. 2 12. 3} 1]. Baiuw. 9 7; 12 2, 7; 8 18. 

4) ]. Baiuw. Append. 1 1; 1. B. 2 4. 

6) MGL. 3 484f.; nach l. Baiuw. 2 4 sind 50 Schläge üblich. | 

6) MGConst. 1 196 (1152); Welfischer Lfr. s. Gengler 165; MGL. 2 398 (1224), 
Augen, Hand und Fuß im Meier Helmbrecht; bedingtes Urteil: bei Rückkehr Hand, 
Qu. u. Er. 6 31; Wandel für Hand u. Augen 6 28; bei Friedbruch über 6 sh. am 
Leib 5 348. 1) Qu. u. Er. 6 13. 

8) Quißmann 29; brandmarken usque ad dentes, MGConst. 1 614 (1104), 
ibid. 1 239, 240 (1158). 

9) Schwsp. 81, 266, 283, 191, 363 II, 369, 367 I, 170 99, 66, 335, 281, 202. 

10) Schwsp. 282. 11) Schwsp. 196, 232, 370. 
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brennen) steht auf Raub wie Diebstahl (über 3—10 Wert) und Münz- 
beschneiden (unter 12 3). Auch den Funddieb (über 72 3) soll das 
Diebesmal zieren. Das Schlagen an der Schraiait wird über jugendliche 
Verbrecher und bei geringfügigem Raub und Diebstahl verhängt 
(40 Schläge) !?). 

In Regensburg geht man der Hand bei Friedbruch und Fälschung 
verlustig, der Schwurfinger bei Meineid und Urfehdbruch, der Augen 
bei Verrat wie Befehdung und Bedrohung der Stadt wie rückfälligem 
Diebstahl. Bei diesem wie Betrügereien findet sich auch Ohrenabschneiden. 
Zungenausreißen (durch den Nacken) trifft den Gottschelter und falschen 
Zeugen. Bei Verurteilung vor dem Friedgericht begnügt man sich bei 
ersterem mit Zungenlähmung. Gebrandmarkt werden der handhafte 
Dieb, sofern seine Beute geringer als 6 sh. 12 $ bewertet wird, wie 
Kuppler und Ehebrecher '®), 

LR. und StR. erkennen auf Handabschlagen ebenfalls bei Friedbruch 
wie bei Messerwerfen und Tragen verbotener Waffen; hier indes nur, 
sofern die Buße nicht erlegt wird $). Das nämliche gilt bei Beschädi- 
gung an der Stadtmauer !°). Durch die Zähne brennt man bei Dieb- 
stahl über 62 ə (an Pflügen schon unter 4 $!°%). Kommt jedoch ein 
Gebrandmarkter gebunden vor Gericht und findet man nur eine Beute von 
4 å bei ihm, so geht es ihm an den Hals!’). Die Strafe an Haut und 
Haar riskiert der Dieb über 32 ə (bei Diebstahl in Kirchen, Mühlen und 
Schmieden unter 12 3)'°). Man löst sich hiervon mit der großen Buße 
von 5 & 603. Wird diese Strafe wegen Abhauens eines Markbaumes 
ausgesprochen, so ledigt man sich mit je 1Y/s & an den Geschädigten 
und das Gericht !”). 

Ähnlichen Grundsäßen huldigen auch die anderen StR. Wer in Trost- 
berg (1457) die Jahrmarktfreiung »zerbricht«, soll Hand und Fuß ein- 
büßen, wenn nicht die Herrschaft eine mildere Strafe bestimmt ?°). Wer 
in Grafenwöhr (1487) heimsucht und mit der Wehr in eines Bürgers 
Haus verlegt, verliert die Hand ?!); ebenso ist diese in Waldmünchen 
(1492) dem Beschädigten verfallen neben der großen Buße von 5 & 
60 ə an das Gericht, wenn einer mit Waffen wirft und trifft°®). Na- 
türlich kann er jene durch Loskauf retten. In Passau (1225, 1300) 
findet sich das Zungenausgißen bei falschem Zeugnis und Gottes- 


12) Ruprecht Str. 18. 

13) Regensburg 158; nur Zungenlähmung, da eben der Rat des Blutbanns er- 
mangelt. 14) StR. 130, 331, VII 76. 

16) StR. 488, VII 76. 

16) StR. 75, VII, 66; LR. 36, außerdem fällt alle seine Fahrhabe an das Gericht. 


1) LR. 39; StR. 77. 18) LR. 37. 
19) LR. 75; über die Lösung der Hand s. bei Buße und Osenbrüggen 188; 
Thierhaupten, Grimm WSt. 6 105. 20) Ger. Trostberg f. 9 (1457). 


a1) Ger. Grafenwöhr f. 2 (1487). 2) Ger. Waldmünchen f. 7 (1492). 
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lästerung °°). Daß jene Strafe übrigens nicht minder schrecklich, ja grau- 
samer war als die Enthauptung, geht aus einem Urteil über einen un- 
getreuen Vorsprecher von etwa 1470 hervor®*): Der Freimann erkannte 
hiernach, man solle diesen »für sich niderpinden auf ein leiter und im 
den hals hinden aufschneiden und die zung zum nacken herausreißen:. 
Der Arme bat darauf um Gnade und wurde zum Schwert verurteilt. 

Von Prügeln wird namentlich bei Roheitsdelikten: Schlagen, Raufen, 
Schmähen, aber auch bei geringem Diebstahl und Raub häufig Ge- 
brauch gemacht. Die Strafe an Haut und Haar (cutis corium) et 
capilli, pellis et pili) ist uralt; der Sünder wird hierbei vor der Züchti- 
gung des Haupthaars beraubt‘). Bei Ruprecht, im LR. und StR. 
kommt auch das Schlagen an der Schraiat (in Regensburg an der Fried- 
säule) vor?‘). Ob jene Bezeichnung vom Wehklagen der dort Ge- 
züchtigten und Verstümmelten oder vom Ausrufen ihrer Namen her- 
rührt, ist schwer feststellbar. 

Nach dem Stadtrecht ist das Schlagen an der Schraiat offenbar ver- 
schieden von der an Haut und Haar°’); nicht deshalb, weil der Delin- 
quent bei jenem ungeschoren bleibt, denn nach Ruprecht wird gerade 
die Strafe an Haut und Haar an der Schraiat vollzogen, sondern da 
wohl das Züchtigen daselbst einen besonders beschimpfenden Charakter 
trägt?®). Nachdem das Scheren des Haares nicht mehr ehrenmindernd 
wirkt, begnügt man sich, troßdem die Redeweise Haut und Haar noch 
üblich, mit Zerschlagen der ersteren, das heißt der gewöhnlichen 
Züchtigung. 

Während man sich zur Zeit der ersten Landfrieden vom excoriare 
mit 60 sol. ledigen konnte, reichten später pro capillis et pelle 60 3 als 
Lösungsgeld aus?°) Nach Ruprecht beträgt es 1 «, nach LR. 1!/⁄2 &, 
bei Diebstahl jedoch 5 # 60 »°°). Und zwar ist hier obendrein noch 
bestimmt, daß der, welcher diese Buße nicht erlegt und sich hierfür 
schlagen läßt, alle Fahrhabe an das Gericht verlieren soll. Nach StR. 
ledigt man sich von der Strafe an Haut und Haar mit 60 >°'). Wäh- 
rend die Zahl der Schläge nach Ruprecht 40 beträgt, findet sich sonst 


33) MB. 28 U, 312; zung an das häckel, ebenda 1512, 12; Regensburg 60; schelter 
und schelterin mit der zung an daz sneident eisen zu der schraitat, D. Städte- 
chron. 15 400. 

24) Justizangel. 287 Nr. 36, 37; über schwere Strafen s. a. Riezler, Gesch. 1 757; 
3 700. 

18) Brunner, Rgesch. 2 605; Schlagen von Muntleuten, Qu. u. Er. 5 84, 147. 

36) Ruprecht Str. 19; LR. 35, 37; StR. 75. 21) StR. VII 66. 

38) s, a. Schmeller WB.; deup hinter 12 $, der nicht vergelten mag, an die 
schray pinden mit slegen, Städtechron. 15 406. 

39) MGConst. 2 398 (1224). 

30) Ruprecht Str. 20; LR. 75, 35, 37; Schwsp. 174 5 sh., 196 30 sh.; bei Entwendung 
von Federspiel Buße, bei Nichtzahlung an Haut und Haar, Schwsp. 239. 

31) StR. VII 66, 

Archiv. Bd. 66. 26 


~. 
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in Baiern zuweilen die Vorschrift, daß der Nachrichter ans soll, 
»bis und solang das blut darnach get«®®). In Passau werden bei Real-- 
injurien 60 Schläge erteilt neben einer Buße von 60 5, sofern der Be- 
schuldigte nicht mit sieben aus zwanzig denominati seine Unschuld er- 
weist ?3). 

Im übrigen wird namentlich- der »Hintersasse« reichlich mit Prügeln 
bedacht, auch seitens der Klosterleute, da es ja hier zum Vollzug der 
Mitwirkung des weltlichen Richters nicht bedarf®*). Wie roh die herzog- 
lichen Amtleute und deren Knechte verfahren, geht aus einem Gebot 
von 1487 hervor, in dem es heißt, jene sollen Bürger, welche ihnen 
bußfällig geworden, nicht schlagen, sondern den Wandel gütlich von 
ihnen nehmen ?5). 

Sonst trifft man häufig Strafe an Leib und Gut angedroht, so bei 
einem Bündnis gegen den Herzog oder sofern sich einer hinter einen 
anderen Herrn vogtet). Um 870 verfällt eine ehemalige Nonne, da 
sie geheiratet, dem Fiskus mit Leib und Gut. Sie und ihr Mann erlegen 
hierauf 750 sh. Buße®”). Nach Ruprecht bedroht man den, der sich 
falscher Zeugen bedient, mit Ahndung an Leib und Gut°®®). Wer einen 
erschlägt, ist dem Gericht mit Leib und Gut anheimgegeben®®). Will 
einer nicht Friede halten, entzieht man ihm Leib und Gut, bis er zu 
Kreuze kriecht*°). Wer in Liebenau wirft und fehlt, haftet damit nach 
Gnade t!) Wenn dagegen ein gesessener Mann Gewißheit gibt, darf 
ihn der Amtmann nicht an Leib und Gut nöten *?). 

Auch die Verpflichtung, ritterlichen Reiterdienst zu leisten, tritt 
als Strafe auf. 1434 wird ein Ahamer wegen Wegnahme und ver- 
schiedener Gewalttätigkeiten nach dem Landrecht und des Buches Sage 
verurteilt, dem Herzog vierzehn Tage mit 40 Rossen auf jenes Kosten, 
doch seinen eigenen Schaden innerhalb der vier Wälder zu dienen +3). 


Ehrenstrafen. 
Entbehren die Rechtlosen der Ehre und ist der Verlust derselben an 
sich mit dem Vollzug einer peinlichen Sühne verknüpft, so ist von älteren 


32) Ger. Hohenschwangau f. 205 (1550); 40 auch nach Schwsp. 174a, 201, da 
strich man 18 bürger mit ruten aus, irr vill zu todt, Städtechron. 15 21. 

ss) MB. 28 II, 312. “) MB. % 1, 154. 

8) Ger. Grafenwölır f. 2 (1487). 

3) Ger. Friedberg, Lit. 20 404; MB. 2 429 (Chiemsee); an Leib und Gut, den 
Leib mit dem Gut zu lösen, Ruprecht 257; Osenbrüggen 185. 

3) Buchner, Gerichtsverfahren 314. 3) Ruprecht 217. 

39) Ger. Neustadt f. 12 (1273). 10) Grimm, WSt. 3 648. 

41) Grimm, WSt. 6 149, sonst noch bei Klage vor fremdem Gericht, Kl. Seeon, 
MB. 2 144; bei Aufkauf schwarzer Münze, Justizangel. 20 38 (1493); niemand soll 
mit des andern Leib und Gut zu schaffen haben, sonst bessert man ihn an Leib 
und Gut, Lfr. 1352; Qu. u. Er. 6 423. 

+2) Tom. priv. 1 Nr. 80 (Viechtach). 

43) Ger.„Aibling f. 20 (1434); über die vier Wälder s. bei Verbannung, 
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beschimpfenden Strafen das Hundetragen durch Adelige selten er- 
wähnt, während das Abschneiden des Haupthaares noch lange 
bei der Strafe an Haut und Haar, das heißt vor der Züchtigung, üblich 
ist. Das Anlegen demütigender Abzeichen, wie Bußmäntel, roter Räder 
und Stricke, le&tere bei begnadigten Dieben, wird nur in Ausnahme- 
fällen verfügt'). 

. Seit wann das Prangerstellen im Schwange ist, scheint Schwer 
nachweisbar. Einerseits tritt es bei Dieben, Betrügern, Falschspielern, 
Ehebrechern, Kupplern, Gotteslästerern, zum Teil als Vorspiel zur Ver- 
stümmelung und Züchtigung in Anwendung, worauf der Mißhandelte 
in der Regel noch des Landes verwiesen wird. Aber auch bei Hin- 
richtung wird der Todeskandidat nicht selten vorher auf solche Weise 
zur Schau gestellt. In Regensburg werden auf den Kirchhöfen Stock- 
brechen und Pranger errichtet, um Bettler in beschämender Weise der 
Schaulust preiszugeben. Auch die Juden erfreuen sich einer eigenen 
Schandbühne auf ihrem Freudhof?). | 

Schlägt man dabei meist die Namen der Verurteilten beim Pranger 
an, so geschieht dies in manchen Pällen in Passau an der Schraiat, 
dem Züchtigungsplag, so zum Beispiel bei Injurien und Nichtzahlung 
der Buße®). In Regensburg heftet man verbotene Messer an der Fried- 
säule an, und wenn es mitunter heißt, daß abgeschlagene Zungen an 
das Hackel kommen, so geschieht dies auch nur, um den Bestraften 
dem Gespötte der Menge auszuseßen *). 

Das Schupfen finde ich außer in Regensburg nirgends in bairischen 
Quellen. Dort bedenkt man Ruffiane (Zuhälter) und betrügerische 
Becken damit®). Nach dem LR. und verschiedenen Weistümern wird 
le&teren, und zwar nur im Rückfall, lediglich für ein Jahr das Handwerk 
gelegt‘). Auch den Triler, das heißt das Drehhäuschen, das im Würz- 
burgischen beliebt ist, sehe ich für Baiern nicht verbürgt; in Regens- 
burg sperrt man nächtliche Schwärmer und Ruhestörer in das sogenannte 
Narrenhaus’). 

Das weibliche Geschlecht wird angesichts seiner großen Neigung zum 
Lästern bei derartigen Vergehen zur Tragung des Bach-(Pag)steins 
verurteilt. In Ensdorf muß die Sünderin den 50pfündigen Stein vor 
dem Kloster aufnehmen, der geschworene Amtmann aber hat sie bis 
zur Brücke und wieder zurückzuführen und dabei auf ein Becken zu 
schlagen; »dopei sollen all man und frawen sein und wer aussen peleibt,« 


1) Quißniann 302f. 

2) Regensburg 168; Neub. Kopialb. 9 33; Gottschwörer Pranger, Krenner 1 163. 

3) MB. 28 li, 512 11; nicht zu verwechseln mit dem Schlagen an der Schraiat, s. 
Leibesstrafen. 4) Regensburg 169, 60. 

5) Regensburg: 169. 

6) Ger. Osterhofen f. 12 (1428); Ger. Trostberg f. 9 (1457). 

1) s. Schmeller WB. (trillen); Regensburg 169. 
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zahlt Buße:8). Allerdings ist diese Schande meist durch Geld ablösbar. 
»Wenn die person«, heißt es zu Waldmünchen »sich schambte, so mag 
sie darfür uf erbitten .12 sh. uf den stein legen den burgern zu not- . 
turft der stadt«e, und der Amtmann muß eben dann alllein unter Schlagen 
des Beckens den Bußpfad beschreiten. Beschimpfend ist auch das 
Spannen in die Geige °). 

Demütigend ist ferner der Widerruf bei »gelogem urchund, daz 
der man auf den andern sait, daz an seinen leunten gete. Der Ver- 
leumder muß, wie erwähnt, hier allen Schaden ablegen und »muos is 
widerliegen vor dem gericht und auf dem letter (Kirchenchor) +°). Nicht 
selten wird er natürlich auch schriftlich erteilt ''). l | 

Amtsentse&ung wird zuweilen, besonders bei Delikten wider 
Stadt und Rat, aber auch als Verdachtstrafe ausgesprochen !?); Verlust 
des Bürgerrechts tritt als Folge ewiger Verweisung ein. Gerät ein 
Obernzeller Bürger in Zahlungsschwierigkeit und erklärt er, »lieber her, 
zall ich noch nit auf den tag, so halt ich mich auf als ainen andern 
gast. wenn man des ainen überfiert, der ist umb sein purkrecht ver- 
fallen ?8).<« 

Das Verbot, Waffen zu tragen, Leut(Wirts)häuser zu besuchen, 
vermögensrechtliche Anordnungen zu treffen und andere ehrenmindernde 
Bedingungen werden gemäß der Urfehden häufig den Freigegebenen 
auferlegt '*). | 

Wenn ein Bäck. dreimal im Jahr zu kleines Brot verkauft, soll er 
eine Zeitlang »ungebacken«, der Fleischer bei Vergehen gegen die 
StadtO. »ungefleischt< sein, das heißt sie gewärtigen die zeitweilige 
Sperrung ihres Handwerks. Wegen Gestatiung verbotenen Spiels droht 
man dem Wirt, ihn »ungeschenkt« zu machen ®). 

Endlich ist noch des Verweises, des Strafens mit Worten zu ge- 
denken !®). 


- 


Kirchenstrafen. 


Da wir uns weder mit Delikten befassen, welche die Kirche von 
vornherein ihrer Bußgewalt unterstellte, noch mit den casus mixti fori, 
welche zu so viel Zwistigkeiten zwischen Staat und Kirche Anlaß boten !), 
so möchte ich hier lediglich auf die Fälle hinweisen, in denen sich die 


8) MB. 24 239; Ger. Bruck (O.)1.2(1489); pagen: zanken, streiten s. Schmeller 
WB.; Städtechron. 15 400. 9) Ger. Waldmünchen f. 7 (1492). 

10) Ruprecht 257, 276; Krenner 12, 113; Osenbrüggen 215; daz er daz 
wider in sich leuge vor der kirchen und offen rechten, Städtechron. 15 400. 


11) Ger. Viechtach, f. 26 (1472). 12) Regensburg 169. 
13) Verh. hist. Ver. v. Niederb. 11, 47. 14) Regensburg 170. 
18) Ger. Trostberg f. 9 (1457); StR. 342, 10) Regensburg 170. 


1) Über bairische Bußordnungen s. Gengler 168. Exkommunikation wird bis- 
weilen auch bei rein weltlichen Delikten, wie Totschlag, verhängt, MGConst. 1 604. 
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Kirche eine Vermittlerrolle zwischen dem Beschuldigten und dem Kläger 
wie der Obrigkeit zuerkannte, um jenen vor dem drohenden Verhängnis 
zu retten und eine Versöhnung zwischen den Gegnern herbeizuführen. 
Ist des Asyls an anderer Stelle gedacht, so beschränke ich mich darauf, 
einen kurzen Einblick in den Inhalt der damaligen Totschlagsühnen 
zu eröffnen. 

Während vordem Wergeld und Fredus als eigentlicher Ersag und 
Strafe bei Totschlag in Betracht kamen, so wurde es später üblich, auch 
auf die Versöhnung mit des Getöteten Seele Bedacht zu nehmen. Die 
hierbei zu verrichtenden gottesdienstlichen Handlungen wurden Gegen- 
stand feierlicher Verträge, aus denen die Kirche den Hauptgewinn zog. 
Jene riefen nicht selten sehr einflußreiche Personen, wie Fürsten und 
geistliche Würdenträger, nach Taidigung zwischen den Parteien ins Leben. 
Natürlich entschloßd man sich zu ihnen nur, wenn der Täter nicht er- 
griffen und gerichtet war, sondern er entweder nach Flucht vom Aus- 
land oder einer sicheren Freistatt aus mit der gegnerischen Sippe ins 
Benehmen trat oder auch, da seine Täterschaft gar nicht so zweifellos, 
sich jener Sühne geradezu als einer Verdachtstrafe unterwerfen 
mußte. 

Des Wergelds bzw. der Abfindung an die Hinterbliebenen ist ent- 
weder gedacht oder diese verzichteten völlig darauf, um das Seelgeräte 
desto würdiger zu gestalten. Endlich werden solche Sühnen nicht 
minder bei Verwundungen und Realinjurier vereinbart. 

1366 geschieht ein Ableib, bei dem es nicht völlig die Notwehr aus- 
zuführen gelingt. Nach einjähriger Gefängnishaft gelobt der Bezichtigte 
eine Rom- und Achfahrt »der seel u. den friunden«, 400 Messen, 
4 Wandelkerzen und der Stadt ihren Wandel?). 1386 ist einer mit- 
beschuldigt eines Totschlag. Er kommt mit den beiden Wallfahrten, 
welche innerhalb 3 Jahren zu erledigen sind, und einer »ergetung: an 
die Kinder davon, »ob ich des säumig wär, alz ez mit taiding her ist 
choemen, und ein verziehen tät, so soll ich sein in aller der frais u. 
vorcht von gericht usw.«.. Es würde also, wenn der Bezichtigte dieser 
Sühne nicht Genüge leistet, das alte Rachegefühl der feindlichen Sippe 
wieder aufflammen und die peinliche Klage erhoben werden?). 

Besonders ausführlich ist das Abkommen, das der Vittum von Nieder- 
baiern 1420 zustande bringt und in dem der Pfleger von Kirchberg als 
Täter auftritt. Mit den Wallfahrten werden zwei »erberge- Personen 
unter Entlohnung betraut. Sie müssen hierüber ein Zeugnis bringen 
von »Ach« und vom heiligen Vater von Rom oder »wo sy den vindet«. 
Der Pfleger aber soll 100 Mann mitbringen, welche teils Geld für die 
Messe, teils Wachs für die zwölfpfündigen Kerzen an der Bahre spenden. 


2) s. a. bei Wergeld; Regensburg 170. 
3) Ger. Viechtach f. 14. 
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Endlich ist ein ewiger Jahrtag und drei Immerkühe für die Pfarrkirche 
zu stiften und ein Steinkreuz an der Unglücksstätte zu errichten *). 

Mitunter muß der Schuldige die Wallfahrten mit »sein selbs leib« vor- 
nehmen, einmal mit 50 Mann an vier Orte wandern, Almosen an die 
Armen oder das Spital leisten und in einem Fall, wo ein Geistlicher den 
Ableib beging, vom Domherrn zum Mönch heruntersteigen). 

1466 wird aus Anlaß einer Tötung im Raufhandel der Tote vor und 
nach den Wallfahrten in Gegenwart von zahlreichen Priestern und 
Knechten, welche brennende Kerzen und Wachs tragen, mit Seelämtern 
feierlich besungen, »es sollen auch die beiden Täter zu solichem Besingen 
bei dem Grab tun, als dann um solichen Handel landläufig, sittlich und 
gewöhnlich«. Sie sollen damit vermutlich bedeutet werden, dem Toten 
kniend Abbitte zu leisten ®). 

In einem späteren Fall wird nach Wiedererlangung der Sicherheit, 
Huldigung der Obrigkeit und Absolution des Bischofs ein Bußtag ab- 
gehalten; an dem die Schuldigen in langen schwarzen Klagmänteln zum 
Opfer wallen. Sie sollen von den vier Ehäften: Wirtshaus, Badstube, 
Schmiede und Mühle, da des Entleibten Ehefrau und Kinder darinnen, 
weichen, ihnen überhaupt allerorts aus dem Weg gehen’). 


Freiheitsstrafen. 


Verknechtung. Nach den Satungen der l. Baiuw. kommt es 
darauf an, ob jene freiwillig oder kraft Urteils nur für einige Zeit oder 
für immer eintritt. Todesstrafe soll nur bei Hoch- und Landesverrat 
ausgesprochen werden. Bei allen übrigen Verbrechen kann sich der 
Freie von der Sühne mit Geld lösen. Reicht jedoch hierzu sein Ver- 
mögen nicht aus, so soll er sich als Knecht verdingen und von dem 
erarbeiteten Lohn seine Schuld dem Gekränkten nach und nach 
abzahlen. Ist sein Zweck erreicht, so tritt er wieder in den Stand 
des Freien zurück'). Im Fall der Tötung des Bischofs kann der Täter 
für so lange, als er die hohe Geldbuße nicht aufzubringen vermag, 
sich, sein Weib wie seine Kinder der Kirche verknechten °). 

Für immer aber wird der schuldige Knecht bei Sonntagsentheiligung 
im öfteren Rückfall, bei Schließung einer unerlaubten Verbindung 
zwischen Leuten niedrigen Standes), bei Menschendiebstahl bzw. Ver- 
kauf ohne Möglichkeit, dem Geschädigten die Freiheit wieder zu ver- 
schaffen, und bei Tötung eines fremden, schuldlosen Knechtes in der 
Folter*). Endlich ereilt jenes Los die Freie, welche bei einer anderen 


- m 


4) Ger. Kirchberg f. 2. 6) Regensburg 171. 
6) Ger. Tölz f. 14. 1) Kl. Elchingen, Urk. v. 1581. 
1) ]. Baiuw. 2 1. 2) 1. Baiuw. 1 10. 


3) l. Baiuw. Append. I 1 (MGL. 3 335); 1. Baiuw. 7 3; den Adeligen trifft hier 
Güterkonfiskation. l t) l. Baiuw. 9 4, 19. 
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mit oder ohne deren Willen eine Abtreibung herbeiführt®). Meist ver- 
fällt hierbei der Verknechtete dem Fiskus, im legten Fall demjenigen, 
dem der Herzog die Sünderin zuweist. Bekanntlich ist die Verknech- 
tung mit großen Rechtsnachteilen verknüpft; strafrechtlich insofern, als 
der Knecht bei schweren Verbrechen und Vergehen nicht selten ver- 
-stümmelt und gezüchtigt wird‘, während der Freie mit dem Vermögen 
sühnt 6). 

Gefängnisstrafe. Über die Verfassung der bairischen Gefäng- 
nisse im Mittelalter wie die Behandlung ihrer Insassen entbehren wir 
zuverlässiger Überlieferungen. Jene waren eben nicht besser und 
schlechter als anderswo, und mangels strikter Normen hing das Los 
der Armen völlig von der Willkür der Richter und Pfleger wie ihrer 
Knechte ab. Lustiger war es dabei in dem luftigen Oberstüblein als 
in dem Verließ, das tief unter des Turmes Sohle den auf dem Querholz 
hinabreitenden Unglücklichen in Nacht und Grauen hüllte 7). 

Höchst dürftig sind auch die Bestimmungen des Schwsp. Es ist nur 
die Trennung der Geschlechter angeordnet, der Wärter bedroht, der 
Gefangene verhungern oder entschlüpfen läßt, sowie deren Unfähigkeit 
zur Eidesleistung, Urteilfindung und Rechtshilfe hervorgehoben. Beim 
Kläger selbst soll der festgenommene Übeltäter nicht verwahrt werden; 
er ist von jenem unverweilt dem Richter bzw. der Herrschaft aus- 
zuantworten®). Aus Ruprecht ist die merkwürdige Haft des ungetreuen 
Knechtes unter dem Bottich bemerkenswert; Einmauerung wird hier 
bei Eltern- und Brudermord verfügt, zu ewigem Gefängnis kann der 
Bischof den Geistlichen, der einen Laien getötet, begnadigen?). Auch 
in Regensburg kommt solche Einmauerung öfter vor. Es handelt sich 
in der Regel um Bürger, welche ohnehin in manchen Städten das 
Privileg genießen, diese »ewiges Haft an Stelle der Todesstrafe erdulden 
zu dürien !”). 

Jene erfreuen sich sowieso des Vorzugs, nur unter bestimmten Vor- 
ausse&ungen »eingelegt« zu werden’!). So nur bei handhafter Tat oder 
schwerer Missetat oder erst nach eingetretenem Tod des nieder- 
geschlagenen Gegners !?). Sonst sind sie davor gefeit, wenn sie darum 


6) |. Baiuw. 8 18. 

6) s. b. Knechte. 

1) Gelängnisstrafe gemäß den Ranshofner Saungen, MGL. 3 484 f.; Vornehme 
wurden häufig durch Einsperrung in das Kloster unschädlich gemacht, Quiß- 
mann 304. Wer Einblick in süddeutsches Gefängniswesen gewinnen will, den 
verweise ich auf meine Zenten des Hochstifts Würzburg 2 696f.; Nürnberger 
Kriminalrecht 64f., Lochgefängnis, Tortur und Richtung in Altnürnberg. 

8) Schwsp. 351, 307, 173, 315, 96; Lösung aus Gefängnis 375 I. 

?) Ruprecht 241; Str. 19. 

10) Regensburg 158; mein Nürnberger Kriminalrecht 64. 

11) s. bei Bürger. 

1°) Ger. Trostberg f. 9 (1457); jedoch Werdenfels, Grimm Wst. 3 665. 
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gut: sind, das heißt genügend Vermögen besiten, um Buße und Ersag 
leisten bzw. Bürgen dafür stellen zu können '?). 

Schuldner müssen meist, bis sie ihren Verpflichtungen gerecht 
geworden, in den Turm wandern, oder sie werden dem Kläger :an 
die Hand« gegeben, der sie zur Abarbeitung der Schuld zwingen oder 
sonst zu seinem Vorteil nügen kann!*, Zur Festnahme bedarf es 
eventuell der Zustimmung des Rates !*). Wie roh man gegen solche 
verfährt, erweist die Satung des Schwsp. und Ruprechts, nach der der 
Gläubiger, der den Schuldner bei der Ergreifung fast totschlug, nicht 
als Ableiber gelten soll, wenn er vor dessen Hinscheiden noch Ver- 
gebung erlangte!°). Die Verpflegung ist Sache des Klägers. In Moos- 
burg darf er keinen Gelter (Schuldner), :der an gut ist worden, in keinem 
fäncknuß nicht haben für geld, an als vil u. er bei ihm hat« (das heißt 
nur für so lange, bis die ursprüngliche Schuld getilgt ist '"). 

Dienen in Städten und Märkten vornehmlich Türme und das Rathaus 
als Haftlokale, worüber wir namentlich den Regensburger Quellen 
manche Aufschlüsse verdanken !?), so spielt in Baiern auch die Schergen- 
stube (curia schreiarii) eine gewichtige Rolle !°). In Plattling sollen nur 
solche, welche im Burggeding gefangen wurden, nicht die im Gäu Be- 
tretenen beim Schergen Unterkunft finden?°). Wer sich gegen die 
Geschworenen oder andere ehrbare Bürger vergißt, den soll der Richter 
zum Schergen oder auf den Turm bringen, bis er geduldig wird ®'!). 
Auch in München ist die Einsperrung beim Schergen sehr beliebt. So 
wird nach einer Urfehde ein Bürger mit seiner Frau wegen Verdachts 
auf den Falkenturm gelegt, seine Tochter zum Schergen?°), Daneben 
werden das Zollhaus, der Drächsel-, Taschen-, Ratturm wie das Scharf- 
richterhaus als Gefängnisse verwendet ?3). 

Wenn von einer Unterbringung im Schlosse bzw. in der Wohnung 
des Pflegers gesprochen wird, so ist dies nicht gerade zum Vorteil des 
Inhaftierten. Nach dem Rößer Privileg darf ein dortiger Bürger nur 
‚wegen Diebheit, Totschlags und dergleichen und, sofern er sich nicht 
mit 10 € auszubürgen vermag, auf das Schloß Schwarzenberg geschafft 
werden °*); kurz, diese Burgverließe dienten eben vornehmlich zur Unter- 
bringung schwerer Verbrecher, das heißt als Untersuchungsgefängnisse. 


18) Ger. Waldmünchen f. 7 (1492). 
14) Ger. Schärding Lit. 55'/e; Ger. Waldmünchen f. 7; wer den burger schuldig, 
aufhaben in der panstat auf das recht, Ger. Osterhofen f. 12: Städtechron. 15 402. 


35) Ger. Straubing Lit. 53 (1307). 16) Schwsp. 290; Ruprecht 22, 

11) Verh. d. hist. Ver. Niederb. 22 162. 18) Regensburg 1561. 

19) Quod homines, qui capiuntur pro excessibus, debent poni ad curiam screiarii, 
Grimm Wst. 3 656f. 8 4. 20) Ger. Natternberg f. 13 (1320). 


#1) Ger. Neumarkt f. 22 (1366); Ger. Osterhofen f. 12 (1428). 
22) St. München f. 1 (1555), entlaufene Ehehalten, StR. 209. 
23) Tom. priv. 7 160; Oberbair. Arch. 11, 128. 

3t) Ger. Röß f. 17 (1505). 
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So gebietet der Ramsberger Pfleger, ihm hartnäckige und verstockte 
Leute, welche an etlichen Orten des Bezirks im Gefängnis liegen, »die 
sich in nichts weisen oder zu der billichait bereden lassen, sondern nur 
auf iren harten köpfen verharren wollen«, auf das Schloß zu schicken, 
wo sie je nach ihrem »Willen« behandelt werden sollen %5). Und wie 
grausam man oft gegen die wehrlosen Gefangenen hinter den ver- 
schwiegenen Mauern verfuhr, darüber ist uns leider nur selten etwas 
überliefert. So werden die Fraunhofer 1418 beschuldigt, daß sie eine 
arme Frau, die das Landgericht wegen einer Kundschaft sandte, 1 Jahr 
eingekerkert, gestockt und geblockt haben: »sie pranten die mit liechten 
u. güssen ir ru u. essig ein u. wolten ir das abgenot haben wider 
recht u. auch nicht ledig lassen troß lantgerichtsschreiben, urteil oder 
forderung:« °’). 

Nach Passauer StR. soll eine Frau, sofern es nicht an den Tod geht, 
nur 3 Tage gefangen gehalten werden”). Sonst soll man keinen Übel- 
täter länger festhalten, als Landes Recht und Gewohnheit ist?°). Ehe- 
halten, welche entlaufen, weist man für 3 Jahre aus und steckt sie bei 
unbefugter Rückkehr in den Turm oder in die Keichen°); in diese auch 
Trunkene, bis sie wieder nüchtern sind®°). In Straubing ist es dem 
Rat freigestellt, nach Gutdünken ungezogene Bürger einzulegen, »u. ob 
einer in ir vancknufs oder pesserung an gever stürb, des sollen die ge- 
sworen u. swer in sein hilfet u. gemainklich die stat uberal gein uns 
(dem Herzog) unentgolten bleiben«®!). Auch in Wolfratshausen sperren 
die Vierer Ungehorsame in das »Haus«, oder diese müssen nach Gestalt 
ihres Verbrechens ein oder zwei Fuder Steine zum Beschütten der Wege 
fahren lassen ??). 

Häufig liest man, daß einer in dem Stock auf den Hals gefangen 
ist2®); »sswer in die eysen oder in stokch chumt von dem richter, seinen 
chnechten oder dem schergen, den soll der richter mit nichten lazzen, 
denn mit rechten u. mit der burger willen u. in auch an dem nächsten 


m nn nn nn 


26) Ger. Mitterfels f. 26 (1555). 

26) Ger. Hirschberg f. 10 (1418 XII 12). 

31) MB. 28, II, 512 f. 52; gegen den Gefangenen und die Seinen nicht auf Leib 
und Gut klagen, StR. 301. 

38) Tom. priv. 4 363; wer schilt und nicht Recht nehmen will, den mögen Richter 
und Rat >wol zu iren handen umb pesserumb nemen u. als lang darin behalten, 
hung das iederman sicher vor im ist, Werdenfels, Grimm, Wst. 3 661; sol 
chomen in die stat durch bezzerunge, Fürstenselekt f. 132 (1304). 

29) LO. 1516, Justizangel. 29, 58. 30) Krenner 13 261. 

81) Ger. Straubing f. 6 (1429). 

32) Ger. Wolfratshausen Lit. 55. Kommen in Neumarkt (O.) Ratsleute »zu unred« 
und mißachten das Friedgebot, so soll man sie ein oder zwei Monate in eine 
finstere Kammer sperren, geringe Leute zwei oder drei Jahre »in ein ander state, 
Ger. N. Lit. 21, 13. 

°®) Ger. Mühldorf f. 42 (1370). 
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tading fürfüren«, gebietet das Landshuter StR.®). Im Kloster Reichen- 
bach darf der Propst seine Leute wegen schuldiger Gilten usw. in den 
Stock legen und strafen®). Es handelt sich also bei dem Stock um 
ein gewöhnliches Gefängnis, das freilich zur Festhaltung schwerer 
Missetäter geeignet sein mus. Wenn endlich von »stöcken u. plöcken« 
die Rede, so bedeutet dies, daß ein Verbrecher im Gefängnis mit Händen 
und Füßen in den Block gespannt wurde ®®). 


Verbannung und Verweisung. 


Schon das Exil der fränkischen Zeit, das übrigens Verbannung und 
Gefängnis in sich schließt, erfreut sich eines Doppelcharakters. Es tritt 
entweder als Sühne für bestimmte Missetaten auf oder es wird auf 
dem Verwaltungswege angeordnet, so namentlich, wenn es infolge von 
Begnadigung an die Stelle der Todesstrafe tritt. Es wird für immer 
oder auf Zeit verhängt; ersternfalls geht der Verurteilte mitunter zu- 
gleich seines gesamten Vermögens verlustig '). 

In der I. Baiuw. sehen wir die Verbannung nur bei drei en Ver- 
brechen verzeichnet: Bei dem Unternehmen des Herzogssohns, seinen 
Vater der Regierung zu entsegen, bei Missetaten des Landesbischofs 
wie bei Nonnenraub; hier, sofern der Täter die Strafe nicht zu erlegen 
vermag?). Die Schuldigen sollen in das Elend wandern. Außerdem 
ist die Verbannung naturgemäß mit der Friedlosigkeit verknüpft; wehr-, 
ehr- und rechtlos streift der fehe Mann (faidosus) dem Wolfe gleich 
in den Wäldern umher. 

Nach dem Gottesfrieden von 1083 soll der, der den Frieden durch 
Totschlag, Verwundung oder sonstwie bricht, aus der Heimat ver. 
trieben werden?) Nach Ruprecht darf der flüchtige Totschläger so 
lange nicht heimkehren, als er sich nicht mit des Toten Sippe ab- 
gefunden hat’). In Regensburg findet sich bei Mord und Totschlag 
ewige und zehnjährige Verbannung’). Nach Münchener StR. hat der 
Ableiber zehn Jahre die Stadt zu verlassen, und dann darf er sie erst 
nach Erlaubnis des Rates wieder betreten’). Im Schwsp. wie im 
Gebiet des LATTES; so zum Beispiel in den Weistümern der kleineren 


— 


*) Verh. hist. Ver. Niederb. 22 155; Ger. Waldmünchen f. 7 (1492); Stock auf 
dem Kirchhof, Tom. priv. 2 89. 

35) MB. 27 447; Gefängnis Sache des Klosters, Landrichter hat nichts damit zu 
tun, Grimm Wst. 3 673. 

3) Mein Nürnberger Kriminalrecht 77; Stockgeld, Ger. Waldmünchen f. 7 (1492). 

1) Brunner, Rgesch. 2 539, 586. 

2) ]. Baiuw. 2 9; 1 10; 111. 

3) MGConst. 1 602, 6. 

4) Ruprecht 2. 

8) Regensburg 163. 

°) Tom. priv. 2 6; StR. 226. 
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Orte stoßen wir selten auf Verbannung; eine ganz andere Rolle spielt 
sie in den größeren Städten 7). 

Um nun die beiden Spielarten der Landesverweisung näher i ins Auge 
zu fassen, so besitt die Verbannung nur Strafcharakter und wird durch 
richterliches Urteil ausgesprochen, während sich die Ausweisung mehr 
als polizeiliche Maßnahme darstellt. Lettere wird mitunter gegen eine 
größere Zahl von Schuldigen und Verdächtigen angeordnet. Beide 
erfolgen für immer oder für bestimmte Dauer; für unbestimmte Zeit 
wird in der Regel nur die Ausweisung verfügt. Wir sehen sie bei 
schweren Verbrechen wie geringen Vergehen in Anwendung treten, 
so auch, wenn man aus Gnade von der Richtung absieht oder nur 
eine Buße nicht erlegt werden kann. Ebenso wenn einer der ihm 
lästigen Auflage nicht gerecht wurde oder sich als rückfällig erwies. 
Wir sehen Schuldige jeder Art von ihnen betroffen, ohne Rücksicht 
auf Stand und Geschlecht, Bürger wie Fremde, erstere nicht selten 
mit ihren Angehörigen. Oft ist die Verurteilung zur Verbannung vom 
Vollzug einer. Verstümmelung oder Züchtigung begleitet, oder es werden 
dem Scheidenden in der Urfehde, welche niemals erlassen wird, mehr 
oder minder unliebsame Bedingungen auferlegt. Eventuell ist ihm 
vorgeschrieben, bis wann er das Gebiet verlassen und wie weit er 
sich von ihm entfernt halten muß. Wird er dann innerhalb der »Ziele« 
ertappt, so sühnt er als Urfehdbrecher. Auch wenn die Heimkehr 
wieder gestattet wird, erfolgt dies oft nur bedingungsweise. Geschieht 
dies zum Beispiel bei Krieg, allgemein, das heißt für alle Verbotenen, 
so werden doch in der Regel bestimmte Arten von Verbrechern von 
dieser Wohltat ausgeschlossen. 

Wie in den bairischen Landen und in Augsburg, so wird auch in 
Regensburg alljährlich eine strenge Musterung der gesamten Be- 
völkerung vorgenommen und alles, was einer Freveltat überwiesen 
und mit Grund verdächtig ist, unerbittlich aus den Toren geworfen. 
Die einen werden Öffentlich, die anderen heimlich verboten, das heißt 
diese müssen erst bis zu einem bestimmten Tag die Stadt verlassen; 
wieder andere entziehen sich der Verweisung, indem sie Bürgen für 
ihr ferneres Wohlverhalten stellen dürfen. Die meisten derer, denen man 
am Purting das Hausrecht kündigt, zählen überhaupt nicht zu den 
schädlichen Leuten, denn.es wird ausdrücklich gedroht, daß man die- 
jenigen, welche die Stadt nicht vor Ablauf des Tages verlassen, als 
schädlich betrachten und behandeln wolle. Einen vernünftigen Zweck 
besigen diese Ausweisungen in Masse keineswegs, denn es wird hier- 
durch lediglich die umliegende Landschaft zum Staubfang des schlimmsten 


rn a e a + a 


1) So muß in Neumarkt (O.) der zahlungsunfähige Schuldner nach drei Tagen 
Gefängnis den Offenbarungseid leisten und dann die Stadt für so lange verlassen, 
bis er dem Gläubiger genuggetan hat, Ger. N. Lit. 21, 10b. 
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Gelichters, so daß es wieder zahlreicher Söldner bedarf, um jenes 
von Raub und anderer Gewalttat abzuhalten °). 

In Regensburg wird die Verbannung außer bei Tötung bei Meineid 
und Ehebruch verhängt. Besonders beliebt ist sie aber, um sich staats- 
gefährlicher Bürger zu entledigen, so nach Unterdrückung von Empörung 
und Aufruhr oder sofern der infolge eines derartigen Tumultes ge- 
schlossene Friede gebrochen wird. Aus Sicherheitsgründen wird sie 
endlich gegen die, welche ein Haus ohne Ratsbewilligung an Fremde 
veräußern oder Verbotene beherbergen, ausgesprochen?). In Hinsicht 
auf das Münchener Stadtrecht ist noch bemerkenswert: Wer Frieden zu 
4 Wochen verzeiht (versagt) und die Gebühr nicht erlegen kann, hat, wenn 
er nicht als schädlicher Mann gelten will, zum Tor hinauszuwandern 1°). 
Ebenso wer eine gesehnte Armbrust trug und die Buße schuldig blieb, 
wer sich bei Ausbruch eines Feuers unbotmäßig gebärdete und wer 
vor ein fremdes Gericht lud, le&terer mit Weib und Kind"). 

Wer in Nabburg Todfeindschaft gegen einen Mitbürger hegt, »der 
sol beleiben vor der stat u. sol in nieman darin belaiten„wan mit der 
gunst, den der schade widervaren ist«!?). Ähnlich in Passau, wenn 
der Sicherheitsgefährliche aus Haß und Feindschaft weder Minne noch 
Recht von seinem Gegner nehmen will'®).. In Landshut, heißt es, 
sollen der Richter, sein Knecht wie der Scherge ungewaltig sein, einem 
Verbotenen die Stadt wieder zu erlauben; man soll die Zeit der Ver- 
weisung und die Tat, sumb wew es sey«, aufschreiben, u. er soll »ab 
dem brief nicht chomen«!*). Genaueres über die Art der Verbannungs- 
urteile findet man in den zahlreichen Urfehden. Dort wird der Sünder 
für immer oder längere Zeit über Lech und Donau oder die vier 
Wälder verwiesen, womit bekanntlich der Thüringer, Böhmer und 
Schwarzwald und die Schwarnig gemeint sind. Wer dies überführt, der 
soll verurteilt sein wie einer, der mit sieben übersagt ist‘!5). So wird 
“auch der eventuell für immer aus der Stadt verjagt, der einem Ingol- 
städter Lehrer oder Studenten ein Glied abgeschlagen und das nicht 
mit 100 Mark entschädigt hat'*). 

Nach verschiedenen Weistümern soll der, welcher sich dreimal im 
Jahr einer Unzucht schuldig machte, für ein Jahr verwiesen werden '”). 


8) Regensburg 99 fÍ. l 
9) Regensburg 162f.; ungeratener purger chint, die nicht volgen wollen, di stat 


verpieten, Städtechron. 15 400. 10) StR. 517. 
11) StR. 502, 360, 402. 12) Fürstenselekt f. 99 (1295). 
18) MB. 28, II, 512, 6. z 14) Abh. hist. Ver. Niederb. 22 156. 


18) Ger. Mühldorf f. 4a (1402); die vier Wälder, LR. 7; Urfehden f. 24 (1440); 
Baiern u. Ettal, Ger. Murnau f. 13a (1454); Lech u. Donau, Urfehden f. 25 (1442); 
Krenner 12, 9. 16) Neub. Kopialb. 10, 44. 

11) Ger, Vilshofen f. 40 (1345); Ger. Trostberg f. 9 (1457); Ger. Biburg Lit. 12 
(1323) usw. 
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Das Gegenstüek der Verweisung bildet die Eingrenzung; sie 
wird naturgemäß nur in größeren Städten verhängt. Man entschließt 
sich zu ihr teils aus Besorgnis, es könnte der Ausgestoßene aus Rache 
der Heimat den Fehdepfeil senden oder an fremden Höfen des Rates 
Geheimnisse preisgeben, teils in dem egoistischen Bestreben, steuer- 
kräftige oder sonst für die Gemeinde wertvolle Bürger, wie zum Bei- 
spiel auch Krieger oder Künstler von Ruf, möglichst für immer an die 
' Stadt zu fesseln Ebenso sucht man dadurch unstete und liederliche 
Kumpane unter Abnahme eines Gelöbnisses zu geordneten Lebens- 
wandel zu führen, und zum Ausharren bei ihrer Familie zu bringen. 
Sie wird übrigens meist für eine Reihe von Jahren, seltener für 
Lebenszeit angeordnet. Endlich wird mitunter, so namentlich bei 
Frauen, die Eingrenzung räumlich derart beschränkt, daß der Schuldige 
während der Strafdauer die Schwelle seines Besißtums nicht über- 
schreiten darf, so daß sie sich hier tatsächlich als Hausarrest qualifiziert. 
Übertritt jener das Gebot, so soll die ihm ursprünglich zugedachte 
peinliche Strafe an ihm vollzogen werden ?°). 


Vermögensstrafen. 


Wergeld. In Privat- und Blutrache äußert sich das älteste Straf- 
recht; schon Tacitus führt indes Bußen bei Mord und Totschlag 
an. Mit der Zeit herrschen Rache und Fehde nicht mehr allein, die Er- 
legung von Wergeld und Buße bilden die Regel; nur selten beharrt 
die Sippe. der toten Hand noch darauf, ihr Racherecht allein auf dem 
Wege der Fehde geltend zu machen. Die öffentliche Autorität erzwingt 
aber dann dem Grundsat Anerkennung, daß einerseits die gekränkte 
Sippe das dargebotene Manngeld nicht mehr willkürlich zurückweisen 
und anderseits .der Täter, falls jene Wergeld und Buße heischt, sich 
solchem Verlangen nicht ohne weiteres widersegen darf'). 

Das Wergeld fällt ursprünglich der ganzen Magschaft des Toten an- 
heim. Sie kann ja auch nur in ihrer Gesamtheit auf die Fortführung 
der Fehde verzichten; kein einzelner aus ihr darf sich gesondert mit 
dem Schuldigen aussöhnen und abfinden. Ebenso wird die gesamte 
Sippe der lebenden Hand vom Unheil der Fehde bedacht, wie sie ge- 
meinsam für die Aufbringung des Wergeldes Sorge zu tragen hat. In- 
wieweit die einzelnen Glieder der Sippe zur Einheimsung desselben 
berechtigt wie zur Zahlung verpflichtet sind, ist aus der l. Baiuw. nicht 
klar ersichtlich; der Hauptbetrag (die Erbsühne) muß wohl vom Täter 
und seinen Hausgenossen, der Rest von den übrigen Magen erlegt 
werden °). 

:8) Regensburg 167. 

1) Brunner, Rgesch. 2 613f. 2) Brunner 1 2181. 
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Sind in den einzelnen Bußen Bruchteile des Wergeldes zu sehen, 
so erfreut sich dieses in Rücksicht auf den Stand des Opfers ver- 
schiedener Höhe. Das zuerst in Viehhäuptern geleistete Wergeld des 
freien Baiern beträgt 160 sol. Es scheint anfangs 40 sol. entsprochen 
und sich erst durch Einschiebung des Wergeldes des gewöhnlichen Frei- 
gelassenen wie des des Königs zwischen die des Leibeigenen und 
Freien vervierfacht zu haben. Die Höhe bestimmt sich also in der 


Regel nach dem Geburtsrecht des Getöteten, nur ausnahmsweise nach 


dem des Täters. Manche Wergeldsäße verraten überdies nicht bairische, 
sondern fränkische Herkunft. Die Bezeichnung Wergeld (werageld, 
wirageld) kommt zudem nur selten vor, meist liest man compositio, 
componere, einmal auch leuda °). 

Um nun einen Blick auf die Abstufungen des Wergeldes zu werfen 
so wird die Tötung eines Freien, wie erwähnt, mit 160 sol. gesühnt. 
Sie sind an die Sippe, in Ermangelung einer solchen aber an den Herzog 
zu entrichten*). Bei Verlegung oder Tötung eines fremden Wanderers 
erhebt der Fiskus ebenso 160 beziehungsweise 100 sol.; diese nach 
Goldschägung. Außerdem ist der Fremde, falls er noch lebt, für jede 
ihm zugefügte Unbill (auch am Vermögen) zu entschädigen°). Mit 
160 sol. büßt auch’ der, der einen Freien verkaufte und ihn nicht mehr 
freizumachen vermag‘); Anrecht hierauf hat wieder die Sippe. Das 
doppelte Wergeld heischt die Tötung eines Weibes; war dieses aber 
so kräftig angelegt, daß es sich dem Manne gleich mit Waffen ver- 
teidigen konnte, so muß sich die Sippe mit 160 sol. begnügen’). Doppelt 
hat auch der Ehebrecher die Verführte dem Ehegatten zu ersegen. Ist 
der Täter ein Knecht, so wird dieser eventuell jenem im Schäßungs- 
wert von 20 sol. überlassen, während die übrigen 300 sol. des Knechtes 
Herr zu erlegen hat’). 

Die Entführung einer Jungfrau wider ihren oder ihrer Eltern Willen 
wird mit 80 sol. (zur Hälfte an den Fiskus) bestraft, der einer Witwe 
mit 120 sol.°). Die Verstoßung der Frau und Verschmähunrg der Braut 
sind mit 48 und 24 sol. bewertet!°). Bei Abgang der Leibesfrucht in- 
folge Stoßes sind 20 sol. zu erlegen; war jene bereits »lebendig«, ist 
der Schäßungswert erst festzustellen !!). Für einen im Zweikampf Ge- 
töteten wie die Beihilfe zur Festnahme und Tötung werden 12 sol. 
gefordert!?), ebenso für Tötung eines Knechts mit Zustimmung des 
Herrn t?) (andernfalls 20 sol.). Des Freigelassenen Leben gilt 40 sol. !*). 

Besonders hoch sind dagegen die Wergeldsäße für die Geistlichen. 


3) Quigmann 281f. t) 1. Baiuw. 4 28, 


s) |. Baiuw. 4 30, 31. ¢) I. Baiuw. 16 5. 

1) 1. Baiuw. 4 29. 8) |. Baiuw. 8 1, 2. 

°) 1. Baiuw. 8 6. 10) |, Baiuw. 8 14, 15, 17. 
11) |, Baiuw, 8 19. 12) |, Baiuw. 18 1; 4 26. 


1) ]. Baiuw. 18 2. 14) |. Baiuw. 5 9, 


+ 


i 
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Wird der gewöhnliche Priester doppelt gesühnt, so der für eine Parochie 
geweihte wie der Diakon mit 300 beziehungsweise 200 Goldschillingen. 
Anstatt des Geldes darf hier der Schuldige auch Leibeigene oder Gründe 
leisten 5), Vergreift sich aber jemand am Bischof selbst, so ist eine 
Bleitunika nach dessen Statur anzufertigen und dann mit Gold auf- 
zuwägen. Und vermag der Täter dies nicht eventuell durch Opferung 
seines ganzen Besites wettzumachen, so verfällt er bis zum Loskauf 
mit Weib und Kind der Verknechtung. Das Wergeld heimst hier die 
Kirche ein !®), Was sodann den heimischen Adel anlangt, so zeichnen 
sich fünf Geschlechter durch doppeltes Wergeld aus, während der 
‚Agilolfinger mit 600, der Herzog selbst mit 900 sol. bewertet ist??). 
Das eigene Wergeld hat der Frevler bei verbotenem Sklavenhandel 
und dreimaliger Mißachtung des herzoglichen Siegels zu erlegen !°). 

Auch in den Kapitularien ist des Wergelds (weregeldus, leudus) 
häufig gedacht. Der Betrag desselben wird freilich niemals fest be- 
stimınt, da hierfür das Stammesrecht maßgebend ist. Bei Tötung handelt 
es sich natürlich stets um das des Opfers, wenn es auch schon 596 
heißt, daß der ausu temerario sine causa Tötende non de precio re- 
demptionis se redimat aut componat '!?). 818 bei Tötung ex levi oder sine 
causaist Zahlung des Wergeldes und Verbannung angeordnet?°). Wer einen 
publicam paenitentiam agentem niedermacht, bannum in triplo compo- 
nat et wirgeldum eius proximis. In einem bestimmten Fall wird ein 
neunjähriger dreifach, ein elfjähriger aber nur doppelt ersett®'). Der 
Tötung gleich steht die Kastration wie die Verknechtung eines Freien, 
nicht minder, wenn man einen verbrecherischen Sklaven dem Richter 
vorenthält (596)??). Später (801) hat man für einen derart geretteten 
Räuber die Hälfte des von ihm verursachten Schadens zu ersegen ?’). 
Das Wergeld ist auch zu erlegen bei Beschimpfung des Richters und 
Bezichtigung der Urkundenfälschung; das eigene nur ausnahmsweise. 
Der commotor rixae bleibt bußlos liegen **). 

In den Lfr. ist des Wergeldes öfters gedacht und hierbei das Recht 
des Landesherrn auf das Hab und Gut des Täters wie des Getöteten 
betont. Im Rlfr. von 1019 wird ausdrücklich zugesichert, daB des leg- 
teren Nachlaß seinen Erben verbleiben und nur das des Totschlägers 
dem Fiskus verfallen solle). Im Privileg Otto III. für das Kloster 
Hornbach (988) wird diesem das Anrecht auf das Wergeld seiner 
Hintersassen zugesprochen), Die Vögte der Augsburger Kirche, 
heißt es 1155, kommen einmal im Jahr auf dem Ding zusammen. Es 


15) l. Baiuw. 1 8, 9. 16) |, Baiuw. 1 10. 

1) l. Baiuw. 3 1, 2. 18) ], Baiuw. Addit. 5 4, 1; 15. 
1%) Boretius, Kap. 1 16, 20. 20) Kap. 1 282, 25. 

a1) Kap. 1 282, 1. 22) Kap. I 17, 10. 

»®) Kap. 1 205, 24. %) Kap. 2 109, 8; 108, 34; 18, 11. 


3) MGL, 1 64. 3) MB. 31 I, 245. 
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fallen ihnen bestimmte Einkünfte zu, das Wergeld aber verbleibt der 
Kirche ?7). Daß das Wergeld Grundhöriger in der Regel das Kloster 
einzieht, bezeugt auch eine Satung für Tegernsee®®). 1140 richtet der 
herzogliche Vogt über Totschlag, des Täters Hinterlassenschaft aber 
gebührt dem Kloster ?°). Mitunter ist die Stellung eines anderen gleich- 
wertigen Mannes für den Erlegten ausbedungen. Nach l. Baiuw. hat 
derjenige, welcher einen Kirchenknecht aus Vermessenheit tötet, zwei 
dafür zu leisten (restituat 2°). Wenn im Kloster Osterhofen ein Hintersasse 
des Bischofs einen andern tötet: hominem longum ad mensuram septem 
gemundi reddet. Der Bischof aber erhält 5 tal., von denen ein Drittel 
dem Vogt gehört. Ebenso wenn ein extraneus einen familiarem er-- 
schlägt, nur daß sich hier der Bischof mit dem Drittel begnügen muß®!). 
Gemäß der Taidigung zwischen den Herzogen Ludwig und Heinrich 
von 1287 kann derjenige, dessen Mann getötet worden, einen ebenso 
reichen als »tiuren: für den verlorenen Untertanen fordern, es wäre 
denn, daß der Täter Notwehr ausführt?®). Es sei hierbei auch an die 
gewiß sehr alte Bestimmung bei Ruprecht erinnert, wonach der Kirchen- 
fürst, der sich einen geistlichen Totschläger zu bestrafen weigert, »dem 
herren, des der man gewesen, einen als tewern man geben soll, sam 
im der pfaff erslagen hate. Die Kinder des Getöteten werden indes 
nur mit Geld entschädigt: wan vater mit vater nie vergolten wart«®®). 

In den Verträgen über die Totschlagsühne treten übrigens mit der 
Zeit die zur Versöhnung (Besserung) der Seele des Dahingeschiedenen 
dargebrachten kirchlichen Opfer derart in den Vordergrund, daß das 
Wergeld entweder recht kärglich bemessen ist oder desselben überhaupt 
gar nicht gedacht wird. Immerhin kann man die Leistung von Wergeld 
bis in das 16. Jahrh. feststellen. Da ein genau fixierter Anspruch nach 
Stammesrecht nicht mehr in Betracht kant, so gestalteten sich die Ver- 
handlungen über die Abfindung der Sippe des Toten nicht selten zum 
förmlichen Kuhhandel. Zumal wenn einer durch Fehde großes Unheil 
zuzufügen vermochte, das heißt über zahlreiche Folger verfügte, konnte 
er um so höheres Wergeld fordern und mit desto geringerem ent- 
schlüpfen. Der Bürger galt natürlich in der Regel mehr als der Bauer, 
und besonders der Adelige machte sich wenig Gewissen daraus, einen 
solchen »sarmen Mann« niederzumachen °$). 

Um einige solche Fälle aus verschiedener Zeit anzuführen, so sei er- 
wähnt, daß 1359 eine Witwe mit den Kindern 28 & hlr., 1386 2 « 


27) MB. 29 I, 329. 28) MB. 6 235. 

29) MB. 13 358, bei Totschlag aus Zorn und unverdachtem Mut zur Abfindung der 
Sippe Geleit erteilt, Lfr. 1444; Krenner 2 105. | 

s0) 1, Baiuw. 15. 31) MB, 12 346. 

32) Qu. u. Er. 5 417. 83) Ruprecht 31. 

*) s. a. die bekannte Stelle des Cod. Falkenstein 503 (Peg 1), wonach der Graf 
für den Totschlag noch keine Buße geleistet hat. 
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(über sechs Jahre), 1435 und 1439 100 fl. erhält?®). Dazu kommen die 
beträchtlichen Kosten für die Rom- und Achfahrt, die nicht geringe An- 
zahl Messen, das Steinkreuz für den Getöteten und dergleichen, so daß 
die Hinterbliebenen schon in Rücksicht darauf nicht selten beredet 
werden, zugunsten der Seele des Toten beziehungsweise der kirch- 
lichen Reichnisse auf eigene Entschädigung zu verzichten. So werden 
1420 drei Immerkühe ewiglich der Pfarrkirche überlassen, 1435 ein 
Zentner Wachs’). 1510 haben nach einem Ingolstädter Schiedsspruch 
drei Totschläger 67 fl. zu entrichten; hier sind jedoch nur 7 fl. für 
Messen anzulegen, das übrige erhält der Bruder des Opfers als Wer- 
geld®’). Solche Abkommen finden sich auch oft bei Verwundungen. 
Ich erinnere hier an das Urteil gegen Herzog Heinrich von 1431 wegen 
seines Frevels an Ludwig dem Gebarteten auf dem Konstanzer Konzil, 
in dem freilich anstatt des Wergeldes des Ersaßes der Arztkosten ge- 
dacht ist®®). 

Gemäß Schwsp. soll bei Totschlag Leib wider Leib sein und bei 
Tötung eines nahen Verwandten des Täters Erbe nicht einmal an dessen 
Magen, sondern allein an die Herrschaft fallen ?°?). Obige Taliondrohung 
ist aber natürlich für den nach der Tat Ergriffenen erlassen; gegen den 
Entflohenen geht man noch mit Fehde vor und sucht dann schließlich 
ein möglichst hohes Wergeld herauszuschlagen. 

Bei Ruprecht unterstehen nur die Abgaben an den Stadtherren 
und Richter einer festen Norm *°). Im übrigen hat sich der Entkommene 
mit der gegnerischen Sippe abzufinden; bei vorzeitiger Rückkehr riskiert 
er den Hals. In Regensburg kommt es bei Totschlag darauf an, 
ob er vor Gericht oder Rat abgewandelt wird. Dort fallen dem Kläger 
10, dem Richter 3, hier jenem 5, der Stadt 10 «@ zu. Bei Unvermögen 
soll der Schuldige des Halses verlustig gehen. An des Wergeldes 
Stelle finden wir also eine Buße, und zwar die nämliche für jeden Fall, 
das heißt gleichviel, ob der Ersaß für einen Angesehenen oder Niedrig- 
stehenden in Frage kommt *'). 

In Rücksicht auf das LR. haftet man bei Totschlag mit Leib und Gut; 
die Fahrhabe steht in des Herren Hand, Eigen und Lehen bleiben den 


8) Wegen Tötung der Tochter durch Zauberei einer Magd wird einem durch 
den Bischof von Freising eine Pfründe verliehen, Häberlin, Urkunden .zu 
Meichelbeck 251 (853); verbannter Mörder von der Freundschaft des Erschlagenen 
freigebeten behufs Abfındung, ebenda (1269); darumb mir dann der pfleger mein 
gut umb sglichs verhandeln von gerichts wegen genomen hat, wie dem so dy 
sach nu alle gericht u. geeint mit meinem gütlichen u. bedachtlichen willen, Ger. 
Viechtach 6 448; s. Kirchenstrafen. 

8) Ger, Kirchberg f. 2 (1420); Ger. Ortenburg f. 4 (1435). 

81) s. Kirchenstrafen. 3*) Neub. Kopialb. 4 40. 

39) Schwsp. 176, 375 VI. 

10) Ruprecht Str. 28f.; Richter soll taidigen, Ruprecht 4. 

41) Regensburg 209f. 

Archiv. Bd. 66. 27 
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Erben, dem Richter fallen als Buße 5 & 60 3, das heißt die des Vig- 
‚ tumhandels zu *°). 

Bann. Er ist ursprünglich die Buße wegen Nichtbefolgung be- 
stimmter, vom König für die Allgemeinheit erlassener Gebote und Ver- 
bote. In diesem Sinne charakterisiert er sich als Verordnungsbann 
i. e. S., als Verwaltungsbann jedoch, wenn er die Ausführung öffentlicher 
Leistungen durch die Untertanen bezweckt; sollen endlich gewisse Per- 
sonen und Sachen eines höheren Friedens versichert werden, stellt er 
sich als Friedensbann dar. Sein Betrag ist 60 sol.; zu seiner Voll- 
streckbarkeit bedarf es nicht des gerichtlichen Urteils, seine Einziehung 
kann vielmehr auch auf dem Verwaltungswege erfolgen +3). 

In krimineller Hinsicht wird der Bann vielfach verhängt, so bei Be- 
günstigung von Ächtern, Bandenverbrechen, Frauenraub, Herisliz und 
Landflucht, Heimsuchung, Totschlag, Friedbruch an geweihten Stätten 
und an Klerikern, wie Versuchshandlungen (Wassertauche). Für Baiern 
wurden durch Karl den Großen nach 803 acht Fälle geseßlich unter 
Königsbann gestellt, nämlich Verlegungen von Kindern, Witwen, Waisen 
und minus potentes, Bandendelikte, Entführung, Gewalttat und Brand- 
stiftung in der Heimat wie Mißachtung der Heerbanngebote. Hier sollte 
von nun an das bisherige Friedensgeld von 40 sol. in Wegfall geraten 
und durch den höheren Bann ersett werden +$). 

Brunner bewertet den bairischen Grafenbann mit 12 und 15 sol. 
Zweifelhaft aber scheint es, ob sich die hierfür angezogenen Stellen der 
l. Baiuw. und der decr. Niuh. auf den Grafen- und Herzogsbann be- 
ziehen und wir in den 12, 15 und 40 sol. nicht vielmehr Friedensgeld 
zu sehen haben. Hierüber Näheres bei diesem *°). 

Sonst ist des Bannes hauptsächlich in Immunitätsprivilegien gedacht. 
So in einem für s. Emmeram in Regensburg, wo Otto II. 980 zu- 
sichert, daß comes nullus vel exactor alius nec bannum inde requirat 
vel publicum ad mallum banniat *). Um 988 erringt sodann das Kloster 
Hornbach pacem et bannum, qui regio fisco solvi debuit de interfectis 
hominibus 4*7). Ähnlich erhält das Kloster Herrenchiemsee bannum de 
contentionibus et injustis contractibus sicut alii advocati +8). 

Friedensgeld (fredus). Es stellt sich als ein mit dem Wergeld 
und der Buße an den Fiskus zu entrichtender Betrag dar und bildete 
gleichsam die Entlohnung für das Eingreifen der öffentlichen Gewalt 
zur Beilegung der Fehde, freilich nicht in allen Fällen, wo diese zulässig 


n 


+) LR. 165. 
+) Brunner, Rgesch. 2 357. “) Boretius, Kap. 1 1571, 
+) Brunner, Rgesch. 2 167. 46) MB. 31 I, 237. 


#7) ebenda 245. 

4) Mi. 2 390; si quis colonus tria edicta procuratoris contempsit, tres bannos 
ad unum placitum plenarie vadiabit, Asbach, Grimm Wst. 6 125; der pan als 
zivilrechtliche Gebühr, Regensburg, Freyberg, Ges. hist. Schr. 5 32ff. 
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war“). Während bei manchen Stämmen ein Teil des Wergeldes als 
fredus dem Fiskus anheimfiel, so wurde es in Baiern neben demselben 
erlegt. Nach der l. Baiuw. wird es erhoben bei Delikten wider den 
Herzog, das Gemeinwesen und die Kirche, welche seit 803 großenteils 
zu den Bannfällen zählen, und sonstigen Vergehen wider die öffentliche 
Ordnung, so zum Beispiel bei Widerseglichkeit gegen gerichtliche Ge- 
bote 5°), 

Das Friedensgeld der l. Baiuw. beträgt 40, 12 und mitunter auch 
15 sol. Letteres soll auf fränkischen Einfluß hinweisen. Es ist dabei 
in den Saßungen meist ausdrücklich bemerkt, daß es pro fredo (freto) 
an den Herzog oder Fiskus zu zahlen ist. Es wird entweder neben 
der Buße oder ohne diese ausgesprochen®!). Nun beruft sich Brunner, 


wie erwähnt, zum Nachweis des Bannes auf einige dieser Stellen. 


Wenn aber schon bei solchen Reaten, die ihrer Natur nach zu den 
eigentlichen Bannfällen zählen sollten, die Buße als fredus bezeichnet 
ist und des Bannes überhaupt im ganzen Geseßbuch mit keinem Worte 
gedacht ist, so ist anzunehmen, daß zu jener Zeit nur das Friedensgeld 
erhoben oder jener als gleichbedeutend mit diesem behandelt worden 
ist52). Endlich ist nicht zu übersehen, daß keineswegs alle Geldstrafen 
im Betrag von 40 und 12 sol. als fredi anzusehen sind; verschiedene 
stellen sich vielmehr als gewöhnliche Bußen dar, welche eventuell an 
den Kläger oder die Sippe des Geschädigten zu entrichten sind °). 
Was die einschlägigen Artikel anlangt, so scheiden sich diese in solche, 
welche ausdrücklich den Hinweis auf den fredus bringen, und solche, 
deren Bußsa&ung allem Anschein nach auf nämliche Weise zu deuten 
ist. Das Friedensgeld von 40 sol. gelangt demnach zur Anwendung bei 
Inbrandsegung von Kirchengut und Bruch der Kirchenfreiung ’*), Erregung 
eines Auflaufs und Hinderung des Zweikampfes am Königshof°°), feind- 
lichem Überfall (heriraita), Heimsuchung (Folge)°%), Mißachtung des 
herzoglichen Siegels, Tötung von Priestern und Freigelassenen °”), Raub 
von Freien und Frauen, Hehlerei und Begünstigung des Diebstahls 5°), 
Ungehorsam gegen das Gericht, Widersegung bei Handalod und Haus- 
suchung, unbefugtem Pfänden °®). Bei Schädigung des Obstgartens fällt 
die halbe Buße von 40 sol. als fredus an den Fiskus‘). Das von 
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19) Brunner, Rgesch. 1 164f.; 2 621f.; Quismann 273. 
»0) 1. Baiuw. 13 2, 3. 
51) 40 sol. u. ebensoviel dem Herzog, I. Baiuw. 4 23. 


»2) Brunner, Rgesch. 2 167. 68) s. hier bei der Buße. 
%) |, Baiuw. 1 6, 7. 5») |, Baiuw. 2 10, 11. 
6) 1. Baiuw. 4 23. 51) |. Baiuw. addit. 5 4, 15, 


68) 1. Baiuw. 9 4; 8 6, 7; addit. 5 4, 2 und 7. 
59) |, Baiuw. 13 2, 3; addit. 5 4, 12 und 13; 1. Baiuw, 8 2, 
60) 1. Baiuw. 22 1; dieser fredus hält sich noch lange in Übung, s. Buchner, 
Gerichtsverfahren 300 (819), 304 (824). 
71° 
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15 sol. greift Pla bei Funddiebstahl am Herzogshof, Ungehorsam gegen 
herzogliche Befehle und gegen das Gericht®'). Das von 12 sol. kommt 
ziemlich selten vor, das heißt nur bei wissentlichem Kauf und Ver- 
wahrung gestohlener Sachen, Nichterscheinen vor Gericht, Straßen- 
sperrung, Feiertagsentheiligung‘?); häufiger tritt hingegen die Buße 
gleichen Betrages auf. Endlich kann man noch von einern außer- 
ordentlichen Friedensgeld sprechen, wie zum Beispiel dem von 80 sol. 
bei Verletzung eines Fremden °%). 

Gengler stellt noch eine besondere Rechtskränkungsbuße bei 
Anfeindung, Verwundung und Lähmung auf im Betrag von !/;—80 sol., 
wozu indes kein Anlaß besteht, da in noch viel anderen Fällen von 
Verlegung persönlicher Rechte gesprochen werden könnte ®*). 

Buße®’). Die Buße i. w. S. schließt Wergeld, Buße i. e. S., Friedens- 
geld und Bannbuße in sich. Buße ist ursprünglich Besserung; so werden 
in den Lfr. diese beiden, wenn legtere auch häufig nur dem Ersaß ent- 
spricht, als gleichbedeutend gebraucht. Sie bildet in der Regel zugleich 
Strafe und Ersag (Diebstahlsbuße mit mehrfachem Ersag) oder nur 
Strafe (gewöhnliche Diebstahlsbuße), wie die Wundbuße nicht immer 
auch eine Entschädigung für den Benachteiligten im Auge hat. 

Von den Bußen der l. Baiuw. ist als wichtigste die sogenannte 
Wundbuße von 40 sol. zu nennen. Eigentlich stellt sie das älteste 
Freienwergeld dar, und man kann demnach annehmen, daß die Ver- 
stümmelung ursprünglich das gleiche Wergeld wie die Tötung heischte, 
und als hier eine Vervierfachung eintrat, der alte Betrag für die erstere 
beibehalten wurde. Immerhin ist das Anwendungsgebiet der 40 sol. 
Buße ein größeres). Abgesehen von den Fällen, welche wir bereits 
beim fredus kennen lernten, greift sie Pla bei: Verstümmelung (an 
Auge, Hand, Verursachung von Taubheit) °”), Grabschändung °°), Raub 
und Diebstahl auf dem Heerzug °°), Anbrennen und Wüsten von Häusern °°). 
Bei Diebstahl im Heere dient die Buße zugleich als Lösungssumme für 
die Hände. | 

Die halbe Wundbuße, 20 sol., tritt bei Abhauen des Ohrs”!), bei 
Tötung des Knechtes im Zweikampf ein’®). Als weitere Bußen sind 
zu nennen: 18 sol. bei Kirchendiebstahl””), 16 bei Finger- 


861) ]. Baiuw. 2 12, 13, 14. 

6?) |, Baiuw. 9 14, 15; 13 2; 10 19ff.; Append. 11. 

es) |. Baiuw. 4 30. &) Gengler 36. 

6°) Während die Buße in der Regel sehr stiefmütterlich behandelt wird, huldige 
ich hier tunlichster Ausführlichkeit. Vermögen wir ja aus ihrem jeweiligen Betrag 
die Wertschätung der verschiedenen Delikte am besten festzustellen. 


6) Quițg mann 279. 67) |. Baiuw. 4 9; 4 14. 

e8) |. Baiuw. 19 1. 6°) |. Baiuw. 2 5, 6. 

10) 1. Baiuw. 10 1, 6; bei Schädigung von Obstgärten fällt die Hälfte als fredus 
an den Fiskus, 22 1. 1) |. Baiuw. 4 14. 


1) 1. Baiuw. 18 2, 13) 3 Unzen, l Baiuw. 1 3. 
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lähmung’*), 15 Ehebruchsversuch’’), Anstiftung eines Knechtes 
zur Flucht”) (s. auch bei fredus), 12 in den Fällen der 
Lebensgefährdung”’), bei Sittlichkeitsdelikten’®), Nichthaltung von 
Eheversprechen °°), Verzauberung der Ernte®°) (s. auch bei fredus), 
9 bei Durchstechen der Nase°®!), 6 Einschlagen der Zähne und 
anderer schwerer Verlegung (Lähmung°®®?), 5 Fingerabschlagen, Ohr- 
durchstechen, Festnahme (infanc ®®), 1!» bei Blutrunst, 1 bei Wegnahme 
von Bauholz und Schlagen im Zorn®*). Die Verlegung von Freigelassenen 
und Sklaven ist bedeutend geringer bewertet. So bei Schlagen !/: bzw. 
!/s sol., bei Verstümmelung (Auge, Hand, Fuß 10 bzw. 6 sol.®®). 

Spielraum in der Bemessung gewähren die Bußen bei Einreißen von 
Zäunen, Säulen, Balken (1—12 sol.®°,; vielgestaltig ist die Buße bei 
Beschädigung von Tieren’). Bei einigen geringfügigen Verfehlungen 
finden wir den Strafbetrag in Unzen, saigas und tremisses normiert °$). 
Bei Diebstahl von 10 sol. an kann neben der Todesstrafe noch eine 
Buße verhängt werden. Bei jenem ist auch eine außergerichtliche Buße 
denkbar ®?). 

Was die Empfänger der Buße anlangt, so sollen sie an den Kläger 
(Sippe, Herr, Ehemann, Nachbar), den Richter, Herzog, Fiskus und die 
Kirche fallen. Bei Nichtzahlung der Buße wegen Mittellosigkeit muB 
der Verurteilte bis zur völligen Abarbeitung der Schuld Knechtsdienste 
leisten. Wer vom Dieb die Buße außergerichtlich annimmt, sühnt wie 
dieser °°). 

Die Kapitularien gefallen sich in der Regel in Androhungen ohne 
Hinweis auf festbestimmte Bußsäge. Wo sie sich solcher bedienen, ist 
ihre Zahl zu gering, um hierauf ein genaues System aufpauen zu können. 
Der wichtigen Verfügung hinsichtlich der Bannbußen für Baiern ist be- 
reits gedacht. Ähnliches gilt auch für die Rifr., wiewohl hier mitunter, 
so 1103, tiefere Einblicke gewährt werden"). 

Auch die bair. Lfr. sind zu allgemein gehalten; die Höhe der Buße 
im Einzelfall festzusegen, bleibt daher vielfach dem Gericht überlassen. 
Als große Buße tritt bereits im 13. Jahrh. die von 5 «@ 60 à auf. Ihr 
Anwendungsgebiet scheint ehedem ein stattliches gewesen zu sein, ja 
sie dürfte ursprünglich der Friedbruchsbuße entsprochen haben, da es 
noch 1300 bei der 5 ¢s -Buße heißt, daß bei Nichtzahlung auf Abschlagung 
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1") 1. Baiuw. 4 11. 16) ]. Baiuw. 8 1. 

16) |. Baiuw. 1 4. ”) ]. Baiuw. 4 17, 19, 20, 21, 22. 
18) |, Baiuw. 8 4,5. 19) |. Baiuw. 8 17, 20. 

20) |, Baiuw. 13 8. s') |, Baiuw. 4 13, 

82) ]. Baıuw. 4 16, 4—8, 12, 14—16, 18. ss) |. Baiuw. 4 11, 14, 3. 

%) I, Baiuw. 4 2; 12 11, 12; 4 1. 3) |. Baiuw., Tit. 5 und 6. 

3) |. Baiuw. 10 6—18. 81) |, Baiuw. 14 20, 21. 

38) |, Baiuw. 13 4; 5 2; 22 2—7. 89) |. Baiuw. 9 8, 16. 

%) l. Baiuw. 1 10; 2 1; 9 16. °) MGConst. 1 6041. 
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der Hand erkannt werden soll. Bei Rückfall tritt sie diesfalls ohne 
weiteres ein, Loskauf ist nicht gestattet. Es handelt sich hier um das 
Tragen verbotener Waffen °°). 

1281 wird verfügt, daß die 5 « 60 ə- Buße ı nur noch bei Lem und 
Heimsuchung verhängt werden soll’°). Bei le&terer ist sie 1294 sowohl 
an den Richter als den Kläger zu leisten®*). 1300 sucht man sie völlig 
zu beseitigen und bestimmt, daß hierfür die 5-@4-Buße eintreten und 
dem Richter zufallen soll. Der Kläger empfängt hingegen 10 g; der 
Schuldige hat sich hier mit Haus und Hof zu verbürgen®). Wohl 
handelt es sich bei jener Besserung wieder um eine Verquickung von 
Strafe und Ersag. 1281 hat der Richter, der sich in Friede und Wandel 
übergriff, jene Buße dem Gerichtsherrn zu erlegen °). Wer einen Edel- 
mann (1300) feindlich heimsuchte, hat mit 10 «8 sein Laster zu sühnen; 
geschah jenes bei einem Bürger oder Edelknecht, so genügen 5 €, bei 
einem Bauern 2 € ; doch hat hier auch der Richter 5 & zu beanspruchen. 
Vergriff sich der Frevler hierbei an Gut, so verdoppelt sich die Besserung 
für den Geschädigten’). Auch bei gewaltsamem Herbergen heimst der 
Richter 5 æ ein. Hingegen hat dieser dem Gerichtsherrn 30 « zu 
opfern, sofern er einen, der wider Verbot einen Harnisch getragen, un- 
geahndet entschlüpfen ließ ?8). 

Für die kleine Lem fallen an den Richter 1 &, an den Kläger 12 sh., 
für schlechte Wunden an beide je 1 #8 °°); 12 € finden wir bei MiB- 
handeln von Ehehalten und unrechtem Maß !°°). Als mittlere Buße tritt 
die von 72 5 auf, welche sich als Frevelbuße lange im bairischen Recht 
erhält. In den Lfr. wird sie bei Nachtägen, Übermähen, Holznehmen 
bei Nacht und Mjillerbetrug verhängt !°'). Als bescheidenste Buße stellt 
sich nach denen von 60 und 30 3 die von 12 3 dar. 

Mitunter wird an den Kläger mit der Zwiegült geleistet, das heißt er 
empfängt die Buße des Richters doppelt, oder es ist ihm der Schaden 
in solchem Übermaße zu erseten. Häufig wird jedoch der zugefügte 
Nachteil nach besonderer Abschäßung neben der Buße wieder gut- 
gemacht !°2), Ebenso verdoppelt sich die Buße bei nächtlicher Begehung 
oder wenn sich der Richter selbst übergreift'!'). Giotteslästern von 
Priestern heischt dreifache Buße !), Wenn es heißt: wer Buße vom 
Beleidiger annimmt, soll sein guter Freund sein, so handelt es sich hier 
wohl um eine außergerichtliche Abfindung, wonach Beschreiten des 


#2) Qu. u. Er. 6 115 (23). 93) Qu. 


u. Er. 5 339 (3). 
#4) Qu. u. Er. 6 51 (27). #) Qu. u. Er. 6 112 (11). 
»6) Qu. u. Er. 5 344 (33). 7) Qu. u. Er. 6 119 (49). 
»#) Qu. u. Er. 6 120 (56); 6 115 (3). °) Qu. u. Er. 6 112 (11). 


110) Qu. u. Er. 6 123 (80); früher 72 d, Qu. u. Er. 5 348 (60); 6 124 (90). 
101) Qu. u. Er. 5 339; 6 124; 5 348. 

10?) Qu. u. Er. 5 339, 344; 6 119, 120, 124. 

108) Qu. u. Er. 5 344; 6 112. 101) Qu. u. Er. 5 339, 
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Rechtsweges nicht mehr zulässig ist!‘5). BuBlos ist, wie erwähnt, das’ 
Schlagen rechtloser Leute !°°). 

Genaueren Einblick ermöglicht der Schwsp. 5 liest man bei An- 
sichnahme von Gut ohne gerichtliche Hilfe, bei Ungehorsam gegen das 
Gericht oder sofern jemand mit dreißig Genossen oder bewaffnet vor 
diesem auftritt !°”). 10 & sind die Wundbuße und zugleich die Lösungs- 
summe für die Hand, so namentlich auch im Falle der Lähmung !°3). 
Bei Untreue des Pilegers steht es dem Kläger frei, die Abschlagung 
der Hand oder 10 #4 zu verlangen !®). Wir lernen diese im Schwsp. 
zugleich als Achtschaß kennen; sie sind vom Kläger zu opfern, wenn 
es dem Gegner gelingt, zu »embristen« oder sich freizuschwören '!!°). 
Wir begegnen ihr dann das ganze Mittelalter hindurch als Bürgschafts- 
summe bei Überwindung des schädlichen Mannes. Nach Ablieferung 
desselben an das Gericht verbürgt sich der Kläger für dessen Über- 
führung; mißlingt diese, so zahlt er selbst die Zeche !!!). Nach dem 
Schwsp. trifft aber auch den, der den Gefangenen überhaupt nicht aus- 
liefert, die nämliche Buße???) Mit 20 «2 sühnt der Richter dem König, 
falls er einen seiner Schüßlinge im Kerker verhungern ließ !!?). 

Von kleineren Bußen des Schwsp. ist von die 1 «4 hervorzuheben; sie 
tritt als Lösungsgeld für Schläge (40) auf, so zum Beispiel bei unrechtem 
Eid, während 5 sh. das für die Strafe an Haut und Haar und dergleichen 
bildet. Dieser Strafe unterliegen zum Beispiel die harmloseren Folger 
bei Heimsuchung!!*). Im Fall des Tragens verbotener Waffen kann 
man mit 5 sh. der Einziehung des Schwertes vorbeugen '!!5), Während 
3 sh. bei geringfügiger Entwendung, Viehschaden und Pfandwehren 
Plaß greift, werden 12 sh. bei Nichtherausgabe gestohlenen Gutes be- 
ansprucht !!%). !/ıo d4 stehen auf Finger- und Zehenlähmung !'?). 

Die Frevelbuße beträgt 1 #4, Is & und 5 sh.; sie verdoppelt sich 
bei Vergehen gegen den Richter und seine Boten. Einmal ist einer 
Reihe besonderer Gerichtsfrevel gedacht!!). Frevel gegen die Kirche 
werden in der Regel dreifach gesühnt !!°?). 18 sh. fallen an den Pfarrer 
bei Kirchfriedbruch; geschah dieser durch Totschlag, so beanspruchte 
die Kirche 60 sh. Bei Wunden soll dem Kläger mehr gebessert werden 

als dem Richter !?°), Bei Tötung eines Kindes gebührt die Buße den 


105) Qu. u. Er. 6 49. 10%) Qu. u. Er. 6 209. 
107) Schwsp. 235, 251. 108) Schwsp. 176, 332, 66, 282. 
109) Schwsp. 66. 110) Schwsp. 79, 1. 


111) s. meine Nürnb. Kriminalverf. 50, Zeile 20 (Ztschr. f. ges. StrW. 245).; LR. 46; 
Freyberg, Ges. hist. Schr. 172; Ger. Bruck (O.), f. 2 (1459); Ger. Grafenwöhr f. 2 
(1487); Krenner 12 100 (1487). 


112) Schwsp. 180. 1:3) Schwsp. 352, 

14) Schwsp. 170, 174; höchste Buße bei Schlägerei 312, 3251. 

116) Schwsp. 301 I. 16) Schwsp. 93; s. a. 85, 39, 3251, 
17) Schwsp. 196, 212, 195; 332. 11°) Schwsp. 176, 


119) Schwsp. 80. 10) Schwsp. 32. 
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Eltern, bei Mißhandlung eines Knechtes dem Herrn !?!). Mitunter heißt 
es, daß die Höhe derselben nach Würdigkeit, Geburt, Schuld und der 
Freunde Rat, bei Einfalt und Unwissenheit aber nach Gnade bemessen 
werden soll!?®). Endlich ist der bußlosen Fälle zu gedenken !?3). | 
Um nun fortan die Bestimmungen des bairischen Rechts ge- 
meinsam ins Auge zu fassen, so sei dies vor allem bei der wichtigen 
Buße von 5 & 60 à befolgt. Sie wird als großer, größter Wandel, 
höchste Buße und großer Frevel bezeichnet'**). Bei Ruprecht bildet sie, 
so bei unrechtem Eid, ebenso wie in den Lfr. die Lösung für die Fried- 
bruch-, das heißt Strafe an der Hand !°*). Daß ihre Abschaffung durch 
den Lfr. von 1300 mißglückte, rührte daher, daß der Amtmann oder 
Scherge, an den die 60 à fielen, nur ungern auf diese Verzicht leistete. 
Im LR. und StR. finden wir sie als gerichtliche Buße bei Totschlag und 
Leme '!?*); bei abgeschlagenen Gliedern ist sie dem Richter und Kläger 
zu erlegen'?”). Bei Notwehr zahlt sie der unterliegende Kläger ’'?®). 
Endlich kommt sie in jenen noch vor bei Kirchenfriedbruch, Heimsuchen, 
Diebstahl und Entwurung !'*). Im sogenannten alten LR. treffen wir 
die höchste Buße bei verschiedenen Vergehen, die das spätere Recht 
milder beurteilt, so bei Sprechen an den Eid, Schaden an der Gemeine 
(Allmende) unrechtem Zeugnis'!®°), Müllerbetrug, Spiel'®'), Markungs- 
fälschungen, Diebstahl unter 32 ə???) In anderen bairischen Rechten 
wird sie noch für Lösung des Leibes oder der Hand erlegt, 'so bei Nicht- 
beachtung des Friedgebots !?®) und in verschiedenen anderen Fällen !?*). 
Außerdem stellt sie die gerichtliche Buße bei allen Vigtumhändeln dar '®°). 
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131) Schwsp. 331, 330, 98. 122) Schwsp. 177, 179. 

132) Schwsp. 111, 176, 325 I, 359. 

124) Notwehr, Schwsp. 151; Tötung des nächtlichen Viehdiebes 201, 199 I; des 
Ächters und Friedbrechers bei Festnahme 252; ältere Bußen 310. 

18) Ruprecht Str. S. 20. 

126) LR. 165, 164; Osenbrüggen 188. 


137) LR. 164. 128) LR. 170. 
129) LR. 177; StR. 275; LR. 36, 38, 205. 180) ALR. Art. 12, 57, 32, 45. 
131) ebenda 140, 143. | 132) ebenda 147, 18. 


183) Ger. Rottenburg Lit. 33a (Pieffenhausen 1334); Obernzell, Hist. Ver. 
Niederb. 11 217; Schärding, Tom. priv. 970; Grafenwöhr, Ger. G. f. 2 (1487); Bruck 
(0.) f. 2 (1489). 

184) Cham, Ger. Ch. Lit 41, 5; werfen, nicht treffen, Ger. Reichenhall 7a; Ger. 
Grafenwöhr f. 2 (1487); Ger. Bruck (O.) f. 2 (1489); Werdenfels, Grimm Wst. 3 
661; Ger. Kößting, f. 29 (1344); Leme, Ger. Neukirchen f. 5 (1330); Ger. Bruck (O.) 
f. 2 (1489); Ger. Freystadt f. 1 (1393); Ger. Wernberg f. 11 (1383); Wunden, 
Obernzell, Hist. Ver. Niederb. 11 221; Ger. Hohenfels f. 6 (1450); Nachlaufen 
und Schlagen, Ger. Schärding Lit. 551/2; Heimsuchen, Obernzell, Hist. Ver. Niederb. 
11 217; Richter nicht helfen, Ger. Waldmünchen f. 7 (1492); Obernzell a. a. O. 215; 
Zechprellen durch Ausleute, Bogen, Hist. Ver. Niederb. 43 129, 

136) Ger. Vohburg f. 8 (1489); LR. 165; wer die Buße nicht zahlt und sich dafür 
schlagen läßt, geht nach LR. 3%, 38 seiner Fahrhabe verlustig. 
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Die 5 ¢& Buße empfängt nach Ruprecht der Richter bei Totschlag, der 
Stadtherr oder Fürst nur, falls der Getötete ein »Elender« war (sonst 
32 æ 136), In Regensburg bildet sie das Lösegeld für 5 bzw. 1 Jahr 
Verweisung, so bei verbotenem Silberbrennen, Bauverboten und 
Schwertzücken !3?). Für sich tritt sie bei untersagtem Hausen und 
Weinfälschen ein'!?®). In LR. und StR. bei Kauf und Einung, sofern sie 
_ frevelhaft scheinen, bei Pfiandwehren und Versagung der Hilfe bei 
Feuersnot °°). In anderen Rechten bei Leme, Heimsuchen, Werfen in 
das Wasser +°), Sprechen in den Eid '*'), falschem Gewicht, Übergreifen des 
Amtmanns beim Wandel !+?). 

10 &, der erwähnte Achtschaß, stellt bei Ruprecht die Lösungssumme 
für die Zunge bei Meineid dar'!*#). In Regensburg riskiert man auch 
bei Nichtzahlung die Hand, längere Verweisung, Turmverhaft oder Strafe 
an Haut und Haar'“). Nach StR tritt für den, der scharfe Messer 
warf, im Unvermögensfall Handverlust ein'“). An sich verwendet man 
jene Buße in Regensburg bei Meineid,, Injurien, Safranfälschung '*), in 
sonstigen Rechten auch bei Widerspruch gegen das Gericht und dem 
Richter selbst gegenüber bei Zwang zur Taidigung !*"). 

. 15 & segt das StR. auf Pfandwehren !*). 30 42 erlegt man in Rögeis: 

burg bei schwerem Friedbruch und Sammung ’*°), ähnlich im StR.; die 
Buße fällt hier an den Herzog !5°). Mit 31 «4 sühnt hier, wer sich der 
Wahl als Kammerer oder Steuerer widersett!5!). 32 « fallen nach 
Ruprecht bei Totschlag an den Gerichtsherrn oder Fürsten '°2); in der 
Freisinger Reformation von zirka 1359 sind es 30 &%, woneben jedoch 
noch Gebühren an den Nachrichter und Fronboten genannt sind (53). 
Lettere Buße erhebt man auch in Passau!°*); außerdem kommt sie 
noch bei Nichtachtung des Friedgebots vor'°). Einmal verbietet der 
Herzog einen Dieb bei 32 æ ':°), 


186) Ruprecht Str. 20. 187) Regensburg - 175. 

188) ebenda. 189) StR 236, 366, 199, 411. 

140) Ger. Reichenberg Lit. 19; Ger. Biburg Lit 12; Ger. Burghausen Lit. 27; 
Passau MB. 28 Il, 512f., 20; Chiemsee MB. 2 433; Amberg f. 41 (1294); Ger. Vils- 
hofen Lit. 49 (1345); Ger. Osterhofen f. 12 (1428). 

14') Landau, Fürstenselekt f. 132 (1304); Ger. Vilshofen Lit. 49. 

14:) Tegernsee MB. 6, 235; Landshut, Qu. u. Er. 5 317; Schelten im Zorn, Ger. 
Neumarkt (O.) Lit. 21 12. 


143) Ruprecht Str. 21. 144) Regensburg 175. 

15) StR. 331. 146) Regensburg 175. 

1) Ger. Freystadt f. 1 (1393); bei Geleitsbruch, Ger. Neumarkt (O.) Lit. 21 8. 
148) StR. 19. 149) Regensburg 174. 

180) StR. 366;. Osenbrüggen 192; bei Heimsuch, Ger. Neumarkt (O.) Lit 21. 2. 
181) StR. 465. 152) Ruprecht Str. 21. 

162) Freis. Ref.; Freyberg, Ges. hist. Schr. 5 1%. 

184) Passau MB. 28 II, 310 (1225). 166) Ger. Wasserburg f. 27 (1374). 


186) Mühldorf, Tom. priv. 16, 17. 
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Von noch höheren Bußen ist die von 50 £ zu nennen, die in Regens- 
' burg bei Mißachtung der Sturmglocke und Frevelreden vor dem Rat in 
Kraft tritt'°”). Auch der, welcher bei einer Gewalttat nicht klagt oder 
antwortet, sühnt auf diese Weise und riskiert bei Unvermögen die 
Hand !58). 100 « endlich hat der zu entrichten, der dort ein Haus an 
einen Fremden verkauft oder zum Schaden der Stadt Handfesten ge- 
winnt ’°®), nach StR., wer nicht Bürgermeister werden will '6°). 

3 26. 60 ò ist die sogenannte Hehlheitsbuße Ruprechts bei heimlichem, 
unehrlichem Gebaren. Sie hat auch der Knecht infolge seiner Ver- 
untreuung (für die Ungewißheit) dem Richter zu erlegen !!). Dem ent- 
spricht es im LR. und StR., daß sie bei falschem Zeugnis als Lösung 
für die Zunge gilt und auch bei falschem Gewicht verhängt wird '®2). 
Damit sühnt außerdem, wer in den Eid spricht, Leibgeding für Eigen 
hingibt, unerlaubt schenkt, Fahrhabe entwehrt !°#); auch bei Beinschrot 
und bewaffneter Heimsuchung kommt sie vor!) 3 & 72» bildet die 
Gebühr für den Nachrichter, wenn er für den Kläger pfändet !°°). 

3 # beansprucht nach Ruprecht der Richter für jedes abgeschlagene 
Glied !%%); nach StR. zahlt sie der, der Gut auf Schaden verkauft oder 
»zu Gesellschaft: überläßt, wie eine Bogwunde schlägt :!67). In Regens- 
burg ist sie bei unbeiugtem Mischen von Wein und Schwärzen von 
Tierhaaren in Brauch !®). 

2!/s &4 30 ə. Diese Buße tritt vor 1323 häufig auf und wird dann 
in die von 1 & umgewandelt '!*°?). 

2 ¢ stehen in Regensburg auf verbotenem Weinschenken !"°); beliebt 
ist sie nach verschiedenen Rechten bei unbeiugter Klage !°!), im LR. 
auch noch bei falschem Maß und Müllerbetrug !":). In den WSt. kommt 
‘sie endlich nicht minder bei Verwundung und Brechen der Schiedung 
vor 3). 

1!/s &@. Hiermit löst man nach LR. Haut und Haar'!’*). 1 « ist bei 
Ruprecht das Lösungsgeld für Schläge !"®), in Regensburg für Mauern- 
bau; daneben büßt man hiermit bei verbotenem Hausen, Waffen und 
Spiel!?%), Auch als Sühne des Fronboten, der ein Delikt verschweigt, 


16?) Regensburg 174; bei schwerer Heimsuchung, Ger. Neumarkt (O.) Lit. 21 2. 

168) ebenda; wer frevenlich in urtheil redet, 72//, Ger. Waldmünchen f.7 (1492). 

169) ebenda. 16°) StR. 464. 

361) Ruprecht Str. 20. 162) LR. 329, 344, 

163) StR. 285; LR. 183, 271, 208; in Neumarkt (O.) trifft man sie als große Buße 
bei Leme, Wunden, Friedbruch usw., Ger. Neumarkt Lit. 21 3ff. 

164) LR. 164, 180, 181; 3/2 £4 bei fließender Wunde, Landshut, Qu. u. Er. 5 317. 


18") StR. 51. 1) Ruprecht Str. 20. 
167) StR. 236, 322, 404. 168) Regensburg 175. 
162) Tom. priv. 9 27. 110) Regensburg 171. 
111) Ger. Vilshofen Lit. 49 (1345). 11:) LR. 23 343, 

113) Ger. Amberg f. 41 (1294). 114) LR. 75. 


176) Ruprecht Str. 20. j 176) Regensburg 175. 
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kommt es vor!"). Im LR. und sonst wird hierauf namentlich bei In- 
jurien, falscher Klage, verkotenem Hausen und Geleit, Entwehrung, 
Pfandwehren und dergleichen erkannt !"®). 

Ferner sind die Bußen von !/⁄2 € (StR.: verbotenes Spiel, falsches 
Maß, Kornverkauf!”°), 20 sh. (Ruprecht: Leme und Beinschrot, Sprechen. 
an Eid'?°), 12 sh. (LR.: Lösung von Haut und Haar'®'), 10 sh. (Schelten 
und leichte Verlegungen'®?®), 7 sh. (Schlagen ohne scharfen Ort '®®), 
6 sh. 12 5 (entkommt ein Totschläger in sein Haus, so freit er durch 
Zahlung jener an den Richter sein Gut!®*), 6 sh. (leichtes Heimsuchen, 
Unzucht, Spiel'®), 4 sh. 12 » (an Herrschaft bei falscher Klage '®*‘), 
3 sh. (die größere Frevelbuße !?”), 1 sh. (bei Schelten und Raufen) an- 
zuführen !#2). | 

Als gewöhnliche Frevelbuße kommt die von 72 » in Betracht, welche 
stets an den Richter fällt und sich daher auch der größten Beliebtheit 
erfreut '°®). In Reichenhall treten im 15. Jahrh. neben dem eigentlichen, 
dem Pfleger zukommenden Wandel noch ein Klag- (bei Schuld, Erbe, 
Eigen) und ein Botenwandel von 72 5, wie ein Nachwandel von 1 & 
32 ə auf'°®), 60 5 heißt der kleine Frevel und zugleich in Regensburg 
die geringste Buße, so bei Nichtablegen von Waffen, Zechen nach der 
Glocke, Gehen ohne Licht !°!), nach Ruprecht bei Bauvergehen !°?). In 
LR. und StR. dient sie als Lösung von der Schraiat !"®). 

Von den kleineren sind noch die von 36 » und die als Marktbuße 
übliche von 32 ə, die auch als Fürfang vorkommt, zu nennen !**), ferner 
die von 28 5, welche dem Amtmann für die frühere von 60 5 zuerkannt 
wird!®), und die von 12 », das sogenannte Unrecht und »genedig« 
Wandel !?*), zugleich die höchste Buße des Dorigerichts. Die aller- 


117) ebenda. 

1:8) LR. 60, 175, 23; StR. 264, 367; Bogen, Hist. Ver. Niederb. 43 127; Ger. 
Trostberg f. 9 (1457); Ger. Biburg Lit. 12 (1323); Ger. Vilshofen f. 40 (1345) usw. 

119) StR. 342, 382, 421. 

180) Ruprecht Str. 20; daz er nicht zuogreilfen mach mit den lidern, Ruprecht 17. 

181) LR. 349, 

2) StR. 277; LR. 179, 171, 164; StR. 404. 183) LR. 171. 

184) Ger. Schärding Lit. 55'/s (15. Jahrh.). 

18%) LR, 181; Ger. Freystadt f. 1 (1393); Passau MB. 28 II, 312. 

156) Ger. Bruck (0.) f. 2 (1470). 137) Ger. Hohenfels f. 6 (1450). 

188) Ger. Wasserburg Lit. 17. 

189) LR. 60, 62, 65, 66. 71, 86—89; StR. 42 und in sehr vielen Wst. 

190) Ger. Reichenhall Lit. 7a (1440). 

191) StR. 272; StR. 257, 342, 346, 382, 412; Bogen, Hist. Ver. Niederb. 43 131; 
Regensburg 175. 1%:) Ruprecht Str. 20. 

18) StR. VII, 66. 

191) StR. 340, 209; LR. 174, 62, 66, 68; Ger. Trostberg f. 9 (1457); Werdeniels, 
Grimm Wst. 3 658f.; über Fürfang auch Passau MB. 28 II, 512, 38. 

196) StR. 370. 

1086) StR. 259, 284, 304; LR. 71, 139, 350; Ger. Friedberg f. 25 (1383). 
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kleinsten sind die von 6, 4 und 2 & der StR. !9). Was die sogenannte 
Schöpfenstrafe angeht, welche namentlich bei Schelten des Urteils nach 
dessen Fällung verhängt wird, >sol sie sein vierzehn frevel, einem 
pfleger 17'/⁄2 ə u. iglichem schopien sovil« 1°). Den Fürfang, die Ge- 
bühr für die Ansichnahme des Diebsguts (bei Ruprecht 72 ò), erhält 
stets der Richter; dafür beanspruchen er wie seine Knechte 
nicht mehr wie ehedem, alles, was der Missetäter an und bei 
sich trägt °°). Der Fürfang ist vom Kläger stets dann zu leisten, wenn 
er die ihm gestohlene und geraubte Ware auf dem Wege des Ane- 
fangs oder sonstwie zurückgewinnt. Sein :diuf und raup« braucht er 
dafür nicht mehr zurückzukaufen °°°). 

Von einem einheitlichen Bußsystem kann also auch im Bereich des 
LR. keine Rede sein. Ein Fortschritt gegen Ruprechts Rechtsbuch ist . 
nur insofern festzustellen, als LR. und StR. eine sehr große Zahl von 
Bußsagungen in sich schließen, so daß fast jede Vergehung einer ge- 
nauen Bewertung unterworfen wird. Der Richter aber genießt nicht 
mehr freien Spielraum, seiner Willkür Zügel schießen zu lassen; er ist 
an jene Normen gebunden. Dabei sind sie im Vergleich zu anderen 
Rechten ziemlich mild zu nennen. Das sogenannte ältere LR. wendet 
namentlich die höchste Buße viel häufiger an °?!) und strengere Grund- 
säte beherrschen auch die Freisinger Reformation des LR. 2°?) Was 
die Berechnungsweise der Bußen anlangt, so sind unter den Schillingen 
in der Regel »lange« zu verstehen, von denen acht auf das Pfund gehen, 
die je dreißig Pfennige gelten 2°), 

Noch dürften einige VO. von Interesse sein, welche eine Umwandlung 
beziehungsweise Herabsegung von Bußen bezweckten. So wird 1323 
bestimmt, daß die von 5 @ 60 ò nunmehr 2 &, die von 2!/2 & 30 b 
fortan 1 ¢& und die von 62 24 ò betragen sollen. Im Dorigericht darf 
nicht höher als um 72 » gerichtet und auf keine höhere Buße als 24 5 
erkannt werden ?%). Nach manchen Wst. ist die Buße in der Hofmark 
niedriger als die im LG.; so liest man in Berghofen (14. Jahrh.) 2 & 
statt 5 & 60 >», 72 9:2 &, 24 &:72 % oder der Arme, heißt es hier, - 
soll dem Richter, solange dieser den Stab in der Hand hat, 
12 5 geben?®). Nach anderen O. soll der Bürger, während der Aus- 
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197) StR. 313, 370. 

198) Ger. Grafenwöhr f. 2 (1487); in Neumarkt (O.) bei Widerspruch gegen das 
Gericht, diesem und den Schöpfen 18 &, Ger. Neumarkt Lit. 21 8. 

199) Ruprecht Str. 21. 

300) Werdenfels, Grimm Wst. 3 658 f. 

201) 5s Anm. 130f. 

202) Freyberg, Ges. hist. Schr. 5 163 f. 

20°) s. a. Osenbrüggen 202f.; Schineller, WB.; Qu. u. Er. 6 139. 

0%) Tom. priv. 9 27. 

3%) Berghofen, Hist. Ver. Niederb. 11 379. 


Knapp: Schuld und Sühne im alten bairischen&Recht. 429 


mann auf dem Gäu 5 & zu erlegen hat, nur mit 72 ə büßen und bei 
diesen nur mit 12 208). 

Um nun noch von den zahlreichen Ortsgebräuchen einige heraus- 
zugreifen, so soll der Richter, sofern er, was ja in Oberbaiern nicht der 
Fall, von dem Urteil der Schöpfen abhängig ist, vor Ausspruch desselben 
über keinen Wandel richten ?°). Dies gilt auch dann, wenn es sich 
um seine eigene Schuld, das heißt Forderung und Buße handelt ?®*). 
Er soll sitend, den Stab in der Hand, um die Buße fragen und sie fest- 
segen°®). Kommen zwei in Betracht, so kann er die bessere, das heißt 
die größere wählen?!?). Vertragen sich die Parteien außergerichtlich, 
so soll er, abgesehen von einigen Reaten, keinen Nachteil dadurch er- 
fahren ?!!). Wie erwähnt, muß die Buße zuweilen im Ring, das heißt 
solange der Richter noch im Gericht sigt, entrichtet werden °'?). Keinerlei 
Anspruch steht ihm zu, sofern nur eine Inzicht beziehungsweise Ver- 
dächtigung in Rede steht und sich der Bezichtigte freischwört°'?). Bei 
falscher Klage kann er jedoch hierfür nach dem Verleumder greifen, 
der dann für seine Bosheit oder seinen Irrtum mit Leib und Gut ein- 
stehen und den Leib mit dem Gute ledigen muß ?!4). So wird dieser 
nicht selten gerade die Buße, welche er vom Beschuldigten zu ergattern 
hoffte, opfern müssen. Um eine Einigung bei zu großen Anforderungen 
der Klagspartei zu erzielen, darf der Richter, so namentlich auch bei 
Bestimmung der Höhe des Wergeldes, taidigen, das heißt vermitteln ?'5), 

Daß dem Kläger allein eine Buße zufällt, ohne daß der Richter oder 
Gerichtsherr ebenfalls sein Scherflein beansprucht, zählt zu den Aus- 
nahmefällen ?!¢). Dagegen heimst sie der Richter häufig allein ein, so 
vor allem den Frevel von 72 5, den Fürfang und die Flehlheitsbuße ?'7), 
außerdem Strafgelder bei Raufhändeln beziehungsweise Schwertzücken 
und Messerwerien ?!°), Vergehen der Handwerker, falscher Klage und 
solcher vor fremdem Gericht?!) Bei Wunden, Beleidigungen, Heim- 
suche, Urteilschelten und Schädigungen in Feld und Garten ersteht da- 
gegen meist ein Anrecht für Richter und Kläger??°). Beanspruchen 


206) Essenbach, Grimm Wst. 6 118; Ger. Osterhoien f. 12 (1428). 


#07) Passau MB. 28 II, 512f., 28. 208) LR. 261; StR. 282. 

209) Ger. Hemau f. 14 (1350). 210) StR. 305. 

211) LR. 169. 21°) LR. 236. 

%18) LR. 30. 

214) Ger. Deggendorf, Lit. 14 86; Ger. Vilshofen Lit. 49 (1345); Landau, Fürsten- `~ 
selekt f. 132 (1304). 315) Ruprecht 4. 


216) Des Klägers Huld gewinnen, Ger. Osterhofen f. 12 (1428); Ger. Vilshofen 
Lit. 49 (1345); Ger. Burghausen Lit. 27 (1307). 

211) s. Anm. 189; Ruprecht Str. 21. 218) StR. 331, 404. 

219) Ger. Deggendorf Lit. 14 85; Ger. Vilshofen Lit. 49 (1345); Landau, Fürsten- 
selekt f. 132 (1304); Passau, MB. 28 II, 512, 33, 

220) Wie der Richter mit Wandeln beschwert, Ger. Neukirchen f. 5 (1330); Ger 
Reichenberg Lit. 19; Ger. Vilshofen f. 40 (1345); Passau, MB. 28 Il, 512 f. 24. 
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Stadt und Markt dann, wenn der Rat selbst als Gericht entscheidet, das 
Wandel eventuell für sich allein, wie auch bei Nichtbeachtung des Fried- 
gebots und Polizeivergehen ??'), so ist die Zahl der Fälle, in denen 
Stadt und Richter Buße heischen, nicht minder groß. Ich nenne hier 
nur wieder Verwundungen, Heimsuchung, Injurien, unbefugte Klagen **?), 
Sprechen in Urteil und Eid, ferner Spiel, Zechprellen, Bäckerbetrug und 
verbotenen Kauf??®), 

Oft greift nun der Rat zum Schuß des Klägers ein, damit dieser, 
wenn der Richter zu hart und ungerecht, nicht ganz verdirbt ?**). So 
heißt es mitunter, jener solle jeden Wandel mit Rat der Bürger nehmen 
und keinen Einheimischen, der gut und gesessen, wegen eines solchen 
zum Schergen legen°®). Er darf nur Bußen, die im Rechtsbuch ver- 
zeichnet oder nach Herkommen und schon bei den »Enen« üblich, ver- 
hängen, es sei denn, daß fremdes Recht in Frage steht ?*). Vielfach 
ist auch angeordnet, daß der Rat überhaupt alle Wandel festsegt und 
im Fall, daß der Richter zu hart und schwer, nach seinen Treuen richtet ???). 
Oder dieser soll von vornherein die Wandel nur nach Gnade und Rat 
des Rates nehmen°?®), Wird die große Buße ungerechterweise aus- 
gesprochen, so steht dem Gekränkten Beschwerde gegen den Richter 
beim Rate zu®?°). Sehr oft freilich hängt noch die Höhe des Wandels 
von der Willkür des Richters und Rates ab:°°°). In Regensburg fallen 
bei Totschlag eventuell Bußen an Kläger, Richter, Schöffen und 
Stadt °*'). 

Was die Verteilung anlangt, so erhalten Kläger und Stadt in der 
Regel mehr als der Richter. Rechnet aber, sagt Ruprecht, der Kläger 
seine »Saumtage: zu hoch, so soll er nicht mehr als der Richter ver- 
langen ?**). Allerdings wird gerade das höchste Wandel häufig doppelt 
zuerkannt, und es steht dann dem Richter ebenso wie dem Kläger 


` 221) Ger. Eggenfelden f. 43 (1562); Ger. Waldmünchen f. 7 (1492). 

222) Ger. Neustadt f. 12 (1273); Ger. Trostberg f. 9 (1457); Ger. Waldmünchen 
f. 7 (1492); Ger. Biburg Lit. 12 (1323); Ger. Neumarkt f. 22 (1366). 

22°) Ger. Neumarkt f. 22; Ger. Tölz f. 14 (1424); Ger. Biburg Lit. 12 (1323); Ger. 
Rosenheim Lit. 31, 2. 

324) Fürstenselekt f. 191 (Dingolfing); ob das wär, das der richter uberfarn wolt. 
sallen in die purger davon richten und weisen, Bogen, Hist. Ver. Niederb. 43 126. 

225) Ger. Osterhofen f. 12 (1428). 

226) Ger. Abbach Lit. 33 (Kelheim 1335); LR. 6. 

22%) Ger. Kößting f. 29 (1513): Lit. 21, 38 f.; judex poenam judicalem ad consilium 
juratorum civium, Ger. Dingolfing f. 22 (1274); Landau, Fürstenselekt f. 132 (1304); 
ob der richter ubel wollt, soll es an den burgern steen, Ger. Natternberg f. 13 (1320). 

222) Regensburg 172f.; Pfarrkirchen, Ludwigselekt Nr. 981 (1345); Städte- 
chron. 15 405. 329) Ger. Kößting Lit. 21 (1344). 

230) Ger. Vilshofen f. 40 (1345). 

281) Regensburg 173; wird der Schultheiß abgesest: waz er nicht erklagt, ist im 
nymant nicht mer schuldig, Neumarkt (O.) 2 1. 

232) Ruprecht 20. 
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zu ?38); wird es indes zwischen diesen geteilt, so gebührt dem Richter 
der Löwenanteil *?*). 

Aber nicht selten sind noch andere Personen zur Einheimsung der 
Buße befugt. So, wie erwähnt, der Fürst bei Totschlag und Mißachtung 
des Friedgebots ??’) oder überhaupt die Herrschaft *®°). Will diese, heißt 
es in Griesbach, nach einem Bürger greifen, und der Rat steht für ihn 
ein, so sollen jene und das Gericht nicht »verrergreifen« 22”), Dagegen: 
was mein frau (die Äbtissin) lat der puß, das lat euch der vogt on 
zorn?®®), Daneben sind Pfleger, Vigtum und Vogt, Unterrichter und 
Amtmann zu nennen, während der Kämmerer lediglich mit der Ein- 
treibung der Bußen für den Fiskus betraut ist???) An Stelle des Amt- 
mannes steht häufig der Scherge, an den zum Beispiel stets von der _ 
Frevelbuße des Richters von 72 5 ein Sechstel fällt**’); nach der Frei- 
singer Reformation beansprucht auch der Nachrichter (so von der Tot- 
schlagsbuße) manchmal seinen Obolus?*'), Nicht nur bei Kirchenfried- 
bruch, sondern zum Beispiel auch bei Gotteslästerung oder Ehebruch 
ist es die Geistlichkeit, welche klingende Abfindung heischt ?*?). 

In verschiedenen Fällen ist, wie erwähnt, mit der Zwiegült, das heißt 
doppelte Buße zu erlegen. So schon nach dem Schwsp. stets, wenn 
man an dem Richter oder seinen Boten frevelt °*). Wer im LG. Hirsch- 
berg »nachtludet«, soll zwiespild dem Geladenen bessern ?**). Nach StR. 
verdoppelt sich die Buße bei Unzucht (Unfug) vor Gericht oder Rat ?°°), 
ferner bei Schwert- und Messerzücken und Entwehren der Fahrhabe **°). 
So oft Schaden mit der Zwiegült ersegt wird, gebührt dem Richter die- 
halbe Buße 247). 
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za) 5 44 60 ġ, dem richter und cleger als vil, Ger. Wernberg f. 11 (1383); ein 
lemb für das andere oder 5 ⁄% 60 ð. an richter und dem, der schaden empfangen, 
als viel, Ger. Wasserburg Lit. 17 (1374). 

234) Bogen, Verh. d. hist. Ver. Niederb. 43, 127; Ger. Deggendorf, Lit. 14, 86 (1316). 

287) Ruprecht Str. 21. 

236) Ger. Freystadt f. 1 (1393); Deggendorf, Verh. d. hist. Ver. Niederb. 11 221 f.; 
Tegernsee, MB. 6 235; Ger. Waldmünchen f. 7 (1492). 

»8i) Ger. Griesbach Lit. 39 (Schloß Pfarrkirchen). 

#38) Altomünster, Grimm Wst. 6 184. 

289) Pfleger, StR. 370; Vittum; s. die versch. LO.; Ger. Vohburg f. 8 (1489); 
Vogt des Kl. Obermünster beansprucht bei fließenden Wunden, die auf den Tod 
gehen, 10 und 3 sh., bei frevel 52 5, RB. 6 228 (1327); Ger. Mühldorf; Grimm 
Wst. 6 170f.; Unterrichter, Werdenfels, Grimm Wst. 3. 661; Amtmann, Ger. 
Aichach f. 14 (1504); Ebersberg, Ludwigselekt Nr. 926 (1343); Ger. Hohenfels 
f. 6 (1450); Kämmerer, StR. 435, VII, 101, 1. 

#0) LR. 244, 264; Tom. priv. 4 295; 9 70; Ger. Rosenheim Lit. 31, 2f. 

20) Freyberg, Ges. hist. Schr. 5 195; bei Spiel an Züchtiger, München, Tom. 


priv. 6 76. 2) LO. 1516; Justizangel. 29, 31. 
*#’) Schwsp. 11 b. 
24) H. O. Müller, LG. Hirschberg 336. 248) StR. 277, 332. 


ss) LR. 62, 72—74, 175, 208; StR. 311. %3) LR. 72—74. 
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Ausnahmsweise darf der Schuldige anstatt des Geldes mit anderen 
gemeinnüßigen Dingen seinen Frevel büßen, so mit Zaunstecken für 
des Dorfes Etter oder Backsteinen für den Mauernbau?t:). Hier und 
da haftet man mit Leib und Gut, das heißt die Strafe soll nach Maß- 
gabe der Tat erst nachträglich bewertet werden °*®). Es ist dies aber 
eventuell auch anders zu deuten. So heißt es im Privileg für Pfeffen- 
hausen (1334): wer unter ‘den burgern dem gericht gevellet mit leib 
und guet, da der leib ze lösen, da gehört von ze wandel 5 & 60 à. 
Und so ist denn auch der Leib mit dem Gut in Fällen unberechtigter 
Klage zu ledigen ?*?). Es ist damit nicht gesagt, daß sich der Kläger 
tatsächlich als Verleumder charakterisiert; er kann, wie erwähnt, auch 
im guten Glauben vorgegangen sein, vermag aber dann aus Mangel 
an Zeugen seine Behauptung nicht zu »bewaeren«®°'). Nach Ruprecht hat 
er, sofern er sich nicht zu öffentlichem Widerruf bereit erklärt, doppelte 
Buße zu erlegen, beziehungsweise den Schaden doppelt zu erseßen °®®), 
nach LR. ebensoviel, als der Beklagte hätte büßen müssen, wenn der 
Nachweis der Schuld geglückt wäre °°®). Über sonstige Fälle des Los- 
kaufs vom Tode, der Verstümmelung oder Züchtigung wurde bereits 
früher berichtet. | 

Daß zuweilen auch der Unschuldige zu sühnen hat, bezeugt, daß ja 
nach manchem Recht bei Notwehr troß Ausführung derselben Buße zu 
entrichten ist ®5*); freilich ist diese dann meist nicht von vornherein fest 
bestimmt, und das Gericht wird auf sie wohl ganz verzichten, wenn es 
die volle Überzeugung von der Schuldlosigkeit gewonnen hat. 

Keine Buße darf verhängt werden, wenn auf die Tat eine schwerere 
Strafe gesetzt ist®’®). Bei Friedbruch soll nach LR. der Richter »dhainen 
pfenning von im nemen an dez anchlagers willen«°°‘), Ebenso greift 
bei Inzicht und sofern man sich eines vom Ehehalten entwendeten 
Hausgerätes ohne Klage wieder unterwunden, kein Wandel Pla ?®*). 
In Abbach (14. Jahrh.) wird bestimmt: »spricht einer den andern an von 
gelts wegen und entprist der gelter dem on claz, so ist der anclager 
nicht wandels schuldig, wann er an seinem gelt genug verlorn hat«*°*), 
eine Sagung, die nicht des Humors ermangelt. Wenn es im LR. heißt: 
ez sol auch dhain richter noch amptman, waz si ze chlagen habent von 


#8) Ger. Moosburg f. 107 (1491). %9) S, b. Leibesstrafen. 
20) Ger. Rottenburg Lit. 33b. 241) s, b. Strafe; LR. 63. 
252) Ruprecht 257; s. b. Strafe. 25°) LR. 60-62; s. b. Strafe. 


254) s. b. Notwehr; Ger. Amberg f. 41 (1294); für gewöhnlich soll der Kläger 
mehr als der Richter erhalten, Schwsp. 98b, 301 I. 

254) So in peinlichen Fällen, LR. 51; jedoch Tegernsee: geschicht des not, das 
man sol ainen menschen auf dem aygen brennen durch das wange, so sol des 
gotshaus amptman sein puezze do nemen u. in dann antworten in unser gewalt, 
ob wir in wellen prennen oder anslahen, MB. 6 235. 

256) StR. 130. 21) LR. 30, 32. 

2358) Ger. Abbach Lit. 12 52. 
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ir selbs notdurft (nicht von dez gerichtes wegen) dhain puozz haben 2°), 
so soll damit nur verhütet werden, daß jene nicht außer den Bußen, 
die ihnen als Privatkläger zukommen, auch noch gerichtliche Gebühren 
für sich erheben. Über Verjährung richterlicher Bußen siehe unter V. 

Selbstverständlich können Ansprüche auf Buße wie andere Rechte Gegen- 
stand des Kaufes, Tausches und der Verpfändung sein 2%). Auf le&terem 
Wege gerieten ja auch die meisten städtischen Gerichte nach und nach 
aus des Landesherrn Gewalt in die des Rates. 1326 hat Herzog 
Ludwig mit dem Kloster Diessen »sabgewechselt die buß, die sy gehabt 
in dem markt um unser buß, die wir überall in der pfar zu D. hatten, 
on allein die recht burger seind und steurn geben; damit soll der probst 
oder sein richter mit khainer puß nicht ze schaffen haben« ?°!), 

In der Regel hat der Verurteilte die Buße nicht sofort zu erlegen. 
So soll sie zum Beispiel in Viechtach dem Richter in vierzehn Tagen 
entrichtet werden; zur Not gewährt aber dieser noch eine ebensolange 
Frist °°®). In Regensburg darf diese bei Taten, welche an den Frieden 
gehen, höchstens ein Jahr betragen; das erste Drittel ist sofort, das 
zweite nach einem halben Jahr zu bezahlen?s). Dem Totschläger ge- 
währt man zum Loskauf seines Lebens 42 Tage ’?°*). Eventuell kann 
man durch Leistung einer Bürgschaft oder Gewißheit, die von jedem 
angesessenen Bürger ohne weiteres anzunehmen ist, für einige Zeit der 
Vollstreckung vorbeugen°®). Weiß einer in Osterhofen (1172) die 
Bannbuße zur Ledigung von Haut und Haar nicht aufzubringen, so kann ` 
diese ein Freund von ihm erlegen; doch muß er Bürgen dafür segen, 
daß jener kein Verbrechen mehr begeht ?*°). Der Vogt darf solch An- 
gebot nicht zurückweisen, auch wenn der Freigelöste dann sein Ver- 
sprechen nicht hält: et nemo pro eo de villa pelletur (vertrieben). 

‘Sonst hat der Säumige mit dem Leib für seine Schuld einzustehen, 
indem er sie entweder abarbeitet oder in das Gefängnis und in die 
Fremde wandert?’”), So heißt es im Hohenschwangauer Strafbüchel: 
er sol in durn an boden gelegt, mit wasser und prot gespeist und ime 
tag und nacht vier kreußer abgezogen werden und als lang ligen, bis 
er verwirkten frefel im turn gebößert, gepiest und das durngelt ge- 
geben hat«°°®). Darf der Privatkläger hierbei keine Selbsthilfe üben, 


259) LR. 4. l 

26) Regensburg 38 ff. 261) MB. 8 218. 

26:) Gier. Viechtach Lit. 19 (1474); erst in vierzehn Tagen, StR. 238. 
26”) Regensburg 173. 64) ebenda. 


368) Lfr. 1235; MGConst. 2 262; Ger. Vilshofen f. 40 (1345). 

366) Grimm, Wst. 6 125. 

357) In Werdenfels soll der Richter keinen, der mit eignem Rauch angesessen, 
bei Nichtzahlung der Buße festnehmen und stöcken und blöcken, doch ihm »ain 
seckel an den hals hengen, hung das er sy derarbaytt. so sol er zwen pfenng be- 
halten u. davon essen, den drytten dem richter geben usw., Grimm, Wst. 3 658. 

26°) Ger. Hohenschwangau Lit. 23 11. 
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so greift der Richter bei schädlichen, verdächtigen und mittellosen Ein- 
heimischen wie Gästen ohne Bedenken ein; lediglich bei Bürgern ist 
er zur Vorladung verpflichtet), Haben Richter und Stadt Anspruch 
auf Buße, so hat derjenige von ihnen, welcher den Sünder behufs Er- 
. zwingung der Zahlung zuerst festgenommen, ihn nach erreichtem Erfolg 
zu weiterer Auspressung dem andern zu überliefern ?”°). 

Es seien hier noch einige Satungen des Münchener Bußamtsbuches 
aus dem 15. Jahrh. beigefügt ?”'). Hiernach sollen die Bußmeister all- 
wöchentlich san der pusse sigen und ohne Rücksicht auf die Person 
alles, was sie hören und sehen, vorbringen und nach der Stadt Säten 
sals treulichen straffene. Zeigt ein Amtmann oder Stadtdiener einen 
Bußwürdigen an, so erhält er von der Buße den sechsten Pfennig. 
Wenn die Bußmeister nach einem schicken, so soll er sofort kommen 
oder Pfand oder Pfennig senden; andernfalls gehen sie den Bürger- 
meister an, damit er ihn auf den Turm schafft. 

Auch das Regensburger Wundenbuch (1339 f.) enthält manchen hier- 
her gehörigen, beachtenswerten Eintrag ?7?). Auch hier mußte der Säu- 
mige sofort Bürgen stellen, wobei Eheleute gegenseitig für einander ein- 
traten. Die Zahlung wurde, wo nötig, auf mehrere Termine, ja even- 
tuell bis zum Ablauf von zehn Jahren gestundet. Auch Gnade wurde 
häufig geübt, besonders dann, wenn überhaupt nichts zu holen war 
oder der Vorgeforderte rechtzeitig entwich. 

Die Buen werden mitunter zum Nuten der Stadt und des Marktes 
angelegt, vornehmlich um den Mauernbau um einige Zinnen zu fördern. 
So sollen in Rottenburg (1393) alle Wandel, welche nicht Malefiz be- 
rühren, vom Pfleger »abgetädigt:, durch den Rat eingenommen und zu 
= Notdurft des Gebäues verwendet werden?'®). Im Kloster Diessen ist 
1304 angeordnet: in eo, quod dicitur unreht, sive temerarium, quod 
dicitur frevel, tales exactiones non ad judicem vel preconem, sed transi- 
bunt ad utilitatem ecclesiae ?7*). 

Ein großer Unfug war das Vertrinken des Strafwürdigen durch den 
Richter, Amtmann und ihre Knechte.e So muß in Waldmünchen dem 
Richter, sofern er einen mit Waffen in der Hand trifft, eine Maß Wein 
kredenzt werden.?”). Begreift in Hohenfels des Richters Knecht einen 
mit dem Messer, so hat sich dieser mit einem Viertel von ihm zu lösen, 
es wäre denn, daß man ihn vor dessen Hinzukommen einsteckt 27°). 


269) s. bei Bürger. 

#10) Regensburg 172f. 

271) M. Bußbuch (1433—1490); Stadtarchiv. 

?T:) Regensburg 2221. 

317) Ger. Rottenburg f. 71 u. Lit. 33a; Ger. Neustadt f. 12 (1273). 
214) Fürstenselekt f. 133». 

96) Ger. Waldmünchen f. 7 (1492). 

276) Ger. Hohenfels f. 6 (1450). 
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Wer in Rosenheim von den Genannten nach dem Zusammenläuten aus- 
bleibt, der hat 24 & zum Vertrinken zu erlegen ?7?). 

Schadenersaß. Die l. Baiuw. bringt zahlreiche Fälle, in denen 
ein mehr oder minder böswillig zugefügter Schaden wieder gutzumachen 
ist. So hat man der Kirche weggenommenes Gut doppelt zu erse&en °°®), 
Dem Herrn, dessen Knecht man zur Flucht beredete, ist ein gleich- 
wertiges dafür zu erstatten ?7°). Andererseits haftet der Herr, wenn 
sein Knecht eine Kirche anzündete oder Raub und Diebstahl während 
des Heerzuges beging ?%°). Ersaßpflicht obliegt aber auch dem Grafen, 
der es unterläßt, dem Täter nachzuspüren ®*').. Wer einen Aufruhr am 
Herzogshof erregt, hat für allen Schaden einzustehen und obendrein 
40 sh. dem Fiskus zu zahlen?!?). Wer den Richter besticht, hat das durch 
den ungerechten Spruch Gewonnene zurückzugeben, der Richter aber den 
durch seine Ungerechtigkeit bewirkten Nachteil doppelt wettzumachen ’*®), 
Bei falscher Klage jedoch trifft den Verleumder nicht nur die Strafe, 
welche dem Beschuldigten drohte, sondern auch die Pflicht zum vollen 
Ersag ?°%4). 

Tötet einer durch Zufall ein fremdes Tier, so muß er ein gleich gutes 
dafür liefern, wie überhaupt das Schädigen an und von Tieren zahl- 
reiche Bestimmungen hervorrief?®). Ähnlich bei Gütern, welche in 
Verwahrung gegeben wurden. Geht ein in Pflege genommenes Pferd 
zugrunde, so haftet man nur, wenn man hierfür Lohn empfing ?°°). 
Werden Kostbarkeiten mit eigenen Sachen des Verwahrers durch Brand 
vernichtet, so trägt dieser keine Verantwortlichkeit?°7). Werden sie 
ihm aber gestohlen und es mißglückt ihm troß sorgfältiger Spurfolge, 
den Täter ausfindig zu machen, so muß er die Hälfte des Schadens 
tragen?) Wer ein Schiff vom Standort entfernt, so daß es verloren 
geht, erseßt dies durch ein anderes von gleichem Wert *®®),, Manches 
Beachtenswerte bieten auch die Bestimmungen bei Schädigungen in 
Gärten und Gehölzen. Bei Vernichtung von Obstbäumen hat der Frevler, 
abgesehen von strenger Buße an Kläger und Fiskus, einen anderen 
Baum dafür zu seßen und alljährlich, bis jener Früchte bringt, 1 sol. zu 
zahlen. Es sei hier der merkwürdigen Satung gedacht, wonach man 
diesen Schilling bis in die siebente Generation reichen muß, sofern man 
eine vorzeitige Geburt veranlaßt hat°?%). Wird die ganze Ernte ver- 


211) Beschwerde bei Pfleger und Rat gegen das große Vertrinken, Neub, Kopialb. 
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zaubert, so büßt der auf der Tat Ergriffene mit 12 sol. und muß des 
Geschädigten Familie und Vieh ein Jahr lang unterhalten. Ja, gerät 
jenem während dieser Zeit Habe zu Verlust, so hat er auch diese zu 
erseßen ??’!). 

In den Kapitularien ist häufig von damnum componere, solvere, 
restituere, sarcire die Rede. Zumal das Einstehen des Herrn für den 
Sklaven ist oft betont, wie desjenigen, der einen Verbrecher nicht dem 
Richter überliefern will???) Wer einem ihm zur Tötung übergebenen 
Räuber das Leben erhält, haftet für die Hälfte des von diesem be- 
gangenen Schadens, wer ihn sonst freiläßt und nicht dem Gericht über- 
antwortet, für den ganzen ?”?), Ebenso hat man für den zu leisten, den 
man aus einer Freistatt nicht herausgibt oder in loco wadii suscepit. 
Bei Raub und Diebstahl auf dem Heerzug hat der Freie die Bannbuße 
zu erlegen, der Sklave indes den dreifachen Schaden zu ersegen ?’*). 

In Hinsicht auf die Landfrieden treffen wir im Rlir. von 1281 die 
Vorschrift, daß man zugefügten Schaden nicht selbst richten darf, sondern 
klagen soll®®5). Ich erinnere hier aber an die bekannte Vergünstigung, 
denjenigen, den man nachts bei Flur- und Gartenfrevel ertappt, miß- 
handeln zu dürfen ®®*). 1256 gilt Schaden unter 6 sh. als geringer; ver- 
mag man ihn nicht selbdritt von sich zu weisen, soll man ihn »zehen 
stund: (mal) büßen, höherer wird mit dem Leib gesühnt °°”). Bei Schädigung 
durch eġen, treten, ubersniden und dergleichen hat man sie »zwir: zu 
gelten ?°*). Dann ist das Einstehen dessen, der schädliche Leute haust, 
hervorgehoben **), des Vaters bei Verwundungen des Sohnes ?®°®), des 
Raubgenossen für die gesamte Beute, wiewohl er nur einen Teil der- 
selben an sich gebracht hat?°'). Nicht minder ist häufig von dem durch 
Fehde verursachten Schaden die Rede und daß, was hierbei durch Raub, 
Brand und Diebstahl gesündigt worden, wieder gutgemacht ‘werden 
müsse ë). Doppelt hat endlich der Richter zu ersegen, wenn er sich 
in Frieden oder Wandel übergreift ?°®). 

Ähnliches treffen wir im Schwsp. wieder, so den Ersag bei Feld- 
schäden, bei Schädigung von Obstbäumen und der Ernte, wie durch 
Tiere ®°*). Ferner das Haften für anvertrautes Gut, Gebote, welche zum 
Teil von Ruprecht übernommen wurden 8°5). Wunden sollen nach der 
Freunde und des Richters Rat wettgemacht werden ®®). Bei der Haftung 


91) ], Baiuw. 13, 8. »?) Boretius, Kap. 1 143, 10. 
2%) Boretius, Kap. 1 205, 25; 206, 1. 24) Boretius, Kap. 1 113, 7£. 
2%) MGConst. 3 282, 2%) s, bei Strafausschließung. 
291) Qu. u. Er. 5 149 (56). 298) Qu. u. Er. 5 89 (71). 

299) Qu. u. Er. 6 208, 421, 517; s. Begünstigung. 

200) ebenda. 301) Qu. u. Er. 6 115 (26). 
80:) Qu. u. Er. 6 197. 30?) Qu. u. Er. 5 344 (33). 
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MGConst. 1 198; Schwsp. 202; Ruprecht 102, 
806) Schwsp. 228, 229, 258. 606) Schwsp. 98, 325 I. 
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für Fremde findet man mitunter peinliche Strafe statt Ersat angedroht, 
ebenso bei mancher Handlung, welche wir als zufällig und fahrlässig 
unter milde Beurteilung stellen würden 2°7). Entwischt ein Gefangener 
dem Wärter, so soll dieser allen Schaden und Buße »leiden«, die jener 
tragen und erlegen sollte ®®). 

In weit höherem Maße ausgebildet ist die Ersa&pflicht bei Ruprecht 
Bei Verwundungen und Verle&ungen aller Art werden Arztkosten und 
Arbeitsversäumnis nach weiser Leute Rat ünd eventuell, soweit das 
Vermögen des Schuldigen reicht, bereinigt. Dabei gilt dieser ja, wenn 
das Opfer innerhalb Jahresfrist stirbt, als Totschläger®’). Beim Ane 
fang von geraubtem und gestohlenem Gut hat der zu zahlen, dem zu- 
legt der Schub bleibt; mißglückt jener jedoch dem Kläger, so steht er 
für des Bezichtigten Schaden ein?!°). Daneben Ersag für Feldschäden, 
für Frevel an Markungs- und Obstbäumen, hinsichtlich welcher der Preis 
für eine zwölfjährige Ernte zu entrichten ist, sowie bei unberechtigter 
Beschuldigung und Verkauf gefälschter Ware 8'1). In verschiedenen 
Fällen heischt man »zwiegülten« Ersag ®'?), 

In Regensburg steht angesichts der dort üblichen großen Rauflust 
der Ersag für Verlegungen aller Art im Vordergrund, wie der infolge 
Einstehens für Fremde, sei es im Fall des Hausens Verbotener und 
sonstiger Förderung von Verdächtigen wie Schuldnern der Stadt oder 
unbefugter Freilassung von Gefangenen. Auch bei Meineid und falschem 
Zeugnis besteht Ersa&pflicht neben der peinlichen Strafe. Einmal sucht 
man auch den Bischof wegen ungerechten Urteils zur Rechenschaft zu 
ziehen ®!?). | 

Wie in bezug auf Bußsaßungen, so tritt uns auch in jener Hinsicht 
aus den Rechtsbüchern K. Ludwigs große Mannigfaltigkeit ent- 
gegen. Vor allem ist hier wieder der Ersaß für Wunden, Verleum- 
dungen und Schelte zu nennen wie verlorenes anvertrautes Gut *'*). 
Besonders eingehend ist aber auch der Feld- und Holzschäden -wie der 
durch und an Vieh gedacht®!°), Jene werden entweder durch Eid, der 
Nachbarn Rat, durch Kundschaft und Hilfe des Fronboten oder Esch- 
haien, durch Beredung auf dem Pfand, durch liebliche Beredung oder 
stille Abmachung festgestellt®!). Wenn einer Bannzäune schadhaft 
läßt, soll sich der Fronbote in die Lücke seen und Nachbarn zur Fest- 
stellung, wer hier der Lässige, berufen"). Reitet ein Fremder über 


307) Schwsp. 182—185. :08) Schwsp. 351. 


e0°) Ruprecht Str. 21; Ruprecht 16—19; Sippe bei Vatermord, Ruprecht 32; 
Ruprecht 7. 810) Ruprecht 73—76, 78. 
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einen Acker und wird er deshalb gepfändet, so soll er sich mit dem 
Gekränkten freundlich und lieblich berichten; andernfalls stellt dieser 
den Nachteil durch Eid fest?'®). 

Gefährliche Tiere, wie Hunde und Eber, hat der Fronbote zu ver- 
bieten; wer troßdem im Ungehorsam verharrt und jene nicht beseitigt, 
hat Ersag und Buße zu leisten?!°). Nicht minder büßt der, der Vieh 
zwischen das Korn treibt??°). Schaden am Vieh, so bei Mißhandlung 
desselben, oder bei Viehleihe, :gilt« man nach zweier Leute Rat°®:), 
Wer eines anderen Vieh eintreibt und nicht wieder herausgibt, bei dem 
wird der Schaden ebensowenig als bei dem, der sonst Vieh entwendet 
und raubt, geschäßt: er verfällt ohne weiteres dem Henker???). Volle 
Haftung trägt natürlich auch der, der Brunnen und Gruben nicht ver- 
wahrt ???). Wenn ein Zeuge »irävenlich: säumt, sofern er durch den 
Fronboten zu Haus und Hof geladen, hat er hierfür. der geschädigten 
Partei Genugtuung zu leisten ®®®). 

In mehreren Fällen wird hier wieder mit der Zwiegült ersegt. Dem 
Richter gebührt dann außerdem ;shalb als viel<; bei Leugnen soll man 
des Bezichtigten Recht nehmen, das jedoch der Kläger, namentlich bei 
höherem Wert, selbdritt verlegen kann ??), Bei Heu und »gewonnenem« 
Holz bedarf jener des Pfandes zum Schwur; andernfalls entschlüpft der 
Frevler mit dem Reinigungseid, und keiner der beiden ist dem Gericht 
etwas schuldig 82°). Unter höherer Norm steht nicht selten der Schaden 
bei Nacht; bei solchem an Obstbäumen tritt dann neben die Zwiegült 
noch eine Buße??7). Wird ein Schaden durch den Kläger selbdritt be- 
stätigt, so ist die Frevelbuße von 72 ə stets an den Richter zu leisten 828). 

Vermögenseinziehung. Der Fälle, in denen gemäß l. Baiuw. 
der Freie des Lebens und Vermögens verlustig geht, ist bei der Todes- 
strafe gedacht; es sind Tötung des Herzogs, Landesverrat und Verrat 
einer Stadt an den Feind. Ein Drittel der Habe büßt man bei rück- 
fälliger Sunntagsentheiligung ein???) Später gehen auch der Erleger 
eines herzoglichen Günstlings, der, der eine Majestätsbeleidigung ver- 
übte und die, welche einen erschlagenen Dieb und eine verstoßene 
Ehebrecherin rächten, oder, wie bei Empörung des Sohnes des Herzogs 


318) LR. 69, 319) LR. 79; StR. 128. 
320) StR. 313, 400. a1) LR. 80. 

823) LR, 81. 32) LR, 82. 

821) LR. 326, 332. 328) LR. 73. 

826) LR. 74. 8:1) LR. 66, 68. 


322) LR. 68, 70, 72, 80, 83, 84, 142, 219, 280 (selbdritt); wenn ein Richter einen 
Schuldner ohne des Klägers Willen ausfahren läßt, hat er Ersag »um sein Gelde 
zu leisten, Ger. Vilshofen Lit. 49 (1345); Pfleger steht nicht dafür ein, wenn ein 
Geschlagener vom Täter nicht entschädigt wird, Ger. Kraiburg f. 4 (1474); Ersag 
des Richters, wenn er nicht so richtet, wie das Kloster will, Koch-Sternifeld, 
Salzburg und Berchtesgaden 2 51. 

320) | Baiuw. Append. 1 1 (MGL. 3 335). 
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und Nonnenraub, aus dem Lande verwiesen wurden, des Vermögens 
verlustig. Endlich fällt das Wergeld derer, die zur trustis dominica ge- 
hörten, wie das Erbe sorcier, die ohne Verwandte starben, an den 
Fürsten 259); 

In den Kapitularien treffen wir die Konfiskation bei Blutschande, 
Ehebruch, Exkommunikation, Frauenraub, Hochverrat, Versäumung der 
Heeresfolge, Herisliz, Landflucht, Nachstellung gegen des Königs Leben, 
vermessentlichem Totschlag ®®!). Mitunter fällt das Vermögen zur Strafe 
an die nächsten Verwandten statt an den Fiskus. Einstweilige Ein- 
ziehung des Vermögens zieht der Forbann (Verfestung) nach sich 233). 

In den Landfrieden wird die Einziehung bei Friedbruch, Totschlag 
oder Leme am Herzogshof sowie bei Ächtung verfügt. Nach dem 
Cap. Argentinense von 1019 fällt des Verwandtenmörders Erbe dem 
Fiskus anheim. Gemäß Gottesfrieden von 1083 werden Totschläger und 
Verwunder aus dem Gebiet vertrieben; ihr Gut aber nehmen die Erben, 
das Lehen der Herr. Nach der pax Alemannica von 1104 beschlag- 
nahmt die Obrigkeit des flüchtigen Friedensbrechers Vermögen bis zu 
dessen Tod, dann erhalten es seine Erben. Mitunter erfolgt dies nur 
unter der Bedingung, daß jene dem Schuldigen seit der Flucht keine 
Unterstügung mehr gewährten. Laut Lfr. von 1300 soll man bei kleinen 
Wunden im Herzogshof des Täters Habe verbrennen. 

Des Gerichteten Vermögen fällt in der Regel an die Erben. Nach 
dem wichtigen Freiheitsbriei von 1311 gilt indes folgende Vorschrift: 
Der Richter nimmt den Dieb »als er mit gürtel umbevangen« fest; ist 
jener gerichtet, so bleibt alles, was zum Gut gehört (same, arthaue), 
bei demselben. Vom sonstigen Nachlaß fällt ein Drittel der Frau und 
den Kindern zu, das übrige der Herrschaft. Stand er jedoch allein, so 
beansprucht diese alles 838). 

Im Schwsp. sind wieder der Heerflüchtige und sonst dem Reiche 
gegenüber Treulose hervorgehoben; sein Erbe »verteilt« man dem 
Fiskus ®t). Bei Verwandtenmord heimst die Herrschaft des Täters Ver- 
mögen ein®®°), Gräbt ein Adliger einen Toten unbefugt aus, so ver- 
liert er sein halbes Besigtum an die Kirche. »Findet« der Richter sein 
Gewedde nicht auf des Schuldigen Gut, so kann er dessen Verstrich 
erwirken 836), Įm übrigen geht auch hier des Gerichteten, wie nach 


830) |, Baiuw. Addit 5 1, 9; 5 4, 14, 17; 1. Baiuw. 72; 29, 1,11; 4 28; Addit. 5 4, 
10; 1. Baiuw. 15 10, 

331) Brunner, Rgesch. 2 665, 663, 306, 669, 668, 339, 687, 686, 563, 632. 

ss.) Brunner 2 595, 465. 

3833) Qu. u. Er. 6 14, 93, 183 usw.; 1019 MGConst. 1 64; 1083, ibid. 604, 6; 1104, 
ibid. 614, 8; ähnlich 1152, ibid. 195, 2; 1300, Qu. u. Er. 6 112; 1311, ibid. 183; wenn 
eine Frau büßt mit dem Leib; dem man u. iren kindern sol ez unschedlichen sein 
an der hab, Ger. Neumarkt (0.) Lit. 21, 3b. 384) Schwsp. 49. 

686) Schwsp. 375 VI. 836) Schwsp. 370 II, 206. 
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Jahr und Tag des Geächteten und Gebannten Vermögen auf die Erben 
über ??7). , 

Nach Ruprecht gebührt des Totschlägers Erbe meist den Nach- 
kommen; vorher sind jedoch die Ansprüche des Fürsten (Stadtherrn) 
und Richters zu befriedigen 38). Bei Tötung der Ehefrau gebührt es 
jedoch zur Hälfte dem Richter, während es im Fall der Tötung des 
Gatten, nur wenn es an Kindern fehlt, der Stadt und dem Stadtherrn 
gehört??). Bei Eltern- und Brudermord gehen die Erben völlig leer 
aus +°). Bei Ermordung des Gastes durch den Wirt ziehen dessen Ver- 
mögen der Stadtherr und die Bürger ein®*!). Endlich soll, wie auch 
nach dem Schwsp., das Gut des ungehorsamen Wucherers dem Richter 
verfallen %42). In Regensburg ist, abgesehen von den schon besprochenen 
Delikten, welche die Wüstung des Hauses nach sich ziehen, die un- 
befugte Festnahme eines Bürgers mit dem Verlust des Vermögens ver- 
knüpft ?*3). 

Nach LR. geht der seiner Habe verlustig, den man brandmarkt und 
der sich bei Diebstahl an der Schraiat schlagen läßt, anstatt die Buße 
zu erlegen°*). Ferner löst die im Zweikampf überwundene Frau ihr 
Leben mit dem Gut®*°). Sonst geht des Gerichteten Erbe stets auf die 
Nachkommen über, wie auch nie der Herr desselben an seinem Ver- 
mögen Schaden leiden soll 246). 

Ebenso zum Beispiel in Passau: et si aliquis condempnatus fuerit, 
bona remanebunt domino, cujus colonus fuit°*’). Im übrigen scheint 
vielfach nicht nur das Gut, sondern auch die Habe der Obrigkeit zu 
verfallen. So namentlich bei Klöstern: In Zwiesel (1342) hat der Vogt 
auch das Gericht, das an den Tod geht, sund was der schädlich mensch 
(Notzüchter usw.) nach dem tod hab lät, das soll dem abt zu Nidern- 
altach gefallen und dem probst zu Reichnach das drittel und dem vogt 
das drittel und seiner hausfrauen und kindern das drittel«®*). Im Be- 
reich des Klosters Weltenburg richtet der Herzog den Totschläger, doch 
dessen Hab und Gut verbleibt den Brüdern ?*). Ähnlich in Raitenbuch: 
Wer in der Hofmark auf den Tod gefangen wird, den liefert man -dem 
Landrichter aus, sein Gut ist indes der Kirche verfallen 33°), In Berchtes- 
gaden (1377) gebühren, wenn einer wegen böser Sachen und »schämb- 


321) Schwsp. 198, 367 II. 332) Ruprecht Str. 21. 
829) Ruprecht 25. 310) Ruprecht 32, 33, 
341) Ruprecht 34. 342) Ruprecht 212; Schwsp. 160. 


23) Regensburg 177. 

%1) LR. 35—37; StR. VII, 66; Osenbrüggen 185. 

ur) LR. 57. 346) LR. 50. 

%1) MB. 28 II, 511 (1256). 

ss) Ger. Zwiesel f. 5 (1342); wer der Saßung nicht gehorcht, den kann die 
Äbtissin des Gutes entseßen. Ge.senfeld, Grimm Wst. 6 191; Tegernsee: den 
leib herauszuantworten, das gut innzubeleiben, Ger. Dachau Lit. 23 (15. Jahrh.). 

s40) MB. 13 358. 860) MB. 8 113. 
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licher: Untaten, als Dieberei usw. gerichtet wird, dessen Erblehen und 
Habe der Herrschaft. Wenn aber jemand um ehrbare Sache, wie Tot- 
schlag, vor Gericht kommt, so wird, abgesehen vom Wandel, sein Gut 
der Hausfrau und den Erben ledig®®'). Ich erinnere endlich an die zahl- 
reichen Immunitätsprivilegien, nach denen der Missetäter nur mit dem, 
was der Gürtel umfängt, dem Landrichter ausgeliefert wird, das sonstige 
Hab und Gut aber zur Verfügung des Klosters zurückbleibt®°?). 

Aber auch außerdem scheinen die Nachkommen nicht selten leer aus- 
zugehen. In Friedberg (1383) sollen die Gelter die ersten »werer« sein 
von des Totschlägers Habe, dann soll der Richter seine Buße nehmen. 
‚wär aber ich ubriges da, das sol der vigtum halbs nemen und die 
statt halbs«. Ebenso später bei allen großen Dingen; an des Vittums 
Stelle steht der Herzog %8), In Obernzell kann ein Totschläger, der 
Bürger ist, mit 32 «4 Leib und Gut vom Richter ablösen, doch »hüett 
er sich vor seinen veinten:, das heißt er sei diesen gegenüber auf Ab- 
findung bedacht. Bei anderen schädlichen Leuten fallen zwei Drittel 
des Erbes dem Markt anheim, das übrige dem Geschädigten ®’*). In 
Werdenfels dagegen heißt es: Der Totschläger ist dem Gericht mit Leib 
und Gut verfallen, :ausgenomen wyb und aigen und ligente hab, die 
sol den geltern und wyben peleiben« Ich erinnere schließlich an den 
Loskauf des Totschlägers zu Tegernsee durch Hingabe von Hab und 
Gut, die je zur Hälfte dem Gutsherrn und dem Kloster zufallen ®°°). 

In Kelheim soll sich der Richter nur bei Verwundung auf den Tod 
des Gutes des Bürgers unterwinden ®°°): diesfalls steht auch in Schon- 
gau dessen Leib und Gut dem Vogt zu, sonst hat dieser nur Anspruch 
auf Buße?°’). Entweicht in Passau der Inzichter, so gilt er als schuldig, 
und sein Vermögen wird eingezogen 58). 

VerwirktesGut. Hier ist gemäß l. Baiuw. an den rechtsgespannten 
Ochsen zu denken, der durch seine Arbeit den Feiertag entheiligt hat 85°). 
Nach späteren Gesegen das, was man durch Spiel oder Wucher un- 
rechtmäßig genommen hat und daher herausgeben muß. Sodann ge- 
fälschte Waren und Gold, das der Vernichtung anheimgegeben wird, 


31) Koch -Sternfeld, Salzburg u. B. 2 77. 

es:) Nur was bei ihm begriffen wird, kein gut aus der hofmarch soll ihm nach- 
volgen, Altenmarkt, Grimm West. 6 164; s. bei Verbrechen. 

3^ ) Ger. Friedberg f. 25. 

s4) Verh. d. hist. Ver. Niederb. 11 216. 

3) Grimm Wst. 3 661; MB. 6 235. 

86) Ger. Kelheim f. 37 (1335). 

857) Wer daz der wunde sturbe, so stünd dez leib u. gut, der in gewundet, in 
eins vogt hant, Ludwieselekt Nr. 475''s (1331). 

26°) MB. 28 11,512,4; der Richter soll dem Bürger kein Gut nehmen ohne Recht, 
Ger. Natternberg f. 13 (1320). 

559) |, Baiuw. Append. 1 1 (MGL. 3 335). 
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verbotene Schwerter und sonstige Waffen, welche der Einziehung unter- 
liegen 860), 

Was ferner der festgenommene Mann an und bei sich trägt, fällt, 
wie erwähnt, dem Richter und seinen Knechten zu, also auch eventuell 
die von ihm gemachte Beute. So nach Handfeste von 1311 alles, was 
man bei dem auf der Straße, in Stadt und Markt (jedoch nicht auf seines 
Herrn Gut) verhafteten Dieb findet?°!), Wird aber der rechtmäßige 
Eigentümer ausfindig gemacht, so ist jene an diesen zurückzuerstatten. 
Nach Schwsp. soll sie der Richter Jahr und Tag aufheben und bei 
Meldung des Berechtigten ausliefern ?*?). 

Daß endlich der Richter das ihm zustehende Gerichtsmahl aus Un- 
bedacht verwirken kann, bekundet das Essenbacher Wst. Nach dem 
Taiding soll jener »wegrichtling: von der Kirche in den Amtshof schreiten, 
und wer ihm dann nachgeht, dem soll der Amtmann, wie auch dem 
Richter selbst, ein Mahl bereiten. »Wär aber, das der richter umbluegät 
nach iemant, so ist der amman dem richter nichtz schuldig« ®*). 


Strafzumessung. 


Bei Feststellung der Schuld spielt in den bairischen Quellen die 
Notorietät von jeher eine große Rolle. So soll nach manchen 
Immunitätsprivilegien der Verbrecher nur dann, wenn er notorie fuerit 
deprehensus, an den herzoglichen Richter ausgeliefert werden !). 

Nach dem Gottesirieden von 1103 sind Laien manifesto crimine 
deprehensi zu enthaupten, Geistliche zu degradieren und zu sus- 
pendieren?). Wer im Frieden manifeste tötet, wird gemäß Lfr. von 
1152 nicht mehr zum gerichtlichen Zweikampf zugelassen®). Was 
offenbar und landwissentlich und man mit dem Finger zeigen möge, 
sagt eine Münchener Saßung, bedarf keiner Beweisung mehr). 

In Mühldorf zählen Schmähungen an sich zu des Rates Kompetenz ; 
sofern sie aber kundlich und glaublich, zu der des Herzogs’). Wer 
mit Willen nachts zu den Weibern geht, den man dessen warlichen 
zu überweisen vermag, büßt dem Richter mit 5 &. 60 °) Wer 
den andern »hinter« Unzucht (Unfug) bringt, »das sich wahrlich fundens, 
der soll diesen entheben’). Oft ist in den Urfehden vom Freigegebenen 
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860) Regensburg 178; StR. 240; LR. 173. 361) Qu. u. Er. 6 184. 

362) LR. 44, 45; Regensburg 177; Schwsp. 199; StR. VII, 65. 

se) Grimm Wst. 6119. Über die Wüstung des Hauses, s. b. »schädliches Haus«. 
1) Fürstenselekt Nr. 122 u. f. 75; Boretius, Kap. 2 86. 


s) MGConst. 1 605. 3} MGConst. 1 195. 
4) Mon Civ. Monac. 1 64, 5 237; Klage bei offenbar diepstal, die aìner auf den 
diep wol erzaigen mag, LR. 1; StR. 1. 6) Grimm Wst. 6 170. 


6) Obernzell, Ver. hist. Ver. Niederb. 11 215. 
1) Ger. Trostberg f. 9 (1457). 
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zugestanden, daß es sich um eine »ware, bose geschicht, die kundlich 
u. wissenlich seie handle, daß es »mit rechter wahrheit überweist 
sei«®). Im Moosburger Gericht wird 1435 einer gerichtet, nachdem es 
slandskundig u. wissenlich, das er an der frawen, die er unrechtlich 
bekriegt mit nam, prant u. mort, das unrecht nicht angehebt hab«°). 
Der Richter des Hirschberger Landgerichts darf von Amts wegen 
nur bei Sachen, welche kund und offenbar, so daß sie nicht wider- 
sprochen und verneint werden können, Klage erheben !°). In anderen 
Fällen soll er nur auf Erfahrung, Anzeigen und Indizien inquirieren. 
Diesen Grundsaß finden wir auch noch in den späteren LO. auf den 
Schild erhoben. So werden 1508 mehrere Artikel als Vittumhändel 
aufgeführt, bei denen es heißt, man solle sie nicht bestrafen, »es hab 
sich denn warlichen u. glaublichen erfunden. Daneben wird dies bei 
einigen Delikten ausdrücklich zur Strafbarkeit gefordert. So wird ge- 
ahndet, »wer treulos und friedbruchig wurde, das sich warlich funden 


‚u. wissenlich wär!!!) Gemäß LO. von 1516 darf sich-einer, der 


wissentlich einer Tat schuldig, nicht freischwören. Ferner soll nur, 
wenn die Tat offenlich unwidersprechlich vor Augen, beziehungsweise 
bei offener, wissentlich wahrer Tat, offenen Wesens, gemeinen Rufs 
und genugsamer Indizia angenommen und peinlich befragt werden. 
Wenn einer, der wahrlich unsinnig, sich selbst tötet, so liegt kein Vigtum- 
handel vor '?). 

Wie bei Notorietät, so ist auch bei handhafter Tat der 
Schuldigen Schicksal besiegelt. Der bei oder nach dieser Fest- 
genommene wird lebendig oder tot vor Gericht geschleppt und nach 
kurzem Prozeß gerichtet. Und als später die Handhafte (Schub) ihrer 
Bedeutung zum Teil entkleidet ist, indem man ihrer bei Überwindung 
des gebunden Vorgeführten nicht mehr bedarf, räumt man ihr immer- 
hin noch insofern einen Vorzug ein, als bei Vorweisung derselben 
zwei Helfer ausreichen, während man außerdem sechs benötigt. 

Die Handhafte ist von Bedeutung bei Tötung, Diebstahl, Raub, 
Brand, Notzucht, Ehebruch, Heimsuchung, Friedbruch, Fälschung, Mark- 
steinverrücken und Zauberei. Als handhafter Täter gilt auch der, der 
im Besig einer verdächtigen Sache die Schuld nicht einem anderen 
zuzuschieben vermag. Denn wird »schynbare getate: bewiesen, so 
führt auch »raubliche gewere« zur Richtung. Der selbst auf hand- 
hafter Tat Ertappte kann auf keinen Gewere mehr ziehen !8). 


8) Urfehde Nr. 25. 9) Ger. Moosburg f. 5 (1435). 

10) H. O. Müller, LG. Hirschberg 346. 11) Justizangel. 27. 

12) Justizangel. 29, 19f. ‚ 

18) s, mein Schub und Schieben im süddeutschen Recht (Ztschr. f. d. ges. StrW, 
32 189f.), Herbert Mayer, Savigny-Ztschr. 37 455f.; dieselb handhaft sol der 
fronpot dem deup auf den rikk pinten u. von gazzen ze gazzen treiben mit slegen. 
daz sich di läut wizzen ze hüten umb den deup, Städtechron. 15 406. 
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Nach manchen Immunitätsprivilegien wird beansprucht, daß wenigstens 
der auf handhafter, wahrer Tat Betretene dem herzoglichen Richter aus- 
geliefert werde '*). Ebenso bildet jenes nach verschiedenen Stadtrechten die 
Vorausse&ung zur Festnahme von Bürgem'!°). So in Regensburg bei 
Diebstahl; gelingt dies dem Richter nicht, so bedarf es dreimaliger 
Ladung'!‘). In der Regel sind ferner die Bürger vor der Ladung vor 
fremde Gerichte gefeit, man darf sie nur vor ihrem heimatlichen Forum 
belangen. Anders bei handhafter Tat; weiß diese der auswärtige 
Richter ins Treffen zu führen, so schirmt den Festgenommenen jenes 
Privileg nicht mehr:!?’)., Auch versagt man :offnen Räubern, die den 
Raub an der Hand führen u. ab der Handtat kämen« und ähnlichem 
Gelichter die Aufnahme in die Freiung wie sicheres Geleit?) Über 
die bußlose Tötung und Verlegung von handhaften Tätern siehe auch 
bei Strafausschließung. 

Seltsamerweise können nach den LO. bei gichtigem Mund (Ge- 
ständnis) und wahrer Tat Wandel und Strafe auch außerhalb Rechtens 
ausgesprochen worden !?). Ist diese Vorschrift bei Vorliegen gering- 
fügiger Sachen durchaus unbedenklich, so nicht, wenn wirkliche Misse- 
taten in Frage kommen. 


Straffnilderung. 


Geständnis. Nicht selten vermag das sofortige Bekennen, sei es 
auch erst nach Befragen seitens des Geschädigten, strafmildernd und 
befreiend zu wirken!). So gelten ja auch diejenigen, die »des tod- 
schlags gelaugent, ung das sie sein uberwunden werdent: als Mörder, 
weshalb es also für den Totschläger geraten scheint, den Ableib recht- 
zeitig, das heißt alsbald nach der Flucht zur Anzeige zu bringen?). 

Reue und Rückgabe. Wer nach l. Baiuw. 11, 4 ein Haus 
gewaltsam betrat, aber sein Unrecht einsehend, dem Eigentümer ein 
Pfand übergab, hat nur 3 sh. zu erlegen, während er sonst das 
Doppelte büßen muß. 

Ist, daz ez si geriwet«, heißt es im Schwsp. 42, »daz si den straz- 
roup genomen u. gent si in wider ane twancsal, so habent si ir 
reht nit verlorn.. Muß man sie jedoch dazu zwingen, so dürfen sie 
nicht mehr Rechts helfen und Zeugschaft leisten. Vom modernen 
Standpunkt wäre es eine merkwürdige Vergünstigung für Räuber und 
Dieb, wenn sie sich durch rechtzeitige Rückgabe der Beute Straf- 


14) Boretius, Kap. 1 6, 16, 49, 153, 180; 2 23, 30, 86, 225, 343. 

1") s$. bei Bürger. 16) Regensburg 190. 

11) Ger. Rain, Tom. priv. 9 28; Ger. Moosburg f. 106 (1374); Ger. Griesbach f. 9 
(1527); Landau, Fürstenselekt f. 132 (1304); Ger. Vilshofen f. 40 (1345); Ger. Abbach 
Lit. 12 33 (Kelheim); Ger. Deggendorf Lit. 14 (1316). 

12) Ger. Friedberg Lit. 20 (1404). 1) Krenner 7 477 (1474). 

1) L Baiuw. 9 9; Ruprecht 109, 110. t) Ruprecht 36. 
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losigkeit sichern könnten. Da es aber damals überhaupt sehr schwer 
fiel, eines Räubers habhaft zu werden, so scheint jenes Zugeständnis 
gerechtfertigt. Soll ja auch nach Ruprecht der Geschädigte, sofern die 
Räuber seine Habe in eine Raubburg entführt haben, sein Gut »an 
den wiert vordern:, und zwar, wo möglich, unter dem Beistand anderer 
Leute. »geit man es, er mag es wol wider nemen an des gerichts 
urlaup®). Er darf hier anscheinend, bevor er nicht versuchte, die 
Rückgabe zu erwirken, gar nicht mit Klage vorgehen, während der 
Räuber, welcher der Aufforderung Folge leistet, straflos bleibt. Nach 
MStR. endlich muß man »allen raup u. diupheit zwivalt gelten; gebent 
sie in aber unbenötet wieder, einvalt! +). 

Krankheit. Gemäß Schwsp. und Ruprecht darf, da sonst eine 
schöne Seele verloren gehen würde, eine Schwangere überhaupt 
nicht gerichtet werden). Fatal ist die Lage dessen, der während 
einer Rauferei auch noch von seines Gegners schwangeren Frau an- 
gefallen wird. Verleßt er sie bei der Gegenwehr und sie gebärt zu 
früh, so haftet er mit seinem ganzen Vermögen; geht sie dabei zu- 
grunde, so macht man ihm als Totschläger den Prozeß‘). In Regens- 
burg gewährt man der schwangeren Missetäterin und nur, wenn sie 
Bürgerin ist, 21 Wochen; dann wird sie unbarmherzig gerichtet. 
Immerhin liegt ein Fall vor, wo man statt dessen Verweisung eintreten 
ließ; auch mit der Folter wird sie eventuell verschont’). Besonders 
schonungslos geht man, wie erwähnt, nach Ruprecht gegen den Aus- 
sätigen vor. Aus Besorgnis vor Ansteckung bringt man ihn für den 
Fall einer Missetat gar nicht erst in das Gefängnis, sondern man über- 
winde ihn hinter dem Ring und verbrennt ihn, gleichviel was er für 
ein Delikt verübt hat). Der Sieche genießt endlich gewisse Vorrechte 
im Veriähren?). | 

Trunkenheit. Übermut. Wenn einer, heißt es l. Baiuw. 2 10, 
am Herzogshof einen Streit erregt, so haftet er, mag er auch im Über- 
mut oder Rausch gehandelt haben, für jeden hierdurch angerichteten 
Schaden und zahlt für seine Torheit noch obendrein 40 sol. an den 
Fiskus. Von Milderung ist hier also keine Rede. Auch sonst werden 
Trunkene keineswegs rücksichtsvoll behandelt. Zudem ist es dem 
Bürger verstattet, einen trunkenen oder ungezogenen Mann aus dem 
Hause zu werfen; zieht dieser sich hierbei Schaden zu, so bleibt er 
ohne Buße!°). Nach dem Landbot von 1516 sollen Trunkene nach 


1) Ruprecht 65, 66; s. a. MGConst. 1 382 (1179). 


4) StR. VII, 65. 
e) Schwsp. 256 (Toren 257); Ruprecht 98. 6) Schwsp. 201; Ruprecht 47. 
1) Regensburg 180. 8) Ruprecht 260. 


9) StR. 181. < 
10) 8, bei Strafausschließung; Ger. Kößting Lit 21 38. 
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Gestalt ihrer Verhandlung gestraft werden?!!). Die später in Baiern 
so oft als mildernder Umstand ins Treffen geführte Trunkenheit wußte 
man also damals noch keineswegs richtig einzuschäßen. 

Zorn. Im Volksrecht sühnt einer, der einen Freien im Zorn schlägt, 
mit 1 sol.; hier steht aber Zorn lediglich als Gegensaß zu Scherz !?). 
Nach dem LR. ist eine Klage »in der gaech« ohne Kraft!®)., Gemäß 
StR. soll man eine Mißhandlung im Zorn einem Diener gegenüber, 
wenn hierdurch nicht eine schwere Verwundung veranlaßt wurde, 
nicht büßen!*). Wer ferner sonst im Zorn schilt, schlägt, verwundet 
oder heimsucht, hat dem Richter und Kläger nur eine Buße zu ent- 
richten; freilich muß leßterem auch der Schaden ersett werden 15). Es 
soll mit dieser Sagung nur gesagt sein, daß man bei derartigen Zornes- 
ergüssen keine Leibesstrafe verhängen darf. Werden in Cham Bürger 
miteinander oder mit Ausieuten »zu krieg« wegen Kaufs oder anderer 
Sache -daz sye sich sein aussen in gähe, in zorn oder vergessenheit«, 
so sollen sie dessen dem Gericht gegenüber unentgolten sein '!®°). 
Geraten zu Vilshofen zwei in Zorn aneinander, so haben sie dem 
Richter nur 12 3 zu entrichten 1). In Kößting darf dieser Bürger 
welche wegen schlechter Worte, so »nit malefizisch« aus Zorn zum 
Krieg kamen, nicht zur Klage anhalten!) In Neustadt richtet bei 
Schelten und verbotenen Worten im Zorn überhaupt nicht der Richter, 
sondern der Rat!?). In Landau hat ein Kauf :in hazzeswise, gahes u. 
an rat« keine Kraft ?°). 

Einfalt. Unwissenheit. Nach Volksrecht sichert sich der Herr 
vor Nachteil, wenn er ausführt, daß sein Knecht ohne sein Wissen 
ein Verbrechen verübt hat:!). Später rettet man bei Aufnahme eines 
Ächters oder Missetäters durch den Nachweis, daß man von dessen 
Charakter keine Kenntnis hatte, sich und sein Haus”), Nicht minder 
kann sich nach StR. ein Gast vor Strafe schirmen, wenn er beredet, 
daß ihm die verhängnisvolle Satung nicht rechtzeitig kundgetan 
wurde °’). 


e = - - 0, 


11) Justizangel 29, 31; Trunknen nicht schuldig, Wein zu geben, München Lit. 164, 
5 187 (1433). 12) 1. Baiuw. 4 1; 61. 

11) LR. 2; bei Totschlag aus Zom u. unverdachtem Mut Geleit zur Abfindung 
erteilen, Lfr. 1444; Krenner 2105; Scheltworte in Hite u. Zorn nur Gerichtskosten, 


Krenner 12 109. 14) StR. 206. 
ı8) StR. VII, 51; LR. 60. 16) Ger. Cham Lit. 41 6 (1341). 
17) Ger. Vilshofen Lit. 49 (1345). 1£) Ger. Kößting Lit. 21 44 (1513). 


19) Ger. Neustadt a.D. Lit. 69 12; einander aufwischen im Zorn ohne Schaden, 
72 ə Buße, Ger. Deggendorf Lit. 14 86. 

20) Fürstenselekt f. 132 (1304). 

21) j. Baiuw. 12 7; kein fredus, wenn jemand Gestohlnes unwissentlich an sich 
bringt, l. Baiuw. 9 15. 22) Regensburg 94. 

28) StR. 262; s. auch bei Absicht. 
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Strafumwandlung. 


Diese tritt ein, wenn infolge Begnadigung auf eine mildere Strafe 
erkannt wird, so zum Beispiel wenn man einen zum Tod verurteilten 
Bürger »einmauert«< oder für immer verbannt. Als Schärfung erweist 
sie sich hingegen, wenn für den Fall der Nichtzahlung einer Buße 
peinliche Ahndung, Verbannung oder Gefängnis angedroht ist. Es 
kommen hier, wie erwähnt, namentlich Tötung, Lähmung und Ver- - 
wundung in Betracht, die, ursprünglich der Talion unterlegend, erst, 
später für ablösbar erklärt werden. Ist es nun nicht möglich, das 
Lösegeld zu erlegen, so tritt natürlich wieder die alte drakonische 
Sagung in Kraft !). | 

So hat in Regensburg der Täter Abgaben an Kläger, Stadt, Richter 
und Schöffen zu leisten, um seines Daseins gesichert zu sein £). Was 
Hand und Zunge anlangt, so lesen wir meist 10 #4 als Loskauis- 
summe; bei Ruprecht gilt jene jedoch nur 5 « 60 5, im LR. leßtere 
3 « 60 5°). Besonders im Schwsp. ist dem Talionsgrundsaß ein großes 
Anwendungsgebiet eingeräumt*). Im LR. ist jede Lähmung mit 5 ¢ 
60 ə, bei Ruprecht mit 3 & angeschlagen). Als Lösung von der 
Strafe an Haut und Haar fordert das Regensburger Friedgericht 10 & °); 
nach LR. beträgt sie 1"/s æ, nach Schwsp. 5 sh.?). Für Schläge heischt 
jenes 60 >, Ruprecht 1 & 8). 

Den »Mauernbau« löst man mit 1 & °) Keine Umwandlung liegt 
vor, wenn der, der eine Buße nicht entrichten kann, nur für so lange, 
bis ihm dies ermöglicht wird, eingesperrt oder zur Arbeit für den 
Gläubiger angehalten werden soll; wohl aber, sofern er hierfür zur 
Strafe in das Gefängnis oder in die Verbannung wandern mug !°). 


Strafschärfung. 


Bruch des gelobten Hand- und Stadtfriedens durch irgend- 
welche Freveltat stellt diese unter höhere Qualifikation; der Tot- 
schläger wird zum Mörder, andere Gewalttat zieht Handverlust nach 
sich. Nicht minder werden Delikte an Personen und Stätten, 
welche unter besonderem Frieden stehen, geahndet. Genießt 
nach l. Baiuw. der Herzog hohes Wergeld und wird schon ein Anschlag 
auf sein Leben mit dem Tod bestraft, so riskiert auch der, welcher 


1) s. bei Strafe, Regensburg 180. 
2) Regensburg 209, 147; Ruprecht 1 2; nach LR. 165 stehen Leib und Gut in des 


Herzogs Hand. 8) Ruprecht Str. 20; LR. 271. 
1) Schwsp. 176. 6) LR. 164; Ruprecht StR. 20. 
°) Regensburg 175. 1) LR. 75; Schwsp. 174, 

*) StR. VIl, 66; Ruprecht StR. 20. °?) Regensburg 175. 


1°) s. bei Buße. 
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Aufruhr oder Zank am Herzogshof erregt, schwere Ahndung’'). 
Diebstahl daselbst ist durch den Freien siebenundzwanzigfach zu büßen, 
durch den Knecht nur neunfach oder mit Verlust der Hände ?). Ähnlich 
verhält es sich bei Diebstahl und Raub auf dem Heerzug, hier riskiert 
der Knecht sogar Todesstrafe). Wird ferner die Tötung eines geist- 
lichen Würdenträgers hoch bewertet, so nicht minder die Störung 
des Kirchenfriedens*). Wer Kirchengut angreift, hat es nach 
l. Baiuw. 1 2 zurückzustellen und nochmals zu ersegen, wie dem Richter 
drei Unzen Gold zu leisten. Kirchendiebstahl selbst muß neun- und 
solcher an Altargeräten siebenundzwanzigfach gebüßt werden°). Bei 
Inbrandsetung von Kirchengut aus Bosheit, auf Diebesart, das heißt 
bei Nacht hat der Freie nicht nur für seine Tücke zu sühnen, sondern 
auch für jeden eingestürzten First wie die Tötung oder Erschreckung 
der Bewohner ausreichenden Ersaß zu leisten, während der Knecht die 
Hände und Augen verliert 6). 

Schmiede und Mühle erfreuen sich desselben Friedens; Diebstahl 
in ihnen bringt siebenundzwanzigfache Buße ein; Anbrennen der Mühle 
wird dreifach bestraft, alles in ihr Verbrannte ist siebenfach zu ersegen’?). 
Die Störung des Gerichtsfriedens ist in der l. Baiuw. nicht berührt, 
sondern nur von Säumnis und Ungehorsam gegen dasselbe die Rede. 

Ähnliche Grundsäte finden sich in den Kapitularien, Gottes-, Reichs- 
landfrieden. Nach dem bairischen Lir. von 1244/56 stehen Kloster, 
Kirche, Friedhof, Widem, Mühle, Wein- und Baumgarten und »impen 
in ir vazzen« unter ganzem Frieden. Wer sie angreift, gilt als Fried- 
brech®). Unerbittlich geht man 1293 bei Friedbruch am Herzogshofe 
vor. Bei Totschlag und Lem greift Talion Pla, bei Verwundung und 
Maulschlag kostet es die Hand. Der flüchtige Frevler darf nicht mehr 
heimkehren, sein Vermögen zieht der Herzog ein?). 

Nach dem Schwsp. henkt man den, der aus der Kirche stiehlt, bei 
1 sh., den Mühlendieb bei 4 sh. '!°). Den nächtlichen Kircheneinbrecher 
schirmt kein Asyl!’). Bei Ruprecht ist als gefriedete Stätte auch noch 
die Badstube aufgeführt. Diebstahl aus Kirche, Bad, Mühle und 
Schmiede heischt schon bei 12 den Hals ??), ebenso nach LR.; von 
Pflügen schon bei 4 512). In Regensburg erwürgt man den Kirch- 


1) 1. Baiuw. 2 3, 10. ?) 1. Baiuw. 2 12. 
s) |. Baiuw. 25. t) ]. Baiuw. 1 2. 
è) |. Baiuw. 1 3. 6) ]. Baiuw. 1 6. 
1) 1. Baiuw. 9 2. 


8) Qu. u. Er. 5 82 (26); 146 (31); Unzucht im Herzogshof 6 56. 

9) Qu u. Er. 6 24 (4), 14, 112; Heimsuchung bei Edelleuten, Qu. u. Er. 5341; 6119. 

10) Schwsp. 248, 249, 331, 202. 

11) Schwsp. 174. 

12) Ruprecht StR. 38; verwunden auf Friedhof, Ruprecht 51; Friede in Holz und 
Wald, 69. 13) LR. 34. 
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brüchel im Gegensag zum schlichten Dieb mit der Kette!*). Gemäß 
StR. gilt das frevelhafte Tragen einer Bahre aus dem Friedhof wie 
das Aufstoßen der Kirchentüre als Heimsuchung'’). Die Wst. bringen 
hierzu nichts Neues. Natürlich ist auch das Schmähen vor dem Rat, 
Friedbruch im Rathaus und sonst gefriedeten Orten der Stadt besonders 
ahndungswürdig. So bedeutet die an der Regensburger Brücke an- 
gebrachte Hand nichts anderes, als daß Tätlichkeiten auf dieser die 
bekannte Friedbruchstrafe nach sich ziehen solle ''®). 

Die bei Nacht verübte Tat wird wegen ihrer Heimlichkeit und 
schweren Verfolgbarkeit höher qualifiziert. Aus der l. Baiuw. ist hier 
das bereits erwähnte Anzünden von Kirchengut anzuführen. Aber 
auch sonstige Brandstiftung (aus Neid oder Haß) bei Nacht kommt 
teuer zu stehen. Abgesehen von ausgiebigem Ersag an den Besiter 
ist jedem nach Verlust seines Gewandes entkommenen Bewohner die 
Buße für eine Bauchwunde und obendrein für jeden Hausfirst 40 sh. 
zu erlegen). Wer am Herzogshof etwas »findet: und über Nacht 
bei sich verbirgt, gilt als Dieb; außerdem darf jeder bei nächtlichem 
Diebstahl Betroffene bußlos getötet werden!®). Schlägt einer 
einen fremden Hund nach Sonnenuntergang nieder, so büßt er, weil 
er nach Diebesart verfuhr, mit 3 sh. (sonst mit 1 sh.)!°). In den Lfr. 
sind die nocturni venatores als Friedbrecher erklärt, die n. invasores 
sollen nach zehnfachem Ersag der Hand beraubt werden ?°). 

Der Schwsp. empfiehlt den nächtlichen Kirchen-, Holz- und Korn- 
dieb als besonders strafwürdig ?'), Ruprecht auch den Salz-, Gras- und 
Obstdieb ??). Notwendig ist es freilich, daß der Schuldige an der hand- 
haften Tat ergrifien, das Entwendete bei hm gefunden und er selbst ge- 
bunden vor den Richter geführt worden ist. Dann genügen 12 ò 
Wert zur Richtung. Beide bringen sodann das straflose Töten des 
nächtlichen Diebes; wie ja auch das Niederschlagen von schädlichen 
' Leuten, welche sich nachts der Festnahme erwehren, durch schlichten 
Reinigungseid gerechtfertigt werden kann°). Die nämlichen Grund- 
säge herrschen in Regensburg °$). 

Die Rb. K. Ludwigs belegen den nächtlichen Straßenraub schon bei 
4 Wert mit Todesstrafe ?*). Kann der Kläger auf dem Pfand bereden, 


14) Regensburg 242. 16) StR. VII, 48. 

16) Wer den Kirchtagfrieden nicht hält, hat den Hals verloren, Ger. Wald- 
münchen f. 7 (1492); Jahrmarktfreiung brechen, Hand u. Fuß, Ger. Trostberg f. 9 
(1457); LO. 1491, Handel in Kirchen und an geweihten Enden, Vittumhandel, 
Justizangel. 25; nach Landbot von Ende des 14. Jahrh. soll die Begnadigung von 
Übeltätern ohne Entgelt geschehen, Tom. priv. 4 363. 


11) |, Baiuw. 1 6. 18) ], Baiuw. 2 12; 95; 10 1. 

19) 1. Baiuw. 20 9. :0) Qu. u. Er. 5 83, 89; 6 208. 

21) Schwsp. 197, 202. 22) Ruprecht Str. 22. 

22) Schwsp. 201; Ruprecht, Del. bei Nacht s. 6 30, 37, 91, 94, 101. 

#4) Regensburg 181. 2) LR. 48; StR. 246, 248 (Nachtschaden). 
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daß er einen nachts beim Obstdiebstahl betroffen, so hat der Schuldige 
_ mit der Zwiegült zu gelten, während der Richter 3 & 60 ə beansprucht ?®). 
Sehr hoch bewertet man auch das nächtliche Beschädigen von Bann- 
zäunen?’)., Wem des Richters Knecht nachts eine Waffe abnimmt, 
muß Buße zahlen, trogdem er sich zum Reinigungseid erbietet?®). 

Was den Rückfall anlangt, so finde ich ihn in der l. Baiuw. nur 
bei der Feiertagsentheiligung gewürdigt. Der unverbesserliche Frevler 
soll bei wiederholter Mahnung ein Drittel seiner Güter verlieren und 
‚ endlich verknechtet werden. Ist er Knecht, so büßt er, nachdem Schläge 
erfolgslos geblieben, die Rechte ein %). 

Nach den Kapitularien sind Räuber und Diebe erst für den Fall, 
daß man sie dreier Diebstähle überführte, todeswürdik. Bei einem 
verlieren sie das Auge, bei zweien Auge und Nase°°). Beim Rückfall 
selbst aber verhängt das fränkische Recht in der Regel die Todes- 
strafe. Und dies gilt auch für die Zeit der Landfrieden. So nach der 
Const. von 1158, welche bestimmt, daß der diebische Sklave geschoren, 
geschlagen und gebrandmarkt, im Rückfall aber gehenkt werden soll®!), 
und ebenso stellt der Rlir. von 1235 den Käufer von gestohlenem und 
geraubtem Gut dem Dieb und Räuber gleich®®). Nach den Asbacher 
Statuten (1103—1177) wird der in villa ergriffene Dieb ohne weiteres 
ausgeantwortet. Ist jener aber ein Höriger des Bischofs, so kann er 
sich zweimal durch zwei Talente loskaufen (et exlex erit); erst bei 
abermaligem Rückfall verfällt er dem Richter®®). Ich erinnere hier auch 
an die bekannten Stellen der Lfr. von 1244/56, wonach der unbesprochene 
Räuber sich mit fünf testes nominati bereden kann, der & besprochene 
beziehungsweise schon einmal wegen Raubes Angesprochene aber 
sieben bedarf°*). 

Nach dem Schwsp. verliert der zum drittenmal Meineidige die 
Hand; beide Hände eventuell der Kirchendieb, während nach anderer 
. Sagung diesialls schon auf dem ersten Diebstahl die Strangstrafe 
steht). Haut- und Haarabschlagen ist bei wiederholtem Holz-, Gras- 
und Fischdiebstahl angeordnet?%). Bei Raub und Falschmünzerei muß 
sich der abermals Bezichtigte dem Ordal unterwerfen ?7); der Reinigungs- 
eid steht ihm nicht mehr zu. 


26) StR. 70. +) LR. 71. 

28) StR. 240; Drohbrief bei nächtlicher Nacht, Enthauptung, Ger. Donaustauf f. 23 
(1424). Unschuld bei nächtlicher Tat indes leichter zu erweisen, Passau MB. 28 II, 
312 (1225); hier anscheinend auch kein Übersiebnen StR. 248 (247); wer den andern 
verhwt pey nachtlicher weile, 3 /⁄¿ 50 hir, Neumarkt (O.) Lit. 21 3. 


29) ]. Baiuw. Append. 1 1 (335). £2) Brunner, Rgesch. 2 6461. 
31) MGConst. 1 240. 32) MGConst. 2 260. 
33) Grimm Wst. 6 127. f 3) Qu. u. Er. 5 83 (36); 5 144 (19). 


85) Schwsp. 170, 202. 36) Schwsp. 196. 
31) Schwsp. 46, 42, 192. 
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Auch Ruprecht berührt nur insofern den rückfälligen Dieb, als er 
bemerkt, daß man zur Überwindung eines Diebes, der wiederholt 
»archwanich« gewesen, statt sieben nur zweier Helfer bedarf. Der 
Falscheid kostet Schläge und Buße, das zweite Mal die Hand?®). 

Besonders streng verfährt man gegen den, den man schon bei seiner 
ersten Vergehung für immer gekennzeichnet hat. So auch nach LR.: 
Wird hier einer, den man bereits durch die Zähne gebrannt hat, der 
Entwendung überführt, so genügt es zur Richtung, wenn die neuer- 
liche Beute. 4 5 wert ist?®). Und das Brandmarken wie Verstümmeln 
hatte ja bei Dieben von vornherein den Nebenzweck, vor dem also 
Gezeichneten zu warnen und ihn baldmöglichst seinem unausbleiblichen 
Fatum entgegenzuführen, galt ja der Dieb von vornherein als un- 
verbesserlich.. Nach der Praxis der Städte werden Taugenichtse jeder 
Art immer wieder aus den Toren geworfen, bis sie endlich eines Ver- 
brechens übersagt werden können, das zu einer Anweisung auf das 
‘ Jenseits hinreichend scheint +°). 


Strafausschließung. | 


Begnadigung. Primum judicium, postea misericordia lautet schon 
der alte Sat. Nulla sit culpa tami gravis, ut vita non concedatur propter 
amorem dei doziert die 1. Baiuw. bei Hervorhebung des kirchlichen 
Asylrechts!). Freilich wird hierdurch vornehmlich der Kläger gemahnt, 
Verzeihung zu üben. Gibt es ferner nach diesem Geseß verschiedene 
Fälle, in denen die Bestrafung lediglich von der Willkür des Herzogs 
abhängt, so bei Nachstellung nach dessen Leben, bei Empörung seines 
Sohnes gegen ihn, so ist von der Gnade nur einmal und sehr wenig 
ermutigend die Rede: Erregt jemand Aufruhr im Heere, trifft ihn 
schwere Sühne, und dann, heißt es, soll er es sich als Gnade anrechnen, 
wenn ihm der König oder Herzog nicht noch obendrein des Lebens 
beraubt °). 

Immerhin wurde von der Begnadigung von jeher umfassender Ge- 
brauch gemacht, und zwar weniger auf direktem Wege als durch Ver- 
wendung beziehungsweise Fürbitte hoher geistlicher und weltlicher 
Herren, welche vielfach ohne Rücksicht auf die Würdigkeit des Hilfe- 
suchenden ihren gewichtigen Einfluß zu dessen Gunsten in die Wag- 
schale warfen. Deshalb findet sich in manchem Verbannungsurteil, 


— 


28) Ruprecht Str. 23. 39) LR. 39; StR. 77. 

40) Regensburg 182, 99f.; Bäckerbetrug, dreimal im Jahr, Entziehung des Back- 
rechts, &er. Osterhofen f. 12 (1428); drei Unzucht im Jahr Verbannung, Bogen, 
Verh. hist. Ver. Niederb. 43 133. 

1) ]. Baiuw. 17. 

2) ]. Baiuw. 24; des Totschlägers Leib und Gut in des Herzogs Hand, Nabburg, 
Fürstenselekt f. 103 (1296). 
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in mancher Urfehde ausdrücklich der Sat, daß bei Wiederbetretung 
des Sünders auf keine Fürbitte Rücksicht genommen werden solle, ja 
jener wird sogar mit Strafe bedroht, falls er angesehene Personen 
darum angeht und damit für das Gericht eine Belästigung hervorruft ?). 
Endlich übte die Stadt offiziell ein Begnadigungsrecht bei allen Ver- 
gehen, welche auf Grund ihrer eigenen Jurisdiktion beziehungsweise 
Willkür nicht infolge landesherrlichen Geseßes mit Strafe bedroht 
waren t). 

Ist im Schwsp. der Gnade mitunter gedacht, besonders um im Einzel- 
fall ungerechten Folgen einer allzu rigorosen Rechtsanschauung vor- 
zubeugen, so ist es auch bei Ruprecht hervorzuheben, daß, wenn bei 
Tötung in rixa der. wirkliche Täter nicht feststellbar, Stadtherr, Bürger 
und Kläger zur Vermeidung der Vollstreckung der Todesstrafe an allen 
Beteiligten ein milderndes Urteil herbeiführen sollen). Auch bei 
sonstiger Tötung leistet der Fürst eventuell auf seine Buße Verzicht $). 
Dem Schwsp. entstammt auch Ruprechts Gebot, daß einer, der seine 
Schuldner bei berechtigter Festnahme schwer verlegt, nicht mehr zur 
Rechenschaft gezogen werden dürfe, wenn jener ihm vor seinem Tode 
Verzeihung gewährte’). In den Wst. findet sich häufig der Sag: sum 
deuf: steht es an des Richters und der Burger Gnade, wie der Schuldige 
büßen soll®). 

Als Milderung tritt die Begnadigung auf, wenn zum Beispiel in 
Regensburg eine Vergifterin, anstatt gerichtet, nur vermauert oder der 
Schuldige unter bedingter Verurteilung freigelassen wird. Ein Gnaden- _ 
akt ist es auch, sofern allen, denen die Stadt verboten, mit Ausnahme 
besonders gewichtiger Missetäter, die Rückkehr gestattet wird°). In 
den späteren LO. findet man den Sag: »ob aber ainer von uns (dem 
Herzog) begnadt würde, umb der frävel (Schläge, Blutvergießen usw,) 
einen oder mer, so sol den aber unser richter handeln«. Es soll damit 
gesagt sein, daß der Begnadigte immerhin noch Gebühren an das Ge- 
richt zu erlegen und vor allem Ersa an den Verwundeten zu leisten 
hat. Wer wegen eines Vißtumhandels begnadigt, heißt es ferner, der 
der wird durch Rentmeister oder Landschreiber gestraft 1°). 

Häufig werden die Untertanen bei Reaten, welche keiner bestimmten 
Strafnorm unterstellt werden, mit des Fürsten Ungnade bedroht. Diese 
äußert sich auch als Versagung: »ob jemand von edeln u. erbaren 
Personen ungebührliches wider den Landesfürsten gehandelt u. daher 


8) Regensburg 127. 

4) ebenda 185, 6) Ruprecht 40 3, 11. 

6) Ruprecht 3. 1) Ruprecht 22; Schwsp. %0. 

®) Ger. Neumarkt (OB.) f. 22 (1366); Ger. Rosenheim Lit. 31 2 (1328); Ger. Reichen- 
berg Lit. 19 (15. Jahrh.); Ger. Biburg Lit. 12. 

») Regensburg 186f.; Begnadigung zu Verbannung, Ger. Mühldorf f. 4a (1402). 

10) Justizangel. 21 (1474); Krenner 7 478. 
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versagt ist u. er will Strafe leiden, so soll der Landesfürst den zur 
gütlichen Verantwortung kommen lassen« !!). 

Verjährung. Sehr spät hat sich diese Rechtswohltat Anerkennung 
errungen. Hier. nur einige Fälle: Nach Schwsp. soll der die Notwehr 
Ausführende, wenn niemand für den toten Mann eintritt, 6 Wochen 
und 1 Tag festgehalten werden und dann ein freier Mann ‚sein. Sind 
jedoch die Klageberechtigten außer Landes, so wird diese Frist auf 
10 Jahre verlängert !°). Gestohlenes und geraubtes Gut, welches der 
Richter zu seinen Handen gebracht und dessen rechtmäßiger Eigentümer 
sich nicht meldet, soll jener nach Jahr und Tag in seinen Nuten 
kehren !®), 

Ist bei schwerer Verlegung die Wunde zugeheilt, Jahr und Tag 
»ganz« geblieben, und der anscheinend Geheilte stirbt, so darf man 
den Täter nach Ruprecht nicht mehr als Totschläger verurteilen '*). 
Ein Getöteter darf nur 5 Tage unbeerdigt bleiben; wird bis dorthin 
gegen einen wegen des Totschlags Verdächtigten von der Sippe nicht 
geklagt, so darf jener nicht mehr zur Vornahme des Bahrrechts an« 
gehalten werden. Höchstens 1 Monat lang bleibt er verstrickt, sofern 
der Kläger im Ausland weilt'’). Bei Notzucht soll die Mißhandelte 
sofort vor den Richter eilen, denn schweigt sie je&t, so soll sie immer 
schweigen. Bei Ruprecht ist ihr eine dreitägige Frist gewährt °). Die 
Meineidsklage verjährt in 1 Monat!’)., Nach StR. kann der Anspruch 
auf eine Buße durch den Richter nach 4 Monaten nicht mehr geltend 
gemacht werden ’?). 

Tod. Der Tote spielt im alten Recht eine bedeutsame Rolle. Reizt er, 
da seine Seele angeblich vorher keine Ruhe findet, seine Sippe zur 
Blutrache gegen den, der ihn zu Fall gebracht, und wird er beim 
Verfahren auf blickendem Schein wie beim Bahrgericht als gewichtiger 
Zeuge herbeigeschleppt, so hält man, falls er als der Schuldige gilt, 
Gericht über den Toten und vollstreckt eventuell noch die Kapital- 
strafe an ihm!*). Erst später wird auch hier der Tod als Allerbarmer 
betrachtet, wenn auch die Ansicht, daß des Gerichteten Erbe seinen 
Nachkommen zufallen müsse, erst mit der Zeit Anerkennung erzwingt. 

Asylrecht. Unzählig waren auch in Baiern die Frei- und Fried- 
stätten, in welchen die Wohltat wie der Unfug des Asylrechts in um- 


11) Justizangel. 27 (1508). 

12) Schwsp. 79, 2. 13) Schwsp. 199. 

14) Ruprecht Str. 23; Gnadengesuch des Abenshergers beim Herzog, da ein Tot- 
schlag vor drei Jahren geschehen und die Täter nach »Besserung« ohne Anklage 
im Kelheimer Gericht gesessen sind, Ger. Abensberg Lit 57 (1435). 

18) Ruprecht 272. 16) Ruprecht 126; LR. 56. 

11) Ruprecht Str. 24. 12) StR. 233, - 

19) Schwsp. 79 IV, 252; Bestattung von Selbstmördern in schwimmenden Fässern, 
Oberbair. Arch. 5 4071. 
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fassendem Maße ausgeübt wurde. Und wer sich eines solchen erfreute, 
seßte eine Ehre darein, auch den verabscheuungswäürdigsten Missetäter 
zu beherbergen und vor den Schlingen der Hermandad zu retten; lud 
er damit auch manche Mißhelligkeit auf sich, und war die Freistätte 
selbst auch nicht vor Verbrechen ihres Schüßlings gefeit. Von jeher 
hat die Kirche dieses Schußrecht für sich in Anspruch genommen, und 
wenn auch der Justiz dadurch bedenkliche Fallstricke gelegt wurden, so 
war es doch angesichts des immer wieder auflodernden Racherechts 
und der zweifelhaften Hilfe durch die Obrigkeit gewiß dankenswert, daß sich 
der vielleicht ungerecht Verfolgte durch Flucht in ein Asyl das Leben 
sichern konnte. | 

Gewalttätiger Eingriff in dasselbe wird streng geahndet, nach 
l. Baiuw. mit je 40 sol an die Kirche und den Fiskus. Der Flüchtige 
darf nur mit Zustimmung des Priesters der Kirche oder des Bischofs 
herausgenommen werden. Kommt eine Strafe (disciplina) in Betracht, 
so soll diese mit Rat des Priesters verhängt werden ?¢). In der Regel 
verlangte die Kirche vor der Herausgabe die eidliche Zusicherung, daß 
des Verfiolgten Leib und Leben ungefährdet bleibe; andernfalls war 
sie auf seine Flucht bedacht. Später freilich war der Staat nicht mehr 
zu solchem Zugeständnis gewillt, es mußten wenigstens die schlimmsten 
Missetäter auf Mahnung hin ausgeliefert werden. 

Waren Totschläger und Notzüchter sonst hiermit verschont, so war 
gemäß den Immunitätsprivilegien gerade hinsichtlich legterer die Aus- 
lieferungspflicht bejaht. In Regensburg, wo das Unwesen des Asyl- 
rechts die üppigsten Blüten trieb, sollten namentlich auch Friedbrecher, 
Geächtete und Verbannte nicht hierdurch geschirmt werden, nach dem 
Schwsp. zudem Kirchendiebe ?!), Bei Ruprecht heißt es, man solle 
- einen geistlichen Totschläger in einer friedlichen Statt nur festnehmen, 
um ihn dem kirchlichen Richter zu überliefern 2°). | 

Um nur ein Beispiel hervorzuheben und zu zeigen, welch großen 
Ansehens sich solche Freistätten erfreuten, sei auf das Freibuch der 
uralten kaiserlichen Freiung Maxlrain verwiesen. Wer in deren Schuß 
treten will, muß zuerst eidlich darlegen, wie der Fall beschaffen, der 
ihn hierzu veranlaßt, worauf er »wann er ungeverlicher weis für- 
übergangen für ein ganzes Jahr Aufnahme in dem Freiheitsbezirk 
erhält. Es fallen hierbei Gebühren an die Herrschaft (1 «), den Richter 
und Amtmann; zu verköstigen hat er sich jedenfalls selbst. Vermag 
er in dieser Frist seine Sache nicht zu erledigen und Landeshuldigung 
zu gewinnen, so kann er, nachdem er drei Schritte über die Freiung 
und zurück unternommen, jene nach nochmaliger Erlegung der Abgaben 
wieder erlangen und so fort. »Wann aber einer eines fürseßglichen, 


30) ]. Baiuw. 1 7. 
231) Regensburg 182. :2) Ruprecht 31. 


d 


Knapp: Schuld und Sühne im alten bairischen Recht. 455 


muetwilligen Totschlags willen um Freiung anhalten würde, hat er 
dieses Orts gar keine zu suchen.. Vermag er nach Beilegung des 
‚Handels die Freistatt ohne Gefahr wieder zu verlassen, so wird ihm 
dies erst gestattet, nachdem er abermals die Jahresgebühr ent- 
richtet hat. In Rottenburg soll der Flüchtling der in die Freiung »fährt,« 
10 Jahre vor allen seinen Geltern gesichert sein. :wer im aber hilflich 
in dy freyung mit seinem gut, sol chainer fr. geniessen u. sol dy 
treulich bezalen.« Handelt es sich um einen Räuber, Brenner oder 
Totschläger, so soll ihm der Richter Geleit gewähren »auf täding u. 
pesserung, das er davon lassen wolt, u. darumb pessern u. puessen« ?®). 

Aber auch sonstige Wohnstätten sind mit jenem Charakter begabt. 
So in Passau die Kanonikerhäuser. In ihnen findet jeder Totschläger 
und geächtete Verbrecher 3 Tage Unterschlupf. Danach muß jedoch 
der Kanoniker selbst den Richter auffordern, dessen Festnahme zu ver- 
fügen. Mißachtet er dies Gebot, so haftet er oder der Konvent für 
allen Schaden, den der malefactor den Bürgern zugefügt hat°*). Im 
Sinn des Gottesfriedens von 1103: si in via occurrerit tibi inimicus 
tuus: əsi possis illi nocere, noceas; si fugerit in domum vel in curtem 
alicuius illesus maneat«®°) dient auch das Wohnhaus an sich als 
Asyl. Ich erinnere hier an die zahlreichen Saßungen, wonach die 
Bürger berechtigt sind, für ihre Schüßlinge einzustehen®®). 

An dieser Stelle sei auch der Fälle gedacht, gemäß denen die 
Tötung und Verlegung von Verbrechern oder sonst als vogelfrei er- 
achteter Personen für straf- und bußlos erklärt ist. Dies gilt vor 
allem für den nächtlichen Dieb. Nach der l. Baiuw. muß der- 
selbe jedoch mit seiner Beute oder als er im Begriffe stand, die Haus- 
wand zu untergraben, betreten worden sein?’). Dieses kurze Ver- 
fahren gegen den gefährlichen Verbrecher findet man in allen Geseten 
des Mittelalters gebilligt. Nicht minder kommt jenes dem bei der 
Tat ertappten Ehebrecher und seiner Mitschuldigen gegenüber zur 
Anwendung. Werden beide im Ehebett getötet, so soll jener nach 
I. Baiuw. in suo scelere sine vindicta bleiben. Entflieht er aber und 
versöhnt er sich durch Erlegung des (doppelten) Wergeldes der Frau 
mit dem Gekränkten, so unterliegt diese troßdem der Familienrache, 
indem sie von ihrem Gatten und der Sippe getötet oder ver- 
stoßen werden darf?!) Es scheint an sich Gebot gewesen zu sein, 
daß der Rächer seiner Ehre nach Niederschlagung des Ehebrechers 
auch des Weibes nicht schont. Nach Ruprecht wird ihre Schonung 


28) Ger. Aibling, Lit. 36; s. a. Altomünster, Oberbair. Arch. 21 225f,; Ger. 
Rottenburg f. 71 (1393). 2) MB. 28 II, 313. 

35) MGConst. 1 604. 26) s. Begünstigung. 

1) |. Baiuw. 9 5; Schwsp. 201; Ruprecht Str. 39. 

33) |. Baiuw. 8 1, 2. 2?) Ruprecht 27, 28. 
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wenigstens als »archwanich« bezeichnet, zugleich aber damit ent- 
schuldigt, daß einer nicht leicht zwei Totschläge miteinander verüben 
kann ??). 2 

In Regensburg wie in K. Ludwigs Rechtsbüchern ist jener Befugnis 
nicht mehr gedacht. In Neumarkt heißt es jedoch 1366: »welhich man 
einen andern man vindet oder begreifet pein seinem weib, waz er dem 
man u. dem weib darümb tuet, da sol der richter nicht umb sprechen. 
Ebenso in Schärding und Trostberg 2°). 

Ferner darf man jeden schädlichen Mann oder Missetäter, der 
sich der Festnahme zu erwehren sucht, niedermachen. Die Berechtigung 
hierzu hat man durch Eineid zu erhärten. Zumal dem Richter und 
seinen Knechten ist diese Vergünstigung eingeräumt®!, Wen man 
sonst an seinem Schaden begreift, kann man ungestraft Maulstreiche 
und andere unblutige Schläge versegen ??). 

Straflos bleibt ferner auch derjenige, der im Bestreben, Raufende 
und Kämpfende voneinander zu trennen, einen derselben tötet. Doch 
muß er beschwören, daß er ohne Gefährde scheiden wollte. Wird 
ihm jedoch nachgewiesen, daß er, um seinem Freund zu helfen, dessen 
Gegner an der Verteidigung hinderte, so daß dieser endlich erliegen 
mußte, so nügt ihm seine Ausflucht nichts ??). 

Wer sodann um seiner Hausehre willen trunkene und ungezogene 
Leute zur Tür hinausstößt und dabei verlett, haftet mit seinen Helfern 
nicht dafür. Dies gilt namentlich für den, der »in aines wirtshaus 
kümbt durch trinken oder andere sache u. dem wiert unnuß ist«®*). 
Bußlos ist nicht minder das Schlagen von Spielleuten und sonstigem 
fahrenden Volk. Ob ein Bürger, heißt es zu Vilshofen, einen, dem 
die Stadt verboten, einen Spielmann oder eine Hübscherin »leidigt« 
mit Worten oder Werken, so bleibt dies unentgolten dem Gericht, 
weil solche Leute des Rechten nicht haben °”). 

Kommt der Taidigung, das heißt dem Schiedsverfahren zu jener Zeit 
eine bedeutende Rolle zu und werden hierdurch viel schlimme Händel 
aus der Welt geschafft, so haben auch weniger bedenkliche Zerwürf- 
nisse und Schlägereien zwischen Bürgern, welche, bevor sie zu des 


0) Ger. Neumarkt (OB.) f. 22; Schärding, Tom. priv. 9 70 (1316); Ger. Trostberg 
f. 9 (1457). 

31) Ruprecht 37; H. O. Müller, LG. Hirschberg 329, 

32) Ger. Trostberg f. 9 (1457); Ger. Rosenheim Lit. 31 20; Ger. Neumarkt f. 22 
(1366); LR. 356; Wiederentreißung des Gestohlenen unter Mißhandlung, MB. 2 432, 

33) Ruprecht 41; wer von Schiedswegen Schwert oder Messer zuckt, straflos, 
Ger. Trostberg f. 9 (1457); ungeahndet nach Reinigungseid, Ger. Landshut f. 32 (1322). 

&) Ger. Kößting f. 29 (1344); Passau, MB. 28 II, 5121., 34; Ger. Cham Lit. 41 4. 
Ger. Kelheim f. 37 (1335); Ger. Abbach Lit. 12 33. i 

35) Ger. Vilshofen Lit. 49 (1345); Gandershofer, Gesch. v. Moosburg, 121 f.; 
Ger. Rain 1 72, 20 (1332). 
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Richters Kenntnis gelangen, gegenstandslos gemacht sind, ungeahndet 
zu bleiben 25). 

Endlich ist auch des Züchtigungsrechts des Hausherrn, 
seiner Familie, dem Lehrkind, den Knechten und Mägden gegenüber 
zu gedenken. »wer einen knecht oder ein dimn in seinem brot, sagt 
das Passauer StR.,< was er mit dem zürnet an gewaffender hand an 
den tode, da ist er nyemant umb schuldig, was ein man mit seiner 
hawsfrawn zu handeln hat, da gehört kein werltlich recht, nur geistlich 
puess« ?7). 


Rücksicht auf persönliche Verhältnisse. 


Freigelassene und Unfreie (Knechte). 


Das Wergeld des Freigelassenen beträgt bekanntlich 40 sol.; es fällt 
bei denen der Kirche dieser anheim'). Die Buße für Verlegung von 
Freigelassenen schwanken zwischen !/s—10 sol. Hiermit büßt man 
die Vernichtung von Auge, Hand und Fuß, während der Freie dies- 
falls mit 40 sol. entschädigt werden muß?) Bei eigenen Straftaten 
wird der Freigelassene ebenso wie der Freie zur Rechenschaft ge- 
zogen. 

Des Knechtes Wergeld ist mit 20 sol. normiert, während der hinter- 
listig Ermordete mit 180 sol. vergütet werden muß). Fällt er im Zwei- 
kampf, in den er sich mit Zustimmung seines Herrn eingelassen, so 
ist er diesem mit 12, sonst mit 20 sol. zu entschädigen*). Wer einen 
Knecht falsch anklagt, so daß er unschuldig gefoltert wird, soll dem 
hierdurch geschädigten Herrn einen andern verschaffen. Ging jener 
durch die Marter zu Grund, so ist er doppelt zu ersegen. Vermag 
dies der Verleumder nicht, so verfällt er selbst der Knechtschaft?°). 
Wer das Haus eines Knechts in Brand steckt, sühnt mit 6 sol.®). 
Beredet ihn einer zur Flucht und führt er ihn .dann selbst 
zur -Markungsgrenze, so hat er 12, bei einer Magd 24 sol. zu 
erlegen und für die Rückkehr derselben besorgt zu sein’). Reizt man 
jedoch einen Knecht zum Diebstahl an, so gilt der Anstifter als eigent- 
licher Dieb und zahlt die neunfache Buße, der Täter aber hat zwei- 
hundert Geißelhiebe zu erdulden) Noch sei auf einige spätere 
Satungen hingewiesen, nämlich die, wonach der Begünstiger der 


Ber rn Pai 


36) Ger. Viechtach Lit. 19 (1474); Ger. Cham Lit. 41 4; wegen Absagens Brand 
vertaidigt, Ger. Abensberg f. 21 (1406); Verzeihung vor Tod, Ruprecht 22. 
37) Ruprecht 45, 46; Passau, MB. 28 II, 512f., 32, 31; StR. 206, VII, 25. 
3) 1. Baiuw. Tit. 5; Tötung des Fr., Addit. 7 7, 8; das Wergeld des von der 


Kirche Fr. an diese, Addit. 4 9. 2) |. Baiuw. 5 6. 
3) L Baiuw. Tit. 6; 19 3. $) 1. Baiuw. 18 2. 
5) 1. Baiuw. 9 20. 6) |. Baiuw. 10 4. 


1) 1. Baiuw. 13 9. 8) |. Baiuw. 9 7. 
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Flucht zu Rückgabe und Ersag verpflichtet ist und der, der seinen 


- Knecht nicht vor Gericht stellt, mit Kerker oder Exil bestraft wird °). 


Um nun die Delikte der Knechte selbst ins Auge zu fassen, so ist 
der Herr, sofern er als Mitwisser gilt, für jene durchaus verantwortlich. 
Er ist des Knechts gerichtlicher Vertreter und hat für ihn die Buße zu 
erlegen. Ferner muß er ihn in schweren Fällen den Häschern zum 
Vollzug der Lebens- und Leibesstrafe überliefern. Handelte jedoch der 
Knecht auf eigene Faust, so kann der Herr höchstens wegen Ungefähr 
zur Rechenschaft gezogen werden !°). 

Die Todesstrafe trifft den Knecht bei Raub in hoste. Der Herr hat, 
da er ihn nicht gewarnt, für allen Schaden einzustehen!!), Bei 
Diebstahl daselbst geht jener der Hände verlustig, in gleicher Weise 
bei Erregung eines Raufhandels am Herzogshof, wogegen er bei An- 
zünden von Kirchengut Hände und Augen einbüßen soll!2). Bei 
Hinderung eines Zweikampfs infra curtem fordert man seine rechte 
Hand (Lösung durch den Herrn mit 40 sol.); ebenso bei Feierfags- 
entheilignng im Rückfall, während er hier das erste Mal mit Schlägen 
davonkommt !8) Bei Diebstahl im Herzogshof büßt er neun-, der 
Freie siebenundzwanzigfach t). Verübt der Knecht einen Ehebruch, so 
hat sein Herr das um 20 sol. gekürzte Wergeld der Frau (140 sol.) zu 
erlegen; entflieht der Knecht nach der Tat, so muß er ihn dem ge- 
kränkten Ehemann um 20 sol. überlassen’). In Hinsicht auf die 
Sittlichkeitsdelikte ist auch der leibeigenen Magd gedacht, welche, wenn 
sie sich der Abtreibung eines fremden Kindes schuldig macht, zwei- 
hundert Geiselhiebe erntet?‘). Ebensoviel empfängt der Knecht bei 
Fälschung von Markungszeichen; unternahm er dies jedoch im Ein- 
verständnis mit seinem Herrn, so riskiert er nur 50 !7). 

Nimmt der Knecht auch in den älteren Ldfr., ich erinnere hier an 
den servus delinquens des Gottesfriedens von 1103 ?®), strafrechtlich noch 
eine gewisse Sonderstellung ein, so wird er, was schwere Delikte an- 
= langt, zur Zeit des Schwsp. nicht anders wie der Freie behandelt. 
Sein gerichtlicher Vertreter ist freilich noch der Herr, während er Eide 
selbständig leisten dar. Wird ihm, da er in des Herren Dienst be- 
schäftigt, etwas geraubt oder gestohlen, so haftet jener dafür !°). Ver- 
spielt der Knecht dessen Gut, so muß es der Gewinner zurückerstatten. 
Wer einen.fremden Knecht mißhandelt, soll dessen Herrn dafür büßen, 


°) Const. Ranteshov. (MGL. 3 484 f. $ 5). 

1%) Quißmann 47f.; Knecht meist strenger als Freier bestraft, selten milder, 
l. Baiuw. 2 12. 11) |, Baiuw. 2 5. 

12) |, Baiuw. 2 12, 10; 1 6. 

13) 1. Baiuw. Append. I 1 (MGL. 3 335). 14) ]. Baiuw. 2 12. 

16) |, Baiuw. 8 2, 16) |. Baiuw. 8 18. 

17) ], Baiuw. 12 12. 18) MGConst. 1 604. 

19) Schwsp. 201, 179, 259; StR. 134. 
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er habe es denn nicht zu dessen Schande und Laster getan ?°). Wer 
seinen Knecht oder seine Dirne mit Ruten schlägt, und sie sterben 
unter seinen Händen, sühnt als Totschläger. Bricht er dem. Knecht 
ein Auge oder einen Zahn aus, so muß er ihn freilassen’@).: Aus 
Ruprecht ist noch die seltsame Bestrafung des Knechtes, der des Herrn 
Geld unterschlagen, bemerkenswert. Vermag er die Buße nicht zu 
erlegen, so stürzt man einen Bottich über ihn und reicht ihm erst am 
dritten Tage Speise. Er kann solcher Hungerkur vorbeugen, wenn er 
sich in eiserne Bande legen läßt?®. Aber selbst die freien Ehehalten 
stehen auch später noch in des Hausherrn strenger Gewalt ?3). 


Bürger und Fremde. 

Der Bürger erfreut sich nach allen StO. und Wst. wichtiger Vor- 
rechte. Vor allem darf er nur in bestimmten Fällen von dem Richter, 
Amtleuten wie ihren Knechten festgenommen werden. So kann er in- 
Regensburg nur bei handhafter Tat ohne weiteres dingfest gemacht 
werden, sonst nur auf des Rats Geheiß und dann in Gegenwart von 
zwei Hausgenossen. Es wird einmal getadelt, daß man die Festnahme 
nur bei wirklicher Tötung, nicht aber auch bei tödlicher Verlegung be- 
tätigt. Im übrigen hat der Richter den Bürger dreimal vorladen zu 
lassen). Nach MSIR. soll man den Bürger, der Haus und Hof in der 
Stadt besitst, oder seine Kinder bei Verletungen nicht »vahen, dieweil 
daz leben in dem wunden iste. Außerdem aber unterliegt er bei Vor- 
liegen großer Dinge der sofortigen Verhaftung °). 

So auch nach den meisten Wst., wenn ih ihnen auch mit Vorliebe 
nur die drei großen Sachen genannt sind, in Rain auch die wahre 
Handgetat®). Denn wie diese gemeint ist, geht zum Beispiel aus dem 
Wst. von Werdeniels hervor, wo es heißt, daß man den, der ein- 
gesessen mit eignem Rauch, nur um dreierlei Sachen fahen solle, sob 
er wär ein schedlich man, ain mörder, dieb, keter oder mit wellicherlai 
sach er den leib verworcht hiet«*). Außerdem meist nur bei Wunden 
auf den Tod. So bestimmt man in Plattling: Wenn ein Bürger den 
andern wundet oder lähmt, daß es nicht an den Tod geht und die 
Bürger erklären, daß er darum gut sei, so soll ihn der Richter nicht 
fahen, noch sein Gut nehmen »unz auf das recht:). Das nämliche gilt 


20) Schwsp. 259, 179; Tötung des eignen Knechtes soll man höher als die des 
fremden büßen, Ruprecht 46. 


21) Schwsp. 73a, 201b; Ruprecht 43, 46. 2) Ruprecht Str. 41. 
38) 3. bei Strafausschließung. 
1) Regensburg 188 f. 2) StR. 290, 291, 293, 319, VII, 31. 


8) Um wunden einlegen, wenn darum nicht gut ist, Ger. Trostberg f. 9 (1457); 
nur bei den drei Sachen, Tom. priv. 928; Ger. Deggendorf, Lit. 14 82, 84; nur bei 
tödlichen Wunden, Ger. Kelheim f. 37 (1335); Verh. hist. Ver. Niederb. 22 154; 
Deggendorf, Ludwigselekt Nr. 777; Ger. Neumarkt (O.) Lit. 21 1. 

14) Grimm Wst. 3 658. 6) Neub. Kopialb. 1 47. 
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auch für den Vittum. In Schärding soll er dem Richter jedoch Gewiß- 
heit leisten auf die :rechtichait«°). Auch in Tegernsee greift man nur 
bei Totschlag nach ihm: hat aber ain man ein leme oder wunden 
auf de} hygen u. kompt auf die lantstrasse u. chumpt des gotshaws 
amptmän hienach u. vecht in, darumb ist er nyemants nichts schuldig 7). 
Steht in Griesbach der Rat für den Bürger ein, so darf ihn die Herr- 
schaft nicht festnehmen lassen‘), in Deggendorf nicht »ob sein habe 
des wandels wert, es sei denn um das wandel u. schulde, da man in 
zu recht umb fahen solt«®). Ferner darf man ihn nicht willkürlich »ver- 
derben, pfänden u. schaßen«'®). 

Er ist vor Ladung vor fremde Gerichte gefeit, nur vor dem der 
Heimat hat er zu antworten, es sei denn, daß ihm ein auswärtiger 
Richter an der :hantgetat: ergreift''). Kein Vißtum oder Amtmann 
darf ihn zur Klage nötigen außer bei Vorliegen gewisser schwerer 
Fälle. Der Amtmann, heißt es zu Kelheim, soll Bürger, die ehrbar 
und unversprochen, nicht überzeugen »des sie auf recht vor ihrem richter 
gestehen mögen: !?). | 

Ebenso genießt er Vergünstigungen in Hinsicht auf den Reinigungs- 
eid '?). Von dem Recht und der Pflicht des Einstehens bei Delikten 
seiner Familie, Knechte oder Gäste, welche in seinem Hause Schuß 
gefunden, wurde früher berichtet!‘). Wie sehr endlich der Rat bestrebt 
ist, ihn vor Willkür und Härte des Richters zu schirmen, geht nament- 
lich aus dem Abschnitt Buße hervor. 

Der Fremde ist an sich vogelfrei;, man darf ihn ungestraft töten, 
verknechten und seiner Habe berauben. Nimmt ihn ein Elnheimischer 
bei sich auf, so haftet er für jeden von diesem verursachten Schaden °). 
Nach der I. Baiuw. aber erfreut sich der Fremde bereits des Königs- 
schußes; bei Verlegung und Tötung sühnt man mit 160 beziehungsweise 
100 sol. in Gold dem Fiskus. Im übrigen hat man ihm wegen jeder 
Unbill, die er erduldet, Greenugtuung zu leisten !6). 

Die Ldir. kümmern sich nicht um den Fremden, sie heben ledig- 
lich die Rechtlosigkeit der fahrenden Leute hervor '"). Nach dem Schwsp. 
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6) Tom. priv. 9 70; Schelte und Schläge zwischen Bürgern entscheidet der Rat, 
Ger. Abbach Lit. 12 127; s. a. StrafausschlieBung. 

1) MB. 6235; bei Totschlag behält er das Bürgerrecht, Ger. Trostberg f.9 (1555); 
Verh. hist. Ver. Niederb. 24 67. 8) Ger. Griesbach Lit. 39. 

9) Ger. Deggendorf Lit. 14 82, 84. 

10) Verh. hist. Ver. Niederb. 22 152; Fürstenselekt f. 103 (Nabburg); nur von 
Bürgern gepfändet, Ger. Neustadt f. 12 (1273). 

1) s. bei Strafzumessung; Regensburg 191; jeder Burger soll nur im Markt Recht 
tun, Verh, hist. Ver. Niederb. 43 131; nur nach Ladung, Ger. Erding Lit. 22. 


12) LR. 1; Ger. Abbach Lit. 12 45. 18) Regensburg 191. 
14) s. bei Begünstigung. 
18) Brunner, Rgesch. 1 273f., 2 176. 16) |, Baiuw. 4 30, 31. 


17) Qu. u. Er. 5 87, 148, 317, 348 usw. oder schädliche Leute, s. mein Übersiebnen. 


\ 
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soll der Hausherr seinen Gast wider alles Unrecht schirmen und einen, 
der zu ihm flüchtet, aufnehmen und ihm weiterhelfen '®). Sonst empfiehlt - 
jener, den Pilgrim und reisenden Kaufmann ungefährdet ziehen zu 
lassen !°). Bei Ruprecht wird dem Gast zur Durchführung seiner An- 
sprüche im Handelsverkehr seitens der Gerichte möglichste Förderung 
zu teil. Weniger hold erweist sich ihm das Regensburger Recht ?®). 

In strafrechtlicher Hinsicht zieht der Gast dem Bürger gegenüber nicht 
selten den kürzeren. Beleidigt er diesen mit Worten oder Werken, 
so sollen alle beispringen, um den frechen Eindringling dingfest zu 
machen?!) Kommt ein Ausmann nach Rain, der »anders tun wollte 
oder tät, denn den burgern lieb wäre«, so sollen ihn der Amtmann 
und seine .Diener festnehmen. »wollt er sich des whöm, wie sy in 
dann gefingen,des sollen sy gen dem gericht an all entgeltnuß bleiben ??). 
Er darf also ohne weiteres als schädlicher Mann behandelt und eventuell 
niedergemacht werden. Bei Verwundung, heißt es in Neustadt, soll 
er nach Landesrecht geahndet werden; wir wissen aber, daß er sonst 
häufig mit höherer Buße bedacht wird). Bei Mutwillen und Lästern 
in einem Bürgerhaus genügt, sofern der Frevler ein Einheimischer, die 
Nennung seines Namens auf Anfrage seitens des Gerichtes hin. Ist 
er aber ein Fremder, so hat der Wirt ihn aufzufordern, sich annehmen 
zu lassen oder das Gericht greift selbst nach ihm°*). Will er dem. 
Bürger nicht zu Recht stehen, so hat in Abbach der Markt mit der 
Herrschaft Hilfe den Fremden zu zwingen, dem Anspruch des Bürgers 
gerecht zu werden ??). 

Wenn der Bürger den Fremden verwundet oder sonst verlegt, kann 
dieser sehen, wie er Genugtuung erlangt, der Rat zieht jenen nicht zur 
Rechenschaft°‘). Ja, der Gast muß bei Klagerhebung eventuell noch 
Bürgschaft leisten (vergewissen) »u. der richter sol in in hut haben. es 
mag ein burger einen ausman wol nyderlegen:, nicht minder (was 
freilich an manchen Orten untersagt) ein Gast den andern”). ` 

Ist der Fremde irgendwie verdächtig, ein Verbrechen verübt zu haben 
oder erst verüben zu wollen, so ist er der Festnahme sicher. Hat er 


18) Schwsp. 152. '») Schwsp. 42, Ruprecht 64, 65. 

20) Regensburg 192; über die zahlreichen MR SL LENDEEN in München, 
s. StR. 

21) StR. VII, 92; Verbot des Waffentragens VII, 28. 

22) Ger. Rain 1 72, 20 (1332). 

23) Ger. Neustadt f. 12 (1273); höhere Buße, Gandershofer, Gesch. von Moos- 
burg, 121f.; Verh. hist. Ver. Niederb. 43 129. 

24) Ger. Biburg Lit. 12 46. 

25) Ger. Abbach Lit. 12 51, 52; man sol dheinen gast aufheben noch bekümern 
an das er werde beschrieen oder verboten, MB. 28 II, 512, 46. 

36) Regensburg 192. 

21) Ger. Abbach Lit. 12 51; verbieten, Ger. Osterhofen f. 12 (1428), Ger. Kößting 
Lit. 21 38. 
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sich nicht rechtzeitig Freunde unter den Bürgern geworben, so ist seine 
Lage weit gefährdeter als die eines Einheimischen, und weiß er den 
Argwohn nicht völlig zu entkräften, so kündigt man ihm wenigstens 
das Hausrecht?®). Ebenso ist es ihm zu widerraten, sich mit einem 
Bürger zu »zerreden: oder bei Todfeindschaft mit ihm troßig innerhalb 
der Mauern zu verweilen. Gerät er in Not, genießt er kein Anrecht 
auf Unterstüßung ?’). Mitunter ist es für ihn von Vorteil, wenn er sich 
bei Übertretung einer Sasung hinter den Einwand verschanzt, daß er 
mit derselben nicht vertraut war; er hat hier seine Unkenntnis eidlich 
zu bekräftigen?°). 
Frauen. 

Nach der l. Baiuw. genießt die Frau, wie erwähnt, sofern sie sich 
nicht als kampffähiges Mannweib erweist, das doppelte Wergeld, wie 
man auch bei Brandstiftung den im Haus geschädigten Weibern zwei- 
fachen Ersag gewähren muß'). Ebenso hat der ertappte Ehebrecher 
die Mitschuldige dem Ehemann zu entschädigen, während er lediglich 
bußlos bleibt, sofern er mit ihr getötet wird. Anscheinend vernichtet 
sie der Gekränkte in jedem Fall und daher auch die Verpflichtung zur 
Wergeldzahlung. Herabgemindert wird hierbei ihr Wert, wenn der 
Verführer ein Knecht war?). Während der eigentlichen Notzucht nicht 
gedacht ist, sind verschiedene andere Antastungen mit Buße belegt?). 
Bei Raub fällt auch ein fredus an den Fiskus; geringer ahndet man 
die Verstoßung der Frau und Braut‘). Was ihre eignen Taten anlangt, 
so stehen die Weiber den Männern völlig gleich. 

Ebenso nach den Lfr. Hier ist nur hervorgehoben, daß man ihnen 
in Friedbruchsachen strikt richterliche Hilfe gewähren soll und sie nur, 
wenn Heirat, Notzucht oder Testament in Frage stehen, als Zeugen 
auftreten dürfen). : 

In Hinsicht auf den Schwsp. sind die strengen Strafen beachtenswert, 
die über die Freie und ihren Eigenmann im Fall verbotener Vereinigung 
verhängt werden. Niemand darf übrigens eine fremde Frau der Über- 
hure bezichtigen). Wegen Ungerichts soll sie nur rügen, wenn sie 
selbst die Geschädigte ist”). Eide leistet sie selbst, sonst handelt sie 
nur mit ihres Vormunds Beistand vor Gericht®). Schwangere werden 


2°) Regensburg 192; Verbot, Waffen zu tragen, StR. VIL 28; Verbot des Hausens, 
LO. 1516, 15. 
29) MB. 28 II, 512, 6; Fürstenselekt f. 103; Regensburg 192. 


80) StR. 262. 
1) 1. Baiuw. 4 29; 16; 10 1. 2) ]. Baiuw. 8 1, 2. 
3) 1. Baiuw. 8 3—5 usw. 4) 1. Baiuw. 8 6, 7, 16, 14, 15. 


6) Qu. u. Er. 5 84; 6 51; notzogen bei gutem Leumund 6 121. 
®) Schwsp. 319 (sie wird enthauptet, er verbrannt). 
1) Schwsp. 350 I. 8) Schwsp. 75. 
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nicht gerichtet. Eilt eine solche ihrem bedrängten Mann zu Hilfe, so 
darf man keine Notwehr gegen sie üben ?). 

Im Ruprecht findet sich das Rädern bei Gattenmord; mit dem 
Ausschleifen wird sie indes verschont. Unterliegt sie im Kampf mit 
dem Notzüchter, so büßt sie lediglich die Hand ein. Schwangere 
straft man nur an Haut und Haar. Bei peinlichen Klagen bedarf die 
Frau zweier Helfer, während dem Sodomiten gegenüber merkwürdiger- 
weise ihr eigener dreifacher Eid ausreicht. Als Zeugin tritt sie auch 
bei Notzucht und Notwehr auf, nicht jedoch gegen Ritterbürtige'°). 

Grausamer ist das Regensburger Recht, indem es, wie erwähnt, 
bei Schwangerschaft nur einen Aufschub der Richtung um 21 Wochen 
gewährt. Nach späterer Praxis tritt hier meist Verbannung ein. Die 
Diebin und Mörderin werden lebendig begraben und gepfählt; auch ewige 
Einkerkerung wird gegen Frauen verhängt. Bei Landesverweisung 
ihrer Ehemänner, so besonders, wenn es sich bei diesen um Stadt- 
feinde, Austreter und dergleichen handelt, müssen sie meist, wie auch 
ihre Kinder, mit in das Elend wandern. Auch Frauen Gerichteter ver- 
schließt man die Tore !!). 

Über das. Versenken im Sumpf, das an Weibern, die man nicht der 
Schaulust preisgeben, sondern vielmehr mit ihrer Schande möglichst 
der Vergessenheit anheimgeben wollte, ehedem häufig vollzogen wurde 
wie über das Hängen von solchen siehe bei den Todesstrafen. 

Von den Bestimmungen des LR. ist höchstens beachtenswert, daß 
die Frau geraubte und. gestohlene Ware wie der Mann zu berechten 
vermag !°). Nach den Wst. werden weibliche Lästerzungen vielfach 
mit dem Pachstein oder der Geige bedroht. In Abbach behält sich ` 
.der Rat, sofern eine Frau an andern übel handelt, sausgenommen die 
drei händel, fließende wunden u. lem«, die Kompetenz hierüber vor !3). 
In Passau darf der Richter eine Frau, sofern es nicht an den Tod geht, 
nicht länger als 3 Tage festhalten +). Sonst würde es zu weit gehen, 
hier noch eine Anzahl von Urteilen vorzuführen, aus denen lediglich 
zu ersehen wäre, daß die Frau bei schwerer Vergehung nicht gelinder 
als der männliche Missetäter geahndet wurde, wozu noch das sich oft 
recht roh gebärdende Hausrecht ihres Ehevogts trat. In einer Urfehde 
wegen wilder Ehe und Diebstals schwört die Freigegebene, nachdem 
der Richter ihr Hab und Gut völlig eingezogen hat, das Gebiet Baierns 
und Ettals für immer meiden zu wollen. Andernfalls solle man gegen 
sie salz mit ainer mainaidigen, treulosen, erlosen, rechtlosen, schedlichen 
frawen landen u. läwten gevarn«), 


°?) Schwsp. 256, 201. 10) Ruprecht Str. 24. 

1t) Regensburg 187. 12) LR. 40. Ä 

12) Ger. Bruck (O.) f. 2 (1470); MB. 24 239; Ger. Kirchberg Lit. 13; Ger. Abbach 
Lit. 12 52, —— 1) MB. 28 Il, 512 f., 52. 


16) Ger. Murnau f. 13 Il (1454). 
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Geistliche. 


Wir ersehen aus der l. Baiuw., in welch hohem Ansehen zu dieser 
Zeit der Klerus stand; er erfreute sich eines beträchtlichen Wergelds 
und ausreichenden Schugßes für sich, die Kirchen und deren Besig '). 
In krimineller Hinsicht unterstand indes der Landesbischof der welt- 
lichen Gerichtsbarkeit. Er genoß bei Anklage lediglich den Vorteil, daß 
die Sache vor allem der Synode vorgelegt werden mußte und erst nach 
deren Entscheidung vor des Königs oder Herzogs Gericht gelangte. 
So auch gemäß der l. Baiuw. I 10, wonach der Schuldige, besonders 
bei Totschlag, Landesverrät und Unzucht abgeseßt und verbannt 
werden soll. Auch sonst bestand der Staat bei schweren Delikten der 
Geistlichen auf seiner Strafbefugnis, und zwar rücksichtslos in den 
Fällen der handhaften Tat und des Geständnisses, während die Ab- 
wandlung der causae minores in der Regel dem Bischof verblieb ?). 

Nach den Lir. wurde es dem weltlichen Richter untersagt, gegen 
einen Geistlichen vor seiner Entsegung durch den Bischof einzuschreiten ; 
auch sonst sind die Gerichtsstandsprivilegien des Klerus des öftern be- 
stätigt. Immerhin war derselbe vor Übergriffen nicht gefeit?). Konnte 
nach dem Schwsp. der Geistliche wegen schuldiger Gilt vor dem welt- 
lichen Gericht belangt werden, so sollte er bei Vergehen namentlich 
dann seiner Vorrechte verlustig gehen, sofern er weltliche Kleider und 
verbotene Waffen trug und in Wein- und Freudenhäusern Unfug 
übte *). j 

So darf auch nach Ruprecht der Laie gegen den bewaffneten 
Geistlichen Notwehr üben, die er vor dem geistlichen und weltlichen 
Richter auszuführen hat. Ging jener überhaupt nicht pfäfflichen, so 
haftet er bei Totschlag wie ein Laie; der Bischof hat ihm die Weihe zu 
nehmen und ihn dem weltlichen Richter zu überantworten. Bei Weigerung 
wird er ersa&pflichtig, nicht minder, wenn er den Schuldigen, um sein 
Leben zu retten, zu ewiger Einsperrung verurteilt. Dem Herrn des 
Getöteten hat er einen gleichwertigen Mann zu verschaffen’). 


1) 1. Baiuw. Tit. 1; s. a. Qu. u. Er. 5 339; 6 111, 121, 314 und bei Strafschärfung. 

2) Brunner, Rgesch. 2 314f.; Kleriker nach Kirchengeseten, l. Baiuw. 1 12. 

3) Qu. u. Er. 5 146; 6 277, Rosenthal, Gesch. des. bair. Gerichtswesens 1 33f.; 
Mönchen das Recht der Zeugschaft vor weltlichen Gerichten zugebilligt, Fürsten- 
selekt f. 185b (1320); den Brüdern des Kl. Aldersbach wird 1333 gestattet, »daz si 
vrag u. urtail u. alleu reht haben sullen, die ein iegleich lay hat«. Sollten sie einen 
schädlichen Mann bei der Festnahme töten, sollen sıe dessen unentgolten u. un- 
angesprochen bleiben, Fürstenselckt f. 224. Das Recht, dıese schädlichen Leute 
aber auch zu richten, stand ihnen keineswegs zu, f. 99 (1295); von Interesse auch 
die Rechte des Klosters Asbach, Grimm Wst. 6 125f.; Geistliche Anweiser vor 
Gericht, LR. 150; StR. 120. 

*) Schwsp. 255; bei Fälschung von Urkunden nach Nehmen der Weihe Hand- 
strafe. 


6) Ruprecht Str. 30, 25; 1455 wird ein Aichacher Bürger, der einen Geistlichen 


has 
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Gar keine Rücksicht bezeigt man in Regensburg, wo sich auch 
der Klerus den dortigen Strafregistern gemäß geradezu zügellos ge- 
bärdet. So mangelt es dann auch nicht an Richtungen von Mördern 
und Dieben, Verbannung von, Feinden und Befehdern und sonstigen 
Maßregelungen wegen Unzucht und Unfugs mannigfacher Art. Auch 
auf Gefängnis und Entseßung von der Pfründe wird zuweilen erkannt. 
In Schuldsachen wird die Habe unbarmherzig beschlagnahmt 6). 

Sonst sind in den bairischen Quellen nur wenig Straffälle verzeichnet ; 
da eben mit deren Aburteilung doch vornehmlich das geistliche 
Gericht betraut gewesen ist. 1487 werden die Münchener wegen 
Folterung eines Klerikers mit dem Interdikt belegt’). 


Edelleute. 


Diese genießen einen privilegierten Gerichtsstand vor dem T 
beziehungsweise Hofgericht, wie jener vor allem durch die Ottonische 
Handfeste von 1311 Bestätigung erfuhr ?). Man liest daher nur selten 
von der Richtung eines Adeligen, es wäre denn, daß er sich des Hoch- 
oder Landesverrats schuldig machte. Noch nach LO. von 1508 verbietet 
man bei mutwilligem Totschlag eines Edelmanns, ohne daß man dessen 
Gut beschlagnahmt, lediglich. den Angehörigen des Flüchtigen, ihm 
Unterstüßung zuteil werden zu lassen, bis er sich mit dem Herzog 
vertragen und nach dessen Erkenntnis die Freundschaft des Getöteten 
abgefunden hat. Fällt er sonst in Ungnade (Versagung) und will er 
Strafe erleiden, so soll ihn der Landesfürst zur gütlichen Verantwortung 
kommen lassen ?). 

Wenn v. Zallinger sagt, daß die Saßungen wider die landschädlichen 
Leute vornehmlich gegen den praedo nobilis, das heißt den Raubritter 
gerichtet seien®), so täuscht er sich, denn aus den Lir. selbst geht 
hervor, daß dadurch hauptsächlich das niedere Raubgelichter, das sich 
freilich nicht selten, wie ein Meier Helmbrecht, ritterlich gebärdet und 
an Gewalttaten den vornehmeren Beruiskollegen nicht nachsteht, ja 
sich mitunter in deren Sphäre aufzuschwingen versteht, betroffen wird. 
Schonungslos gegen das Raubrittertum verfahren und zwar aus Not- 
wehr nur die Städter, indem sie die bei Plünderung von Kaufmanns- 
wägen Ergriffenen mit Schwert, Rad und Feuer richten, wie ihre Raub- 


m Laiengewand für einen Strolch hielt u. bei der Festnahme mit einem Schweins- 
spie schlug, zum Eid veranlaßt, daß er dies nicht aus Neid u. Absicht verübt, 
Ger. Aichach f. 6. 6) Regensburg 193. 

1) St. München, Urk. f. 27 (1487 II, 21). 

1) Rosenthal a. a. O. 121; Vißtumhändel »wo gichtiger mund u. ware tat nit 
vorhanden, sollen, wann die sach ein edelman berürt, vor uns. gned. herrn u. s. 
gen. räten« gebracht werden, LO. 1474; Justizangel. 21. 

2) Justizangel. 27. 

3) s. meine Zenten des Hst. Würzburg 2 486, 490. 

Archiv. Bd. 66. 30 
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nester ausräuchern und niederbrechen“). In unseren Herzogslanden 
hingegen weiß der edle Burgherr bei Verübung von Raubtaten trog 
der Schärfe der Landgebote meist dem Henker zu entschlüpfen. Trog- 
dem man ihn, zumal wenn er auf der Tat ertappt, hart bedrängt und 
lange in ritterlicher Haft behält, kommt er doch in der Regel, dank dem 
Einfluß seiner Sippe, mit gelinder Urfehde davon?). 


Juden. 


Stehen diese bereits nach den Lfr. unter besonderem Schuß, so führen 
Schwsp. und Ruprecht verschiedene Vorrechte und Verkehrs- 
beschränkungen derselben auf. Auf gestohlenes oder geraubtes Gut 
kann der Jude, wenn er dabei nicht heimlich vorgeht, Darlehen ge- 
währen, das ihm der Eigentümer bei Zurückforderung ersegen muß; 
ebenso hat dieser bei Kauf die Kosten zu erstatten. Gottes- 
dienstliche Geräte hat jener ohne weiteres zurückzugeben; ver- 
schweigt er deren Besiß, wird er als Dieb, und zwar eventuell an den 
Füßen aufgehängt'). Bei Keterei und Überhure mit Christen gewärtigt 
er den Feuertod?). In Hinsicht auf den Totschlag ist er insofern be- 
nachteiligt, als hier, während man sonst zu seiner Übersagung Christen 
und Juden benötigt, jene genügen sollen, wogegen er selbst die Not- 
wehr nur mit Christen ausführen darf®). Schläge riskiert er, sofern er die 
Verbote in Hinsicht auf den Verkehr mit Christen nicht beherzigt‘*). 
Kleidet er sich nicht wie ein Jude und trägt er verbotne Waffen oder 
verübt er Unfug in Wein- und Hurenhäusern, so geht er, wie der Geist- 
liche, der nicht pfäfflichen gekleidet, des besonderen Schußes verlustig *). 
Benimmt er sich irgendwie verdächtig, so verweist man ihn des Landes; 
bei Leistung der Urfehde kommt auch die Selbstverfluchung unter Auf- 
legung der Hände auf die Bücher Mosis vor °). 

Sonst sollen die Juden wie die Christen, das heißt nach des Buches 
Sage und Landes Gewohnheit gebessert werden. Man soll sie nicht 
vor fremden Gerichten, sondern allein vor dem ihres Wohnsißes be- 
langen’). In München ist für sie in Händeln mit Christen wie in 
Malefizsachen das Stadtgericht zuständig; seit 1380 sind sie indes be- 
fugt, dasselbe abzulehnen und den Herzog um Aburteilung vor dem 
Hofgericht oder einem andern von jenem zu bestimmenden Forum zu 
ersuchen. 


4) mein Nürnberger Kriminalrecht, 155 f. 

5) Frauen dürfen bekanntlich nach Ruprecht 60 nicht als Zeugen gegen Ritter 
auftreten, da diese >gern sint pey erbern leuten«; Heimsuchung bei Edelleuten 
höher geahndet, Qu. u. Er. 5 341; 6 119. 

1) Schwsp. 261; Ruprecht 121, 122; Regensburg 19. 

2) Schwsp. 322; Ruprecht 123. 3) Schwsp. 260; Ruprecht 38. 

4) Schwsp. 262; Ruprecht 122. °) Schwsp. 255. 

6) Regenshurg 125. 1) Tom. priv. 9 40. 
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Bei Streitigkeiten der Juden unter sich richtet, wie von alters her, 
der Judenmeister°). In Regensburg werden Delikte der Juden gegen 
solche durch ihren Gemeinderat unter Vorsig des Rabo oder Schul- 
klopfers abgewandelt; daneben besteht noch ein besonderes Juden- 
gericht über Geld, Schuld, Pfand und Schäden. Auch die Strafsachen 
erledigt anfangs ein besonderer Judenrichter, später fallen sie dem 
Schultheißen anheim °). 


Verbrechenskonkurrenz. 


Ursprünglich scheint nur bei solchen Rechten, in denen das Buß- 
system das Herrschende war, das Kumulationsprinzip den Vorzug ge- 
habt zu haben, während dort, wo jede Missetat mit Friedlosigkeit be- 
droht war, die Absorption als Regel galt. Allerdings bestand im alten 
Strafrecht stets die Neigung, Handlungen, welche gleichzeitig mehrere 
Verlegungen verursachten, als eine Mehrheit von Delikten auf- 
zufassen !). 

In der 1l. Baiuw., wo neben der Todesstrafe noch auf eine Buße 
erkannt werden kann, ist ein uns sehr selbstverständlich klingender 
Rechtssag aufgestellt: Wer eines andern Haus einreißt, hat jeden 
einzelnen First desselben zu erseßen, nicht doch die einzelnen Balken, 
Ziegel usw., die dabei beschädigt werden, damit, wer für das Ganze 
einstehen muß, nicht auch noch für die einzelnen Teile desselben zur 
Rechenschaft gezogen werden kann. 

In Hinsicht auf Kumulation ist noch hervorhebenswert: Der Anstiiter 
einer Schlägerei im Heer sühnt mit 600 sol., außerdem haftet er für 
jede von ihm begangene Verlegung (Totschlag). Ist der handhafte 
Diebstahl todeswürdig, so wird daneben eventuell noch Buße oder Er- 
satz gefordert. Der Herr steht mit der vollen Buße für den Ehebruch 
des Knechtes ein und muß zudem diesen preisgeben. Ähnlich beim 
Knecht, der eine Kirche in Brand sette: er verliert Augen und Hände, 
der Herr leistet vollen Ersag. Leibesstrafen werden kumuliert bei 
mehreren Delikten; die Lösungssumme für Hand und Augen wird gleich- 
zeitig erhoben. Neben die Buße tritt Konfiskation, während jene selbst 
mitunter zugleich eine beträchtliche Vermögenseinbuße bedeutet. In 
Rücksicht auf Absorption ist zu erwähnen, daß von dem mit seiner 
Mitschuldigen vom Ehemann getöteten Ehebrecher, d. h. von dessen 
Erben kein Wergeld mehr gefordert werden kann, während er jenem 
sonst für das Weib Ersaß leisten müßte. Mit dem Tod des Gegners 
ist aber auch für den Ehemann jeder sonstige Anspruch auf Genug- 


») Rosenthal, Gesch. d. bair. Gerichtswesens 1 160 f. 
°) Regensburg 194f. 
) Brunner, Rgesch. 2 541. 
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tuung jenem gegenüber erloschen. So wird auch nach Richtung des 
Diebes oder Räubers keine Buße mehr zuerkannt?). 

Auch später vermag sich hierin noch keine Einheitlichkeit durch- 
zuringen. Es bleibt jedoch der Grundsaß erhalten, daß bei Richtung 
des Täters von dessen Nachkommen kein Wergeld mehr ge- 
heischt werden darf. Der Richter hat fortan mit dessen Gut nichts 
:mehr zu schaffen, sagt Ruprecht; ähnlich das LR. So kommt auch 
keine Buße mehr daneben vor. Anders jedoch, wenn der Verbrecher 
vor der Richtung stirbt oder Mord in Frage steht. Hier wird daneben 
Wüstung des Hauses und Konfiskation verhängt, ja nach altem strengen 
Recht eventuell auch die ganze Familie des Täters mit diesem getötet. 
So noch die Hausbewohner, sofern man bei Notzucht nicht zu Hilfe 
eilte. Wer bei Lähmung auf Talion beharrt, kann von seinem Schädiger 
keine Buße mehr fordern. Wer einen fremden Knecht schlägt, büßt 
auch dem Herrn, wenn er es zu dessen Schande getan. Häufung von 
Strafen kommt vor, so Züchtigung, Brandmarkung und Verbannung, 
Lebendigbegraben und Pfählung, Zangenreißen und Richtung. Die 
Buße schließt teils Ersa& in sich, teils tritt dieser noch neben jene®), 
Nach Ruprecht werden Diebe, welche die Hüter von Kaufmanns- 
waren unter Wegnahme dieser niederschlagen, als Mörder ge- 
richtet »wan daz mort bewaeret ist mit der diuf«*). In Regensburg 
segt man einem Mörder, der zugleich stahl, noch einen Galgen auf 
das Rad. Ein zur Blendung verurteilter Scha&gräber verflucht auf dem 
Pranger den Rat und wird deshalb enthauptet +$). 

Erfreulich scheint, daß sich wenigstens für den Bereich des oberbair. 
LR. bei Verwundungen und Injurien der Grundsag poena major ab- 
sorbet minorem einigermaßen Anerkennung erzwingt. Nach Ruprecht 
sind »Beinschrot«, das heißt Knochenverlegungen als solche zu büßen, 
hinsichtlich der sogenannten Vörchwunde 5) aber ist bestimmt, daß hier, 
. abgesehen von der Beinschrot, auch noch die Wunde zu erseßen ist 6). 

Im LR. heißt es jedoch: Wird einer gewundet mit »gewaffenter« 
Hand und scharfem Ort, so daß »sichtig pogwunden« entstehen und 
werden mehrere Wunden geschlagen, so soll man die höchste Wunde 
bessern, die andern nicht’). Noch zielbewußter verfährt das StR.: 
Wer einen im Zorn schilt, stößt, rauft, schlägt und heimsucht mit be- 


2) 1. Baiuw. 2 14; 2 4; 98; 82; 16; 122,91; 16; 81,95 s. auch Schreuer, 
Behandlung der Verbrechenskonkurrenz in den Volksrechten. 

3) Schwsp. 42; Ruprecht 2; LR. 83; Ruprecht 34; Schwsp. 254; Ruprecht 127; 
Schwsp. 176; Ruprecht 17; LR. 164; Schwsp. 179, s. bei Leibesstrafen und Bußen. 

4) Ruprecht Str. 26; Regensburg 196. 

6) Vörchwunde: Verlegungen an den Waden, oberhalb des Elibogens oder in 
der Art, daß Lunge, Leber oder das Hirn heraussieht oder eine Bauchwunde 
vorliegt. e) Ruprecht 19; Str. 26. 

1) LR. 167. 
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waffneter Hand, der wird dem Richter nur eine Buße schuldig, doch 
soll sie unter den hier in Betracht kommenden die größte sein. Und 
der Beschädigte soll ebensoviel empfangen und -damit auch sein Freund 
sein:°). Freilich dürfte in Regensburg zu jener Zeit bei Wunden, 
ebensowenig das Kumulationsprinzip maßgebend gewesen sein. Immer- 
hin kann man aber hier von keiner Absorption sprechen. Es kommt 
keineswegs die höchste Buße in Ansaß, sondern die Wundenschauer 
verfahren lediglich in der Weise, daß sie bei Vorliegen mehrerer 
Bußen den Gesamtbetrag nach eignem Ermessen, und zwar mitunter 
erheblich ermäßigen °). 

Endlich soll der Richter nach StR. von zweierlei Bußen die bessere 
nehmen, :ob er wille !°). 


8) StR. VI, 51. 
°) Regensburg 196, 222. 10) StR. 305. 
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Strafprozek. 


Vorläufige Einstellung im Militärstrafverfahren. 
Von Professor Dr. Friedrich Oetker, Würzburg. 


8 1. Die Einstellung im Zwischenverfahren des bürgerlichen und 
des Militärstrafprozesses. 


1. Das Zwischenverfahren des bürgerlichen Strafprozesses kennt neben 
abschließender zwei Fälle vorläufiger Einstellung, 85 203, 208 StPO. 
Immer ist Voraussegung, daB wegen der einzustellenden Strafsache 
Klage erhoben worden war: durch Antrag auf Voruntersuchung, nach 
deren Abschluß die Staatsanwaltschaft dann unter Einreichung einer 
Anklageschrift weiter beantragt hatte, das Hauptverfahren zu eröffnen 
oder den Angeschuldigten außer Verfolgung zu seßen oder das Ver- 
fahren vorläufig einzustellen ; wenn Voruntersuchung nicht vorangegangen 
war, durch den Antrag auf Eröffnung des Hauptverfahrens unter Ein- 
reichung einer Anklageschrift, 88 196, 197 StPO. 

Das Gericht des Zwischenverfahrens ist bei seiner Beschlußfassung 
an die Anträge der Staatsanwaltschaft nicht gebunden, 8 204 StPO.; 
es kann also insbesondere abschließende Einstellung verfügt werden, 
obwohl die Staatsanwaltschaft die Eröffnung des Hauptverfahrens be- 
antragt hatte, und umgekehrt. 

Die vorläufige Einstellung geschieht entweder wegen eines Prozeß- 
hindernisses, mit dessen Behebung noch gerechnet wird, oder wegen 
präsumtiver Unerheblichkeit des zurückzustellenden Straffalles für die 
Strafbestimmung. 
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a) Als Gründe vorläufiger Einstellung der ersteren Art nennt 8 203 StPO. 
Behinderung des weiteren Verfahrens durch Abwesenheit des 
Angeschuldigten oder durch den Umstand, daß er nach der Tat in 
Geisteskrankheit verfallen ist; unbedenklich aber sind weitere gleich- 
wirkende Tatsachen, wie hochgradige Krankheit und Gebrechlichkeit, 
die ein Verhandeln mit dem Angeschuldigten, seine Vernehmung un- 
möglich machen, gleichzustellen !) Ob gleich anfangs oder demnächst 
an Stelle vorläufiger abschließende Einstellung treten kann, wenn dauernde 
Bedeutung des Hindernisses feststeht, sei dahingestellt. 

Diese vorläufige Einstellung ist in Ermangelung vorangegangener 
Voruntersuchung nur denkbar auf Grund staatsanwaltschaftlichen Er- 
öffnungsantrags, ohne den es an der Klage fehlen würde und mit dem 
Einstellungsantrag verbunden sein kann; nach einer Voruntersuchung 
hat sie auch Raum, wenn der Antrag der Staatsanwaltschaft lediglich 
auf sie oder abschließende Einstellung ging, denn die Öffentliche Klage 
war ja schon durch den Antrag auf Voruntersuchung erhoben. 

Keineswegs ist die vorläufige Einstellung nur zulässig, indem gleich- 

zeitig die Eröffnung des Hauptverfahrens wegen des zurückzustellenden 
Straffalles ausgesprochen würde?). Es kommt nur darauf an, ob die 
Vorausseßungen der vorläufigen Einstellung als solcher bestehen. Würde 
es doch zur Beurteilung des Tatverdachts unter Umständen weiterer 
Ermittelungen bedürfen, die sich bei dem Zustande des Angeschuldigten 
nicht durchführen ließen. 
Entsprechend sett die vorläufige Einstellung nicht negativ voraus, daß 
abschließende Einstellung untunlich ist®). Erscheint die le&tere Ein- 
stellung alsbald begründet, zum Beispiel wegen anderweiten Prozeß- 
hindernisses, so wird freilich in diesem Sinne beschlossen werden. Aber 
das Gericht kann sich bei der Liquidität vorläufiger Einstellung begnügen 
und braucht sich nicht zu bemühen, die Vorausse&ungen abschließender 
Einstellung liquide zu machen. Schon deshalb nicht, weil Ermittelungen 
— in der Frage des Tatverdachts zum Beispiel — wiederum an dem 
Zustande des Angeschuldigten scheitern könnten. 

Die Prozeßökonomie bringt mit sich, daß eine dem Prozeßzwecke 
genügende liquide Maßnahme alsbald zu treffen ist unter Vermeidung 
aller weiteren Prozeßschritte. 

b) Die andere Form der vorläufigen Einstellung wird in § 208 StPO. 
dahin charakterisiert : »Betraf das Vorverfahren mehrere derselben Person 
zur Last gelegte strafbare Handlungen, und erscheint für die Straf- 
zumessung die Feststellung des einen oder des anderen Strafialles un- 
wesentlich, so kann das Gericht auf Antrag der Staatsanwaltschaft be- 


— 


1) So auch Binding, Grundriß das Strafprozeßrechtes, S. 202. 
2) A. A. v. Kries, Lehrbuch des Strafprozesses, S. 515 f. 
”) So v. Kries, a. a. O.; Ullmann, Lehrbuch, S. 435. 
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schließen, daß in Ansehung eines solchen das Verfahren vorläufig ein- 
zustellen sei. Die Aufhebung des Einstellungsbeschlusses kann binnen 
einer Frist von drei Monaten nach Rechtskraft des Urteils von der Staats- 
anwaltschaft beantragt werden, wenn nicht Verjährung eingetreten ist. 

Die prozessuale Situation ist ganz ähnlich der eben besprochenen. 
Die vorläufige Einstellung kann nur wegen eingeklagten Delikts er- 
` folgen, ist nicht durch gleichzeitige Eröffnung des Hauptverfahrens in 
der nämlichen Sache bedingt und wird nicht durch die Möglichkeit ab- 
schließender Einstellung ausgeschlossen *). Ist die vorläufige Einstellung 
liquide, so liegt zu abschließender um so weniger Anlaß vor, als im 
legteren Fall gemäß § 210 StPO. Erneuerung der Klage auf Grund 
neuer Tatsachen usw. möglich wäre, obwohl weitere Strafe doch nicht 
in Betracht käme; es ist daher gewiß zweckmäßiger, im Wege des 
S 208 ein Ergebnis zu erzielen, das nach Ablauf der Frist in Abs. 2 
endgültig wird. Aber es muß Einstellungsantrag der Staatsanwaltschaft 
vorliegen, in erster Linie oder für den Fall, daß nicht das Gericht ab- 
schließende Einstellung für geboten erachte, und die Einstellung ge- 
winnt Bedeutung nur, wenn in den anderen Fällen das Hauptverfahren 
eröffnet wird. Verbindung von Eröffnung und Einstellung in einem 
Beschlusse ist nicht erforderlich, aber die Wirksamkeit und folglich auch 
die Beschwerdefähigkeit vorgängiger Einstellung tritt erst mit dem Er- 
öffnungsbeschlusse ein, während nachfolgende Einstellung von vorn- 
herein wirksam ist. 

Entbehrlich erscheint die Feststellung eines Delikts nicht nur, wenn 
bereits durch die anderen Fälle das Höchstmaß der Gesamtstrafe oder 
der Gesamtstrafdauer bei Strafenhäufung (88 75 Abs. 3, 77 Abs. 2 StGB.) 
erreicht wird, sondern auch wegen Unerheblichkeit des sich er- 
gebenden Strafzusages zu dem anderweit verwirkten Strafquantum, zum 
Beispiel einer kurzen Haftstrafe neben langjähriger Zuchthausstrafe. 
“ »Strafzumessung« in $ 208 hat den weiteren Sinn von Strafbestimmung. 

Die Prognose des Bestrafungsausfalles, auf der die vorläufige Ein- 
stellung des § 208 beruht, kann durch das Verhandlungsergebnis — teil- 
weise Freisprechung, geringere Strafbemessung — widerlegt werden. 
Der Einstellungsbeschluß ist daher aufzuheben, wenn die Staatsanwalt- 
schaft es binnen der Frist in Abs. 2 beantragt und nicht Verjährung 
eingetreten ist. Der Antrag ist bindend, wie entsprechend die Ein- 
stellung nur auf Antrag verfügt werden durfte®). An die Aufhebung 
schließt sich Eröffnungsbeschluß wegen dieses Falles an, es müßte denn 
abschließende Einstellung geboten sein; die Frage der Erheblichkeit der 


1) A. A. v. Kries, a.a.0.; in legterer Hinsicht auch Glaser, Handbuch U, S. 434; 
Bennecke-Beling, Lehrbuch S. 496. 

6) Zutreffend Geyer, Lehrbuch, § 185,1; Löwe-Rosenberg zu $ 208, Bem.6; 
a. A. Glaser, Handbuch Il, S. 436, 437; John, Kommentar II, S. 7241. 
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weiter in Betracht kommenden Strafe steht nicht zur Prüfung des Be- 
schlußgerichts, während für das Gericht der Hauptverhandlung nur das 
geseßliche Strafhöchstmaß die Grenze der Bestrafung bildet. Ablauf 
der Ausschlußfrist des Gesetes für den Aufhebungsantrag der Staats- 
anwaltschaft verwandelt von selbst die vorläufige in abschließende Ein- 
stellung. 

Zu a und b. Gegen die vorläufige Einstellung des § 203 haben 
beide Parteien, gegen die auf Antrag des Staatsanwalts erfolgte Ein- 
stellung des § 208 hat der Angeschuldigte unbefristete Beschwerde 
(weil nicht abschließend eingestellt worden sei°). 

c) Abschließende Einstellung durch unanfechtbar gewordenen Beschluß 
— der Staatsanwaltschaft steht die sofortige Beschwerde zu, § 209 
Abs. 2 — hat insofern »Rechtskraftswirkung«, als die Klage nur auf 
Grund neuer Tatsachen oder Beweismittel wieder aufgenommen werden 
kann, § 210°). Der Ausschluß nach § 208 Abs. 2 hingegen ist schlecht- 
hin endgültig, steht jeder weiteren Verfolgung des Anspruchs entgegen. 

Dem Klagrechtsverlust im letteren Falle steht dort eine Klagrechts- 
beschränkung gegenüber. 

Weil das Klagrecht verloren gegangen ist, hat das Beschlußgericht 
einer entgegen § 208 Abs. 2 erhobenen Klage den Zugang zum Haupt- 
verfahren wegen fehlender Prozeßvoraussegung zu versagen. Fälschlich 
ergangener Eröffnungsbeschluß würde das Gericht des Hauptverfahrens 
nicht binden, vielmehr wäre wegen fehlender Prozeßvoraussegung ein- 
zustellen. | 

Die Klagrechtsbeschränkung gemäß § 210 muß in Ermangelung bei- 
gebrachter Nova ebenfalls vom Gericht des Zwischenverfahrens durch 
Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens respektiert werden. Aber 
sie ergibt nicht Mangel einer Prozeßvorausse&ung°®), sondern ähnlich 
dem unzureichenden Tatverdacht, 8 201°), nur Fehlen einer spezifischen 
Voraussegung des Eröffnungsdekrets. Dem Gericht des Hauptverfahrens 
steht in dieser Hinsicht eine Nachprüfung nicht zu!°). Mit der Rechts- 


6) Auf Beschwerde der Staatsanwaltschaft, die in Betracht kommt, wenn ohne 
ihren Antrag vorläufig eingestellt wurde, aber auch wenn es antragsgemäß ge- 
schah, ist nicht einzugehen. 

Bennecke-Beling, Lehrbuch des Strafprozesses, S.500, hält die Beschwerden 
des Textes für befristet. 
= 1) Wiederaufnahme der Klage, nicht des Verfahrens (§§ 407f. StPO.), steht in 
Frage. A. A. insbesondere Nagel, Gerichtssaal, 36 446f. Vgl. dazu Löwe- 
Rosenberg zu $ 210, Bem. 4. 

8") Binding, Strafrechtl. und strafprozess. Abhandlungen, 2 313, läßt mit Recht 
eine klagrechtsvernichtende Wirkung des Beschlusses nicht gelten. 

%) Bennecke-Beling, Lehrbuch S. 496, sieht im Tatverdacht eine Prozeß- 
vorausse&ung. 

10) Ebenso RG. 4. StrS. Entsch. 22 187f.; Löwe-Rosenberg zu $ 210, Bem. 6. 
Gegenteilig RG. 5. StrS. Entsch. 46 67f.; Bennecke-Beling S. 423. 
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kraft des Eröffnungsbeschlusses ist der Mangel der spezifischen Voraus- 
segungen dieses Dekrets geheilt. In der Hauptverhandlung kann nur 
entscheiden, ob der Schuldbeweis erbracht wird, nicht ob zuvor ge- 
nügender Verdacht bestand, neue Tatsachen, Beweismittel den Verdacht 
ergaben. Die Staatsanwaltschaft hat mangels Verdachts, mangels durch 
neue Tatsachen usw. begründeten Verdachts nicht den Anspruch auf 
Eröffnung des Hauptverfahrens; dieser Klagakt als factum transiens, 
nicht das factum 'permanens des Klagens, nicht das Klagrecht ist durch 
den Verdacht bedingt!!). Beschränkung führt also nicht auf Prozeß- 
voraussegungsmangel zurück !?). 

Ganz der gleichen Beurteilung unterliegt eine ERlape: die von der 
Staatsanwaltschaft trog Fehlens neuer Tatsachen usw. erhoben worden 
ist, nachdem der Antrag des Verletten, die Erhebung der öffentlichen 
Klage zu beschließen, von dem zuständigen Gerichte verworfen worden 
war, § 172 Abs. 2 StPO. Es darf daraufhin nicht eröffnet werden; ist 
es aber geschehen, so kommt nun alles auf das Beweisergebnis der 
Hauptverhandlung an. Ablehnung der Beweisprüfung, weil in einem 
früheren Stadium des Strafprozesses die Verdachtsfrage nicht zu- 
treffend behandelt worden sei,. wäre mit dem Grundsaß der materiellen 
Wahrheit nicht zu vereinigen. 

2. Im Militärstrafprozeß entscheidet der klagberechtigte Gerichtsherr 
zugleich über die Eröffnung des Hauptverfahrens. Er weist durch Klag- 
verfügung die von ihm erhobene Klage vor das erkennende Gericht, 
8 254 MStGO.'!?). Der Einstellung, Außerverfolgsetung, 8 245, ist 
Klage nicht vorangegangen; die Verfügung erklärt, daß auf Grund der 
Ergebnisse des inquisitorischen Ermittelungsverfahrens Klage nicht er- 
hoben, das Klagdekret nicht erlassen werde 1$). 


11) Oetker. Strafprozeßbegründung und Strafklagerhebung, Würzburger Fest- 
schrift für Dernburg (1900) S. 11f. Diese Unterscheidung ist in dem Urteile des 
RG. Entsch. 46 67f. zu vermissen. 

12) Gegenteilig v. Kries, S. 513. 

18) Auf Verkennung der Rechtslage beruht es, wenn Romen-Rissom zu § 254 
Bem. 3 in der Anklageverfügung nicht Erhebung der öffentlichen Klage finden. 
Diese Verfügung hat vielmehr die Doppelnatur der Klage und der Verfügung und 
sie verweist die in ihr enthaltene Klage zum Hauptverfahren. 

14) Das Ermittelungsverfahren, eingeleitet durch Verfügung des Gerichtsherrn 
($ 156 MStGO.), ist nicht, wie das Skrutinialverfahren des Staatsanwalts, ein außer- 
prozessuales Verfahren, sondern das erste, inquisitorische Stadium des Prozesses. 
Schon mit Beginn dieses Verfahrens besteht Rechtshängigkeit; eine Konsequenz 
daraus ist der Kompetenzvorzug, den unter den Voraussegungen des § 30 MStGO. 
derjenige von mehreren zuständigen Gerichtsherren erlangt, der zuerst das Er- 
mittelungsverfahren angeordnet hat. Doch ist das Ermittelungsverfahren nicht un- 
entbehrlicher Prozeßbestandteil. Der Prozeß beginnt gleich mit der Klagverfügung, 
wenn diese ausnahmsweise ohne vorgängiges Ermittelungsverfahren erlassen 
wird (nach $ 156 MStGO. genügt in einfach liegenden Sachen die Feststellung 
durch den Disziplinar-Vorgesetten; auch im Feld- und Bordverfahren kann 
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Neben dieser abschließenden steht eine vorläufige Einstellung im 
§ 253; das Geseß bedient sich nicht dieses Ausdruckes, aber die Ver- 
fügung, die ‘es dem Gerichtsherrn hier zuweist, ist vorläufige Ein- 
‚stellung. 

a) Durch die Einstellung nach § 245 zieht nicht der Gerichtsherr sich 
selbst eine Rechtsschranke, erkennt sich nicht das Klagrecht ab. Die 
Sonderung der im Gerichtsherrn vereinigten Eigenschaften, des Klag- 
berechtigten und des Richters über die Eröffnung des’ Hauptverfahrens, 
kann nicht so weit getrieben werden, daß in der Einstellung des Er- 
mittelungsverfahrens an Stelle der Entschließung, nicht zu klagen, eine 
Entscheidung des Richters gegen den Klagberechtigten gefunden würde. 
Auch aus der Tatsache, daß der Gerichtsherr bei Vorhandensein der 
gesetlichen Voraussegungen zur Klage verpflichtet ist, § 250, folgt nicht, 
daß seine Erklärung, nicht zu klagen, die richterliche Feststellung feh- 
lenden Klagrechts sei. Der verfügende Charakter der Einstellung er- 
schöpft sich in der Beendigung des Ermittelungsverfahrens; dem Unter- 
suchungsführer gegenüber enthält die Verfügung die Weisung, nicht 
weiter zu ermitteln. Die Erklärung, nicht klagen zu wollen, ist auch 
nicht Verzicht auf das Klagrecht oder gar auf den Strafanspruch; diese 
staatlichen Rechte sind einer solchen Disposition des Gerichtsherrn eben- 
sowenig ausgeseßt, als im bürgerlichen StrafprozeB dem Verzichte der 
Staatsanwaltschaft. Hiernach ergibt die Einstellung eine Bindung des 
Gerichtsherrn nicht'’); er ist beim Hervortreten neuer Beweise — nach 
Wiederaufnahme des Ermittelungsverfahrens —, ja auch ohne diese 
Vorausse&ung jederzeit noch in der Lage, die Klage zu verfügen !°). 
Eine gewisse Analogie (cum grano salis) zur absolutio ab instantia des 
früheren gemeinrechtlichen Verfahrens ist unverkennbar. Während das 
Hauptverfahren der MStGO. akkusatorisch gebildet ist, lebt im Vor- 
verfahren der Inquisitionsprozeß fort, und diesem Typus entsprechend . 
bedeutet die Einstellungsverfügung die Entbindung des Beschuldigten 
von der Untersuchung unter dem Vorbehalt, ihn nach Ermessen dem 
Prozeß wieder zu unterwerfen, weitere Ermittelungen zu verfügen, die 


das Ermittelungsverfahren ganz, nicht nur in der normalen Gestalt des 
schriftlichen Verfahrens, ausfallen, $ 170). Im Ermittelungsverfahren ist die 
eine, aus dem Gerichtsherrn und dem Untersuchungsführer gebildete Gerichts- 
abteilung tätig, während im Erkenntnisverfahren der Gerichtsherr durch das er- 
kennende Gericht repräsentiert wird (vorbehaltlich bestimmter Befugnisse, die ihm 
zu eigener Ausübung verbleiben). Eine qualifizierte Rechtshängigkeit, die An- 
hängigkeit im Hauptverfahren, entsteht mit Bekanntgabe der Anklageverfügung an 
den Beschuldigten, §§ 255, 258 MStGO. (Wirkungen: §§ 10 Abs. 2, 32 Abs. 2 u. 3, 
33 Abs. 2, 34 Abs. 3 u. 4, 259, 260, 272, 329, 451 MStGO.). 

“ 16) Übereinstimmend die Kommentatoren (Schlayer, Militärstrafrecht, S. 300, 
Bem. 515; v. Koppmann zu $ 245, Bem. 10; Stenglein, das., Bem.3; Romen- 
Rissom zu $ 246, Bem. 5; Herz-Ernst zu $ 246, Bem. 9 

16) RMG. 2. S., Entsch. 13 59. 
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Sache noch zum Hauptverfahren zu bringen. Ja über die Sachgestaltung 
im gemeinrechtlichen Verfahren hinaus ist die Ungebundenheit des Ge- 
richtsherrn eine völlige, indem die Einstellung keinerlei Zusicherung an 
den Beschuldigten enthält, ihn auch nicht rebus sic stantibus ferneren 
Prozesses enthebt, vielmehr bei ganz unveränderter Beweislage das 
Verfahren durch Einschreiten des Gerichtsherrn wieder in Gang gesett 
werden kann. Der abschließenden Tendenz der Einstellungsverfügung 
entspricht nicht endgültige Einstellungswirkung. 

Von der Einstellung ist der Beschuldigte unter den Voraussetungen 
des’ § 246 MStGO. (sofern er im Laufe des Ermittelungsverfahrens unter 
der Anschuldigung einer bestimmten strafbaren Handlung verantwortlich 
vernommen oder gegen ihn ein Steckbrief veröffentlicht worden war) 
in Kenntnis zu seten;' ein Beschwerderecht hat er selbstverständlich 
nicht. Ebenso kann nicht der Gerichtsherr sich gegen sich selbst be- 
schweren, weil er eingestellt, nicht geklagt habe. So ist die Verfügung 
einer Nachprüfung in höherer Instanz auf Gesuch der Prozeßbeteiligten 
hin nicht ausgeseßt. 

Die MStGO. kennt nicht eine dem § 210 StPO. entsprechende Rechts- 
kraftswirkung der Einstellung, die vielmehr das Klagrecht des Gerichts- 
herrn an sich völlig unberührt läßt. | 

Zu einer Änderung der Rechtslage führt jedoch vergebliche Anfechtung 
der Einstellung durch den Verle&ten, der die Strafverfolgung beantragt 
hatte, beim Reichsmilitärgericht. Die MStGO. S$ 247 f. gibt nach dem 
Vorgang der StPO. 88 170f. dem Strafantragsteller — nicht in Be- 
schränkung auf Strafantrag in technisch-strafrechtlichem Sinne —, wenn 
er zugleich der Verlette ist, das Recht, nach erfolgloser Beschwerde- 
führung über die Ablehnung der Einleitung eines Zwischenverfahrens 
oder dessen Einstellung beim höheren Gerichtsherrn gerichtliche Ent- 
scheidung über die Erhebung der öffentlichen Klage herbeizuführen. 
Während aber im bürgerlichen Straiprozeß dieses Entscheidungsverfahren 
vor dem Prozesse liegt, der ohne Klagerhebung nicht beginnen kann, 
ist ihm nach der Struktur des Militärstrafverfahrens im Falle der Ein- 
stellung — nicht bei Ablehnung des Ermittelungsverfahrens von vorn- 
herein — ein Stück Strafprozeß, das inquisitorische Ermittelungsverfahren, 
vorangegangen. Wird der Antrag »auf gerichtliche Entscheidung: usw. 
verworfen, so erwächst die Einstellungsverfügung, insofern dem un- 
anfechtbar gewordenen Einstellungsbeschlusse der StPO. § 210 ent- 
sprechend, in Rechtskraft: es kann das strafrechtliche Einschreiten gegen 
den Beschuldigten nur auf Grund neuer Tatsachen oder Beweismittel 
wiederauigenommen werden, § 249 Abs. 1 MStGO. Die Verneinung 
der Klagpflicht auf Grund richterlicher Prüfung der gegebenen Sach- 
und Beweislage steht im bürgerlichen Strafverfahren, so lange nicht 
nova sich ergeben, dem Anspruche auf Eröffnungsbeschluß entgegen ; 
im militärischen Prozeß begründet sie unter dem gleichen Vorbehalte 
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des Hervortretens neuer Tatsachen oder Beweismittel Rechtskrafts- 
wirkung der Einstellungsverfügung und des die Einleitung eines Er- 
mittelungsverfahrens ablehnenden gerichtsherrlichen Bescheides. Das 
Gericht der Hauptverhandlung ist aber hier wie dort außerstande, das 
Sachurteil wegen der eingetretenen Klagrechtsbeschränkung zu ver- 
sagen !7). Der Gerichtsherr als Klagberechtigter hat in Ermangelung 
neuer Tatsachen usw. nicht den Anspruch auf Eröffnung des Haupt- 
verfahrens, und der Gerichtsherr als Richter verfährt gesegwidrig, wenn 
er trogdem die Anklageverfügung erläßt. Nicht das Klagrecht über- 
haupt ist beseitigt; nur den einen initiativen Klageakt trifft die “Be- 
schränkung, nicht das Klagen als factum permanens, nicht die Klag- 
erhebung in der Hauptverhandlung, die Klagfortführung im Rechtsmittel- 
verfahren usw. Der unanfechtbaren Anklageverfügung gegenüber ist, 
wie beim rechtskräftigen Eröffnungsbeschluß der StPO., eine Nachprüfung 
der spezifischen Dekretsvoraussegungen durch das erkennende Gericht 
ausgeschlossen. Unverkennbar wird durch die Personalunion von Kläger- 
rolle und Richteramt die Bedeutung der Klagrechtsbeschränkung er- 
heblich gemindert; der Gerichtsherr befindet über die spezifischen Voraus- 
segungen der Eröffnungsverfügung, ohne daß dem Beschuldigten, wie 
im bürgerlichen Strafprozeß gemäß § 199 StPO., Gelegenheit gegeben 
ist, Einwendungen gegen die Eröffnung des Hauptverfahrens zu erheben. 

An Stelle der Alternative des bürgerlichen Strafprozesses § 169: die 
Staatsanwaltschaft versagt einem bei ihr angebrachten Antrage auf Er- 
hebung der öffentlichen Klage die Folge oder sie verfügt nach dem 
Abschlusse der Ermittelungen die Einstellung des Verfahrens, treten im 
Militärstrafprozeß die völlige Prozeßversagung durch Ablehnung des Er- 
mittelungsverfahrens und die Sistierung des Prozesses im inquisitorischen 
Stadium durch Erlaß der Einstellungsverfügung. Ein außerprozessuales 
gerichtliches Verfahren zwischen der Staatsanwaltschaft, dem Gerichts- 
herrn einerseits, dem Antragsteller als Verlegten anderseits, an dem 
der Beschuldigte beteiligt werden kann — durch Mitteilung des Ent- 
scheidungsantrags an ihn unter Bestimmung einer Frist zur Erklärung 
darauf, 88 171 Abs. 2 StPO., 248 Abs. 2 MStGO. — äußert, wenn der 
Antragsteller darin unterliegt, Reflexwirkung für den Beschuldigten, 
schafft ihm im bürgerlichen Prozesse stets, im militärischen nach voran- 
gegangener Ablehnung des Ermittelungsverfahrens Anwartschaft auf 
Prozeßfreiheit von vornherein — unter der Klausel rebus sic stantibus —, 
gibt ihm im militärischen Verfahren unter Bestätigung ergangener Ein- 
stellungsverfügung — mit der gleichen Einschränkung — dem Gerichts- 
herrn gegenüber den Anspruch auf Prozeßfreiheit für die Zukunft. Frei- 
lich wird im Militärstrafprozeß über den Anspruch von derselben Stelle 
entschieden, gegen die er sich richtet. 


11) Übereinstimmend Romen-Rissom zu $ 249, Bem. 4. Vgl. oben S. 472, 473. 
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Nicht unerwähnt bleibe, daß beide Prozeßordnungen in zwiefacher 
Bedeutung von »Antrag auf gerichtliche Entscheidung. sprechen: im 
Sinne des Anspruchs auf gerichtliche Tätigkeit, auf das Entscheidungs- 
verfahren und des Anspruchs auf Klagerhebung, die der Staatsanwalt- 
schaft, dem Gerichtsherrn vom Gerichte zur Pflicht gemacht werden 
soll. Der le&tere Anspruch ist gemeint, indem der Verwerfiung des 
»Antrags« dfe Folge gegeben wird, daß die Klage, das strafrechtliche 
Einschreiten nur auf Grund neuer Tatsachen usw. erhoben, wieder- 
aufgenommen werden kann, §§ 172 Abs. 2 StPO., 249 Abs. 1 MStGO.; 
dagegen haben die Geseße den Anspruch auf das Verfahren vor Augen 
in den die Form der Antragsstellung bestimmenden Vorschriften usw., 
SS 170 Abs. 2 StPO., 247 Abs. 3, 248 Abs. 1 MStGO. usw. Von 
näherer Charakterisierung der beiden Ansprüche wird abgesehen. 

Eine eigentümliche Veriahrensgestaltung ist es, daß dem Beschuldigten 
nur durch vergebliches Vorgehen des Verletten der Vorteil einer ver- 
bindlichen Einstellungsverfügung vermittelt wird. 

b) Die vorläufige Einstellung des bürgerlichen Strafverfahrens wegen 
eines in der Person des Angeschuldigten gegebenen: Prozeßhindernisses, 
mit dessen Wegfall noch gerechnet werden kann, findet ein Gegen- 
stück in der MStGO. nicht. Da abschließende Einstellung des end- 
gültigen Charakters entbehrt, der Gerichtsherr das Verfahren jederzeit 
wieder anfnehmen kann, und diese Einstellung auch für die Gründe 
des § 203 StPO. zur Verfügung steht, wie sie denn bei dauerndem 
Prozeßvoraussegungsmangel geboten ist, so bestand zur Ausscheidung 
einer entsprechenden vorläufigen Einstellung kein Bedürfnis, und es be- 
gründet keinen sachlichen Unterschied, ob sich der Gerichtsherr für 
eine Einstellung aus solchem Grunde des Ausdrucks :vorläufig: bedient 
oder nicht '®). 

Auch die Einstellung wegen Prozeßhindernisses unterliegt der An- 
fechtung durch den Verleßten-Antragsteller beim Reichsmilitärgericht ?®). 
Im bürgerlichen Strafverfahren hat ebenfalls der Verlette zur Wider- 
legung der Annahme des Staatsanwalts, daß Prozeßvorausseßungs- 
mangel usw. der beantragten Strafverfolgung entgegenstehe, gegen die 
ablehnende, einsiellende Verfügung den Anspruch auf gerichtliche Ent- 
scheidung, ohne daß es einen Unterschied ergibt, ob der Staatsanwalt 
die Verfolgung nur »zurzeit« oder schlechthin abgelehnt hat?) Hier 


18) Schlott, Ztschr. f. Strafrechtswiss. 28 803 f., erachtet eine solche Einstellung 
für unzulässig. 

19) Der Vordruck zur Entsch. des RMG. 1. S. 18 90 könnte den Anschein er- 
wecken, als ob der Verlegte nur zur Anfechtung eines mlateriell begründeten 
Bescheids auf endgültige Ablehnung der Strafverfolgung in der Lage wäre. Der 
Inhalt der Entscheidung geht aber nur dahin, daß der Gerichtsherr gegebenen Falls 
im Ermittelungsverfahren zur Aussegung gemäß $ 316 MStGO. befugt sei und da- 
gegen die Rechtsmittel des $ 247, Abs. 2 nicht zustehen. 

20) Vgl. Dalcke, Arch. f. Strafrecht 41 95; Delius, das. 43 187. 
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wie dort gibt die Verwerfung dieses Antrags der Klagversagung in- 
sofern endgültigen Charakter. Die Klage, das strafrechtliche Ein- 
schreiten kann nur auf Grund eines Novums, das den Wegfall des 
Prozeßhindernisses ergibt, erhoben, wiederaufgenommen werden ?!). 
Eine Beschränkung der gerichtlichen Kognition auf den prozessualen 
Punkt ist insofern gegeben, als mit Bejahung des Hindernisses jede 
weitere Prüfung sich erübrigt. Dagegen hat das Gericht, wenn das 
Hindernis nicht als bestehend erachtet wird und es somit auf die 
positiven Bedingungen der Klage, der erfolgreichen Klage ankommt, 
die Frage der Klagerhebung durchaus zu klären, alle nötigen Er- 
mittelungen zu pflegen und danach entweder den Antragsteller ab- 
zuweisen oder die Klagerhebung, das strafrechtliche Einschreiten zu 
beschließen. Eine Entscheidung, die nur den Nichtbestand des Hinder- 
nisses feststellte, so daß nun weitere Prüfung der Klage durch die 
Staatsanwaltschaft, den Gerichtsherrn einzutreten hätte, der Antrag- 
steller erneut zu bescheiden wäre, hat im Geseß keinen Raum ??) und 
müßte verschleppend wirken, da gegen abermalige Klagablehnung ein 
zweites, ja unter Umständen ein drittes usw. Mal — Versagung zu- 
nächst aus anderweitigem prozessualen Grunde, dann wegen nicht 
hinreichenden Verdachts usw. — das Gericht angerufen werden könnte. 
Muß doch auch der Antrag auf gerichtliche Entscheidung immer die 
Tatsachen, welche die Erhebung der öffentlichen Klage usw. begründen 
sollen, sowie die Beweismittel angeben, §§ 170 Abs. 2 StPO., 247 
Abs. 3 MStGO., was gegenüber einer Klagversagung wegen Prozeß- 
hindernisses ganz überflüssig wäre, wenn lediglich dieser Punkt zur 
gerichtlichen Prüfung stände. Der unzweideutige Wortlaut beider Ge- 
sege steht der Beschränkung entgegen. Nach § 173 StPO. »beschließt 
das Gericht die Erhebung der öffentlichen Klage«, wenn es den Antrag 
für begründet erachtet. »Erachtet das Reichsmilitärgericht den Antrag 
für begründet, so beschließt es, daß ein strafrechtliches Einschreiten 
gegen den Beschuldigten stattzufinden habe; auf Grund dieses Be- 
schlusses hat der Gerichtsherr nach Maßgabe des § 250 zu verfahren;, 
8 249 Abs. 3 MStGO., — 8 156, Anordnung eines Ermittelungsverfahrens, 
ist nicht mitzitiert, also muß, sofern nicht Disziplinarbestrafung eintritt usw. 
gemäß 8 250 die Anklage verfügt werden. 


21) Zutreffend v. Kries, S. 521. 

Wie dem rechtskräftigen Einstellungsurteil gegenüber erneute Klageerhebung 
nur zulässig ist nach Behebung des im Urteile konstatierten Prozeßvorausse&ungs- 
mangels — treffend v. Kries, S.601, dem Ullmann, S.630; Rosenfeld, Reichs- 
strafprozeß, S. 244 und Graf Dohna, Strafverfahren, S. 237 folgen; unrichtig 
Geyer, S.840 —, so gilt gleiches, wenn das Oberlandesgericht den Antrag des Ver- 
letten-Antragstellers wegen Prozeßhindernisses verworfen hat, $172, und wenn ein 
aus entsprechendem Grunde ergangener Einstellungsbeschluß, $ 210, rechtskräftig 
geworden ist. 

2?) A, A. für das Militärstrafverfahren Koppmann.zu $ 249, Anm. 23. 
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c).Dem Bedürfnisse einer Entlastung des Strafverfahrens durch Aus- 
scheidung solcher Straffälle, die bei gegebener Realkonkurrenz von 
Delikten für die Strafbestimmung ohne Bedeutung sind (§§ 74, 75 
Abs. 3, 77 Abs. 2 StGB., § 54 MStGB.), ist auch die MStGO. im § 253 
gerecht geworden. Aber der rechtliche Hergang weicht wesentlich ab 
von der Behandlung, die der gleiche Sachverhalt in der StPO. erfährt. 
Die ganz verschiedene Struktur, die das militärgerichtliche und das 
zivilgerichtliche Verfahren in dem Stadium vor Eröffnung des Haupt- 
verfahrens zeigen, brachte auch für die Ausscheidung des Überschusses 
hier und dort eine andere Rechtsform mit sich. 

Die StPO. § 208 greift zu vorläufiger Einstellung durch das Gericht 
des Zwischenverfahrens. Das Legalitätsprinzip verpflichtet die Staats- 
anwaltschaft, auch wegen der überschießenden Sache Klage zu erheben ; 
nur dem Gerichte steht es zu, die Staatsanwaltschaft auf ihren Antrag 
hin von der Klagfortsegung insofern zu entbinden. Diese Gestattung 
schafft, indem sie in Gestalt vorläufiger Einstellung des Verfahrens aus- 
gesprochen wird, zugleich ein prozessuales Hindernis für Fortsegung 
durch neuen Klageakt, zunächst ein noch zu beseitigendes, nach Ab- 
lauf der Abschlußfrist des § 208 Abs. 2 für den Antrag der Staats- 
anwaltschaft auf Aufhebung des Einstellungsbeschlusses ein endgültiges ; 
durch Unterlassung dieses Antrags verwandelt sich die vorläufige Ein- 
stellung von selbst inabschließende und endgültige. Die Staatsanwaltschaft 
begibt sich ihres Klagerechts durch die erfolgreiche Stellung des einen, 
die Nichtstellung des andern Antrags, und zwar völlig. Erneuerung 
der Klage auf Grund neuer Tatsachen und Beweismittel kommt nicht 
in Betracht). Einstellungsgrund war ja nicht ein Mangel der er- 
hobenen Klage, der ihrer Verweisung zum Hauptverfahren entgegen- 
stand, sondern ihre Entbehrlichkeit im Hinblick auf die konkurrierenden 
Straffälle. Für Widerlegung der Entbehrlichkeitsannahme hätten neue, 
die entbehrliche Klage stügende Tatsachen, Beweise keine Bedeutung; 
wohl ist dazu geeignet die Erklärung der Staatsanwaltschaft, daß sie 
nach dem Ergebnisse der Hauptverhandlung über die andern Straffälle 
infolge geänderter Sachlage die beiseite gestellte Klage nun als erheb- 
lich erachte, also ein Widerruf des früheren Ausscheidungsantrags. Um 
nicht das Schicksal dieser Klage dauernd im ungewissen zu lassen, 
bedurfte der neue Antrag der Befristung. Der unbenußgte Ablauf der 
Frist führt zu vollem Klagverlust, während im Falle des 8 210 StPO. 
die unanfechtbar gewordene abschließende Einstellung, die der Klage, 
so wie sie erhoben ist, den Zugang zum Hauptverfahren versagt, einer 
Klagerneuerung auf Grund neuer Tatsachen usw. nicht entgegensteht. 

Im Militärstrafprozeß ist die Erklärung des Gerichtsherrn, nicht klagen 
zu wollen, nicht von der Billigung einer anderen Stelle abhängig. Er 


23) Löwe-Rosenberg zu $ 210, Bem. 1. 
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befindet selbst als Richter über die Verweisung von ihm erhobener 
Klage zum Hauptverfahren, versperrt sich nicht durch Einstellung die 
Klagmöglichkeit, sondern stellt ein, soweit er sich für Klagunterlassung 
entscheidet, kann nicht in die Lage kommen, einer erhobenen Klage 
als Richter durch Einstellung das Hauptverfahren zu versagen. Ein- 
stellung enthält die unverbindliche Erklärung, es werde bis auf weiteres 
nicht geklagt. Bei dieser Verfahrensgestaltung kann die Erklärung, 
Klage werde zur Zeit wegen Unerheblichkeit der Sache für die Straf- 
bestimmung nicht erhoben, erst recht nicht bindende Kraft haben. Aber 
die Abstandnahme von der Verfolgung führt im Militärstrafverfahren, 
wie im bürgerlichen Strafprozeß, zunächst zur Einstellung des Ver- 
fahrens, zur »vorläufigen Einstellung: des Zwischenverfahrens im bürger- 
lichen, des Ermittelungsverfahrens im militärischen Prozesse. Die 
MStGO. ermächtigt in 8 253 Abs. 1 den Gerichtsherrn, wenn nach dem 
Ergebnisse des Ermittelungsverfahrens dem Beschuldigten mehrere 
strafbare Handlungen zur Last fallen und für die »Strafzumessung« — 
besser für die Strafbestimmung — die Feststellung des einen oder 
andern Straffalls unwesentlich erscheint, in Ansehung eines solchen von 
einer Anklage zunächst abzusehen. Diese Erklärung drückt nicht nur 
eine Entschließung des Klagberechtigten aus, wie es nach dem geseg- 
lichen Wortlaut scheinen könnte, sondern hat zugleich die Bedeutung 
einer Einstellungsverfügung des Gerichtsherrn als Richter. Das Geseß 
weist die Abstandnahme in die Form einer zu den Akten zu bringenden 
Verfügung, § 253 Abs. 3, die gemäß 88 97 Abs. 2, 102 von dem bei- 
geordneten Kriegsgerichtsrat oder Gerichtsoffizier mit zu unterzeichnen 
ist. Mit der Ankündigung des Gerichtsherrn, er wolle nicht klagen, 
die als solche nicht den Stoff für eine Verfügung abgeben könnte, ver- 
bindet sich ein Dekret, die vorläufige Einstellung des Ermittelungs- 
verfahrens. 

Die Einstellungsverfügung wirkt aber nicht für sich allein als Dekret. 
Wie der Antrag auf vorläufige Einstellung gemäß § 208 StPO. nur in 
Verbindung mit Klagerhebung wegen der andern Fälle gestellt und die 
Einstellung nur verfügt werden kann, wenn insofern das Hauptverfahren 
eröffnet wird, da nur dann die Entbehrlichkeit der weitern Klage sich 
ergibt, so läßt sich im Militärstrafprozeß erst an der Hand der Klag- 
verfügung ermessen, ob ein Straffall als praktisch bedeutungslos bei- 
seite zu lassen ist. Demnach gewinnt die Abstandserklärung des Ge- 
richtsherrn erst durch Klagverfügung Dekretscharakter. Frühere Ab- 
gabe würde nur als Weisung an den Untersuchungsführer wirken, seine 
Ermittelungen auf diesen Punkt nicht weiter zu richten. Die der An- 
klageverfügung vorgängige Erklärung wird auch nicht dadurch pro- 
zessuale Verfügung, daß sie vom Untersuchungsführer mit unterzeichnet 
und zu den Akten gebracht wird. Die schriftliche aktenmäßige Fixierung 
geschieht völlig rechtzeitig bei Erlaß der Anklageverfügung und kann im 
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Anschluß an diese bis zur rechtskräftigen Entscheidung über die andern 
Straffälle noch nachgeholt werden, solange res integra vorliegt. Über 
die prozessuale Situation, die einer nachträglichen Einstellungsverfügung 
entgegensteht, kann erst nachfolgende Untersuchung Aufschluß geben ?*). 

Bei dem ganz unverbindlichen Charakter der vorläufigen Einstellung 
ist der Gerichtsherr nach freiem Ermessen befugt, sie zurückzunehmen, 
Anklageverfügung an die Stelle zu segen?°), soweit nicht geseßliche 
Vorschrift oder die entstandene ProzeBlage ihm Grenzen zieht. Es be- 
durfte, um nicht das Schicksal des zurückgestellten Straffalles dauernd 
im ungewissen zu lassen, einer Fristsegung für die weitere Anklage; 
8 253 Abs. 4 gestattet sie nur innerhalb eines Monats nach Rechts- 
kraft des Urteils. Inwiefern die Prozeßlage der Klagverfügung ein 
Hindernis bereiten kann, wird sich demnächst zeigen *®). | 

Von einer Beschwerde des Beschuldigten gegen die vorläufige Ein- 
stellung (weil nicht abschließend eingestellt sei) ist nicht die Rede. 

Die vorläufige Einstellung wird, wie ihr bürgerlich-rechtliches Vor- 
bild, durch die Möglichkeit abschließender Einstellung nicht aus- 
geschlossen. Da ihr Erlaß Abstandnahme von der Klage bedeutet, so 
versteht sich, daß nicht zugleich in dieser Sache das Hauptverfahren 
eröffnet wird, vielmehr nur nachträgliche Anklageverfügung in Betracht 
kommt; eine prozessuale Gestaltung, die einen Rückschluß gewährt 
auf die Unabhängigkeit auch der bürgerlich-rechtlichen Einstellung — 
des $ 208 StPO. — von Eröffnung des Hauptverfahrens in der näm- 
lichen Sache. 

Vor nicht alsbald liquider abschließender Einstellung hat die vor- 
läufige um so mehr den Vorzug, als sie infolge der Ausschlußwirkung 
gemäß § 253 Abs. 4 die Aussicht auf endgültige Ausscheidung der 
überschießenden Straffälle eröffnet, während die abschließende Einstellung 
des Militärstrafverfahrens im Gegensa& zu § 210 StPO. des bindenden 
Charakters völlig ermangelt. 

Das Militärstrafverfahren ergibt bei seiner eigenartigen Verbindung 
inquisitorischer und akkusatorischer Elemente, der Vereinigung von 
Klagrecht und richterlicher Befugnis in der Person des Gerichtsherrn, 
der Unständigkeit der Gerichte usw. sehr erhebliche Schwierigkeiten 
der juristischen Konstruktion. Das gilt nicht minder von originären 
Bildungen der MStGO., wie der Vorstellung des richterlichen Militär- 
justizbeamten, des Gerichtsoffiziers gegen Weisungen, Verfügungen usw. 


34) Vgl. unten $ 6 (Beschwerde des Antragstellers wegen der Einstellung und 
Entscheid des höheren Gerichtsherrn usw.). 

3) Das gilt auch für einen neuen Gerichtsherrn, der infolge einer Veränderung 
in der persönlichen Dienststellung des Beschuldigten zuständig geworden ist; vgl. 
Tamaschke, Ztschr. f. Strafrechtswiss. 24 242f.; a. A. Herz-Ernst zu 
8 253, Bem. 1. 

z6) Vgl. § 3 unter 6. 

Archiv. Bd. 66. 31 
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des Gerichtsherrn und der Entscheidung des Rechtspunktes durch das 
Oberkriegsgericht, 8 97, als von Instituten, die aus dem bürgerlichen 
Strafprozeß herübergenommen sind, aber im Rahmen des militärgericht- 
lichen Verfahrens wesentlich veränderte Gestalt zeigen, wie das für 
die vorläufige Einstellung zutrifft. Eine ganze Reihe von Rechtsfragen 
— keineswegs einfacher Art! — ist mit dieser Art der Einstellung ver- 
knüpft. Das Geseß sagt nichts über die Bekanntgabe der Verfügung; 
wann also ist sie als erlassen, als perfekt zu erachten? War die 
Strafverfolgung beantragt, so ist, wie für die normale Abstandnahme 
von der Klage (a und b) schon gezeigt wurde, der Antragsteller über 
verfügte »Einstellung: unter Angabe der Gründe zu bescheiden, § 247 
Abs. 1, und es wird ihm, wenn er zugleich der Verlegte ist, gegen 
diesen Bescheid die Rechtsbeschwerde an den höheren Gerichtsherrn 
und gegen dessen ablehnende Entscheidung der Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung — des Reichsmilitärgerichts — gegeben, 8 247 Abs. 2 
und 4; sind Beschwerde und Entscheidungsantrag auch zuständig gegen 
vorläufige Einstellung? Gehört die Einstellungsanordnung zu den vor- 
stellungsfähigen Weisungen, Verfügungen des Gerichtsherrn? Ist Inter- 
vention des Oberkriegsgerichts möglich? Der Kriegsgerichtsrat (richter- 
liche Militärjustizbeamte), der dem Gerichtsherrn der höhern Gerichts- 
barkeit zur Seite steht, und der Gerichtsoflizier, dem die gleiche Stellung 
in der niedern Gerichtsbarkeit zufällt, die beide das Recht der Vor- 
stellung usw. haben, sollen zusammenfassend die »Zugeordneten« ge- 
nannt werden; für Inanspruchnahme der oberkriegsgerichtlichen Ent- 
scheidung nach erfolgloser Vorstellung beim Gerichtsherrn dient die 
Bezeichnung »Rechtsanfechtung«e. Hat der Gerichtsherr von formulierter 
Einstellungsverfügung abgesehen und sich darauf beschränkt, den Straf- 
fall, dessen Verfolgung ihm entbehrlich erscheint, in der Anklage- 
verfügung auszulassen, so bleibt nach außen hin ungewiß, ob die still- 
schweigende Einstellung als abschließend oder nur vorläufig zu erachten 
ist, und die Frage der Anfechtung durch den Antragsteller-Verlegten 
stößt noch auf besondern Zweifel. Werden Vorstellungsfähigkeit usw. 
der Verfügung und ihre Anfechtbarkeit durch den Verlegten bejaht, so 
muß auch die Konkurrenz dieser Rechtsbehelfe ins klare geseßt werden; 
geht die Erhebung des Konflikts — zwischen dem Zugeordneten und 
dem Gerichtsherrn — beim Oberkriegsgericht vor oder ist zuerst über 
die Beschwerde und den Entscheidungsantrag beim Reichsmilitärgericht 
zu erkennen, wodurch sich dann die rechtliche Beurteilung durch das 
Oberkriegsgericht erübrigte? Endlich bedarf die spätere Klagerhebung 
wegen des zurückgestellten Delikts, zumal im Hinblick auf die Aus- 
schlußwirkung des § 253 Abs. 4 MStGO., der eingehenden Prüfung. 

. Die so gestellten Fragen führen zu einem erheblichen Teil auf all- 
gemeine Probleme des Militärstrafverfahrens zurück, deren Eigenart in 
diesem besondern Zusammenhang charakteristisch hervortritt. 
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§ 2.” Perfektion der vorläufigen Einstellung. 


1. Da alle richterlichen Dekrete Willenserklärungen sind und daher 

erst mit der Kundgebung an die Destinatäre als erlassen, als perfekt 
gelten können ?'), so hat das Verbringen der Einstellungsverfügung zu 
den Akten perfizierende Bedeutung nicht. 
-~ Die Annahme des Gegenteils?®) beruht auf ungenügender Unter- 
scheidung zwischen Perfektion der Verfügung und Fertigen der ver- 
fügenden Urkunde. Die Verfügungsurkunde ist gefertigt mit Nieder- 
schrift und Unterzeichnung seitens des Gerichtsherrn, während es auf 
Mitunterzeichnung durch den Zugeordneten nicht wesentlich ankommt. 
Das Verbringen der so entstandenen Urkunde zu den Akten bekundet 
den Verfügungswillen, erklärt ihn aber nicht den Betroffenen, kann. 
daher die dispositive Urkunde, die in ihr verkörperte Verfügung nicht 
perfizieren; die Bezeugung des Urkundeninhalts, hier der Verfügung, 
wird erst dadurch wirksam, daß der Aussteller sich des Schriftstücks, 
um zu bezeugen, entäußert, und das geschieht bei gerichtlichen Ent- 
scheidungen durch Bekanntgabe an die Beteiligten in der vom Prozeß- 
geseß bestimmten Form”). Der Verfügende ist nicht, weil er das Ver- 
fügungsschriftstück den Akten einverleibt hat, nun auch verpflichtet,- die 
Verfügung den Prozeßbeteiligten gegenüber in Wirksamkeit zu segen. 
Ein Blatt Papier, mag es auch zu den Akten gebracht sein, entscheidet noch 
nicht. Während eine Vernichtung der Urkunde jedenfalls nicht ohne 
Zustimmung des Untersuchungsführers, der sie mit unterschrieben hat, 
geschehen dürfte, hat der Gerichtsherr als der Inhaber der Verfügungs- 
gewalt allein darüber zu befinden, ob die Verfügung perfekt werden, 
in Wirksamkeit treten soll. | 

Demnach wird eine Anfechtung des Dekrets erst mit der Zustellung 
möglich ®°), und die Fristbestimmung in 8 247 Abs. 2 — Rechtsbeschwerde 
innerhalb einer Woche nach Zustellung — bedeutet, daß die Frist erst 
von da an läuft (die Anwendbarkeit der Beschwerde, die hier dem Ver- 
legten-Antragsteller gegeben ist, auf den Fall der vorläufigen Einstellung 
wird in der Folge, 8 3, erhellen). Ein Mangel bei der Zustellung schließt 
die Annahme der Perfektion nicht aus, wenn er als geheilt zu erachten 
ist). Entsprechend gilt erst mit der Bekanntgabe der Anklageverfügung 


#7) Detker, Wirksamkeit der Entscheidungen usw., Würzburger Abhandlungen 
zum Prozeßrecht, Heft 2 8f. 

»») Romen-Rissom zu $$ 247, Bem. 8, 255, Bem. 1. 

Auf Belings Anschauungen, Ztschr. f. Strafrechtswiss. 38 485 f., 612f., kann hier 
nicht eingegangen werden. 

3) Oetker, Zur Urkundenlehre im Strafrecht, Festschrift f. Binding, I, S. 431. 

8) So RMG. 3 127; 7 244 u. 269; 11 178; 12 28; Plen.- Beschl. 16 73 f. 

A. A. Gerland, Gerichtssaal 69 324f.; Digen, Arch. f. Strafrecht 52 376; 
Herz-Ernst zu $ 247, Bem. 8. 

°ı) Vgl. unten $ 6 unter 2. 
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an den Beschuldigten die Anklage als erhoben, § 258°), und es knüpft 
sich erst an diese Publikation die qualifizierte Rechtshängigkeitswirkung 
des § 259 Abs. 2 (nach Erhebung der Anklage eingetretene Verände- 
rungen in der persönlichen Dienststellung des Beschuldigten ziehen eine 
Änderung der gerichtlichen Zuständigkeit nur dann nach sich, wenn der 
Angeklagte durch Beförderung der niederen Gerichtsbarkeit entzogen 
wird usw.). 

2. Die Verfügung, das Ermittelungsverfahren sei bezüglich bestimmten 
Straffalles vorläufig einzustellen, schließt eine Weisung an den Unter- 
suchungsführer ein: ihm wird im Umfange und für die Dauer der vor- 
läufigen Einstellung die Unterlassung weiterer Ermittelungen zur Pflicht - 
gemacht. Während Destinatär der Verfügung als solcher der Beschuldigte 
‘ist, gilt sie in der Eigenschaft als Weisung dem Untersuchungsführer. 
Die vielfach aufgestellte Behauptung, zwischen »Verfügung« und 
»Weisungs bestehe ein scharfer Unterschied nicht, ist durchaus irrig. 
Die Verfügung hat stets die Bedeutung einer Prozeßtatsache; die 
Weisung hingegen ist dienstlicher Auftrag des Gerichtsherrn an den Zu- 
geordneten, gerichtet auf Vornahme oder Unterlassung prozessualer 
Handlungen. Nicht die Erteilung, erst die Befolgung der Weisung be- 
einflußt den Prozeß. »Entscheidungen« und »Verfügungen«, nicht auch 
»Weisungen« des Gerichtsherrn sind vom Zugeordneten mit zu unter- 
zeichnen, 8 97 Abs. 2 MStGO. Die Weisung an sich kann immer auch 
mündlich erteilt werden. 

Auch für Weisungen, nicht nur für Verfügungen ist die Perfektions- 

frage zu stellen. Eine Weisung ist erlassen, perfekt, wenn sie ihrem 
Destinatär, dem Zugeordneten, mündlich oder schriftltch zugekommen 
ist. Soweit geschriebene Verfügung eine Weisung einschließt, wird sie 
in der Eigenschaft als solche durch Vorlage des Schriftstücks an den 
 Zugeordneten perfekt, mag dieser die Verfügung unterzeichnen oder 
mit oder ohne rechtfertigenden Grund sich dessen weigern. 
- 3. Die Perfektion der »Weisungs ist keineswegs zugleich Perfektion 
der Verfügung‘. Denn den Beschuldigten betrifft nicht die Weisung, 
und von der Verfügung erfährt er nichts, solange sie in den Akten 
ruht. Das Bringen der Verfügung zu den Akten folgt der Perfektion 
der Weisung nach und würde, sofern es zur Perfektion der Verfügung 
überhaupt konımt, diesem Akte gegenüber das Prius sein. Der Gerichts- 
herr kann aber die Weisung wieder zurückziehen, sich für Mitverfolgung 
des zurückgestellten Falles in der Anklageverfügung entscheiden und 
demgemäß den Zugeordneten anweisen, seine Ermittelungen auf diesen 
Fall wieder mit zu richten. Dann hat sich mit der Weisung die Ver- 
lügung erledigt; sie ist nicht perfekt, nicht Prozeßtatsache geworden. 

29) Folglich ist auch die Verlesbarkeit der Anklageverfügung in der Haupt- 


verhandlung durch vorgängige Bekanntmachung bedingt. Vgl. Romen-Rissom 
zu $ 255 Bem, 1 und die dort Zitierten. 
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4. Die Perfektion der vorläufigen Einstellung wäre leicht zu be- 
stimmen, wenn die MStGO. die Bekanntgabe dieses Dekrets an den 
Beschuldigten angeordnet hätte. Das ist aber nicht der Fall. Vielmehr 
schreibt das Geseß nur vor, daß der Beschuldigte, sofern er im Laufe 
des Ermittelungsverfahrens unter der Anschuldigung einer bestimmten 
strafbaren Handlung verantwortlich vernommen oder gegen ihn ein Steck- 
brief veröffentlicht worden war, von »Einstellung der Verfolgung: in 
Kenntnis zu seßen sei, § 246, eine Vorschrift, die ohne Zweifel nur auf 
abschließende Einstellung, auf die Außerverfolgsegung des § 245 zu be- 
ziehen ist. Vorläufige Einstellung, die immer unter dem Vorbehalte 
der Wiederrücknahme erfolgt, eine irgend sichere Erwartung auf Aus- 
fassung des zurückgestellten Straffalles in der Anklageverfügung nicht 
begründet, dem Beschuldigten alsbald bekannt zu machen, wäre in der 
Tat ganz unveranlaßt. | 

5. Wenn die Strafverfolgung beantragt war, so ist nach § 247 MStGO. 
-in allen Fällen», in denen die Einleitung eines Ermittelungsverfahrens 
abgelehnt oder die Einstellung verfügt wird, der Antragsteller unter 
Angabe der Gründe zu bescheiden. Ob diese Bestimmung auch auf 
vorläufige Einstellung zu beziehen ist, wird in der Folge zu untersuchen 
sein, sei aber zunächst unterstellt. Läge dann in der Mitteilung an den 
Antragsteller Perfektion der Einstellungsverfügung? Dabei bliebe freilich 
für die große Mehrzahl der Ermittelungsverfahren, die ohne vorgängigen 
Antrag verläuft, die Perfektionsfrage offen. 

Allein der Antragsteller gehört nicht zu den Destinatären der Prozeß- 
dekrete, weder der Einstellungen noch der Anklageverfügung. 

Im bürgerlichen Strafprozeß sind Staatsanwalt und Angeschuldigter 
die Destinatäre der im Zwischenverfahren ergehenden Dekrete. Eine 
Bescheidung des Antragstellers in diesem Verfahren tritt niemals ein. 
Denn die Entschließung der Klagbehörde über Erhebung oder Nicht- 
erhebung der öffentlichen Klage erfolgt ja nicht im Zwischenverfahren, 
das vielmehr erst auf die Klagerhebung hin eingeleitet wird. Die Staats- 
anwaltschaft hat den Antragsteller unter Angabe der Gründe zu be- 
scheiden, wenn sie dem bei ihr angebrachten Antrage auf Erhebung 
der öffentlichen Klage keine Folge gibt oder nach dem Abschlusse 
der Ermittelungen die Einstellung ihres Skrutinialverfahrens verfügt, 
8 169 StPO. Prozeßdekret ist weder diese noch jene Verfügung. Viel- 
mehr wird durch den Antrag ein außerprozessuales Rechtsverhältnis 
zwischen Antragsteller und Staatsanwaltschaft geschaffen, mit Prüfungs-, 
Bescheidungspflicht auf dieser, Prüfungs-, Bescheidungsanspruch auf 
jener Seite. Bescheidungsanspruch und Bescheidungspflicht bestehen 
aber nur für den Fall eines dem Antragsteller ungünstigen Prüfungs- 
ergebnisses und folglich der Nichterhebung der Klage. Von der er- 
hobenen Klage und ihren weiteren Schicksalen wird der Antragsteller 
nicht in Kenntnis gesegt. Nichtbescheidung begründet für ihn den Schluß 
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auf Klagerhebung;; vielleicht erfährt er‘ von dieser anderweit positiv, 
jedenfalls aber durch das Schweigen der Staatsanwaltschaft. 

Auch im militärischen Strafprozeß wird die Klagerhebung — Anklage- 
verfügung — dem Antragsteller nicht bekannt gemacht. Destinatär 
dieses Dekrets ist der Beschuldigte.e Der Gerichtsherr als der Klag- 
berechtigte hat von allen Dekreten des Ermittelungsverfahrens, ins- 
besondere von der Anklageverfügung — der Verweisung seiner Klage 
zum Hauptverfahren — dadurch Kenntnis, daß er selbst in richterlicher 
Eigenschaft sie erläßt. Der Antrag auf Strafverfolgung begründet auch 
hier ein außerprozessuales Rechtsverhältnis zwischen dem Antrag- 
steller und dem klagberechtigten Gerichtsherrn mit Prüfungs- und 
Bescheidungspflicht für diesen, Prüfungs- und Bescheidungsanspruch 
für jenen. Während bei Nichterfolg seines Antrags der Antrag- 
steller zu bescheiden ist, wird ihm entsprechend der Sachbehand- 
lung im bürgerlichen StrafprozeßB die Anklageverfügung nicht 
bekannt gegeben. Somit erfährt er wie dort durch ein Nichttun 
des Klagberechtigten, daß auf seinen Antrag hin die Klage erhoben, 
verfügt worden ist. Bei dieser Rechtslage kann auch in Bescheidung 
des Antragstellers von vorläufiger Einstellung nicht das Perfektions- 
moment des gerichtlichen Dekrets gefunden werden, denn sie erginge 
im außerprozessualen Rechtsverhältnis zwischen Gerichtsherrn und An- 
tragsteller. Schon der Ausdruck »Bescheidung« läßt den Gegensaß er- 
kennen: dem Destinatär wird das Dekret bekannt gemacht ($ 246), der 
bloße Interessent — Antragsteller — wird an der Hand des Dekrets 
beschieden (8 247). 

6. Wodurch perfiziert sich nun die Einstellungsverfügung, da die allein 
denkbare besondere Perfektionstatsache, eine Bekanntgabe an den 
Beschuldigten, entfällt? Die Schwierigkeit schwindet bei Beachtung des 
Zusammenhangs von Einstellungs- und Anklageverfügung. Wie die 
Erklärung des Gerichtsherrn, von der Anklage absehen zu wollen, erst 
in Verbindung mit der Anklageverfügung zu einem Dekret wird, so er- 
gibt auch die Perfektion, das Wirksamwerden der Anklageverfügung 
zugleich Perfektion, Wirksamwerden der Einstellungsverfügung. Indem 
dem Beschuldigten die Anklageverfügung bekannt gemacht wird, kommt 
auch die Auslassung des für unerheblich erachteten Straffalls zum Aus- 
druck; die Einstellungserklärung des Gerichtsherrn hat jetst nicht mehr 
ein bloßes Aktendasein, sie ist Prozeßtatsache geworden. Da ab- 
schließende Einstellung gemäß § 246 neben der auf die andern Straf- 
fälle gerichteten Anklageverfügung der besonderen Bekanntgabe bedurft 
hätte, so kann das Schweigen dieser Verfügung über den zurückgestellten 
Straffall nur vorläufige Einstellung bedeuten. 

In ganz anderer Weise vollzieht sich die Perfektion der vorläufigen 
Einstellung des § 208 StPO. Der Beschluß ist beiden Parteien zuzu- 
stellen (der Angeschuldigte hat einfache Beschwerde, weil nicht ab- 
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schließend eingestellt worden sei)®®). Die Einstellung kann, wie im 
Militärstrafprozeß, nur in Verbindung mit Einleitung des Hauptverfahrens, 
hier durch Eröffnungsbeschluß, erfolgen, weil erst auf dieser Grundlage 
die Entbehrlichkeit auszuscheidender Straffälle erhellt, wird aber nicht 
durch die Zustellung dieses Beschlusses, sondern selbständig perfiziert. 
Die begriffliche Abhängigkeit des Zustellungs- von einem Eröffnungs- 
beschlusse bedingt nicht die formelle Vereinigung in einem Dekret. 
Ausfertigung und Zustellung des Einstellungsbeschlusses vor dem Erlaß 
des Eröffnungsbeschlusses ist nicht ausgeschlossen, wenn auch ein trif- 
tiger Anlaß dazu sich kaum bieten wird; die Wirksamkeit jenes Be- 
schlusses ist dann aufschiebend bedingt durch die noch ausstehende Zu- 
stellung des andern Dekrets. Aus verschiedenen Gründen hingegen 
kann die vorläufige Einstellung dem zugehörigen Eröffnungsbeschlusse 
nachfolgen: die Klage wegen des auszuscheidenden Straffalles und der 
Antrag auf Ausscheidung lagen zwar bei Erlaß des Eröffnungsbeschlusses 
bereits vor, die gerichtliche Prüfung war aber insofern noch nicht ab- 
geschlossen, und es es trat daher ein Nacheinander der Beschlüsse ein; 
erst nach Erlaß des Eröffnungsbeschlusses ging die weitere Klage bei 
dem gleichen Gericht ein und wurde von der Staatsanwaltschaft die 
vorläufige Einstellung beantragt. Ohne stichhaltigen Grund wird die 
Zulässigkeit nachträglichen Einstellungsbeschlusses für den Fall bestritten, 
daß in dem eröffneten Hauptverfahren das Urteil bereits ergangen ist®*). 
Die vorläufige Einstellung ist doch erst recht am Pla&e, wenn die Ent- 
behrlichkeit weiterer Strafverfolgung durch die wirklich geschehene, 
nicht nur die voraussichtliche Strafbestimmung dargetan wird; tritt in 
höherer Instanz relevante Änderung der Strafbemessung ein, so mag 
die Staatsanwaltschaft die Aufhebung des Einstellungsbeschlusses be- 
antragen; nach rechtskräftigem Urteil hingegen, womit die Ver- 
bindung der Strafsachen unmöglich geworden ist, verbietet sich nach- 
träglicher Einstellungsbeschluß von selbst. 

Auch im Militärstrafprozeß kann nachträgliche Verfügung vorläufiger 
Einstellung ergehen. War bei Erlaß der Anklageverfügung die ander- 
weite Straisache im Ermittelungsverfahren bereits anhängig, so steht 
nachfolgender Einstellungsverfügung nichts im Wege; sie ist dann als 
perfiziert zu erachten bereits mit dem Erlasse der Anklageverfügung. 
Darin liegt nicht eine Fiktion... Die Anklageverfügung liefert durch 
ihren Inhalt, durch ihren Nichtbezug auf weitere Straffälle, dem 
Einstellungswillen von selbst die Erklärung; es erübrigt sich, eine 
Perfektionsform erst zu schaffen, wenn Vorhandenes diesem Zwecke 
dient. Der negative Gehalt der Anklageverfügung ist und bleibt für 


38) Dazu oben S. 472. 

4) Löwe-Rosenberg zu § 208 Bem. 4; Glaser, Handbuch II, S, 433; John, 
Kommentar II, S. 716, u. a.; Bay. ObLGer. Entsch. 6 253. 

Richtig Stenglein zu $208, Bem.8; Reuss, Ztschr. f. Rechtspfl. i Bay. 10 40, 
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den Beschuldigten so lange schlüssig, als nicht positive Entkräftung 
durch weitere Anklageverfügung eintritt. Den Sinn abschließender 
Einstellung kann das Schweigen nicht haben, da diese Verfügung 
publikationsbedürftig wäre. Auch ein durch den gleichen Gerichtsherrn 
neu eingeleitetes Ermittelungsverfahren läßt sich, so lange nicht über 
die Straffälle der bereits ergangenen Anklageverfügung rechtskräftig 
geurteilt worden ist, durch vorläufige Einstellung sistieren 3%); das ist 
zur Verhütung entbehrlicher Ermittelungen, entbehrlicher weiterer Klage 
auch durchaus zweckmäßig. Wieder findet der Einstellungswille in der 
vorhandenen Anklageverfügung seine Erklärung bereits vor. Der Wort- 
laut des 8 253 MStGO. steht nachträglicher Einstellungsverfügung durch- 
aus zur Seite: es kann der Gerichtsherr »bis zur rechtskräftigen Ent- 
scheidung über die andern Fälle: von einer Anklage absehen. Da- 
gegen gibt es ein Seitenstück zu der bedingten Perfektion eines dem 
Eröffnungsbeschluß vorgängigen Einstellungsbeschlusses nach bürger- 
lichem Strafprozeßrecht nicht, denn die Einstellungsverfügung des § 253 
wird dem Beschuldigten nicht zugestellt. 

Auf den mit der verschiedenen prinzipiellen Gestaltung des Verfahrens 
in beiden Prozessen gegebenen Gegensaß: dort vorläufige Einstellung 
auf Grund, hier anstatt einer Klage, mag noch besonders hingewiesen 
werden. 


+ 


§ 3. Rechtslage des Antragstellers bei vorläufiger Einstellung. 


1. Perfiziert sich, wie nachgewiesen, die vorläufige Einstellung durch 
Mitteilung der Anklageverfügung an den Beschuldigten, so kann doch 
dieser Modus nicht auch dem Antragsteller die Kenntnis von dem 
Dekret vermitteln. Denn die Anklageverfügung wird ihm ja nicht be- 
kannt gegeben, und geschähe es auch, so bliebe doch, da mit diesem 
Dekret gleichzeitige und nachfolgende vorläufige Einstellung verbunden 
sein kann, für ihn der Zweifel, ob die Einstelung bereits verfügt 
worden wäre oder nicht, ob es demnächst noch geschehen würde usw. 
Während der Beschuldigte nicht Anspruch darauf hat, über vorläufige 
Einstellung besonders unterrichtet zu werden, muß der Antragsteller 
auch von diesem Schicksal seines Strafantrags Kenntnis erhalten. Die 
Bescheidungspflicht ihm gegenüber nach § 247 MStGO. — erstreckt 
auf Angabe der Gründe — ist schon deshalb auf vorläufige Einstellung 
mitzubeziehen, weil sich diese, wenn nicht der Gerichtsherr innerhalb 
der Frist des § 253 Abs. 4 weitere Anklage erhebt, von selbst in ab- 
schließende und zugleich endgültige verwandelt. Zudem steht dem 
Gerichtsherrn frei, einen im Laufe des Ermittelungsverfahrens gestellten 


— 


3) v, Koppmann zu $ 253 MStGO. Bem. 5 läßt zutreffend nachträgliche Ein- 
stellung bis zur rechtskräftigen Entscheidung zu. 
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Strafantrag, ohne erst Instruktion über -diesen weitern Straffall an- 
zuordnen und dann vorläufig einzustellen, von vornherein mit der 
Begründung abzuweisen, daß im Hinblick auf die andern Strafsachen 
sich die begehrte Verfolgung wegen Unerheblichkeit des Delikts für 
die Strafbestimmung erübrige; völlig willkürlich wäre aber, in den all- 
gemeinen Wortlaut des Geseßes, das schlechthin bei »Ablehnung der 
Einleitung eines Ermittelungsverfahrens« Mitteilung an den Antragsteller 
verlangt, eine Unterscheidung hineinzutragen, Ablehnung wegen Un- 
erheblichkeit für die Strafbemessung auszuschließen. Entsprechend ist 
die der Ablehnung in 8 247 gleichgestellte :Verfügung der Einstellung« 
allgemein, unter EinschlußB der vorläufigen Einstellung zu deuten. Es 
spricht denn auch das Geseg von Bescheidung »in allen Fällen: der 
Einstellung. | 

2. Sofern der Antragsteller zugleich der Verlette ist, hat er gegen 
Ablehnung eines Ermittelungsverfahrens und dessen Einstellung be- 
fristete Rechtsbehelfe, Rechtsbeschwerde an den höhern Gerichtsherrn 
innerhalb einer Woche nach Zustellung des Bescheids und gegen Ver- 
werfung der Beschwerde binnen 14 Tagen nach der Bekanntmachung 
den Antrag auf gerichtliche Entscheidung an das Reichsmilitärgericht, 
§ 247 Abs, 2. Aber die Pflicht der Bescheidung von Ab- 
lehnung, Einstellung des Ermittelungsverfahrens besteht ebenso dem 
nichtverleßten Antragsteller gegenüber®‘). Würde doch auch der Ge- 
richtsherr vielfach nicht mit Sicherheit beurteilen können, ob Verlegung 
gegeben ist, und kann doch für die Rechtsbehelfe, die dem Verletten 
gewährt sind, nicht entscheiden, wie der einstellende Gerichtsherr, viel- 
mehr wie der höhere Gerichtsherr und das Reichsmilitärgericht die Frage 
des Verle&tseins beantworten. Schon deshalb mußte die Bescheidungs- 
pflicht schlechthin ausgesprochen werden. 

Da der höhere Gerichtsherr den untergebenen zur Einleitung einer - 
Untersuchung auch von Amts wegen zu verpflichten befugt ist, § 24 
MStGO., so kann auch verspätete Beschwerde dazu nach Ermessen 
Anlaß geben. Aber eine formelle Pflicht, jede derartige Beschwerde 
sachlich zu prüfen”), folgt daraus nicht. 

Ist der Beschuldigte inzwischen unter die Gerichtsbarkeit eines andern 
Gerichtsherrn erster Instanz getreten, so geht die Rechtsbeschwerde 
des. Verlegten an denjenigen Gerichtsherrn höherer Instanz, der dem 
neuen Gerichtsherrn erster Instanz übergeordnet ist®®). 

Der Begriff des Verlegten nach 8 247 MStGO. und nach § 170 StPO. 
ist genau der gleiche. Die Möglichkeit scharfer Definition zu bestreiten, 
wie es in der Literatur der StPO. vielfach geschieht, ist ebenso bequem 


a m a m en e e 


36) Vgl. auch RMG. 2. S. Entsch. 12 26 1. 
3) Wie Romen-Rissom zu $ 247, Bem. 10è annehmen. 
88) RMG. 2. S. 20 1791. 


490 Oetker: Vorläufige Einstellung im Militärstrafverfahren. 


als mißverständlich. Jeder Begriff, den der Gesetgeber in seinen 
Dispositionen verwertet, gestattet und erheischt präzise Bestimmung. 

Verfehlt ist es, als »Verle&ten« jeden gelten zu lassen, :dessen Rechts- 
sphäre durch das Delikt irgendwie berührt wurde, ohne Unterschied, ob 
‘ das verlegte Recht dem Gebiete des Privatrechts oder dem des öffent- 
lichen Rechts angehört«®®). Ein Diebstahl kann den Konkurs des Be- 
stohlenen nach sich ziehen; soll jeder Konkursgläubiger den Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung usw. stellen können? Da der Tod alle 
nicht vererblichen Rechte und Pflichten einer Person aufhebt, so 
kann die Tötung in eine geradezu unübersehbare Zahl fremder Rechts- 
sphären einschneiden;; der Tote war zum Beispiel Mitglied von 30 Ver- 
einen, und alle hierdurch gegen ihn begründeten Rechte sind nun weg- 
gefallen. Man betritt mit dieser Auffassung eine schiefe Ebene, auf 
der es kein Halten mehr gibt*%). Das Recht auf gerichtliche Ent- 
scheidung gewinnt so nahebei popularen Charakter. 

Anderseits ist es zu eng, nur »Rechts:verlegungen anzuerkennen. 
Rechtlich geschüßte Interessen ohne Rechtscharakter sind gleich zu 
achten. 

»Verleßt« ist das Rechtssubjekt, dessen rechtlich geschüßtes Interesse 
deliktisch angegriffen ist; das subjektive Recht ergibt eine Art des 
rechtlich geschüßten Interesses. 

Die Verlegung kann doppelten Charakter haben: 

a) Bei Rechtsgütern mit individueller Grundlage (Leben, Körper- 
integrität, Ehre, Freiheit, Vermögen usw.) ist Angriffsobjekt notwendig 
zugleich Einzel- und Rechtsinteresse. Nur in der Person eines einzelnen 
Menschen ist das Rechtsgut der Körperintegrität verletbar. 

In der Verlegung des einen Rechtsgutes, zum Beispiel der Geschlechts- 
ehre, steckt bei manchen hierher gehörigen Verbrechen, zum Beispiel 
. der Notzucht, zugleich die Beschädigung eines anderweiten Rechtsguts, 
der Freiheit usw. und des mit ihm gegebenen Einzelinteresses. 
Man kann hier das zweite Rechtsgut samt: dem beteiligten Einzel- 
interesse als sekundäres Angrifisobjekt bezeichnen. 

Bei Rechtsgütern ohne individuelle Grundlage (Eheordnung, Familien- 
ordnung, Gottesverehrung usw.) ist Angrifisobjekt zunächst nur das 
Rechtsgut, aber zuweilen steht neben diesem ein Einzelinteresse (an 
ehelicher Treue des Gatten, an dem rechtlich begründeten Personenstand, 
an ungehinderter Ausübung geistlicher Funktion *') usw.) als sekundäres 
Schug- und Angriffsobjekt. Andere Delikte dieser Gruppe können in 
ähnlicher Weise, wie es stets bei der Notzucht zutrifit, eine doppelte 
Rechtsgutsverlegung enthalten. Der Landfriedensbruch zum Beispiel 
§ 125 StGB., bringt Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sachen 

») So Löwe-Rosenberg zu $ 170, Bem. 5b (hier weitere Literatur). 


#0) Dagegen auch Bennecke-Beling, S. 484, Anm. 16. 
41) Vgl. RMG. 2. S. Entsch. 17 41 f. 
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mit sich, ist aber im- Rechtssinne nicht Delikt gegen die Persönlichkeit, 
das Vermögen, sondern hat ein Rechtsgut ohne individuelles Substrat, 
den öffentlichen Frieden, zum primären Angriffsobjekt. 

»Verleßt: ist hiernach immer der Träger des in oder mit dem an- 
gegriffenen Rechtsgute (den angegriffenen Rechtsgütern) geschüßten 
Einzelinteresses. 

b) Die konkrete Deliktsgestaltung zieht öfters ein Einzelinteresse 
in Mitleidenschaft, das zwar gegen solche Verlegung rechtlich geschügt, 
Angriffsobjekt des Verbrechens im Rechtssinne aber nicht ist, weder 
in primärem, noch sekundärem Sinne. Durch Tötung, Körperverlegung 
wird häufig fremdes Vermögen vorsäßlich oder fahrlässig beschädigt 
— durch Körperverlegung eines Soldaten vielleicht auch das des Militär- 
fiskus (Kosten der Behandlung usw.); Urkundenfälschung kann fahr- 
lässige Vermögensverlegung ergeben (bei Vorsag: § 268 StGB.), Mein- 
eid zu ungerechter Verurteilung führen usw. Der konkrete Tatbestand 
enthält hier eine normwidrige Verlegung fremden Interesses, die für 
den Deliktsbegriff, den abstrakten Tatbestand, ganz unwesentlich ist. 
Die Rechtswidrigkeit der Verlegung folgt aus den SS 823 ff. BGB. 

Die Ergebnisse unter a) und b) lassen sich in dem Sate zusammen- 
fassen, daß in den §§ 170 StPO., 247 MStGO. nur gemeint ist die 
normwidrige Verlegung fremden, rechtlich geschüßten Interesses 
durch ein Moment des abstrakten oder nur des konkreten Delikts- 
tatbestands *), Die Beschädigung muß »unerlaubte Handlung« sein (nach 
Maßgabe des Strafrechts, des bürgerlichen Rechts oder auch des Staats-, 
Verwaltungsrechts usw.). BloBe Interessenverlegung als nähere oder 
entferntere, vielleicht erst durch viele Zwischenglieder vermittelte 
Deliktsfolge genügt nicht. Die gegenteilige Meinung verliert sich ins 
Unbegrenzte und sanktioniert die Willkür,- nicht das Ermessen des 
Richters. 

Es verdient Beifall, daß das Reichsmilitärgericht bestrebt ist*), im 
Gegensat zum Reichsgericht **) den Begriff des Verlegten bestimmt zu 
begrenzen. 


2) Der gleiche Begriff des Verlegten entscheidet für § 122, Ziff. 1, MStGO.; § 22, 
Ziff. 1 StEPR. (Ausschließung als Richter). Die gegenteilige Ansicht des RG. 4. StrS$. 
Entsch. 23 361 f. erklärt sich daraus, das das Reichsgericht als Verlegten im Sinne 
des $ 170 jeden durch das Delikt in seiner Rechtssphäre irgendwie Betroffenen 
erachtet und die Übertragung dieses Begriffs auf die Frage der Richterausschließung 
allerdings zu den größten Unzuträglichkeiten führen müßte, Dagegen ist für das 
Straiantragsrecht im technischen Sinne der engere Begriff unter a) des Textes maß- 
gebend, Oetker, Strafantrag und Verjährung, in »Reform des Reichsstrafgeseß- 
buchs« I, S. 297. | 

+“) 2. S. Entsch. 6 133f.; 1.5. 8 14f; 2.S. 10 188f.; 3.5. 11 289 £.; 1. S. 14 2471. 
Daß in diesen Entscheidungen »Recht-, »Rechtsgut«, »rechtlich geschüßtes Interesse« 
gleichbedeutend gebraucht werden, kann als falsa demonstratio auf sich beruhen. 

44) Vgl. z. B. Entsch. 33 362. 


/ 
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Da der militärische Vorgesegte dem Untergebenen gegenüber den 
Rechtsanspruch auf Achtungsbezeugung und auf Gehorsam hat, so er- 
geben Achtungsverlegung, 8 89 MStGB., und Ungehorsam gegen einen 
Befehl in Dienstsachen, 88 92 f. MStGB., die zweifellos Rechtsgüter 
ohne individuelle Grundlage verlegen, zugleich unerlaubte Hand- 
lungen gegen den Vorgesetten; dieser hat als »Verletter« die Rechte 
des 8 247*°). Dagegen ergibt die bloße Verantwortlichkeit für die 
Aufrechterhaltung der Disziplin nicht ein Verlettsein des Vorgesetten 
durch Insubordinationen, die in seinem Befehlsbereich vorgekommen 
sind +6). 

3. Nach Wortlaut und Sinn des Gesetes stehen die Rechtsbehelfe 
gegen alle Verfügungen zu, über die nach Abs. 1 der Antragsteller 
zu bescheiden ist, also auch gegen vorläufige Einstellung. Die Be- 
schwerde usw. auf abschließende Einstellung zu beschränken, wäre 
auch nicht angängig. Denn die vorläufige Einstellung wird durch 
Passivität des Gerichtsherrn (innerhalb der Frist des § 253 Abs. 4) zu 
- abschließend-endgültiger, und der Antragsteller kann, wenn er nicht 
überhaupt rechtlos sein soll, nicht verurteilt sein, mit gebundenen 
Händen hinzunehmen, daß diese Wandlung sich vollzieht. Es 
muß ihm vielmehr, weil Anfechtung der abschließenden Ein- 
stellung versagt — diese ist hier zugleich endgültig —, zum Ersaß 
Anfechtung der vorläufigen Einstellung zugebilligt werden *”). 

Im bürgerlichen Strafprozeß freilich kann der Antragsteller (als Ver- 
legter) die vorläufige Einstellung des § 208 StPO. nicht anfechten. Denn 
diese ist eine nach Klagerhebung vom Gericht beschlossene Maßnahme, 
und nur auf Klagerhebung geht der Anspruch des Antragstellers. Die 
vorläufige Einstellung des Militärstrafprozesses dagegen bedeutet, daß 
nicht geklagt wird, graviert also den Antragsteller, wenn der Grund 
dafür, Unerheblichkeit für die Strafbestimmung, nicht stichhaltig ist. 
Bestände nicht im Ermittelungsverfahren des Militärstrafprozesses 
Personalunion von Kläger und Richter, würde das Verfahren erst auf 
Klage hin eingeleitet, wäre die Entscheidung über sein Ergebnis in die 
Hand eines vom Kläger geschiedenen Richters gelegt, so könnte es zu 
einer Anfechtung des richterlichen Einstellungsbeschlusses durch den 
Antragsteller nicht kommen. So aber ist die Einstellungsverfügung 
Ablehnung der Klagerhebung dem Antragsteller gegenüber und des- 
halb durch ihn als Verlegten anfechtbar. Das kann bei der vorläufigen 
Einstellung nicht anders sein als bei der abschließenden. 

4. Die Ermessensübung des niedern Gerichtsherrn unterliegt der 


4) RMG. 2. S. Entsch. 12 27f.; Romen-Rissom zu $ 247 Bem. 5t. 

4) RMG. 2. S. 19 150f. 

4) Die bisherige Literatur geht auf die Anfechtbarkeit der vorläufigen Einstellung 
nicht ein. Schlayer, Militärstrafrecht, S. 303, Bem. 531 erklärt ‚richtig Rechts- 
beschwerde des Verlegten für zulässig, gibt aber keine Verfahrenskonstruktion. 
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Korrektur durch den Vorgesetten. Der höhere Gerichtsherr wird auf 
Rechtsbeschwerde des verlegten Antragstellers hin die Vornahme der 
erforderlichen Ermittelungen über den Straffall anordnen, wenn nach 
seiner Abschätung neben den präsumtiv bevorstehenden Bestrafungen 
auch Strafe auf Grund des zurückgestellten Delikts noch ins Gewicht 
fällt, seis, daß er jene geringer veranschlagt, sei’s, daß er dem weitern 
Delikt höhere Strafwürdigkeit beimißt als der untergebene Gerichtsherr. 
Ist doch die Voraussegung zu vorläufiger Einstellung nicht‘ nur dann 
gegeben, wenn neben den Strafen der Anklagedelikte eine weitere 
Strafe nicht erkannt werden dürfte (weil das Höchstmaß für Ge- 
samtstrafe usw. bereits erreicht wäre), sondern immer auch bei Un- 
erheblichkeit eines- weitern, an sich zulässigen Strafzusages +8), und 
gerade bei dieser legtern Abwägung mögen öfters die Ansichten aus- 
einandergehen. Der höhere Gerichtsherr kann freilich nicht einem in - 
die Anklageverfügung aufgenommenen Delikt das zurückgestellte, vom 
Antrag betroffene Delikt substituieren, so daß, wenn nach der Sachlage 
eines der beiden Delikte als unwesentlich für die Strafbemessung bei- 
seite zu lassen ist, die von der untern Stelle zuungunsten des Antrags- 
delikts getraffene Wahl der Änderung unterläge; nur die Anweisung, 
auch wegen des Antragsdelikts Ermittelungen zu pflegen, kommt in 
Betracht. 

Nach Abschluß der angeordneten Ermittelungen sind die Akten durch 
den Gerichtsherrn der untern Instanz dem höhern Gerichtsherrn wieder 
einzureichen, damit nun über die Beschwerde durch Verfügung straf- 
rechtlichen Einschreitens oder durch Verwerfung des Rechtsbehelfs ent- 
schieden wird *°). Daß der höhere Gerichtsherr das Einschreiten ver- 
fügen kann, ist bereits nach dem in 8 24 MStGO. ihm beigelegten An- 
weisungsrechte zweifellos. Zur eigenen Vornahme der Ermittelungen, 
die nach § 376 MStGO. an sich zulässig wäre, wird der höhere Ge- 
richtsherr kaum veranlaßt sein, da die Instruktion des Strafialles natur- 
gemäß Sache der untern Instanz ist. 

Vielleicht hat sich, ehe noch die Rechtsbeschwerde beim höhern Ge- 
richtsherrn eingeht, die Unerheblichkeitsannahme der untern Instanz 
bereits erledigt, indem mittlerweile in den andern Strafsachen auf ge- 
ringere als die in Aussicht genommene Strafe erkannt oder ganz oder 
teilweise Freisprechung erfolgt ist. 

Besonders wenn ein Rechtsirrtum des untern Gerichtsherrn der vor- 
läufigen Einstellung zugrunde liegt — er glaubte zum Beispiel, daß 
Strafen, die nur im Vollzuge miteinander unverträglich sind, wie Todes- 
strafe und Freiheitsstrafe, lebenslängliche und zeitige Freiheitsstrafe, 
nicht nebeneinander erkannt werden dürften, oder daß im Verhältnis 
des zurückgestellten zu den andern Delikten die Voraussegungen der 


48) Vgl. oben S. 471. 4) Vgl. dazu RMG. 2. S., 18 2335 1. 
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Gesamtstrafeg egeben seien, wobei jenes Delikt nicht mehr in Betracht 
käme, während die Strafen gesondert zu erkennen sind — ist die Be- 
richtigung durch die höhere Instanz Bedürfnis. | 

5. Keineswegs ist die Kognition der höhern Instanz dergestalt auf 
die Frage der vorläufigen Einstellung zu beschränken, daß, wenn diese 
als tatsächlich nicht veranlaßt oder als rechtsirrig erkannt wird, nur die 
Einstellungsverfügung aufgehoben würde und der untere Gerichtsherr 
nach Abschluß der Ermittelungen über den Straffall noch abschließend 
einstellen könnte. Dem Antragsteller stände dann gegen die ab- 
schließende Einstellung zum zweiten Male die Anrufung der höhern 
Instanzen zu. Diese sehr unzweckmäßige Verdoppelung des Instanzen- 
. zuges wird durch die Struktur des Anfechtungsverfahrens ausgeschlossen. 
Der Antrag beim Reichsmilitärgericht muß die Tatsachen, welche das 
strafrechtliche Einschreiten begründen sollen, und die Beweismittel an- 
geben, § 247 Abs. 3, was ganz überflüssig wäre, wenn nur die Be- 
gründetheit der vorläufigen Einstellung als solcher zur Prüfung stände 5°). - 
Verwirft das Reichsmilitärgericht den Antrag, so kann das strafrechtliche 
Einschreiten gegen den Beschuldigten nur auf Grund neuer Tatsachen 
oder Beweismittel wiederaufgenommen werden; wird hingegen der 
Antrag für begründet erachtet, so beschließt das Gericht, daß strafrecht- 
liches Einschreiten gegen den Beschuldigten stattzufinden habe, § 249 
Abs. 1 und 3: Folgesäte, die den endgültigen Charakter der Ent- 
scheidung außer Zweifel stellen’!). Ein Verfahren nur über die Frage 
der vorläufigen Einstellung müßte den §§ 247 f. gegenüber besonders 
konstruiert werden, wäre ein Verfahren extra legem°?). Hat aber das 
Reichsmilitärgericht Prüfung und Entscheidung in diesem Umfang, so 
kann es beim höhern Gerichtshern nicht anders sein, denn es wäre 
unvernünftig, wenn erst auf Verweriung der Beschwerde hin infolge 
Antrags auf gerichtliche Entscheidung die Sachbehandlung Plat griffe, 
die füglich schon in der Beschwerdeinstanz hätte eintreten sollen. 

6. Die vorläufige Einstellung kann nicht durch Anordnung strafrecht- 
lichen Einschreitens reprobiert werden, wenn die Voraussetungen zu 
abschließender Einstellung gegeben sind. Ist nach der Beweislage 
auf Verurteilung nicht zu rechnen, oder stehen der Strafverfolgung 
Rechtsgründe, Straflosigkeit der Tat, Mangel einer ProzeBvoraussegung 
entgegen, so wird die vorläufige Einstellung mit dieser Begründung 
aufgehoben, durch abschließende Einstellung erseßt. In solchem Falle 
lediglich das Begehren des Beschwerdeführers zu verwerfen, unter 
Aufrechterhaltung der vorläufigen Einstellung, wäre verkehrt. Denn 
es bliebe dann dem untern Gerichtsherrn die Möglichkeit, an Stelle der 


60) Vgl. auch RMG. 2. S., Entsch. 14 139. 

61) Die Notwendigkeit endgültiger Bescheidung der Rechtsbeschwerde und 
des Antrags auf Entscheidung wird betont in RMG. 2. S., 18 2351. 

=?) Vgl. auch oben S. 478. 
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vorläufigen Einstellung noch Anklageverfügung zu seßen, während der 
Ungrund, die Unzulässigkeit der Klage für die höhere Instanz bereits 
feststeht. Auch liegt wiederum in § 249 Abs. 1 der zwingende Gegen- 
grund; es wird hier der Verwerfung des Antrags durch das Reichs- 
militärgericht die Folge gegeben, daß das strafrechtliche Einschreiten 
nur auf Grund eines Novums wieder aufgenommen werden kann: somit 
darf nicht durch Fortbestand der vorläufigen Einstellung der untere 
Gerichtsherr in die Lage gesett werden, auf Grund der gegebenen 
Sachlage noch die Anklage verfügen zu können. Das gleiche gilt im - 
Beschwerdeverfahren, dem vorgesetten Gerichtsherrn eine Verfügung 
zu gestatten, die nachher vom Reichsmilitärgericht reprobiert werden 
müßte, wäre in sich widersprechend. Es bedarf, obwohl die Be- 
schwerde usw. sich als nicht begründet erwiesen hat, doch einer 
reformierenden Entscheidung; diese ist genau so wie die bei begründeter 
Beschwerde erforderliche Anordnung, 8 377 Abs. 3, von der Beschwerde- 
instanz zu geben. 

Die Zulässigkeit der vorläufigen Einstellung selbst ist nicht an die 
negative ®) Vorausseßung, daß nicht abschließende Einstellung am Plage 
wäre, geknüpft, wohl die Aufrechterhaltung dieser Verfügung durch 
die Beschwerde- usw. Instanz. Nur auf der Grundlage an sich zulässiger 
Klagerhebung kann vom höhern Gerichtsherrn und bei Antrag an das 
Reichsmilitärgericht von diesem die Begründetheit der vorläufigen Ein- 
stellung als solcher geprüft werden. 

7. Der höhere Gerichtsherr übt zweifellos der vorläufigen Einstellung 
gegenüber nicht nur rechtliche, sondern auch tatsächliche Kognition. 
Er weist zu strafrechtlichem Einschreiten an, sowohl wenn die vor- 
läufige Einstellung auf Rechtsirrtum beruhte, die weiter in Betracht 
- kommende Strafe fälschlich mit denen der Klagdelikte für unvereinbar 
gehalten wurde usw., als einer Ermessensübung gegenüber, die ihm 
nicht zutreffend erscheint. Remedur aus letterem Grunde wird freilich 
nicht leichthin erfolgen, da ja die untere Instanz in den Ergebnissen 
ihrer Ermittelungen usw. genügende Grundlagen hat zu sachgemäßer 
Abschäßung der präsumtiv verwirkten Strafen; im Zweifel muß es bei 
den Annahmen des niedern Gerichtsherrn bewenden, bei offensichtlich 
falscher Veranschlagung aber ist das Eingreifen der Beschwerdeinstanz 
voll begründet. 

Auch das Reichsmilitärgericht ist nicht auf rechtliche Nachprüfung der 
vorläufigen Einstellung beschränkt. Prima facie möchte es nahe liegen, 
dem höchsten Gericht, entsprechend seinem Hauptberufe als Revisions- 
instanz, Ermessenskognition zu ersparen, zumal wenn wie hier die Er- 
messensfrage, die Abschätung des mutmaßlichen Strafergebnisses, schon 
zweimal, von dem untern und dem höhern Gerichtsherrn, mit dem 


5°) Oben S. 470, 481. 


496 Oetker: Vorläufige Einstellung im Militärstrafverfahren. 


gleichen Resultate erwogen worden ist. Indes die Verfahrenskonstruktion 
des Gesetes, die wohl auf den Fall abschließender Einstellung zu- 
geschnitten ist, aber auch auf die vorläufige in Anwendung gebracht 
werden muß, steht schlechthin entgegen. Der Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung bedarf der tatsächlichen Substantiierung, das Reichsmilitär- 
gericht hat die nötigen Ermittelungen zu pflegen, § 248 Abs. 3, und 
wenn es die Voraussegungen für Klagerhebung an sich als gegeben 
ansieht, auch zu ermessen, welche Strafe dieses weitere Delikt ver- 
dienen würde, und die präsumtiven Strafsäge der Anklagedelikte damit 
in Vergleichung zu ziehen, nicht gebunden durch die Annahmen der 
Vorinstanzen. 

8. Das Beschwerdeverfahren und das durch den Antrag auf gericht- 
liche Entscheidung bedingte Verfahren des Reichsmilitärgerichts sind 
nicht Bestandteile des Strafprozesses°*),, Der untere Gerichtsherr hat 
durch Ablehnung der Einleitung eines Ermittelungsverfahrens das Straf- 
verfahren versagt, durch Einstellung es sistiert. Ordnet der höhere 
Gerichtsherr Ermittelungen durch den untern an, so wird nicht etwa 
in Konsequenz dieser Anordnung ein Strafprozeß im Stadium des Er- 
mittelungsverfahrens begründet, vielmehr dienen die Ermittelungen zur 
Vorbereitung der Entscheidung des höhern Gerichtsherrn, der sie immer 
auch selbst vornehmen könnte. Es folgt dann entweder Verwerfung 
der Beschwerde, sei’s unter Bestätigung der vorläufigen, sei’s unter 
Verfügung abschließender Einstellung, oder die Anordnung strafrecht- 
lichen Einschreitens. Die lettere Verfügung führt, sofern nicht Disziplinar- 
bestrafung eintritt oder eine Strafverfügung erlassen wird (§ 250 MStGO.), 
den Strafprozeß aus dem inquisitorischen Ermittelungsabschnitt in das 
akkusatorische Hauptverfahren über. Alsbaldige Verweriung der Be- 
schwerde ohne vorgängige Ermittelungen beläßt es bei der Prozeß- 
versagung, Prozeßsistierung, unter Verwandlung vorläufiger in ab- 
schließende Einstellung, wenn diese dem höhern Gerichtsherrn geia 
bei Prüfung der Beschwerde liquide erschien. 

Das Reichsmilitärgericht kann zur Vorbereitung seiner Entscheidung 
Ermittelungen durch einen Kriegsgerichtsrat oder Amtsrichter veranlassen, 
8 248 Abs. 3. Die Alternative zeigt klar, daß die Ermittelungen nur 
als ein Stück des reichsmilitärgerichtlichen Verfahrens zu erachten sind; 
sie haben auch dann nicht die Wirkung der Strafprozeßbegründung im 
Ermittelungsstadium, wenn sie durch Ersuchen des Gerichtsherrn der 
ersten Instanz herbeigeführt werden. Kann doch auch diese Stelle um 
Ermittelungen nur ersucht werden, wenn sie Gerichtsherr der höhern 
Gerichtsbarkeit ist, da der Gerichtsherr der niedern einen Kriegsgerichts- 
rat nicht hat. 

Die Entscheidungsmöglichkeiten sind für das Reichsmilitärgericht die 


54) Oben S. 476. 
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gleichen wie für die Beschwerdeinstanz: Verwerfung des Antrags von 
vornherein, nach Befinden unter Erseßung der vorläufigen durch ab- 
schließende Einstellung; Abweisung nach Vornahme von Ermittelungen, 
wiederum unter der Alternative: Aufrechterhaltung der vorläufigen Ein- 
stellung oder Wandlung in abschließende; Anordnung strafrechtlichen 
Einschreitens. Das Präjudiz des § 249 Abs. 1 Sat 2, wonach bei Ver- 
werfung des Antrags das strafrechtliche Einschreiten gegen den Be- 
schuldigten nur auf Grund neuer Tatsachen oder Beweismittel wieder- 
aufgenommen werden kann, gilt nur, wenn der vorläufigen Einstellung 
abschließende substituiert wurde; blieb die vorläufige Einstellung be- 
stehen, so kann der untere Gerichtsherr immer noch Anklageverfügung 
erlassen, ohne daß das Hervortreten eines Novums vorausgese$gt würde. 

Die Rechtskraftswirkung der Antragsverwerfung knüpft sich aber nicht 
auch an die Ablehnung der Beschwerde seitens des vorgesegten Ge- 
richtsherrn an; nur wenn der Antragsteller noch weiter das Reichs- 
militärgericht erfolglos angerufen hat, tritt die Beschränkung des straf- 
rechtlichen Einschreitens ein. 

Die Verfügung nach Abs. 2 des $ 249, Belastung des Antragstellers 
mit den durch das Verfahren über den Antrag veranlaßten Kosten, 
wenn der Antrag als unzulässig oder als unbegründet verworfen oder 
durch Verzicht oder Unterlassung der Sicherheitsleistung zurückgenommen 
wird, kann auf sich beruhen. 

Das Beschwerdeverfahren und das Verfahren beim Reichsmilitär- 
gericht sind nur Fortführung des besönderen durch den Strafantrag 
eingeleiteten, mit dem Strafverfahren zusammenhängenden, aber nicht 
einen Prozeßteil bildenden Verfahrens, in Weiterentwicklung des so 
begründeten Rechtsverhältnisses. An dieser Auffassung darf, was die 
reichsmilitärgerichtliche Prozedur betrifft, nicht beirren die nach Er- 
messen des Gerichts eintretende Beteiligung des Beschuldigten am 
Verfahren: es kann ihm der Antrag auf gerichtliche Entscheidung unter 
Bestimmung einer Frist zur Erklärung mitgeteilt werden, § 248 Abs. 3. 
Ebenso nicht die Bekanntgabe des reichsmilitärgerichtlichen Beschlusses 
an den Beschuldigten — wie an den Antragsteller und den Gerichts- 
herrn, dessen Bescheid angefochten worden war —, wenn der Antrag 
. verworfen wird, weil ein genügender Anlaß zum strafrechtlichen Ein- 
schreiten sich nicht ergibt, 8 249 Abs. 1.- Es wird denn auch die An- 
ordnung strafrechtlichen Einschreitens, § 249 Abs. 3, dem Beschuldigten 
nicht bekannt gemacht. Das Rechtsverhältnis besteht eben nur zwischen 
dem Antragsteller und der entscheidenden Stelle; der Beschuldigte ist 
nicht parteiartig beteiligt, sondern nur Interessent, weshalb auch seine 
Anhörung nicht obligatorisch vorgesehen ist. | 

Das Verfahren zeigt die gleiche Struktur wie das Beschwerde- 
verfahren und das durch Antrag auf gerichtliche Entscheidung über 
Erhebung der öffentlichen Klage bedingte Verfahren der §§ 170 f. StPO. 


Archiv. Bd. 66. 32 
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und.ist diesem entsprechend als selbständige Prozedur, nicht als ein 
Stück des Strafprozesses zu erachten 5) ; nur braucht es nicht, wie dieses, 
vorprozessual zu sein, ist doch der vorläufigen Einstellung, im Gegen- 
sat zur Ablehnung der Strafverfolgung von vornherein, ein mehr oder 
minder durchgeführtes Ermittelungsverfahren, also El Straf- 
prozeß, vorangegangen. 

9. Nimmt der untere Gerichtsherr aus eigener Entschließung die vor- 
läufige Einstellung wieder zurück, indem er die Anklage verfügt oder 
doch den Untersuchungsführer zu weitern Ermittelungen anweist, so 
muß von diesem Widerruf dem Antragsteller, mag er Beschwerde 
bereits erhoben haben oder nicht, Kenntnis gegeben werden°®). Er hat 
nun zur Beschwerde nicht Grund mehr, und schwebendes Beschwerde- 
verfahren ist gegenstandslos geworden. 

An sich stände dem untern Gerichtsherrn zwar alsbald auf die Be- 
schwerde hin, die zunächst als Remonstration bei der verfügenden 
Stelle wirkt, § 374 MStGO., die Änderung seiner Verfügung zu, aber 
nicht mehr, nachdem die Beschwerde an die Beschwerdeinstanz 
devolviert ist, indessen folgt aus dem Wesen der vorläufigen Ein- 
stellung, daß sie nicht bindet, und Beschwerdeerhebung ändert nicht 
ihre juristische Natur. 


84. Anfechtung der vorläufigen Einstellung durch den Zugeordneten. 


1. Die Verfügung der vorläufigen Einstellung ist vom Zugeordneten 
mit zu zeichnen, nach dem Grundsatge des § 97 Abs. 2 MStGO. Be- 
scheidung eines etwaigen Antragstellers unter Angabe der Gründe, 
8 247 Abs. 1, ist nicht das Prozeßdekret, sondern reproduziert es nur, 
auch in der Begründung (Annahme der Unerheblichkeit der zurück- 
gestellten Strafsache für die Strafbestimmung). Aber im weitern Sinne 
liegt in der »Bescheidung« selbst eine Verfügung, auf den gestellten 
Antrag hin, wie denn genauere Begründung des Dekrets hinzugefügt 
werden kann. 

Ablehnung der Einleitung eines Ermittelungsverfahrens erklärt den 
Willen des Gerichtsherrn, ein Ermittelungsvertahren, einen Prozeß nicht 
eintreten zu lassen, ist also weder selbst Prozeßdekret, noch reproduziert 
sie ein solches. Die verfügende Bedeutung der motivierten Bescheidung 


55) Oben S. 476. 

56) Nach Aburteilung der andern Fälle, die Gegenstand der Anklageverfügung 
waren, kann der Gerichtsherr nicht mehr an Stelle der vorläufigen Einstellung 
wegen des präsumtiv unerheblichen Falles abschließende Einstellung seen, hat 
vielmehr nur die Wahl zwischen Beibehaltung der vorläufigen Einstellung, die 
mit Ablauf der Frist des $ 253 Abs. 4. von selbst in abschließend-endgültige Ein- 
stellung sich wandelt und Anklageverfügung. Mit dieser Einschränkung ist die 
Textausführung zu verstehen. Vgl. unten § 9 Nr. 2. 
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aber in dem besonderen, dem Antragsteller gegenüber bestehenden 
Rechtsverhältnis tritt gerade hier, bei dem Mangel eines der Bescheidung 
zugrunde liegenden Prozeßdekrets, noch deutlicher hervor. 

Weil die Ablehnung nicht im Prozesse erfolgt, so hat man sie in 
wörtlicher Auslegung des § 97, der die »im Laufe des Verfahrens er- 
gehenden Entscheidungen und Verfügungen des Gerichtsherrn: an die 
Mitunterschrift des Zugeordneten bindet, für nicht zeichnungsbedürftig 
erklärt”). Konsequent würden dann auch die Verfügungen des höhern 
Gerichtsherrn, Verwerfung der erhobenen Rechtsbeschwerde und re- 
formierender Entscheid, von dessen Zugeordnetem nicht mit zu zeichnen 
sein. Also ein Rechtsbeschwerdeverfahren, wobei der Gerichtsherr den 
ihm zugeordneten richterlichen Militärjustizbeamten ganz ausschalten 
könnte. Der Zugeordnete hätte, weil nicht Mitzeichnungsrecht, so auch 
nicht das Recht der Vorstellung gegen die Entscheidung des Gerichts- 
herrn der ersten, zweiten Instanz, und der rechtlichen Beurteilung durch 
das Oberkriegsgericht wäre die Sache in jedem Falle entzogen. Eine 
Rechtsversagung, die jedes innern Grundes entbehrt. Sie stütt sich 
auf rein formale Auslegung und Unterscheidung. Wenn ein Ermittelungs- 
verfahren eingeleitet war, alsbald aber durch vorläufige Einstellung 
wieder sistiert wurde, bestehen die Rechte des Zugeordneten unbestritten ; 
wie könnten sie durch Wegfall dieses bedeutungslosen Bruchstücks 
von Ermittelungsverfahren beseitigt sein! 

Vielmehr ist unter »Verfahren: in § 97 Abs. 2 neben dem eigent- 
lichen Prozeßverfahren auch die im Gesege geordnete Prozedur mit- 
zuverstehen, durch die nach gestelltem Strafantrage über die Frage der 
Prozeßeinleitung entschieden wird 5°). Das durch den Antrag. bedingte 
Prüfungs- und Bescheidungsverfahren ist »gerichtliches« Verfahren, denn 
der Gerichtsherr entscheidet in richterlicher Eigenschaft über die Ein- 
leitung oder Ablehnung des inquisitorischen Ermittelungsverfahrens ; 
das ihm zugleich beigelegte Klagrecht äußert sich erst in der Anklage- 
verfügung auf Grund dieses Verfahrens. Im Beschwerdeverfahren segt 
sich das erstinstanzliche Prüfungs- usw. Verfahren lediglich fort, die Be- 
schwerde enthält die Wiederholung des Verfolgungsantrags. Nicht 
anders ist ein bei Antrag auf gerichtliche Entscheidung sich anschließendes 
Verfahren beim Reichsmilitärgericht zu beurteilen. 


67) RMG. 2. S., Entsch. 4 159; RG. 3. StrS., Entsch. 34 257. Dagegen von 
verschiedenen Standpunkten aus Becker, Ztschr. f. Strafrechtswiss. 25 541, 543; 
Rissom, Arch. f. Strafrecht 53 421; Gerland, Gerichtssaal, 69 305f. u. a. 

68) Die eingreifende Streitfrage über die Tragweite des § 97, Abs. 2 u. 3 -- 
Zeichrungsbedürftigkeit, Vorstellungsfähigkeit von Verfügungen usw. — entzieht 
sich der Erörterung in speziellem Zusammenhang; die Literatur bei Gerland, 
Gerichtssaal 69 305f.; Romen-Rissom zu $ 97. Gerland 313 versteht unter 
»Verfahren« das gesamte im li. Teil der MStGO. geordnete Verfahren, ist also mit 
der im Text gegebenen Entscheidung jedenfalls einverstanden. 

32° 
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Hiernach ist der Zugeordnete an diesem außerprozessualen, im Prozeß- 
geset normierten gerichtlichen Verfahren genau so beteiligt wie am 
Prozesse. Ä 

2. In der Mitunterzeichnung durch den Zugeordneten liegt die Über- 
nahme der Mitverantwortlichkeit für die Geseglichkeit des Bescheids, 
ähnlich wie der gegenzeichnende Minister einen Erlaß des Landesherrn 
durch seine Verantwortlichkeit — hier als der allein Haftbare — deckt. 

Hält der Zugeordnete die Verfügung nicht für vereinbar »mit den Ge- 
seen oder den sonst maßgebenden Vorschriften«, so hat er dagegen 
Vorstellung beim Gerichtsherrn zu erheben und, wenn diese erfolglos 
bleibt, den Hergang aktenkundig zu machen; die Akten sind dann un- 
verzüglich vom Gerichtsherrn dem Oberkriegsgericht zur rechtlichen 
Beurteilung der Sache vorzulegen; diese Beurteilung ist für die weitere 
Behandlung der Sache maßgebend, 8 97 Abs. 3. An der Anwendbarkeit 
dieser Bestimmung auch auf die vorläufige Einstellung ist mangels gegen- 
teiliger Anordnung, für die es auch an stichhaltigem Grunde gefehlt 
hätte, nicht zu zweifeln. 

Eine Verfügung widerstreitet nicht deshalb dem Gesete, weil von 
einem Ermessen nicht sachgemäß Gebrauch gemacht worden ist’). 
Der Zugeordnete ist daher nicht in der Lage, die Anschauung des Ge- 
richtsherrn, daß der zurückzustellende Straffall wegen der mutmaßlichen 
die andern Delikte treffenden Strafen für das Strafmaß unerheblich sei, 
sofern sie nicht auf Rechtsirrtum über die geseßlichen Strafsäge, die 
zulässige Höhe einer Gesamtstrafe usw. beruht, mit Vorstellung rechts- 
wirksam zu bekämpien, auf Entscheidung durch das Oberkriegsgericht 
hinzuwirken, und er darf nicht deshalb die Unterzeichnung der Ver- 
fügung weigern. Aber Vorstellung im nicht-technischen Sinne beim 
Gerichtsherrn kann er natürlich erheben, vielleicht gelingt es ihm ja, 
diesen umzustimmen. 

Unter den »Geseten« in § 97 Abs. 3 sind außer den ausdrücklichen 
Vorschriften der Geseße die Rechtsgrundsäße begriffen, die aus den Ge- 
segen durch Auslegung, Analogieschluß und auf positivrechtlicher Grund- 
lage durch wissenschaftliche Operation erschlossen werden. Die »sonst 
maßgebenden Vorschriften: bedeuten die militärischen Dienstvorschriften 
und die aus ihnen abgeleiteten oder aus dem Wesen des Militärdienstes 
sich ergebenden militärischen Grundsäße. Entsprechend ist nach § 399 
Revision gegeben, »wenn eine ausdrückliche Vorschrift der Gesege oder 
ein Rechtsgrundsaß oder eine militärische Dienstvorschrift oder ein 
miliärdienstlicher Grundsaß nicht oder nicht richtig angeordnet worden 
iste. Im gleichen Sinne spricht § «113 anläßlich der periodischen Nach- 


6») Das Oberkriegsgericht hat tatsächliche Prüfung nicht in weiterem Maße als 
ein Revisionsgericht. Über die bestehende Kontroverse vgl. die Nachweisungen 
bei Romen-Rissom $97,Bem.5; s.auchLorenz undHaeger, Neueres Militär- 
strafrecht, zu $ 250, Bem. 1. 
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prüfung der Urteile und Akten der Stand- und Kriegsgerichte von »Ge- 
seßen, militärischen Vorschriften und Grundsäßen«. 

Pflicht ist die Vorstellung — in technischer Bedeutung — immer 
dann, wenn der Zugeordnete auf Grund der gegebenen Rechtslage die 
Annahme des Gerichtsherrn, daß Strafen bestimmter Art und Höhe er- 
kannt oder nicht erkannt werden könnten, daß Strafen miteinander 
rechtlich unverträglich seien usw., für rechtsirrig erachtet. Nur die 
pflichtmäßige Vorstellung beim Gerichtsherrn führt, wenn erfolglos, zur 
aktenmäßigen Feststellung des Hergangs und zur Abgabe der Sache 
an das Oberkriegsgericht. 

Im Falle fruchtloser Vorstellung hat der Zugeordnete der Weisung 
des Gerichtsherrn — zur Unterlassung weiterer Ermittelungen — zu 
folgen; die Verantwortung trifft dann lediglich diesen, $ 97 Abs. 3. 

Ist pflichtmäßige Vorstellung beim Gerichtsherrn nicht durchgedrungen, 
so kann troßdem der Zugeordnete unter Aufrechterhaltung seiner recht- 
lichen Bedenken die Verfügung unterzeichnen und die rechtliche Beur- 
teilung des Oberkriegsgerichts herbeiführen, aber es trifft ihn nun die 
Mitverantwortlichkeit für die Verfügung; es ist kein Widerspruch, die 
Verantwortlichkeit für ein Tun zu übernehmen, das man für nicht recht- 
mäßig hält. Ä 

Die Wirksamkeit der Verfügung wird durch den Mangel der Mit- 
unterschrift des Zugeordneten nicht berührt; Träger der Entscheidungs- 
gewalt ist der Gerichtsherr°°), der Zugeordnete nur sein Gehilfe, und 
diese Beihilfe ist nur da eine notwendige, wo das Geseß die Mit- 
unterzeichnung im Sinne einer. Voraussegung für die verbindliche Kraft 
der Verfügung erfordert (so bei der Strafverfügung und dem Beschlag- 
nahmebeschluß, §§ 349 Abs. 1, 360 Abs. 1 MStGO.)‘!). 

3. Die Verfügung vorläufiger Einstellung gewinnt, wie früher dar- 
gelegt wurde, erst im Zusammenhange mit der Klagverfügung die Be- 
deutung eines Dekrets. Geht sie dieser voran, so wirkt sie, obwohl 
zu den Akten gebracht, bis zum Hinzutreten der Klagverfügung nur 
als Weisung an den Zugeordneten. Mit der Vorstellung aber braucht 
dieser nicht zu warten, bis auch die Klagverfügung vorliegt, schon die 
Weisung ist vorstellungsfähig. Somit kann auch die rechtliche Beur- 
teilung des Oberkriegsgerichts bereits einsegen, ehe die Anklageverfügung 
vorliegt. 

Aber es sind nicht Vorstellung, Aktenkundigmachen, Abgabe an das 
Oberkriegsgericht als verspätet zu erachten, weil sie nicht alsbald, sondern 
erst nach Erlaß der Klagverfügung geschahen. Der Zugeordnete hat 
Vorstellung nicht nur gegen die Weisung, sondern auch gegen die Ver- 
fügung, und diese ist, solange die Anklageverfügung noch aussteht, im 

è) Vgl. auch Schmölder, Arch. f. Strafrecht, 50 348; RMG. 2 S. 10 132. 


eı) Wesentlich andere Auffassung bei Gerland, Gerichtssaal 69 310, 311; 
Rissom, Arch. f. Strafrecht 53 418; Diet, Arch. f. Milit.Recht IT 290. 
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Rechtssinne nur angekündigt, noch nicht perfekt, mag sie auch als ge- 
schriebene Verfügung schon zu den Akten gebracht worden sein. 

Eine gegen die vorläufige Einstellung als Weisung gerichtete Vor- 
stellung ist mit dem Hinzutreten der Klagverfügung auch auf die vor- 
läufige Einstellung als Verfügung zu beziehen, denn in der Einstellung 
sind jegt Weisung und Verfügung vereinigt. 

Bei Koinzidenz von vorläufiger Einstellung und Anklageverfügung 
und bei nachträglichem Erlaß jener steht der Verfügungscharakter der 
Einstellung von vornherein fest, so daß nur ein Objekt für Vorstellung, 
die Verfügung, in Betracht kommt. 

Der Dekretscharakter, den die vorläufige Einstellung durch die An- 
klageverfügung erhält, mag jene vorangegangen sein und daher bis 
zur Anklageverfügung nur als Weisung gewirkt haben, oder mag sie, 
weil zugleich mit der Anklageverfügung oder nach ihr gegeben, gleich 
Anfangs Dekret gewesen sein, besteht, solange die Anklageverfügung 
noch nicht bekannt gemacht worden ist, im Sinne eines noch nicht 
publizierten Dekrets. 

Vorstellung beim Gerichtsherrn und »Rechtsanfechtung« beim Ober- 
kriegsgerichtt — um den Hergang, der zur oberkriegsgerichtlichen 
Prüfung führt, kurz zu bezeichnen — seen somit keineswegs voraus, 
daß das Einstellungsdekret durch Publikation der Klagverfügung bereits 
perfekt geworden ist. Vielmehr kann nur erwünscht sein, daß im 
Falle der Reprobierung durch das Oberkriegsgericht die Perfektion des 
Dekrets unterbleibt. 

War die Klagverfügung noch nicht publiziert und wird sie nun wegen 
Mißbilligung der vorläufigen Einstellung seitens des Oberkriegsgerichts 
durch Aufnahme des zuruückgestellten Delikts ergänzt, so gelangt die 
Einstellung nicht zur Existenz als Dekret und nicht zur Perfektion. Bei 
schon publizierter Klagverfügung muß an Stelle der reprobierten Ein- 
stellung ergänzende Klagverfügung treten. In beiden Fällen voraus- 
gesett, daß nicht die Einstellung, nachdem die ihr gegebene rechtliche Be- 
gründung vom Oberkriegsgericht verworfen worden war, doch aus tat- 
sächlichem Grunde, weil das ausgeschiedene Delikt nur zu einem ganz 
geringen Strafzusat führen würde usw., vom Gerichtsherrn beibehalten 
werden konnte und beibehalten worden ist. Denn in die Ermessens- 
erwägung des Gerichtsherrn greift das Oberkriegsgericht, dem nur die 
rechtliche Beurteilung zusteht, nicht ein. 

4. Nur die Frage der vorläufigen Einstellung steht zur Entscheidung 
des Gerichts. Während der vorgesette Gerichtsherr und das Reichs- 
militärgericht auf Beschwerde, Entscheidungsantrag des verlegten An- 
tragstellers hin gegebenenfalls strafrechtliches Einschreiten anordnen, 
kann im Anfechtungsverfahren beim Oberkriegsgericht eine solche Ver- 
fügung nicht ergehen. Es wird lediglich die Einstellungsverfügung als 
rechtsirrig deklariert oder die erhobene Bemängelung zurückgewiesen. 
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Zu Ermittelungen, um die Aussichten etwaiger Klagerhebung zu be- 
urteilen, das voraussichtliche Strafergebnis zu bemessen usw., ist kein 
Anlaß, denn diese Punkte stehen nicht zur gerichtlichen Kognition. 
Wenn der Gerichtsherr nach ergangener Bescheidung die Klage verfügt, 
so geschieht es nicht auf Weisung des Oberkriegsgerichts hin, sondern 
nach Abschätung des mutmaßlichen Klagerfolgs und der Erheblichkeit 
weiter zu erwartender Bestrafung auf dem Boden der getroffenen 
Rechtsfeststellung. 

Da die Zulässigkeit der vorläufigen Einstellung nicht davon abhängt, 
daß nicht abschließende Einstellung liquide ist, so kann auch nicht vom 
Oberkriegsgericht das Provisorium deshalb mißbilligt werden, weil die 
Vorausse&ungen des Definitivums gegeben seien. Der höhere Gerichts- 
herr hingegen und das Reichsmilitärgericht ordnen strafrechtliches Ein- 
schreiten auf das Begehren des Antragstellers hin nur dann an, wenn 
nicht abschließend einzustellen ist. 

Der reprobierende Ausspruch des Oberkriegsgerichts wirkt repressiv 
gegenüber schon perfektem Einstellungsdekret; präventive Bedeutung 
kommt ihm zu, wenn die Klagverfügung noch nicht ergangen oder doch 
dem Beschuldigten noch nicht bekannt gemacht war, der Verfügungs- 
charakter oder doch die Perfektion der vorläufigen Einstellung noch 
aussteht, denn nun kommt infolge Erweiterung der Klagverfügung auf 
das ausgeschiedene Delikt (oder abschließender Einstellung oder vor- 
läufiger Einstellung in Gestalt reiner Ermessensverfügung) ein geseg- 
widriges usw. Einstellungsdekret überhaupt nicht zur Entstehung. 

Tritt in Konsequenz des oberkriegsgerichtlichen Ausspruchs und ge- 
mäß der tatsächlichen Situation an Stelle der vorläufigen Einstellung 
Ergänzung der Klagverlügung, so muß dem Antragsteller, der über die 
Einstellung beschieden worden war (§ 247 Abs. 1), Mitteilung gemacht 
werden; Beschwerde, Antrag des Verle&ten auf gerichtliche Entscheidung 
sind nun erledigt. Ebenso ist Bescheidung nötig, wenn der vorläufigen 
Einstellung abschließende substituirt wird, denn damit hat sich das Ob- 
jekt für Beschwerde, Antrag geändert. 

5. Die Entscheidung des Oberkriegsgerichts ergeht nicht im Prozeß; 
vielmehr wird mit Eingang der Akten bei diesem Gericht ein außer- 
prozessuales Rechtsverhältnis begründet. Insofern ist die Rechtslage 
die gleiche wie im Beschwerde-, Antrags- usw. Verfahren. Aber im Gegen- 
sag zu diesem bestehen nur dienstliche, nicht prozeßBordnungsmäßige 
Pflichten und Ansprüche. Das Oberkriegsgericht ist dem Gerichtsherrn 
(und dessen Zugeordnetem) gegenüber zur Prüfung und Entscheidung 
dienstlich, nicht prozessual verpflichtet, dieser hat einen im Dienstwege, 
durch Dienstbeschwerde, nicht durch Prozeßbeschwerde veriolgbaren 
Anspruch auf Prüfung und Entscheidung, falls die Vorausseßungen 
des Rechtsanfechtungsverfahrens gegeben sind; dem Oberkriegsgericht 
steht der dienstliche Anspruch auf Befolgung seiner Entscheidung durch 
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den Gerichtsherrn zu, dieser hat dazu die dienstliche Pflicht. Die Ent- 
scheidung ist Rechtweisung, die eine Pflichtfeststellung enthalten kann, 
nicht Anordnung, sie wirkt nur im dienstlichen Verhältnis, nur intern, 
nicht prozessual‘). Das und nichts anderes bedeutet die im Geseß, 
§ 97 Abs. 3 am Ende, ausgesprochene Verbindlichkeit der ober- 
kriegsgerichtlichen Beurteilung »für die weitere Behandlung der 
Sache«. 

Der Gerichtsherr ist dienstlich, nicht prozessual verpflichtet, bei Re- 
probierung seiner Einstellungsverfügung, falls er diese nicht als reinen 
Ermessensentscheid aufrechtzuerhalten in der Lage ist, die Anklagever- 
fügung, wenn noch nicht bekanntgegeben, durch Einbeziehung des 
zurückgestellten Delikts zu ergänzen und so dem Beschuldigten zu 
publizieren, zusäßlich zu der schon publizierten weitere Anklage- 
verfügung zu erlassen und bekannt zu machen. Im letern Fall ist 
prozessuale Verbindung möglich, so lange rechtskräftige Entscheidung 
über die schon erhobenen Klagen noch aussteht; später erübrigt nur 
neue Klage in neuem Verfahren. 

Nichtbeachtung der oberkriegsgerichtlichen Beurteilung durch den Ge- 
richtsherrn hat nicht prozessuale Folgen. Das Urteil unterliegt nicht 
deshalb der Aufhebung, weil es auf einer vom Öberkriegsgericht im 
Rechtsanfechtungsverfahren reprobierten, troßdem aber aufrechterhaltenen 
Entscheidung beruht, vielmehr nur wegen geseßwidriger Grundlage 
oder gesegwidrigen Inhalts. Das nachprüfende Berufungs-, Revisions- 
gericht ist nicht an die Beurteilung des Oberkriegsgerichts, vielmehr 
nur an das Geseß gebunden; die dem Gerichtsherrn durch das Ober- 
kriegsgericht erteilte Rechtsweisung wirkt für das Rechtsmittelgericht 
nur durch die Überzeugungskraft ihrer Gründe. Somit ist andererseits 
das Urteil nicht dadurch vor Aufhebung wegen Gesetesverlegung ge- 
schütt, daß es die in Betracht kommende Rechtsfrage gemäß der Rechts- 
feststellung des Oberkriegsgerichts entschieden hat. War die Rechts- 
aufiassung des Gerichtsherrn, daß ein Nebeneinander bestimmter Strafen 
unzulässig sei, vom Öberkriegsgerichte reprobiert worden und hatte 
dann jener pflichtmäßig an Stelle der vorläufigen Einstellung 
Klage geseßt, so steht der Aufhebung des Urteils nicht seine Über- 
einstimmung, seiner Aufrechterhaltung nicht der Widerspruch mit der 
vorgängigen Rechtsweisung entgegen. Ja, es wäre nicht ausgeschlossen, 
daß das Oberkriegsgericht selbst als Rechtsmittelgericht die Frage, 
welche Gegenstand seiner außerprozessualen Prüfung war, nunmehr 
anders entschiede. 


82) Zutreffend Rissom, Arch. f. Strafrecht 53 240: Die Beurteilung habe keine 
unmittelbar konstitutive Bedeutung. Vgl. auch RMG. 1. S., 10 2321. 
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85. Latente Einstellung und ihre Anfechtung durch den Zugeordneten. 


1. Bezog sich das Ermittelungsverfahren auf mehrere strafbare Hand- 
lungen und wurde wegen der einen abschließend eingestellt, wegen 
der andern die Anklage verfügt, so hat der Zugeordnete, wenn er die 
abschließende Einstellung für rechtsirrig erachtet, gegen diese, nicht 
gegen die Anklageverfügung Vorstellung zu erheben, denn die von 
ihm angenommene Unvollständigkeit der le&teren ist nur die Folge des 
Einstellungsdekrets. Nicht anders im Verhältnis vorläufiger Einstellung 
zur Anklageverfügung. Daß abschließende Einstellung dem Beschuldigten 
besonders bekannt gegeben wird, vorläufige Einstellung’ mit der An- 
klageverfügung zur Perfektion kommt, kann nicht der Vorstellung hier 
die Anklageverfügung zum Objekt geben, während sie dort gegen die 
Einstellung gerichtet ist. Vielmehr geht die Vorstellung immer gegen 
das Einstellungsdekret. Der Zugeordnete ist daher auch nicht befugt, 
die Mitunterzeichnung der Anklageverfügung wegen der von ihm 
bemängelten Einstellungsverfügung zu weigern. 

Sollte hingegen bei Erlaß der Anklageverfügung die Verfügung vor- 
läufiger Einstellung noch nicht zu den Akten gebracht, abschließende 
Einstellung noch nicht verfügt und dem Beschuldigten zugestellt worden 
sein, so wäre, wenn der Zugeordnete Gesegwidrigkeit der Einstellung 
in dieser oder jener oder in beiden Gestalten annimmt, Weigerung 
der Unterzeichnung und Vorstellung gegen die Anklageverfügung am 
Plage. Die Anklageverfügung, beschränkt auf einen Teil der Straffälle, 
die Gegenstand des Ermittelungsverfahrens waren, bedeutet, wenn 
nicht gleichzeitig oder nachträglich formulierte Einstellungsverfügung 
‚wegen der neuern Fälle ergeht, ihrerseits die Einstellung. Die bloße 
Möglichkeit nachträglichen Erlasses der Einstellungsverfügung bleibt bei 
der pflichtmäßigen Prüfung der Anklageverfügung durch den Zugeordneten 
außer Betracht. Anfechtung ist alsbald veranlaßt, es müßte denn 
für den Zugeordneten bereits feststehen, daß Einstellungsverfügung 
nachfolgen wird. Ein Ermittelungsverfahren kann weder im ganzen 
noch für einen Teil der Sachen dauernd in der Schwebe bleiben, muß 
durch Anklageverfügung oder Einstellung restlos zum Abschluß kommen ®®). 
Während vorläufige Einstellung nur in Verbindung mit Anklage- 
verfügung wirkt, besteht für abschließende Einstellung diese Abhängig- 
keit nicht, aber im einen wie dem andern Fall ist die Anklageverfügung 
geeignet, den Einstellungswillen auszudrücken; mit ihrer Bekanntgabe 
ist dann, soweit sie diese Bestimmung erhält, zugleich die Einstellung 
perfiziert. Gewiß ist das Absehen von formulierter Einstellungs- 
verfügung inkorrekt, entspricht nicht dem Geset, aber der Einstellungs- 
wille kann sich nicht nur im besonderen Dekret, sondern auch durch 
eingeschränkte Anklageverfügung bekunden; er wird dann nicht verbis, 


e) Vgl. auch Romen-Rissom zu $ 253, Bem. 1. 
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sondern rebus ipsis et factis, durch konkludente Handlung erklärt, 
durch den Erlaß der Anklageverfügung unter Ausscheidung des bezüg- 
lichen Falles. Latentes Einstellungsdekret tritt an Stelle der vom Geseg 
gewollten formulierten Verfügung °*). 

Im Zivilstrafprozeß kann die Staatsanwaltschaft gegenüber der Aus- 
lassung eines Straffalles in dem eröffnenden oder ablehnenden Beschluß 
des Gerichts ausdrückliche Verfügung verlangen und im Falle der 
Weigerung oder doch Passivität des Gerichts Aufsichtsbeschwerde er- 
heben °°). Aber es steht ihr auch frei, in dem Schweigen des Beschlusses 
über den fraglichen Punkt latente Einstellung zu erblicken und daher 
den Beschluß mit Beschwerde anzufechten ‘*). 

2. Die Einschränkung in der Anklageverfügung läßt aber nicht 
erkennen, ob die Einstellung betreffs der ausgeschiedenen Sache als 
abschließende oder vorläufige gemeint ist. Demnach hat das latente 
Dekret alternativen Charakter; die Einstellung ist schlechthin erklärt, 
nicht spezialisiert gemäß dem Gegensate abschließender und vorläufiger 
Einstellung °“). Die Aktenlage mag ergeben; daß mutmaßlich die An- 
nahme der Unerheblichkeit des Falles für die Strafbestimmung Grund 
der Nichtklage war oder aber daß die Voraussegungen für abschließende 
Einstellung bestehen und wahrscheinlich auch vom Gerichtsherrn 
angenommen worden und für ihn bestimmend waren. Aber nach 
außen hin ist der Zweifel, die Alternative ungelöst geblieben. Folglich 
hat bei Rechtsanfechtung der Anklageverfügung wegen der Auslassung 
das Oberkriegsgericht Kognition in beiden Beziehungen, mag sich der 
Zugeordnete in der aktenmäßigen Feststellung des Vorgangs — § 97 


et) Ein analoger Fall in E. des RG., 2. StrS. 8 186: »Zwar hat die Staatsanwalt- 
schaft nicht, wie $ 169 StPO. dieses vorschreibt, eine Einstellungsverfügung aus- 
drücklich erlassen... Die Einstellung kann aber auch stillschweigend geschehen, 
und dieses liegt vor, wenn aus den sonstigen Handlungen der Staatsanwailtschaft 
mit Bestimmtheit erhellt, daß sie das eingeleitete Verfahren nicht fortsegen wolle...« 
Vgl. auch RMG. Entsch. 16 1151. 

6) Löwe-Rosenberg zu $209 Bem.4; Stenglein, das. Bem. 4; v. Schwarze 
Gerichtssaal 36 304 verwechseln diese Aufsichtsbeschwerde mit fristloser Beschwerde 
gegenüber der Weigerung. Allerdings hat die Aufsichtsbeschwerde, da sie sich 
gegen ein beschwerendes Unterlassen des Gerichts wendet und dessen Abstellung 
verlangt, Rechtsmittelfunktion, aber sie ist deshalb nicht Rechtsbeschwerde, weder 
gegen die ursprüngliche Unterlassung noch die spätere Weigerung des Handelns. 
Vgl. dazu Oetker, Arch. f. Strafrecht 49 108, 109. - 

6) Richtig Glaser, Handbuch II, S. 430, 445. = 

Ein entschiedener Widerspruch ist es, daß v. Schwarze, Kommentar zu $ 209, 
Bem. 6 »tacite judicatum: annimmt und doch die Beschwerde ablehnt. 

er) Lag im Zivilstrafverfahren ein Antrag der Staatsanwaltschaft auf vorläufige 
Einstellung gemäß § 208 StPO. vor, so mag die Auslassung im Sinne solcher Ein- 
stellung gemeint sein, aber dem eröffnenden usw. Beschlusse ist das nicht zu ent- 
nehmen und daher die Einstellung als alternative zu erachten. Folgeweise ist die 
Beschwerde der Staatsanwaltschaft, weil abschließende Einstellung mit in Betracht 
kommt, die sofortige, $ 209 Abs. 2 StPO. 


~ 
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Abs. 3 Sag 2: der Hergang ist vom Zugeordneten aktenkundig zu 
machen — gegen vorläufige oder abschließende Einstellung oder gegen 
beide zugleich verwahrt haben. Die Anfechtung geht gegen die 
Anklageverfügung in ihrem einstellenden Charakter, und dieses in ihr 
enthaltene Dekret ist alternativ. In allen Fällen der Anfechtung gemäß 
8 97 hat das Oberkriegsgericht die Gesetslichkeit des vom Zugeordneten 
angefochtenen Dekrets generell zu prüfen, ohne auf die von diesem 
erhobenen Bedenken beschränkt zu sein. Nicht ist nach Analogie der 
Revision zu unterscheiden, ob vom Zugeordneten materielle Rechts- 
widrigkeit oder Verlegung einer Verfahrensnorm behaupfet worden 
ist, und demgemäß die Prüfung zu begrenzen, wobei sie im le&teren 
Falle zugleich auf den angegebenen rechtsverletjenden Vorgang beschränkt 
wäre. Zweck des oberkriegsgerichtlichen Verfahrens ist vielmehr, nach 
erhobener Beanstandung einer Verfügung durch den Zugeordneten eine 
Prüfung ihrer Geseßlichxeit überhaupt eintreten zu lassen; dafür spricht 
das Interesse auf diesem Wege volle Rechtsvergewisserung bezüglich 
der angefochtenen Verfügung herbeizuführen und Revisionen gegen das 
Urteil vorzubeugen. 

3. Da der Zugeordnete nicht befugt ist, die Einstellung in tatsächlicher 
Hinsicht, die abschließende in der Frage des Schuldverdachts, die vor- 
läufige als Ermessensentscheid anzufechten, vielmehr nur die Rechts- 
gründe bekämpfen kann, auf die das Dekret in der einen dder andern 
Gestalt sich stügen möchte, und entsprechend die Kognition des Ober- 
kriegsgerichts nur den Rechtspunkt betrifft, so bringt die zwiespältige, 
die abschließend-vorläufige Einstellung folgende Entscheidungsmöglich- 
keiten mit sich: das Gericht verneint, daß vorläufige und abschließende 
Einstellung durch Rechtserwägungen begründet seien, jene durch recht- 
liche Unvereinbarkeit der Strafen usw., diese durch Fehlen einer Prozeß- 
vorausseßung usw.; es Spricht aus, daß abschließende Einstellung durch 
Prozeßvorausseßungsmangel gestüßt sei, dagegen darf nicht aus letsterem 
Grunde abschließende Einstellung für notwendig erklärt werden, denn 
vorläufige Einstellung ist nicht deshalb unzulässig, weil die Voraus- 
segungen für abschließende Einstellung bestehen, und bleibt daher 
trogdem möglich; was die vorläufige Einstellung betrifft, so kann wohl 
ein Rechtsgrund verneint werden, auf dem sie beruhen möchte, aber 
als Ermessensentscheid — was die latente, der Begründung entbehrende 
Einstellung ebensowohl sein kann — ist sie nicht durch rechtliche Er- 
wägung positiv gestüßt, der Nachprüfung durch das Oberkriegsgericht 
nicht ausgesetzt, und es kommt daher ein sie verwerfender Ausspruch 
des Gerichts nicht in Betracht. 

Hiernach wird durch die Rechtsanfechtung nicht eine Beseitigung der 
Einstellung, nicht eine Lösung der Einstellungsalternative erzielt, indem 
die Einstellung in beiden Formen für unzulässig erklärt oder der Ge- 
richtsherr auf die eine oder andere ausschließlich verwiesen würde. 
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Das Oberkriegsgericht kann nur, nachdem der Zugeordnete das alter- 
native, der Formulierung entbehrende, ohne Gründe ergangene Dekret 
als gesegwidrig angefochten hat, prüfen, ob Rechtsgründe, auf denen 
hypothetisch die Einstellung beruhen könnte, stichhaltig wären. Der 
Gerichtsherr ist verpflichtet, soweit solche Gründe für ihn bestanden, 
der sie ablehnenden Entscheidung Rechnung zu tragen, also die An- 
klageverfügung um das ausgeschiedene Delikt zu ergänzen, er müßte 
denn bei erneuter Prüfung die Einstellung, abschließende oder vor- 
läufige, aus tatsächlichen Gründen für angezeigt erachten und daher 
aufrechterhalten. 

Immer ist das Oberkriegsgericht befugt und veranlaßt, die Inkorrekt- 
heit des latenten Einstellungsdelikts an sich auszusprechen, die Pflicht 
des Gerichtsherrn zu formulierter und folgeweise nichtalternativer Ver- 
fügung zu betonen, mag der Zugeordnete den Verstoß geltend gemacht 
haben oder nicht. Eine Beschränkung auf diese Erklärung aber unter 
Abstandnahme von einer Würdigung der rechtlichen Einstellungsgrund- 
lagen wäre verfehlt, denn die inkorrekte Gestalt der Einstellung macht 
sie nicht unwirksam; zudem besteht die Pflicht zur rechtlichen Be- 
urteilung gemäß 8 97 nach erfolgter Vorstellung ohne Rücksicht auf die 
Wirksamkeit der Dekrete. 

Wird nachträglich vorläufige Einstellung formuliert verfügt, »zu den 
Akten gebracht«, und die Entscheidung des Oberkriegsgerichts steht noch 
aus, so ist nun diese Verfügung das alleinige Prüfungsobjekt. 

Durch nur aktenmäßige Erklärung abschließender Einstellung hingegen 
könnte die Alternative nicht gelöst werden, da diese Verfügung erst 
mit Bekanntgabe an den Beschuldigten perfekt ist. Tritt die Publikation 
hinzu und besteht noch für das Oberkriegsgericht res integra, so kann 
das Gericht nur entweder die Anfechtung im Hinblick auf die abschließende 
Einstellung zurückweisen oder diese Verfügung reprobieren wegen 
Unstichhaltigkeit des von ihr angeführten Rechtsgrundes. Es bleiben 
dann für den Gerichtsherrn noch möglich: abschließende Einstellung aus 
tatsächlichem Grunde und vorläufige Einstellung. Wird in letterem 
Sinne verfügt, so ist abermalige Anfechtung durch den Zugeordneten 
denkbar, weil die der vorläufigen Einstellung gegebene rechtliche 
Begründung nicht zutreffe, denn hierüber sich auszusprechen, war das 
Oberkriegsgericht wegen Beschränkung seiner Kognition auf cie ab- 
schlieBende Einstellung nicht in der Lage. 

4. Wenn die Alternative nicht in dem einen oder andern Sinne, 
durch vorläufige oder abschließende Einstellung seitens des Gerichts- 
herrn gelöst wird, erledigt sie sich gemäß $ 253 Abs. 4. Vorläufige 
Einstellung wandelt sich in abschließende und zugleich endgültige, 
wenn nicht innerhalb eines Monats nach Rechtskraft des Urteils über 
die zum Hauptverfahren verwiesenen Fälle der Gerichtsherr weitere 
Anklage erhebt. Jett also ist die bisher alternative Einstellung jeden- 
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falls abschließend, und sie muß, weil eine vorläufige, nun endgültig 
gewordene Einstellung ungeschieden in ihr steckt, schlechthin als definitiv 
erachtet werden. 


8 6. Rechtslage des Antragstellers bei latenter Einstellung. 


1. Der Anspruch des Antragstellers auf Bescheidung wird durch 
latentes Einstellungsdekret, durch abschließend-vorläufige Einstellung 
nicht erfüllt. Er braucht sich daher bei der stillschweigenden Aus- 
lassung des von seinem Antrag betroffenen Delikts in der Anklage- 
verfügung nicht zu beruhigen, kann vielmehr ausdrückliche Bescheidung 
und damit Lösung der Alternative begehren und, wenn diesem Ver- 
langen nicht entsprochen wird, Dienstbeschwerde °!) erheben. 

2. Ist der Antragsteller zugleich der Verlegte und gewillt, zu den 
Rechtsbehelfen der Beschwerde und eventuell des Antrags auf gericht- 
liche Entscheidung zu greifen, so mag er zunächst geseßentsprechende 
Bescheidung erwirken, um sich so ein einheitliches Anfechtungsobjekt 
zu Schaffen. 

Für die Rechtsbeschwerde und den Antrag auf gerichtliche Ent- 
scheidung laufen die Fristen (von einer Woche, 14 Tagen) von Zu- 
- stellung des angefochtenen Bescheids des Gerichtsherrn erster Instanz, 
des die Beschwerde zurückweisenden Bescheids des höhern Gerichts- 
herrn an, § 247 Abs. 2. Der Zweite Senat des Reichsmilitärgerichts 
hat abweichend von der frühern Praxis des Gerichts erkannt *®), daß 
die Rechtsbehelfe schon vor ordnungsmäßiger Zustellung der Bescheide 
zulässig seien, nur spätestens innerhalb der geseglichen Fristen geltend 
gemacht werden müßten. Durch den Plenarbeschluß 16 731. ist aber diese 
Auffassung verworfen worden. Jedenfalls sollte darüber kein Zweifel 
sein, daß immer Erlaß des Bescheides die Voraussegung der Anfechtung 
ist, denn erst durch den Erlaß, durch Bekanntgabe an den Antragsteller 
gewinnt die von ihm anzufechtende Verfügung rechtliche Existenz?°). Die 
Frist wird an sich erst in Lauf gese&t durch ordnungsmäßige Zustellung. 
Aber es steht dem Antragsteller frei, troß nicht ordnungsmäßiger Bekannt- 
gabe Beschwerde usw. zu erheben, wenn nur überhaupt Bekanntgabe 
an ihn erfolgt ist, aber er verzichtet damit auf Geltendmachung des 


: 68) Diese entspricht hier der Aufsichtsbeschwerde mit Rechtsmittelfunktion, oben 
S. 506, Anm. 65. Stenglein zu $ 249 Bem. 2 verwechselt auch in dieser Hinsicht 
die Dienstbeschwerde mit Rechtsbeschwerde; wenn der Bescheid stillschweigend 
oder ausdrücklich verweigert werden sollte, sei, »vorausgesett, daß ein Antrag aui 
gerichtliche Entscheidung in Frage stehe« -—- wie das näher gemeint ist, bleibt un- 
klar —, Rechtsbeschwerde gegeben. Schlayer, Militärstrafrecht S.300 Bem.518a 
stellt zutreffend die Dienstauisichtsbeschwerde zur Rechtsbeschwerde in Gegensapß. 

69) Entsch. 15 166f. Über die früheren Entscheidungen vgl. oben S. 483, Anm. 30. 
?v) So zutreffend der Plen.-Beschl. des RMG. Dazu Rissom, Arch. f. Mil.Recht 
IV, 134 und CGöster das. V, 101 f. 
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Publikationsmangels, denn es ist ein innerer Widerspruch, die Auf- 
hebung eines Bescheids zu begehren und ihm zugleich durch die Be- 
mängelung der Publikation die Grundlage, dem Rechtsbehelf den Gegen- 
stand zu entziehen. Es ist ein alles Prozeßrecht beherrschender Grund- 
sat, daß ein Prozeßbeteiligter ein ihm zustehendes prozessuales Recht 
— hier der Publikationsbemängelung — durch Herbeiführung einer mit 
dem Rechtsbehelf unverträglichen prozessualen Situation verliert. Mit 
dem Verzichte, der nicht ausgesprochen zu werden braucht, da er in 
der Anfechtung des Bescheides mit Beschwerde logisch enthalten ist, 
tritt Heilung des Mangels ein7!). Somit ist die Rechtswirksamkeit der 
Einlegung des Rechtsmittels usw. nicht davon abhängig, daß nachträg- 
lich der Bescheid noch ordnungsmäßig zugestellt wird, und die Auf- 
fassung des Reichsmilitärgerichts, es könne, solange die ordnungsmäßige 
Zustellung nicht erfolgt sei, auf das vor Beginn der Frist eingelegte 
Rechtsmittel hin weder der Gerichtsherr zweiter Instanz noch das Reichs- 
militärgericht materiell Entscheidung treffen, vielmehr müsse im Falle 
der nichtordnungsmäßigen Zustellung des Bescheides erster oder zweiter 
Instanz der Antrag auf gerichtliche Entscheidung als unzulässig ver- 
worfen werden, trifft nicht zu. 

Immer bezieht sich diese Anfechtung, da sie erst geschieht, nachdem 
die Einstellungsalternative beseitigt, ein bestimmtes Einstellungsdekret, 
wenn auch nicht ordnungsmäßig, bekannt gegeben ist, entweder auf 
abschließende oder auf vorläufige Einstellung und hat daher nichts 
Besonderes. 

3. Der verlegte Antragsteller kann aber auch die alternative Ein- 
stellung anfechten. Freilich wird ihm die Anklageverfügung, in der 
sie enthalten ist, nicht bekannt gegeben. Aber durch Publikation an den 
Beschuldigten ist mit der Anklageverfügung das alternative Einstellungs- 
dekret Prozeßtatsache geworden und hat daher auch dem Antragsteller 
gegenüber rechtliche Existenz. Es fehlt an dessen Bescheidung, wie 
sie nach § 247 Abs. 1 geboten wäre, eben wegen der eigentümlichen 
Natur dieser alternativen Einstellung; das Dekret, aber auf das die 
Bescheidungspflicht sich bezöge, ist vorhanden, es steckt als abschließende 
oder vorläufige Einstellung in der alternativen latenten Verfügung. Es 
darf nicht eingewandt werden, daß die Einstellung den Antragsteller 
so lange nicht berühre, als sie ihm nicht bekannt gegeben sei. Wandelt 
sich doch’ gemäß § 253 Abs. 4 die in dem alternativen Dekret mit 
enthaltene vorläufige Einstellung in abschließende und endgültige, wenn 
die weitere Anklage nicht innerhalb eines Monats nach Rechtskraft des 
Urteils erfolgt. Die spätere Bescheidung des Antragstellers würde ein 


- o eer m nn no 


”1) In der Rechtsprechung des RMG. nicht erkannt. 
Vgl. für den Zivilprozeß die Nachweisungen bei Seuffert § 170 Bem. 1. 
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definitives Ergebnis vorfinden und eine Beschwerde- usw. Frist nicht 
mehr in Lauf segen. 

Die gleiche Wirkung tritt übrigens auch dann ein, wenn vorläufige 
Einstellung in den Akten verfügt, aber die Bescheidung des Antrag- 
stellers oder doch die ordnungsmäßige Zustellung an ihn unter- 
blieben war. 

Der Ausschluß ist unbedingt vorgeschrieben, ohne daß unterlassene 
Bescheidung eine Ausnahme begründete. Es kann wohl Wiedereinsegung 
in den vorigen Stand gegen den Ablauf der Beschwerdefrist erwirkt 
werden, § 147; ist diese aber während des Laufes der Ausschlußfrist 
nicht in Gang gesett worden (oder wird doch erst nach Eintritt der 
Präklusion die Wiedereinseßung nachgesucht), so ist dem Antragsteller 
nicht mehr zu helfen. Über dem steten Warten auf Bescheidung würde 
er sein Recht verlieren. Schon deshalb muß er in der Lage sein, troß 
ordnungswidriger Zustellung der vorläufigen Einstellung an ihn Be- 
schwerde usw. dagegen einzulegen, in Ermangelung der Bekanntgabe 
das in der Anklageverfügung enthaltene alternative Einstellungsdekret 
anzufechten. - 

Hiernach steht die Möglichkeit, durch Geltendmachung des Bescheidungs- 
anspruchs die Alternative zu beseitigen, eine bestimmte Art der Ein- 
stellung zu erwirken, einer Anfechtung des alternativen Dekrets nicht 
entgegen. Es ist erlassen, trog des Verstoßes gegen das Geset wirk- 
sam und kann daher auch vom Antragsteller zunı Gegenstand seines 
Vorgehens gemacht werden. Jener Weg nimmt Zeit in Anspruch, 
zumal wenn Dienstbeschwerde nötig wird, und die Präklusivwirkung 
nach § 253 Abs. 4 — Unzulässigkeit weiterer Anklage, das ist wegen 
des zurückgestellten Delikts — wird durch die Erhebung und Verfolgung 
des Bescheidungsanspruchs nicht aufgehalten. Der Antragsteller, der 
vielleicht erst nach ergangenem Urteil vom Inhalte der Anklageverfügung 
Kenntnis erhält, hat den Verlust der Rechtsbehelfe gegen die Einstellung 
zu besorgen, wenn er nicht alsbald dazu greift. Nach alledem kann 
über seine Befugnis, das alternative latente Dekret als solches anzufechten, 
kein Zweifel sein. i 

Das Ziel, Anweisung des untern Gerichtsherrn zu strafrechtlichem Ein- 
schreiten, erreicht er, wenn die Vorausseßungen zur Anklageerhebung 
gegeben sind, auch durch Bekämpfung des alternativ gebliebenen Dekrets. 
Der höhere Gerichtsherr und das Reichsmilitärgericht haben daraufhin zu 
prüfen, ob abschließende, vorläufige Einstellung rechtlich und tatsächlich 
gerechtfertigt, sind und verneinenden Falls auszusprechen, daß ein straf- 
rechtliches Einschreiten gegen den Beschuldigten stattzuiinden habe. 
Dringt der Antragsteller mit diesem Begehren nicht durch, so erzielt 
er doch ganz regelmäßig, indem entweder die abschließende oder die 
vorläufige Einstellung verworfen wird, Gewißheit über den Charakter 
des Dekrets. Daß die Einstellung in beiderlei Gestalt unter Verwerfung 
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des Klagerhebungsanspruchs als begründet anerkannt würde, ist nur in 
den seltenen Fällen denkbar, in denen die höhere Instanz die Voraus- 
segungen sowohl zu abschließender als zu vorläufiger Einstellung — 
die letere ist nicht deshalb unzulässig, weil abschließend eingestellt 
werden könnte — annimmt und daher beide bestehen läßt. So löst sich 
normalerweise, wenn nicht Klage usw. angeordnet wird, die Alternative 
durch Ausscheidung eines Gliedes und es beschränkt sich die Präklusiv- 
wirkung des § 253 Abs. 4 auf verbleibende vorläufige Einstellung, 
während restierende abschließende Einstellung nicht von ihr betroffen 
wird (§ 253 läßt Präklusion nur eintreten für den Fall vorläufiger Ein- 
stellung). Nur wenn ausnahmsweise durch die Entscheidung der höhern 
Instanz die Alternative nicht beseitigt worden ist, trifft die Präklusion 
die alternativ gebliebene Einstellung, und es verbietet sich dann stets 
weitere Klagerhebung. | 

4. Wiederum ist möglich, daß nach schon erhobener Beschwerde 
der untere Gerichtsherr an Stelle der Alternative und des latenten 
Dekrets formulierte abschließende oder vorläufige Einstellung segt, 
womit Beschwerde und Beschwerdeverfahren usw. dieses bestimmte 
Objekt erhalten. Darin liegt nicht eine Änderung der Verfügung auf 
die Beschwerde hin im Sinne des § 374 Sag 1, vielmehr besteht das 
latente Dekret nur unter der Voraussegung, daß nicht formulierte, 
spezialisierte Einstellungsverfügung noch ergeht. 


8 7. Die Bedeutung der Ausschlußwirkung des 8 253 Abs. 4 MSIGO. 
für die Rechtsbehelfe des Antragstellers als Verlebten. 


Wie der Ablauf der einmonatigen Frist nach Rechtskraft des Urteils, 
8 253 Abs. 4, Beschwerdeerhebung gegen das latente Einstellungs- 
dekret ausschließt, weil das Ziel,- Anklageverfügung wegen des aus- 
geschiedenen Delikts, unerreichbar geworden ist, so verbietet sich aus 
gleichem Grunde nunmehr auch Beschwerde gegen formulierte vor- 
läufige Einstellung, möchte immerhin die Beschwerdefrist noch laufen. 

Dagegen wird rechtzeitig erhobene Beschwerde nicht dadurch prä- 
kludiert, daß nach ihrer Einlegung die für Klagerhebung geseßte Frist 
abgelaufen ist. Die Ausschlußwirkung muß mit dieser Ausnahme ver- 
standen werden. Der Antragsteller hat durch rechtzeitige Geltend- 
machung des Rechtsbehelis den Anspruch auf Prüfung und nach Befinden 
auf Anordnung strafrechtlichen Einschreitens erworben und verliert ihn 
nicht deshalb, weil nach Ablauf der Frist Beschwerde nicht neu erhoben 
werden könnte. Andernfalls müßte ein im Gange befindliches Beschwerde-, 
Antragsveriahren eingestellt werden, wenn mittlerweile die Frist ver- 
striche. Das Recht des Antragstellers wäre von Zufälligkeiten abhängig, 
von der kürzern oder längern Dauer des Beschwerde- usw. Verfahrens 
einerseits (je nachdem Ermittelungen erforderlich sind oder nicht; je 
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nach der Geschäftslage der höhern Instanz usw.), des Strafverfahrens 
(auf die Anklageverfügung hin) andererseits (früherer oder späterer Termin 
zur Hauptverhandlung;. Anfechtung, Nichtanfechtung des Urteils mit 
Rechtsmitteln usw... Eine solche durchaus prekäre Rechtslage kann 
ihm der Gesetgeber nicht zugedacht ‚haben. Der Zeitablauf ist nicht 
rechtsvernichtende Tatsache gegenüber dem schon erhobenen 
Anspruch, ‚hindert nur, daß ein Anspruch noch erhoben werden 

Dieses Geseßesverständnis entspricht denn auch dem Standpunkte, von 
dem aus der Gesetgeber über die Präklusion bestimmt: »Erachtet der 
Gerichtsherr die weitere Anklage für geboten: usw. Also von freier 
Entschließung des Gerichtsherrn ist die Rede. Anweisung seitens der 
höhern Instanz aber auf Beschwerde usw. hin schafft Verpflichtung zur 
Klagerhebung. Die geseßliche Voraussegung für die weitere Klage ist Fort- 
bestand der vorläufigen Einstellung, die nach dem Verhandlungsergebnis 
— teilweise Freisprechung, mildere als die für wahrscheinlich erachtete 
Bestrafung — ihre Berechtigung verloren haben kann; es darf also 
nicht die Beschwerdeinstanz die Verfügung aufgehoben, dem Gerichts- 
herrn strafrechtliches Einschreiten aufgegeben haben. Ist aber einmal 
die Klagpräklusion durch Ablauf der einmonatigen Frist eingetreten, 
so läßt sie sich, obwohl unter dem Gesichtspunkte einer Klagerhebung 
‚nach Ermessen vom Gesetgeber angeordnet, auch durch nachträgliche 
Beschwerde nicht mehr beseitigen und steht daher einer Klaganweisung 
entgegen, die nicht auf früher bereits eröffnetem Beschwerde- usw. 
Verfahren beruhte. Die vorläufige Einstellung ist durch den Zeitablauf 
abschließend und definitiv geworden, sofern nicht anhängiges Be- 
schwerde- usw. Verfahren diese Wirkung suspendiert hatte. 

Auch alternativer Einstellung gegenüber kommt die Präklusion in 

Wegfall, wenn innerhalb der Ausschlußfrist Beschwerde dagegen erhoben 
worden war mit dem Erfolge, daß dem untern Gerichtsherrn strafrecht- 
liches Einschreiten aufgegeben wurde. 
. Für die von der vorgesetten Stelle — auf rechtzeitige Beschwerde 
hin — dem Gerichtsherrn zur Pflicht gemachte Klagerhebung hat die 
einmonatige Frist des § 253 keine Bedeutung; die Klageverfügung 
kann erlassen werden, solange nicht Verfolgungsverjährung eingetreten 
ist. Die Erfüllung der Klagpflicht ist im Dienstwege erzwingbar; dem 
Antragsteller steht bei Säumnis des Gerichtsherrn frei, das Einschreiten 
der Aufsichtsinstanz anzuregen. 

In gleicher Weise wird die Präklusion des § 208 StPO. dadurch 
suspendiert, daß der Angeschuldigte oder der Staatsanwalt, sofern eine 
Beschwerde seinerseits in Betracht kommt, die vorläufige Einstellung 
rechtzeitig mit Beschwerde angreift. 

Verwerfung des Rechtsbehelfs beseitigt die Hemmung, so daß nun 


die Präklusion zur Wirkung kommt. 
Archiv. Bd. 66. 33 
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§ 8. Verhältnis zwischen Beschwerde, Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung gemäß 8 247 MSIGO. und Rechtsanfechtung nach 
8 97 Abs. 3 MStGO. 


Mit Anfechtung vorläufiger Einstellung durch den Zugeordneten kann 
Beschwerde des Antragstellers zusammentrefien. Es ist dann zuerst 
über die Vorstellung zu entscheiden. Die Nachprüfung der Verfügung 
in innerdienstlichem Wege, die zu ihrer Beseitigung führen kann, hat 
notwendig die Priorität vor einem Beschwerdeverfahren bei der höhern 
Instanz, das möglicherweise auf jenem Wege sich erübrigt. 

Das Geset verlangt auf die Vorstellung des Zugeordneten hin un- 
verzügliche Aktenvorlage an das Oberkriegsgericht, § 97, Abs. 32), so 
daß gleichzeitig erhobene Beschwerde bis zur Entscheidung des Ober- 
kriegsgerichts zurückstehen muß, ein bereits anhängiges Beschwerde- 
verfahren infolge nun erhobener Vorstellung — vielleicht hat gerade 
die Beschwerde den Zugeordneten zur Rechtsanfechtung der Verfü- 
gung veranlaßt — durch Rückgabe der Akten an den untern Gerichts- 
herrn zwecks aktenmäßiger Feststellung des Hergangs und Vorlage an 
das Oberkriegsgericht zu unterbrechen ist. Wird die Verfügung vom 
Oberkriegsgericht mißbilligt und demgemäß vom untern Gerichtsherrn, 
je nach der rechtlichen Beurteilung des Oberkriegsgerichts und der 
eigenen neuen rechtlichen und tatsächlichen Erwägung des Sachverhalts 
auf Grund der ergangenen Bescheidung, Anklageverfügung erlassen 
oder abschließend eingestellt oder die vorläufige Einstellung nun als 
Ermessensentscheidung gefaßt, so ist in den beiden ersten Fällen der 
Beschwerde mit der vorläufigen Einstellung ihr Objekt entzogen und 
der Beschwerdeführer entweder überhaupt nicht mehr beschwert 
oder auf Beschwerde gegen die abschließende Einstellung gewiesen, im 
dritten Falle behält die Beschwerde die gleiche Richtung auf die nun 
anders begründete vorläufige Einstellung. 

Hiernach ergibt Anfechtung der Verfügung mit Vorstellung usw. bis 
zur Erledigung dieses Angriffs Unzulässigkeit des Beschwerdeveriahrens. 
Es fehlt für Einleitung des Verfahrens an einer Instanzvoraussetung, der 
Zulässigkeit des Beschwerdewegs; es ist im schwebenden Verfahren 
eine solche in Wegfall gekommen. Die’ Unzulässigkeit ist gehoben, 
wenn die Rechtsanfechtung vom Oberkriegsgericht verworfen wird oder 
die vorläufige Einstellung in anderer Begründung — als Ermessens- 
entscheid — aufrechterhalten bleibt. Anklageverfügung und ab- 
schließende Einstellung beenden das schwebende Verfahren definitiv. 

Für die Priorität des Prüfungsverfahrens beim Oberkriegsgericht gegen- 
über dem Beschwerdeverfahren spricht noch besonders, daß der Be- 


1) Die Sache nimmt also nicht, wie v. Koppmann $ 97 Bem. 12 meint, trog 
der Vorstellung weiter ihren Lauf, vielmehr wäre es pflichtwidrig, wenn nicht der 
Gerichtsherr die Akten alsbald dem Oberkriegsgericht vorlegte. 
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schwerdeentscheid des höhern Gerichtsherrn von dessen Zugeordnetem 
mit Vorstellung angefochten werden kann, also selbst durch vollen Er- 
folg der Beschwerde ein Verfahren beim Oberkriegsgericht nicht not- 
wendig ausgeschlossen wird, während Beschwerde immer erübrigt ist, 
wenn infolge der oberkriegsgerichtlichen Entscheidung der Beschwerde- ` 
grund sich erledigt. | 

Das nämliche Verhältnis besteht zwischen der Rechtsanfechtung und dem 
Antrag ayf gerichtliche Entscheidung beim Reichsmilitärgericht. Erhebt 
der Zugeordnete des höhern Gerichtsherrn gegen dessen Beschwerde- 
entscheid Vorstellung, so muß abgewartet werden, ob nicht durch Inter- 
vention des Oberkriegsgerichts dem Anrufe an das Reichsmilitärgericht 
der Boden entzogen wird. Die Prozedur beim Reichsmilitärgericht ist, 
wie das Rechtsmittelverfahren, durch dessen Mißerfolg sie bedingt wird, 
unzulässig, solange früher oder im Verlaufe des Verfahrens erhobene 
Vorstellung noch unerledigt ist. Das Zusammentreffen der Rechts- 
behelfe ergibt Mangel oder Fortiall einer Voraussegung des reichs- 
militärgerichtlichen Verfahrens, analog der gleichen Beeinflussung der 
Instanzvoraussegung des Beschwerdeverfahrens. 

Wie nicht die präjudizierte Strafsache vor der präjudiziellen ver- 
handelt werden darf — Beispiele des Verhältnisses liefern die §§ 164, 
Abs. 2, 191 StGB.’?) —, so muß auch der präjudizierte Abschnitt eines 
mit dem Prozesse zusammenhängenden außerprozessualen Verfahrens 
— Beschwerdeinstanz des durch den Strafantrag begründeten Prüfungs- 
und Bescheidungsverfahrens, reichsmilitärgerichtliches Verfahren in Fort- . 
segung dieses Verfahrens zufolge Antrags auf gerichtliche Entscheidung — 
zurückgestellt. werden bis zum Austrage der ihm präjudizierenden Pro- 
zedur. Dort vorübergehende Unzulässigkeit des Strafrechtsweges in 
bestimmter Richtung, hier Unzulässigkeit des Beschwerde-, des Antrags- 
rechtsweges, vorübergehend oder — bei bestimmter Wirkung des An- 
fechtungsverfahrens — dauernd. | 

Der Aufschub, den das Beschwerde- usw. Verfahren durch Da- 
zwischentreten eines Rechtsanfechtungsverfahrens erleiden kann, ist ein 
weiterer Grund für die Verneinung der Präklusivwirkung des § 253 
Abs. 4 bei anhängigem Beschwerdeveriahren. 

Unter den gleichen Grundsäßen stehen die Konkurrenzen von Vor- 
stellung und Beschwerde gegen abschließende Einstellung, Vorstellung 
und Beschwerde gegen alternatives Einstellungsdekret. 

Die Präklusion nach 8 253 wird durch rechtzeitig erhobene Beschwerde 
auch dann vermieden, wenn im Zeitpunkte ihrer Anbringung die Ver- 
fügung mit Vorstellung bereits angefochten worden war. Es ist dann 
nicht die Beschwerde wegen Unzulässigkeit des Beschwerdeverfahrens 
abzuweisen, sondern nur bis zum Austrag des Anfechtungsverfahrens 


18) Vgl. zu § 191 Entsch. des RG. 12 54 (1. StrS.), zu § 164 31 2311. (4. StrS.). 
f 33° 
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zurückzustellen. Führt das Anfechtungsverfahren beim Oberkriegs- 
gericht zur Beseitigung der vorläufigen Einstellung, so ist die Be- 
schwerde erledigt. Andernfalls wird nach Beendigung des Anfechtungs- 
verfahrens das Beschwerdeverfahren in Gang gesett; die Anhängigkeit 
des lettern Verfahrens datiert von der Erhebung der Beschwerde an, 
so daß an Unterbrechung der Ausschlußfrist durch sie nicht zu zweifeln 
ist, möchte auch nach Erledigung des Anfechtungsverfahrens die ein- 
monatige Frist bereits abgelaufen seın.. Entsprechend bestimmt das 
StGB. in den §§ 164, Abs. 2 und 191, es sei mit dem Verfahren über 
die falsche Anschuldigung, über die Beleidigung bis zum Austrage des 
präjudizierenden Strafverfahrens (infolge der gemachten Anzeige, § 641; 
wegen der strafbaren Handlung, die dem Beleidigten vorgeworfen 
worden war, 8 191) »inne zu haltene. Es ist daher insbesondere im 
Falle des § 191 die während der Antragsfrist erhobene Privatklage 
wegen der Beleidigung nicht deshalb als verspätet zu erachten, weil 
des schwebenden präjudizierenden Strafverfahrens halber erst nach Ab- 
lauf der Antragsfrist das Privatklagverfahren in Gang gesett werden 
konnte. | | 


8 9. Spätere Klagerhebung wegen des zurückgestellten Delikts. 


1. Sind die Annahmen, von denen der Gerichtsherr bei der Ver- 
fügung vorläufiger Einstellung ausgegangen war — demnächstige Ver- 
urteilung des Beschuldigten auf die andern Delikte hin und ein Aus- 
maß der Strafen, neben dem eine Bestrafung wegen des zurückgestellten 
Delikts nicht mehr Raum hätte oder doch nicht ins Gewicht fiele —, 
durch das Verhandlungsergebnis widerlegt worden, indem ganze oder 
teilweise Freisprechung oder doch geringere Bestrafung erfolgte, so be- 
steht das Recht und nach Umständen die Pflicht zu weiterer Anklage 
innerhalb der Einmonatsirist nach Rechtskraft des Urteils. 

Vielleicht sind zur Klärung der Verdachtsfrage noch Ermittelungen 
nötig, zu denen bisher wegen präsumtiver Unerheblichkeit des Falles 
Anlaß nicht vorgelegen hatte. Dann wird der Zugeordnete zu ihrer 
Vornahme angewiesen. 

2. Mit der Anklageverfügung wegen des weitern Delikts ist die vor- 
läufige Einstellung von selbst erledigt. Und sie bleibt andererseits bis 
dahin bestehen, selbst wenn noch Ermittelungen erforderlich würden. 
Bedürite es in diesem Falle erst der Aufhebung der vorläufigen Ein- 
stellung, so müßte sie bei negativem Ergebnis der Ermittelungen noch be- 
sonders abschließend eingestellt werden. Es ist aber offenbar die Ab- 
sicht des Gese&es, daß die vorläufige Einstellung so lange fortdauern 
soll, bis entweder die Anklage verfügt wird oder der Ablauf der Aus- 
schlußfrist von selbst die Wandelung in abschließende Einstellung be- 
wirkt. Es könnte sonst auf Beschwerde gegen die abschließende Ein- 
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- stellung, auf Entscheidungsantrag bei Mißerfolg der Beschwerde hin 
der höhere Gerichtsherr, das Reichsmilitärgericht nach Maßgabe 
des Verhandlungsergebnisses und der stattgehabten Ermittelungen 
dem Gerichtsherrn das strafrechtliche Einschreiten aufgeben, während 
doch das Geset auf sein »Erachten: verweist und den Antrag- 
steller zu einem solchen Vorgehen sicher nicht berechtigen will. Gegen 
diese Annahme spräche auch das Vorbild der militärrechtlichen Be- 
stimmung, § 208 Abs. 2 StPO.: die weitere Strafverfolgung steht hier 
ganz im Ermessen der Staatsanwaltschaft, Intervention des Antrag- 
stellers in. diesem Stadium ist durch die Struktur des zivilen Straf- 
prozesses ausgeschlossen. Bei dieser Rechtslage müßte in abschließender 
Einstellung ein unwirksames Dekret gefunden werden. Der -Antrag- 
steller, dem die Verfügung zugestellt würde, erhielte ein Beschwerde- 
recht nicht. Der Gerichtsherr wäre schon wegen des unmaßgeblichen 
Charakters abschließender Einstellung für ihn ’*) nicht gebunden, könnte 
noch jederzeit innerhalb der gesetglichen Frist Anklageverfügung an die 
Stelle segen und auch durch Wiederherstellung der vorläufigen Ein- 
stellung den Rechtszustand zum Ausdruck bringen, wie er bei Abstand- 
nahme von Klagerhebung besteht. Die Zustellung der abschließenden 
Einstellung an den Beschuldigten, woran dann nach Rückgriff auf die, 
vorläufige Einstellung sich noch deren Bekanntgabe anschlösse, könnte 
nur verwirrend wirken. Die Anordnung von Ermittelungen hat ledig- 
lich die Bedeutung einer Weisung an den Zugeordneten. 

Jedoch ein durch die vorläufige Einstellung begründetes und nicht 
durch Fristablauf präjudiziertes Beschwerderecht des Antragstellers 
behält, wie die vorgängige Ausführung (§ 7) gezeigt hat, seine volle 
Bedeutung. Anhängiges Beschwerdeverfahren bleibt im Lauf; spontane 
Aufhebung der vorläufigen Einstellung durch den untern Gerichtsherrn 
würde es, weil unwirksam, nicht beenden, und es könnte nicht ein 
neues Beschwerdeverfahren wegen der jett verfügten abschließenden 
Einstellung folgen. Es kann auch Beschwerde gegen die vorläufige 
Einstellung trog der Aufhebung (weil unwirksam) neu ergriffen 
werden, wenn die Beschwerdefrist noch läuft. Dem höhem 
Gerichtsherrn, dem Reichsmilitärgericht ist unbenommen, ja es 
ist ihre Pflicht, im anhängigen, im noch anhängig gewordenen 
Beschwerdeverfahren bei Beurteilung der Stichhaltigkeit der früher 
verfügten vorläufigen Einstellung das Hauptverhandlungsergebnis in 
den eingeklagten Fällen und alle stattgehabten Ermittelungen mit zu 
berücksichtigen, nach Bedarf sie auch noch zu ergänzen. Soweit Be- 
schwerde bereits erhoben ist oder noch erhoben werden kann und 
erhoben wird, besteht eben für den Gerichtsherrn die Freiheit der 
Entschließung gemäß & 253 Abs. 4 nur unter dem Vorbehalt der 


14) Oben S. 474. 
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im Beschwerde-, Antragsverfahren ergehenden ihn bindenden Ent- 
scheidungen. 

Die Befugnis des Gerichtsherrn, vorläufiger Einstellung abschließende 
zu substituieren ’°), endet mit Aburteilung der andern Fälle. Denn nun 
ist der Grund gelegt zur Ipso-jure-Wandelung der vorläufigen Einstellung 
in abschließend-endgültige, ein Effekt, der eintritt, wenn nicht der 
Gerichtsherr fristgemäß noch Anklage erhebt. 

3. Die Ermittelungen, die der Gerichtsherr nach Aburteilung der andern 
Fälle etwa noch pflegt, sollen ihn lediglich zur Entschließung über Bei- 
behaltung‘ der vorläufigen Einstellung oder Erlaß einer Anklageverfügung 
in den Stand seen. Materiell kann allerdings ein Verfahren, in dem 
ermittelt wird, nicht mehr als »eingestellt« gelten. Aber da abschließende 
Einstellung in keinem Falle zu verfügen ist, so bewendet es troß Auf- 
nahme der Ermittelungen bei dem Dekrete, das die vorläufige Einstellung 
ausgesprochen hatte. 

4. Sofern nicht im Verfolg begründeten Beschwerderechts dem Gerichts- 
herrn eine formelle Klagepflicht erwächst, hat er es wie der Staats- 
anwalt des bürgerlichen Strafverfahrens in der Hand, wegen des zurück- 
gestellten Delikts einzuschreiten oder nicht. An Stelle der Fortführung 
erhobener Klage (nach erwirkter Aufhebung des Einstellungsbeschlusses) 
im zivilen Strafprozeß tritt hier Anklageverfügung. Daß der Gerichts- 
herr zur Anklage verpflichtet ist, wenn das weitere Delikt erheblich ge- 
worden ist und hinreichender Tatverdacht besteht, leidet keinen Zweifel. 
Aber der Antragsteller hat nicht die Macht, die Erfüllung dieser Pflicht 
im Beschwerdewege zu erzwingen (es müßte ihm denn ein Beschwerde- 
recht auf Grund der vorläufigen Einstellung zur Seite stehen). 

Die Passivität des Gerichtsherrn bewirkt die Verwandelung der vor- 
läufigen in abschließende Einstellung, aber es ist nicht wegen dieses 
Effektes die Nichtklage als ein latentes Dekret, Verfügung abschließender 
Einstellung durch konkludentes Verhalten, zu erachten '°). Könnte doch 
dieses »Dekret« als erlassen gelten erst mit Ablauf des legten Tages 
der Klagfrist, also zu einer Zeit, wo Klage unmöglich, ihre Unterlassung 
bedeutungslos geworden ist! Es kommt auch für die Präklusivwirkung 
nicht darauf an, ob der Gerichtsherr sich ihrer bewußt gewesen ist, sie 
gewollt hat oder nicht. Aus dem bloßen Nichterlaß eines Dekrets, der 


18) Oben S. 498. 

16) $$ 71 GrBO. und 122 FGG. geben Beschwerde, wenn das Grundbuchamt, die 
Registerbehörde einen Widerspruch nicht eingetragen, eine Löschung nicht vor- 
genommen haben, Aber es ist keineswegs dieses Nichttun damit als latentes — 
beschwerdefähiges — Dekret anerkannt. Vielmehr handelt es sich um Aufsichts- 
beschwerde mit Rechtsmittelfunktion, die in die Form der Verfahrensbeschwerde 
gekleidet ist. (Nicht richtig Dorner und Rausniß zu$ 122 FGG.: Die Beschwerde 
gehe gegen die unzulässige Eintragung, sie richtet sich vielmehr gegen den Nicht- 
eintrag des Widerspruchs im Anschluß an den unzulässigen Eintrag usw.). 
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Anklageverfügung, darf nicht ein gegenteiliges latendes Dekret her- 
geleitet werden. 

Demnach hat der Zugeordnete gegen die Unterlassung des Gerichts- 
herrn nicht Anfechtungsrecht; nur Vorstellung im nicht-technischen Sinne 
kann er erheben, nicht bei Mißerfolg das Oberkriegsgericht anrufen. 

Einschreiten im Dienstwege aber wegen Nichterfüllung dienstlicher 
Pflicht ist möglich. Der vorgeseßte Gerichtsherr kann den Gerichtsherrn 
nicht nur an seine bestehende Pilicht mahnen, sondern ihm auch .die 
Klagerhebung direkt zur Pflicht machen’); der Antragsteller, der Zu- 
geordnete mögen die Anregung dazu geben’*). Zwar ist die Klag- 
verfügung zugleich richterliche Handlung ’°); sie stellt den Bestand der 
Prozeßvoraussegungen und der spezifischen Vorausseßungen des Er- 
öffnungsdekrets (hinreichenden Verdacht usw.) fest. Aber im Hinblick 
auf das Anweisungsrecht des höhern Gerichtsherrn nach § 24 MStGO. 
hat die Klagnatur der Klagverfügung vor ihrer Eigenschaft als richter- 
licher Verfügung den Vorzug. Es würde sich sonst, weil die Klag- 
erhebung in die Form der Klagverfügung gewiesen ist, die Konsequenz 
ergeben, daß der Gerichtsherr in der Frage der Klagerhebung richter- 
liche Unabhängigkeit hätte, während der Staatsanwalt an die Weisungen 
seiner Vorgesetten gebunden ist. Eine mit dem System des Militär- 
strafverfahrens unvereinbare Rechtslage! Daß § 24 die Anweisung zur 
Klagerhebung nicht besonders nennt, fällt nicht ins Gewicht; die Pflicht 
zur :Fortsegung einer Untersuchung: auf Verlangen des Vorgeseßten ` 
umfaßt auch die Klagerhebung. 

5. Die Bestimmung der Frist auf einen Monat nach Rechtskraft des Ur- 
teils hat nicht den Sinn, daß erst nach Eintritt der Rechtskraft geklagt 
werden könne; es wird nur der vom Urteilserlaß an laufenden, bald 
längern, bald kürzern Frist in dem einen Monat nach Rechtskraft ein 
fester Bestandteil, und da das Urteil bei allseitigem Verzicht auf Rechts- 
mittel sehr bald rechtskräftig werden kann, zugleich eine Mindestdauer 
gegeben. 

An dieser Auslegung des Gesetzes darf nicht beirren, daß Abs. 1 des 
Paragraphen dem Gerichtsherrn die Abstandnahme von der Anklage »bis 
zur rechtskräftigen Entscheidung über die andern Fälle anheimstellt. 
Der Gerichtsherr wird eben vielfach, um auf sicheren Grundlagen zu 
fußen, erst nach Eintritt der Rechtskraft sich schlüssig machen, ist aber 
nicht gehindert, schon früher zu klagen, wenn er Änderung oder doch 
erhebliche Änderung des Urfeils für unwahrscheinlich erachtet. 

11) RMG., 1. S., 10 232f.; Weiffenbach, Militärrechtl. Erörterungen S. 14; 
Rissom, Arch. f. Strafrecht, 53 421. 

18) Sie erheben damit nicht Dienstbeschwerde, denn sie haben nicht einen 
Entscheidungsanspruch; Oetker im Arch. f. Strafrecht, 49 109. 

19) Zu weitgehend sieht RMG. a. a. O. darin lediglich einen Akt der Straf- 
verlolgung. 
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Vorläufige Einstellung, ihre Anordnung, Aufrechterhaltung ist niemals 
rechtlich notwendig, immer nur eine Frage der Zweckmäßigkeit. Es 
steht ganz beim Gerichtsherrn, ob und für welche Dauer er vorläufig 
einstellen will. . Das Klagrecht ist ihm aus dem Delikt erwachsen, und 
verfügt er die zurückgestellte weitere Klage schon vor der Rechtskraft 
des Urteils über die andern Fälle, so darf nicht das Gericht der Haupt- 
verhandlung sich des Sachurteils weigern, weil bei Erlaß der Klag- 
verfügung Klagrecht noch nicht begründet gewesen sei (es auch jeßt 
noch daran fehle, wenn nicht mittlerweile die Rechtskraft eingetreten 
sei). In der Strafbestimmung aber bleibt natürlich das Gericht an die 
mit der Deliktskonkurrenz gegebenen Begrenzungen gebunden. 

Der Wortlaut des Geseßes ist stark vergriffen, es besteht nicht eine 
Gestattung, von der Klage abzusehen nur :bis zur rechtskräftigen Ent- 
scheidung, so daß dann die Klage erhoben werden müßte; der Geseß- 
geber hätte in Abs. 1 einfach von »vorläufigem« Absehen sprechen sollen, 
das Weitere ergab sich dann aus Abs. 4. 

Entsprechend wird für den bürgerlichen Strafprozeß. mit Recht an- 
genommen, daß der Antrag auf Aufhebung des Einstellungsbeschlusses 
schon vor Eintritt der Rechtskraft des ergangenen Urteils gestellt werden 
kann 8°). 

6. Sollte die Klage erst nach Ablauf der Frist verfügt worden sein, so 
würde es an einer Prozeßvoraussegung, dem Klagrecht, fehlen. Das 
Gericht der Hauptverhandlung hätte, unter dieser Begründung, durch 
Urteil einzustellen. Die Klagverfügung ist Werk lediglich des Gerichts- 
herrn, aber sie suppliert nicht für das erkennende Gericht fehlende 
Prozeßvorausseßungen. f l 

Wesentlich anders gestaltet sich die Rechtslage im bürgerlichen Straf- 
prozeß. Es bedarf zunächst der Aufhebung des gerichtlichen Einstellungs- 
beschlusses und im Anschluß daran, aber nicht notwendig in Verbindung 
damit, des Erlasses eines Eröffnungsbeschlusses. Sind noch Ermitte- 
lungen erforderlich, ehe über die Eröffnung, Nichteröifnung entschieden 
werden kann, so wird zunächst lediglich der Einstellungsbeschluß be- 
seitigt. Der Antrag des Staatsanwalts auf dessen Aufhebung ist, recht- 
zeitig gestellt, für das Gericht bindend, wie denn nur auf Antrag der 
Staatsanwaltschaft der Einstellungsbeschluß zu erlassen war; das Geseß 
stellt die Beseitigung des Beschlusses in die Macht der Staatsanwalt- 
schaft, um dieser nicht nach Änderung der Sachlage durch das Urteil 
die Klagfortführung zu erschweren. 

Der Erlaß dieses Eröfinungsbeschlusses steht ganz unter den all- 
gemeinen Grundsäßen der Eröffnung des Hauptverfahrens; die Prozeß- 
voraussegungen und die spezifischen Voraussegungen eines Eröffnungs- 
beschlusses (Tatverdacht usw.) müssen gegeben sein. Nicht wäre das 


~ sa 


20) Löwe-Rosenberg zu § 208 Bem. 6 usw. 
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Gericht befugt, die Eröffnung zu weigern, weil eine wesentliche Er- 
höhung der Strafe nicht zu erwarten stehe, so wenig, als deshalb die 
Beseitigung des Einstellungsbeschlusses versagt werden konnte. 

Die Annahme der Prozeßvoraussegungen seitens des eröffnenden 
Gerichts bindet nicht das Gericht der Hauptverhandlung. Insbesondere 
hat dieses durch Urteil einzustellen, wenn es abweichend vom er- 
öffnenden Gericht den Antrag der Staatsanwaltschaft auf Aufhebung 
des Einstellungsbeschlusses als verspätet und folgeweise das Klagerecht 
als erloschen ansieht. 

Die Prozeßgründungshandlung für das Hauptverfahren, im bürgerlichen 
Strafprozeß der Eröffnungsbeschluß, im militärischen die Klagverfügung 
des Gerichtsherrn, gibt dem erkennenden Gerichte den Urteilsauftrag ; 
wird jedoch in der Hauptverhandlung der Mangel einer Prozeßvoraus- 
seßung festgestellt, so ist, obwohl der Prozeßgründungsakt die Prozeß- 
vorausseßungen implicite bejaht hat (indem er nur bei ihrem Vorhanden- 
sein ergehen durite), durch Ürteil einzustellen st), Mit mangelndem 
Klagerecht des Gerichtsherrn, weil durch Ablauf der Ausschlußfrist des 
& 253 seine Klage präjudiziert war, ist ein Anwendungsfall gegeben. 

Verjährung tilgt den Strafanspruch, beseitigt nicht die Klagbefugnis. 
Demnach würde das erkennende Gericht freizusprechen, nicht einzustellen 
haben, wenn der Gerichtsherr die Anklage zwar innerhalb der geset;- 
lichen Frist, aber erst nach Eintritt der Verjährung (bei Übertretung 
möglich) verfügt haben sollte. 


81) Steht für das bügerliche Gericht vor der Hauptverhandlung fest, daß eine 
Prozeßvorausse&tung weggefallen ist, so hat es alsbald ohne Eintritt in die Haupt- 
verhandlung, die eine unnüße Weitläufigkeit wäre, das Verfahren durch Beschluß 
einzustellen, denn der Urteilsauftrag ist als erledigt zu erachten. Binding, Grund- 
riB des Strafprozeßrechts, S. 205; Oetker, Gerichtssaal, 74 87. Es mag dahin ge- 
stellt bleiben, ob die Hauptverhandlung auch dann vermeidbar ist, wenn sich er- 
gibt, daß es an einer Prozelivorausseßung von vornherein gefehlt hat, oder ob ihre 
Annahme im Eröffnungsbeschluß nur durch Urteil des erkennenden Gerichts wider- 
legt werden kann. Mangel der Vollmacht zur Rechtsprechung (Exterritorialität, 
Soldateneigenschaft des Beschuldigten usw.) muß immer zum Abbruche des Ver- 
fahrens führen, in welchem Stadium es sich auch befinden mag. 

Im Militärstrafprozeß gibt es ein Gericht des Hauptverfahrens (von der Revisions- 
instanz abgesehen) nicht außerhalb der Hauptverhandlung; Einstellung wegen 
Fortfalls, Fehlens einer Prozeßvoraussegung vor der Hauptverhandlung könnte 
daher nur durch den Gerichtsherrn erfolgen. Bei Fehlen einer Prozeßvoraus- 
segung ist in der Hauptverhandlung zweifellos durch Urteil (8 314 MStGO.) einzu- 
stellen, während dem Wegfall gegenüber die Alternative, Urteil oder Beschluß, 
hier offen bleiben soll. Vollmachtsmangel bedingt auch in der Militärstrafsache 
den Abbruch. 

Stellt sich in der Hauptverhandlung das Fehlen des Prozeßgründungsaktes, des 
Eröffnungsbeschlusses, der Klagverfügung, heraus, so ist im Militär- und im Zivil- 
strafprozeß durch Beschluß einzustellen, denn ein Hauptverfahren ist dann gar 
nicht anhängig geworden, und es kann folgeweise auch nicht ein Urteil ergehen, 
da es die SL omung des Urteils ist, das aupEverlaen zu beendigen. 
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Zur Frage der Bestrafung Kriegsgefangener und 
über sogenannies Kriegsstrafrecht. 


Von Geheimrat Professor Dr. Adolf Arndt, Charlottenburg. 


bwohl bald nach Beginn des Krieges auf mehreren großen Zu- 

sammenkünften, zum Beispiel in Brüssel, über Rechtsgrund, Umfang 
und Inhalt des Kriegsstrafrechts verhandelt wurde, und obwohl seitdem 
die Besprechung der damit im Zusammenhang stehenden Fragen von 
Straf- und Völkerrechtslehrern unausgesegt fortdauert, obwohl ins- 
besondere die Frage der Bestrafung Kriegsgefangener wegen vor ihrer 
Gefangennahme verübter Straftaten auch die höchsten Militär- und 
Zivilgerichte beschäftigte, herrschen über diese Gegenstände weder Ein- 
mütigkeit noch, wie es scheint, volle Klarheit. 

Im Nachstehenden sollen zunächst gie Einzelfragen nach der Be- 
strafung Kriegsgefangener wegen vor der Geiangennahme verübter 
Straftaten und dabei die jüngsten Publikationen hierüber beleuchtet 
werden. Gegen die namentlich von Kohler, Strupp, Müller-Meiningen, 
Arndt u. a. vertretene Ansicht, daß Kriegsgefangene für die unter den 
Fahnen (vor der Gefangennahme) begangenen Handlungen strafrechtlich 
nur dem Heimats-, nicht dem Nehmestaat verantwortlich sind, wenden 
sich neuestens der Gerichtsassessor Oppler in der »Zeitschrift für die 
gesamte Strafrechtswissenschafte 37 (1916) 849 und der Regierungs- 
assessor Gießner in »Goltd. Arch.« 65 (1918) 240 ausführlich und in 
der Sache übereinstimmend. In der Hauptsache suchen sie nach- 
zuweisen, daß vom Feinde besettes Inland. nicht aufhöre, Inland zu 
sein, und daß von uns besettes Ausland durch die Besegung nicht In- 
land werde. Damit beweisen sie, was in dieser Weise und Allgemein- 
heit gar nicht bestritten, und widerlegen, was gar nicht behauptet ist. 
Man will nicht sagen, daß, weil die Franzosen Megeral im Oberelsaß 
besett halten, Meteral ganz zu Frankreich gehöre, oder daß, weil die 
Russen einst Insterburg und Gumbinnen beseß&t hatten, diese Städte so 
lange aufgehört hatten, in Preußen und im Deutschen Reiche gelegen 
zu haben. Vielmehr ist nur behauptet, daß sie in bezug auf ge- 
wisse Verhältnisse und Personen, namentlich in bezug auf das 
Invasionsheer, als zu dessen Staate gehörig oder gehörig gewesen, an- 
zusehen sind. Inland und Ausland sind relative Begriffe, so paradox 
dies klingen mag. Die Zollausschlüsse, zum Beispiel die Freihafengebiete 
von Hamburg und Bremen, die Mainau sind in bezug auf die Reichs- 
zölle und Reichsverbrauchsabgaben Ausland, in allen ührigen Be- 
ziehungen sind sie Inland. Der umschlossene Packhof des Hauptzoll- 
amts in Berlin gilt in bezug auf die unter Zollverschluß dahin gebrachten 
Gegenstände als Ausland. In bezug auf Zoll- und Handelsfreiheit und 
viele Verbrauchssteuern gelten das Großherzogtum Luxemburg und die 
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österreichischen Gemeinden Jungholz und Mittelberg als Inland, während 
sie doch im allgemeinen Ausland sind. Die In- und Auslandsgrenze 
ist staatsrechtlich verschieden von der völkerrechtlichen und von der 
zollrechtlichen Grenze. Die Schuß- und Konsulargerichtsbezirks-Gebiete 
sind je nach Umständen und nach dem Zweck einer Maßregel bald In- 
land und bald Ausland '). Durch Kaiserliche Verordnung (8 26 KonsGG.) 
sollte die Frage geregelt werden. Eine solche Verordnung ist aber 
nicht ergangen. Zweifellos sind die Schutgebiete Inland in bezug auf _ 
die Staatsangehörigkeit und für die Frage der Doppelbesteuerung. Sie 
sind Ausland in bezug auf das aktive, Inland in bezug auf das passive 
Wahlrecht. Die Seemannsordnung vom 2. Juni 1902 gilt auch für die 
Schußgebiete; doch sollen im Sinne der Seemannsordnung die Häfen 
der Schutgebiete nicht als deutsche Häfen gelten. Die Reichsversicherungs- 
ordnung gilt nicht in den Schußgebieten. Die Beschäftigung in den 
dortigen Betrieben ist nicht versicherungspflichtig und gilt nicht als im 
Inland erfolgt; doch gelten die dort wohnenden, zum Bezug von Lei- 
stungen aus der Reichsversicherungsordnung berechtigten Personen als 
im Inland wohnend. Zweifellos liegt Batum am Schwarzen Meer nicht 
in Deutschland. Wird jedoch in Batum eine im Deutschen Reiche an- 
gefertigte Maschine von deutschen Ingenieuren und Arbeitern im Auf- 
trage ihrer heimischen Firma aufgestellt und montiert, so wird deren 
Arbeit so angesehen, als ob sie in Deutschland erfolgt ist. Sie ist eine 
»Ausstrahlung: eines deutschen Betriebes und ist bei der deutschen 
Maschinenbau-Berufsgenossenschaft so versichert, wie wenn sie in 
Deutschland geleistet wäre. Die Schutßgebiete sind nach dem Reichs- 
gericht nicht Inland im Sinne BGB. § 1568. Für das Beamtenrecht sind 
sie bald Inland und bald Ausland. Es ist nach diesen Ausführungen 
sehr wohl möglich, daß ein Ort, der sonst Ausland ist, in gewisser 
Hinsicht und bezüglich gewisser Personen als Inland anzusehen ist; 
ebenso wie umgekehrt. Wenn ein Mitglied einer ausländischen Ge- 
sandtschaft auf verbotenen Wegen im Berliner Tiergarten reitet, so 
wird dadurch der Tiergarten nicht Ausland. Er gilt dies aber für den 
Fall völker- und strafrechtlich. Hierbei macht es keinen Unterschied, 
ob man in dieser sogenannten Exterritorialität Befreiung von den Straf- 
gesegen oder lediglich Befreiung vom Gerichtszwange erblickt. Wo 
auch immer Mitglieder einer fremden Gesandtschaft sich im Deutschen 
Reiche aufhalten, überall sind sie exterritorial; es ist so anzusehen, als 
ob sie sich im Auslande befinden. Genau in gleicher Weise wird be- 
hauptet, daß, wo auch immer der Angehörige eines Invasionsheeres 
unter den Fahnen (vor der Gefangennahme oder der Desertion) sich 


!) Köbner in Kohlers »Enzyklopädie«, 21040; Saberski, Der koloniale In- 
lands- und Auslandsbegriff, (1907) S.18; Vorwerk, Konsulargerichtsbarkeitsgeseß, 
Anm. 1 zu § 26; Arndt, Anm. 2 zu Art. 2 Reichsverfassung; Arndt, Reichs- 
staatsrecht, S. 762. 
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aufhält, es so anzusehen ist, als ob er sich noch in seinem Heimats- 
staate befindet, und daß er nicht der Jurisdiktion des invadierten Staates, 
sondern nur seines eigenen unterliegt. In dem jüngst zu Bukarest ab- 
geschlossenen Frieden ist vereinbart, daß die Truppen der Beseßungs- 
heere exterritorial sind, nämlich daß sie in Zivil- und Strafsachen nicht 
der rumänischen, sondern nur ihrer heimischen Jurisdiktion unterstehen. 
Was nach dem Frieden der Fall ist, muß nach diesseitiger Ansicht auch 
für die Zeit vorher gelten. Man ist (Beling, Exterritorialität, S. 142, 
:DJZ.« 1915, S. 131) in dem Sage einig, daß ein Truppenkörper, dem 
ein ausländischer Staat den Ein- oder Durchmarsch gestattet, dessen 
Jurisdiktion nicht unterrworfen, also exterritorial ist. Also ist ein deutscher 
Soldat, der in Luxemburg irgendeine strafbare Handlung begeht, zum 
Beispiel stiehlt oder im Bordell ein Mädchen ersticht, in bezug auf Luxem- 
burg exterritorial. ‚War der deutsche Soldat fahnenflüchtig geworden, 
nach Luxemburg gekommen und hat dort eine Unterschlagung be- 
gangen, so ist er nicht mehr exterritorial, weil er insoweit Luxemburg 
gegenüber nicht mehr zum deutschen Heree gehört. Analoges gilt 
auch, wenn ein österreichischer Soldat, der vor der Einziehung zum 
österreichischen Heere in Deutschland als Schuhmacher tätig war, von 
dem österreichischen Heere mit unbeschränktem Urlaub entlassen ist, 
nach Deutschland zurückkehrt und dort wieder das Schuhmachergewerbe 
betreibt. In bezug auf diesen Aufenthalt in Deutschland gilt er nicht 
mehr als Angehöriger des österreichischen Heeres und in Deutschland 
nicht als exterritorial, also konnte er wegen eines in Deutschland 
verübten Diebstahls bestraft werden. Hiermit erklären sich un- 
gezwungen die Fälle, die in der »Leipziger Zeitschrift« 12 436 be- 
handelt sind. | 
Wenn, wie unstreitig ist, der deutsche Soldat bezüglich in Luxemburg 
begangener Straftaten Luxemburg gegenüber exterritorial ist und von 
den dortigen Gerichten auch nach Aufhebung der deutschen Okkupation 
nicht abgeurteilt werden kann, so ist absolut unerfindlich, warum es 
anders liegen soll, wenn der deutsche Soldat eine Handlung in Löwen, 
Brüssel, Arras, Riga oder Sebastopol begangen hat. In Luxemburg hält 
sich der deutsche Soldat nur aus der Erlaubnis der luxemburgischen 
Regierung, also nur geduldet und precario, auf; in Löwen usw. nicht 
aus belgischem Recht usw., sondern aus deutschem, eigenem Rechte. 
Wenn einige in der occupatio bellica nur eine Art Fiktion erblicken 
wollen, so seen sie sich in Widerspruch mit der Welt der Tatsachen. 
Belgien war einst nicht bloß fiktiv, sondern tatsächlich für das 
deutsche Heer deutscher Boden. Der Einwurf, warum denn der Ge- 
fangene für während der Gefangenschaft begangene Taten dem 
Nehmestaat straf- und disziplinarrechtlich haftet, ist verfehlt. Dies 
ist ausdrücklich in den Haager Abmachungen bestimmt worden. Anders 
kann der Nehmestaat sich nicht sichern. Auch weiß der Gefangene, 
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daß er sich während der Gefangenschaft der Disziplin und Strafgewalt 
des Nehmestaates zu unterwerfen hat. | 

Einige (v. Bar, Internationales Privat- und Strafrecht, S. 574, und 
Olshausen zu § 3 StBG.) wollen Exterritorialität nur dem Truppen- 
körper als solchem und nicht den einzelnen dazu gehörigen Militär- 
personen einräumen. Ich kann hier, troß der Mißbilligung Opplers, nur 
wiederholen, daß meines Erachtens diese Ansicht »widerspruchsvolls ist. 
Denn den Truppenkörper als solchen kann der bese&te Staat nicht ge- 
richtlich bestrafen, selbst wenn er wollte und dürfte; er könnte immer 
nur die einzelnen bestrafen und auch diese erst, wenn sie gefangen 
sind. Schon die Nürnberger konnten keinen hängen, den sie nicht 
vorher gefangen hatten. Soll also der Saß, daß das Durchmarsch-, In- 
vasions- oder Bese&ungsheer exterritorial ist, irgendwelchen vernünftigen, 
rechtlichen oder tatsächlichen Sinn haben, so kann damit nur gemeint 
sein, daß in die Gewalt des anderen Staates gebrachte Angehörige eines 
solchen Heeres wegen vorher begangener Handlungen vom Nehme- 
oder Aufenthaltsstaate nicht abgeurteilt werden können. 
‘ Nun machen Oppler und Gießner, wie schon vorher Beling und 
andere, geltend, man könne ja einer doppelten Strafgewalt unterstehen, 
der heimischen und der fremden. Gewiß kann man es, tatsächlich 
findet oft eine doppelte Subjektion statt. Bezüglich des Gesandtschafts- 
personals steht aber fest, daß diese doppelte Subjektion nicht stattfinden 
soll noch stattfindet. Der französische Gesandte, der im Berliner Tier- 
garten auf verbotenen Wegen reitet, könnte denkbarerweise nicht bloß 
der französischen, sondern auch der preußischen Jurisdiktion unterliegen, 
ebenso wie ein deutscher Soldat auf einem Kriegsschiffe vor Helsingfors 
oder in Luxemburg auch der finnischen oder luxemburgischen Gerichts- 
gewalt unterstehen könnte. Nach Völkerrecht unterstehen der französische 
Gesandte und der deutsche Soldat in den bezeichneten Fällen nur ihrer 
heimischen Gerichtsgewalt, sie sind dem Aufenthaltsstaate gegenüber 
exterritoria. So soll auch der Angehörige eines Invasionsheeres der 
Staatsgewalt des invadierten Staates gegenüber exterritorial sein, gleich- 
viel ob er sich beim Gros befinda%, versprengt ist oder einen Patrouillen- .. 
gang macht. Um seine Gegner ad absurdum zu führen, gebraucht 
Gießner (S. 240) folgendes Beispiel: Wenn das von deutschen Truppen 
bese&te Ausland strafrechtlich als Inland angesehen werden und, um 
folgerichtig zu bleiben, das von feindlichen Truppen besegte Inland nur 
als Ausland zu betrachten ist?), so könne mithin das deutsche Straf- 
recht nur beim Vorliegen des § 4 RStGB. sowie der sonstigen Aus- 
nahmebestimmungen, nach denen wir im Ausland begangene Hand- 
lungen bestrafen dürfen, zur Anwendung gebracht werden. Begehe 


~ 


2?) Dies ist gar nicht behauptet, sondern nur, daß sie dies strafrechtlich in bezug 
auf Angehörige des Invasionsheeres sind. 
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zum Beispiel im besetten Oberelsaß eine Schwangere während der 
Okkupation oder, um Arndt zu folgen, solange eine Patrouille ihr Ge- 
höft besett, einen Abtreibungsversuch, so wäre sie straflos, weil eine 
im Ausland begangene Straftat vorläge, aus 8 4 Abs. 2 Ziff. 3 RStGB. 
eine Bestrafung sich nicht herleiten lasse, da der für dieses Ausland 
geltende code penal eine Verurteilung wegen Abtreibungsversuchs 
nicht kenne. Dies Beispiel zeige, mit welchen Zufälligkeiten die geg- 
nerische Auslegung zu rechnen habe. Ich meine umgekehrt, dies Bei- 
spiel zeigt eine außergewöhnliche Kunst des Mißverstehens. Die 
Schwangere soll ja nicht exterritorial sein, sie steht nicht unter den 
Fahnen, ist nicht Angehörige des Okkupationsheeres; sie bleibt recht- 
lich da, wo sie tatsächlich ist, also in Deutschland, und ist strafbar. Es 
ist auch zweifellos, daß ein Franzose (Oppler, S. 857), der auf fran- 
zösischem Boden einen deutschen toten oder verwundeten Soldaten 
beraubt, sowohl nach französischem wie nach deutschem Recht, sowohl 
von den französischen wie den deutschen Gerichten belangt werden 
kann. Eirsteres ist selbstredend, da die Tat von einem Franzosen auf 
französischem Boden begangen worden ist. Letteres folgt daraus, daß 
zu mehrerer Sicherheit der deutschen Soldaten das Reichsmilitärstrafgeseß 
eine solche von wem auch immer im von Deutschen besetten Gebiet 
begangene Handlung mit Strafe bedroht. 

Oppeler, S. 857 wendet sich gegen den Sa&®), daß die Militär- 
gerichtsbarkeit nur ein Zweig der Militärgewalt sei, über dem Soldaten 
aber nur eine Militärgewalt bestehen und für ihn nur eine Felddienst- 
ordnung, die eigene, gelten könne, mit der Behauptung, daß auch die 
Militärgewalt derselben Quelle wie die Gerichtsbarkeit, nämlich der 
Staatsgewalt, entspringe.e Wenn gesagt werde, daß für den Soldaten 
nur die eigene Felddienstordnung gelten könne, so könnte dies höchstens 
den Nehmestaat zwingen, die Felddienstordnung des gefangenen Sol- 
daten der Beurteilung zugrunde zu legen. Solches fällt dem Nehme- 
staate aber gar nicht ein. Die deutsche Felddienstordnung gestattet 
dem deutschen Soldaten, alles zum Leben Notwendige, wenn er es sich 
sonst nicht beschaffen kann, sich anzweignen und rechnet zum Lebens- 
unterhalt unter anderem Wein, Kognak und Seife zum Gebrauch auf 
der Stelle, ferner zum Schuß gegen Frost auch Kleidungsstücke und 
Stiefel. Die französische Felddienstordnung rechnet Wein, Kognak und 
Toilettengegenstände niemals zum notwendigen Lebensunterhalt +). 
Auch Notstand nahmen die französischen Gerichte nicht an, als sie eine 
deutsche Kavalleriepatrouille wegen Aneignung von Lebensmitteln und 
Kleidungsstücken zur Abwendung der äußersten Not wegen Diebstahls 
zu langjähriger Freiheitsstrafe verurteilten. Fr. von Liszt, Oppler und 


3) Arndt, Zeitschrift für Politik (1915) S. 525. 
*) M&rignhac, traité de droit international public, HI., p. 343. 
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Gießner wollen hier Freisprechung wegen Notstand fordern. Gewiß 
laßt sich diese Ansicht vertreten. Die französischen Gerichte haben sie 
aber nicht geteilt. Vielleicht haben sie angenommen, daß die deutschen 
Soldaten sich hätten als Gefangene melden können, um ihre Notlage 
zu ändern. Jedenfalls zeigt dies Beispiel, daß die deutschen Soldaten 
große Gefahr laufen, wenn sie einer feindlichen Jurisdiktion unter- 
worfen sind. 

Oppler wirft S. 868 seinen Gegnern vor, nicht zwischen militärisch 
gebotenen und anderen Handlungen zu unterscheiden, bei den ersteren, 
den »völkerechtlich gedeckten: Handlungen, fehle, wie auch das Reichs- 
gericht anerkenne (Entsch. in Strafs.« 16 163), das Moment der Wider- 
rechtlichkeit. Die Unterscheidung ist gewiß richtig und wird von jeder- 
mann gezogen. Die Frage ist nur, ob über den Soldaten das völker- 
rechtliche Gedecktsein und die Widerrechtlichkeit seine eigene oder die 
feindliche Gerichtsbarkeit entscheiden darf. Es handelt sich dabei nicht 
bloß um ;Grenzfälle«, sondern auch um ganz eindeutige Fälle, die der 
fanatisierte Feind nicht verstehen will. Ein Haus in Löwen, aus dem 
massenhaft geschossen ist und Handgranaten geworfen sind, wird nieder- 
gelegt und die darin befindlichen Einwohner erschlagen. Sollen nun 
darüber, ob hier eine völkerrechtlich gedeckte Handlung vorlag, die 
Assissen in Löwen entscheiden? Die werden zweifellos wegen Mordes 
verurteilen. Oppler und Gießner meinen, es sei doch zu schlimm und 
unerfreulich, daß ein Kosak oder Tartare, der in Ostpreußen ein Mädchen 
vergewaltigt hat, seiner gerechten Bestrafung entgeht. Gewiß ist dies 
unerfreulich, aber noch weit unerfreulicher wäre es, daß Deutsche wegen 
völkerrechtlich gedeckter und durch die Notwehr oder Notstand gebotener 
oder ersonnener Handlungen wegen Mordes, Raubes oder Diebstahls 
verurteilt würden. Das französische Militärstrafgeseßbuch hat die Todes- 
strafe als ordentliche Strafe auf Diebstahl unter Waffen. In sehr zahl- 
reichen Fällen ist diese Strafe gegen deutsche Gefangene von französl- 
schen Gerichten zur Anwendung gebracht worden. Die meisten Aus- 
länder halten den Tauchbootkrieg nicht für völkerrechtlich gedeckt. Des- 
halb war von Bernhard Shaw die Bestrafung wegen Mordes gegen 
die Besa&gung deutscher Tauchboote in Anregung gebracht. Man hat 
jedoch in England davon abgesehen, weil man sich der Ansicht anschloß, 
die namentlich Oppenheim in den »Times« vertrat, daß England 
keine Jurisdiktion habe über das, was deutsche Soldaten vor der Ge- 
fangennahme begangen haben. 

Nicht aus Rechthaberei noch einer Theorie zuliebe muß der Sag 
unterstrichen werden, daß, was ein Soldat unter den Fahnen begangen 
habe, er nur vor seiner eigenen Gerichtsbarkeit zu verteidigen braucht. 
Man kann ihm den Pardon versagen, wenn man ihn in dem Verdacht 
hat. daß er Frauen geschändet oder daß er geplündert oder Wehrlose 
erschlagen hat. Richten soll man ihn nicht. Dazu wären nach der 
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Ansieht des Reichsmilitärgerichts auch nicht die Militärgerichte zuständig. 
Man braucht sich also nur zu denken, daß das Schwurgericht zu Lyck 
über ein Sittlichkeitsverbrechen urteilt, das ein russischer Soldat etwa 
vor Jahr und Tag in Ostpreußen begangen haben sol! Dabei dürfte 
sehwerlich etwas Vernünftiges herauskommen. Weder wird man den 
Täter mit Sicherheit rekognoszieren noch die Tat mit ihren Folgen un- 
geschehen machen können. 

Es sollen nur noch einige Punkte hervorgehoben werden. Der 
Casablanca-Fall ist mit Recht von mir angeführt worden. Der Haager 
Gerichtshof nahm an, daß, weil Casablanca militärisch von Frankreich 
besegt war, die französischen Soldaten nur der französischen Jurisdiktion 
unterlagen. Leider haben die Franzosen diesen Fall und die dazu ab- 
gegebene ausgezeichnete französische Denkschrift wieder vergessen 
oder vergessen wollen. 

Bei vielen sogenannten Strafvorschriften, zum Beispiel in der 
Kaiserlichen Verordnung im Armeeverordnungsblatt 1914, S. 283, 
handelt es sich nicht um Strafrecht im gemeinüblichen Sinne 
dieses Wortes, sondern nur um militärische Sicherungsmaßnahmen. 
Man hat kein Strafrecht gegen Kinder, die Handgranaten werfen, auch 
nicht gegen Franzosen, die französische Brücken zerstören oder durch 
Beleuchtung französischen Soldaten Signale geben; man hat aber das 
Recht, deutsche Soldaten gegen fernere Bewerfung mit Handgranaten 
im militärischen Interesse zu sichern, das Geben von Zeichen an den 
Feind oder die Zerstörung von Brücken usw. zu verhindern. Deshalb 
darf man und muß man Personen, die auf deutsche Truppen Hand- 
granaten werfen und werfen wollen, töten usw. Mit Recht sagt der 
Japaner Ariga »la guerre russo-japonaise: 1908 p. 380: >Le but de la loi 
martiale mest pas de punir, mais de menacer de punir afin å empêcher 
tout acte plus nécessaires’). 

Zu Unrecht haben einige Kriegsgerichtsräte die Verbindlichkeit solcher 
nur im Armeeverordnungsblatt verkündeten Verordnungen be- 
mängelt, weil aus Artikel 2 der Retchsverfassung folge, daß 
alle vom Reiche erlassenen Rechtsnormen gültig nur im Reichs- 
gese&blatt verkündet werden können. Eine solche Ansicht wird 
zwar von den meisten Staatsrechtslehrern (Laband, Hänel, Gierke, 
Binding, Georg Meyer und anderen) geteilt, nicht aber von der 
Praxis und der Judikatur, welche die Verkündung im Reichsgesegblatt 
nur für Reichsgesege im formellen Sinne dieses Wortes notwendig 
halten‘). Es wird sich kein Anwalt am Reichsgericht mehr finden, der 
die gegenteilige Ansicht vor dem Reichsgericht zu vertreten versucht. 
Das Haager Abkommen, betreffend die Gesete und Gebräuche des 

6) Siche auch Schaper in der »Deutschen Strafrechtszeitung« (1915), Nr. 1/2. 


%) »Enisch. des Reichsgerichts in Zivilsachen«, 48 $4; Arndt, a. a. O., »Reidhs- 
verordnungsrecht«, S. 206; Olshausen in »Goltd. Arch.«, 61 495. | 
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Landkrieges, und dessen Abschnitt: Militärische Gewalt auf besettem 
feindlichen Gebiet, schaffen nicht die rechtliche Grundlage für die Okku- 
pation, sondern stellen nur deren völkerrechtliche Beschränkungen dar. 
Das Recht zur Vornahme von Sicherungsmaßnahmen und zur Ausübung 
eigener Jurisdiktion ist ein eigenes Recht und folgt aus der Okkupation. 
Es wird daher im Namen des Okkupanten ausgeübt. Die gegenteilige, 
namentlich von Laband'’) vertretene Ansicht widerspricht dem Leben 
und der Geschichte aller Kriege. So leiteten die Gouverneure in Brüssel 
und Warschau ihre Befugnisse nur vom deutschen Kaiser ab und übten 
sie in dessen Namen und Auftrage aus. 

Aus allen vorstehenden Gründen dürfen und müssen wir im 
Interesse unserer Truppen verlangen, und eventuell durch 
Repressalien zu erzwingen suchen, daß über diese bezüglich dessen, 
was sie auf besegttem Gebiete und unter den Fahnen taten, 
nur die deutschen Gerichte entscheiden. Es wird von den Gegnern 
zugegeben, daß solches bei der Haager Konferenz der überwiegenden 
Ansicht aller Völkerrechtslehrer entsprach. Es wird dagegen geltend 
gemacht, von Gießner und Oppler, daß einzelne dissentierende Stimmen 
bestanden, zum Beispiel Bluntschli. Der Dissenz bezog sich aber nur 
auf Handlungen, die vor dem Kriege begangen und ohne Zusammen- 
hang mit diesem waren. Es hatte zum Beispiel jemand in New York 
einen Wechsel gefälscht, trat dann später in das Sezessionsheer ein 
und wurde gefangen. Über die Behandlung dieser Fälle konnte man 
sich nicht einigen. Richtig ist, daß man auch diese Fälle einschließt, 
da man sonst eine sichere Grenze nicht ziehen kann und dem feind- 
lichen Hasse keine Gelegenheit zur Betätigung geben soll. Auch die 
in den §§ 160, 161 :MStGB.: behandelten Fälle dürfen nicht gegen- 
über Militärpersonen geahndet werden, die solche vor der Gefangen- 
nahme begangen haben. Daß einzelne straifreudige Militärjuristen 
anders denken, beweist nichts. Zweifellos sind Militärpersonen aus 
88 160, 161 MStGB.: nicht verfolgbar, wenn sie »völkerrechtlich ge- 
deckt: sind. Ob sie dies aber sind, soll nur ihre eigene Behörde ent- 
scheiden. Feindliche Soldaten, die Brücken zerstören, kann man töten, 
man soll sie aber nicht richten, das heißt, lange hinterher vor den Zivil- 
strafrichter schleppen. Man sete sich in die Seele der gefangenen Sol- 
daten, die, weil in ihrem Besig ein fremdes Montierungsstück gefunden 
wird, hinterher wegen Diebstahls prozessiert, verurteilt, degradiert, er- 
schossen und im Verbrecherwinkel begraben werden — und dann ent- 
scheide man! 

Am letten Ende mag bemerkt werden, daß der deutsche Kaiser 
weder von Holland an eine Ententemacht ausgelieiert werden noch 
von einer solchen wegen der als regierender Kaiser begangenen Hand- 


3) »Reichsstaatsrecht-, H., S. 229; »DJZ.« 22 Nr. 56. 
Archiv. Bd. 6. 34 
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lungen abgeurteilt werden darf, einmal, weil er als Staatsoberhaupt, 
wie der Staat, nicht vor die Gerichte eines fremden Staates gebracht 
werden darf (statt vieler Fälle, Fall Hellfeld), und sodann, weil keine 
Militärperson, als welche der Kaiser hierbei insoweit in Betracht kommt, 
wegen Handlungen, die sie vor der Gefangensekung begangen hat, 
zum Beispiel für den Tauchboot- oder Zeppelinkrieg, selbst wenn diese 
an sich, was zu bestreiten, strafbar wären, einem fremden Gericht straf- 
rechtlich verantwortlich ist. 


an m e e e eg on 


Verbrechertumslehre. 


Zur Begriffsbestimmung der Kriminalwissenschaft. 


Von Amtsrichter Dr. Albert Hellwig, zurzeit im Felde. 
l. 


ie Kriminalrechtswissenschaft ist der systematische Inbegriff 
aller Rechtsvorschriften über strafbare Handlungen und ihre Be- 
kämpfung durch Strafen und Sicherungsmittel. 

Das Strafrecht bestimmt, welche Handlungen strafbar sind, und 
welche staatlichen Strafansprüche bei der Begehung bestimmter straf- 
barer Handlungen entstehen. 

Das Strafprozeßrecht regelt das Verfahren, in welchem fest- 
gestellt wird, ob die Voraussegungen für die Anwendung des Straf- 
zwanges gegeben sind, und auf welche Strafe bejahendenfalls erkannt 
werden soll. 

Das Strafvollzugsrecht bestimmt, welche Rechtsvor- 
schriften für die Vollstreckung erkannter Strafen maßgebend sein 
sollen. 

Die Rechtswissenschaft hat wie jede andere praktische Wissenschaft 
zweierlei Aufgaben : 

Zunächst ist die systematische Erkenntnis des Rechts 
Selbstzweck. Die Rechtswissenschaft darf nicht als eine »rein prak- 
tische« Wissenschaft betrachtet werden!); denn dann wäre sie nicht 
mehr Wissenschaft im strengen Sinne des Wortes. Die Wissenschaft 


1) Bierling, »Juristische Prinzipienlehre« 5 7ffl. Damit verträgt sich aber durch- 
aus meine Bemerkung oben 64 533, die Strafrechtswissenschaft sei eine praktisch 
orientierte Wissenschaft. Vgl. auch Nagler, »Verbrechensprophylaxe und 
Strafrecht- (Leipzig 1911), S. 204. Es mag allerdings sein, daß die Scheidung der 
»Rechtswissenschaft« von der »praktischen Rechtslehre« geschehe und geschehen 
müsse. Darüber Ehrlich, »Grundlegung der Soziologie des Rechts: (München 
und Leipzig 1913), S. 1. 
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strebt nur nach Erkenntnis, ohne danach zu fragen, ob diese Erkenntnis 
sich auch unmittelbar oder ob sie sich überhaupt in praktische Ergeb- 
nisse umsetßen läßt. Sobald eine Wissenschaft nicht um ihrer selbst 
willen betrieben wird, sondern um irgendwelcher praktischer Ziele 
willen, besteht die Gefahr, daß in erhöhtem Maße?) die erforderliche 
Unbefangenheit des Forschers getrübt wird und dadurch auch ein un- 
richtiges Ergebnis herbeigeführt wird. 

Andererseits läßt sich nicht verkennen, daß die Rechtsordnung 
selbst nur praktische Ziele verfolgt, und daß eine genaue Erforschung 
des geltenden Rechts vor allem geeignet ist, dazu.bei- 
zutragen, daß diese praktischen Ziele der Rechtsordnung 
verwirklicht werden können. Mögen auch die rechtswissen- 
schaftlichen Untersuchungen ohne bewußte Bezugnahme auf derartige 
praktische Zwecke unternommen worden sein, so werden sie fast aus- 
nahmslos doch auch irgendwie in die Praxis umgesegt werden können. 
Insofern kann man sehr wohl sagen, die Rechtswissenschaft sei eine 
vornehmlich praktische Wisenschaft °). 

Die Rechtswissenschaft ist eine Normwissenschaft. Wenngleich 
` ein gewisser Grad der Verwirklichung zum Begriff der Rechtsnorm 
gehört, so verliert dadurch das Recht doch nicht den Normcharakter. 
Die Rechtsnorm bedeutet ein Sollen, wenn auch kein absolutes Sollen. 
Eine absolute Gegensäßlichkeitezwischen Sein und Sollen besteht nicht 
für das einer empirischen Norm entsprechende Sollen‘). Durch den 
Normcharakter des Rechts ist mit Notwendigkeit gegeben, daß die 
juristische Betrachtungsweise eines Ereignisses, eines Zustandes, einer 
Handlung stets eine wertende ist. 

Dieselben Ereignisse, Zustände und Handlungen, die der normativen 
Betrachtungsweise der Rechtswissenschaft unterliegen, können aber 
auch seinswissenschaftlich betrachtet werden. Dies ist die Aufgabe 


- 


23) Auch wenn man sich bemüht, das bewußte Hineinspielen von Nüßlichkeits- 
erwägungen auszuschalten, ist man doch niemals imstande, auch die unbewußte 
Mitarbeit derartiger Gedanken und Gefühle fernzuhalten. Auch manche »streng 
wissenschaftliche« Arbeit ist durch derartige »unsachliche Momente« in hohem 
Maße beeinflußt. Ganz besonders gilt dies natürlich, sobald es sich nicht um ein 
zunächst rein theoretisches Problem handelt, sondern um eine praktische Frage 
der Rechtsanwendung oder der Rechtspolitik. 

3) In diesem Sinne sagt Lask in seinem »Abriß der Methodologie der Rechts- 
wissenschaft. (Die Philosophie im 20. Jahrhundert«, Festgaben für Kuno Fischer, 
2. Aufl., S. 310) zutreffend: »Die Methodologie wird überall den praktischen Beruf 
des Rechts im Leben als systembildenden Faktor anzuerkennen haben und sich 
nicht dazu versteigen dürfen, das Logische im Recht anders als in seiner Durch- 
dringung mit den Praktischen zu verstehen.« (Zitiert bei Hurwicz, »Kriterien 
des Strafrechts und seiner Hılisdisziplinen« [»Monatsschrift für Kriminalpsychologie« 
11 155].) 

4) Somló, »Juristische Grunulehre« (Leipzig 1917) S. 55 ff., 59 ff. 

i 34° 
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per Naturwissenschaft im weitesten Sinn, eingeschlossen die 
Psychologie?) und die Soziologie 5»). 

Die Rechtswissenschaft als Normwissenschaft gehört ebenso wie etwa 
die Ethik oder Ästhetik zu den teleologischen Disziplinen®®), 
denen wesentlich ist, daß Zweck der Wissenschaft nicht eine einfach 
beschreibende, möglichst objektive Darstellung ihres Stofigebietes ist, 
sondern eine von einem bestimmten Zweck aus vorgenommene Wertung. 
Die Naturwissenschaft dagegen ist eine rein deskriptive Disziplin; 
ihr Ziel ist, die Naturvorgänge möglichst genau objektiv zu beschreiben 
und in ihrem kausalen Zusammenhang, in ihrem Entstehen und Ver- 
gehen zu begreifen. 

Wenn auch das Stoffgebiet einer teleologischen Disziplin zu einem 
größeren oder geringeren Teile identisch sein kann mit dem Stoffgebiet 
einer deskriptiven Disziplin, so ist doch die Art der Betrachtung des 
Stoffes in beiden Fällen eine grundsäßlich verschiedene: in dem einen 
Fall eine kausal erklärende, in dem anderen eine normativ wertende. 
Eine normative Wissenschaft, die mit naturwissenschaftlicher Methode 
betrieben würde, wäre ebenso undenkbar wie eine Naturwissenschaft, 


6) Wenn man den Begriff der Naturwissenschaft mit Lipmann, »Grundriß der 
Psychologie für Juristen« (2. Aufl., Leipzig 1914) S. 4 allerdings als »die Wissen- 
schaft von den körperlichen Dingen« bestimmt, dann muß man die Psychologie 
als gleichberechtigte Wissenschaft neben die Naturwissenschaften seten. Ein 
Zwang hierzu besteht aber nicht, auch wenn man die durch die Verschiedenheit 
der Objekte bedingte Verschiedenheit der Psychologie von der Naturwissenschaft 
im engeren Sinne betont. (Vgl. Hurwicz a.a. O. S. 152f. und die dort Zitierten.) 
Auch Mezger, »Der Jurist als Psychologe« (»Gerichtssaal« 85 378) führt aus, daß 
ein prinzipieller, logischer Gegensag der Psychologie zur Naturwissenschaft als 
Körperwissenschaft nicht bestehe. Für die Abgrenzung der Kriminalrechtswissen- 
schaft von den kriminalistischen Hilfswissenschaften in dem unten näher zu be- 
stimmenden Sinne ist es nötig, das gemeinsame Methodische dieser Hilfs- 
wissenschaften mit einem Wort zusammenzufassen. Und das kann durch ihre- 
Kennzeichnung als »Naturwissenschaft« (im weiteren Sinne) geschehen. 

6a) Auf die Lehren Rickerts, der die Wissenschaften in Natur- und Kultur- 
wissenschaften einteilt und ihre Bedeutung für die systematische Stellung der 
Kriminalwissenschaft näher einzugehen, behalte ich mir für eine spätere Gelegen- 
heit vor. Ich verweise vorläufig auf die Bemerkungen von Wassermann, »Be- 
griff und Grenzen der Kriminalstatistik. Eine logische Untersuchung.» (Leipzig 
1909), S. 4ff.; Kantorowicz, :Rechtswissenschaft und Soziologie« (Tübingen 
1911) S. 21 ff.; Müller-Eisert, »Rechtswissenschaft und Kulturwissenschaft« (Tü- 
bingen 1917) S. 3if,; Mezger, a. a. O. S. 378ff.; Weel, »Die allgemeine Be- 
deutung des Einzeifalles für die Kriminalpsychologie« (»Arch. f. Kriminologie« 55 
114 1f.; Löwenstein, »Der Rechtsbegriff als Relationsbegriff. Studien zur Metho- 
dologie der Rechtswissenschaft«e (München 1915), S. 1ff.; vgl. auch Radbruch, 
:Grundzüge der Rechtsphilosophie« (Leipzig 1914) S. 208. 

ëb) Das juristische Denken stellt nicht eine kausale, sondern eine teleologische, 
nicht eine empirisch-soziologische, sondern eine juristisch-normative Operation dar, 
es fragt nicht nach dem Warum, sondern nach dem Wozu. Kantorowicz, 
a. a. O., S. 30. - 
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bei der nicht beschreibend und kausal erklärend vorgegangen würde, 
sondern normativ wertend. 

Es ist also nicht der stoffliche Inhalt einer Disziplin, die Materie, 
auf die sie sich bezieht, welche ihre Einreihung in die Normwissen- 
schaften oder aber in die Naturwissenschaften bewirkt, sondern viel- 
mehr die Art der Betrachtung des Stoffes, das Ziel, das bei der 
Erörterung des Stoffes angestrebt wird. 

So ist beispielsweise die Rechtswissenschaft in dem oben dar- 
gelegten Sinne eine normative Wissenschaft. Nicht alle Disziplinen 
aber, welche sich in irgendeiner Weise mit dem Rechtsstoff befassen, 
gehören um deswillen schon zur Rechtswissenschaft, vielmehr nur die- 
jenigen, die an den Rechtsstoff auch vom normativen Standpunkt aus 
herantreten, und zwar von dem spezifisch juristischen Standpunkt aus. 

Diese lettere Vorausse&ung ist nicht erfüllt bei der Rechtsphilo- 
sophie: Zwar ist sie auch eine normative Rechtswissenschaft, aber 
sie trifft ihre Wertungen nicht nach den von irgendeinem positiven 
Recht aus verwirklichten Grundsäßen, sondern von einem fremdartigen 
philosophischen Standpunkt aus. Aus dem gleichen Grunde ist auch 
die Rechtspolitik nicht zu der Rechtswissenschaft im engeren Sinne 
zu rechnen; denn sie übt von ethischen, religiösen, volkswirtschaftlichen 
und sonstigen Gesichtspunkten aus Kritik an dem geltenden Recht, 
sucht aber nicht das Recht als solches zu erkennen und Handlungen 
und Vorgänge unter dem rechtlichen Gesichtspunkt zu werten. Gewiß 
steht an und für sich nichts im Wege, auch Rechtspolitik und Rechts- 
philosophie mit der Rechtswissenschaft im engeren Sinne als Rechts- 
wissenschaft (im weiteren Sinne) zusammenzufassen‘), vorausgeseßt, 
daß man sich des grundsäßlich verschiedenen Wertmaßstabes, den diese 
drei Disziplinen an den Rechtsstoff anlegen, immer bewußt bleibt. 

Für vollkommen unangebracht, weil notwendigerweise zu zahllosen 
Irrtümern Anlaß gebend, würde ich es aber halten, wenn man auch 
alle diejenigen Disziplinen, die den Rechtsstoff vom naturwissenschaft- 
lichen Standpunkt aus behandeln, als Teile der Rechtswissenschaft 
bezeichnen wollte”). Es kann allerdings nicht in Abrede gestellt werden, 


.— u nn 


¢) Somló a. a. O. S. 2ff. unterscheidet drei verschiedene Wissenschaften vom 
Rechtsinhalt und eine sich nur auf die Rechtsform richtende. Auf den Rechts- 
inhalt beziehen sich: 1. die Rechtswissenschaft im engern Sinne, die systematische 
Darstellung des Inhalts einer bestimmten Rechtsordnung der Gegenwart oder Ver- 
gangenheit; 2. die geschichtliche Rechtswissenschaft, die den Rechtsinhalt unter 
dem Gesichtspunkt seines Entstehens, seiner Änderung und seines Vergehens be- 
trachtet; und 3. die Rechtspolitik, die Erörterung des Inhalts von Rechtsnormen 
nach irgendwelchen Wertgesichtspunkten. 

e) Zutreffend Bierling, »Juristische Prinzipienlehre« (Tübingen 1917) 5 18: »So 
wenig man die gerichtliche Medizin als eine eigentlich juristische Wissenschaft zu 
betrachten gewohnt ist, obgleich sie direkt juristischen Zwecken dient, so wenig 
werden nationalökonomische oder sozialpolitische Studien dadurch zu rechtswissen- 
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daß auch alle Wissenszweige, die sich mit dem Recht, entweder seinem 
Inhalt oder seiner Form nach beschäftigen, etwas Gemeinsames haben, 
ganz gleichgültig, ob sie naturwissenschaftlich oder normativ sind in 
legterem Fall, ob sie von dem spezifisch juristischen Standpunkt oder 
von irgendeinem anderen Gesichtspunkt aus an ihren Gegenstand 
herantreten. Es soll auch nicht verkannt werden, daß eine wirklich 
umfassende allseitige Erkenntnis des Rechts eine Betrachtung nach 
allen möglichen Gesichtspunkten notwendig macht, und daß man es 
daher nicht nur sprachlich, sondern auch sachlich rechtfertigen könnte, 
wenn man alle diese sich mit dem Recht in irgendeiner Art befassenden 
Disziplinen als Rechtswissenschaft (im weitesten Sinne) zusammenfassen 
würde. Als förderlich würde ich eine derartige Bezeichnung aber nicht 
ansehen. Sie müßte notgedrungen dazu führen, die wesentlichen grund- 
säßlichen Verschiedenheiten zwischen der normativen Rechtswissenschaft 
im eigentlichen Sinne und den mit naturwissenschaftlicher Methode den 
Rechtsstoff behandelnden Wissenszweigen zu verwischen. 

Zu den mit nafurwissenschaftlicher Methode den Rechtsstoff be- 
arbeitenden Disziplinen gehört die Rechtssoziologie. Für sie ist 
das Recht eine Erscheinung des Gesellschaftslebens, das in seiner Be- 
dingtheit, in seinen Wechselwirkungen mit den religiösen und ethischen 
Anschauungen, den wirtschaftlichen Zuständen und anderen Elementen 
des Kulturlebens zu begreifen und kausal zu verstehen versucht wird. 
Rechtswissenschaft ist dies nicht, so dankenswert rechtssoziologische _ 
Untersuchungen auch sind, und so wertvolle Materialien sie auch für 
die Lösung der rechtswissenschaftlichen Aufgaben beizusteuern ver- 
mögen. Die Rechtssoziologie überschreitet aber ihre Grenzen, sobald 
sie den naturwissenschaftlichen Standpunkt verläßt und beispielsweise 
aus der tatsächlichen Gestaltung des Gesellschaftslebens, der Anwen- 
dung oder der Nichtanwendung eines Rechtssaßes, den Sitten oder Un- 
sitten beim Abschluß bestimmter Verträge usw. erschließen will, was 
Recht ist: Aus dem blossen Sein kann niemals geschlossen werden, 
daß das, was ist, auch sein soll. Und nur von dem, was sein soll, 
was gewöhnlich allerdings auch zu sein pflegt, handelt die Rechtswissen- 
schaft als eine normative Wissenschaft 8). 


schaftlichen, weil sie die unentbehrliche Grundlage für die Lösung rechtswissen-- 
schaftlicher Probleme darstellen. Richtig bezüglich der Kriminalpsychologie auch 
Kohler, »Lehrbuch der Rechtsphilosophie«, 2. Aufl.. (Berlin und Leipzig 1917), 
S. 329. Er bezeichnet sie als eine »Hilfswissenschaft allerersten Ranges: für das 
Strafrecht. 

3) Aus den gleichen Gründen ist auch Wassermann, »Begriff und Grenzen 
der Kriminalstatistik« (Leipzig 1909) S. 13 ff. beizustimmen, wenn er gegen v. Liszts 
Aufsäge über »Das richtige Recht in der Strafgeseggebung« (Z. f. ges. StrW. 26 553; 
27 91) polemisiert, in denen er das »Werdende« und das »Seinsollende« für identisch 
sowie Kausalität und Teleologie nicht für verschiedene Dinge erklärt. Zutreffend 
auch Radbruch, »Grundzüge der Rechtsphilosophie« (Leipzig 1914), S. 3: »Nie- 
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Auch die Rechtspsychologie, das heißt die psychologische Be- 
trachtung des Rechtsstoffes, gehört aus den gleichen Gründen nicht zu 
der Rechtswissenschaft. Sie hat es nur mit einer psychologischen Er- 
klärung, der Rechtsbildung, der Rechtsverleßung, der Rechtsdurchsegung 
und anderer einer psychologischen Untersuchung zugänglicher rechtlicher 
. Tatsachen. zu tun. Die Rechtspsychologie kann uns zwar — in all- 
gemeinen Zügen -- ein Abbild der Wirklichkeit geben; sie vermag uns 
unter Umständen auch Anhaltspunkte dafür zu geben, in welchem Sinne 
ein Rechtsbegriff vermutlich auszulegen ist; sie kann uns endlich auch 
‚wertvolle Gesichtspunkte zur Kritik des geltenden Rechts und für seine 
Neugestaltung geben; sie vermag aber niemals zu beweisen, daß die 
psychologischen Vorgänge so, wie sie sich bei einer kausalen natur- 
wissenschaitlichen Betrachtung tachsächlich darstellen, auch nach der 
juristisch-teleologischen Betrachtungsweise so sein sollen °). 

Der Stoff, den die Rechtspsychologie zu verarbeiten hat, ist zum guten 
Teil der gleiche, den auch der Richter zu würdigen hat, insbesondere 
auch der Strafrichter. Die Arbeit des Juristen segt aber erst dort ein, 
wo die Aufgabe des Psychologen aufhört. Der Psychologe hat seine 
Aufgabe erfüllt, wenn er einen seelischen Vorgang psychologisch zer- 
gliedert und seine Entwicklung, soweit das überhaupt möglich ist, kausal 
‘erklärt hat. Irgendeine Wertung an den seelischen Vorgängen vor- 
zunehmen, das ist nicht die Aufgabe des Psychologen. Gerade in der 
normativen Wertung der seelischen Vorgänge vom spezifisch juristischen 
Standpunkt aus besteht aber die Aufgabe des Juristen. Soweit der 
Richter als Jurist tätig ist, erschöpft sich seine Tätigkeit in einer der- 
ärtigen normativen Betrachtung, und insoweit hat es einen berechtigten 
Kern, wenn man diese Art der Tätigkeit als das »eigentliche< Arbeits- 
gebiet des Juristen anzusehen pflegt. Verkehrt aber ist es, wenn man 
dadurch zu einer Geringschäßung andersartiger Aufgaben gelangt, deren 
Lösung der Jurist unternehmen muß oder doch mit Vorteil für seine 
seigentliche« juristische Aufgabe unternehmen kann. Sicher treibt der 
Rechtsgelehrte, der sich beispielsweise als Theoretiker mit rechtssozio- ` 
logischen Problemen oder mit Fragen der Rechtspsychologie befaßt, 
keine sRechtswissenschaft«, wohl aber kann er hoffen, daß die Erkennt- 
nisse, die er dabei nach naturwissenschaftlicher Methode über das Recht 
gewinnt, ihm außer der allgemeinen Belehrung, die sie bieten, auch auf 


mals ist etwas als richtig schon deshalb anzusprechen, weil es war oder weil es 
voraussichtlich sein wird. 
9) Von diesem Gesichtspunkt aus ist der Kritik durchaus beizustimmen, die 


` Somló a. a. O. S.415ff. an der »psychologischen Freirechtstheorie« übt. Die Be- 


deutung rechtspsychologischer Untersuchungen, insbesondere auch solcher über 
die psychologischen Grundlagen der richterlichen Urteilsbildung verkennt Somló 


“ dabei keineswegs. Sie liegt eben auf einem anderen Gebiet. Vgl. Hellwig, 


»Zur Psychologie der richterlichen Urteilsfindung« (Stuttgart 1914). 


~ 
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den einen oder anderen neuen Gesichtspunkt aufmerksam machen können, 
von dem aus er dieses oder jenes juristische Problem betrachten kann. 
Man sollte daher nicht, wie dies mitunter noch heute geschieht, vor- 
nehm die Achseln zucken über solche Theoretiker, die sich mehr oder 
minder eingehend in derartige naturwissenschaftliche Hiliswissenschaften 
der Rechtswissenschaft vertiefen, sondern sollte sich darüber freuen, 
daß sie die gewohnten Geleise verlassen und das in tausenderlei Farben 
prangende »Recht: einmal von einer bislang noch nicht erforschten, der 
juristischen Forschungsmethode auch nicht zugänglichen Seite zu packen 
suchen. 

Während aber für den Rechtstheoretiker wenigstens keine unbedingte 
Notwendigkeit vorliegt, sich auch in naturwissenschaftlicher Weise mit 
dem Rechtskomplex zu befassen, besteht eine derartige Notwendigkeit 
für jeden Praktiker, insbesondere auch für den Richter, abgesehen von 
den Richtern der Revisionsinstanz. Bevor der Richter nämlich den im 
Zivilprozeß oder im Strafverfahren seiner rechtlichen Beurteilung unter- 
liegenden Sachverhalt juristisch zu würdigen vermag, muß er zunächst 
als Tatrichter den Sachverhalt einwandfrei feststellen. Um diese Auf- 
gabe zu lösen, muß der Richter allerdings auch über rechtliche Kennt- 
nisse verfügen, sowohl über materiellrechtliche, damit er weiß, nach 
welchen eventuell erheblichen Umständen er seine Aufklärungen des 
Sachverhalts zu richten hat, als auch besonders über prozeßrechtliche, 
um die vom Gesete für die Wahrheitsermittlung vorgeschriebenen 
Formen wahren zu können; es liegt aber auf der Hand, daß diese 
Rechtskenntnisse allein den Richter nicht in den Stand seen, auch nur 
in dem einfachsten Fall sich eine Überzeugung über die Gestaltung des 
konkreten Sachverhalts zu bilden: Die bei der Lösung der Tatfrage er- 
heblichen rechtlichen Erwägungen geben dem Richter zwar an, welche 
ungefähren Ergebnisse er bei der Aufklärung des Sachverhalts erzielen 
kann, und in welchen äußeren Formen er sie anstreben darf, sie sagen 
aber nichts oder doch so gut wie nichts darüber, auf welchem Wege 
er zu einer positiven Überzeugung darüber gelangen kann, welche der 
verschiedenen möglichen und rechtlich erheblichen Gestaltungen der kon- 
krete Sachverhalt in dem ihm zur Entscheidung vorliegenden Fall tat- 
sächlich hat. Daß er aber zu einer derartigen positiven Überzeugung 
gelangt, ist die notwendige Voraussetung dafür, daß die zweite Auf- 
gabe, die der Richter zu lösen hat, seine im strengen Sinne des 
Wortes juristische Aufgabe, nämlich die Aufgabe der rechtlichen Be- 
urteilung des festgestellten Sachverhalts mit Aussicht auf eine zutreffende 
Entscheidung des Prozesses in Angriff genommen werden kann. 

Der Richter hat also zum großen Teil Aufgaben zu erfüllen nicht- 
juristischer Art. Denn wenn auch in der oben dargestellten Weise das 
juristische Element bei der Tatsachenfeststellung im Prozeß nicht gänz- 
lich ausgeschaltet ist, so gehört der Kern der hier zu leistenden Arbeit 
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doch einem anderen Gebiete an: Psychologische und andere natur- 
wissenschaftliche Kenntnisse und Fähigkeiten, nicht juristischer Scharf-- 
sinn, sind es, welche den guten Tatrichter ausmachen. 

Die Bedeutung,’ welche die Tatfrage für die Rechtspflege hat, kann 
kaum hoch. genug eingeschäßt werden. Eine genaue Schäßung: ist 
natürlich nicht möglich, aber so viel kann man wohl doch sagen, daß bei 
der größeren Hälfte aller Zivilprozesse und bei den bei weitem meisten 
Strafprozessen die Tatirage eine weit größere Rolle spielt als die Rechts- 
frage. Die rechtliche Seite ist, wenn einmal der Sachverhalt genügend 
geklärt ist, meistens so klar, daß jedenfalls für den geschulten Juristen 
die rechtliche Beurteilung keinerlei Schwierigkeiten macht. Die Fest- 
stellung des Sachverhalts erscheint vielen allerdings auch als sehr ein- 
fach, in der Regel aber nur deshalb, weil sie die Schwierigkeiten nicht 
sehen oder sie doch stark unterschäßen. Die einwandfreie Lösung der 
Tatfrage ist die erste und die vornehmste Aufgabe des Richters: Seine 
Tätigkeit, ganz besonders diejenige des Strafrichters, besteht weit mehr 
in tatsächlichen Feststellungen, für die außer dem vielberufenen »ge- 
sunden Menschenverstand: eingehende Kenntnisse in den naturwissen- 
schaftlichen Hilfsdisziplinen erforderlich sind, als in rechtlichen Er- 
örterungen, die das eigentliche Arbeitsgebiet des Rechtsgelehrten, des 
vorbildlichen »Juristen: im eigentlichen Sinne des Wortes ausmachen '°). 
“ Als Ergebnis ist nochmals folgendes festzustellen: Weder alle Wissens- 
zweige, die sich in irgendeiner Weise mit dem Recht befassen, noch 
auch alle Aufgaben, die der Rechtspraktiker bei Lösung eines Rechtsfalls 
zu leisten hat, gehören um deswillen zur Rechtswissenschaft. Zur 
Rechtswissenschaft gehören vielmehr nur diejenigen sich mit dem 
Rechtsstoff befassenden Wissenszweige und diejenigen wissenschaftlichen 
Aufgaben des juristischen Praktikers, welche die Anwendung der 
juristischen Methode erforderlich machen. Der juristischen Methode aber 
ist eigen, daß es sich bei ihr nicht um die Erkenntnis irgendwelcher 
Naturvorgänge oder seelischer Zustände handelt, sondern um ihre 
Wertung, und zwar um die Wertung vom juristischen Standpunkt aus. 


10) Aus diesen Tatsachen erklärt sich wohl zum größten Teil die Abneigung von 
Rechtsgelehrten gegen praktische juristische Beschäftigung und eine gewisse Gering- 
schäßung der Tätigkeit des juristischen Praktikers. Der Rechtsgelehrte als Vorbild 
auch für die juristischen Praktiker ist zum guten Teil schuld daran, daß die straf- 
richterliche Tätigkeit vielfach als »eines feinen juristischen Kopfes« nicht würdig 
angesehen wird, daß viele gute Juristen zum Landgericht streben, weil dort die 
Rechtsfragen im großen und ganzen häufiger und interessanter sind, und daß ihnen 
als Gipfel allen Glückes die Ernennung zum Revisionsrichter vorschwebt. Ich habe 
aber erfreulicherweise doch auch schon eine erkleckliche Anzahl tüchtiger jüngererund 
älterer Kollegen kennen gelernt, die lieber Amtsrichter blieben und lieber sich mit Straf- 
sachen befaßten, gerade weil hier die Tatfrage interessanter ist und größere Be- 
deutung hat. Bei der einseitigen juristischen Ausbildung und der üblichen Über- 
schägung des Juristischen muß man sich darüber eigentlich wundern! 
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Der Richter, ganz besonders der Strafrichter, hat, wie wir sahen, 
‘nicht nur juristische Aufgaben zu lösen, sondern in weiterem Umfange 
bei der Lösung der Tatfrage Aufgaben, die man nicht als rechts- 
wissenschaftliche bezeichnen kann !!). Daß zu ihrer Lösung besondere 
Fähigkeiten und Kenntnisse erforderlich sind, muß auch derjenige zu- 
geben, der der irrigen Meinung ist, das Maß der hierzu erforderlichen 
nicht-juristischen Kenntnisse und Fertigkeiten sei so gering, daß man die 
einwandfreie Lösung dieser Aufgabe auch demjenigen anvertrauen 
könne, der nicht über eine besondere Schulung nach dieser Richtung 
hin verfüge, sondern nur über den sogenannten gesunden 
Menschenverstand 2). Denn daß auch die ausgedehntesten rechts- 
wissenschaftlichen Kenntnisse und die beste juristische Urteilskraft 
keinerlei Anhaltspunkte dafür geben, wie etwa eine Aussage von 
Kindern zu würdigen sei, welcher von mehreren widersprechenden 
Aussagen von Zeugen zu glauben sei, welche Schlüsse aus der Art 
der Verteilung des Arsens in der exhumierten Leiche zu ziehen seien, 
welche Aufschlüsse man aus den am Tatort gefundenen Fingerabdrücken 
erhalten kann, :wie das, Verhalten des Polizeihundes zu beurteilen ist, 
der den Beschuldigten gestellt hat, und dergleichen, das wird im Ernst 
nicht bestritten werden können. Derartige Kenntnisse nicht- rechts- 
wissenschaftlichen Charakters sind aber für jeden praktischen Juristen 
erforderlich, der imstande sein will, einen wesentlichen Teil seiner 
Gesamtaufgabe, nämlich die Lösung der Tatfrage, mit Aussicht auf ein 
befriedigendes Ergebnis in Angriff nehmen zu können. 


1. 


Wenn man davon ausgeht, daß der Jurist zur Lösung seiner Aufgaben, 
jedenfalls seiner praktischen Aufgaben, auch mancherlei Kenntnisse 
bedarf, die ihm nicht durch die Rechtswissenschaft vermittelt werden 
können, wenn man ferner davon ausgeht, daß jedenfalls für den Rechts- 
gelehrten, meines Erachtens aber auch für den juristischen Praktiker, 
die rechtswissenschaftliche Tätigkeit seine eigentliche Aufgabe, Haupt- 


11) Insofern hat Köhler, »Der Vergeltungsgedanke und seine praktische Be- 
deutung« (Leipzig 1909), S. 129 Anm., recht, wenn er bemerkt, die Kriminalätiologie 
sei nicht eine speziell juristische Aufgabe, sondern eine solche, in der der Jurist 
ein Laie bleibe, der die Untersuchungen nur in bescheidenen Grenzen nachprüfen 
und nur in ihren sicheren Ergebnissen verwerten könne. 

12) Dieser Auffassung ist offenbar auch der Geseßgeber, der nicht nur in recht- 
lich in der Regel einfachen, nach der Tatseite hin aber nicht selten schwierigen 
Fällen Schöffen als vollwertige Richter zuläßt, sondern auch in nach der: Tatfrage 
hin recht häufig sehr verwickelten und nach der rechtlichen Seite auch nicht selten 
schwierigen Fällen Geschworene zwar nicht als Rechtsrichter, wohl aber als Tat- 
richter zuläßt. Auch daß sehr viel geschieht, um die jungen Juristen rechtlich zu 
schulen, aber so gut wie nichts, um sie zur Lösung der Tatfrage geschickt zu 
machen, läßt sich nur so erklären. 
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aufgabe bildet — auch dann, wenn sie tatsächlich vielleicht gegenüber 
der Lösung der Tatfrage stark zurücktritt —, so ist man berechtigt, 
alle Wissenschaften, abgesehen von der Rechtswissenschaft, die sich mit 
dem Recht befassen -oder bei der Rechtsanwendung in irgendeiner 
Weise notwendig oder doch nüßlich sind, als juristische Hilfs- 
wissenschaften zu bezeichnen.. 

Als Hilfswissenschaften des Kriminalrechts in diesem 
weitesten Sinne würde man diejenigen juristischen Hilfswissenschaften 
bezeichnen, welche sich auf das Kriminalrecht oder auf seine Anwendung 
beziehen. 

Faßt man diesen Begriff so weit, so gehören nicht nur die natur- 
wissenschaftlichen Disziplinen, sondern auch beispielsweise Rechts- 
philosophie und Rechtspolitik zu den juristischen Hilfswissenschaften. 
- Es wird sich wegen ihrer andersartigen Gestaltung und ihrer anders- 
artigen Bedeutung empfehlen, diese juristischen Hilfswissenschaften von 
den nach naturwissenschaftlicher Methode zu betreibenden Hilfswissen- 
schaften zu unterscheiden. 

Auch wenn man den Begriff aber in diesem engeren Sinne auffaßt, 
ist er doch noch viel zu weit. Denn es gibt keine einzige Natur- 
wissenschaft (im weitesten Sinne des Wortes), welche nicht hier und 
da einmal bei der Lösung der Tatfrage eine Rolle spielen könnte und 
auch schon gespielt hat. Die Botanik, die Meteorologie, die Psychologie, 
die Medizin, die Technik, die Altertumskunde, alles wären Hiliswissen- 
schaften der Kriminalrechtswissenschaft. Eine derart weit ausgedehnte 
Begriffsbestimmung wäre eben praktisch ohne Wert, da sie uns nicht 
sagt, welche naturwissenschaftlichen Kenntnisse für die Erkenntnis und 
insbesondere für die Anwendung des Rechts in besonderem Maße er- 
forderlich sind. 

Man wird daher die Hilfswissenschaften (im weiteren Sinne) nur dann 
als Hilfswissenschaften der Kriminalrechtswissenschaft (im engeren Sinne) 
gelten lassen, wenn sie nicht nur gelegentlich unsere naturwissen- 
schaftliche Erkenntniss der tatsächlichen Grundlagen und tatsächlichen 
Wirkungen des Kriminalrechts fördern, sondern dies regelmäßig und in 
großem Umfange tun. Dies ist aber bei denjenigen naturwissenschaftlichen 
Hilfswissenschaften der Fall, welche den Zweck haben, die Ziele der 
Kriminalrechtswissenschaft zu fördern. | 
` Wir kommen demgemäß zu folgender Begriffisbestimmung der 
kriminalistischen Hiliswissenschaiten: Kriminalistische Hilfs- 
wissenschaften sindsolche Naturwissenschaften, welche 
für die wissenschaftlichen oder praktischen Aufgaben 
der Kriminalrechtswissenschait von Bedeutung sind, und 
deren Zweckbestimmung gerade in der Förderung dieser 
Aufgaben besteht?®). 


13) Dem Wortlaut nach abweichend, dem Sinne nach gleich meiner Begriffs- 


-= 
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Das Kriminalrecht dreht sich um zwei Probleme: um den Rechtsbegriff 
der verbrecherischen Handlung sowie um den Rechtsbegrifi der zur 
Bekämpfung des Verbrechens bestimmten staatlichen Maßnahmen (Strafen 
und Sicherungsmittel. Auch die kriminalistischen Hilfswissenschaften 
befassen sich mit dem Verbrechen und mit seiner Bekämpfung, aber 
nicht mit der rechtlichen Wertung der verbrecherischen Handlung und 
der staatlichen Gegenmaßnahmen, sondern mit ihrer beschreibenden 
Betrachtung und kausalen Erklärung sowie mit der Schilderung der 
psychologischen und soziologischen Wirkungen der Straftat und ihrer 
Bekämpfung. 

Als Naturwissenschaften im Sinne obiger Begrifisbestimmung gelten 
nicht nur Physik, Chemie und dergleichen, sondern auch Psychologie 
und Psychiatrie sowie Soziologie. 

Ob die Zweckbestimmung einer Wissenschaft, die geeignet ist, die 
Aufgaben der Kriminalrechtspflege nach einer anderen als der rein 
juristischen Seite hin zu fördern, auch gerade auf diese Förderung ge- 
richtet ist, ob es sich also um eine kriminalistische Hilfswissenschaft im 
technischen Sinne handelt oder nicht, das ist Tatfrage. Es ist nicht er- 
forderlich, daß die betreffende Naturwissenschaft nur diesen Zweck ver- 
folgt; es genügt vielmehr, wenn sie auch diesen Zweck mit verfolgt. 
So ist die Psychologie des Verbrechers — wir nennen sie Kriminal- 
psychologie — zweifellos eine kriminalistische Hilfswissenschaft, wenn- 
gleich die psychologische Erkenntnis des verbrecherischen Menschen 
oder des verbrecherischen Verhaltens nicht nur den Zweck hat, die 
Aufgaben der Strafrechtspflege zu fördern, sondern auch Selbstzweck 
ist. Es ist auch keineswegs erforderlich, daß es sich um selbständige 
Wissenschaften handelt, die also als Ganzes die Zweckbestimmung 
haben, ihre Ergebnisse in den Dienst der Strafrechtspilege zu stellen. 
Es ist im Gegenteil den kriminalistischen Hilfswissenschaften eigen, daß 
es sich bei ihnen nur um Teile selbständiger Wissenschaften handelt. 
So ist die Kriminalsoziologie ein Teil der Soziologie, die Kriminal- 
psychologie ein Teil der Psychologie, .die forensische Psychiatrie ein 
Teil der Psychiatrie usw. Es wäre daher korrekter, wenn man sie nur 
als Wissenszweige bezeichnete und nur von diesen Wissenszweigen, 
nicht von den Gesamtwissenschaften, denen sie angehören, jene Zweck- 
bestimmung verlangen würde. Ganz abgesehen davon aber, daß die 
Grenzziehung zwischen selbständigen Wissenschaften und bloßen Teil- 
wissenschaften recht flüssig ist, handelt es sich bei diesen Wissens- 
zweigen doch um solche, die sich im allgemeinen zu einer gewissen 
Selbständigkeit entwickelt haben. 


bestimmung der Kriminalwissenschaft in 65 320 als »systematischen Inbegriff der- 
jenigen Kenntnisse und Fertigkeiten, die sich auf das Verbrechen und seine Be- 
kämpfung als gesellschaftswissenschaftliches Problem beziehen«. 
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Wann diese Verselbständigung eines Wissenzweiges so weit gediehen 
ist, daß man ihn als eine kriminalistische Hilfswissenschaft bezeichnen 
kann, das kommt auf die Umstände an. So kann es beispielsweise 
zweifelhaft sein, ob man eine besondere Hilfiswissenschaft der Zahn- 
arzneikunde anerkennen soll, während es niemandem einfallen wird, der 
gerichtlichen Psychiatrie diesen Charakter zuzuerkennen. Um eine be- 
sondere kriminalistische Hilfswissenschaft anzuerkennen, muß jedenfalls 
ein größerer Komplex von Problemen bestehen. Damit ist nicht gesagt, 
daß Wissenschaften, von denen nicht größere Teile den Zwecken der 
Kriminalrechtspflege gewidmet sind, von denen sich vielmehr nur ein- 
zelne Teile, die für sich genommen und im Verhältnis zum Ganzen nur 
geringen Umfangs sind, niemals zu einer kriminalistischen Hilfswissen- 
schaft gehören können. Sie bilden nur nicht eigene kriminalistische 
Hilfswissenschaften, sondern in ihrer Gesamtheit eine einzige, nämlich 
die Kriminalistik in dem unten näher zu erörternden Sinne. 

Da es sich bei den Hilfswissenschaften genau genommen nur um 
Wissenszweige handelt, könnte man ihnen um deswillen die Daseins- 
berechtigung als eigene Wissenschaften absprechen. Selbstverständlich 
kann man das; aber mit demselben Recht, mit dem man dann auch 
die Selbständigkeit der Psychiatrie gegenüber der Psychologie, der Straf- 
rechtswissenschaft gegenüber den anderen Zweigen der Rechtswissen- 
schaft, der romanischen Philologie gegenüber den anderen Zweigen der 
indogermanischen Philologie absprechen könnte. Praktische Bedeutung 
hat das nicht. 

Eine andere Frage ist es, ob man auch der Kriminalistik, in der sich 
Fragmente der verschiedensten Wissensgebiete befinden, sowie ob man 
der Gesamtheit der kriminalwissenschaftlichen Hilfswissenschaften den 
Charakter einer eigenen Wissenschaft beilegen kann, ob man also be- 
rechtigt ist, von einer besonderen Kriminalwissenschaft zu _ sprechen. 
Auf beide Fragen soll weiter unten des näheren eingegangen werden. 


II. 


Im wesentlichen gleichlautend ist die Begrifisbestimmung Köhlers, 
der als Hiliswissenschaften für das Strafrecht diejenigen Wissenschaften 
bezeichnet, welche den Zweck haben, unsere Kenntnis von Verbrechen 
und Strafe nach einer anderen Seite als der des geltenden Normen- 
und Geseßesbestandes zu fördern« !*). Als solche Hiliswissenschaften be- 
zeichnet er neben der Kriminolgie, der Pönologie und der Kriminalistik 
auch die Strafrechtsvergleichung'‘). Wenn man bei seiner Begrifis- 
bestimmung das Gewicht darauf legt, daß die Hilfiswissenschaften im 
technischen Sinne nicht bezwecken, unsere Rechtskenntnisse von Ver- 


14) Köhler, »Deutsches Strafrecht«, Allgemeiner Teil (Leipzig 1917) S. 47. 
15) S. 51. 
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brechen und Strafe zu fördern, so ist es ohne weiteres klar, daß die 
Strafrechtsvergleichung ausscheiden muß. Legt man aber, wie das 
Köhler anscheinend tut, das Hauptgewicht auf den »geltenden« Normen- 
und Gesetesbestand, so würde die Strafrechtsvergleichung oder 
richtiger wohl die vergleichende Strafrechtswissenschaft, soweit sie dog- 
matische Zwecke verfolgt, auch im Sinne Köhlers ausscheiden, während 
sie als geschichtliche oder rechtspolitische Wissenschaft — und diese 
Funktionen überwiegen ihre dogmatische Aufgabe bei weitem '*) — nach 
obiger Begriffsbestimmung allerdings als Hilfswissenschaft im technischen 
Sinne zu gelten hätte. Dann müßte Köhler aber folgerichtigerweise auch 
Rechtsgeschichte und Rechtsphilosophie als kriminalistische Hilfswissen- 
schaften bezeichnen. Er tut dies aber nicht und mit gutem Sinne, da 
diese Hilfswissenschaften wie auch die vergleichende Strafrechtswissen- 
schaft ganz andere Aufgaben zu erfüllen haben und mit ganz anderen 
- Methoden arbeiten als die kriminalistischen Hilfswissenschaften im engeren 
Sinne. | 

Noch nach einer anderen Seite hin muß den Ausführungen Köhlers 
entgegengetreten ‚werden. Er grenzt die Hilfswissenschaften im engeren 
technischen Sinne von den Hilfswissenschaften im weiteren Sinn zutreffend 
durch ihre Zweckbestimmung ab. Nicht; recht verständlich aber ist es, 
wenn er die Chemie dann nur als eine Hilfswissenschaft im weiteren Sinne 
gelten lassen will, während er mit Recht keinen Anstand nimmt, bei- 
spielsweise die gerichtliche Medizin und die Kriminalpsychologie zu den 
Hilfswissenschaften im technischen Sinne zu zählen. — Genau so wie 
die Chemie könnte man auch der Medizin oder der Psychologie die An- 
erkennung als Hilfswissenschaften im engeren Sinne versagen, da diese 
Wissenschaften in ihrem gesamten Umfange zweifellos nicht den Zweck 
haben, unsere Kenntnis von Verbrechen und Strafe nach einer anderen 
als der rechtlichen Seite zu fördern. Da die sämtlichen Hilfswissen- 
schaften Teilwissenschaften sind, kann es darauf aber nicht ankommen. 
Maßgebend ist vielmehr nur zweierlei: Einmal, ob ein Teil der be- 
treffenden Hilfswissenschaft im weiteren Sinne diese Zweckbestimmung 
hat, und ob dieser Teil von solcher Bedeutung ist, daß sich seine Aus- 
scheidung als selbständige Teilwissenschaft rechtfertigt. Beide Voraus- 
segungen sind aber zweifellos bei der gerichtlichen Chemie in dem- 
selben Maße erfüllt wie bei der gerichtlichen Medizin und der Kriminal- 
psychologie. Auch vom Standpunkt Köhlers aus muß also die gericht- 
liche Chemie als Hilfswissenschaft im technischen Sinne anerkannt werden. 
Nicht folgerichtig ist es jedenfalls, ihr die Anerkennung zu versagen, ge- 
richtliche Medizin und Kriminalpsychologie dagegen als solche gelten 
zu lassen. 


16) Vgl. Hellwig, »Weltkrieg und vergleichende Rechtswissenschaft« (»Blätter 
für vergleichende Rechtswissenschaft« 12 Sp. 279 ff.) 
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Der Kreis der kriminalistischen Hiliswissenschaften in diesem Sinne 
deckt sich nicht mit denjenigen Hilfswissenschaften naturwissenschaft- 
lichen‘ Charakters, ohne deren Beherrschung der praktische Krimi- 
nalist nicht imstande ist, seiner Aufgabe gerecht zu werden. Es gibt 
vielmehr kriminalistische Hiliswissenschaften, die nur von besonderen 
Sachverständigen beherrscht werden können, und solche, für die es be- 
sondere Sachverständige nicht gibt, die daher yon den Organen der 
Strafrechtspflege selbst nicht nur in ihren Grundzügen, sondern auch in 
ihren Einzelheiten beherrscht werden müssen. Diejenigen Hilfswissen- 
schaften dagegen, die wie die gerichtliche Medizin oder die gerichtliche 
Psychiatrie so umfassend sind, daß sie zu ihrer Beherrschung ein um- 
fassendes und eingehendes Studium erforderlich machen, können von 
dem Richter im allgemeinen nicht ausreichend beherrscht werden, um 
imstande zu sein, sich selbst ein sachverständiges, zuverlässiges Urteil 
über die einschlägigen Fragen zu bilden. Dagegen muß man allerdings 
die Forderung aufstellen, daß der Richter und die anderen Organe der 
Strafrechtspflege — wenn auch nicht alle Organe in gleichem Umfange — 
diese Hilfswissenschaften wenigstens in ihren Grundzügen beherrschen, 
um imstande zu sein, zu erkennen, wo die Hilfe eines Sachverständigen 
nötig oder nüßlich ist, und um den Gutachten der Sachverständigen mit 
vollem Verständnis folgen zu können. Wünschenswert wäre es freilich, 
daß die Organe der Strafrechtspflege auch mit sämtlichen Hilfswissen- 
schaften im weiteren Sinne, wenigstens in ihrem Grundgedanken, ver- 
traut wären — erfüllbar ist dieser Wunsch aber nicht. Unerreichbares 
darf man auch vom Richter nicht verlangen, sonst macht man die Richter 
auch in denjenigen Disziplinen nicht sachverständig, in denen sie es sein. 
könnten und sein müßten. Wir wollen nicht Dilettanten in allen mög- 
lichen Zweigen des Wissens haben, sondern Fachleute; Fachleute 
aber nicht nur, wie dies bislang üblich ist, in der Kriminalrechtswissen- 
schaft und überhaupt in der Rechtswissenschaft, sondern ebenso sehr 
auch in der Kriminalwissenschaft, in den kriminalistischen Hilfswissen- 
schaften im technischen Sinne. 

Heimberger hat als »Hiliswissenschaften des Strafrechts« diejenigen 
Wissenschaften bezeichnet, »die mit der Strafrechtspflege unmittelbar im 
Zusammenhang stehen«. Er hat dies dann dahin erläutert, daß er die- 
jenigen Wissenschaften meine, »ohne deren selbständige Kenntnis der 
Beamte der Strafrechtspflege nicht in der Lage ist,, seine Aufgabe pflicht- 
gemäß und erfolgreich zu erfüllen; Wissenschaften, deren Ergebnisse 
ihm nicht erst im konkreten Fall durch Sachverständige in allen ihren 
Einzelheiten übermittelt werden dürfen, um ihn zur Würdigung und 
Entscheidung einer strafrechtlichen Frage zu befähigen«!'). Er rechnet 


11) Heimberger, Vortrag auf der Versammlung der IKV. in Kopenhagen im 
August 1913 (Mitteilungen der IKV.« 20 529). 
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zu diesen Hilfswissenschaften nicht nur Kriminalanthropologie, Kriminal- 
psychologie, Kriminalstatistik, Kriminalistik und Gefängniskunde, sondern 
auch die gerichtliche Medizin und die Kriminalpsychiatrie. 

Der Kreis der Hilfswissenschaften im technischen Sinne, wie ihn 
Heimberger abgrenzt, deckt sich also mit der Kriminalwissenschaft in 
unserem Sinne. Die von Heimberger gegebene Begriffsbestimmung 
kann aber nach dem, was wir oben ausgeführt haben, als zutreffend 
nicht anerkannt werden. 

Mögen der Richter und die anderen Organe der Strafrechtspflege auch 
imstande sein, die Grundzüge der gerichtlichen Medizin und der ge- 
richtlichen Psychiatrie zu beherrschen, so daß sie imstande sind, in 
einfacheren Fragen, die bei einem konkreten Fall auftreten, -ohne Hinzu- 
ziehung eines Sachverständigen das Rechte zu treffen, und mag auch 
zugegeben werden, daß man eine derartige Kenntnis beider Hilfs- 
disziplinen jedenfalls von dem Richter auch verlangen muß, so kann doch 
andererseits nicht übersehen werden, daß, von ganz seltenen Ausnahme- 
fällen abgesehen, der Richter auch bei verhältnismäßig sehr sorgsamer Aus- 
bildungin diesen Disziplinen vom Standpunkte des erfahrenen Gerichtsarztes 
und des geschulten Psychiaters aus doch immer nur ein Laie bleiben wird 
und bleiben kann. In allen irgendwie verwickelten Fragen wird gerade 
derjenige Richter, der mit den Grundzügen der gerichtlichen Medizin 
und der gerichtlichen Psychiatrie vertraut ist, und der deshalb der 
Grenzen seiner Kenntnis sich besser bewußt ist, und der leichter die 
Schwierigkeiten des Falles sieht, nicht wagen, sich eine Überzeugung 
zu bilden, ohne vorher das Gutachten eines wirklichen Sachverständigen 
eingeholt zu haben. Wenn die von Heimberger gegebene Begriffs- 
bestimmung richtig wäre, so müßten infolgedessen gerichtliche Medizin 
und gerichtliche Psychiatrie ausscheiden. 

Aber auch die Kriminalstatistik dürfte streng genommen nicht unter 
diese Begriffsbestimmung fallen. Ihre Kenntnis ist für den Strafrichter 
allerdings von Wert, und auch wir fordern, daß der Strafrichter mi- 
ihren Ergebnissen vertraut sei, aber nicht aus praktischen Gründen, 
sondern aus wissenschaftlichen. Die Ergebnisse der Kriminalstatistik 
müssen den Strafrichter zweifellos in hohem Grade interessieren, wenn 
anders er sein Amt nicht rein handwerksmäßig ausfüllen will. Für die 
Entscheidung der Tatirage und die Entscheidung der Straffrage — die 
Entscheidung der Rechtsirage scheidet ja ohne weiteres aus — wird 
ihm auch die eingehendste Kenntnis der Kriminalstatistik nicht die 
geringsten Anhaltspunkte bieten können. Dasselbe gilt natürlich auch 
für die anderen Organe der Strafrechtspflege. Heimberger dürfte daher 
die Kriminalstatistik überhaupt nicht zu den kriminalistischen Hilfs- 
wissenschaften zählen. 

Gegen die Begrifisbestimmung Fingers läßt sich nichts einwenden. 
Er geht davon aus, daß neben der juristischen Betrachtung des Ver- 
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brechens durch das Strafrecht auch noch eine andere Betrachtungsweise 
in Betracht komme, nämlich die Betrachtung des Verbrechens als 
wichtige Erscheinung des sozialen Lebens: »Die Wissenschaft, die zum 
Gegenstande hat die Erörterung der das Verbrechen (als soziale Er- 
scheinung) erzeugenden individuellen und sozialen Faktoren, die mögliche 
Art der Bekämpfung des Verbrechertums usw. ist die Kriminalpolitik« '*). 
Wenn er tatsächlich, wie es hiernach scheint, nicht nur die Lehre von 
den Ursachen des Verbrechens, sondern auch von der Bekämpfung des 
Verbrechens unter dieser Bezeichnung versteht, so ist es ungenau, wenn 
er nur die Kriminalanthropologie (wohl die Kriminalpsychologie in 
meinem Sinne mitumfassend) und die Kriminalsoziologie als Teile der 
»Kriminalpolitik«e bezeichnet, dagegen die Pönologie und die Kriminalistik 
nicht miterwähnt. Ob er le&gtere aber überhaupt mit umfassen will, ist 
nicht zweifelsfrei. Möglicherweise will er die Kriminalistik als Hilfs- 
wissenschaft des Strafprozeßrechts ausscheiden. Ob gerichtliche Medizin, 
gerichtliche Chemie und gerichtliche Psychiatrie, die ja auch mit zur 
»Kriminalistik<e im weitesten Sinne zählen, mitumfaßt werden sollen 
— die Begriffisbestimmung würde jedenfalls nicht dagegensprechen —, 
muß gleichfalls dahingestellt bleiben. Wie dem aber auch sei: Die 
Bezeichnung der Gesamtheit dieser Hilfswissenschaften als Kriminal- 
politik ist auch zum mindesten ungewöhnlich. 

Da es sich bei der Kriminalwissenschaft um eine nicht- juristische 
Betrachtung des Verbrechens und seiner Bekämpfung handelt, kann es 
nicht gebilligt werden, wenn v. Lilienthal in seinem Grundriß des Straf- 
rechts in der Lehre vom Tatbestand des Verbrechens auch die 
Kriminologie behandelt '’). Dagegen ist natürlich nichts einzuwenden, 
wenn v. Liszt diese Lehre in der Einleitung seines Lehrbuchs kurz 
erörtert °°). 

Nicht ganz klar ist es, wenn v. Liszt in seinem Lehrbuch bemerkt, 
»über das geltende Strafrecht hinaus« führe uns die Erkenntnis der Strafe 
als eines in die Hand des Staates gelegten Mittels zur Bekämpfung des 
Verbrechens. Diese Erkenntnis lege uns die Frage nach dem Rechts- 
grund und den Zielen der staatlichen Strafgewalt, aber auch nach dem 
Ursprung und der Eigenart des Verbrechens nahe. Die wissenschaitliche 
Lösung dieser Frage sei die Aufgabe der auf Kriminologie und Pöno- 
logie gestüßten Kriminalpolitik. Sie gebe uns den Maßstab für die 
Wertschäßung des Rechts, welches gelte, und sie decke uns das Recht 
auf, welches gelten sollte; aber sie lehre uns auch, das geltende Recht 


18) Finger, »Lehrbuch des deutschen Strafrechts« (Berlin 1904) 1 31. 

1) v, Lilienthal, »Grundriß zu Vorlesungen über deutsches Strafrechte, 3. Auil. 
(Marburg 1908), Buch II (Das Verbrechen), Kap. I (Der Tatbestand des Verbrechens), 
§ 12 (Begriff und Ursachen des Verbrechens). 

3) v. Liszt, -Lehrbuch des deutschen Strafrechts:, 19. Aufl. (Berlin 1912). S. 2. 
Archiv. Bd. 66. 35 


= 
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aus seinem Zweck heraus zu verstehen und seinem Zweck gemäß im 
Einzelfall anzuwenden ?!). | 

Der Nachdruck, den v. Liszt hier áuf die Bedeutung der Kriminal- 
politik für das Verständnis des geltenden und für die Schaffung des 
künftigen Rechts legt, könnte zu der Ansicht verleiten, daß die krimi- 
nalistischen Hilfswissenschaften nur über das »geltende« Recht hinaus- 
führten, daß sie aber künftig Bestandteile der Rechtswissenschaft sein 
würden. | 

In Wirklichkeit aber verkennt v. Liszt keineswegs, daß die krimi- 
nalistischen Hilfswissenschaften, in so engem Zusammenhange sie auch 
mit der Kriminalrechtswissenschaft stehen, doch nie und nimmer zu der 
Kriminalrechtswissenschaft zählen werden. Das hat er mit aller 
wünschenswerten Klarheit schon vor dreißig Jahren mit folgenden 
Worten zum Ausdruck gebracht: »Die Strafrechtswissenschaft umfaßt 
allerdings dem Wortlaut nach nur die rechtliche Betrachtung von 
Verbrechen und Strafe. Schädel- und Temperaturnessungen am Ver- 
brecher sind nicht Rechtswissenschaft; und die Verfasser der Reichs- 
kriminalstatistik treiben nicht Jurisprudenz, wenn sie ihre Zahlenreihen 
ordnen und erläutern. Das habe ich niemals bestritten. Aber darum 
handelt es sich auch gar nicht. Die Frage ist lediglich die: Mit welchem 
zusammenfassenden Ausdruck können wir Strafrecht und Kriminalpolitik 
umschreiben? Die Franzosen sprechen von sciences pénales, der 
Italiener von den scienze penali. Diese Bezeichnung ist vorzüglich; 
aber sie läßt sich ins Deutsche nicht übertragen ??). Ich kann unmöglich 
für die »straflichen Wissenschaften«e Freunde werben. Man hat die 
Ausdrücke Kriminologie (Garofalo) und Pönologie (Lieber sowie die 
englische und amerikanische Literatur unserer Tage) vorgeschlagen; 
beide sind zu eng‘®). Der erste umfaßt die Strafe nicht, und der zweite 
spricht nicht von Verbrechen. Daher scheint nichts anderes übrig zu 


41) v, Liszt, »Lehrbuch« S. 2. - 

22) Der französische und italienische Ausdruck könnte meines Erachtens sehr 
gut als »Strafwissenschaften« (nämlich als Lehre von der Strafe nach ihrer recht- 
lichen und ihrer außerrechtlichen Seite) übersegt werden. Für einen Gewinn würde 
ich aber diesen Ausdruck nicht halten, wie ich auch im Gegensaß zu v. Liszt 
das französische und italienische Vorbild keineswegs für vorzüglich halte. Dagegen 
spricht genau dasselbe, was v. Liszt weiter unten gegen den Ausdruck Pöno- 
logie zur Kennzeichnung des Gesamtkomplexes anführt, nämlich die einseitige 
Betonung der Strafe. Das logische und historische Prius ist das Verbrechen. 
Die Pönologie beruht auf der Kriminologie; daher halte ich es für richtiger, auf 
das Verbrechen das Hauptgewicht zu legen und von »Kriminalwissenschaft« zu 
sprechen. 

28) yv, Liszt übersieht dabei ganz, daß genau der gleiche Vorwurf auch der 
französischen und englischen Bezeichnung zu machen ist, und daß Strafrechts- 
wissenschaft genau so wie gesamte Strafrechtswissenschaft dem Wortsinne nach 
nur die Lehre von der Bekämpfung des Verbrechens durch die Strafe bedeutet, 
nicht aber zugleich auch die Lehre vom Verbrechen. 
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bleiben, als den Ausdruck »Strafrechtswissenschaft« beizubehalten, so 
wenig bezeichnend er ist; und durch Beifügung des Wortes »gesamte« 
Strafrechtswissenschaft seiner engeren Bedeutung zu entkleiden **) 

Wenngleich v. Liszt sich vollkommen klar darüber ist, daß die krimi- 
nalistischen Hiliswissenschaften keine juristischen Disziplinen sind, so 
ist die von ihm gewählte zusammenfassende Bezeichnung für die Straf- 
rechtswissenschaft und Strafvollzugsrechtswissenschaft einerseits, für die 
Kriminologie und die Pönologie andererseits nicht glücklich gewählt, da 
sie irreführt. Er erwähnt bei seinen Erörterungen überdies weder das 
Strafprozeßrecht noch die Kriminalistik. Das erklärt sich daraus, daß 
seine Ausführungen sich nur auf die das materielle Strafrecht ergänzenden 
Hilfswissenschaften beziehen. Es leuchtet aber ein, daß auch die 
Kriminalistik als die Hilfswissenschaft des Strafprozeßrechts zu den 
Hilfswissenschaften des Kriminalrechts gehört. Die zahlreichen Ab- 
handlungen strafprozeßrechtlichen Inhalts, die in der Lisztschen Zeit- 
schrift erschienen sind, beweisen auch, daß »Strafrechtswissenschaft« im 
Titel im weiteren Sinne, also das Strafprozeßrecht mitumfassend, auf- 
zufassen ist. Da auch gar mancher Beitrag aus der Kriminalistik schon 
in den Spalten dieser Zeitschrift erschienen ist, kann hierdurch ohne 
weiteres die Bezeichnung :gesamte Strafrechtswissenschaft« als auch 
auf das Strafprozeßrecht und die Kriminalistik ausgedehnt gelten. Der 
oben gemachte Einwand gegen diese Bezeichnung bleiht aber nach wie 
vor bestehen. 

Zu Mißverständnissen kann auch die Bemerkung Aschaffenburgs 
Anlaß geben, das Strafrecht sei ebensosehr ein Zweig der Rechtswissen- 
schaft wie der angewandten Psychologie °®). 

Nach dem Inhalt seines Aufsages kann wohl kein Zweifel darüber 
bestehen, daß er damit lediglich sagen will, die Organe der Strafrechts- 
pflege könnten ihrer Aufgabe nicht Herr werden, wenn sie lediglich 
über juristische Kenntnisse verfügten; sie bedürften ebensosehr psycho- 
logischer Kenntnisse wie rechtlicher. Dem wäre natürlich vollkommen 
beizustimmen. Aschaffenburg hätte dann aber richtiger von der Straf- 
rechtspflege statt vom Strafrecht gesprochen. Man könnte auch noch 
in einem anderen Sinne jenen Ausspruch verstehen. Das Strairecht, als 
der Inbegriff der Normen über Verbrechen und ihre Bekämpfung, ver- 
folgt bestimmte Zwecke. Die Strafandrohung will aufklären, warnen, 
abschrecken, der Strafvollzug unter anderem auch bessern. Ob diese 
Zwecke erfüllt werden können, das hängt allerdings nicht von juristi- 
schen Erwägungen ab, sondern von psychologischen Vorausseßungen. 
Insofern kann man sagen, daß der Gesetgeber und, soweit die Ver- 
wirklichung der Straidrohung durch Urteil und Strafvollzug in Frage 


3) v, Liszt in der »Z. f. ges. StrW.« 9 455. 
3) Aschaffenburg, »Verbrecherkliniken. Ein Vorschlag zur psychologischen 
Ausbildung der Strafrichter« (Mitteilungen der IKV.« 21 205). 
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kommt, auch derRichter und derStrafvollzugsbeamte psychologisch geschult 
sein müssen. Sowohl bei der gesetgeberischen Gestaltung des Straf- 
rechts als auch bei seiner Konkretisierung im Einzelfall durch Richter 
und Strafvollzugsbeamten sind psychologische Kenntnisse erforderlich. 
Man kann insofern sagen, daß nicht nur die Rechtswissenschaft, sondern 
auch die Psychologie sich mit dem Strafrecht zu befassen habe. Ein 
Zweig der angewandten Psychologie wird aber das Strafrecht oder viel- 
mehr die Strafrechtswissenschaft dadurch ebensowenig, wie die Psycho- 
logie, soweit sie sich mit dem Strafrecht befaßt, dadurch ein Zweig der 
Strafrechtswissenschaft wird. 

Da nicht scharf genug zwischen Strafrecht und Psychologie oder all- 
gemeiner zwischen Kriminalrechtswissenschaft und den naturwissen- 
schaftlichen kriminalistischen Hilfswissenschaften im engeren Sinne ge- 
schieden werden kann, kann es auch nicht gebilligt werden, wenn 
Hans Groß nach der zutreffenden Bemerkung, die Methode der 
Kriminalistik sei naturwissenschaftlich, fortfährt: »Will das Strafrecht die 
Kriminalistik als einen Teil ihres Wesens ansehen, dann hat lettere 
allerdings naturwissenschaftliche Methode in erstere hineingetragen, ob 
zu ihrem Schaden, bleibe unerörtert. Will das Strafrecht die Krimi- 
nalistik nicht als integrierenden Bestandteil aufnehmen, dann muß sie 
ihr auch ihre eigene Methode lassen; die Erkenntnisse, welche die 
Kriminalistik gefunden, und ihre Verwertung kann die eigentliche straf- 
rechtliche Disziplin nicht abweisen« °’). 

Hans Groß übersieht dabei, daß es gar nicht im Belieben des Straf- 
rechts, oder richtiger der Strafrechtswissenschaft, liegt, ob sie die 
Kriminalistik — und dasselbe gilt für die übrigen kriminalistischen 
Hilfswissenschaften — als integrierenden Bestandteil aufnehmen will 
oder nicht. Die Kriminalistik wird auch dann, wenn sie — was hoffent- 
lich nicht mehr allzu lange dauern wird — jedenfalls an den größeren 
` Universitäten gelehrt werden wird, und zwar in der juristischen Fakul- 
tät, und auch dann, wenn Kenntnisse in ihr als ganz selbstverständlich 
für jeden Juristen, wenigstens für jeden Kriminalisten, gelten werden, 
doch niemals ein Zweig der Kriminalrechtswissenschaft werden. Auch 
die gerichtliche Medizin und die gerichtliche Psychiatrie, die schon seit 
langem auch Juristen in besonderen Vorlesungen vorgetragen werden, mit- 
unter sogar inPilichtvorlesungen, sind dadurch nicht Bestandteile der Krimi- 
nalrechtswissenschait geworden. Die Kriminalistik und die anderen krimi- 
nalistischen Hilfswissenschaften tragen also keineswegs die naturwissen- 
schaftliche Methode in die Jurisprudenz hinein und können das auch 
nicht, einmal, weil sich die kriminalistischen Hilfswissenschaften gar nicht 
mit dem Recht befassen, sondern nur mit Gegenständen unjuristischen 


2) Hans Groß, »Handbuch für Untersuchungsrichter als System der Kriminalistike«, 
5. Aufl. (München 1908), Vorwort S. VII. 
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Charakters, die für die Strafrechtspflege allerdings von Interesse sind, 
und zweitens, weil die Rechtswissenschaft in dem oben entwickelten 
Sinne der naturwissenschaftlichen Methode gar nicht zugänglich ist. 
Andererseits läßt sich natürlich nicht bestreiten, daß die Strafrechtspflege 
und wohl auch die Strafrechtswissenschaft die durch die Kriminalistik 
und überhaupt durch die kriminalistischen Hilfswissenschaften ge- 
wonnenen Ergebnisse nicht von sich abweisen darf oder auch nur kann. 

Wachenfeld erkennt richtig, daß es sich bei den kriminalistischen 
Hilfswissenschaften — die Kriminalistik als Hilfswissenschaft der Straf- - 
prozeßrechtswissenschaft erwähnt er dabei in seiner Übersicht nicht — 
um Hilfswissenschaften handelt, nicht um Teile der Strafrechtswissen- 
schaft. Er faßt diese Hilfswissenschaften und die Strafrechtswissen- 
schaft??) zusammen als Kriminalwissenschaft. Er gebraucht das Wort 
also in einem anderen Sinne als ich. Falsch ist aber die Begründung, 
mit der er zu beweisen versucht, daß es sich bei den kriminalistischen 
Hilfswissenschaften eben nur um Hilfswissenschaften handele, nicht um 
selbständige Wissenszweige. Er sagt nämlich, gegen die Verbindung 
dieser Hilfswissenschaften mit der Strafrechtswissenschaft zu einer 
Kriminalwissenschaft sei so lange nichts einzuwenden, als man nicht, 
wie es leider vielfach geschehe, das Strafrecht den übrigen Wissen- 
schaften gegenüber zurückdränge oder gar ausscheide: »Denn jene 
Wissenschaften haben keine selbständige Existenzberechtigung. Sie 
hängen ab von dem Strafrecht als dem Recht für ein bestimmtes Staats- 
gebilde. Es gibt kein Verbrechen und keine Verbrecher in abstracto. 
Was man Verbrechen nennt, ist nur die Übertretung des Gesetjes eines 
bestimmten Staates, und nur derjenige ist Verbrecher, der dieses Gesetß 
übertritt... Jene Disziplinen sind wichtige Hiliswissenschaften des 
Strafrechts. Sie fördern das Verständnis des geltenden Rechts und 
liefern wertvolle Bausteine zum Aufbau des künftigen Rechts. Aber 
sie sind . . . nichts weiter als Hilfswissenschaften und nehmen keine 
andere Stelle ein als Geschichte, Philosophie, gerichtliche Medizin und 
Psychiatrie: ®*). 

Wenn Wachenfeld sagt, worauf der Schluß seiner Ausführungen hinzu- 
deuten scheint, daß die kriminalistischen Hilfswissenschaften der Straf- 
rechtswissenschaft gegenüber keine andere Rolle als die einer Hilfs- 
wissenschaft spielen könnten, daß sie ihr gegenüber niemals selbständig 
werden könnten, so ist dem natürlich von unserem Standpunkt aus 
vollkommen beizustimmen. Wenn er aber der Kriminalwissenschaft 
in unserem Sinne als solcher — also nicht in Beziehung auf die Kriminal- 


21) Er definiert die Strafrechtswissenschaft als »Lehre von Verbrechen und Strafe 
in ihrem Zusammenhang«. Daß es sich hier um die juristische Betrachtung 
von Verbrechen und Strafe handelt im Gegensaß zur naturwissenschaftlichen, 
kommt hierbei nicht klar genug zum Ausdruck. 

2) Wachenfeld, Lehrbuch des deutschen Strafrechtse (München 1914) S. 1f. 
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rechtswissenschaft — den Charakter einer selbständigen Wissenschaft 
absprechen sollte, so kann ich dem nicht beitreten. 

Unbestreitbar besteht ein sehr inniger Zusammenhang zwischen der 
Kriminalrechtswissenschaft und der Kriminalwissenschaft. Das Forschungs- 
gebiet der Kriminalwissenschaft erstreckt sich nur auf diejenigen Hand- 
lungen und diejenigen Persönlichkeiten, die verbrecherisch im Sinne 
des Strafrechts sind, sowie auf ihre Bekämpfung mit den rechtlich zu- 
lässigen Mitteln. Ich stimme durchaus mit Wachenfeld darin überein, 
daß es einen natürlichen Verbrecherbegriff nicht gibt. Alle Versuche, 
einen solchen zu konstruieren, sind ergebnislos geblieben und mußten 
ergebnislos bleiben. Die kriminalistischen Hilfswissenschaften müssen 
daher mit demselben Verbrechensbegriff arbeiten wie das Kriminalrecht. 

Anderer Meinung sind offenbar Zafita und Strafella, die beiden 
Schüler von Groß. Sie vertreten die Ansicht, daß es geborene Ver- 
brecher gebe, und daß diese die :eigentlichen: Verbrecher seien, das 
heißt, daß nur sie Verbrecher im Sinne der Kriminalanthropologie seien. 

Zafita sagt in einer größeren Arbeit, die manchen beachtenswerten 
Gedanken enthält: »Der eigentliche Verbrecher ist gegen jede soziale 
Strafandrohung und Strafvorstellung unempfindlich ; das scheint mir auch 
das wesentlichste und primäre Merkmal des eigentlichen Verbrechers 
zu sein... Jedes Mitglied der menschlichen Gesellschaft ist bis zu 
: einem gewissen Grade kriminell veranlagt, was aus der doppelseitigen 
psychischen Natur des Individuums hervorgeht. Der konträre Gegen- 
sat beherrscht die ganze Welt, und es ist von ihm auch der einzelne 
nicht ausgenommen. In jedem Menschen stoßen die positiven und 
negativen, lebenserhaltenden und -zerstörenden Strebungen aufeinander. 
Aber man wird deshalb nicht sagen können, daß jeder von uns ein 
Verbrecher ist. Wir können im Gegenteil auf Grund der obigen Fest- 
stellung eine strenge Unterscheidung vornehmen und in dem Vorwiegen 
von positiven oder negativen Triebelementen das Scheidungsmoment 
von sozialen und verbrecherischen Individuen erblicken. Jene sind die ` 
normalen Durchschnittsmenschen, an deren Erhaltung die Gesellschaft 
ein eminentes Interesse hat; diese, die eigentlichen Verbrecher, die 
kranken Zweige am gesunden Stamm. Das Vorwiegen der negativen 
Triebelemente in ihnen kommt in der Nichtempfindlichkeit gegen die 
Strafvorstellung zum Ausdrucke, welche normal das Hemmnis gegen 
die Betätigung dieser Triebe ist. Er sagt dann, es widerstrebe uns 
zum Beispiel, einen Bauernburschen, der bei einer harmlosen Rauferei 
seine rohe Kraft äußere und bei dieser Gelegenheit den Gegner er- 
schlage, und der deshalb wegen des Verbrechens des Totschlages ver- 
urteilt werde, als Verbrecher zu bezeichnen. Er habe weder eine über 
das Raufen hinausgehende feindliche Absicht gehegt, noch bei seinem 
Beginnen an eine Strafe gedacht; es habe also auch zu keiner 
Hemmungsvorstellung kommen können. Er sei deshalb kein Ver- 
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brecher im kriminalanthropologischen Sinne ?”). An einer späteren Stelle 
unterscheidet er dann innerhalb »der sogenannten Verbrecher: zwei 
Gruppen: Erstens nämlich die eigentlichen Verbrecher und zweitens 
die uneigentlichen Verbrecher, die zu den sozialen Individuen ge- 
hören: »Der eigentliche Verbrecher ist ein Individuum, dem es an jener 
seelischen Dispositionsgrundlage, die wir soziales Bewußtsein nennen, 
mangelt, und der infolgedessen den Hemmungsvorstellungen gegen Ver- 
brechensbegehung unzugänglich ist. Der uneigentliche Verbrecher ist 
ein Individuum, das auf Grund des sozialen Bewußtseins den Hemmungs- 
vorstellungen zugänglich ist, und der nur deshalb zum Verbrecher 
wurde, weil es im konkreten Falle (infolge der psychischen Unmittel- 
barkeit des Handelns) zu solchen Hemmungsvorstellungen nicht ge- 
kommen ist. (Hierher gehören zum Beispiel Affektmörder, Notstands- 
diebe usw.) 2°). | 

In ähnlichem Sinne äußert sich auch Strafella, nur noch etwas deut- 
licher. Er sagt, der sozial Degenerierte, der trog seiner Zugehörigkeit 
zur Gemeinschaft, zur Herde, der als Herdentier gegen die allgemein 
- anerkannten Interessen der Gesellschaft handle, sei der Verbrecher, der 
wirkliche Verbrecher:, der »Verbrecher im kriminalanthropologischen 
Sinne«, gleichgültig, ob er schon bestraft worden sei oder nicht: »Den 
sozial Degenerierten kennzeichnet einzig und allein sein asoziales oder 
antisoziales Wesen -— ob er dieses Wesen schon zu betätigen in die 
Lage kam oder nicht, muß von unserem Standpunkte aus selbstver- 
ständlich vollständig gleichgültig sein. Da dieser wirkliche Verbrecher 
diese sozial degenerative Anlage mit auf die Welt bekommen habe, 
könnten wir ihn auch den »geborenen Verbrecher« nennen. Eine Ab- 
grenzung der Verbrecherqualität gegenüber den Strafgesegen müsse 
vorgenommen werden: »Wir zählen zum Beispiel nicht zu den Ver- 
brechern Leute, die aus Mitleid, Zorn, im Affekt, aus Not eine Tötung 
oder ein anderes Delikt begangen haben; wir zählen nicht zu Ver- 
brechern Leute, die in ehrlicher Überzeugung oder aus Vorurteilen einer 
gewissen sosialen Gruppe Verbrechen begingen, zum Beispiel politische 
Verbrecher, Duellanten, Raufer, Wilddiebe, wir zählen hier auch viele 
nicht dazu, die schlechtem Beispiele, der Verführung und gewissem 
Zwange zum Opfer fielen. Wir nennen aber viele Verbrecher im 
kriminalanthropologischen Sinne — also eigentliche Verbrecher, die auch 
Verbrecher im strafgese&lichen Sinne würden, wenn sie in schlechtere 
Verhältnisse kämen, zum Beispiel den reichen Nichtstuer, der sein 
Lebenlang von einem Ort zum anderen fährt, der in schlechten Ver- 
hältnissen gewiß als Landstreicher ein Vagabunden- und Diebesleben 
führen würde; wir rechnen aber auch alle dazu, die nicht erwischt 


39) Zafita, »Zur Theorie des polizeilichen Erkennungswesens« (»Archiv für 
Kriminalanthropologie« 62 357 f.). 
20) Ebendort S. 366 f. 
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wurden, alle, die abscheuliche Niederträchtigkeiten begehen, sie aber 
in einem Maße zu halten wissen, das nicht in den Rahmen des Straf- 
geseges fällt«®?"). 

Zafita sowohl als Strafella unterscheiden also zwei Gruppen von 
Verbrechern: Einmal den eigentlichen Verbrecher, den geborenen Ver- 
brecher, den Verbrecher im Sinne der Kriminalanthropologie ; zweitens 
den uneigentlichen Verbrecher, der zwar im Sinne der Strafgesete, nicht 
aber im Sinne der Kriminalanthropologie ein Verbrecher ist. Zu den 
»Verbrecherns im Sinne der Kriminalanthropologie rechnen sie auch 
Leute, die mit dem Strafgeseg überhaupt noch nicht in Konflikt ge- 
kommen sind oder von denen dies wenigstens nicht nachgewiesen ist. 
Gegen diese legte Annahme läßt sich an sich nichts einwenden. Denn 
natürlich ist auch derjenige, der sich gegen die Strafgesete vergeht, 
ohne erwischt zu werden, ein Verbrecher. Die Kriminalanthropologie 
aber, die sich mit den körperlichen Merkmalen der Verbrecher befaßt, 
oder, wenn man sie, wie dies Zafita und Strafella offenbar tun, im 
weiteren Sinne nimmt, außerdem die Psychologie der Verbrecher 
studiert, kann mit denjenigen Verbrechern, die nicht erwischt worden 
sind, nichts anfangen, da sie ihr als Studienobjekte nicht zur Verfügung 
stehen. Durchaus verkehrt ist es aber, auch Leute, die mit dem Straf- 
gese% überhaupt -noch nicht in Konflikt geraten sind, auch als »Ver- 
brechers zu bezeichnen, andererseits aber Leute, die strafbare Hand- 
lungen begangen haben, nicht als richtige »Verbrecher« anzusehen. Es 
muß das durch die verschiedenartige Verwendung ein und desselben 
Begriffs notgedrungen zu einer heillosen Verwirrung führen. Für den 
Begriff des »Verbrechers« in dem hergebrachten Sinne ist der juristische 
Wertmaßstab geltend: Verbrecher ist jeder, der sich gegen die Straf- 
geseße vergeht; irgendein ethisches Unwerturteil ist damit nicht ge- 
geben. Für den Begriff des »Verbrechers: im Sinne Zafitas und 
Strafellas dagegen ist ein Verstoß gegen die Strafgesege von keinerlei 
Bedeutung; maßgebend ist vielmehr eine gewisse psychische Artung, 
ihr angeborenes asoziales oder antisoziales Wesen. 

Das, was Zafita und Strafella als Verbrecher (im eigentlichen Sinne) 
bezeichnen, das ist etwas ganz anderes als was man sonst als Ver- 
brecher bezeichnet. Es hat immer was Mißliches, wenn alteingebürgerte 
Begriffe mit ganz anderer Bedeutung auf andere Wissenschaften über- 
tragen werden; ganz besonders ist dies der Fall dann, wenn enge 
sachliche Beziehungen zwischen den beiden Wissenschaften bestehen; 
ein Unding aber ist dies, wenn die eine der Wissenschaften zu der 
anderen im Verhältnis einer Hilfswissenschaft steht. Dies ist aber mit 
der Kriminalanthropologie und der Kriminalpsychologie der Fall. Die 


— aeea 


sı) Strafella, »Das Degenerative im- Verbrechen (»Archiv für Kriminologie« 
66 299 f.). Vgl. auch seinen Aufsat »Der sozial Primitive. Die Hilfsmittel des Ver- 
brechers und das Primitive an ihm« (ebendort 68 1 ff.). 
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Organe der Strafrechtspflege haben ein dringendes praktisches Interesse 
daran, über die körperliche und seelische Eigenart nicht nur eines be- 
stimmten Teiles der Verbrecher, sondern aller unterrichtet zu werden. 
Wenn nach einem ganz anderen Gesichtspunkt eine Menschengruppe 
herausgelöst und anthropologisch sowie psychologisch untersucht werden 
soll, so ist dagegen natürlich nichts einzuwenden, nur soll man diese 
Gruppe dann nicht auch »Verbrechers nennen und die sich mit ihrer 
zusammenfassenden kritischen Untersuchung befassende Wissenschaft 
nicht als Kriminalanthropologie bezeichnen. 

Auch davon aber abgesehen kann die Begrifisbestimmung des so- 
genannten »Verbrechers: im Sinne der sogenannten »Kriminalanthropo- 
logie« nicht als einwandfrei bezeichnet werden. 

Strafella bezeichnet als »geborenen Verbrecher« denjenigen sozial 
Degenerierten, der gegen die allgemein anerkannten Interessen der 
Gesellschaft »handelt«, bemerkt kurz darauf aber, es sei »selbstverständ- 
liche vollkommen gleichgültig, ob er sein asoziales Wesen schon »be- 
tätigt« habe. Das ist ein Widerspruch. Wenn es allerdings nur auf 
das asoziale Wesen ankommt, so ist die Betätigung an sich gleich- 
gültig: Wie aber soll das asoziale Wesen in einwandfreier Weise fest- 
gestellt werden? Ob es wirklich so »allgemein« anerkannte gesell- 
schaftliche Interessen gibt, daß kein Zweifel darüber bestehen kann, 
daß eine bestimmte, gegen sie verstoßende Handlung als asozial auf- 
zufassen ist? Die Abgrenzung der »Verbrechers in seinem Sinne gegen- 
über denjenigen, die sich nur gegen die Strafgeseße vergangen haben, 
aber nicht als »Verbrecher« in seinem Sinn aufzufassen sind, scheint 
mir doch sehr unbestimmt zu sein. Was versteht er unter Leuten, die 
aus ehrlicher Überzeugung oder aus Vorurteilen einer gewissen Gruppe 
strafbare Handlungen begehen? Kann bei ihnen nicht auch das »soziale 
Bewußtsein« fehlen? Handeln sie nicht auch gegen »anerkannte Inter- 
essen der Gesellschaft«? Ist dies zum_Beispiel nicht auch bei dem- 
jenigen der Fall, der etwa aus Mitleid. einen tödlich Erkrankten 

tötet? 

~ Sobald die Kriminalanthropologie ihren Forschungen einen anderen 
»Verbrecherebegriff zugrunde legt als die Kriminalrechtswissenschaft, 
verliert sie den festen Boden unter den Füßen. Auch wenn dies aber 
nicht der Fall wäre, müßte sie als Hilfswissenschaft der Kriminalrechts- 
wissenschaft abgelehnt werden, da ihr Forschungsgebiet und nicht nur 
ihre Forschungsmethode ein anderes ist. Sie könnte daher den an sie 
‚von der Kriminalrechtswissenschaft zu stellenden Anforderungen nicht 
genügen. Es müßte daher eine besondere neue Hilfswissenschaft ge- 
schaffen werden, welche zwar die gleiche Methode anwendet wie die 
Kriminalanthropologie in dem obigen Sinne, aber sich auf die »Ver- 
brecher« im juristischen Sinne erstreckt. Diese Hilfswissenschaft der 
Kriminalrechtswissenschaft hätte mehr Anspruch auf den Namen 
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Kriminalanthropologie als die von Strafella und Zafita irreführender- 
weise so genannte Wissenschaft °°). 

Ebenso wie die Kriminologie von dem juristischen Verbrecherbegriff 
auszugehen hat, ebenso haben auch die Kriminalistik und die Pönologie 
den juristischen Verbrecherbegriff ihren Untersuchungen zugrunde zu 
legen. Die Kriminaltaktik hat also beispielsweise nicht alle denkbaren 
brauchbaren Methoden zur Verfolgung und Überführung von Ver- 
brechern zu untersuchen, sondern nur die rechtlich zulässigen; ebenso 
hat sich die Pönologie nur mit den nach heutigem Recht zulässigen 
Mitteln der Verbrechensbekämpfung durch Strafe und sichernde Maß- 
nahmen zu befassen. Nun kann es allerdings sehr zweckmäßig sein, 
auch solche Methoden zu erforschen, die nach geltendem Recht nicht 
zulässig sind, um, wenn sie sich bewähren, eine Umgestaltung des 
Rechts herbeizuführen und dadurch auch einen Fortschritt in den 
Methoden der Kriminaltaktik und der Pönologie herbeizuführen. Dies 
ist aber nicht mehr Aufgabe der Kriminalwissenschaft als einer Hilfs- 
wissenschaft der Kriminalrechtswissenschaft, sondern Aufgabe einer be- 
sonderen Wissenschaft der Kriminalpolitik, zu der sowohl die Kriminal- 
rechtswissenschaft als auch die Kriminalwissenschaft Hilfswissenschaf- 
ten sind. 

IV. 


Es sei also nochmals betont, daß die kriminalistischen Hilfswissen- 
schaften im Verhältnis zur Kriminalrechtswissenschaft nur Hilfswissen- 
schaften sind?®). Ein Fehler aber wäre es, wenn man daraus schließen 
wollte, daß die Kriminalwissenschaft nichts als eine Hilfswissenschaft 
ist, daß sie jedes selbständigen Wertes als Wissenschaft entbehren 
müsse. Daß dies ein Trugschluß wäre, zeigt folgende Überlegung: 
Sowohl die theoretische Psychologie wie auch die Psychiatrie sind 
zweifellos Hilfswissenschaften der Kriminalpsychologie®*); es wird aber 


8:2) Auch v. Bechterew, »Das Verbrechertum im Lichte der objektiven Psycho- 
logie« (deutsch von Rosenthal, Wiesbaden 1914) S.8 weist darauf hin, daß eine 
Abgrenzung von »natürlichen« und »konventionellen« Verbrechen nicht möglich 
sei. Er identifiziert in seiner Arbeit, die das Verbrechen vom psychologischen 
Standpunkt aus betrachtet, das Verbrechen zutreffend mit den durch das Strafrecht 
verbotenen Handlungen. Maxwell, »Le concept social du crime« (Paris 1914), 
S. 30 ff., 43, erbringt den Nachweis, daß alle Versuche, eine allgemeine Begriffs- 
bestimmung des Verbrechens zu geben ohne Rücksicht auf das positive Strafrecht, 
gescheitert sind. »Verbrechen« muß nach ihm (S. 25) im juristischen Sinn ge- 
nommen werden: Crime- »tout fait, puni par les lois crites ou coutumieres d’une 
société politique«e. Vgl. auch Renda, »Concezione naturalistica e concezione 
giuridica dei delitto« (Psiche, I, 313 ff.). 

23) Nussbaum, »Die Rechtstatsachenforschung« (Tübingen 1914), S. 6, 8, 33, 
scheint derartigen Forschungen selbständige wissenschaftliche Bedeutung ab- 
sprechen zu wollen. 

244) Mezger, »Über Kriminalpsychologie« (»Archiv für Kriminalanthropologie« 
51 66 ff.). 
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niemand einfallen, daraus zu folgern, daß Psychologie und Psychiatrie 
nicht auch selbständige Wissenschaften seien. Jede Wissenschaft kann 
zu jeder anderen im Verhältnis einer Hilfswissenschaft stehen; troßdem 
kann sie aber unter Umständen auch eine selbständige Wissenschaft 
sein. Daß die Kriminalwissenschaft bei der Abgrenzung ihres Stoff- 
gebietes von dem der Kriminalrechtswissenschaft entlehnten Verbrecher- 
begriff ausgeht, schließt auch keineswegs aus, daß sie troßdem auch 
eine selbständige Wissenschaft ist. Sonst müßte man beispielsweise 
auch in Abrede stellen, daß die Psychiatrie eine selbständige Wissen- 
schaft sei, da sie mit dem von der Psychologie entlehnten Begriff der 
Seele arbeite und nur einen Teil des Seelenlebens, nämlich das von 
einem bestimmten Krankheitsgesichtspunkte als anormal zu bezeichnende, 
behandle. Kriminalpsychologie und Kriminalpsychiatrie haben die gleiche 
Forschungsmethode und — bis zu einem gewissen Grade — auch 
Gleichartigkeit des Forschungsmaterials. Das Forschungsmaterial deckt 
sich aber eben nur zum Teil, auch ist der Zweckgesichtspunkt, unter 
dem der Psychiater die seelischen Krankheitsprozesse der Verbrecher 
betrachtet, ein anderer als der, unter dem sie der Kriminalpsychologe 
betrachtet ®®). 

Ob die kriminalistischen Hilfswissenschaften auch selbständige 
Wissenschaften sind, das hängt davon ab, ob ihre Forschungen nur 
als Hilfsmittel der Kriminalrechtswissenschaft Sinn und Verstand haben 
oder ob sie auch selbständigen Erkenntniswert haben. Dies ist aber 
der Fall. 

Zu weit geht es allerdings, wenn Ottolenghi in einer Polemik gegen 
Reiß bemerkt, die Kriminalanthropologie sei eine »reine Wissenschafte, 
keine angewandte Wissenschaft ?¢). Die Kriminalanthropologie ist die 
Anwendung der anthropologischen Untersuchungsmethoden sowie der 
Ergebnisse der allgemeinen Anthropologie auf die Verbrecher. Insofern 
ist die Kriminalanthropologie im Verhältnis zu der allgemeinen Anthro- 
pologie allerdings eine angewandte Wissenschaft. Richtig ist allerdings 
auch, daß die sogenannte Polizeiwissenschaft, die Kriminaltaktik, im 
Verhältnis zu der Kriminalanthropologie — und ebenso auch im Ver- 
hältnis zu anderen Wissenschaften — wiederum eine angewandte 
Wissenschaft ist, insofern als sie die Lehren der Kriminalanthropologie 
für die Zwecke der Kriminalistik nugbar macht. Im Verhältnis zu der 
Kriminalistik könnte man also allenfalls die Kriminalanthropologie als 
‚reine Wissenschaft: bezeichnen, aber nur in diesem relativen Sinne, nicht 
in einem absoluten. i 


%) Mezger, »Kriminalpsychologische Studien aus der gerichtlichen Praxis. 
(-Archiv für, Kriminologie« 68 251 f.). 

se) Ottolenghi, »Polizia scientifica e polizia tecnica?« (»Estratto dal Bollettino 
della Scuola di Polizia Scientifica« [Luglio 1914] Fasc. N. 4 p. 4). 
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Was die Kriminalpsychologie als den bedeutsamsten Teil der Krimi- 
nologie anbetrifft, so hat sie nicht nur praktische Aufgaben zu erfüllen, 
sondern auch wissenschaftliche. Mit Recht betont Mezger, daß die 
Kriminalpsychologie den praktischen Interessen der Strafrechtspflege zu 
dienen habe; in ihrer Anwendung zur Auslegung des geltenden Rechts 
besige sie vor allem Bedeutung für die Lehre von der Zurechnungs- 
fähigkeit, für die Auslegung solcher Tatbestände, welche psychologische 
Tatbestandsmerkmale enthalten, sowie ferner für die Lehre von der 
Strafzumessung. Von Wichtigkeit sei die Kriminalpsychologie ferner 
für die Strafrechtsreform. Die Kriminalpsychologie habe aber :daneben-« 
auch eine rein wissenschaftliche Aufgabe, nämlich die der Erkenntnis 
eines Teiles der Menschheit, der Verbrecher ?”). 

Im Gegensaß zu Mezger möchte ich sogar annehmen, daß die wissen- 
schaftliche Erforschung der Psyche der Verbrecher, also ihre rein wissen- 
schaftliche Aufgabe, ihre Hauptaufgabe ist, daß erst in zweiter Linie 
die Nußbarmachung der wissenschaftlichen Ergebnisse dieser Unter- 
suchungen für die praktischen Zwecke der Strafrechtspflege und der 
Strafrechtsreform in Frage kommen. Es liegt ja für uns Kriminalisten 
zweifellos nahe, alles vom kriminalistischen, insbesondere vom straf- 
richterlichen Standpunkt aus anzusehen und so auch bei der Kriminal- 
psychologie das Hauptgewicht auf den Nußen zu legen, den wir von 
ihr bei Ausübung unseres Berufes haben. Für uns Praktiker ist aller- 
dings die Bedeutung der Kriminalpsychologie für die Lösung unserer 
praktischen Aufgaben besonders bedeutsam; wir dürfen aber nicht 
unseren subjektiven Maßstab als ausschlaggebend betrachten. Der Er- 
kenntniszweck ist bei jeder Wissenschaft Selbstzweck. Auch das Ver- 
brechen muß um seiner selbst willen erforscht werden. Heute befaßt 
man sich aber im großen und ganzen mit dem Verbrechen nur, um 
die beste Bekämpfungsmethode zu finden, nicht in erster Linie, um die 
Erkenntnis des Verbrechens zu erweitern und zu vertiefen. 
` Durchaus mit Recht weist Sternberg darauf hin, daß die heutige 
Wissenschaft vom Verbrechen utilitaristischen Charakter trage. »Alle 
Kriminalisten betrachten das Vegzbrechen am Ende als ein Etwas, das 
die Ordnung und Sauberkeit im Hause des Staates stört, und so rücken 
sie denn alle, Positive und Klassische, voll heiligen Eifers ins Feld, das 
Verbrechen zu bekämpfen, im Dienste »der Gesellschafte sagen die 
einen »des Staates« die anderen -- alle aber fühlen sich im Dienste 
sozialen Zwecks, dem wollen sie nüßen. Und wenn sie dieses Eifers 
voll, das Verbrechen bis in seine kleinsten Einzelheiten studieren, so 
studieren sie es, wie ein Insekt in Bau und Leben studiert wird — von 
einem methodisch denkenden Kammerjäger, nicht wie es studiert wird 
von einem Zooloßen. Es kommt mir hier nicht auf den Erfolg an 


. 


3) Mezger, »Über Kriminalpsychologie« a. a. O. S. 631. 
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(meinetwegen finde der Kammerjäger mehr als der Zoologe), sondern 
nur auf den Geist, in dem studiert wird. Der eine betrachtet das Ding 
als Ungeziefer, der andere als Wunderwerk der Schöpfung.... Die 
Kriminalwissenschaft will doch — und soll sie nicht? — ihr Haupt 
hochtragen gleich allen anderen Wissenschaften; oder will sie nur das 
Abwaschweib sein, das den Schmutbesen führt? ... Wenn sie es soll 
und wenn sie adlig dastehen will als Wissenschaft unter Wissenschaften, 
dann muß auch diese Wissenschaft Selbstzweck sein. Sie muß um 
ihrer selbst willen betrieben werden und nicht um irgendwelcher 
nüßlichen Zwecke halber, denen der Kriminalist sich dienlich erweisen 
will... Wenn die Kriminalwissenschaft als Selbstzweck auftreten will, 
so besagt das, daß sie ihren Gegenstand als ein Weltwesen, als einen 
unabhängigen und seinerseits alle anderen erfüllenden Wert ansehen 
muß nicht anders als die selbstbewußte Naturforschung das Leben oder 
die Energie. Mittel aber können diesen Selbstzweck niemals darstellen, 
und so können es auch die schönsten Straf- und Sicherungsmittel..... 
nicht. Deshalb bilden auch sie nicht eigentlich den Gegenstand der 
Kriminalwissenschaft, die sich in richtiger Erkenntnis ihres verschobenen 
Standpunktes in dem legten Jahrhundert »Strafrechtswissenschafte (sci- 
ence penale) genannt hat und größtenteils »Pönologie: gewesen ist, 
während sie sich nun dazu bequemen muß, Kriminalwissenschaft, das 
heißt in der Hauptsache »Kriminologie« zu werden; also nicht mehr 
wie früher »Wissenschaft von der Strafe:; »Wissenschaft von den 
Strafen: . . . sondern »Wissenschaft vom Verbrechen«3®). 

Daß die Kriminologie eine Wissenschaft ist, kann nicht bestritten 
werden. Zweifelhaft aber könnte es sein, ob auch die beiden anderen 
Teile der Kriminalwissenschaft, die Pönologie und die Kriminalistik, 
Wissenschaften sind, und ob man auch die Gesamtheit der kriminalistischen 
Hilfswissenschaften als Wissenschaft bezeichnen kann. Ich möchte diese 
Fragen bejahen. 

Was zunächst die Pönologie betrifft, so untersucht sie in systemati- 
scher Weise die Wirkung der Strafen und der sichernden Maßnahmen. 
Zu einer richtigen Beurteilung beider kann man nur dann gelangen, 
wenn man einmal das Strafrecht und zweitens die Kriminologie be- 
‚herrscht. Indem die Pönologie die Bekämpfung des Verbrechens vom 
naturwissenschaftlichen Standpunkt betrachtet, hat sie sowohl dem 
Strafrecht als der Kriminologie gegenüber einen selbständigen Gegen- 


38) Sternberg, »Das Verbrechen in Kultur und Seelenleben der Menschheit« 
(Berlin 1912) S. 1 ff. Erfreulich ist auch folgende Bemerkung von Marx, »Das 
Geseg des kürzesten Weges. Ein kriminalphılosophisches Vorwort« (Sonderabdruck 
aus der Vierteljahrsschrift f. gerichtl. Med., 3. Folge, Bd. 56 Suppl.) S. 1: »Welt- 
amschauung ist das Ziel jeder Philosophie; es gilt ebenso für eine Kriminalphilo- 
sophie. Der Versuch, das Verbrechen in die großen Zusammenhänge des Welt- 
geschehens hineinzudenken, muĝ am Anfang aller Kriminalistik stehen«. 
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stand. Wenn die systematische Erfassung der Wirkungen von Strafen 
und sichernden Maßnahmen uns auch besonders um ihrer praktischen 
Ergebnisse willen interessiert als eine der wichtigsten Unterlagen für 
die Kriminalpolitik, so darf man doch nicht übersehen, daß die allseitige 
Erkenntnis dieser Wirkungen doch auch rein wissenschaftliches Inter- 
esse hat. 

Schwieriger liegt die Sache bei der Kriminalistik insofern, als sie aus 
der Verbrechertaktik und der Kriminaltaktik besteht. Beide haben zwar 
gewisse Beziehungen miteinander insoferri, als die Kriminaltaktik auf 
genauester Kenntnis der Verbrechertaktik beruht und als der Berufs- 
verbrecher bei der Ausbildung seiner Taktik selbstverständlich soweit 
als möglich in eigenem Interesse auf der Kriminaltaktik aufbauen wird, 
indem er danach trachtet, den Organen der Strafrechtspflege möglichst 
wenig Anhaltspunkte zur wirksamen Verfolgung zu geben. Es fehlt 
aber an einem gemeinschaftlichen Standpunkt, von dem aus man Ver- 
brechertaktik und Kriminaltaktik betrachten kann; daß die eine sich mit 
der Taktik der Verbrecher befaßt und die andere mit der Taktik der zur 
Bekämpfung der Verbrecher bestimmten Organe der Strafrechtspflege, 
genügt zwar, um beide unter dem praktischen Gesichtspunkt als 
Kriminalistik zusammenzufassen ; sie ist aber nicht ausreichend, um der 
Kriminalistik den Charakter einer Wissenschaft zu verleihen. Dagegen 
steht nichts im Wege, die Kriminaltaktik als Wissenschäft zu bezeichnen. 
Die Verbrechertaktik kann man systematisch als einen Teil der Krimi- 
nologie, und zwar der Kriminalpsychologie, auffassen. Die Kriminologie 
als Lehre vom Verbrechen enthält dann die naturwissenschaftliche Be- 
trachtung der Ursachen und der Erscheinungsformen der Verbrechen. 
Wenn man die Pönologie dann in einem weiteren Sinne als Lehre von 
der Bekämpfung des Verbrechens ansieht, so umfaßt sie die Kriminal- 
taktik mit; sie lehrt uns dann die naturwissenschaftliche Betrachtung 
der materiellen Bekämpfungsmittel des Verbrechens sowie der formellen 
Mittel, welche eine Anwendung der materiellen Bekämpfungsmittel durch 
die Staatsgewalt erst ermöglichen. 

Die Kriminologie in diesem weiteren Sinne könnte man dann auch als 
Verbrechertumslehre bezeichnen und die Pönologie in dem soeben ent- 
wickelten, die Kriminaltaktik mitumfassenden Sinne als Lehre von der 
-Verbrecherverfolgung zusammenfassen, um gute deutsche Bezeichnungen 
zu wählen. Dagegen erscheint es mir nicht zweckmäßig, unter Lehre 
von der Verbrecherverfolgung, wie dies Kohler®°) tut, nur die Kriminal- 
taktik zu verstehen, die Pönologie dagegen als einen Teil der Krimino- 
logie aufzufassen und mit ihr — und der Verbrecherstaktik — als 
Verbrechertumslehre zusammenzufassen. Der Gedanke, der der An- 
regung Kohlers zugrunde liegt, ist offenbar der, daß die Kriminalistik 


*) Kohler im »Archiv für Strafrecht: 64 533 Anm. *). 
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eine Hilfswissenschaft der Strafprozeßrechtswissenschaft ist, während die 
übrigen kriminalistischen Hilfswissenschaften zu der Strafrechtswissen- 
schaft in dem weiteren hergebrachten Sinne, die Strafvollzugswissenschaft 
inbegriffen, die Stellung von Hilfswissenschaften einnehmen *°). Gewiß 
besteht ein Giegensaß von Strafrechtswissenschaft in diesem Sinne und 
Strafprozeßrechtswissenschaft: Jene handelt von den materiellen Straf- 
ansprüchen des Staates und ihren materiellen Voraussegungen, diese regelt 
das Verfahren, in dem festgestellt wird, ob ein solcher materieller Straf- 
anspruch in einem Einzelfall besteht oder nicht. Die Strafrechtswissen- 
schaft handelt zwar nicht nur von den Strafen, sondern auch von den 
Verbrechen; für sie haben aber die Verbrechen kein selbständiges Inter- 
esse; die Strafrechtswissenschaft interessiert sich für sie nur als für die 
Voraussetzungen für das Eintreten des Strafanspruchs. Die Kriminal- 
wissenschaft, die gleichfalls von Verbrechen und Strafen handelt, hat 
der Lehre von dem Verbrechen ihre Selbständigkeit wiedergegeben ; 
die Kriminologie als Lehre vom Verbrechen hat für die Kriminalwissen- 
schaft selbständigen Wert. Die Kriminalwissenschaft darf nun aber 
nicht in den entgegengesetten Fehler verfallen, den die Strafrechts- 
wissenschaft begangen hat, vielleicht begehen mußte, und nun die Lehre 
von der Strafe als ein bloßes Anhängsel betrachten. Verbrechen und 
Strafe sind Gegensäße; die Lehre von dem Verbrechen beschäftigt sich 
mit der Handlung des Verbrechers, die Lehre von der Strafe dagegen 
mit der Behandlung des Verbrechers durch den Staat. Es ist daher 
meines Erachtens nicht angängig, die Pönologie in der Kriminologie 
aufgehen zu lassen und beide als Lehre vom Verbrechertum der Lehre 
von der Verbrecherveriolgung gegenüberzustellen. Wenn man leßtere 
im weiteren Sinne der Verbrecherbekämpfung nimmt, so umfaßt dieser 
Begriff auch die Pönologie; dagegen ist es nicht angängig, die Lehre 
von den Bekämpfungsmitteln auch als Verbrechertumslehre zu bezeichnen; 
dann müßte man auch die Kriminaltaktik diesem Begriff unterordnen, 
Verbrechertumslehre also im Sinne meiner Kriminalwissenschaft nehmen. 

Sowohl die Kriminologie und die Kriminalistik wie. auch ihre Teile 
als auch die Pönologie sind wir berechtigt, als Wissenschaften zu be- 
zeichnen. Können wir nun auch ihre Gesamtheit, die »Kriminalwissen- 
schaft, mit Fug und Recht als eine Wissenschaft bezeichnen? Ich 
glaube, daran kann nicht gezweifelt werden, wenn man zugibt, daß die 
Kriminalrechtswissenschaft eine Wissenschaft ist. Wie sie befaßt sich 
die Kriminalwissenschaft mit dem Verbrechen und seiner Bekämpfung ; 
diese Begriffe stehen im Mittelpunkt sowohl der Kriminologie als der 


40) Mein Aufsatz »Zur Geschichte der Kriminaltaktik- (ebendort S. 511 ff.) hätte 
folgerichtig in Abt. A (Verbrecherverfolgung) gebracht werden müssen; dagegen 
hätte die Darstellung des Prozesses gegen die Attentäter von Sarajevo wegen 
ihres vorwiegend kriminologischen Interesses meines Erachtens wohl besser in 
die Abteilung »Verbrechertumslehre« auigenommen werden müssen. 


A 
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Kriminalistik und der Pönologie. Durch die naturwissenschaftliche Art 
der Betrachtung ist die Kriminalwissenschaft deutlich geschieden von 
der Kriminalrechtswissenschaft, welche jene Erscheinungen vom juristi- 
schen Standpunkt aus würdigt‘). 
— FG 

41) [Ich muß auf meiner Einteilung bestehen, messe allerdings der Einteilungs- 
frage keine allzu große Bedeutung bei, sofern man nur die Korrespondenz von 
Verbrechen und Strafe (Sicherungsmittel usw.) aufrechterhält, wie es von mir stets 
geschehen ist. Die Einreihung im Archiv hat, da das eine in das andere über- 
spielt, mehr praktische Gründe. — Kohler.) 


— 00 


Auswarliges Recht. 
Zum Thyrenschen Entwurf. 


Von Josef Kohler. 
I. 


ei Abfassung eines Strafgesegbuchs ist es immer wesentlich, daß 

der Entwurf, von dem man ausgeht, in seinen Grundzügen gelungen 
und somit die Fundamente richtig gelegt sind. Zeigt sich, daß die 
Grundlage wesentliche Mängel hat, so soll man niay weiter bauen, 
sondern zunächst die Grundlage verbessern. 

Darum möchte ich, was das im Werden befindliche schwedische 
Strafgesegbuch betrifft, meine Stimme erheben; denn der Thyrensche 
Entwurf des allgemeinen Teils erfüllt, so wie er bis jegt vorliegt, nur 
in geringem Maße die Anforderungen, welche die heutige Wissenschaft 
an einen gesetgeberischen Aufbau stellen muß. 


Il. 


So ist der Teil über das internationale Strafrecht über alle Maßen 
dürftig. Bald taucht bald das aktive Personalitätsprinzip, bald das passive 
auf, bald eine Art von Weltstrafrecht, indem der Täter, der wegen 
eines Verbrechens auswärts bestraft worden ist, nochmals in Schweden 
bestraft werden kann, allerdings unter Berücksichtigung der auswärts 
verbüßten Strafe; und für den Ausländer, der nachträglich schwedische 
Staatsangehörigkeit erworben hat, soll eine Art von stellvertretendem 
Strafrecht eintreten, aber doch nur in der Weise des ob und ob nicht, 
das heißt, nur indem die Voraussegung gemacht wird, daß die Tat 
auch nach dem Gesete des Begehungslandes strafbar war, aber ohne 
daB das Mehr oder Minder der Straibarkeit im In- und Auslande in 
Betracht kommt. In allen diesen Fällen soll die Schwierigkeit damit 
gelöst werden, daß die Verfolgung »von der Anordnung des Königs: 
abhängig ist. Der ganze feste Rechtsboden wird daher verlassen und 
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alles in ein unbestimmtes Dämmer getaucht. Das ist ein bedauerns- 
werter Rückschritt. Im einzelnen kann ich auf ein Werk über das 
internationale Strafrecht (1917) verweisen. 

Ebenso kommt bei dem zwischenzeitlichen Strafrecht nur das ob und 
ob nicht in Betracht, das heißt: die unter einem früheren Geseße be- 
gangene Tat wird zwar nur gestraft, wenn sie auch nach dem früheren 
Gesete strafbar war; war sie aber nach dem früheren Gesete milder 
strafbar, so soll darauf keine Rücksicht genommen werden; ein System, 
das zu den höchsten Unbilligkeiten führt. Man denke sich den Fall, 
daß auf eine Tat bisher nur eine kleine polizeiliche Strafe stand, die 
nachträglich infolge anderer Auffassung als ein zuchthausfähiges Ver- 
brechen betrachtet wird. Daß bei der Frage, welches Geseß das mildere 
ist, manche Schwierigkeiten auftauchen können, ist richtig; aber ein 
Geseß soll nach dem Prinzip der Gerechtigkeit streben, nicht nach der 
Bequemlichkeit der Rechtsprechung. 


m. 


Anerkennenswert ist das Bestreben, den modernen Grundgedanken 
von den sichernden Maßnahmen eine konkrete Gestalt zu geben. Es 
ist hier die Rede von den Geisteskranken, welche eine strafbare 
Handlung begangen haben, und es wird dabei bemerkt, daß sie so 
lange in einer Pflegeanstalt interniert werden sollen, als eine Gefahr 
vorhanden ist, daß die Geistesbeschaffenheit wiederkehrt. Damit ist 
Vorsorge getroffen gegen diejenigen gefährlichen Individuen, bei denen 
Geistesstörungen immer von Zeit zu Zeit neu hervorbrechen, und die 
dann immer wieder in die Anstalt gebracht werden müssen, nachdem 
sie unterdessen Unheil genug angestellt haben. 

Dann ist mehr als in den bisherigen Strafgesegen von der Minder- 
wertigkeit die Rede; hier wird unterschieden: ist die Minderwertigkeit 
als eine dauernde zu betrachten, dann ist die Person zu internieren, 
solange der Geisteszustand besteht, vorausgeseßt, daß die Minder- 
wertigkeit einen solchen Charakter hat, daß die Strafe nur in geringem 
Maße seelisch einzuwirken vermöchte; andernfalls ist die Minder- 
wertigkeit bei der Abmessung der Strafe mildernd in Rechnung zu 
segen. 

Außerdem sucht man die Frage der Unverbesserlichkeit in der Art 
zu lösen, daß, wer nach erledigtem zwölfjährigen Zuchthaus wieder 
ein zuchthausmäßiges Verbrechen begeht und nach den Umständen als 
besonders gemeingefährlich erscheint, bis zu 25 Jahren in eine Inter- 
nierungsanstalt gebracht werden kann. DBegeht er nachher wieder 
ein Verbrechen, so soll die Internierung eine lebenslängliche sein. 

Diese Säge haben alle noch den Charakter einer ersten 
Skizze und bedürfen dringend der näheren Durcharbeitung;; auch fehlen 


besondere Bestimmungen für Alkoholiker und Morphinisten. 
Archiv. Bd. 66. 36 
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IV. 


Zu den originellsten Seiten des Entwurfs gehört die Art der Be- 
stimmung der Geldstrafe, indem nach Vermögen, Einnahmen und 
anderen Umständen, die auf die Zahlungsfähigkeit einwirken, eine 
Tagebuße bestimmt ist, worauf dann die Strafe auf 1—200 Tagebußen 
angese&t wird. Darüber vergleiche auch schon dieses Archiv 64 384. 


V, 

Wenig empfehlenswert sind die Bestimmungen über Notwehr und 
Notstand. Im Notstand kehrt die deutsche Bestimmung wieder, daß 
die Notstandshandlung beschränkt ist auf die Verteidigung von Ehe- 
gatten, Geschwistern, Aszendenten und Deszendenten, und, wie ersichtlich, 
ist hier sogar der Kreis der Personen, die man durch Notstands- 
handlung retten darf, noch erheblich beschränkter als bei uns und 
somit die deutsche Bestimmung wesentlich verschlechtert. Und wie 
verhält es sich auch hier mit der Perforation? Soll denn die ewige 
Frage über die Befugnis des Arztes wiederkehren? Allerdings wird 
die Hauptbestimmung ergänzt durch die Säße über den Sachnotstand, 
indem man auch in anderen Notlagen, um seine Interessen zu retten, 
einer fremden Sache Schaden zufügen kann; hier ist das Hegelsche 
Verhältnisprinzip angenommen, ohne welches ja eine gerechte Normierung 
überhaupt nicht denkbar ist. Allein troßdem ist die Regelung ungenügend. 
Wenn ich im Notstand meinen Freund rette, so kann ich dem Henker 
verfallen! 

Die Bestimmungen über Notwehr enthalten einen richtigen Gedanken, 
tragen aber, anstatt ihn richtig zu entwickeln, eine ganz unbegründete 
Kasuistik in das moderne Recht hinein. Es wird unterschieden zwischen 
den Fällen, in denen der Angriff eine schwere Gefahr für die Person 
herbeiführt, den Fällen, in denen der Angreifer nachts in die Wohnung 
eindringt (also fur nocturnus!), ferner dem Fall, daß ein Verhafteter 
Widerstand leistet, und endlich dem Fall, daß jemand gegen den Ver- 
teidiger ‚des Eigentums Gewalt gebraucht; hier soll die Notwehr an 
keine Beschränkung gebunden sein als eben an die in ihrem Begriff 
liegende Schranke, daß die Notwehrverlegung nicht weiter gehen soll, 
als dem Bedarf der Verteidigung entspricht. Bei anderer Notwehr soll 
das Verhältnissystem gelten und soll es somit auf die Wertung des zu ver- 
teidigenden und des zu verlegenden Gutes ankommen. 

So läßt sich die Sache nicht durchführen. Man hat einfach zwischen 
Personalnotwehr und Sachnotwehr zu unterscheiden. Die Personal- 
notwehr ist die Notwehr bei Angriffen gegen Person, Freiheit, Leib 
und Leben, wozu natürlich auch die Sachangriffe gehören, die zugleich 
Angriffe gegen die Person enthalten: bei ihnen liegt Personalnotwehr 
vor, weil der Angriff gegen die Sache durch die Person hindurchgeht 
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und die Person trifft. Alle anderen Notwehrhandlungen sind als Sach- 
notwehr zu definieren; so wenn jemand meine irgendwo liegende oder 
hängende Sache verlegen will und ich die Verlegung etwa durch einen 
Schuß oder durch eine sonstige Fernwirkung hindern könnte. Bei der 
Personalnotwehr ist kein Verhältnissystem gerechtfertigt, da die an- 
gegriffene Person über der Schäßung steht; anders im Falle der Sach- 
notwehr, wie ich dies im »Leitfaden des Strafrechts: S. 48 aus- 
geführt habe. 


VI. 


In der Lehre von der Teilnahme findet sich die richtige Bestimmung, 
daß der Anstifter dann erheblich milder zu bestrafen ist, wenn er nach 
der Anstiftung alles getan hat, um die seelendynamische Wirkung 
seiner Anstiftungstätigkeit wieder zu neutralisieren. Damit ist die von 
manchen vertretene, ganz unbegreifliche Ansicht zurückgewiesen, daß 
der bloße Widerruf des Anstifters ihn straflos mache. Richtig ist auch, 
daß der Versuch der Anstiftung dem Versuch der Tat gleich bestraft 
werden kann, richtig auch, daß beim Qualifikationsproblem “der Fall 
herausgegriffen wird, daß die Qualifikation in der Verlegung einer 
besonderen Pflicht besteht: dann trifft die Qualifikation nicht die die 
Tat begleitenden Umstände, sie betrifft vielmehr den Nerv der Tat 
selbst; sie kommt daher nur bei demjenigen in Betracht, der diesem 
Pflichtenkreis unterliegt. Das ist insbesondere beim Beamtendelikt 
bedeutsam; der Anstifter zu einem Amtsverbrechen kann nicht wegen 
Amtsverbrechens verurteilt werden, wenn ihm nicht selbst eine Amts- 
pflicht obliegt. Vgl. »Leitfaden: S. 34. 


a 
VII. 


Vom Versuch ist folgendes bestimmt: er soll straflos sein, wenn 
keine Gefahr vorhanden ist, daß das Verbrechen auf die vom Täter 
berechnete Weise hätte zustande kommen können. Offenbar ist hier 
der untaugliche Versuch gemeint, aber die ganze Fassung ist sehr 
ungenügend. Wann ist Gefahr vorhanden, wann nicht? Ist für die 
Gefahr nur die abstrakte oder auch die konkrete Betrachtung der Tat 
bedeutsam? Liegt keine Gefahr vor, wenn der Täter, der Gift geben 
wollte, sich vergriffen hat und statt des Giftes einen unschuldigen 
Trank gab? Gefahr ist hier nicht vorhanden, wenn man betrachtet, 
wie sich die Sache nach der abirrenden Vergreifungshandlung gestaltet; 
betrachtet man aber die Tat mit allem, was vorausgeht, und erwägt 
man, daß das Vergreifen nur ein Zufallsmoment war, dann kann immer- 
hin eine Gefahr als vorhanden angenommen werden. Im übrigen führt 
der Gedanke wieder auf die Lehre von der absoluten und relativen 
Untauglichkeit und damit in das Fahrwasser früherer unhaltbarer 
Theorien zurück. 

35* 
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VIIL 


Auch was über Vorsaß und Fahrlässigkeit gesagt wird, ist wenig 
ergiebig. Der wichtige Unterschied zwischen Vorsaġ und Absicht fehlt, 
und der unglückselige dolus eventualis kehrt in der schlimmsten Form 
wieder: er soll vorliegen, wenn der Täter den Erfolg für möglich hielt, 
auch wenn er ihn nicht wünschte, sofern nur anzunehmen ist, daß- 
der Täter, falls er die Gewißheit des Erfolges vor sich gesehen hätte, 
sich von der Tat nicht zurückgehalten hätte. Dies ist die allerschroffste 
Ungerechtigkeit; denn der Täter wird hier nicht wegen dessen bestraft, 
was er bei der Tat gewollt oder gedacht hat, sondern wegen dessen, 
was er unter gewissen Umständen, die nicht vorlagen, gewollt und 
gedacht haben würde. Ist es aber jemals erhört, einen Menschen zu 
bestrafen, weil er, falls gewisse Umstände eingetreten wären, ein Ver- 
brechen begangen hätte? Die ganze Lehre vom dolus eventualis muß 
objektiv behandelt werden und kann nur dann zu einem gerechten 
Ergebnis führen, wenn die Voraussicht der größeren oder geringeren 
Wahrscheinlichkeit des Erfolges in Rücksicht gezogen wird. Wer 
etwas tut mit der bloßen Möglichkeit des Erfolges, kann nur dann 
bestraft werden, wenn er den Eriolg beabsichtigt hat. Hat er ihn 
nicht beabsichtigt, dann ist seine Bestrafung nur in dem Fall gerecht- 
fertigt, wenn er den Erfolg nicht bloß als möglichen, sondern als einen 
mit Wahrscheinlichkeit, ja mit großer Wahrscheinlichkeit eintretenden 


erkannt hat. Daß hierbei das Mehr oder Minder in die Wagschale . 


fällt, ist richtig, allein dies ist bei allen psychologischen Problemen der 
Fall. Vgl. meinen »Leitfaden« des Strafrechts S. 55. 


IX. 
Möge man also den Entwurf zunächst von Grund aus umgestalten 
und dann an die Weiterarbeit gehen; nur dann wird aus ihm ein 
brauchbares Geseß werden. 


— a a M 


Entscheidungen der Strafsenate des Reichs- 
gerichis. 


Mitgeteilt vom Wirklichen Geheimen Rat, Oberreichsanwalt 
Dr. Zweigert, Leipzig. 

VO. des BR. über Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen Vor- 
Schriften über wirtschaftliche Maßnahmen v. 18. Januar 1917 (RGBl. 58) 
$1. Für die Frage nach der Entschuldbarkeit des Irrtums über das 
Erlaubtsein eines nach der Preissteigerungsverordnung strafbaren Ge- 
schäfts ist auch ein unbeanstandeler Börsenhandel ohne Bedeutung. 

Il. StrS. U. v. 21. Januar 1918 g. M. 3 D 552/17. 

Aus den Gründen: Die Strafkammer bezeichnet als erwiesen, das 
Abstoßen der Mandeln im September 1916 und die im Januar 1917 erfolgte 
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Eindeckung mit neuer Ware zu höheren Preisen stellten keine einheitliche 
wirtschaftliche Maßnahme dar, und es sei der Verkauf nicht erfolgt, weil 
die Mandeln mit der Zeit an Güte und Brauchbarkeit Schaden litten; 
vielmehr habe der Angeklagte im September 1916 ihm günstige Börsen- 
preise ausnugen wollen und ausgenust, um einen Gewinn zu machen; es 
handle sich bei dem damaligen Mandelverkauf um eine gewagte Geschäfts- 
unternehmung, die dem Angeklagten mißglückt sei. 

Eine Berücksichtigung der höheren Aufwendungen für Neuanschaffung 
der Ware im Januar 1917 war hiernach ausgeschlossen, da es für die 
Frage der Übermäßigkeit des Gewinnes i. S. von 8 5 Abs. 1 Nr. 1 der BRVO. 
gg. übermäßige :Preissteigerung v. 23. Juli 1915 (RGBl. 467)/23 März 1916 
(RGBI. 183) nur auf die Prüfung der gesamten Verhältnisse beim einzelnen 
Geschäftsvorgang ankommt (Entsch. 49 398, 50 224). 

Die Verteidigung des Beschwerdeführers mit einem angeblichen Irrtum 
über die Anwendbarkeit jener BRVO. auf süße Mandeln (vgl. § 1 Abs. 1 
der BRVO. über Verfolgung von Zuwiderhandlungen gg. Vorschriften über 
wirtschaftliche Maßnahmen v. 18. Januar 1917) greift nicht durch gegenüber 
der auf tatsächlicher Grundlage beruhenden Feststellung des Landgerichts, 
der Angeklagte habe insoweit mit bedingtem Vorsage gehandelt. Sie 
bindet das Revisionsgericht und läßt keinen Rechtsirrtum erkennen. 

Was den vom Beschwerdeführer behaupteten »guten Glauben: betrifft, so 
kam es nach § 1 Abs. 1 der angeführten BRVO. v. 18. Januar 1917 darauf 
an, ob er in unverschuldetem Irrtum über die Anwendbarkeit der 
übertretenen Vorschrift die Tat für erlaubt gehalten habe. Unverschuldet 
war ein Irrtum nur dann, wenn der Angeklagte diejenige Aufmerksamkeit 
angewendet hatte, zu welcher er nach den Umständen und nach seinen 
persönlichen Verhältnissen verpflichtet und imstande war. Daß er irgend 
etwas getan habe, um dieser Sorgfaltspflichtt nachzukommen, hat er im 
ersten Rechtszuge nicht geltend gemacht, und auch in der Revision wird 
dafür nichts vorgebracht. Der Beschwerdeführer bezieht sich nur auf die 
Tatsache, daß süße Mandeln unbeanstandet an der Börse gehandelt worden 
seien. 

Nach der Beweisannahme des ersten Richters hat der Beschwerdeführer 
als erfahrener Kaufmann die Preissteigerungsverordnung und alle Tatsachen 
gekannt, aus denen sich die Übermäßigkeit des Gewinnes ergibt, insbesondere 
gewußt, daß für Mandeln ein richtiger Marktpreis nicht bestand, die dafür 
erzielten Börsenpreise vielmehr nur die Notlage des Marktes wiederspiegelten, 
von denen der Angeklagte habe Vorteil ziehen wollen. Deshalb und bei 
seinen im angefochtenen Urteil herangezogenen persönlichen Verhältnissen 
ist vom Landgericht angenommen worden, daß von einem unverschuldeten 
Irrtum über die Berechnung des Preises — gemeint ist über die Erlaubtheit 
des Verkaufes zum Börsenpreis — nicht die Rede sein könne. Das ist im 
wesentlichen tatsächlich, läßt jedenfalls keinen Rechtsirrtum erkennen. Für 
die Frage der Entschuldbarkeit des behaupteten Irrtums über das 
Erlaubtsein der Handlungsweise ist ein unbeanstandeter Börsenhandel mit 
Mandeln ohne Bedeutung; es genügte bei der gegebenen Sachlage, daß 
der Angeklagte nichts zur Vermeidung eines Irrtums getan hat, um dessen 
Entschuldbarkeit zu verneinen. Auch sonst hat die Nachprüfung des an- 
gefochtenen Urteils keinen dem Beschwerdeführer nachteiligen Verstoß 
aufgedeckt. 

Hiernach war das Rechtsmittel, mit der aus 8 505 Abs. 1 Sag 1 StPO. 
sich ergebenden Folge für den Kostenpunkt, als unbegründet zu verwerfen. 
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StGB.$ 57. Die Anführung des $ 57 StGB. im Urteil ist nicht geeignet, 
die notwendige ausdrückliche Feststellung der Strafbarkeitseinsicht zu 
ersetzen. 

V. StrS. U. v. 15. Februar 1918 g. S. u. R. 5 D 794/17 


Aus den Gründen: Die Revisionen sind begründet. 

In dem Urteil des Landgerichts fehlt, wie die Revisionsschrift mit Recht 
hervorhebt, die Feststellung, daß die bei Begehung der strafbaren Handlung 
erst 16 Jahre alten Angeklagten damals die zur Erkenntnis der Strafbarkeit 
erforderliche Einsicht besessen haben. An der Notwendigkeit einer aus- 
drücklichen Feststellung dieser Einsicht im Fall der Bestrafung eines 
jugendlichen Täters hat das Reichsgericht in ständiger Rechtsprechung 
festgehalten (Entsch. 29 99, 31 161, 36 112, 47 389, 50 199). 

Das Landgericht hat in seinem Urteil die Tatsache, daß die Angeklagten 
bei Begehung der strafbaren Handlung noch jugendlich waren, erwähnt, 
es hat auch bei der Bezeichnung des angewendeten Straigeseges den 
8 57 StGB. mit angezogen; das kann aber die im Fall einer Verurteilung 
notwendige ausdrückliche Feststellung des Vorhandenseins der »Einsicht« 
nicht ersegen, zumal keine Wendung der Gründe zeigt, daß die Frage 
auch nur erwogen worden ist. 

Daß das Urteil auf diesem Mangel beruht oder wenigstens beruhen 
kann, bedarf keiner besonderen Ausführung. Schon hieraus ergibt sich die 
Aufhebung des Urteils und die Zurückverweisung der Sache in die Vor- 
instanz. Ein Eingehen auf die weiter erhobenen Revisionsrügen erübrigt 
sich hiernach. 

VO. des BR. v. 24. Juni 1916 über den Handel mit Lebens- und Futter- 
mitteln und zur Bekämpfung des Kettenhandels (RGBl. 581, 674) SS 1, 
9, 11. »Lebensmittel« i. S. der VO. sind alle Nahrungsmittel, welche der 
Mensch sum Zwecke seiner Ernährung oder auch nur zum Zwecke seines 
körperlichen Behagens su genießen pflegt, ohne Rücksicht darauf, 
ob ihnen ein Nährwert innewohnt oder nicht (unter VERS EUNE von 
Süßstoff hergestellte Zuckerklümbchen). 

V. StrS. U. v. 20. Februar 1918 g. H. 5 D 860/17. 


Aus den Gründen: Unter »Lebensmitteln« i. S. der VO. des BR. v. 
22. Mai 1916 über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung der Volksernährung 
und der auf Grund derselben erlassenen VO. des BR. v. 24. Juni 1916 
über den Handel mit Lebens- und Futtermitteln und zur Bekämpfung des 
Kettenhandels ist nichts anderes zu verstehen, als was nach allgemeinem 
Sprachgebrauch unter dem Begriff »Lebepsmittel« verstanden wird. Danach 
sind Lebensmittel nicht nur zur Erhaltung des Lebens notwendige, sondern 
jegliche Nahrungsmittel, die der Mensch zum Zwecke seiner Ernährung oder 
auch nur seines körperlichen Behagens zu genießen pflegt, ohne Rücksicht 
darauf, ob ihnen ein Nährwert innewohnt oder nicht. Ohne Rechtsirrtum 
konnte hiernach die Strafkammer auch sogenannte Zuckerklümpchen zu 
den Lebensmitteln rechnen, mag der in ihnen in Kriegszeiten an Stelle 
von Zucker enthaltene anderweite Süßstoff auch olıne Nährwert gewesen 
sein. 


StGB. $ 132. Wird die Anwendbarkeit dieser strafgesetslichen Be- 
stimmung in ihrer ersten Alternative dadurch ausgeschlossen, daß aer- 
Jenige, gegen den die unbefugte Amtshandlung sich richtet, von der 
wahren Sachlage Kenntnis hat, insbesondere wenn die Handlung gegen 
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denjenigen selbst gerichtet erscheint, von dem sie vorgenommen wird, 
sich aber nicht auf eine Kundgebung diesem selbst gegenüber beschränken 
sollte, sondern dazu bestimmt war, einem Dritten gegenüber in die Er- 
scheinung su treten und ihm gegenüber eine bestimmte Wirkung aus- 
suüben.. 


StrS. U. v. 5. Juli 1918 g. S. S. 471/18. 

Der Angeklagte ist vom Schöffengericht wegen unbefugter Ausübung 
eines Öffentlichen Amtes zu Strafe verurteilt worden. Die von ihm da- 
gegen eingelegte Berufung ist durch Urteil des Landgerichts verworfen 
worden. Diesem Urteil liegt folgender Sachverhalt zugrunde. 

Auf dem Hausgrundstück S.straße Nr. .. in B. hatte sich im Oktober 1915 
der Müll derartig angesammelt, daß er zu einer gesundheitsgefährlichen 
Plage wurde. Die Müllabfuhr lag damals sehr im argen. Der Angeklagte, 
der beruflich Schugmann und Erster Schreiber im .. Polizeirevier zu B. ist, 
ist Verwalter des vorbezeichneten Hauses. Troß wiederholten energischen 
Vorstellungen konnte er die Abholung des Mülls nicht erwirken. Er bat 
deshalb den ihm vorgesegten Polizeileutnant, eine amtliche Aufforderung 
an die Wirtschaftsgenossenschaft ..... zur Abholung des Mülls zu er- 
lassen. Dieser entgegnete ihm, daß dies urimöglich sei; vor einigen Tagen 
sei eine ausdrückliche Verfügung der vorgesetten Behörde ergangen, wo- 
nach der Erlaß solcher Aufforderungen den Revieren entzogen und der 
Abteilung ... zur einheitlichen Bearbeitung übergeben worden sei; er solle 
nochmals eindringlichst an die Müllabfuhrgesellschaft schreiben; wenn er 
dann noch keinen Erfolg habe, werde er an die Abteilung ... berichten. 
Trogdem schrieb der Angeklagte das amtliche Formular Nr. .. dahin aus, 
daß es die befristete, an ihn selbst gerichtete Aufforderung enthielt, von 
dem Grundstück S.straße Nr. .. den dort lagernden Müllhaufen beseitigen 
zu lassen und legte es dem Polizeiwachtmeister M. zur Unterschrift vor. 
Dieser verweigerte aber die Unterschrift, indem er nochmals ausdrücklich 
darauf hinwies, daß er doch von dem Leutnant belehrt worden sei, daß 
- das Revier die Aufforderung nicht erlassen dürfe. Der Angeklagte zer- 
knitterte darauf das von ihm ausgefüllte Formular und warf es in den 
Papierkorb. Nichtsdestoweniger schrieb er alsdann unbemerkt ein neues 
Formular in gleicher Weise aus, das er unter den Worten »Der Polizei- 
Leutnant« mit dem amtlichen Stempel: Polizeirevier... B... versah. Diese 
Aufforderung sandte er der Wirtschaftsgenossenschaft, die alsbald den an- 
gesammelten Müll wegschaffte und dann die Aufforderung mit dem Bericht 
der Erledigung an das .. Polizeirevier sandte, wodurch die Sache offenbar 
wurde. 

Den Ausführungen des Angeklagten, der seine Schuld bestritten hat, ist 
das Berufungsgericht mit folgenden Erwägungen entgegengetreten, 

Die Sorge für die öffentliche Gesundheitspflege liege der Polizeiverwal- 
tung ob. Ein Ausfluß der polizeilichen Gewalt sei der Erlaß einer der- 
artigen Aufforderung, wie sie hier vorliegt, und mit ihm seien im Rahmen 
des polizeilichen Organismus bestimmte amtliche Stellen betraut. Wer 
eine solche amtliche Aufforderung erläßt, befasse sich also mit der Aus- 
übung eines öffentlichen Amtes. Dessen sei sich der Angeklagte auch 
vollauf bewußt gewesen. Er habe ja auch die Ausfüllung und Unter- 
stempelung des Aufforderungsformulars gerade in der Absicht und zu dem 
Zwecke vorgenommen, von der Urkunde als einer amtlichen Gebrauch zu 
machen und bei der Wirtschaftsgenossenschaft die Vorstellung zu erwecken, 
daß die Aufforderung eine amtliche sei. Daß die Aufforderung an ihn 
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selbst gerichtet war, sei bedeutungslos. Ob die Amtsanmaßung von dem 
durch die Anmaßung Betroffenen durchschaut werden konnte oder nicht, 
sei gleichgültig. Ebenso gleichgültig sei der Umstand, daß der Angeklagte 
das Schriftstück nicht unterschrieben, sondern nur unterstempelt hat, er habe 
den Eindruck eines amtlichen Schriftstücks erwecken wollen; das Schrift- 
stück sei geeignet gewesen, einen solchen zu erwecken, und es habe ihn 
auch erweckt. Amtliche Schriftstücke würden vielfach nur unterstempelt. 
In dem Urteil des Berufungsgerichts ist ferner die Behauptung des An- 
geklagten, daß er zum Erlaß der Aufforderung befugt gewesen sei, sich 
jedenfalls hierzu für befugt gehalten habe, als haltlos und der von ihm 
angegebene Grund, weshalb er sich zu der Abfassung der Urkunde für 
berechtigt gehalten habe, als unzutreffend dargelegt. Ein Notstand ist vom 
Berufungsrichter als nicht vorliegend angesehen. 

Vom Berufungsgericht ist daher ein Vergehen gegen § 132 StGB. fest- 
gestellt, und zwar die erste Alternative des § 132 StGB. mit der Erwägung 
für vorliegend erachtet, daß die Handlung des Angeklagten sich als die 
Ausübung eines Öffentlichen Amtes charakterisierte, daß er sich die Befug- 
nisse des polizeilichen Organs anmaßte, das eine solche Aufforderung 
ressortmäßig zu erledigen hat. | | 

Die von dem Angeklagten gegen dieses Urteil eingelegte Revision ist 
zurückgewiesen worden aus folgenden Gründen: 

Die geseßlichen Voraussetungen der Amtsanmaßung in der ersten Be- 
gehungsform des § 132 StGB. hat das Landgericht ohne Rechtsirrtum fest- 
gestellt. Unrichtig ist die Annahme der Revision, daß die Kenntnis des 
Angeklagten von der wahren Sachlage die Anwendbarkeit des § 132 
StGB. ausschließe. Die Amtsanmaßung, die in dem unbefugten Erlaß einer 
polizeilichen Aufforderung gegenüber dem Angeklagten bestand, sollte sich 
keineswegs auf eine Kundgebung gegenüber dem Angeklagten selbst be- 
schränken, sondern war von vornherein wesentlich dazu bestimmt, Dritten, 
nämlich der Wirtschaftsgenossenschaft, gegenüber in die Erscheinung zu 
treten und ihr gegenüber, die den wahren Tatbestand nicht kannte, eine 
bestimmte Wirkung auszuüben. 

Die Revision war deshalb zurückzuweisen. 


St PO. $ $ 248, 255. Es ist für zulässig su erachten, daß bei Urkunden, 
die in deutscher Sprache abgefaßt, aber in Geheimschrift geschrieben 
sind, statt der Vernehmung eines Sachverständigen die Übertragung 
des Schriftstücks in gewöhnliche Schrift verlesen wird, wenn nur die 
Richtigkeit der Übertragung festgestellt werden kann. 


I. StrS. U. v. 14. März 1918 g. H. u. D. 1 D 107/18. 


Aus den Gründen: Der sog. Kassiber ist ein Brief, den der An- 
klagte D. an den Mitangeklagten H. geschrieben hat, und deshalb un- 
bedenklich eine Urkunde, die zum Beweise dafür, daß D. einen Brief 
solchen Inhalts geschrieben hat, nach § 248 StPO. verlesen werden durfte. 
Er ist in deutscher Sprache abgefaßt, aber in einer dem Nicht-Eingeweihten 
oder Nicht-Sachverständigen unverständlichen, sogenannten Ziffernschrift ge- 
schrieben. Deshalb ist die Polizeidirektion um Entzifferung des Schriftstücks 
ersucht worden, und diese hat darauf mit Schreiben v. 27. Dezember 1917 
den Wortlaut des Kassibers in gewöhnlicher Schrift und zugleich die (sehr 
einfache) Erklärung der Ziffernschrift mitgeteilt, die jedem die Nachprüfung 
der Übertragung ermöglicht. Das Schreiben der Polizeidirektion v. 27. De- 
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zember 1917 ist, wie das Sißungsprotokoll ergibt, in der Hauptverhandlung 
verlesen worden. Diese Verlesung verstößt nicht gegen das Geseß, weil 
das Schreiben ein Gutachten einer öffentlichen Behörde enthält, das nach 
§ 255 StPO. verlesen werden konnte. Aber auch abgesehen davon haben 
die in einer unbekannten Schrift geschriebenen Urkunden mit den in einer 
dem Gericht unbekannten Sprache abgefaßten Urkunden das gemeinsam, 
daß ihr Verständnis dem Gericht durch einen Sachverständigen vermittelt 
werden muß, und in der Rechtsprechung des Reichsgerichts išt anerkannt, 
daß fremdsprachige Schriftstücke nicht notwendig durch einen Dolmetscher 
in der Hauptverhandlung übertragen werden müssen, um Gegenstand der 
Beweisaufnahme zu werden, daß es vielmehr zulässig ist, ihren Inhalt 
durch Verlesung einer Übersegung zur Kenntnis des Gerichts zu bringen, 
wenn außerdem in zulässiger Weise die Herkunft und die Richtigkeit der 
Übersegung festgestellt wird (Entsch. 25 353, 36 371, 51 93). Entsprechendes 
muß für Urkunden gelten, die in deutscher Sprache abgefaßt, aber in einer 
Geheimschrift geschrieben sind ; auch in solchen Fällen kann die Übertragung 
des Schriftstücks in gewöhnliche Schrift verlesen werden, wenn die Richtig- 
keit der Übertragung festgestellt werden kann. Das war aber hier in einer 
jeden Zweifel ausschließenden Weise der Fall, einmal, weil die Übertragung 
von einer Behörde herrührte, die über Beamte verfügt, die zuverlässige 
Kenntnis der von Verbrechern im Verkehr unter sich vielfach angewendeten 
Geheimschriften haben, sodann weil der Schlüssel zu der hier gebrauchten 
Geheimschrift außerordentlich einfach war, so daß jeder Prozeßbeteiligte die 
Richtigkeit der Übertragung ohne weiteres nachprüfen konnte, endlich aber, 
weil die Übertragung in Gegenwart des Ausstellers der Urkunde verlesen 
wurde, dieser also jede Unrichtigkeit der Übertragung rügen konnte, gleich- 
wohl aber Einwendungen nicht erhoben hat. Auch aus diesen Gründen 
war die Verlesung des Schreibens der Polizeidirektion v. 27. Dezember 1917 
unbedenklich zulässig, und durch die Verlesung ist das Schreiben zum 
Gegenstand der Verhandlung gemacht worden. Der behauptete Verstoß 
gegen 8 260 StPO. liegt also nicht vor. 


StGB. $ 133. Der Ausdruck »sonstige Gegenstände« i. S. des $ 133 StGB. 
umfaßt körperliche Gegenstände, gleichviel, ob sie sich in fester, luft- 
förmiger oder flüssiger Gestalt befinden. 


Il. StrS. U. v. 18. März 1918 g. D. 3 D 31/18. l 
Aus den Gründen: Auf die allgemeine sachliche Revisionsbeschwerde 
ist gemäß § 392 Abs. 2 StPO. das angefochtene Urteil nachgeprüft worden, 
diese Nachprüfung hat jedoch keinen dem Beschwerdeführer nachteiligen 

Verstoß aufgedeckt. 

Der Versuch der Revision, die Flüssigkeiten aus dem Bereich der sonstigen 
Gegenstände im § 133 Abs. 1 StGB. auszuscheiden, ist rechtlich verfehlt. Der 
Begriff der Gegenstände umfaßt auch hier körperliche Sachen, gleichviel, ob 
sie sich in fester, luftförmiger oder flüssiger Gestalt befinden. Das von der 
Revision vermißte Erfordernis der räumlichen Begrenzung fehlt an sich nicht 
der Flüssigkeit. Daß der Menge nach die bei Seite geschaffte Flüssigkeit 
nicht mit voller Bestimmtheit festgestellt werden konnte, ist nicht geeignet, 
das erwähnte Tatbestandsmierkmal zu beeinträchtigen. 

Hiernach war das Rechtsmittel, mit der aus 8 505 Abs. 1 Sag 1 StPO. 
sich ergebenden Folge für den Kostenpunkt, als unbegründet zu verwerfen. 
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Oberlandesgericht Colmar. 
Mitgeteilt vom Oberlandesgerichtsrat, Geh. Justizrat Dr. Vogt, 


Colmar. 

Kaiserlicher Gnadenerlaß v. 3. Februar 19I5 für Elsaß- 
Lothringen. Niederschlagung von Untersuchungen gegen 
Kriegsteilnehmer. Erlöschen des Verfahrens unabhängige 
vom Willender Beteiligten. Kostenentscheidung, Auslagen- 
erstattung. 1. Gnadenweise Niederschlagung der Untersuchung be- 
endigt das Verfahren selbst wider den Willen der Beteiligten. 2. Eine 
gerichtliche Entscheidung über Kosten und Auslagenersats ist damit 
ausgeschlossen. 


StrS. B. v. 27. April 1918 g. K. V. 19/14. 

In der Privatklagsache W. gegen K. wurde beschlossen: Das Verfahren 
wird eingestellt. 

Gründe: Der Angeklagte, ein Generalleutnant z. D. ist durch Urteil des 
Schöffengerichts Colmar v. 13. Mai 1914 auf Grund der §§ 185, 200 StGB. 
und 20 PreßG. wegen öffentlich begangener Beleidigung der Privatkläger 
(Wetterle und Gen.) zu 200 Mk. Geldstrafe, Nebenstrafen und zu den 
Kosten verurteilt worden. Auf Berufung des Angeklagten hat das Land- 
gericht Colmar durch Urteil v. 24. Juni 1914 die Geldstrafe auf 30 Mk. 
herabgesest, im übrigen die Berufung zurückgewiesen und dem Angeklagten 
die Kosten des Rechtsmittels auferlegt.. Gegen dieses Urteil haben beide 
Parteien zulässigermaßen und rechtzeitig Revision eingelegt. 

Der Angeklagte ist nach Kriegsausbruch wieder in den Heeresdienst 
eingetreten; auf den Antrag seines Verteidigers hat deshalb der StrS. durch 
Beschluß v. 17. Oktober 1914 das Verfahren ausgesegt. Durch Allerhöchste 
Kabinettsorder v. 19. Februar 1918 ist der Angeklagte aus seiner Mobil- 
machungsverwendung ausgeschieden. 

Da das Privatklageverfahren ein vor dem 3. Februar 1915 begangenes 
Vergehen der Beleidigung zum Gegenstand hat, der Angeklagte nach der 
Tat in den Heeresdienst eingetreten und Kriegsteilnehmer geworden ist, 
legtere Eigenschaft aber dadurch wieder verloren hat, daß er in Ehren 
ausgeschieden ist, so ist die Untersuchung durch den Gnadenerlaß des 
Kaisers v. 3. Februar 1915 niedergeschlagen. Gemäß den Ausführungs- 
bestimmungen des Karserl. Ministeriums für Elsaß-Lothringen v. 9. Februar 
1915 hat das Gericht das Verfahren einzustellen. 

Der Angeklagte hat durch seinen Verteidiger beantragen lassen, den 
Allerhöchsten Gnadenerlaß nicht zur Anwendung zu bringen und das 
Verfahren fortzusegen; er habe ein verfassungsmäßig verbürgtes Recht 
darauf, daß der zuständige Richter über seine Schuld befinde und durch 
Freisprechung seine bloßgestellte Ehre wiederherstelle. 

Ein solcher Rechtsanspruch des Angeklagten ist aber nicht begründet. 
Das öffentliche Recht des Reichslandes Elsaß-Lothringen wird durch die 
französisch-rechtlichen Normen beherrscht, die in Geltung waren, als die 
französische Fremdherrschaft aufhörte. Damals stand dem Staatsoberhaupte 
in Frankreich das Recht der Amnestie zu (Senatuskonsult v. 25./30. De- 
zember 1852), und dieses umfaßte auch die Niederschlagung gerichtlich 
anhängiger Strafverfahren mit tilgender Wirkung (vgl. Fuzier-Herman- 
Carpentier, Rep: Gén., Bd. 4, unter »amnistie-). Die deutsche Geseggebung 
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hat daran nichts geändert (vgl. auch RG. Str. 33 204). Nach Art. 3 des 
Reichsgeseges v. 9. Juni 1871 wird die Staatsgewalt in Elsaß-Lothringen 
durch den Kaiser ausgeübt. Sein Abolitionsrecht ist an die Zustimmung 
der Beteiligten — der Angeklagten oder der Privatkläger — nicht gebunden. 

Das Verfahren gegen den Angeklagten kann daher nicht fortgeseßt 
werden. Es ist durch den Allerhöchsten Gnadenerlaß beendet. Dieser 
Willensakt des Staatsoberhauptes hat die Macht, die sonst solchen Ein- 
wirkungen entzogene Tätigkeit der Gerichte zu hemmen. Aus der Fassung 
des Erlasses (Ich will in Gnaden genehmigen, daß... niedergeschlagen 
werden«) ist nicht etwa zu entnehmen, die Niederschlagung sei erst von 
den Gerichten oder sonstigen Behörden zu bewirken. Die Ausdrucksweise 
ist für Allerhöchste Gnadenakte vielfach üblich. Inhaltlich hat der Erlaß 
zweifellos die gleiche Bedeutung wie der des Königs von Bayern v. 7. Januar 
1916, der lautet: »Wir wollen... die gnadenweise Niederschlagung von 
Strafverfahren verfügen.« 

Für eine rechtsprechende Tätigkeit ist sonach überhaupt kein Raum mehr. 
Die Ausführung des Gnadenerlasses ist Justizverwaltungssache, auch soweit 
sie den Gerichten obliegt. Die Gerichte haben lediglich zu prüfen, ob im 
Einzelfalle der Erlaß zutrifft. Steht dies, wie im vorliegenden Falle, außer 
Zweifel, so haben sie es in der Form eines Einstellungsbeschlusses fest- 
zustellen; andernfalls ist — was im Gebiete der Rechtsprechung nicht zu- 
lässig wäre — die Entscheidung des Ministeriums einzuholen (Ziff. V der 
Ausführungsbestimmungen). 

Auch über die Kosten ist nicht weiter zu entscheiden, und insbesondere 
ist die Vorschrift des 8 503 Abs. 2 StPO. nicht anwendbar. Der entgegen- 
gesegten Ansicht des Bayr. OLG. (DStrRZ. 16 421, DJZ. 16 446, 
JH. 16 344, 861, vgl. auch Meyer in ZStrN. 37 803 ff. Dagegen Meikel 
in JH. 16 570 und Entscheidungen der Landgerichte Chemni&g und Nürnberg 
in JH. 16 872 und 978) kann nicht beigetreten werden. Die angezogene 
Gesetesstelle bezieht sich nur auf die Fälle, in denen durch richterliche 
Entscheidung das Verfahren eingestellt wird. Ob sie, wie vielfach 
angenommen wird (vgl. Löwe-Rosenberg zu 8 503 Anm. 6a), in allen 
diesen Fällen angewendet werden muß, auch — offensichtlich gegen alle 
Billigkeit — wenn die Einstellung nur deshalb zu erfolgen hat, weil der 
Privatkläger gestorben ist, bedarf hier keiner Erörterung. Keinesfalls trifft 
sie auf den vorliegenden Fall der Einstellung zu, die mit jenen Richter- 
sprüchen nur den Wortlaut gemein hat, inhaltlich aber, wie dargelegt, von 
ganz anderer Bedeutung, insbesondere überhaupt kein Akt der Recht- 
sprechung ist. 

Die Ausführungsbestimmungen des Kaiserl. Ministeriums für Elsaß-Loth- 
ringen enthalten über den Kostenpunkt nur die Vorschrift Ziff. 3, wonach an 
das Ministerium zu berichten ist, wenn es aus Billigkeit geboten erscheint, einer 
an einem niedergeschlagenen Verfahren beteiligten Person Auslagen, die sie 
infolge des Verfahrens aufgewendet hat, aus Staatsmitteln zu erstatten. 
Sie stimmen darin wörtlich überein mit der Ausführungsverfügung des 
Preußischen Justizministers v. 27. Januar 1915 zu dem Königlich Preußischen 
Ginadenerlaß vom gleichen Tage, der die Niederschlagung nur der gerichtlich 
noch nicht eingeleiteten Untersuchungen befohlen hatte, so daß eine An- 
ordnung über die Gerichtskosten nicht in Frage kommen konnte. Nachdem 
durch weiteren Gnadenerlaß v. 24. April 1915 auch die vor Preußischen 
Gerichten bereits eingeleiteten Strafuntersuchungen gegen Kriegsteilnehmer 
niedergeschlagen worden waren, hat der Preußische Justizminister durch 
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Verfügung vom 26. desselben Monats angeordnet, daß die in einem nieder- 
geschlagenen Verfahren erfallenen Gerichtskosten, einschließlich der Aus- 
lagen, niederzuschlagen und bereits bezahlte Beträge zurückzuerstatten 
seien. Gleiche Verfügung hat u. a. das Bayrische Justizministerium am 
7. Januar 1916 erlassen. 

Wenn es auch an einer ausdrücklichen Bestimmung darüber für Elsaß- 
Lothringen fehlt, so ist die Rechtslage doch dieselbe wie in den Bundes- 
staaten, die eine solche getroffen haben. Durch die Allerhöchst befohlene 
Niederschlagung der Strafuntersuchungen ist jeder Anspruch auf Bestrafung 
wie auf Kostentragung gegen die Beschuldigten entfallen, und dies trifft 
sowohl für die Ansprüche des Staates wie für die der Privatkläger zu, 
deren Prozeßbefugnisse von dem, durch landesherrlichen Verzicht erloschenen, 
staatlichen Strafverfolgungsrechte abgeleitet sind. Dagegen begründet dieser 
genadenweise Verzicht nicht auch einen Anspruch des Beschuldigten auf 
Erstattung ihrer Auslagen, weder gegen die Staatskasse noch gegen die 
Privatkläger. Für den Fall, daß die Belastung einer bei einem nieder- 
geschlagenen Verfahren beteiligten Person — Beschuldigter oder Privat- 
kläger — mit von ihr aufgewendeten außergerichtlichen Auslagen besonders 
unbillig erschiene, hat sich deshalb das Ministerium für Elsaß-Lothringen 
in der angezogenen Vorschrift vorbehalten, sie aus Staatsmitteln zu erstatten. 
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Mitgeteilt von Wirkl. Geheimen Oberregierungsrat Spangen- 
berg, Berlin. 


Gesets, betr. die Dienstvergehen der nicht richterlichen Beamten usw., 
v. 21. Juli 1852 (GS. 465). Eine gesetzliche Bestimmung, wonach 
Beschwerden von Beamten an eine höhere Behörde nur bei dem unmittel- 
baren Vorgesetsten eingereicht werden dürfen, besteht nicht. 

I. Senat. U. v. 13. Januar 1916. IA 51/15. 


Aus den Gründen: Die Bestrafung des Klägers durch den Regierungs- 
präsidenten beruht auf der Auffassung, daß auch ohne ausdrückliche Vorschrift, 
wie für alle anderen Beamten, so auch für die mittelbaren Staatsbeamten, die 
Pflicht bestehe, Beschwerden über vorgesegte Behörden durch deren Hand 
an die Beschwerdeinstanz einzureichen. Diese Pflicht leitet der angefochtene 
Beschluß aus den allgemeinen Dienstpflichten und der dienstlichen Stellung 
der Beamten im Verhältnisse zu ihrem Vorgesesten ab. Dem kann in- 
dessen nicht beigepflichtet werden. Daß für die Beamten grundsäßlich das 
Recht besteht, sich in dienstlichen Angelegenheiten bei der Aufsichtsbehörde 
zu beschweren, bedarf keines Nachweises. Ein Geseß, durch welches die 
Ausübung dieses Rechts dahin geregelt wäre, daß Beschwerden nur 
bei dem unmittelbaren Vorgesegten eingereicht werden dürfte, besteht nicht. 
Eine dahingehende Beschränkung folgt auch nicht aus den allgemeinen 
Dienstpflichten und aus der dienstlichen Stellung des Beamten zu seinem 
Vorgesegten, kann mithin auch nicht aus Normen oder Übungen des un- 
geschriebenen Dienstrechts abgeleitet werden. Soweit die Gesege für die 
Erhebung von Beschwerden einen bestimmten Rechtsmittelzug vorschreiben 
und die Zulässigkeit derselben an die Einhaltung einer Frist knüpfen, 
innerhalb deren die Beschwerde bei der höheren Behörde eingegangen 
sein muß, stehen diese Bestimmungen sogar einer solchen Folgerung 
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geradezu entgegen. Außerhalb des so geordneten Rechtsmittelveriahrens 
kann freilich die Aufsichtsinstanz vermöge ihres Aufsichtsrechts verlangen, 
daß der Beamte mit der höheren Behörde nicht in einen unmittelbaren 
Schriftverkehr trete; aber ein derartiges Verlangen muß, um wirksam zu 
sein, in einer entsprechenden Anordnung zum Ausdruck gebracht werden. 
Eine solche Vorschrift ist aber weder allgemein für alle mittelbaren Staats- 
beamten noch für die Beamten der Stadt M. erlassen worden. 


— 


Gesetz, betr. die Dienstvergehen der nichtrichterlichen Beamten usw., 
v. 21. Juli 1852 (GS. 465). Die durch $ 92 Titel 10 Teil II des All- 
gemeinen Landrechts begründete Residenzpflicht des Beamten besteht 
auch für den Fall seiner Erkrankung. 

I. Senat. U. v. 26. Oktober 1916. I A 25/16. 


Aus den Gründen: Nach der Vorschrift des § 92 Titel 10 Teil H des All- 
gemeinen Landrechts, die gemäß 8 1 der VO., betreffend die allgemeine 
Regelung der Staatsdienerverhältnisse in den neu erworbenen Landesteilen, 
v. 23. September 1867 (GS. 1619) auch in der Provinz Schleswig-Holstein 
geltendes Recht ist, darf kein Beamter den zur Ausübung seines Amtes 
ihm angewiesenen Wohnort ohne Vorwissen und Genehmigung seiner 
Vorgesetten verlassen. Das gilt auch im Falle der Erkrankung des Be- 
amten. Der Kläger war daher, obwohl er seine Erholungsbedürftigkeit 
außerhalb seines Amtssißes durch Überreichung einer ärztlichen Bescheinigung 
nachgewiesen hatte, nicht berechtigt, seinen Wohnort ohne weiteres zu 
verlassen, sondern bedurfte dazu der vorherigen Genehmigung des 
Vorsigenden des Kreisausschusses. Indem der Kläger diese Genehmigung 
nicht einholte, sondern unter Beschränkung auf die Anzeige, er habe die 
Dienstgeschälte seinem bestellten Vertreter übergeben, seinen ihm als 
Amtssig zugewiesenen Wohnort verließ, verlegte er die ihm obliegende 
Residenzpflicht und machte sich gemäß 8 2 Ziff. 1 des Ges. v. 21. Juli 1852 
(GS. 465) disziplinarisch strafbar. Sein Einwand, er habe im Hinblick 
auf die Antührung im Kommentar von Kauß-Appelius, Preußisches Beamten- 
recht, 1912 S. 318 geglaubt, nur zu der von ihm erstatteten Anzeige ver- 
pflichtet zu sein, ist verfehlt. Die dort angeführte Bemerkung, daß ein 
Beamter im Krankheitsfalle nicht des Urlaubs bedürfe, ist an sich zutreffend, 
hat aber mit dem voriiegenden Falle, in dem dem Kläger nicht zur Last 
gelegt wird, daß er seine Dienstgeschäfte nicht erfüllt, sondern allein, daß 
er seinen Amtssit verlassen habe, nichts zu tun. 


Stellenvermilllergeselge v. 2. Juni 1910. Die Genehmigung zum 
Betriebe des Stellenvermittlergewerbes erlischt nicht durch Nichtgebrauch, 
$49 der Reichsgewerbeordnung findet darauf Reine Anwendung. 

IH. Senat. U. v. 1. November 1917. UI B 16/17. 


Aus den Gründen: Die Annahme, daß die Genehmigung zum Betriebe 
des Stellenvermittlergewerbes durch Nichtgebrauch erlischt, ist rechtsirrtümlich. 
Das Stellenvermittlergeseg v. 2. Juni 1910 (RGBl. 860) enthält eine aus- 
drückliche Bestimmung über diese Frage nicht. In § 14 sind die all- 
gemeinen Bestimmungen der Gewerbeordnung auf den Gewerbebetrieb 
der Stellenvermittler für anwendbar erklärt. Zu diesen allgemeinen Be- 
stimmungen ist aber der § 49, der das Erlöschen von Genehmigungen 
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infolge Nichtgebrauchs für einige bestimmte Arten von Genehmigungen 
vorschreibt, nicht zu rechnen. Die Begründung zum Entwurfe des Stellen- 
vermittlergeseges (Nr. 231 der Drucksachen des Reichstags, 12. Legislaturper. 
Il. Session 1909/1910) benennt auch in den Ausführungen zu 8 11 —. dem 
späteren § 14 — nur die §§ 1, 11a, 41, 42 und 45 bis 47 der GO. als 
anwendbar. Übereinstimmend hiermit wird in keinem der Kommentare 
zum Stellenvermittlergeseg in den Erläuterungen zum 8 14 der § 49 der 
GO. als anwendbar bezeichnet (vgl. die Kommentare zum Stellenvermittler- 
gesege v. 2. Juni 1910 von Lindenberg — im Anhange zu seiner GO. —, 
ferner von Samter, Fischer, Köhler, Szczesny, Hoffmann und v. Landmann 
-— im Anhange zur GO. 7. Aufl. —) und in dem Kommentare von Fischer 
wird in Anmerkung VIb zu 82 ausdrücklich hervorgehoben, daß § 49 
nicht anwendbar sei. In Ermangelung einer entgegenstehenden geseglichen 
Bestimmung ist also daran festzuhalten, daß die von der zuständigen Be- 
hörde erteilte Erlaubnis zum Betriebe des Stellenvermittlergewerbes gültig 
bleibt, bis sie im Verfahren gemäß 8 9 des Stellenvermittlergeseges zurück- 
genommen ist. 


— m arua 


` Reichsgewerbeordnung § 38 Abs. 4. Zur Frage der Rechtsgültigkeit 
der Vorschriften des Ministers für Handel und Gewerbe über den Ge- 
werbebetrieb der Personen, die fremde Rechtsangelegenheilten usw. be- 
sorgen, v. 28. November 1901 und 4. Dezember 1906. 

II. Senat. U. v. 6. Dezember 1917. HB 27/17. 


Ausden Gründen: Die angefochtene Verfügung gibt dem Kläger unter 
Androhung einer Verwaltungszwangsstrafe auf, sein Geschäftsbuch, sein Geld- 
und Urkundenbuch und seine Handakten aus dem Jahre 1916 zur Prüfung auf 
dem Polizeibureau vorzulegen. Sie findet ihre rechtfiche Stüge in den vom 
Minister für Handel und Gewerbe erlassenen Vorschriften für den Gewerbe- 
betrieb der Personen, die fremde Rechtsangelegenheiten usw. besorgen, 
v. 28. November 1901 (Handelsministerialbl. 349) in der Fassung des 
Erlasses v. 4. Dezember 1906 (Handelsministerialbl. 399). 

Der Kläger macht geltend, daß diese Vorschriften über den Rahmen des 
8 38 Abs. 4 der GO. hinausgehen, soweit sie verlangen, daß im Geschäfts- 
buch auch die gezahlten Vergütungen eingetragen werden. Eine besondere, 
die Eintragung der Vergütung betreffende Vorschrift enthält die angefochtene 
Verfügung aber überhaupt nicht; sie verlangt vielmehr nur die Vorlage der 
Bücher und Handakten, ohne zunächst auf deren Inhalt einzugehen. In- 
sofern ist also die Rüge des Klägers ohne weiteres hinfällig. Sollte er der 
Meinung sein, daß die Bestimmungen des Handelsministerss im ganzen 
ungültig seien, weil sie die — seiner Ansicht nach — unzulässige Vorschrift 
über die Eintragungen der Vergütungen enthalten, so wäre diese Folgerung 
unzutreffend, denn eine ungültige Einzelbestimmung macht noch nicht ohne 
weiteres die gesamten Vorschriften, in denen sie sich befindet, hinfällig. 
Diese Folge würde vielmehr, wie in der Rechtsprechung des Oberverwaltungs- 
gerichts über Polizeiverordnungen ausgeführt ist (vgl. Friedrichs, Das Polizei- 
geseß 8 17 Anm. 8 und 9), nur eintreten, wenn die Verordnung Zulässiges 
und Unzulässiges ohne Scheidung durcheinandermischte, wovon im vor- 
liegenden Falle nicht die Rede .sein kann. 

Aber auch abgesehen hiervon enthalten die Vorschriften des Handels- 
ministers überhaupt keine ungültigen Bestimmungen. Ihre Gültigkeit ist 
vielmehr durch die ständige Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts 
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und des Kammergerichts anerkannt. Daß die Führung von Büchern vor- 
geschrieben werden kann, ist zweifellos (vgl. die Entscheidung des Kammer- 
gerichts v. 22. Februar 1912 in der Deutschen Juristenzeit. Jahrg. 1912 
S. 813). Auch über die Einzelheiten der Buchführung darf nach dem 
Wortlaute des § 38 der GO. Bestimmung getroffen werden. Was ins- 
besondere die Eintragung der Vergütungen betrifft, so regelt die Bestimmung 
des Handelsministers gerade, in welcher Weise die Rechtskonsulenten ihre 
Bücher zu führen haben, hält sich also streng im Rahmen der in § 38 
Abs. 4 der GO. den Zentralbehörden eingeräumten Befugnisse. Gerade 
die Art und Weise, in der die Buchführung erfolgen muß, also welche 
Tatsachen der Eintragung bedürfen, darf ministeriell geregelt werden. 

Der Kläger hält es weiter für nicht zulässig, daß durch die Ministerial- 
vorschriften der Polizei die Befugnis zum Einsehen der Handakten gegeben 
wird. Die Führung der Handakten gehört aber zur Art des Geschäfts- 
betriebs und unterliegt daher der Bestimmung des 8 38 Abs. 4 a. a. O. 
(vgl. die Entscheidung des Kammergerichts v. 2. Mai 1910, Gewerbe- 
archiv 10 87). Hierbei kommt es darauf, wem das bürgerlich-rechtliche 
Eigentum an den einzelnen darin enthaltenen Schrifstücken zusteht, nicht an. 

Schließlich bestreitet der Kläger seine Verpflichtung, das Geld- und 
Urkundenbuch B zu führen, weil er keine Aufträge anrehme, bei denen er 
Geld oder Wertpapiere in Empfang nehmen müsse. Auch diese Weigerung 
ist nicht begründet. Nach dem Wortlaute der Ministerialvorschriften ist 
jeder Rechtskonsulent verpflichtet, außer dem Geschäftsbuch A ein Geld- 
und Urkundenbuch B zu führen. Hierfür ist die Frage, ob Geschäfte ab- 
geschlossen werden, welche Eintragungen in das Buch B mit sich bringen, 
ohne Bedeutung. Selbstverständlich brauchen Eintragungen in dieses Buch 
nur zu erfolgen, wenn Geld oder Urkunden eingehen oder zurückgegeben 
werden. Dies besagt Ziff. 5 Abs. 2 der Vorschriften ausdrücklich durch 
die Bestimmung, daß die Eintragung in das Buch B unmittelbar bei 
Empfang und bei Wiederausgabe zu bewirken ist. Die Anschaffung 
des Buches und die vorschriftsmäßige Abstempelung durch die Ortspolizei- 
behörde (Ziff. 1 und 2 der Ministerialvorschrift) muß aber von vörnherein 
bei Eröffnung des Betriebs erfolgen. 
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Besprechung. 


Von Dr. Hermann Knapp. 


Josef Kohler, Prof.: Grundlagen des Völkerrechts. 250 S. 8° Verl. Ferd. 
Enke, Stuttgart, 1918. 


Wer jett angesichts der jedem Rechtsgefühl hohnsprechenden Greuel des 
Weltkriegs dem Völkerrecht jede praktische Bedeutung aberkennt und daran 
zweifelt, daß nach errungenem Frieden ein gediegneres, zielbewußteres und mit 

ößerer Machtvollkommenheit ausgestattetes Recht aus der Asche neu ersteht, 
er vermag aus Kohlers trefflichem Buch Trost und reiche Belehrung zu schöpfen. 
Begrüßen wir doch in diesem fürwahr ein großzügiges, einzigartiges Werk, auf 
langjähriger Erfahrung auferbaut und doch von durchaus modernem Geiste durchweht. 
nd gerade Kohler scheint in Rücksicht auf sein vielseitiges Wissen nach jeder 
auns in mit seinem weiten, praktischen Blick berufen, bei der Schaffung eines 
neuen Völkerrechts, das den Bedürfnissen der gesamten Menschheit, die es längst 
als T Glück ersehnt, gerecht werden soll, tatkräftig mitzuwirken. Auch ward 
ihm bei seinen zahlreichen Streifzügen auf dem Gebiet der vergleichenden Rechts- 
wissenschaft genaue: Kunde, welche Rechtsanschauungen in jener Hinsicht den 
meisten Völkern gemeinsam scheinen und was ihnen allen bitter not tut, um dann 
den auf schwanken Füßen stehenden Frieden zu einem festgegründeten und lang- 
dauernden zu gestalten. Denn daß die Leitsäte des bisherigen Völkerrechts 
schmählich versagten, bedarf keiner Begründung mehr, wie sich auch die apo- 
diktischen Lehren mancher als unumstößlich geltenden Autorität als völlig hinfällig 
erwiesen. 

Und welche Flickarbeit haben die Herren vom grünen Tische, die Kongresse, 
ja selbst die Haager Konferenzen geliefert! Mochten auch ihre ONLINE der 
jeweiligen Weltlage angepaßt, vorübergehend genügen und bei manchem Völker- 
duell früheren Schlages Anerkennu erzwingen, so mußte sich doch das Fest- 
klammern an einen so unfruchtbaren Positivismus in den gewaltigen Stürmen, wie 
wir sie jetst erlebten, schwer rächen. 

Und so ist auch bei Kohler der Bruch mit der hergebrachten Methode durch- 
aus zu billigen. Nicht wie in anderen Kompendien finden wir bei ihm einen 
Wust von Zitaten aus alten Autoren oder Hinweisen auf einer weit harmloseren 
Zeit entstammende praktische Fälle. Ebenso steht er gewissen Völkerverträgen 
mit Recht skeptisch gegenüber. Zieht er auch Philosophie und Geschichte zu Rate, 
ohne ihnen jedoch sklavisch zu huldigen, so erstrebt er vor allem, den lebensvollen 
und steten Wandel a al Geseten des Kultur- oder modernen Naturrechts 
zum Siege zu verhelfen. Als Vorbild dienen ihm hierbei nach mancher Richtung 
die Spanier, bei denen sich a das alte Naturrecht noch großer Beweglichkeit er- 
freute, bis es endlich durch die Holländer, so besonders Urotius, der völligen Er- 
starrung entgegengeführt wurde. Immerhin sind Kohlers Leitsäße, als Kinder einer 
andern Zeit, weit lebens- und anpassungsfähiger, auch tritt uns aus ihnen überall 
der scharisinnige Jurist, der sein Ziel stets fest im Auge behält, entgegen. 

Viel Neues bringt auch der kurze Abriß der Geschichte des Völkerrechts mit 
manch wertvollem Ergebnis der Rechtsvergleichung, worauf der Verfasser auch der 
Geschicke der Völkerrechtswissenschaft selbst eingehend gedenkt. Sodann erläutert 
er den Charakter der völkerrechtlichen Persönlichkeit wie ihre Stellung im Recht. 
Nach Darlegung der Grundsäße über Gebietshoheit und Staatsangehörigkeit macht 
er uns mit den Arten und Besonderheiten der völkerrechtlichen Verträge vertraut. 
Ferner beschäftigt er sich mit den Völkerrechtsbrüchen, welche durch Delikte des 
Staates oder Privater hervorgerufen worden, bis wir uns endlich völlig jenseits von 
Gut und Böse befinden und mit den Grundregeln des Kriegsverkehrs nähere Be- 
kanntschaft erlangen. Gerade diesem Abschnitt danken wir viel des Anregenden; 
hat ja eben dort das Völkerrecht die eigentliche Feuerprobe zu bestehen. Was 
aber bei allen diesen Ausführungen, abgesehen von der lebendigen Darstellung, 
besonders erfrischend und erhebend wirkt, ist die nationale Begeisterung, die das 
Werk beseelt, der echte Deutsche, der aus ihm zu uns spricht und immer wieder 
daran gemahnt, daß unser Volk seine Zukunft mit eignem Geist und Mitteln 
zimmern muß und keineswegs den trügerischen Lockrufen unserer Feinde, die 
Völkerbeglückung heuchein und doch nur krassem Egoismus frönen, lauschen darf. 


Digitized by Google 


Digitized by Google 


Digitized by Google 


Digitized by Google 


une Hi. zii Biss 


- = e 


m v m 


